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Die  Beschlüsse  der  Kommission  der  zweiten  Lesung  des 

Entwurfs  eines  Bürgerlichen  Gesetzbuches  hinsichtlich 

der  Vorschriften  Über  das  internationale  Privatrecht 

Nach  den  Protokollen  mitgeteilt 
yon  Amtarichter  Erteil  ArOM  in  Strafsbnrg  L  EIsafB. 

Das  sechste  Buch  des  Entwurfs  eines  Bürgerlichen  Gesetzbaches 
fUlt  das  Deutsche  Reich  bebandelt  in  ausfllhrlicher  Weise  die  Vor- 
schriften des  internationalen  Privatrechts,  welche  Air  den  heutigen  Rechts- 
yerkehr  von  so  grofser  Bedeutung  sind.  Die  Überschrift  des  Buches 
lautet:  „Anwendung  auslftndischer  Gesetze".  Man  war  sich  in  der 
Kommission  klar,  dafs  diese  Überschrift  insofern  nicht  ganz  korrekt  sei, 
weil  die  Bestimmung  der  Vorschriften  des  sechsten  Buches,  neben  dem 
Geltungsgebiet  des  ausländischen  Rechts  auch  die  Grenzen  ftlr  den 
Anwendungsbereich  der  deutschen  Gesetze  festasusetzen,  aus  dem  Wort- 
laute der  Überschrift  nicht  ohne  weiteres  erhelle.  Man  nahm  aber  an, 
dafs  die  gewählte  Überschrift  doch  im  wesentlichen  den  Kernpunkt 
treffe  und  dieselbe  sich  empfehle,  weil  sie  jn  einer  auch  Laien  ver- 
ständlichen Form  einen  ausreichenden  Begriff  von  dem  allgemeinen 
Inhalt  des  sechsten  Buches  gebe. 

Auch  die  Stellung  dieser  Vorschriften  gab  zu  Meinungsverschieden- 
heiten Anlafs,  indem  beantragt  war,  sie  in  das  EinfUhrungsgesetz  zu 
stellen,  da  sie  zur  Lehre  vom  objektiven  Recht  gehörten.  Die  Mehr- 
heit der  Kommission  entschied  sich  jedoch  da^r,  sie  als  sechstes  Buch 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  einzuverleiben,  da  sie  einen  Bestandteil 
des  materiellen  Rechts  bildeten,  zumal  eine  erschöpfende  Regelung  der 
Lehre  des  objektiven  Rechts  im  EinftLhmngsgesetz  nicht  vorgenommen  sei. 

In  der  Kommission  wurde  zunächst  die  Frage  erörtert,  ob  die 
Regelung  des  internationalen  Privatrechts  sich  auf  die  Bestimmungen 
der  räumlichen  Grenzen  des  deutschen  Rechts  beschränken  oder  aber 
auch  darauf  erstrecken  solle,  welches  fremde  Recht  anzuwenden  sei, 
wenn  ein  Rechtsverhältnis  der  Beurteilung  nach  deutschem  Recht  nicht 
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unterliege.  Man  machte  sich  dahin  Bchlttssig,  dafs  nicht  nur  die  Trag- 
weite  des  deutschen  Rechts  festgesetzt,  sondern  auch  die  Herrschafts- 
sphftre  des  ausländischen  Rechts  geordnet  werden  solle.  Man  erwog, 
dafs  dem  Richter  auch  erkennbar  gemacht  werden  müsse,  wie  er  zu 
entscheiden  habe,  welches  ausländische  Recht  anzuwenden  sei,  wenn 
feststehe,  dafs  das  Rechtsverhältnis  nach  ausländischem  Recht  beurteilt 
werde.  Man  verstofse  nicht  gegen  die  Grundsätze  des  Völkerrechts, 
da  jeder  Staat  kraft  seiner  Souveiänität  die  Befugnis  habe,  den  Richtern 
seines  Landes  vorzuschreiben,  nach  welchem  Recht  ein  zu  ihrer  Ent- 
scheidung gelangendes  Rechtsverhältnis  im  Inlande  beurteilt  werden 
müsse.  Der  von  einer  Seite  erhobene  Einwand,  das  internationale 
Privatrecht  in  dem  hier  fraglichen  Sinne  sei  ein  Teil  des  internationalen 
Rechts  überhaupt  und  entziehe  sich  daher  der  willkürlichen  Normierung 
domh  einen  einsselneo  Staat  ^)y  sei  nicht  stichhaltig,  da  das  intemadonale 
PriTfttreeht  vielmehr  internes  und  nationales  Recht  Atr  den  eiaMiaett 
Staat  sei.  Diese  Anschauung  sei  sowohl  in  der  Gesetzgebung  als  a«ch 
in  der  Praxis  zur  Geltung  gelangt  (vergl.  Art  84  W.O.,  §  53  C.Pr.0.). 
Mit  Rücksicht  auf  die  Staaten  zu  ^nander  müsse  die  Regelung  in  mafs- 
voUer  und  besonnener  Weise  geschehen.  Schlieflilich  sei  auch  vom 
praktischen  Standpunkt  diese  Regelung  notwendig,  da  das  Gesetz,  wenn 
man  einmal  eine  Kodification  vornehme,  den  Richter  in  einer  so 
zwdfelhaften  und  schwierigen  Lage  nicht  im  Stiche  lassen  dttrfs;  die 
Verweisung  auf  die  Analogie,  die  Natur  der  Sache  oder  die  Principien 
der   Wissenschaft  könnten   in  solchen  f>Ülen  nicht  genügen. 

Was  das  Geltungsgebiet  der  Nonnen  des  intematioDalen  P^ivatreehts 
betrifft,  so  ist  zunächst  die  Anwendung  der  im  Bürgerliehen  Gesets/boch 
selbst  aufgestellten  Vorschriften  geregelt.  Die  in  den  Reichsspecialgesetzen 
angestellten  Normen  des  rntemationalen  Privatrechts  bleiben  in  Geltung ; 
soweit  dieselben  keine  Bestimmungen  enthalten,  treten  die  im  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  aufgestellten  Normen  in  Wirksamkeit  (Art  9  des 
Einf.Ges.).  Zweifelhafter  ist  das  Verhältnis  der  reichsrechtlichen  Normen 
des  internationalen  Privatrecfats  zu  denjenigen  Materien,  deren  Regehmg 
dem  Landesrecht  vorbehalten  ist.  Diesen  im  Einf.Ges.  aufzunehmenden 
Vorbehalten,  dafs  die  Landesgesetze  in  bestimmten  Materien  unberührt 
bleiben  sollen,  ist  nach  der  Meinung  der  Kommission  jedoch  die  Be- 
deutung beizulegen,  auch  über  die  örtliche  Anwendung  der  landes- 
reehtlichen  Normen  Bestimmungen  zu  treffen.  Es  könne  dies  zu  mifs- 
liehen  Ergebnissen  führen,  indem  zwischen  Landesrecht  und  Reiehs- 
recht  Kollisionen  eintreten  können,  allein  man  dürfe  vertrauen,  wie 
die  Kommission  ausspricht,  dafs  die  Landesgesetzgebung  thunlicbst 
Kdlfsionen  vermeiden  weide.  Ebenso  grofse  Schwierigkeiteu  sind 
hinsiehtlich  der  bestehenden  partikularrechdichen  Normen  über  die  ört- 
liche  Herrschaft    der  Rechtssätze    vorhanden.      Soweit  sie  allgem^er 


1)  Vergl.  hiezu  oben  S.  837  ff.  Schnell,  Über  die  Zuständigkeit  zum 
Erlafs  von  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  räumliche  Herrschaft  der 
Rechtsnormen.    Red. 
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Natur  Bind,  sind  me  durch  das  Bttrgeiiiehe  Gesetzbuch  anflmr  Kraft 
gesetzt ;  soweit  sie  aber  lediglich  die  Anwendung  der  der  Landesges^tz- 
gebwig  Torbehaltenen  Sondervorschriften  zu  regeln  bestimmt  sind, 
müssen  sie  als  aufrecht  erhalten  gelten.  Es  wird  jedoch  im  einzelnen 
Fall  schwierig  sein,  festzustellen,  ob  eine  derartige  Norm  des  inter- 
nationalen Privatrechts  nach  Landesrecht  allgemeiner  Natur  oder  ob  sie 
lediglich  die  Anwendung  von  Sondervonchriften  zu  regeln  bestimmt  ist 

Die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  einer  Person 
sollen  nai^  dem  Entwurf  nach  dem  Rechte  ihres  Heimatsstaates  be- 
urteilt weiden.  Das  durch  die  Staatsangehörigkeit  bestimmte  Personal- 
statut soll  ftlr  Inländer  und  ftlr  Ausländer  mafsgebend  sein.  Es  wurden 
Anträge  gest^t,  wdiche  dieses  Princip  erheblich  einschränken  wollten. 
Von  einer  Seite  wurde  beantragt,  Ausländer,  wefehe  im  Inlande  den 
Wohnsitz  oder  den  ständigen  Aufenthalt  haben,  zuirilchst  nach  in- 
läadisehera  Rechte  zu  beurteilen  und  nur  ausnahmsweise,  wenn  die 
Gegenseitigkeit  verbttigt  sei,  dieselben  in  ihren  persönlichen  Verhalt- 
Bissen  nach  dem  Rechte  ihres  Hetmatsstaates  zu  beurteilen.  Von 
andere  Seite  wurde  grundsätzlich  an  dem  Satz  festgehalten,  dafs  der 
Ausländer  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Verhältnisse  nach  dem  Recht 
sones  Heimatsstaats  zu  beurteilen  sei,  aber  dem  Reichskanzler  solle  die 
Ermächtigung  gegeben  werden,  mit  Zustimmung  des  Bundesrats  im 
Verhältnisse  zu  einem  ausländischen  Staate  zu  bestimmen,  dafs  Vor- 
schriften, nach  welchen  das  Recht  dieses  Staates  zur  Anwendung 
kommen  wtlrde,  nicht  gelten  sollen,  wenn  aus  irgend  welchem 
andern  Grunde  die  Anwendung  des  fremden  Rechts  vom  deutschen 
Standpunkt  als  unerwünscht  oder  als  unthulich  erscheine.  Ein  dritter 
Antrag  wollte  die  Möglichkeit  vorsehen,  dafs  der  Reichskanzler  mit  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  dne  Anordnng  treffen  könne,  vermöge  deren 
ftbr  Ausländer,  die  im  Inlande  den  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt 
haben,  an  Stdle  der  sich  nach  der  Staatsangehörigkeit  bestimmenden 
Gesetze  wegen  mangelnder  Gegenseitigkeit  die  deutschen  Gesetze  zur 
Anwendung  kämen. 

Die  Mehrheit  der  Kommission  entschied  sich  jedoch  ftlr  das 
Princip  ohne  jede  Einschränkung.  Dasselbe  sei  von  der  Wissenschaft 
und  l^raxis  herausgearbeitet  und  werde  jetzt  allgemein  als  das  richtige 
anerkannt  Es  würde  ein  Rückschritt  sein,  wenn  man  das  Territorial- 
prindp,  welches  seit  vorigem  Jahrhundert  mehr  und  mehr  verlassen  sei, 
wieder  annehmen  wollte.  Nehme  man  fttr  Inländer  in  Anspruch,  dafs 
sie  im  Auslände  nach  inländischem  Recht  beurteilt  würden,  so  erfordere 
die  Konsequenz  und  die  Gerechtigkeit,  den  Ausländem  im  Inlande 
eine  entsprechende  Behandlung  einzuräumen. 

Man  nahm  auch  davon  Abstand,  eine  besondere  Bestimmung  ftlr 
die  AusBohliefsung  der  Anwendung  des  ausländischen  Rechts  ftlr  solche 
Fälle  au&unehmen,  in  denen  etwa  eine  dringende  Notwendigkeit  vor- 
zoliegen  scheine.  Man  ging  davon  aus,  dafs  eine  ausdrückliche  Aus- 
sehliefsung  des  Rechts  eines  fremden  Staats  ans  politischen  Gründen 
mi&lich  sei ;  gedacht  sei  der  Ausschlufs  als  eine  Mafsregel  zur  Abwehr, 
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aber  thatsttchlich  werde  darin  vielfach  ein  Angriffsakt  gesehen,  jeden- 
&ll8  werde  der  davon  betroffene  Staat  za  difsser  Anflftissnng  geneigt 
sein.  Unter  Umständen  dürfte  der  §  2265  ausreichenden  Schatz  ge- 
währen (vergl.  anten).  In  Verbindung  hiermit  wurde  die  Frage  der 
Rtlckverweisung  geprüft.  Es  war  der  Antrag  gestellt  worden,  nach- 
stehende Vorschrift  aufzunehmen: 

^Soweit  für  die  Bechtsverhältnisse  einer  Person  die  Beurteilung 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  vorgeschrieben  ist,  welchem  die  Person 
angehört,  kommen,  wenn  das  Recht  dieses  Staates  die  Beurteilung 
dieser  Rechtsverhältnisse  nach  den  Gesetzen  eines  anderen  Staates  vor- 
schreibt, diese  Gesetze  zur  Anwendung.^ 

In  dieser  Hinsicht  wurde  ausgeführt:  Wenn  das  inländische 
Recht  auf  die  Anwendung  der  Gesetze  eines  ausländischen  Staates  ver- 
weist, so  sei  an  sich  eine  doppelte  Auffassung  denkbar ;  entweder  habe 
es  die  Bedeutung,  dafs  nur  die  das  Rechtsverhältnis  betreffenden 
materiellen  Gesetze  des  fremden  Staats,  nicht  auch  die  auf  das  inter- 
nationale Privatrecht  sich  beziehenden  Rechtsnormen  des  andern  Rechts 
Anwendung  finden  sollen;  oder  aber  es  soll  auf  das  fremde  Recht  in 
seiner  Totalität,  also  einschliefslich  der  Normen  über  die  örtliche 
Herrschaft  der  Rechtssätze  verwiesen  sein;  in  letzterem  Falle  würde, 
wenn  das  fremde  Recht  seinerseits  auf  ein  anderes  Recht  verweise,  ins- 
besondere auf  das  Recht  des  Inlands,  zurückverweise,  diese  Vorschrift 
zu  hechten  sein.  Der  Entwurf  vertritt  den  ersteren  Standpunkt.  Der 
Antrag  will  das  Princip  des  Entwurfs  als  Regel  beibehalten,  aber  ftir 
diejenigen  Fälle,  in  welchen  nach  den  Vorschriften  des  Entwurfs  für 
die  Rechtsverhältnisse  einer  Person  das  nach  dem  Staatsangehörigkeits- 
princip  bestimmte  Personalstatut  mafsgebend  ist,  der  Inbezugnahme  des 
nationalen  Rechts  die  Bedeutung  beilegen,  dafs  das  Recht  des  Heimats- 
staates als  Ganzes  einschliefslich  der  in  demselben  enthaltenen  Normen 
des  internationalen  Privatrechts  Beachtung  finden  solle.  Bestimme  hier- 
nach das  durch  das  Personalstatut  bezeichnete  Recht  des  fremden 
Heimatsstaates,  dafs  das  in  Rede  stehende  Verhältnis  nach  dem  Gesetze 
eines  andern  Staates  zu  beurteilen  sei,  so  sollen  diese  materiellen 
Normen  mafsgebend  sein,  ohne  dafs  es  noch  darauf  ankomme,  ob  etyra 
das  hiernach  mafsgebende  Recht  seinerseits  wieder  auf  ein  anderes  Recht 
verweise. 

Die  Mehrheit  der  Kommission  hat  sich  jedoch  im  Princip  gegen  die 
Rückverweisung  ausgesprochen  und  nur  Ausnahmen  für  die  Eingehung 
der  Ehe  (§  2245)  und  die  Auflösung  der  Ehe  (§  2247,  Abs.  4)  zugelassen. 
Es  wurde  hervorgehoben,  dafs  die  Theorie  der  Rückverweisung  sich  in 
neuester  Zeit  in  der  Wissenschaft  weniger  Anhänger  zu  erfreuen  habe. 
Auch  das  Reichsgericht  habe  sich  in  mehreren  Fällen  bei  Anwendung 
des  badischen  Landrechts  gegen  Rückverweisung  ausgesprochen  (Entsch. 
Bd.  XXIV  Nr.  66,  XXV  Nr.  74,  XXIX  Nr.  71).  Die  moderne  Gesetz- 
gebung stehe  durchaus  auf  diesem  Standpunkt.  Es  würde  demnach 
sehr  bedenklich  sein  und  als  Rückschritt  empfunden  werden,  wenn  das 
Bürgerliche   Gesetzbuch  jene  Theorie   annehmen   wollte.      Der  Grund- 
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gedanke  des  Antrages  widerspreche  der  von  der  Kommission  an- 
genommenen principiellen  Auffassung.  Das  Becht  des  ausländischen 
Staats  komme  srnr  Anwendung,  nicht  weil  der  ausländische  Gresetzgeber 
das  Verhältnis  regeln  wolle,  sondern  weil  das  inländische  Gresetz  vor- 
schreibe, dafs  das  Verhältnis  nach  diesem  Recht  beurteilt  werden  solle. 
Der  inländische  Geseta^eber  könne  zwar  auch  so  verfahren,  dafs  er 
kraft  seiner  Souveränität  die  Anwendung  des  fremden  Rechts  als  Ganzes 
vorschreibe,  allein  eine  derartige  Regelung  wtLrde  dem  Zwecke,  den 
man  bei  der  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  im  Auge 
habe,  widersprechen.  Dem  Richter  solle  eine  feste  Regel  gegeben 
werden,  nach  welcher  er  entscheiden  könne.  Zwinge  man  ihn  seiner- 
seits wieder,  das  ausländische  Recht  dahin  zu  prUfen,  ob  dieses 
nicht  auf  ein  anderes  Recht  verweise,  so  entstehe  Unsicherheit  Man 
schaffe  Komplikationen,  die  auf  diesem  Gebiete,  wenn  irgend  möglich, 
zu  vermeiden  seien. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  anlangend,  so  behandelt  der  Entwurf 
zunächst  die  Todeserklärung.  Im  §  2236  ist  bestimmt,  dafs  ein 
Verschollener  im  Inlande  nach  Mafsgabe  der  deutschen  Gesetze  für 
tot  erklärt  werden  kann,  wenn  er  bei  dem  Beginne  der  Verschollen- 
heit ein  Deutscher  war.  Es  ist  im  Princip  davon  ausgegangen,  dafs 
eine  Todeserklärung  von  Ausländem  im  Inlande  nicht  zugelassen  sei, 
dafs  sie  jedoch  aus  praktischen  Grdnden  unter  Umständen  nicht  zu 
entbehren  sei.  In  vielen  Fällen  wird  es  den  Beteiligten  nicht  möglich 
sein,  eine  Todeserklärung  eines  Ausländers  im  Auslande  zu  erwirken, 
und  wenn  eine  Erwirkung  möglich  sein  sollte,  wird  sie  oft  mit  grofsen 
Kosten  und  unter  lästigen  Weiterungen  zu  erlangen  sein.  Das  Gesetz 
mufs  aber  durch  Zulassung  der  Todeserklärung  von  Ausländem  die 
Möglichkeit  gewähren,  Rechtsverhältnisse,  die  unter  deutschem  Recht 
stehen,  unter  die  Einwirkung  der  Todesvermutung  zu  stellen,  und  im 
Inland  befindliches  Vermögen  einem  neuen  verftlgungsberechtigten  Herrn 
zugänglich  zu  machen.  Man  nahm  daher  in  der  Kommission  die  An- 
träge an,  welche  die  Todeserklärung  der  Ausländer  im  Inlande  nach 
Mafsgabe  der  deutschen  Gesetze  mit  Wirkung  für  diejenigen  Rechts- 
verhältnisse, welche  sich  nach  den  deutschen  bestimmen,  sowie  mit 
Wirkung  für  das  iip  Inlande  befindliche  Vermögen,  zulassen. 

In  §  2287  sind  die  juristischen  Personen  behandelt.  Als 
K^gcl  gilt  der  Satz:  Die  juristische  Persönlichkeit  wird  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes  beurteilt,  an  welchem  die  juristische  Person  ihren 
Sitz  hat.  Ein  Verein  ist  demnach  auch  im  Inlande  als  eine  juristische 
Person  anzuerkennen,  wenn  ihm  nach  den  an  seinem  Sitze  geltenden 
Gesetzen  Persönlichkeit  zukommt.  Dieser  Sitz  gilt  sowohl  für  öffent- 
lich-rechtliche Korporationen,  als  für  handelsrechtliche  Erwerbsgesell- 
sellschaften,  sonstige  Vereine  und  Stiftungen.  Nach  den  über  den  Sitz 
geltenden  Gesetzen  wird  die  Verfassung  und  Organisation  der  juristischen 
Person,  die  Voraussetzungen  ihres  Erlöschens,  sowie  der  Umfang  der 
ihr  zukommenden  Rechtsflihigkeit  beurteilt  Einverständnis  in  der 
Kommission  herrschte  hinsichtlich  der  Anerkennung  der  Rechtsfähigkeit 
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aiudäadischer  öffentlich-rechtlicher  Korporationen  und  der  handekrecht- 
liehen  Erwerbsgesellschaften.  Bedenken  walteten  ntir  ob  im  betreff 
der  in  §  28  B.6.B.  aufgeführten  Vereine.  Das  Gesetz  habe  sich  hier 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  dafs  eine  freie  Körperschaftsbildnng  nicht 
zugelassen  werden  könne,  daTs  vielmehr  der  Elrwerb  der  Rechtsßlhig- 
keit  von  staatlicher  Genehmigung  oder  doch  von  Erfüllung  gewisser 
Normativbestimmungen  mit  nachfolgendem  Registereintrag  abhUü^gig  zu 
machen  sei.  Hiermit  sei  nicht  vereinbar,  dafs  auslMadisehen  Verehiea 
ohne  weiteres  die  Rechtsfllhigkeit  zuerkannt  werde.  Es  könne  sonst 
z.  B.  ein  im  Inlande  nicht  zugelassener  Verem  dadurch  seinen  Zweck 
erreichen,  dais  er  den  Sitz  in  die  Schweiz  verlege,  seine  Wirksamkeit 
aber  in  Deutschland  ausübe.  Man  einigte  sieh  in  der  Kommisston  da- 
hin, dafs  man  die  Anerkennung  der  Bechtsfilhigkeit  diesen  Veremen 
nicht  ohne  weiteres  zugestand,  sondern  dieselbe  von  einem  Willensakte 
der  Verwaltungsbehörde  abhängig  machte,  indem  man  aussprach,  dafs 
diese  Vereine  im  Inlande  nur  rechtsfiihig  sein  sollten,  wenn  ihre 
Rechtsfähigkeit  in  einem  Bundesstaate  anerkannt  sei.  Die  Anerkennung 
in  einem  Bundesstaat  hat  aber  Geltung  für  alle  anderen  Bundesstaaten. 

Nach  §  2238  wird  die  Geschäftsfähigkeit  einer  Person  nach 
den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  welchem  die  Person  angehört. 
Eriangt  jedoch  ein  volljähriger  Ausländer  die  Reichsangdbörigkeit,  so 
behält  er  die  rechtliche  Stellung  eines  Volljährigen,  auch  wenn  er  sie 
nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht  hat. 

Nach  dem  Entwurf  soll  zwischen  Rechtsfähigkeit  und 
Geschäftsfähigkeit  unterschieden  werden;  erstere  soll  nach  den 
Gesetzen  des  Staates  beurteilt  werden,  dessen  Recht  für  das  im  einzelnen 
Fall  zur  Entscheidung  stehende  Rechtsverhältnis  mafsgebend  ist;  für 
letztere  dagegen  sollen  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend  sein, 
welchem  die  Person  angehört  Von  diesem  Grundsatz  macht  Abs.  3 
des  §  2238  eine  Ausnahme.  Schliefst  nämlich  ein  Ausländer  im  In- 
lande ein  Verkehrsgeschäft  ab,  so  soll  im  Interesse  der  Sicherheit  des 
inUlndischen  Verkehrs  der  andere  Vertragschliefsende  berechtigt  sein, 
ihn  als  geschäftsfähig  zu  behandeln,  wenn  er  nach  dem  inländischen 
Gesetze  geschäftsfähig  sein  würde,  so  dafs  das  Rechtsgeschäft  gültig  sein 
soll,  auch  wenn  der  Fremde  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatsstaates 
nicht  geschäftsfühig  ist.  Auf  ikmilienrechtliche  und  erbrechtliche 
Rechtsgeschäfte  sowie  auf  Rechtsgeschäfte,  durch  die  über  ein  aus- 
ländisches Grundstück  verftlgt  wird,  findet  diese  Ausnahme  keine  An- 
wendung. 

Es  war  auch  der  Antrag  gestellt,  aaszusprechen,  dafs  die  Voll- 
jährigkeitserklärung  dem  Staate  zustehe,  welchem  der  Minderjährige 
angehört,  insbesondere  die  Voraussetzungen  und  Wirkungen  nach  dem 
Rechte  des  Heimatsstaates  des  Minderjährigen  zu  beurteilen  seien.  Man 
nahm  jedoch  davon  Abstand,  eine  besondere  Bestimmung  au&unehmen, 
da  diese  Grundsätze  sich  aus  der  Regel  des  §  2288  Abs.  1  von  selbst 
ergeben  würden. 
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Hinsichtlich  der  Zoltfasigkeit  der  Entmündigung  von  Aus- 
ländern, welche  im  Inlaade  ihren  Wohnsitz  haben,  bestand  in  der 
Kommission  grofbe  Meinungsverschiedenheit  Die  Kommission  lehnte 
zunächst  die  Aufnahme  einer  Bestimmung  ab,  indem  es  richtiger  sei, 
bei  der  Konsequenz  zu  bleiben,  die  sich  aus  der  mafsgebenden  Be« 
deutung  des  durch  die  Staatsangehörigkeit  bestimmten  Personalstatuts 
ergebe,  und  demgemäfs  jede  Entmündigung  von  Ausländem  im  Inlande 
abauweiseii.  Schliefslich  wurde  jedoch  anerkannt,  dafs  ein  nicht  ab- 
zuweisendes pnktisches  Bedürfnis  vorliege,  die  Entmündigung  von  Avs- 
ländem  im  Inlande  zu  ermöglichen  und  nahm  den  Satz  an,  dafs  ein  im 
Inlande  domizilierter  Ausländer  nach  den  VorBcbriften  des  deutschen 
Rechts  entmündigt  werden  kann,  so  dafs  sowohl  die  Voraussetzungen 
als  auch  die  Wirkungen  sich  nach  deutschem  Rechte  richten 
(§  2239). 

Die  Form  eines  Ilechtsgeschfifls  richtet  sich  nach  §  2240  nach 
den  Gesetzen,  welche  fUr  das  den  Gegenstand  des  Rechtsgeschäfts 
bildende  Rechtsverhältnis  malsgebend  sind.  Es  wurde  aber  nicht  ver- 
kaust,  dalli  die  strikte  Durchführung  dieses  Grundsatzes  zu  grofsen 
Unzuträglichkeiten  führen  würde.  Schlössen  nämlich  die  Parteien  ein 
Rechtsgeschäft  nicht  in  demselben  Rechtsgebiet  ab,  dessen  Gesetze  für 
das  angliche  Rechtsverhältnis  materiell  mafsgebend  seien,  so  werde  es 
viebBush  Schwierigkeiten  machen,  den  Formvorschrif)»n  jener  Gesetze  zu 
entsprechen,  z.  B.  weil  bestimmte  Einrichtungen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  oder  das  Notariat  unbekannt  seien.  Im  Interesse  des 
Verkehrs  und  des  praktischen  Bedürfnisses  liefs  man  daher  auch  die 
Anwendung  des  Satzes  locus  regit  actum  zu.  Da  jedoch  die  Form- 
vorschriften des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  fast  alle  solche  sind,  dafs 
der  Gesetzgeber  auf  ihre  Beobachtung  nicht  verzichten  könne,  so  wurde 
im  Hinblick  hierauf  der  Satz  nicht  unbeschränkt  angenommen,  sondern 
hinzugefügt,  dafs  der  Richter  immer  feststellen  müsse,  ob  nicht  nach 
dem  Sinn  und  Zweck  der  Formvorschriften  des  inländischen  Rechts 
die  Zulassung  der  fremden  Form  ausgeschlossen  sei.  Man  war  sich 
klar,  dafs  diese  Bestimmung  nicht  einwandfrei  sei,  da  die  Feststellung 
Schwierigkeiten  machen  könne  und  es  wenig  erwünscht  sei,  dafs  die 
Entscheidung  nicht  im  Gesetz  getroflen,  sondern  in  die  Hand  des 
Richters  gelegt  werde. 

In  §  2241  ist  bestimmt,  dafs  die  Rechte  an  einer  Sache 
sowie  der  Besitz  nach  dem  Gesetz  des  Ortes,  wo  die  Sache  sich  be- 
findet, beurteilt  werden  sollen  (Jex  rei  sUae)^  insbesondere  ist  für  Erwerb 
und  Verlust  des  Rechts  oder  des  Besitzes  an  einer  beweglichen  Sache 
das  G^esetz  des  Ortes  mafsgebend,  an  welchem  sich  die  Sache  zur  Zeit 
der  Verwirklichung  des  für  den  Erwerb  oder  Verlust  in  Betracht 
kommenden  Thatbestandes  beftmden  hat.  Diese  Bestimmung  wurde 
von  keiner  Seite  beanstandet  und  man  hielt  es  auch  im  Hinblick  auf 
die  Wichtigkeit  und  Häufigkeit  der  in  Betracht  kommendod  Fälle  für 
angezeigt,  eine  derartige  Vorschrift  in  das  Gesetz  aulzunehmen.  Der 
Satz   locus  regit  adum  in    Bezug  auf  die  Form   des  Rechtsgeschäfts, 
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durch    welches    ein    Recht  an   einer  Sache   beg;ründet  oder    über   ein 
solches  Recht  verfügt  wird,  findet  jedoch  keine  Anwendung. 

Die  Beantwortung  der  Frage,  wie  zu  entscheiden  ist,  wenn  die 
Ersitzung  einer  beweglichen  Sache  in  einem  Rechtsgebiet  begannt  und 
alsdann  die  Sache  während  der  Ersitzungszeit  in  ein  fremdes  Rechts- 
gebiet geUngt,  welches  andere  Grundstttze  über  die  Ersitzung  hat,  ist 
der  Wissenschaft  und  Praxis  überlassen. 

Die  Obligationen  anlangend,  so  soll  das  Schuld  Verhältnis  aus 
einem  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  nach  den  Gesetzen  des  Ortes 
beurteilt  werden,  an  welchem  das  Rechtsgeschäft  zum  Abschlufs  gelangt 
ist  Man  ist  damit  zu  einer  älteren  Theorie  zurückgekehrt,  welche  das 
Recht  des  Eutstehungsortes  mafsgebend  sein  läfst,  während  in  neuerer 
Zeit  bald  das  Recht  des  Erfüllungsortes,  bald  das  Recht  des  Wohn- 
sitzes des  Schuldners  zu  Grunde  gelegt  ist.  Für  den  Entwurf  war 
entscheidend,  dafs  das  Recht  des  Entstehungsortes  am  meisten  der 
natürlichen  Auffassungs weise  entspreche  und  diese  Regel  den  Vorzug 
biete,  ftlr  den  gröfsten  Teil  der  in  Betracht  kommenden  G-eschäfle,  für 
alle  Geschäfte  des  täglichen  Lebens,  für  den  Verkehr  auf  den  Börsen, 
Märkten,  Messen,  in  Geschäftshäusern  u.  s.  w.  eine  einfache  und 
sichere,  der  Billigkeit  entsprechende  Entscheidung  herbeizuführen. 
Gegen  das  Recht  das  Erfüllungsortes  wurde  nach  den  Protokollen  ein- 
gewandt, dafs  sich  ein  unlösbarer  Widerspruch  ergebe,  wenn  der 
Erfüllungsort  selbst  nach  den  Regeln  des  objektiven  Rechts  zu  be- 
stimmen sei;  es  müsse  dann  eben  erst  feststehen,  welches  Recht  für 
die  Bestimmung  des  Erftlllungsortes,  der  nach  der  Theorie  der  Aus- 
gangspunkt sein  würde,  die  Normen  abgeben  solle.  Schwierigkeiten 
entständen  weiter,  wenn  der  Erfüllungsort  nach  dem  Abschlufs  des 
Vertrages  abgeändert  werde,  wenn  ein  wahlweiser  Erfüllungsort  ver- 
abredet oder  an  einem  Orte  teilweise  zu  erfüllen  sei.  Mifslich  sei 
auch  die  Entscheidung,  wenn  der  eine  Teil  in  dem  einen,  der  andere 
Teil  in  einem  anderen  Orte  zu  erftlUen  habe. 

Gegen  das  Recht  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  wurde  geltend 
gemacht,  dafs  dieses  Recht  gerade  in  den  wesentlichsten  Fällen  ver- 
sage, nämlich  dann,  wenn  es  sich  um  ein  zweiseitiges  Geschäft  handle. 
Fasse  man  den  gegenseitigen  Vertrag  als  ein  einheitliches  Verhältnis 
auf,  so  sei  eine  Entscheidung  überhaupt  nicht  möglich,  da  beide  Be- 
teiligte Schuldner  seien.  Trenne  man  die  beiden  aus  dem  gegenseitigen 
Vertrage  sich  ergebenden  Verbindlichkeiten  und  beurteile  eine  jede  be- 
sonders, so  könnten  sich,  da  thatsächlich  doch  ein  innerer  Zusammen- 
hang bestehe,  vielfach  Komplikationen  ergeben.  Mifslich  sei  auch,  dafs 
dem  Gläubiger  der  Wohnsitz  des  Schuldners  beim  Abschlufs  des  Ver- 
trages garnicht  bekannt  sei.  Vom  Standpunkt  der  Partei  werde  es 
vielfiskch  als  Zufall  erscheinen,  ob  ein  Geschäft  gültig  sei  oder  welche 
Folgen  sich  an  dasselbe  knüpften. 

Es  wurde  aber  von  dem  Grundsatze  eine  Ausnahme  gemacht,  in- 
dem die  strikte  Durchführung  des  Princips  zu  Ergebnissen  führen 
würde,    Welche    den   Anschauungen   des    Lebens    und    der   Natur    der 
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Dinge  widerstreiten  würden.  Wenn  nämlich  nach  den  Umstünden  des 
Falles  anzunehmen  ist,  dafs  von  den  Beteiligten  die  Anwendung  der 
Gesetze  eines  anderen  Ortes  vorausgesetzt  sein  mufs,  so  sollen  diese 
Gresetze  mafsgebend  sein. 

Das  Schuldverhältnis  aus  unerlaubten  Handlungen  soll 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  beurteilt  werden,  an  welchem  die  un- 
erlaubte Handlung  begangen  ist  (§  2243)-  Nach  dem  G^etze  des 
Thatortes  richtet  sich  auch  die  DeliktsfHhigkeit,  nicht  wie  die  Geschäfts- 
Alhigkeit  nach  dem  Personalstatut  des  Thäters.  Die  Aufnahme  einer 
Bestimmung  des  Inhalts,  dafs  Privatstrafen,  die  nach  dem  Recht 
des  ausländischen  Thatortes  verwirkt  seien,  vor  deutschen  Gerichten  nur 
insoweit  geltend  gemacht  werden  könnten,  als  sie  das  deutsche  Gesetz 
etwa  zulasse,  wurde  abgelehnt  Zu  dem  Hauptsatz  wurde  ein  Antrag 
gestellt,  hinzuzuftkgen :  „sofern  sich  nicht  aus  den  deutschen  Gesetzen 
ein  Anderes  ergiebt".  Dieser  Zusatz  habe  eine  doppelte  Tragweite; 
derselbe  solle  negativ  besagen,  dafs  das  Gesetz  des  ausländischen  That- 
ortes keine  Anwendung  finde,  soweit  es  an  die  unerlaubte  Eüindlung 
Folgen  knüpfe,,  die  das  deutsche  Gesetz  verwerfe,  und  anderseits  positiv 
bestimmen,  dafs  die  deutschen  Gesetze  auch  für  die  aufserhalb  ihres 
Bereichs  vorgenommenen  unerlaubten  Handlungen  Anwendung  finden, 
wenn  sie  dies  wollen.  Als  Beispiele  sind  zwei  vom  Reichsgericht  in 
Bd.  29  S.  90  und  Bd.  18  8.  28  entschiedene  Fälle  angeführt  worden. 
£s  wurde  ausgesprochen,  dafs  die  positive  Bedeutung  dieses  Zusatzes 
dessen  Aufnahme  notwendig  mache  und  ihm  insbesondere  f\lr  den  Fall 
des  §  748')  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  Wichtigkeit  verleihe. 

Schuldverhältnisse,  die  unmittelbar  auf  dem  Gesetze  be- 
ruhen, wie  Kondictionen,  negotiorum  gestio,  sollen  nach  den  Ge- 
setzen des  Ortes  beurteilt  werden,  an  welchem  der  Mr  die  Entstehung 
des  Schuldverhältnisses  in  Betracht  kommende  Thatbestand  sich  ver* 
wirklicht  hat  Es  wurde  jedoch  von  der  Kommission  der  Zusatzantrag 
angenommen,  dafs  dieser  Grundsatz  nur  Anwendung  finden  soll,  sofern 
sich  nicht  aus  den  deutschen  Gesetzen  ein  anderes  eigiebt  Die  Trag- 
weite dieses  Zusatzes  wurde  dahin  klar  gestellt,  dafs  er  sowohl 
zutreffendenfiills  positiv  die  Anwendung  des  deutschen  Rechts  vor- 
schreibe, wenn  nach  der  Regel  des  Hauptsatzes  fremdes  Recht  an- 
wendbar sein  würde,  als  auch  negativ  die  Anwendung  deutschen 
Rechts  ausschliefse,  wenn  dasselbe  nach  dem  Grundsatz  zur  Anwendung 
kommen  müfste,  der  betreffende  deutsche  Rechtssatz  aber  nicht  die 
Tendenz  habe,  zur  Anwendung  zu  gelangen. 

Der  §  2245  enthält  Bestimmungen  über  die  Eheschliefsung. 
Die  Eingehung  der  Ehe  soll   in  Ansehung   eines  jeden  der  Verlobten 


2}  §  748:  Wer  der  Wahrheit  zuwider  eine  Thatsache  behauptet  oder 
verbreitet,  die  geeignet  ist,  den  Kredit  eines  Anderen  zu  eefahrden  oder 
sonstige  Nachtheile  für  dessen  Erwerb  oder  Fortkommen  nerbeizuführen, 
hat  oemselben  den  dadurch  verursachten  Schaden  auch  dann  zu  ersetzen, 
wenn  er  die  Wahrheit  zwar  nicht  kannte,  aber  hätte  kennen  müssen. 
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nach  den  G^esetien  des  Staates  beurteilt  werden,  wekhem  derselbe  an- 
gehört, d.  h.  eine  zwischen  An^börigen  verschiedener  Staaten  ge- 
sehloBsene  Ehe  soll  nur  dann  gttltig  sein,  wenn  sie  sowohl  nach  dem 
Recht  des  Heimatsstaates  des  Mannes  als  auch  nach  dem  Recht  des 
Heimatsstaates  der  Frau  Gültigkeit  habe.  Die  Ehel^higkeit  eines  jeden 
Teils  moTs  nach  dem  Personalstatat  des  betreffenden  Teils  beoiteilt 
werden.  Von  einer  Seite  war  der  Antrag  gestellt  worden,  das  Recht 
des  HeimatBstaates  des  Mannes,  abgesehen  von  einzelnen  in  der  Pereon 
der  Fran  liegenden  Erfordernissen  bezw.  Hindernissen,  entscheiden 
za  lassen.  Die  Kommission  erwog  jedoch,  dafs  der  oben  angestellte 
Grundsatz  den  internationalen  Anforderungen  gerecht  werde  und  ver- 
bürge, dafs  eine  Ehe,  die  unter  diesen  Bedingungen  geschlossen  sei, 
allgemein  anerkannt  werde.  Der  gleiche  Satz  finde  sich  auch  in  den 
Beschlüssen  der  Haager  Konferenz. 

Die  ausschliefsliche  Berücksichtigung  des  Heimatsrechtes  des 
Mannes  werde  in  zahlreichen  Fällen  die  Nichtanerkennung  der  Ehe  im 
Heimatsstaate  der  Frau  zur  Folge  haben,  was  sowohl  im  Interesse  der 
Frau,  die  nach  Auflösung  der  Ehe  nicht  selten  in  ihre  Heimat  zurück- 
kehre, als  im  Interesse  der  Kinder  vermieden  werden  müsse,  damit 
diese  nicht  im  Heimatsstaate  der  Frau  als  uneheliche  gelten  und  des 
Erbrechts  gegenüber  ihren   mütterlichen   Verwandten   verlustig  gingen. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Princip  ist  jedoch  zugelassen,  dafs, 
wenn  die  Gesetze  des  Heimatsstaaies  der  Verlobten  oder  eines  derselben 
gestatten,  dafs  die  Eingehung  der  Ehe  eines  Staatsangehörigen  nach 
den  Gresetaen  des  Ortes  beurteilt  werde,  wo  derselbe  zur  Zeit  der  Ehe- 
schliefsung  domiziliert  ist  oder  wo  die  Ehe  geschlossen  wird,  es  ge- 
nügen solle,  wenn  die  Voraussetzungen  der  Eheschliefsung  nach  diesen 
Gesetzen  vorhanden  seien.  Man  war  sich  bei  Annahme  dieser  Aus- 
nahme bewufst,  dafs  dieselbe  auf  das  abgelehnte  Princip  der  Rüek- 
verweisung  hinausliefe,  gUubte  jedoch  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung 
der  Ehe  dieselbe  machen  zu  sollen. 

Die  Form  der  Eheschliefsung  anlangend,  so  soll  die  im 
Inlande  in  der  Form  des  deutschen  Rechts  erfolgte  Eheschliefsung  in 
allen  Fällen  als  erforderlich  und  ausreichend  angesehen  werden,  also 
auch,  wenn  Ausländer  in  Frage  stehen,  so  dafs  also  abweichend  von 
dem  §  2240  in  Verbindung  mit  §  2245  nicht  das  Personalstatut  der 
Eheschliefsenden  in  Frage  kommt,  da  die  Berücksichtigung  des  Personal- 
statuts bei  der  von  Ausländem  im  Inlande  geschlossenen  Ehe  in  der 
Weise,  dafs  neben  der  deutschen  Form  der  Eheschliefsung  auch  die 
vom  Recht  des  Heimatsstaates  vorgeschriebene  erforderlich  sein  solle, 
sich  nicht  mit  der  Rücksicht  auf  die  Autorität  der  von  deutschen  Be- 
hörden voigenommenen  Amtshandlungen  vertrage.  Dagegen  soll  bei 
allen  von  Deutschen  oder  Ausländem  im  Auslande  geschlossenen  Ehen 
bezüglich  der  Form  der  Eheschliefsung  nach  der  allgemeinen  Regel  über 
die  Form  der  Rechtsgeschäfte  (§  2240)  das  Personalstatut  mafsgebend 
sein  und  daneben,  soweit  das  letztere  nicht  entgegensteht,  die  Form 
des  Eheschliefsungsortes  genügen. 
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DiBpenBationen  von  EhehinderniBsen  kann  nnr  der  Staat 
erteilen,  von  dessen  Vorschriften  dispensiert  werden  soll. 

Die  persönlichen  Kechtsbeziehnngen  der  Ehegatten 
zu  einander  sollen  nach  dem  Recht  des  Heimatsstaates  des  Mannes 
beurteilt  werden.  Was  unter  „persönliche  Rechtsbeziehnngen'*  falle,  ist 
nach  dentschem  Recht  zu  beantworten,  insbesondere  ist  damnter  auch 
das  Recht,  Ehevertrilge  während  der  Ehe  abznschliefsen,  mitznbegrei^n. 

In  §  2247  Abs.  1  wird  von  der  Auflösung  der  Ehe  im  all- 
gemeinen gehandelt,  also  besonders  im  Fall  der  Scheidung,  der  Trennung 
und  der  Todeserklärung.  Die  Aufhebung  durch  Ungttltigkeitserklftrang 
richtet  sich  als  Folge  von  Ehehindemissen  nach  der  Vorschrift  des 
§  2245  ttber  Eingehung  der  Ehe.  Für  die  Auflösung  der  Ehe  soll 
da»  Recht  des  Heimatsstaates  des  Mannes  zur  Zeit  der  Verwirklichung 
des  fllr  die  Auflösung  in  Betracht  kommenden  Thatbestandes  mafs- 
gebend  sein. 

In  Abs.  2 — 4  sind  besondere  Bestimmungen  für  den  Fall  der 
Scheidung  und  Trennung  der  Ehe  getroffen.  Insbesondere  sind  für  die 
Ehescheidung  und  für  die  beständige  und  zeitweilige  Trennung  der 
Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  die  Gesetze  des  Heimatsstaates  des 
Mannes  zur  Zeit  der  Erbebung  der  Klage  auf  Scheidung  oder  auf 
Trennung  mafsgebend.  Die  Kommission  erörterte  hier  die  Frage,  ob 
die  deutschen  Gerichte  befugt  sein  soUen,  bei  Ehen  von  Ausländem 
auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  Und  Bett  zu  er- 
kennen. Fttr  das  jetzt  geltende  Recht  ist  die  Frage,  ob  die  deutschen 
Gerichte  bei  Eben  von  Ausländem  auf  beständige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  erkennen  dürfen,  bestritten,  da  ttber  die  Tragweite  des  §  77 
Abs«  1  des  Personenstandsgesetzes  vom  6.  Febraar  1875  verschiedene 
Ansichten  bestehen.  Das  Reichsgericht  (vei^l.  Entscheidungen  Bd.  III 
S.  27  und  Bd.  XII  S.  29)  nimmt  an,  dafs  die  fragliche  Vorschrift 
auch  bei  Ehen  von  Ausländem  Anwendung  finde,  dafs  demnach  die 
deutschen  Gerichte  nur  auf  Scheidung  erkennen  dttrften,  auch  wenn 
das  heimatliche  Gesetz  des  Ausländers  dieselbe  nicht  kenne.  Diese 
Ansicht  gründet  sich  auf  Wortlaut,  Entstehung  und  Zweck  der 
gesetzlichen  Vorschrift  Die  Kommission  hat  sich  dieser  Ansicht  des 
Reichsgerichts  nicht  angeschlossen,  indem  man  erwog,  der  Grund,  der 
sehon  mit  Bezug  auf  das  bisherige  Recht  jener  Ansicht  entgegen- 
gehalten sei,  dafs  der  deutsche  Gesetzgeber  das  Institut  der  beständigen 
Trennung  keineswegs  als  etwas  Unsittliches  verwerfe,  demselben  viel- 
mehr in  mehreren  Beziehungen  (vergl.  §  77  Abs.  2  Ges.  v.  6.  Febr.  1875, 
§  17  Abs.  1  C.Pr.O.)  erhebliche  Anerkennung  zolle,  bestehe  nach  den 
Gvttnden,  aus  welchen  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  dem  Institut  der 
Trennung  die  Aufnahme  versagt  habe  (Motive  IV  S.  562,  579),  auch 
unter  dem  künftigen  Recht  fort  Der  Grundsatz,  Ausländer,  deren 
Heimatsrecht  nur  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestatte,  vom  Bande 
der  Ehe  zu  scheiden,  habe  die  mifsliche  Folge,  dafs  die  deutschen 
Seheidungsurteile  im  Auslande  nicht  anerkannt  und  die  auf  Grund  der- 
selben   geschlossenen    Ehen   daselbst    als    Bigamie    angesehen    werden 
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wtirden.  Es  wttrde  aber  auf  eine  Rechtlosigkeit  solcher  AnslAnder 
hinaoslaufen,  Ehegatten,  deren  Recht  nur  die  Trennung  kennt,  in 
einem  I^ande,  dem  nnr  die  Scheidung  bekannt  ist,  weder  Scheidon^ 
noch  Trennung  zu  gewähren.  Es  sei  daher  zullssig  und  geboten,  für 
Ausländer  die  beständige  und  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
zu  gestatten.  Dem  Mangel,  dafs  die  Civilprozefsordnung  weder  den 
Gerichtsstand  noch  das  Verfahren  für  die  Klage  auf  beständige  Trennung 
geordnet  habe,  lasse  sich  leicht  durch  Aufnahme  eines  die  entsprechende 
Anwendung  der  Scheidungsvorschriften  anordnenden  Zusatzes  oder  auch 
schon  durch  Streichung  des  Wortes  „zeitweiligen^  vor  Trennung  in 
§  592  abhelfen. 

Eine  Thatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  der  Mann  einon 
andern  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungsgrund  oder  Trennungs- 
grund  nur  benutzt  werden,  wenn  die  Thatsache  auch  nach  den  Ge- 
setzen dieses  anderen  Staates  ein  Scheidungs-  oder  Treunungsgrund  ist. 

Allgemein  ist  dann  die  Bestimmung  des  §  2249 ,  dafs  auf 
Scheidung  sowie  auf  beständige  oder  zeitweilige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande  bei  dem 
Gericht  nur  erkannt  werden  kann,  wenn  zugleich  nach  dem  ein- 
heimischen Gesetz  die  Scheidung  zulässig  sein  wUrde.  Die  Rücksicht 
auf  die  Heiligkeit  und  sociale  Bedeutung  der  Ehe  bedinge  es,  dafs  der 
Richter  die  Auflösung  einer  solchen  nicht  aussprechen  dürfe,  wenn  die 
Voraussetzungen  hierfür  nur  nach  ausländischem  und  nicht  zugleich  auch 
nach  dem  einheimischen  Recht  beständen.  Die  formale  Konsequenz, 
dafs,  wenn  für  die  Eingehung  der  Ehe  das  ausländische  Recht  allein 
mafsgebend  sei,  es  auch  fUr  die  Auflösung  hierbei  bewenden  könne, 
sei  unzutreffend.  Denn  bei  der  Scheidung  und  der  Trennung  handle 
es  sich  um  einen  konstitutionellen  Akt  der  Staatsgewalt,  um  einen  Ein- 
griff des  Gerichts  in  den  durch  die  Ehe  begründeten  Rechtszustand, 
dessen  Wirkung  bestehen  bleibe,  wenn  auch  der  Anlafs  später  etwa 
fortfalle.  Hieraus  ergebe  sich  die  Notwendigkeit,  bei  der  Scheidung 
und  bei  der  beständigen  Trennung  neben  den  Gesetzen  des  Heimats- 
staates des  Mannes  auch  das  einbeimische  Recht  zu  berücksichtigen. 
Dasselbe  gelte  auch  bei  der  zeitweiligen  Trennung.  Die  Aufifiwsung, 
dafs  die  Grundsätze  über  die  zeitweilige  Trennung  nur  eine  Modifikation 
der  Pflicht  zur  ehelichen  Lebensgemeinschaft  enthielten  und  folgeweise 
als  Sätze  über  die  persönlichen  Rechtsbeziehnngen  der  Ehegatten  auf- 
zufassen seien,  treffe  jedenfalls  für  diejenigen  Rechte  nicht  zu,  in  welchen 
die  zeitweilige  Trennung  als  ein  besonderes  Rechtsinstitut  ausgebildet 
sei  und  durch  förmliches  Urteil  ausgesprochen  werde.  Es  mache  einen 
grofsen  Unterschied  aus,  ob  das  Gesetz  nur  einen  thatsächlichen  Zu- 
stand dulde  oder  durch  einen  konstitutiven  Akt  der  Staatsgewalt  einen 
entsprechenden  Rechtszustand  entstehen  lasse.  Im  letzteren  Falle  müsse 
davon  ausgegangen  werden,  dafs  auch  die  Normen  über  zeitweilige 
Trennung  dem  Scheidungsrecht  angehörten.  Gegen  die  alleinige  Berück- 
sichtigung des  ausländischen  Rechts  spreche  auch,  dafs  die  nach 
manchen  Rechten  auf  unbestimmte  Zeit  erfolgende  Trennung  dem  Er- 
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folg  nach  der  bestflndigen  gleichkomme  and  dafs  nach  andern  Rechten 
die  zeitweilige  Trennung  den  Charakter  eines  bedingten  Scheidungs- 
urteils  habe. 

Weiter  ist  in  §  2247  Abs.  4  bestimmt,  dafs,  wenn  in  den 
nach  den  obigen  Vorschriften  mafsgebenden  Gesetzen  die  Anwendung 
der  Gesetze  des  Wohnsitzes  des  Mannes  angeordnet  ist,  diese  letzteren 
zur  Anwendung  kommen  sollen.  £s  ist  dieser  Grundsatz  eine  Aus- 
nahme von  dem  im  allgemeinen  verworfenen  Princip  der  Rttck- 
Verweisung.  Es  wurde  dafür  geltend  gemacht,  wenn  der  deutsche 
Gesetzgeber  dafür  halte,  dafs  in  dem  für  die  gesetzliche  Regelung 
bedeutsamsten  Fall  der  Auflösung  der  Ehe,  nämlich  bei  der  Scheidung 
und  Trennung  der  Ehegatten  neben  dem  auslilndischen  Recht  stets 
noch  das  einheimische  Gesetz  mitberttcksichtigt  werde,  so  bestehe  kein 
Grund,  der  ausschliefslichen  Anwendung  des  deutschen  Rechts  zu 
widersprechen,  wenn  das  an  sich  daneboi  in  Betracht  kommende  fremde 
Recht  selbst  gamicht  angewendet  sein  wolle.  Geradezu  notwendig  sei 
der  Satz  für  den  Fall  der  Wiederverheiratnng  eines  Ehegatten  nach 
erfolgter  Todeserklärung  des  andern.  Die  Auflösung  der  früheren  Ehe 
erfolge,  wenn  der  für  tot  erklärte  Ehegatte  noch  lebe,  nach  deutschem 
Recht  mit  Eingehung  der  neuen  Ehe;  zur  Gültigkeit  der  letzteren  aber 
genüge  bei  Ausländem,  die  im  deutschen  Reich  domiziliert  seien,  fidls 
deren  einheimisches  Recht  neben  sich  die  Gesetze  des  Wohnsitzes 
gelten  lasse,  nach  §  2245  das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  des 
deutschen  Rechts.  Nehme  man  nun  nicht  den  gleichen  Grundsatz  auch 
hinsichtlich  der  Auflösung  der  Ehe  an  und  enthalte  das  ausländische 
Recht  keinen  dem  §  1482  entsprechenden  Rechtssatz,  so  ergebe  sich 
das  unmögliche  Resultat,  dafs  die  neue  Ehe  des  Ausländers  als  rechts- 
beständig  behandelt  werden  müsse,  obwohl  die  frühere  nicht  aufgelöst 
sei.     Diese  Schwierigkeit  werde  durch  den  Abs.  4  vermieden. 

Schliefslich  iet  noch  in  §  2248  entschieden,  dafs,  wenn  der  Ehe- 
mann die  Eigenschaft  als  Deutscher  verloren,  die  Ehefrau  aber  Deutsche 
geblieben  ist,  und  somit  für  die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der 
Ehegatten  und  ftlr  die  Auflösung  der  Ehe  nach  §  2246,  2247  das 
ausländische  Recht  anwendbar  sein  würde,  die  deutschen  Gesetze  doch 
Anwendung  finden  sollen. 

Das  eheliche  Güterrecht  soll  nach  §  2250  nach  den  Ge- 
setzen des  Heimatsstaates  des  Mannes  zur  Zeit  der  Eheschliefsung  be- 
urteilt werden.  Man  entschied  sich  auch  hier  zu  Gunsten  der  Staats- 
angehörigkeit; der  enge  Zusammenhang  des  ehelichen  Güterrechts  mit 
dem  Familienrecht  und  Erbrecht  verlange  eine  gleichartige  Behandlung 
dieser  Gebiete  im  internationalen  Privatrecht  Von  einer  Seite  wurde 
versucht,  das  Rückverweisungsprincip  auch  im  ehelichen  Güterrecht  zur 
Anerkennung  zu  bringen,  indem  geltend  gemacht  wurde,  es  trete  auf 
diesem  Rechtsgebiete  besonders  augenf^lig  das  Unnatürliche  des  Zu- 
standee  hervor,  dafs,  falls  nach  dem  Gesetz  des  Heimatsstaates  eines 
im  Inlande  wohnenden  Ausländers  das  Recht  des  Wohnsitzes  An- 
wendung finde,   dort   in  allen   Fragen   des  Güterrechts  unsere  Gresetze 
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Anwendoiig  finden,  während  umgekehrt  die  dentscheo  Greriefate  dM 
ausländische  Recht  our  Anwendung  hrttchten.  Dieser  während  der 
ganzen  Dauer  einer  Ehe  bestehende  Übektand  Uuse  eine  Ausnahme 
SU  Gunst«!  des  Rückverweisungsprincips  im  ehelichen  Güterrecht  um  so 
eher  gerechtfertigt  erscheinen,  als  die  Frage,  ob  hier  das  Dommii  oder 
die  Staatsangehörigkeit  den  Voraug  verdiene,  doch  in  der  That  awetfel- 
halt  sei  und  das  deutsche  Recht  selbst  in  der  Vorschrift  des  §  1B32 
Abs.  2  B.G.B.  dem  Wohnsits  eine  gewisse  Bedeutung  augestehe.  Die 
Kommission  hielt  jedoch  diese  Grttnde  nicht  für  schwerwiegend  genug, 
um  das  Princip  zu  verlasssen. 

Der  Grundsatz  des  §  2250  gilt  auch,  wenn  eine  Änderung  der 
Staatsangehörigkeit  eingetreten  ist  Trotz  Umwandelbarkeit  des  ehe- 
L'chen  Güterrechts  sollen  jedoch  solche  Bestimmungen  des  fUr  dieses 
Rechtsverhältnis  mafsgebend  bleibenden  ausländischen  Rechts  bei  einem 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  ihre  Wirksamkeit  verlieren,  nach 
welchen  die  Ehegatten  den  einmal  geschlossenen  Ehevertrag  nicht  ändern 
oder  nach  der  Heirat  einen  Ehevertrag  nicht  mehr  schliefsen  können 
(§  2250  Satz  2). 

Hinsichtlich  der  Form  der  im  Auslande  errichteten  Eheverträge 
wurde,  um  dem  Zweifel  entgegenzutreten,  als  ob  aus  §  2240  Satz  2 
gefolgert  werden  könne,  dafs  nach  deutschem  Recht  die  Form  des 
Errichtungsortes  nicht  genüge,  da  der  Entwurf  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  Eheverträge  besonders  strenge  Formvoischriften  gebe,  aus- 
drücklich in  §  2250  Abs.  2  bestimmt,  dafs  ein  Deutscher  im  Auslände 
einen  Ehevertrag  auch  in  der  Form  schliefsen  könne,  welche  das 
Gesetz  des  Ortes  des  Vertragsabschlusses  vorschreibe. 

Zum  Schatz  des  inländischen  Verkehrs  ist  im  Hinblick  auf  das 
Princip  der  Staatsangehörigkeit  und  die  Umwandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts  in  §  2251  bestimmt,  dafs,  wenn  ausländische  Ehegatten 
oder  Ehegatten,  die  nach  Schliefsung  der  Ehe  Deutsche  werden,  ihr 
Domizil  im  Inlande  haben,  die  Vorschrift,  dafs  die  Ausschliefsung  oder 
Änderung  des  gesetzlichen  Güterstandes  oder  eines  bestehenden  Ehe- 
vertrages gutgläubigen  Dritten  gegenüber  nur  durch  Eintragung  in  das 
Güterrechtsregister  Wirksamkeit  erlange,  entsprechende  Anwendung 
finde  (§  1334). 

Auch  die  Vorschriften  über  die  Schltlsselgewalt  (§  1257)  und  die 
prciesuniptio  Muciana  (§  1262)  finden  im  Verhältnis  der  Ehegatten  zu 
Dritten  Anwendung,  wenn  diese  Vorschriften  günstiger  sind,  als  die 
ausländischen  Gesetze.  Der  ausländische  Ehemann  ist  aber  auch  be- 
fhgt,  gemäfs  §  1257  Abs.  2,  1334  B.G.B.  Dritten  gegenüber  die 
Schlüsselgewalt  der  Frau  durch  eine  Eintragung  im  Güterrechtsregister 
wirksam  zu  beschränken. 

Die  Ehelichkeit  eines  Kindes  wird  nach  dem  Rechte  des 
Heimatsstaates,  welchem  der  Ehemann  der  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des 
Kindes  angehört,  oder  wenn  er  vorher  gestorben  ist,  zuletzt  angehört 
hat,  bestimmt. 
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Die  Rechtsverliältaiaee  zwischen  Eltern  und  ehelichen 
Kindern  richten  sich  nach  den  Geseteea  des  Heimatsstaates  des 
Vaters  und  nach  dessen  Tode  nach  denjenigen  des  Heimatsstaates  der 
Matter.  Hat  der  Vater  oder  die  Mntter  jedoch  die  Reichsangehörigkeit 
verloren,  und  ist  das  Kind  Deutscher  geblieben,  so  finden  stets  die 
deutschen  Gesetze  Anwendung,  sollte  auch  nach  dem  Princip  das  aas* 
ländische  Gesetz  anwendbar  sein. 

Ftlr  die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes  gilt 
Baeh  §  2258  der  Grundsatz,  dafs  dieselbe  sieh  nach  den  Gesetzen  des 
Heimatsstaates  des  Vaters  zur  Zeit  der  Legitimation  richtet  Das  Er- 
fordernis der  Einwilligung  des  Kindes  bezw.  Dritter  richtet  sieh  nach 
dem  Recht   des  Heimatsstaates   des   Kindes   zur  Zeit  der  Legitimation. 

Der  ursprüngliche  Entwurf  hatte  bestimmt,  dafs  die  Legitimation 
in  Ansehung  des  Vaters  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der 
Vater  und  in  Ansehung  des  Kindes  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
welchem  das  Kind  angehört,  beurteilt  werden  solle.  Der  Sinn  ist  der, 
dafs  bei  Verschiedenheit  der  Staatsangehörigkeit  von  Vater  und  Kind 
in  Ansehung  beider  Teile  die  Gesetze  eines  jeden  der  beiden  Staaten 
bevQcIcsicbtigt  werden  sollen.  Daneben  war  modifizierend  bestimmt, 
daft  bei  der  Ehelichkeitserklttrung  die  Gkwetee  des  Staates,  dem  der 
Vater  angehört,  die  Air  die  ErkUlrungen  erfoiderliche  Form  bestimmen 
und  dafs  diese  Gesetze  auch  dauernd  für  die  Wirkungen  der  Legiti- 
mation mafsgebend  sein  sollen.  Auch  dem  Heimatsstaat  des  Vaters 
Wird  die  Zuständigkeit  fUr  die  Ehelichkeitserklttrung  eingeräumt  (§14 
Abs.  2  u.  3  ^es  unprQnglichen  Entwurfs). 

Es  wurde  jedoch  der  ursprtlngliche  Entwurf  nicht  gebilligt  Es 
wurde  nachstehendes  ausgeführt:  Kein  Gesetz  gehe  wohl  davon  aus, 
die  Legitimation  eines  unehelichen  Kindes  nur  aus  dem  Grunde  zu  ver- 
bieten, damit  ein  uneheliches  Kind  nicht  die  Stellung  eines  ehelichen 
erlange.  Es  handle  sich  vielmehr  bei  den  das  Kind  betreffenden 
Hermen  nur  um  Schutzvorschriften  für  das  Kind  und  um  Handhaben 
■ar  Wahrung  etwaiger  Interessen  dritter  Personen,  hierfür  trefie  aber 
der  Vorbehalt  FOrsorge.  Die  ausschlaggebende  Erklärung  mtlsse  dem- 
nach sein,  dafs  das  Kind  durch  die  Legitimation  in  die  Familie  des 
Vaters  emtrete  und  dem  Stande  desselben  kttnitig  angehören  solle. 
Das  innere  Moment  der  Legitimation,  dafs  sie  das  natürliche  Verhältnis 
zwischen  Vater  und  Kind,  welches  an  sidi  bestehe  und  nur  darch  die 
«nisereheliche  Gebart  gestört  sei,  wieder  herzustellen  bezwecke,  fähre 
daiMf  hin,  auf  den  Reehtnkt  selbst  die  Gesetze  zur  Anwendong  zu 
briBgen,  welchen  dieeee  Verhältnis  als  rechtlich  anerkanntes  unterliegen 
wttrde;  die  Einschränkung,  daOi  in  Ansehung  des  Erfordernisses  der 
Einwilligung  des  Kindes  und  der  Dritter  die  Gesetze  des  Staates  ent- 
sebeiden  sollen,  welchen  das  Kind  angehört,  finde  ihre  Begrtindong 
darin,  dafs  das  Personalstatut  tlber  die  Geeehäftsfilhigkeit  entscheide 
and  dafs  den  betreffenden  dritten  Personen  die  Einwilligung  aus  eigenem 
Beobt   zustehe.      Auch   sei  die   Vorschrift  zum  Schutz    der  zu  legiti- 
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mierenden  deutschen  Kinder  unentbehrlich  und  müsse  der  Gerechtigkeit 
halber  auch  auf  die  Ausländer  ausgedehnt  werden. 

Auch  die  etwa  erforderliche  Zustimmung  des  Vormunds  und  die 
Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  ist  nach  dem  Heimatsrecht 
des  Kindes  zu  beurteilen,  da  das  Gesetz,  welches  ftlr  die  GreschSfb- 
fUhigkeit  mafsgebend  ist,  auch  im  Punkte  der  Willensergänzung  ent- 
scheidet. Es  bestand  auch  Einverständnis,  dafs  der  von  den  Wirkungen 
der  Legitimation  handelnde  Satz  des  ursprunglichen  Entwurfs  über- 
flfkssig  sei,  ebenso  auch  über  die  Zuständigkeit  des  Heimatsstaates  des 
Vaters  für  die  Ehelichkeitserklärung,  indem  dies  schon  in  dem  Satze 
ausgesprochen  sei,  dafs  die  Legitimation  dem  Rechte  dieses  Staates 
unterstände.  Was  die  Frage  der  Form  anlangt,  so  war  Einverständnis, 
dafs  es  sich  hierbei  nur  um  die  von  den  Beteiligten  abzugebenden  Er- 
klärungen handle  und  nicht  um  den  Staatsakt  der  Ehelichkeitserklärung. 
Man  erkannte  an,  dafs  ftlr  die  Form  der  Erklärungen  ausschliefslich 
das  in  materieller  Beziehung  mafsgebende  Recht  entscheidend  sein  solle 
(also  nicht  2240  Satz  2). 

Dieselben  Grundsätze  finden  auf  die  Annahme  an  Kindes - 
statt  Anwendung  (§  2254),  indem  in  der  Kommission  anerkannt 
wurde,  dafs  eine  gleichmäfsige  Behandlung  der  Institute  notwendig  sei. 
Es  wurdQ  hinsichtlich  der  Adoption  noch  hervoigehoben,  ein  Blick  auf 
die  Erfordernisse  des  deutschen  Rechts  lehre  hier,  dafs  die  Beschränkungen 
des  Rechtsgeschäfts  vorzugsweise  mit  Rücksicht  auf  den  Annehmenden 
und  dessen  Familie  angestellt  seien  (Nichtvorhandensein  ehelicher 
Kinder,  Einwilligung  des  Ehegatten  des  Adoptans,  Alter  von  50  Jahren) ; 
es  erschien  daher  auch  gerechtfertigt,  die  Adoption  dem  Heimatsrecht 
des  Adoptans  zu  unterwerfen.  Im  übrigen  gelten  dieselben  Erwägungs- 
gründe wie  bei  der  Legitimation. 

Ftlr  das  Rechtsverhältnis  zwischen  einem  unehelichen 
Kind  und  dessen  Mutter  ist  entsprechend  den  Bestimmungen  des 
§  2255  für  eheliche  Kinder  das  Heimatsrecht  der  Mutter  mafsgebend 
und  nur  für  den  Fall,  dafs  die  ReichsangehOrigkeit  der  Mutter  erloschen, 
das  Kind  aber  Deutscher  geblieben  ist,  sollen  die  deutschen  Gesetze 
Anwendung  finden. 

Die  Unterhaltspflicht  des  Vaters  gegenüber  dem  un- 
ehelichen Kinde  und  seine  Verpflichtung,  der  Mutter  die 
Kosten  der  Entbindung  und  des  Unterhalts  zu  ersetzen, 
wird  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt,  welchem  die  Mutter  zur 
Zeit  der  Geburt  des  Kindes  angehört.  In  dem  ursprtlnglichen  Ent- 
wurf standen  die  Worte  „die  Kosten  des  Unterhalts  während  des 
Wochenbettes";  dieselben  sind  von  der  Kommission  weggelassen,  und 
damit  der  Anspruch  der  unehelichen  Mutter  auf  Ersatz  der  Kosten  des 
Unterhalts  auf  die  möglicherweise  viel  weiter  gehenden  Ansprüche  aus- 
gedehnt, welche  das  fremde  Recht  gewährt  Verschiedene  Ansichten 
wurden  laut  in  Ansehung  der  Frage,  ob  die  exceptio  phmum  gegen  das 
sie  ausschliefsende   Recht   der   Mutter    auf  Grund   des   §   2264   zuzu- 
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lassen  sein  wfbrde.  Eine  Entscbeidang  wurde  von  der  Kommission 
nicht  getroffen. 

Für  die  gesetzliche  Unterhaltspflicht  der  Verwandten 
sollen  die  Gesetze  des  Staates  mafsgebend  sein,  welchem  die  Ver- 
wandten zu  der  für  die  Unterhaltspflicht  in  Betracht  kommenden  Zeit 
angehören..  Gehören  die  Verwandten  zu  dieser  Zeit  verschiedenen 
Staaten  an,  so  soll  die  Unterhaltspflicht  nur  insoweit  bestehen,  als  sie 
nach  den  Gesetzen  jedes  der  beiden  Staaten  begrtlndet  ist. 

Hinsichtlich  der  Vormundschaft  wurde  als  Grundsatz  au%estellty 
dafs  hinsichtlich  des  Rechts  und  der  Pflicht  des  Staates  zur  Gewährung  vor- 
mundschaftlichen Schutzes  die  Staatsangehörigkeit  mafsgebend  sein  soll. 
Meinungsverschiedenheiten  bestanden  nur  über  die  Frage,  wann  eine 
Bevormundung  von  AuslMndem  im  Inlande  stattfinden  soll.  Der  ur- 
sprüngliche Entwurf  stellt  hierfür  als  Bedingung  auf,  dafs  der  Aus- 
länder im  Inlande  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat  und  dafs  der 
ausländische  Staat  die  Übernahme  der  Ftlrsorge  ablehnt.  Es  bleibt 
nach  dem  Entwurf  jedoch  die  Frage  oflen,  welchem  Rechte  die 
materiellen  Voraussetzungen  für  den  Eintritt  der  Vormundschaft  zu  ent- 
nehmen sind.  Diese  Frage  umfafst  die  Fälle  und  die  Dauer  der 
Schntzbedürftigkeit,  also  bei  Altersvormundschaft  die  Dauer  der  Minder- 
jährigkeit. Von  einer  Seite  wurde  die  Anwendung  des  ausländischen 
Rechts  grundsätzlich  verworfen,  weil  sie  zu  Ergebnissen  ftihren  könne, 
die  den  einheimischen  Anschauungen  und  den  inländischen  Interessen 
geradewegs  zuwiderliefen.  Das  fremde  Recht  lasse  vieUeicht  eine 
Bevormundung  nicht  eintreten,  wo  sie  nach  unseren  Anschauungen 
dringend  geboten  sei.  Die  Kommission  nahm  jedoch  den  ursprtkng- 
lichen  Entwurf  mit  dem  Antrag  an,  dafs  die  Voraussetzungen  nach  den 
Gresetzen  des  Heimatsstaates  des  zu  Bevormundenden  zu  beurteilen  seien, 
mit  dem  Zusatz,  dafs  die  Einleitung  einer  Vormundschaft  auch  nach 
erfolgter  Entmündigung  eines  Ausländers  im  Inlande  zu  geschehen 
habe.  Es  wurde  hierzu  bemerkt,  dafs  in  diesem  Fall  aufser  der  im  In- 
lande erfolgten  Entmündigung  alleinige  Voraussetzung  für  die  Bevor- 
mundung sei,  dafs  der  Heimatsstaat  des  Ausländers  sich  seiner  An- 
gehörigen nicht  annehme,  nicht  dafs  der  Ausländer  im  Inlande  einen 
Wohnsitz  habe,  so  dafs  die  Bevormundung  auch  dann  eintreten  bezw. 
fortdauern  solle,  wenn  der  zur  Zeit  der  Entmündigung  vorhandene 
Wohnsitz  später  verloren  sei. 

Hinsichtlich  der  Frage,  in  welchen  Fällen  vom  deutschen  Recht 
die  im  Auslande  stattfindende  Bevormundung  eines  Deutschen  anerkannt 
werden  solle,  wurden  verschiedene  Möglichkeiten  erwogen.  Von  einer 
Seite  wurde  als  billig  angesehen,  dafs  das  deutsche  Recht  unter  den 
gleichen  Voraussetzungen,  unter  welchen  es  Ausländer  einer  deutschoi 
Vormundschaft  unterstelle,  auch  die  Bevormundung  eines  Deutschen  im 
Ausland  anerkennen  rotksse.  Von  anderer  Seite  wurde  au%estellt,  dais 
die  im  Auslande  über  einen  Deutschen  geftlhrte  Vormundschaft  grund- 
sätzlich als  nichtig  anzusehen  sei  und  dafs   die  von  dem  ausländischen 
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Vormund  als  negotiorum  gestor  geführten  Gkflchäfte  nur  durch  Rati- 
habition  für  das  deutsche  VormundschaftBorgan  Rechtsbestand  gewinnen 
könnten.  Die  Kommission  einigte  sich  dahin,  diese  Frage  offen  zu 
lassen. 

Das  deutsche  Vormundschaftsgericht  ist  jedoch  stets  befugt,  im 
Interesse  des  Ausländers  vorläufige  Mafsr^geln  zu  treffen,  insbesondere 
eine  Pflegschaft  anzuordnen. 

Dieselben  Grundsätze,  welche  für  die  Bevormundung  eines  Aus- 
länders gelten,  sollen  auch  für  die  Anordnung  einer  Pflegschaft 
über  einen  Ausländer  mafsgebend  sein.  Soweit  die  Anordnung  einer 
Pflegschaft  den  Wohnsitz  oder  den  Aufenthalt  des  Pflegebefohlenen  im 
Bezirk  des  Vormundschaftgerichts  nicht  voraussetzt,  ist  sie  auch  dann 
zulässig,  wenn  der  Ausländer  seinen  Wohnsitz  oder  seinen  Aufenthalt 
nicht  im  Inlande  hat 

Der  ursprüngliche  Entwurf  enthielt  noch  die  Bestimmung,  dafs 
die  Anordnung  und  Führung  einer  Vormundschaft,  die  Fürsorge  und 
Aufeicht  der  Vormundschaftsbehörde  sowie  die  Verbindlichkeiten 
zwischen  dem  Vormund  und  Mündel  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurteilt  werden  sollen ,  welchem  die  Vormundschaftsbehörde  angehört. 
Die  Kommission  hielt  diese  Vorschrift  für  entbehrlich  und  strich  sie. 
Da  die  Vormundschaft  unzweifelhaft  ein  öffentliches  Amt  sei,  so  ver- 
stehe sich  von  selbst,  dafs  auf  die  Übertragung,  Führung  und  Leitung 
derselben  die  Gesetze  des  Staates  Anwendung  fünden,  der  das  Amt 
verliehen  habe.  Dafs  auch  die  Verbindlichkeiten  zwischen  Vormund 
und  Mündel  demselben  Recht  unterliegen,  folge  schon  ans  §  2244. 

Für  die  erbrechtlich eu  Verhältnisse  gilt  nach  §  2261  auch 
das  Staatsangehörigkeitsprincip,  indem  dieselben  nach  dem  Recht  des 
Staates  beurteilt  werden  sollen,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  angehört  bat. 

In  §  2261  sind  weitere  Bestimmungen  über  die  Errichtung 
und  Aufhebung  einer  letztwilligen  Verfügung  enthalten 
und  zwar  in  Bezug  auf  die  Fähigkeit  des  Verfügenden  und  die  Form 
der  Verfügung.  Der  Inhalt  richtet  sich  nach  der  allgemeinen  Vor- 
schrift. Die  Fähigkeit  soll  sich  nach  den  Gesetzen  des  Staates  richten, 
dem  der  Erblasser  zur  Zeit  der  Errichtung  bezw.  Aufhebung  angehört 
hat.  Von  einer  Seite  wurde  aufser  der  Fähigkeit  nach  diesen  Gesetzen 
auch  die  Fähigkeit  nach  dem  Rechte  des  Staates  gefordert,  welchem 
der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  angehört  hat,  in  dem  Sinn,  dafs 
zur  Zeit  der  Errichtung  die  thatsächlichen  Umstände  vorhanden  sein 
müssen,  welche  das  Personalstatut  des  Verftlgenden  zu  dieser  Zeit  vor- 
schreibt, und  zur  Zeit  des  Todes  diejenigen,  welche  das  zur  Zeit  des 
Todes  bestehende  Heimatsrecht  erfordert  Eventuell  soll  wenigstens  die 
Rechtsfälligkeit  zu  einer  Verfügung  von  Todes  wegen,  im  Gegensatz 
zur  Geschäftsfähigkeit,  auch  zur  Zeit  des  Todes  nach  den  alsdann 
mafsgeblichen  Gesetzen  bestanden  haben.  Dagegen  wurde,  wie  die 
Protokolle  angeben,  erwidert:  Die  Unterscheidung  zwischen  Rechts- 
und  GeschäftsfÜhigkeit  sei   theoretisch    richtig,    da   Rechtssätze,   welche 
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die  TestierfUhigkeit  beschränken,  den  Sinn  haben  könnten,  dafs  bei 
gewissen  Erblassem,  z.  B.  bei  Ordensgeistlichen  oder  auch  bei  Ver- 
schwendern, die  Regelang  der  Beerbnng  durch  eine  Willenserklärung 
aasgeschlossen  werden  solle.  Da  jedoch  Rechtssätze  dieser  Art  dem 
modernen  Recht  fast  gänzlich  fremd  seien  und  die  Vorschriften  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  TestierfHhigkeit  diesen  Sinn 
nicht  hätten,  so  könne  bei  der  Regelung  der  internationalen  Rechts- 
beziehungen hiervon  abgesehen  werden.  Alsdann  aber  bestehe  kein 
Grund,  bei  der  Testiertähigkeit  eine  von  der  Geschäftsfähigkeit  ab- 
^weichende  Behandlung  eintreten  zu  lassen,  da  die  erstere  nur  eine 
Unterart  der  allgemeinen  Geschäftsfähigkeit  darstelle.  Dafs  thatsäch- 
liche  Veränderungen,  die  nach  der  Errichtung  in  der  Geschäftsfähigkeit 
eintreten,  der  einmal  gültig  errichteten  Verftlgung  nicht  ihre  Kraft  be- 
nehmen, sei  anerkannt.  Praktische  Rücksichten  nötigten  dazu,  das  zur 
Zeit  der  Errichtung  der  Verftlgung  bestehende  Recht  als  allein  mafs- 
geblich  anzusehen. 

Dafis  die  Ansprüche  der  gesetzlichen  Erben  nach  dem  ftir  den 
Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  bestehenden  Recht  zu  beurteilen  seien, 
stehe  dem  nicht  entgegen,  denn  die  gesetzliche  Erbfolge  werde  durch 
eine  gültige  Verftlgung  von  Todes  wogen  ausgeschlossen;  ob  eine  vor- 
liegende Verftlgung  aber  auch  nach  jenem  Recht  gültig  sei,  sei  eine 
Frage  für  sich. 

Für  den  Fall,  dafs  ein  Ausländer,  der  nach  den  Gesetzen  seines 
Heimatsstaates  die  Fähigkeit  zur  Errichtung  einer  letztwilligen  Ver- 
fügung erlangt  und  eine  solche  bereits  errichtet  hat,  später  vor  Eintritt 
in  das  nach  deutschem  Recht  erforderliche  Alter  zur  Errichtung  einer 
letztwiliigen  Verftlgung  die  Reichsangehörigkeit  erwirbt,  ist  vorsorglich 
die  Bestimmung  getroffen,  dafs  er  diese  Fähigkeit  behält,  so  dafs  dem- 
selben die  Änderung  einer  letztwilligen  Verfügung  gestattet  ist 

Die  Form  der  letztwilligen  Verfügungen  anlangend,  so 
bestand  in  der  Kommission  Einverständnis,  dafs  es  bezüglich  der  Form 
der  Testamente  von  Ausländem  bei  der  allgemeinen  Vorschrift  in 
§  2240  zu  bewenden  habe.  Soweit  es  hiemach  auf  das  Personalstatut 
ankommt,  entscheidet  dasjenige  Personalstatut,  welchem  der  Verftlgende 
zur  Zeit  der  Verftlgung  unterstand.  Hinsichtlich  der  von  Deutschen  im 
Auslande  errichteten  letztwilligen  Verfügungen  erachte  man  aber  eine 
Vorschrift  für  erforderlich,  um  den  aus  der  Einschränkung,  welche  die 
Regel  locus  regit  (ictutn  in  §  2240  Satz  2  erfahren  hat,  entstehenden 
Zweifel  abzuschneiden  und  nahm  den  Satz  an,  dafs  der  Anwendung  des 
am  Errichtungsort  geltenden  Rechts  seitens  des  deutschen  Rechts  kein 
Hindernis  in  den  Weg  gelegt  wird,  dafs  also  ein  Deutscher  im  Ausland 
eine  Verftlgung  auch  in  der  Form  errichten  und  aufheben  kann,  welche 
den  am  Orte  der  Errichtung  oder  der  Aufhebung  geltenden  Gesetzen 
entspricht.  Von  einer  Seite  wurde  die  Ansicht  vertreten,  dafs  grund- 
sätzlich Verftlgungen  von  Todes  wegen  von  Deutschen  auch  im  Aus- 
lande nur  in  den  Formen  des  deutschen  Rechts  getroffen  werden  können, 
und    dafs   nur   für   Testamente   die   Errichtung    in   den   abweichenden 
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Formen  des  Auslandes  mit  zeitlicher  Bescbränkong  der  Ottltigkeit  ge- 
stattet sein  soll  Dagegen  worde  bemerkt,  dafs  die  grundsätzliche  Aus- 
Bchliefsung  der  ausländischen  Testamentsformen  auf  Übertriebener 
Ängstlichkeit  beruhe  und  den  Anforderungen  des  Verkehrs  keine 
Rechnung  trage;  sie  widerstreite  auch  der  bisher  wohl  allgemein  ver* 
breiteten  Auffassung  und  dem  in  der  Praxis  der  Gerichte  verkörperten 
Bechtsbewufstsein.  Der  Vorschlag,  Testamente  in  fremder  Form  mit 
einer  zeitlich  beschränkten  Gtütigkeit  zuzulassen,  erweise  sich  ans 
praktischen  Gründen  höchst  gefährlich ;  darauf  einzugehen,  müsse  schon 
mit  Rücksicht  auf  die  mangelnde  Rechtskenntnis  weiterer  Elreise  unter- 
lassen werden,  die  hier  um  so  entschuldbarer  sei,  als  der  Erblasser 
sein  Testament  im  Ausland  als  regelrechtes,  nicht  in  aufserordentlicher 
Form  und  unter  aufserordentlichen  Umständen  gemacht  habe  und  als 
er  auf  eine  Anfrage  von  den  Rechtskundigen  des  Auslandes  schwerlich 
einen  anderen  Bescheid  erhalten  werde,  als  dafs  die  Beobachtung  der 
Form  des  Errichtnngsortes  genüge.  Nicht  minder  beständen  thatsäch- 
liche  Schwierigkeiten  insbesondere  darin,  dafs  jemand,  der  nach  längerem 
Verweilen  im  Ausland  seinen  Wohnsitz  wieder  im  Inlande  aufschlage, 
oft  noch  nicht  wisse,  ob  er  nun  dauernd  dort  bleiben  werde.  In  allen 
solchen  Fällen  könne  die  beantragte  Vorschrift  zu  einer  verhängnis- 
vollen Irreleitung  führen. 

Die  Vorschriften,  welche  hinsichtlich  des  ehelichen  Güterrechts 
(§  2250),  hinsichtlich  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Eltern  und 
Kindern  (§  2255)  und  hinsichtlich  der  erbrechtlichen  Verhältnisse 
(§  2261  Abs.  1)  aufgenommen  sind,  finden  keine  Anwendung  auf 
Gegenstände,  die  sich  nicht  in  dem  Gebiete  des  Staates  befinden,  dessen 
Gesetze  nach  jenen  Vorschriften  mafsgebend  sind  und  die  nach  den 
Gesetzen  des  Staates,  in  dessen  Gebiete  sie  sich  befinden,  besonderen 
Vorschriften  unterliegen;  z.  B.  Grundstücke,  die  zu  einem  Familien- 
fideikommifs  oder  Stammgut  gehören. 

In  §  2263  ist  der  Fall  vorgesehen,  dafs  eine  Person  keinem 
Staate  angehört;  es  soUen  dann  ihre  Rechtsverhältnisse,  soweit  die 
Gesetze  des  Staates,  welchem  die  Person  angehört,  für  mafsgebend  er- 
klärt sind,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt  werden,  welchem 
die  Person  zuletzt  angehört  hat,  und,  wenn  sie  auch  früher  keinem 
Staat  angehört  hat,  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem  sie 
ihren  Wohnsitz  und  in  Ermangelung  eines  Wohnsitzes  ihren  Aufenthalt 
hat  oder  zu  der  mafsgebenden  Zeit  gehabt  hat;  —  ein  Fall,  der  wohl 
nicht  oft  eintreten  wird. 

In  der  Kommission  wurden  als  reichsgesetzliche  Vorschriften,  in 
welchen  bereits  die  frühere  Staatsangehörigkeit  anerkannt  sei,  die 
§§  18,  21  Abs.  4  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870,  über  die  Er- 
werbung und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit,  an- 
gefahrt. 

Einverständnis  bestand  auch  in  der  Kommission,  dafs  eine  Vor- 
schrift nicht  entbehrt  werden  könne,  welche  die  Anwendung  des  aus- 
ländischen Rechts  unter   Umständen  ausschliefst,   wenn 
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sie  sonst  Platz  greifen  müTste,  da  bei  den  einheimischen  Anschauungen 
und  Rechtssätzen  Vieles  von  so  grundlegender  Natur  sei,  dafs  wider- 
streitendes ausländisches  Recht  im  Inlande  nicht  anerkannt  und  zur 
Geltung  gebracht  werden  könne.  Es  wurden  in  der  Kommission  ver- 
schiedene L(teung8versuche  gemacht,  um  die  richtige  Fassung  der  Vor- 
schrift zu  finden.  Man  einigte  sich  dahin,  dafs  man  die  Anwendung 
des  ausländischen  Rechts  in  3  Fällen  auszuschliefsen  beschlofs:  1)  wenn 
die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten,  2)  wenn  sie  gegen  den  Zweck 
eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde,  und  3)  wenn  das  aus- 
ländische Gesetz  die  Rechte  der  Fremden  in  unbilliger  Weise  be- 
einträchtigt. 

Schliefslich  wurde  in  §  2265  der  Grundsatz  aufgestellt,  dafs  unter 
Zustimmung  des  Bundesrats  durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  be- 
stimmt werden  kann,  dafs  gegen  die  Angehörigen  eines  ausländischen 
Staates  und  deren  Rechtsnachfolger  ein  Vergeltungsrecht  zur  An- 
wendung gebracht  wird  (Retorsion). 

Im  ursprünglichen  Entwurf  sind  noch  Vorschriften  über  die  An- 
erkennung des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts  ge- 
troffen. Diese  Vorschriften  sind  zweckmäfsig  in  das  Einführunggesetz 
verwiesen  und  zwar  soll  in  Art.  11  E.G  eine  Vorschrift  in  die  C.Pr.O. 
als  §  293  f  eingestellt  werden.  Der  ursprüngliche  Entwurf  bestimmte 
noch,  dafs  die  Wirkungen  eines  Urteils  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurteilt  werden,  welchem  das  Prozefsgericht  angehört.  Wirkungen 
gegen  Dritte  sind  jedoch  insoweit  ausgeschlossen,  als  sie  mit  dem  Urteil 
eines  deutschen  Gerichts  nicht  verbunden  sein  würden. 

Diese  Bestimmung  ist  von  der  Kommission  gestrichen.  Es  wurde 
ausgeftlhrt,  die  Vorschrift  sei,  soweit  sie  richtig,  selbstverständlich, 
schwerlich  aber  ihrem  vollen  Umfang  nach  richtig.  Selbstverständlich 
sei  es,  dafs  es  sich  nach  dem  am  Sitze  des  Prozefsgerichts  geltenden 
Recht  entscheide,  welchen  Inhalt  das  Urteil  habe.  Was  die  Wirkungen 
des  Urteils  gegenüber  Dritten  betreffe,  so  sei  zu  unterscheiden,  ob  .das 
betreffende  Rechtsverhältnis  von  dem  deutschen  oder  von  dem  aus- 
ländischen Recht  beherrscht  werde.  In  dem  ersteren  Falle  könne 
selbstverständlich  das  ausländische  Urteil  keine  weitergehende  Wirkung 
ausüben  als  das  Urteil  eines  deutschen  Gerichts.  Insoweit  sei  also  die 
Einschränkung  richtig,  aber  selbstverständlich.  Dagegen  erschiene  es 
bedenklich,  in  dem  Falle,  wenn  das  der  Entscheidung  zu  Grunde 
liegende  Rechtsverhältnis  von  dem  ausländischen  Recht  beherrscht  werde, 
die  Rechtswirkung  gegenüber  Dritten,  die  dem  Urteil  nach  dem  aus- 
ländischen Recht  zukomme,  blofs  um  deswillen  zu  verneinen,  weil  das 
deutsche  Recht  im  gegebenen  Fall  das  Urteil  nur  unter  den  Parteien 
wirken  lasse.  Die  Kommission  glaubte  darauf  rechnen  zu  dürfen,  dafs 
die  Vorschrift,  soweit  sie  richtig,  von  der  Wissenschaft  und  der  Praxis 
an  der  Hand  der  allgemeinen  Grundsätze  gefonden  werde. 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts  soll 
ausgeschlossen  sein: 
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1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  welchem  das  ausländische  Gericht 
angehört,  nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht  zuständig  sind; 

2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf 
den  Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozefs  ein- 
leitende Ladung  oder  Verfolgung  ihm  weder  in  dem  Staate  des 
Prozefsgerichts  in  Person  noch  durch  Gewährung  deutscher  Rechts- 
hülfe  zugestellt  ist; 

3.  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  wttrde  oder 
wenn  das  Urteil  auf  einem  ausländischen  Gesetze  beruht,  das  die 
Rechte  der  Fremden  in  unbilliger  Weise  beeinträchtigt; 

4.  wenn  in  dem  Urteil  zum  Nachteile  einer  deutschen  Partei  von 
den  Vorschriften  der  §§  2245,  2247,  2252  bis  2254  oder  des 
auf  den  §  2247  bezüglichen  Teiles  des  §  2248  des  B.6.B. 
abgewichen  ist; 

5.  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist. 

Der  ursprüngliche  Entwurf  (§  25)  schlofs  aufserdem  die  Anerkennung 
des  Urteils  aus,  wenn  das  Urteil  nach  den  fllr  das  inländische  Gericht 
geltenden  Gesetzen  die  Rechtskraft  noch  nicht  erlangt  hat  Die  Kom- 
mission hat  diese  Bestimmung  gestrichen.  Da  die  Vorschrift  nur  füx  die 
Vollstreckung  des  ausländischen  Urteils  von  Bedeutung,  dagegen  fllr 
die  Anerkennung  des  ausländischen  Urteils  selbstverständlich  sei,  so  sei 
es  richtiger,  die  Vorschrift  hier  zu  streichen  und  die  Frage  vorzubehalten, 
ob  in  §  661  CPr.O.  die  in  Aussicht  genommene  Verweisung  auf  diesen 
§  25  genüge  oder  ob  daneben  noch  eine  der  Ziff.  1  des  §  661  CPr.O. 
entsprechende  Vorschrift  au&unehmen  sei. 

Die  Kommission  hat  demnächst  folgende  Fassung  des  §  661  Abs.  2 
CPr.O.  beschlossen: 

„Das  Vollstreckungsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil 
des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  ftir  dieses  Gericht  geltenden 
Rechte  die  Rechtskraft  erlangt  hat.  £s  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn 
die  Anerkennung  des  Urteils  nach  §  293  f  ausgeschlossen  ist^. 


Überblickt  man  die  sämtlichen  Vorschriften  des  sechsten  Buches, 
so  mufs  man  anerkennen,  dafs  der  Entwurf  in  ausreichendem  Mafse 
die  Grundsätze  aufgestellt  hat,  nach  denen  die  Rechtsverhältnisse  im 
internationalen  Verkehr  zu  beurteilen  sind.  Der  Entwurf  hat,  wie  es 
eine  gesetzliche  Kodifikation  verlangt,  sich  in  glücklicher  Weise  darauf 
beschränkt,  nur  die  allgemeinen  leitenden  Grundsätze  aufzustellen,  aus 
denen  sich  die  einzelnen  Fälle  leicht  entscheiden  lassen.  Es  bleibt  fllr 
die  Praxis  und  die  Wissenschaft  noch  Spielraum  zu  weiteren  Forschungen 
übrig.     Es  ist  vermieden,  kasuistische  Regeln  zu  geben. 

Auch  die  Sprache  ist  eine  fofsliche  und  verständliche,  nur  einzelne 
Vorschriften  hätten  klarer  gefafst  werden  können,  z.  B. 
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§  2243  Abs.  2.  ^Soweit  ein  deutsches  Gesetz  sich  auf  eine  im 
Auslande  begangene  unerlaubte  Handlung  erstreckt,  findet  das  deutsche 
Gesetz  Anwendung'^. 

Sachlich  stimmen  die  Vorschriften  mit  den  Ansichten  tlberein, 
welche  die  heutige  Wissenschaft  und  die  Praxis  über  das  internationale 
Privatrecht  entwickelt  haben.  Auch  die  Beschlüsse  des  Instituts  für 
internationales  Recht  und  die  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  haben 
Beachtung  gefunden. 

Von  grundlegender  Bedeutung  ist,  dafs  für  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  für  mafsgebend  erklärt  und 
dafs  dieser  Grundsatz  konsequent  durchgeführt  ist 

Bisher  wurde  das  Recht  des  Wohnsitzes  meistens  zu  Grunde  ge- 
legt. Die  Gründe,  welche  für  das  Recht  der  Staatsangehörigkeit 
sprechen,  sind  jedoch  so  gewichtiger  Natur,  dafs  es  als  ein  Fortschritt 
angesehen  werden  mufs,  dafs  der  Entwurf  dieses  Princip  angenommen 
hat  (vergl.  das  Nähere  über  das  Princip  der  Staatsangehörigkeit  bei 
Bar,  internationales  Privatrecht  Bd.  I  S.  271  ff.,  Böhm,  Statutenkollision 
S.  31  ff.).  Man  könnte  nur  die  Frage  aufwerfen,  ob  es  nötig  ge- 
wesen wäre,  dieses  Princip  konsequent  durchzuführen  und  es  nicht  an- 
gezeigt wäre,  in  dem  einen  oder  dem  anderen  Falle  dasselbe  zu  durch- 
brechen. Der  Entwurf  ist  aus  praktischen  Grtlnden  von  dem  Princip 
nur  abgewichen  für  den  Fall  der  Entmündigung  eines  Ausländers 
(§  2239),  in  gewisser  Weise  für  die  Vormundschaft  (§  2259)  und  für 
den  Fall,  dafs  eine  Staatsangehörigkeit  nicht  besteht  bezw.  nicht  be- 
standen hat  In  allen  übrigen  Beziehungen  (Geschäftsfkbigkeit,  Ein- 
gehung der  Ehe,  Auflösung  der  Ehe,  eheliches  Güterrecht,  Verhältnis 
zwischen  Eltern  und  Kindern,  Erbrecht)  ist  das  Princip  beibehalten. 
Da  Erbrecht  und  Familienrecht  eng  zusammenhängen,  so  erscheint  es 
aus  diesem  Grunde  schon  angemessen,  für  beide  dasselbe  Princip  ent- 
scheiden zu  lassen.  Ob  man  iür  diese  Verhältnisse  nicht  in  gewissem 
Umfange  das  Recht  des  Wohnsitzes  hätte  entscheiden  lassen  sollen,  mag 
dahingestellt  bleiben,  da  auch  für  die  Staatsangehörigkeit  sehr  vieles 
spricht  und  der  Entwurf  auf  diese  Weise  zu  einfachen  und  klaren  Be- 
stimmungen gelangt. 

Anerkennung  verdient  es,  dafs  der  Entwurf  den  Grundsatz  der 
Rückverweisung  im  Princip  verworfen  und  aus  Zweckmäfsigkeitsgründen 
nur  in  §  2245  Satz  2  (Erfordernisse  der  Eingehung  der  Ehe)  und 
§  2247  Abs.  4  (Ehescheidung)  denselben  in  gewisser  Weise  angenommen 
hat  (vergl.  die  obigen  Ausführungen). 

Am  meisten  hat  sich  der  Entwurf  mit  der  gemeinen  Meinung  in 
Widerspruch  gesetzt  bei  der  Frage,  nach  welchem  Recht  die  Schuld- 
Verhältnisse  aus  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  zu  beurteilen  sind. 
Wie  bereits  oben  ausgeführt,  kann  man  aufser  dem  Recht  des  Ortes 
des  Vertragsabschlusses  das  Recht  des  Erfüllungsortes  oder  das  Recht 
des  Wohnsitzes  des  Schuldners  entscheiden  lassen.  Die  herrschende 
Ansicht  geht  zur  Zeit  vom  Erfüllungsort  aus  (vergl.  die  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts  Bd.  6  S.  131,  Bd.  9  S.  227,  Bd.  12  S.  34,  Bd.  20 
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S.  885).  Theoretisch  dttrfte  auch  diese  Ansicht  richtig  sein,  da  sie  am 
meisten  dem  Willen  der  Parteien  entspricht.  Die  Kommission  hat 
jedoch  die  in  Frage  kommenden  Meinungen  einer  gründlichen  Be- 
urteilung unterzogen  (veigl.  oben)  und  ist  aus  praktischen  Ortlnden  za 
dem  Recht  des  Ortes  des  Vertragsabschlusses  gelangt,  welcher,  aller- 
dings abgesehen  von  seltenen  FKllen  (z.  B.  Vertragsabschlufs  auf  der 
Reise  im  Eisenbahnwagen),  sich  am  sichersten  feststellen  lAfst  Man 
hfttte  jedoch  vielleicht  den  Standpunkt  des  Osterreichischen  GesetabucheB 
(§§  34 — 87)  wtthlen  können,  welches  bestimmt,  dafs  das  Recht  des 
Eritdlungsortes  und  wo  ein  solcher  nicht  verabredet  ist,  das  Recht  des 
Ortes  des  Vertragsabschlusses  entscheidend  ist 

Übrigens  ist  zu  beachten,  dafs  dieses  Recht  nur  zur  Anwendung 
kommt,  wenn  die  Beteiligten  nicht  die  Anerkennung  der  Gesetze  eines 
anderen  Ortes  gewollt  haben  (§  2242  Abs.  2);  der  Wille  der  Parteien 
wird  also  in  erster  Linie  berücksichtigt.  ZweckmüPsig  wilre  es  gewesen, 
wenn  der  Abs.  2  in  dieser  Richtung  deutlicher  gefafst,  insbesondere 
das  Wort  „vorausgesetzt"  vermieden  worden  wKre. 

Nach  §  2247  erscheint  es  zulässig,  dafs  ein  inländischer  Richter 
die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ausländischer  Ehegatten  aussprechen 
darf,  wenn  dieselbe  das  ausländische  Recht  zuläfst.  Das  Büigerliche 
Gesetzbuch  hat  dieses  Institut  verworfen  und  nur  die  Ehescheidung 
anerkannt.  Das  Reichsgericht  hat  unter  der  Herrschaft  des  Personen- 
standesgesetzes wiederholt  den  Standpunkt  vertreten  (Bd.  XI  8.  29, 
Bd.  III  S.  128),  dafs  auch  bei  Ausländem  von  dem  inländischen  Richter 
nur  auf  Scheidung  erkannt  werden  darf.  Es  soll  an  dieser  Stelle,  zu- 
mal der  Entwurf  jetzt  im  Bundesrate  durchberaten  wird,  nicht  weiter 
untersucht  werden,  ob  dieser  vom  Reichsgericht  vertretene  Standpunkt 
nicht  der  richtigere  ist.  Nachdem  die  Kommission  sich  einmal  aidP  den 
entgegengesetzten  Standpunkt  gestellt  hat,  erscheint  es  zweckmäfsiger, 
nicht  viele  Bedenken   in  den   die  Ehe  betreffenden  Fragen  zu  erheben. 

Nach  §  2265,  in  welchem  vom  Vergeltungsrecht  die  Rede  ist, 
kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  dasselbe  auch  gegen  den  Fiskus 
eines  ausländischen  Staates  zur  Anwendung  gebracht  werden  kann, 
wenn  der  ausländische  Staat  in  einem  gleichen  Fall  das  Erbrecht  des 
inländischen  Fiskus  an  dem  NachUfs  eines  Deutschen  im  Auslande 
nicht  anerkennt.  Der  §  2265  spricht  nur  von  „Angehörigen  eines  aus- 
ländischen Staates".     Die  Vorschrift  könnte  anders  ge&fst  werden. 

Schliefslich  dürfte  noch  die  Frage  aufgeworfen  werden,  wie  es  sich 
verhält,  wenn  eine  Person  eine  doppelte  Staatsangehörigkeit  besitzt, 
was  nach  deutschem  Staatsrecht  nicht  ausgeschlossen  ist  Es  dtlrfte  an- 
gemessen sein,  bei  §  2263  zu  bestimmeuv  dafs  in  einem  solchen  Falle 
die  Gesetze  desjenigen  Staates  ftlr  maCsgebend  zu  erklären  sind,  dessen 
Angehörigkeit  die  Person  zuletzt  erworben  hat. 
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Kapitel  I.    ' 

1.  -  Hauptunterschiede    zwischen    den     fremden    Civil-    und    Straf- 

urteilen. 

2.  Darlegung,  dafs  Strafurteile  im  Princip  exterritoriale  Geltung 
nicht  haben  können. 

3.  Gründe,  aus  denen  dem  fremdländischen  Strafurteil  der  Vollzug 
nicht  gestattet  werden  kann. 

4.  In  welchen  FftUen  und  von  welchen  Gesichtspunkten  kann  die 
Gültigkeit  des  fremdländischen  Strafurteils  zur  Diskussion  ge- 
zogen werden. 

1.  Die  dem  Urteil  gebührende  Autorität  hat  heutzutage  für  alle 
Staaten,  denen  an  einer  geordneten  Rechtspflege  gelegen  ist,  geroein- 
sames Interesse.  Fast  allgemein  wird  das  von  den  römischen  Juristen 
aufgestellte  Princip:  ,^Statu8  reipuUicae  maxime  jvdicatis  rebus  con- 
tinetur^  anerkannt 

Einem  bemerkenswerten  Unterschiede  begegnet  man  jedoch  bezüg- 
lich der  exterritorialen  Geltung  der  Urteile  in  Civil-  und  Strafsachen. 
Bei  den  Civilurteilen  wird  im  allgemeinen  zugegeben,  dafs  sie,  wenn 
vom  kompetenten  Gerichte  nach  rechtlichem  Gehöre  der  Streitsteile 
oder  loyaler  Kontumazierung  erlassen,  exterritoriale  Geltung  und  Wirk- 
samkeit haben  können ,  ohne  dafs  dadurch  eine  Verletzung  des  Souve- 
ränitätsprincips  eintrete.  Jedem  Staat  steht  es  hierbei  zu,  die  gesetz- 
lichen Requisite  zu  bestimmen,  welche  das  Urteil  des  fremdländischen 
Richters  haben  mufs,  um  ihm  die  Rechtswirksamkeit  der  res  iudicata 
zuzugestehen;  er  kann  zudem  gesetzlich  die  Bedingungen  der  VoUzieh- 
barkeit  des  fremdländischen  Urteils  feststellen.  Darin  sind  alle  einig, 
dafs  die  Vollstreckung  durch  das  am  Orte  der  Vollziehung  geltende 
Gesetz  zu  regeln  ist,  aber  als  Grundsatz  gilt,  dafs  das  Civilurteil  Wirk- 
samkeit im  Ausland  haben  und  unter  gewissen  Bedingungen  dort  voll- 
zogen werden  kann. 

Ganz  andere  Grundsätze  gelten  dagegen  hinsichtlich  der  Straf- 
urteile. Alle  Schriftsteller  und  Gesetzgeber  verneinen  übereinstimmend 
die  exterritoriale  Wirksamkeit  der  fremden  Strafurteile  in  alledem,  was 
sich  auf  ihre  Geltung  und  den  Vollzug  der  Verurteilung  bezieht. 

Der  Grund  davon  liegt  in  dem  wesentlichen  Unterschied  des 
Stoffes  der  Straf-  und  Civiljustiz  und  der  Principien  der  Rechtspflege 
im  Civil-  und  Straf«rerfahren. 

Im  Civilurteile  spricht  der  Richter  den  Parteien  Recht  nach  dem 
Gesetze,  welches  durch  sich  selbst  den  Rechtsstreit  entscheiden  mufs, 
er  ist  nicht  dazu  berufen,  das  Landesgesetz  anzuwenden,  sondern  das- 
jenige, welches  nach  der  Sachlage  und  dem  Parteivorbringen  anzu- 
wenden ist,  es  ist  deshalb  nattirlich,  dafs  das  Civilurteil  die  Kraft  einer 
juridischen  Wahrheit  hat  und  seine  Wirksamkeit  sich  nicht  auf  die 
Grenzen  des  Landes,  in  welchem  es  erlassen  und  publiziert  ist,  be- 
schränkt.    Infolgedessen  kann   zugegeben  werden,   dafs   das  Civilurteil 
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die  Kraft  der  res  judicata  auch  im  Aaslande  unter  denselben  Be- 
dingungen, welchen  die  Geltung  der  fremdländischen  Civilgesetze  unter- 
liegt nnd  an  welche  die  kompetenten  Behörden  bei  Entscheidung  von 
Civilstreitigkeiten  gebunden  sind,  hat.  Die  ganze  Diskussion  bezüglich 
dieser  UrteUe  beschränkt  sich  auf  die  Feststellung  der  gesetzlichen 
Bedingungen,  unter  welchen  dem  im  Ausland  ergangenen  Urteil  Gel- 
tung zugestanden  werden  kann  und  der  Voraussetzungen  seiner  Voll- 
streckbarkeit 

2.  Die  Straüirteile  hingegen  ergehen  auf  Grund  der  Strafprozedur, 
welche  unabänderlich  aus  der  Straf  handlung  folgt  und  in  erster  Linie 
den  Zweck  hat,  das  sociale  Recht  und  die  Sicherheit  des  Staates  zu 
schützen.  Deshalb  stimmen  alle  darin  überein,  dafs  die  Strafverfolgung 
eminent  territorialer  Natur  ist,  wie  auch  das  Strafgesetz  territorial  ist 
und  der  unmittelbare  Zweck  beider  in  dem  Rechtsschutz  der  durch  die 
Strafthat  gestörten  öffentlichen  Ordnung  liegt.  Die  Jurisdiktion  des 
Strafrichters,  welche  sich  im  Strafprozefs  entwickelt  und  mit  dem  Urteil 
endigt,  hat  im  Princip  nicht  den  Schutz  von  Privatrechten,  sondern  der 
öffentlichen  Ordnung  zum  Gegenstand  und  deshalb  haben  auch  neuere 
Gresetzgebtmgswerke  die  Unterscheidung  zwischen  Privat-  und  öffent- 
lichen Delikten  beseitigt  und  den  durch  den  Reat  geschädigten  Privat- 
personen das  Recht,  die  Strafverfolgung  als  ein  in  ihrem  Interesse  ge- 
schaffenes Institut  anzusehen ,  abgesprochen ;  deshalb  schreitet  auch  in 
den  Fällen,  in  welchen  Strafantrag  vorausgesetzt  wird,  die  Strafver- 
folgung ohne  Rücksicht  auf  das  Gutdünken  des  Antragstellers  vor,  und 
zwar  wieder  aus  dem  gleichen  Grunde,  weil  das  Gericht  nicht  im 
Interesse  der  Privaten,  sondern  zum  Schutze  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  Staatswobles  funktioniert.  Die  Pflicht  zur  Strafeinschreitung 
gegen  den  Thäter,  welcher  bei  persönliche  oder  Vermögcnareclite 
Privater  verletzenden  Handlungen  zugleich  auch  die  öffentliche  Ordnung 
verletzt,  folgt  aus  der  Rücksicht  für  das  Gemeinwohl  und  die  Sicher- 
heit des  Staates ,  und  hieraus  erklärt  sich ,  warum  das  Strafgesetz  des 
Staates  in  seinem  Territorium  unbedingt  und  auf  Alle,  Einheimische 
und  Ausländer,  Anwendung  finden  mufs.  Man  mufs  demnach  aner- 
kennen, dafs  es  gerade  aus  dem  Schutz  der  öffentlichen  Ordnung, 
welchen  das  jeden  Zuwiderhandelnden  mit  Strafe  bedrohende  Strafgesetz 
verfolgt,  also  aus  dem  Princip,  welches  die  Strafprozedur  beherrscht 
nnd  das  Strafvollzugsrecht  begründet,  sich  erklärt,  warum  Strafurteile 
exterritoriale  Geltung  nicht  beanspruchen  können. 

Die  Rechts-  und  sociale  Ordnung  eines  jeden  Staates  hängt  mit 
dessen  politischer  Konstitution  zusammen,  steht  in  Rapport  mit  seinen 
geographischen,  ethnographischen,  moralischen  Zuständen,  mit  der  Kultur 
und  Erziehung,  kurz  mit  all  den  Elementen,  welche  den  Znstand  des 
Volkes  bedingen  und  bestimmen,  und  welche  durchweg  dem  Gesetze 
fortwährenden  Fortschreitens  unterworfen  sind. 

Die  zur  Erhaltung,  Verteidigung,  Aufrechthaltung  nnd  Wieder- 
herstellung der  Rechts-  und  Gesellschaftsordnung  dienenden  Gesetze 
müssen  daher  ebenso  gut  wie  die   öffentlichen  und  politischen  Institute 
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des  Staates  territoriale  Autorität  haben,  in  gleicher  Weise  mafs  aach 
die  StraQprozedur  und  die  Geltang  des  Straforteils  territorial  sein  ^), 
Der  unmittelbare  Zweck  des  Strafurteils  ist  dessen  Vollziehbarkeit,  und 
da  die  Vollziehung  die  Ausübung  des  Zwangsrechts  tlber  Personen  und 
Oflter  bedeutet,  so  ist  auch  kUr,  dafs,  wie  es  ab  mit  der  UnabhHngig- 
keit  der  Staaten  unvereinbar  anzusehen  ist,  dafs  ein  solcher  sein 
Zwangsrecht  tkber  die  Grenzen  seines  Territoriums  hinaus  sollte  aus- 
üben können,  so  auch  andererseits  mit  seiner  Unabhängigkeit  nicht 
vereinbar  ist,  Kraft  und  Vollziehbarkeit  dem  fremdländischen  Urteile 
zuzugestehen,  welches  wesentlich  in  dem  Verhängen  der  an  der  Person 
und  dem  Vermögen  des  Verurteilten  zu  vollziehenden  Strafe  besteht 

8.  In  diesem  Punkte  sind  alle  Schriftsteller  einig  und  kann  ein 
Zweifel  nicht  bestehen  ').  Die  Justizbehörde,  an  welche  das  Verlangen 
des  Vollzugs  eines  fremdländischen  Urteils  gestellt  wird,  hat  vor  allem 
zu  erwägen,  ob  es  sich  um  ein  Civil-  oder  Strafurteil  handelt.  Im 
ersteren  Falle  kann  die  angegangene  Behörde  den  Vollzug  des  fremd* 
ländischen  Urteils  zugestehen,    wenn   das  Urteil  im  Ausland   ergangen 


1)  Wir  sind  weit  entfernt  zu  behaupten,  dafs  der  Begriff  des  Deliktes 
und  das  Prindp  der  Zurechnung  kein  objektives  Fundament  habe  und  dafs 
in  der  Strafrechtsmaterie  alles  als  mit  der  politischen  Staataeinrichtung  und 
den  socialen  Interessen  des  Volkes  in  Beziehung  stehend  anzusehen  sei. 
Nein:  das  wahre  IiXmdament  der  Rechtsordnung  ledee  civilisierten  Staates 
und  des  Schutzes  der  socialen  Interessen,  welche  das  Strafgesetz  zum  Ziele 
haben  mufs,  mnfs  durch  die  moralischen  Zwangsregeln,  welche  die  wesentr 
liehen  Bestandteile  des  moralischen  Lebens  eines  Volkos  ausmachen,  bestimmt 
werden.  Je  mehr  und  mehr  die  richtige  Erkenntnis  dieser  moralischen 
Zwangsregeln  oder,  besser  ausgedrückt,  der  Harmonie,  welche  stets  zwischen 
der  Morafität  des  Staats  und  der  Moralität  des  Individuums  bestehen  mufs, 
sich  vervollkommnet,  wird  das,  was  wir  das  obiektive  Element  des  Stnf- 
rechts  nennen,  immer  klarer,  und  dies  erklärt  aucn  die  Gleichförmigkeit  der 
Strafgesetze  derjenigen  Staaten,  welche  auf  bleicher  Stufe  der  Civiiisation 
stehen.  Desungeachtet  bleibt  immer  wahr,  dais,  wenn  auch  die  Strafgesetze 
noch  so  sehr  die  Tendenz  der  Gleichfönni^keit  durch  gleichartigen  Schutz 

fe wisser  als  zur  Erhaltung  der  socialen  Ordnung  notwendig  erachteter  Be- 
ingungen  verfolgen  und  über  viele  die  Zurechnung  betreffende  Punkte  einig 
gehen,  doch  stete  Verschiedenheit  in  der  Begrenzung  der  Beate,  der  Fest- 
stellung der  erforderlichen  Sühne  und  der  Ausmessung  der  Strafen  verbleibt 
und  verbleiben  wird.  Diese  Verschiedenheit  ergiebt  sich  allzeit  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  historischen  und  moralischen  Verhältnisse  der  Völker  und 
deren  Gesellschaftszuständen.  Eben  deshalb,  weil  die  Strafj^etze  der  ver- 
schiedenen Länder,  auch  wenn  sie  sich  darin  einigen,  gewisse  Handlungen 
für  sttaf  bar  zu  erklären,  doch  bezüglich  der  Bestrafimg  den  Charakter  der 
Territorialität  nie  verlieren  können,  mufs  man  auch  dem  Stra^rozefsgang 
und  der  Wirksamkeit  des  Strafurteiles  tenitorialen  Charakter  und  Autorität 
zusprechen.  — 

2)  Hommey,  De  VautoriU  de  la  chose  jagee  en  matihre  criminelle 
pag.  106;  Carrara,  Programma  §  1072;  Faustin  Helie^  TraitS  de 
Tinsir,  crimin.  no,  1042;  Legrarirend^  Traue  de  la  lig.  crim.  §  31; 
Le  Seil  y  er,    Droit  crim.  t.  VI  n.  2505;    Sc  hm  alz  j   Le  droit  des  gens 

§102;   Martens,    Droit  des  gens  §  104;  Klub  er,   Droit  d,  g.  §  65; 
tory^    Conßict  of  law  §620,  628;    Carnot,   sulV   art,  7,   1,    7,    c.  8; 
Rieh  er,  Traiti  de  la  mort  civil  Liv,  I  Sect.  8. 
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igt  und  der  Verurteilte  vertreten  war,  sich  verteidigt  hat  und  die  Sen- 
tenz rechtskräftig  geworden  ist,  sei  es,  dafs  der  Verurteilte  keine  Be- 
rufung ergriffen  hat  oder  die  ergriffene  Berufung  verworfen  worden  ist. 
Wenn  sich's  dagegen  um  das  Verlangen  des  Vollzugs  eines  Strafurteiles 
handelt,  liegt  die  Sache  wesentlich  anders,  weil  dem  Urteil  selbst  nicht 
das  gleiche  Gewicht  beigelegt  werden  kann,  wie  dem  Civilurteil.  All- 
gemein wird  über  die  Unvollkommenheit  der  Strafgesetzbücher  geklagt, 
und  wenn  auch  eines  vor  dem  andern  weniger  unvollkommen  sein  mag, 
so  kann  man  doch  keinem  nachrühmen,  dafs  es  den  Principien  der 
absoluten  Gerechtigkeit  vollkommen  entspreche.  Die  Strafgesetzbücher 
streben  zudem  auch  das  Ziel  an,  gewisse  Partikularinteressen  des 
treffenden  Staates  zu  schützen  und  die  von  ihm  augestrebten  Grenzen 
einer  politischen  Existenz  zu  sichern.  Daraus  eigiebt  sich,  dafs  ge- 
wisse Handlungen  in  dem  einen  Staate  flir  strafbar  erklärt  sein  können, 
im  andern  nicht,  und  auch  bei  denen,  welche  allerorten  als  strafbar 
gelten,  können  die  Definition  des  Reats  und  die  Abstufung  der  Zu- 
rechnung, von  welcher  die  Strafbarkeit  und  das  Strafmafs  abhängt, 
nicht  als  auf  so  gleichmäfsiger  Methode  fundiert  betrachtet  werden,  dafs 
sie  als  Ausflufs  eines  absolut  sicheren  Principe  gelten  könnten.  Beizu- 
ftlgen  ist  noch,  dafs  in-  Civilsachen  nicht  die  Überzeugung  des  Richters 
es  ist,  worauf  sich  die  Richtigkeit  des  von  ihm  erlassenen  und  ver- 
kündeten Urteiles  gründet,  diese  vielmehr  die  Konsequenz  aus  der  vom 
Gesetzgeber  erlassenen,  vom  Richter  soi^gfkltig  auf  den  Rechtsfall  an- 
gewendeten Rechtsnorm  ist,  was  donn  auch  der  Richter  in  den  Ent- 
scheidungsgründen darzuthun  hat,  auf  welche  gestützt  er  zu  dem 
Urteilssatze  gelangt  ist. 

In  Stra&achen  gründet  sich  das  Urteil  auf  die  Überzeugung  des 
Richters,  und  wie  dieser  nicht  gehalten  ist,  eine  Auseinandersetzung 
der  Motive  seiner  Überzeugung  zu  geben,  so  läfst  sich  aach  der  innere 
Wert  und  die  Gerechtigkeit  seiner  Sentenz  nicht  schützen. 

Hieraus  ergiebt  sich  klar,  dafs  die  Präsumtion  für  die  juridische 
Wahrheit,  welche  der  abgeurteilten  Sache  im  Civilveriiihren  beiwohnt, 
in  Strafsachen  fehlt  und  dies  hindert,  dafs  ein  Staat  den  Vollzug  des 
Strafurteiles  autorisiere,  welchen  fremde  Richter  unter  Anwendung  der 
Gesetze  ihres  Landes  und  auf  Grund  der  von  ihnen  gewonnenen  Über- 
zeugung erlassen  haben. 

Dies  wird  genügen,  um  darzuthun,  dafs  die  Grundsätze,  durch 
welche  sich  rechtfertigen  läfst,  dafs  die  Autorität  der  Rechtskraft  nicht 
auf  die  Grenzen  des  Staates,  in  welchem  das  Rechtsver&hren  statthatte, 
beschränkt  werden  soll,  nicht  gleichmäfsig  auf  die  abgeurteilte  Sache 
im  Strafverfahren  angewendet  werden  können.  Diese  hat  nicht  die 
Kraft  juridischer  Wahrheit,  ja  sie  hat  solche  nicht  einmal  in  dem 
Lande,  wo  sie  verkündet  ist  Das  zeigt  schon  zur  Gentige  die  Er- 
wügung,  dafs  derjenige,  welcher  ein  Strafverfahren  überstanden  hat, 
res  judicata  ftlr  sich  geltend  machen  kann,  um  nicht  einem  erneuten 
Strafverfahren  unterstellt  zu  werden,  dagegen  der  Weg,  durch  neue 
Beweismittel  für  seine  Unschuld  das  Strafurteil  anzufechten,   ihm  nicht 
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abgeBchnitten  iet,  so  dafa  sogar  in  dem  Staate  der  Verarteilang  selbst 
die  juridische  Wahrheit,  welche  stets  mit  der  abgeurteilten  Sache  ver- 
bunden sein  mufs,  nur  insoweit  aufrecht  erhalten  wird,  als  es  dem 
Verurteilten  nicht  schadet 

Es  wird  nicht  nötig  sein,  sich  weiter  tlber  einen  Satz  zu  ver- 
breiten, in  welchem  alle  Juristen  und  Gerichtshöfe  einig  sind,  nänalich 
dafs  Strafurteile,  wie  der  Kassationshof  in  Rom  sich  ausgedrückt  bat, 
nur  in  dem  Staate,  in  welchem  sie  erlassen  sind,  Kraft  und  Wirksam- 
keit haben  und  vollzogen  werden  können. 

Der  genannte  Gerichtshof  sagt  in  einem  Urteil  vom  28.  Juli  1885: 
„Wenn  auch  das  Interesse  an  der  Unterdrückung  der  Strafhandlungen 
bewirkt  hat,  dafs  das  Princip  der  Exterritorialität  des  Strafgesetzes  — 
obwohl  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  —  in  der  Wissenschaft 
Geltung  erlangt  hat  und  in  der  Gesetzgebung  zugelassen  wurde,  um 
den  Gerichten  die  Möglichkeit  der  Jurisdiktion  über  die  im  Ausland 
begangenen  Reate  zu  verschaffen,  so  darf  doch  die  Rücksicht  auf  die 
Solidarität  der  Nationen  nicht  dahin  ausgedehnt  werden ,  den  im  Aus- 
land  erlassenen  Strafurteilen  volle  Rechtswirksamkeit  im  Staate  sowohl 
bezüglich  der  Hauptstrafe  ab  der  Straftolgen  zuzugestehen;  da  diese 
Rechtssprüche  keine  andere  Autorität  haben,  als  die  des  Staates,  in 
dessen  Namen  sie  erlassen  sind,  so  endigt  ihre  Kraft  auch  an  den 
Grenzen  dieses  Staates.'' 

(Kass.  Rom.  23.  Juli  1885,  Ijonfsa  e  Piantino  foro  BaH. 
1,  963,  1885  (siehe  dort  Corte  cTappelo  di  Torino  28.  April 
1885,  1,  627). 

4.  Was  wir  gesagt  haben,  würde  jede  Diskussion  über  die  ex- 
territoriale Geltung  des  Strafurteils  ausschliefsen.  Indes,  unter  gewissen 
Umständen  ist  den  Gerichten  das  Recht,  im  Ausland  begangene  Delikte 
abzuurteilen,  eingeräumt  und  obwohl  man  den  Beschuldigten  in  dem 
Staate,  wo  er  die  Strafhandlnng  begangen  hat,  nicht  treffen  kann,  so 
steht  doch  den  Gerichten  eines  Staates  die  Beftignis,  gewisse  Fälle 
ihrer  Jurisdiktion  zu  unterstellen  und  mit  der  nach  dem  Gesetze  ihres 
Landes  sie  treffenden  Strafe  zu  bedrohen,  gegen  denjenigen,  welcher 
im  Ausland  eine  Straf bandlung  begangen  hat,  wodurch  er  das  Recht 
des  Staates  oder  ein  von  dessen  Gesetzen  geschütztes  Recht  verletzt 
hat,  zu ;  mit  anderen  Worten :  es  kann,  obwohl  das  Princip  der  Terri- 
torialität der  Straf  klage,  des  Strafv^erfahrens  und  des  Strafurteils  aufrecht 
bleibt,  nichtsdestoweniger  die  Strafjurisdiktion  im  Territorium  jeglichen 
Staates  bezüglich  bestimmter  strafbarer  Handlungen  im  Ausland  gerade 
so  geübt  werden,  wie  sie  hinsichtlich  aller  ohne  Ausnahme  bei  allen 
im  Inlande  begangenen  Delikten  gehandliabt  wird. 

Wir  haben  hier  auf  diese  die  Exterritorialität  des  Strafgesetzes 
betreffende  Frage  nicht  einzugehen,  noch  die  Principien,  welche  auf 
Grund  überwiegender  juridischer  Erwägungen  das  Recht  des  Staates, 
im  Ausland  begangene  Delikte  trotz  des  Territorialprincips  zu  verfolgen, 
statuieren,  zu  erörtern.  Wir  machen  nur  die  eine  Bemerkung,  dafs, 
wenn  das  Recht,    den  Übelthäter  abzuurteilen  und   zu  strafen,    immer 
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und  in  allen  Fällen  dem  Staate,  wo  die  That  begangen  ist,  zusteht 
und  gleichzeitig  ein  Recht  des  Staates  bezüglich  bestimmter,  im  Ausland 
begangener  Straf  handlungen  einzuschreiten,  zuzugeben  ist,  eben  hieraus 
folgt,  dafs  bei  gewissen  Beaten  die  Konkurrenz  zweier  Gerichte  be- 
züglich derselben  Strafthat  sich  ergeben  kann.  Ist  dies  der  Fall,  so 
entsteht  naturgemttfs  die  Frage,  ob  das  von  dem  ausländischen  Gericht 
erlassene  Urteil  die  Stra^rozedur  in  dem  Staate,  welchem  gleichfalls 
das  Recht,  den  Übelthäter,  der  die  Strafthat  im  Ausland  verttbt  hat, 
zu  verfolgen  zusteht,  hintanhalten  könne  oder  nicht. 

Das  ist  einer  von  den  Punkten,  bezüglich  deren  eine  Diskussion 
über  äiß  exterritorialen  Wirkungen  des  Strafurteils  möglich  ist.  In  der 
That  ist  es  eine  unbestrittene  Maxime  des  öffentlichen  Rechtes,  dafs 
der  endgtlltig  prozessierte  und  verurteilte  Übelthäter  nicht  wegen  der- 
selben Strafhandlung  einem  neuen  Strafverfahren  unterstellt  werden 
darf^).  Die  Autorität  der  abgeurteilten  Sache  beseitigt  die  öffentliche 
Klage  und  hat  ausnahmsweise  unbedingte  Wirksamkeit  bezüglich  des 
Angeklagten.  Mag  er  ungerechtfertigt  freigesprochen  oder  irrtümlich 
verurteilt  sein,  die  res  judiccUa  ist  die  Ägide,  die  ihn  schützt^). 

Aus  diesen  Grundsätzen  ergiebt  sich  das  Rechtsaxiom  der  alten 
und  modernen  Juristen :  bis  in  idem  non  judicatuTf  ein  Axiom,  das  in 
allen  Strafgesetzbüchern  Aufnahme  gefunden  hat^).  — 


3)  La  chose  ßigSe  est  une  igide,  gut  protkge  deaormais  la  vie,  Vhonneur^ 
le8  repos  des  accus^  (Mangin^  Actian  publique  n.  $70).  Dieses  Princip 
ist  uns  von  den  Römern  überkommen:  „otM  de  crimine  publico  in  accusa- 
Uonem  deductus  eat^    ab  alio    super  publica  eodem   crimine  deferri  non 

Sotest  (L.  9.  cod,  de  accus,  et  inacript,).  Das  kanonische  Recht  bestätig 
ieselbe  Maxime ;  in  den  Decretalen  des  Chregorius  ist  die  nachstehende  ^t- 
scheidung  des  Mainzer  Konzils  zu  lesen:  De  hie  eriminibusy  de  quibus 
absolutus  est  accusattUj  non  potest  accuaatio  replicari  (L.  V  t,  1  c,  6), 
Heutzutage  ist  ne  als  ean  Grundsatz  des  öffentUchen  Rechts  anzusehen 
(Faustin  Hilie,  Traüi  de  Vinstr.  crim.  n.  983  ff.;  Wendler,  De  re 
judic.  in  causis  criminalibus-  Griolet,  Chose  jug^e  au  criminel). 

4)  Die  ausnahmsweise  Kraft  der  res  ßuiieata  gehört  dem  öffentlichen 
Recht  an  und  müfste,  wenn  der  Angeklagte  davon  keinen  Gebrauch  machte, 
der  Staatsanwalt  sie  urgieren,  ja  selbä  der  Richter  von  Amtswegen  sie 
berücksichtigen.  „En  mati^e  criminelle**,  B&gt  Merlin ^  lamaxime:  „nemo 
auditur  perive  volens**  „s*oppose  ä  ce  qui  un  accus6  absens  par  un  premier 
jugement  renonce  ä  son  absolution,  et  sHl  lefait,  le  ministre  public  doit 
reclamer  pour  lui*^  (Rep.  V  chose  jugi  §  20  no,  U  conf.  Cass.  fr.  12  jullet 
1806;  Mangin,  Trait^  deV  act.  publ.  Ch,  IV  sect.  3;  Oriolet,  Cause 
Tug4e;  Bonnier,  Traüi  de  preuves  t.  2  n.  890;  Pescatore,  Proc.  pen. 
cap.  XI;  Borsari,  Azione  pen.  §  XCI). 

5)  Mach  englischem  Recht  war  diese  Regel  nur  bei  mit  Todesstrafe 
bedrohten  Verbrechen  statuiert.  In  den  Vereini^n  Staaten  war  die  Be- 
stimmung, dafs  eine  zweite  Anklage  wegen  desseloen  Reates  nicht  stattfinde, 
nur  auf  den  Fall  beschränkt,  wenn  die  Strafe  des  Todes  oder  des  Verlustes 
eines  Gliedes  ausgesprochen  werden  konnte;  g^enwärtig  ist  die  Regel  in 
der  englischen  und  amerikanischen  Praxis  generalisiert  und  die  Ausnahme 
^lea  of  already  acquit  or  of  aVready  convit^  gestattet  nicht,  das,  was 
definitiv  abgeurteilt  ist,  wieder  aufzugräfen.  —  Oreenleaf  t.  111  §35. 
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Streit  eDtsteht  hierüber  im  Falle  der  Konkurrenz  sweier  Oerichts- 
kompetenzen ,  das  ist  der  territorialen  Gerichtsbarkeit,  die  stets  das 
Recht  zu  verurteilen  und  zu  strafen  hat,  und  der  ausländischen  Oeriehts- 
barkeit,  die  sich  des  Rechtes  zu  strafen  in  FttUen,  wo  die  ESxterritoria- 
lität  des  Strafrechts  zugestanden  wird,  bedienen  kann.  Wenn  nun  der 
Übelthttter  von  dem  einen  oder  andern  der  hienach  zuständigen  Gerichte 
abgeurteilt  ist,  ist  er  durch  die  res  judicaia  geschützt?  Kann  er,  wie 
bei  den  Gerichtshöfen  des  gleichen  Staates,  die  Maxime  ^non  bis  in 
tdem^  auch  dazu  anrufen,  ein  wegen  der  Straf handlung,  wegen  der  er 
legal  abgeurteilt  ist,  eingeleitetes  Verfahren  zurückzuweisen? 

Das  ist  der  Gesichtspunkt,  unter  dem  sich  eine  Diskussion  über 
die  exterritoriale  Wirksamkeit  der  res  judicaia  in  StraffUllen  denken 
läfst  Wenn  das  StrafVerfiihren  lediglich  die  im  Inlande  und  nie  die 
im  Ausland  begangenen  Strafthaten  treffen  könnte,  so  wäre  eine  der- 
artige Erörterung  unnötig ;  da  es  aber  Thatsache  ist,  dafs  in  mehr  oder 
minder  weiter  Ausdehnung  der  Fälle  die  bestehenden  Gesetze  in  ge- 
wissen Fällen  die  Strafprozedur  gegen  im  Auslande  begangene  Delikte 
statuieren*),   ist  auch  klar,   dafs  zu  untersuchen  ist,   ob  und   wie  die 


6)  Nach  den  bestehenden  Gesetzgebungen  wird  anerkannt,  da(b  die 
Voigerichtstellung  des  Übelthäters  wegen  Delikten,  im  Ausland  begansea, 
zuU&dg  ist,  wenn  es  sich  handelt:  1)  um  eine  Strafthat,  welche  die  Sicher- 
heit des  Staats,  in  dem  er  sein  Domicil  hat,  bedroht,  2)  um  eine  von  oder 
Segen  einen  Unterthanen  dieses  Staates  begangene  strafbare  Handlung, 
^ese  Principien  sind  bereits  in  dem  Neapolitanischen  fodex  yon  1819  an- 
ericannt,  besser  geordnet  in  dem  italienischen  von  1839  und  sanktioniert  in 
dem  jetzt  gültigen,  1890  einj?efuhrten.    Der  geltende  Kodex  schliefst  im  all- 

fememen  den  Grundsatz,  dais  das  Princip  der  Exterritorialität  des  Strafreehts 
ei  den  Beaten,  welche  die  politischen  Interessen  des  fremden  Staates  ver* 
letsen,  gelten  solle,  ans  und  läfst  die  Strafbarkeit  der  im  Ausland  begangenen 
Handinngen  unter  folgenden  Bedingungen  zu:  Die  erste  bezieht  sich  auf 
die  Beate,  welche  die  politische  und  ökonomische  Existenz  des  Staates  be- 
trefi^n,  und  mit  einer  Freiheitsstrafe  von  mindestens  5  Jahren  im  Maximum 
bedroht  sind  (Art  4).  Bezuglich  dieser  Beate  steht  das  Becht  und  die  Kom- 
petenz zu  strafen  sowohl  dem  verletzten  Staate  als  dem  Staate  crimini* 
vatrait  zu.  Der  Toskanische  und  Sardische  Kodex  hatten  die  Strafprozedor 
bezüglich  Fremder  an  die  Bedingung  geknüpft,  dafs  er  im  Staate  verhaftet 
oder  von  einer  fremden  Repemne  konsi^iert  sei.  Der  geltende  Kodex  liefs 
diese  Bedingung  fallen,  wen,  nachdem  die  Befugnis  zur  liinschreitung  sowohl 
beim  Inländer  wie  beim  Ausländer  auf  die  airekte  Verletzung  des  Straf- 
gesetzes sich  ^^ndet,  es  sich  nicht  um  eine  snppletorische,  sondern  um  eine 
principale  Junsdiktion  handelt,  welche  demnach  in  contumaciam  gegen  den 
Beschuldigten  gerade  so,  wie  bei  dem  im  Inland  begangenen  Ddikt  geübt 
werden  kann.  Die  Wiederholimg  der  Strafprozedur  in  dem  Falle,  wenn  der 
Ddinquent  wegen  des  fraglichen  Deliktes  bereits  am  Thatort  abgeurteilt  ist, 
hat  nur  auf  Bequisition  des  Justizministeriums  statt.  —  Die  zweite  Bedingung 
ist  abeeleitet  yon  der  faktischen  Anwesenheit  des  Beschuldigten,  Ein- 
heimiscnen  oder  Fremden,  im  Staatsgebiet.  Da  aber  Strafeinschrtttimg^aiieh 
bezüglich  im  Auslande  begangener  Beate  vorkommen  kann,  bat  der  &odiiz 
auIJBer  der  Ortsanwesenhdt  des  Übelthäters  im  Art  5,  6,  7  folgende  weitere 
Besdmmungen  getroffen: 

dafs  ein  Beat,  der  mit  Freiheitsstrafe  von  mindestens  3  Jahren  bedroht 
ist,  in  Frage  sei,  oder  Klage  der  verletzten  Partei  vorliege,  wenn  es 
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Maxime   n<m  bis  in  idem   im  Falle    von  Urteilen   der   Gerichte  ver- 
schiedener Staaten  über  dieselben  Reate  Platz  ssa  greifen  hat 

Der  andere  Gesichtspunkt  zur  Diskussion  Über  die  Materie  ist  der, 
welcher  die  aus  einer  strafrechtlichen  Verurteilung  entstehenden  gesetai- 
licben  Folgen  betrifii  Solche  Verurteilungen  haben  in  der  That  Einflufs 
auf  die  Rechtsverhttltnisse  der  Verurteilten,  nicht  blofs  deshalb,  weil 
es  ihm  unmöglich  ist,  während  der  Strafverbtlfsung  einzelne  Rechte  aus- 
zuüben, sondern  auch  weil  eine  capHia  diminutio  oder  der  Verlust 
einzelner  staatsbürgerlicher  Rechte  StrafTolge  ist.  Auch  noch  andere 
gesetzliche  Folgen,  welche  wir  seiner  Zeit  darlegen  werden,  hat  die 
Verurteilung,  und  auch  bezüglich  dieser  Folgen  ist  zu  untersuchen,  ob 
sie  bei  dem  auslftndischen  Strafurteil  in  gleicher  Weise  wie  bei  dem 
inländischen  einzutreten  haben. 

Diese  Untersuchungen  werden  wir  in  den  beiden  folgenden  Kapiteln 
anstellen.  Hiezu  kommt  noch  ein  weiterer  Gesichtspunkt,  unter  dem 
die  Wirksamkeit  des  fremdländischen  StraAirteils  zu  betrachten  ist, 
nämlich  ihr  Einflufs  auf  die  Gestaltung  der  Auslieferung.  — 

(Fortsetzung  folgt) 


Sechzehnte  Sitzung  dee  „InetKiit  de  droit  international'^ 

zu  Cambridge. 

Die  in  den  Tagen  vom  8.  bis  14-  August  1895  zu  Cambridge 
unter  dem  Präsidium  von  Professor  J.  Wes&äke  abgehaltene  16.  Sitzung 
des  Instituts  für  internationales  Recht  zählt  zu  den  fruchtbringendsten 
und  interessantesten  der  Versammlungen  des  genannten  Instituts.  Eine 
Reibe  Fragen  von  hoher  wissenschaftlicher  Bedeutung   wurde   erledigt 

Über  die  schon  in  früheren  Sitzungen  auf  der  Tagesordnung  ge- 
standene Frage  einer  internationalen  Vereinbarung  ttber 
die  bei  der  Entmündigung  volljähriger  Personen  zu 
beobachtenden  Regeln  wurden  vom  Institut  folgende  Sätze  an- 
genommen : 

I.  Die  Entmündigung  einer  volljährigen  Person  wird  durch  das 
heimische  (nationale)  Recht  beherrscht 


rieh  um  eine  geringere  Strafe  handelt,  oder  ein  Einheimischer  beschuldigt 
öder  —  wenn  ein  Ersuchen  eines  fremden  Staates  f^estellt  ist  —  dafii 
es  sich  um  dne  Strafthat  handelt  weeen  deren  Auslieferung  stattfindet, 
dals  der  im  Auslande  Abgeurteilte  nicnt  definitiv  von  der  Beschuldipuig 
freigesprochen,  oder,  wenn  verurteilt,  nicht  die  Strafe  erstanden  habe, 
oder  \^ähmnK  nicht  ein^treten  sei. 

Mit  diesen  Nonnen  ist  die  Recntsverfolgung  der  ÜbelthKter  im  Ausland,  sei 

es  einheimischer  oder  fremder,  geregelt 
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IL  Die  Entmündigung  kann  nur  dnrcb  die  zuständigen  BebOrden 
desjenigen  Landes  ansgesproeben  werden,  welchem  die  zu  entmlln* 
digende  Person  ibrer  Nationalitttt  nacb  angehört  Die  Behörden  des 
Landes,  in  welchem  die  zu  entmündigende  Person  sich  aufhält,  dfiiftn 
jedenfalls  vorsoiglicbe  Mafsnahmen  bezüglich  der  Person  sowohl  wie 
bezüglich  des  Vermögens  des  zu  Entmündigenden  anordnen. 

IIL  Die  von  den  zuständigen  Behörden  des  Hetmatlandes  wob- 
gesprochene  Entmündigung  änfsert  ihre  Wirkung  in  jedem  andecen 
Lande,  ohne  dafs  es  eines  besonderen  Vollzugsbefebls  bedarf. 

Die  fremden  Behörden  haben  das  Recht,  die  Wirkung  der  Ent- 
mündigung in  ihrem  Lande  gegenüber  Dritten  von  den  gleichen  Mais- 
nahmen der  Bekanntmachung  abhängig  zu  machen,  wie  solche  die 
Lokalgesetze  ftlr  die  Entmündigung  der  Nationalen  vorschreiben. 

lY.  In  Abweichung  vom  Principe  des  Art  II  sollen,  wenn  die 
nationalen  Behörden  einer  zu  entmündigenden  Person  aus  irgend  welchem 
Grunde  dem  Antrag  auf  Entmündigung  stattzugeben  nicht  in  der  Lage 
sind,  die  Behörden  des  Aufenthaltsortes  für  Anordnung  der  Entmün- 
digung zuständig  sein. 

Aufser  diesem  Falle  sind  die  letzteren  verpflichtet,  von  Amtsw^gen 
sich  Dir  unzuständig  zu  erklären. 

Y.  Wenn  die  Behörden  des  Aufenthaltsortes  gemäfs  Art  lY  mit 
dem  Antrag  auf  Entmündigung  eines  Fremden  be&fst  sind ,  sollen  me 
vor  Stattgebung  desselben  solchen  zur  Kenntnis  des  diplomatischen 
oder  konsularischen  Yertreters  des  interessierten  Staates  bringen  and 
demselben  eine  Frist  zur  Yorbringung  von  Bemerkungen  oder  Einwen- 
dungen gegen  den  Antrag  vorstecken. 

YI.  Der  diplomatische  oder  konsularische  Yertreter  erholt  vor 
Abgabe  der  Antwort  die  gutachtliche  Meinung  der  kompetenten  Behörde 
des  letzten  Domizils  des   zu  Entmtlndigenden  in  seinem  Heimatlande. 

Yn.  Wenn  die  fremden  Behörden  zuständig  sind,  über  einen 
Antrag  auf  Entmündigung  zu  befinden,  haben  sie  ^  die  Instruktion 
der  Sache  dasselbe  Yerfiihren  zu  beobachten,  wie  bei  einer  Person 
ihres  Landes. 

Der  Antrag  auf  Entmündigung  kann  nur  von  den  Personen  oder 
Behörden  gestellt  werden,  welche  das  Recht  hiezu  entweder  nach  den 
Gesetzen  des  Heimatlandes  oder  nach  jenen  des  Aufenthaltsortes 
haben. 

Die  Entmündigung  kann  nur  aus  den  vom  nationalen  Gesetze  des 
zu  Entmündigenden  zugelassenen  Gründen  ausgesprochen  werden  und 
äufsert  nur  diejenigen  Wirkungen,  welche  dieses  Gesetz  ihr  zuschreibt 

Die  Geschäi^fÜhrang  selbst,  sowohl  bezüglich  der  Person  als  des 
Vermögens  des  Entmündigten  durch  die  fremden  Behörden  richtet' sich 
nach  dem  Lokalgesetze. 

Die  Bevormundung  ist,  soweit  möglich,  nur  solchen  Personen  zu 
übertragen,  welche  das  Gesetz  des  Entmündigten  hiezu  beruft,  aufser 
wenn  dieselben  nach  dem  Lokalgesetze  von  einer  Verpflichtung  zur 
Übernahme  entbunden  wären. 
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Yin.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  Anwendung  ohne 
Unterschied,  ob  es  sich  um  Mobiliar-  oder  Immobiliarvermögen  des 
Entmündigten  handelt.  — 

In  betreff  der  Strafsanktion  der  Genfer  Übereinkunft 
vom  22.  August  1864  wurde  folgender  Entwurf  für  eine  Zusatz- 
konvention zur  gedachten  Übereinkunft  festgestellt: 

Art.  1.  Jeder  der  vertragenden  Teile  macht  sich  verbindlich, 
strafgesetzliche  Bestimmungen  gegen  Verletzungen  der  Genfer  Konven- 
tion zu  erlassen. 

Art.  2.  Innerhalb  einer  Frist  von  drei  Jahren  müssen  diese 
Gesetze  promulgiert  und  dem  Schweizerischen  Bundesrate  zur  Kenntnis 
gebracht  sein,  welcher  solche  alsdann  auf  diplomatischem  Wege  den 
SignatarmKchten  der  Genfer  Konvention  mitteilen  wird. 

Die  Änderungen,  welche  der  eine  oder  der  andere  der  Vertrags- 
teile an  seinem  desfallsigen  Gesetze  später  vornimmt,  sind  ebenfidls 
dem  Schweizerischen  Bundesrate  zu  notifizieren. 

Art  8.  Der  kriegführende  Staat,  welcher  durch  eine  Verletzung 
der  Genfer  Konvention  seitens  Angehöriger  eines  anderen  Staates  sich 
beschwert  erachtet,  kann  durch  Vermittelung  eines  neutralen  Staates 
auf  Untersuchung  der  Sache  antragen.  Der  vorklagte  Staat  ist  ver- 
pflichtet, diese  Untersuchung  durch  seine  Behörden  vornehmen  zu  lassen 
und  das  Resultat  dem  neutralen  Staate  mitzuteilen,  welcher,  wenn  es 
statthaft  ist,  die  Bestrafiing  der  Kontravenienten  nach  dem  Strafgesetze 
zu  veranlassen  hat 

Art  4.  Die  Signatarmächte  der  Genfer  Konvention,  welche  die 
gegenwärtige  Übereinkunft  nicht  unterzeichnet  haben,  können  derselben 
jederzeit  beitreten,  indem  sie  solches  den  übrigen  Signatarmächten  in 
der  für  den  Beitritt  zur  Genfer  Konvention  selbst  angenommenen  Form 
notifizieren.  — 

Über  die  diplomatischen  Freiheiten  kam  in  der  Sitzung 
vom  18.  August  1895  folgender  Reglementsentwurf  zur  Annahme: 

Art  1.  Die  Gesandtschaften  der  Staaten  (ministres  publice)  sind 
unverletzlich.  Sie  geniefsen  aufserdem  das  Recht  der  Exterritorialität 
in  dem  nachfolgend  näher  bezeichneten  Sinn  und  Mafse,  sowie  eine 
gewisse  Anzahl  von  Immunitäten. 

§  1.     Unverletzlichkeit 

Art.  2-     Das  Privileg  der  Unverletzlichkeit  erstreckt  sich: 

1.  auf  alle  Klassen  der  Gesandten,  welche  berufen  sind,  ihren 
Souverän  oder  ihr  Land  zu  reprtisentieren ; 

2.  anf  alle  zum  dienstlichen  Personal  der  diplomatischen  Mission 
gehörige  Personen; 

8.  auf  alle  Personen,  welche  zum  Personal  des  nicht  offiziellen 
Dienstes  des  Gesandten  gehören,  ausgenommen  wenn  sie  Angehörige 
des  Landes,  wo  der  Gesandte  residiert,  sind ;  in  diesem  Falle  beschränkt 
sich  das  Privileg  nur  auf  das  Hotel  des  Gesandten. 

8* 
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Art  8.  Zufolge  des  PriTil^  der  Unverletslichkeit  ist  die  Be- 
gierong,  bei  welcher  der  Gesandte  beglaubigt  ist,  yerpflichtet,  gegenüber 
den  dasselbe  geniefsenden  Personen  sich  jeden  Angrifii,  beleidigender 
oder  gewaltthlltiger  Art,  au  enthalten,  das  Beispiel  der  ihnen  gebtthren- 
den  Achtong  zu  geben  nnd  sie  durch  strenge  Strafen  vor  allen  Be- 
leidigungen und  Gewaltthtttigkeiten  von  seite  der  Bewohner  des  Landes 
zu  schützen,  so  dafs  sie  ungehindert  ihre  Funktionen  ausüben  können. 

Art  4.  Das  Privil^  bezieht  sich  auf  alles,  was  zur  Ausübung 
besagter  Funktionen  notwendig  ist,  insbesondere  auf  die  persönlichen 
Angelegenheiten  der  G^esandten,  deren  Papiere,  Archive  und  Korre- 
spondenzen. 

Art  5.  Dasselbe  besteht  ftlr  die  ganze  Zeit,  in  welcher  der  Ge- 
sandte in  dem  beschickten  Lande  in  seiner  dienstlichen  Eigenschaft 
▼erweilt 

Es  bleibt  selbst  im  Falle  einer  zwischen  den  beiden  Michten  ein* 
getretenen  Feindseligkeit  auf  die  ftlr  die  Abrme  des  Gesandten  mit 
seinem  Gefolge  und  seinen  Effekten  nötige  Zeit  bestehen. 

Art.  6.     Auf  die  Unverletzlichkeit  kann  sich  nicht  berufen  werden : 

1.  im  Falle  gesetzmAfsiger  Verteidigung  gegen  von  den  das  Vor- 
recht geniefsenden  Personen  verübte  strafbare  Handlungen; 

2.  wenn  die  bevorrechteten  Personen  freiwillig  und  unnötig  sich 
in  Gefiihr  begeben  haben; 

3.  im  Falle  der  von  dem  beschickten  Staate  gegenüber 
strafbaren  Handlungen  bevorrechteter  Personen  getroffenen  Verteidigungs- 
und Vorsichtsmafsregeln.  Anfser  den  Fällen  äufserster  Notwendigkeit 
soll  aber  der  beschickte  Staat  sich  darauf  beschränken,  die  festgestellten 
Thatsachen  der  Regierung  des  Gesandten  mitzuteilen,  die  Bestrafung^ 
oder  Zurückberufung  desselben  zu  verlangen  und  soweit  möglich  zur 
Verhinderung  unerlaubter  Kommunikationen  oder  Manifestationen  dessen 
Hotel  überwachen  zu  lassen. 

§  2.     Exterritorialität 

Art  7.  Die  Gesandten  und  die  offiziell  der  Mission  attachierten 
Beamten,  sowie  die  bei  ihnen  wohnenden  Mitglieder  ihrer  Familien  be- 
halten ihr  ursprüngliches  Domizil  und  sind  bleibend  den  Gesetzen  dieses 
Domizils  unterworfen,  insoweit  das  Domizil  ftlr  die  Anwendung  der 
Gesetze  und  für  die  Gerichtsbarkeit  mafsgebend  ist  Die  Erbfolge  in 
ihren  Nachlafs  erOffiiet  sich  an  diesem  Domizil;  die  lokalen  Behörden 
sind  nicht  befugt,  sich  in  den  Nachlafs  einzumischen,  soweit  es  nicht 
von  dem  öhef  der  Mission  selbst  verlangt  wird. 

Art  8.  Die  Akte,  welche  ein  Gesandter  oder  sein  Repräsentant 
persönlich  vornimmt  oder  bei  welchen  er  in  seiner  amtlichen  Eigen- 
schaft und  gemäfs  seines  nationalen  Gesetzes  in  Bezug  auf  seine  Landes- 
angehörigen interveniert,  haben,  wenn  besagtes  Gesetz  beobachtet  wurde 
und  die  Lokalgesetze  nicht  entgegenstehen,  dieselbe  Gültigkeit,  wie 
wenn  sie  in  dem  Lande  des  Gesandten  errichtet  wären. 
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Die  Akte,  bei  welchen  der  Gesandte  oder  sein  Reprüsentant  sich 
einmischen,  sollen  nach  dem  Lokalgesetze  sich  richten:  1.  wenn  sie 
eine  Person  betreffen,  welche  nicht  dem  vom  Gesandten  vertretenen 
Lande  angehört  oder  welche  aus  irgend  welchem  Grunde  der  territorialen 
Gerichtsbarkeit  unterworfen  ist;  2.  ebenso  wenn  es  sich  um  Akte 
handelt,  welche  mit  Gültigkeit  auswttrts  oder  in  anderer  Form  nicht 
errichtet  werden  können;  durch  dasselbe  Gesetz  werden  auch  die- 
jenigen im  Hotel  des  Gesandten  vorgenommenen  Akte  beherrscht,  bei 
welchen  der  Gesandte  oder  seine  Vertreter  nicht  amtlich  intervenieren 
können. 

Art  9.  Das  Gesandtschaftshotel  ist  befreit  von  militärischer  Ein- 
quartierung und  allen  hieraus  entspringenden  Ausgaben. 

öffentliche  Beamte  oder  Bedienstete  dürfen  ohne  Einwilligung  des 
Gesandten  in  dessen  Hotel  eine  amtliche  Verrichtung  nicht  vor- 
nehmen. 

Art.  10.  Der  Gesandte  kann  in  seinem  Hotel  eine  Kapelle  fttr 
den  Gottesdienst  halten ;  er  mußi  sich  aber  jeder  ttufserlichen  Manifesta- 
tion enthalten,  wenn  in  dem  Lande  die  öffentliche  Ausübung  dieses 
Kultus  nicht  erlaubt  ist 

§  8.     Freiheiten. 

A.     Befreiung   von   Abgaben. 

Art  11.  Der  Gesandte,  die  bei  seiner  Mission  attachierten  Beamten 
und  die  bei  denselben  wohnenden  Mitglieder  ihrer  Familien  sind 
befreit : 

1.  von  allen  persönlichen  direkten  Steuern  und  Luzusabgaben ; 

2»  von  den  allgemeinen  Vermögenssteuern,  sei  es  für  Kapital  oder 
Bevenuen ; 

8.  von  Kri^gsabgaben ; 

4.  von  den  Zollgebühren  bezüglich  der  Gegenstände  ihres  persön- 
lichen Gebrauchs.  Jeder  Regierung  steht  es  frei,  die  Nachweise, 
welche  für  den  Genufs  dieser  Befreiungen  zu  erbringen  sind,  festzu- 
setzen. 

B.     Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit. 

Art  12.  Der  Gesandte,  die  seiner  Mission  attachierten  Beamten 
und  die  bei  denselben  wohnenden  Mitglieder  ihrer  Familien  sind  von 
jeder  Gerichtsbarkeit  des  beschickten  Staates,  bürgerlicher  wie  Straf- 
geriobtsbarkeit,  eximiert;  sie  unterstehen  lediglich  der  Gerichtsbarkeit 
ihres  eigenen  Landes.  Klagen  gegen  dieselben  können  bei  den  Ge- 
richten der  Hauptstadt  des  Landes  des  Gesandten  angebracht  werden, 
vorbehaltlich  des  Rechtes  des  Gesandten,  den  Beweis,  dafs  er  em 
anderes  Domizil  in  seinem  Lande  hat,  zu  erbringen. 

Art  18.  Anlangend  strafbare  Handlungen,  so  bleiben  die  im 
vorhergehenden  Artikel    benannten  Personen   ihrem    nationalen    Straf- 
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gesetze  unterworfen,   wie  wenn   die  strafbaren  Handlungen  in  ihrem 
eigenen  Lande  begangen  worden  wären. 

Art  14.  Die  Befreiung  besteht  ftlr  die  Dauer  der  Funktion  des 
Oesandten  und  für  auf  die  Ausübung  derselben  sich  beziehende 
Klagen;  beztlglich  hiermit  nicht  in  Verbindung  stehender  Klagen  kann 
die  Befreiung  nur  während  der  Dauer  der  geschäftlichen  Funktion  des 
Gesandten  in  Anspruch  genommen  werden. 

Art  15.  Nicht  in  Anspruch  nehmen  können  das  Recht  der  Be- 
freiung solche  Personen,  welche  nach  ihrer  Nationalität  dem  Lande 
angehören,  bei  dessen  Regierung  sie  beglaubigt  sind. 

Art  16.  Auf  die  Befreiung  von  der  Gerichtsbarkeit  kann  sich 
nicht  berufen  werden: 

1.  im  Falle  fortgesetzter  Ausübung  von  Geschäften,  welche  die 
befreite  Person  nicht  in  ihrer  amtlichen  Figenschaft  oder  als  Privatr 
person,  sondern  zufolge  einer  neben  der  amtlichen  Stellung  in  dem 
Lande  betriebenen  Profession  abgeschlossen  hat; 

2.  bezüglich  dinglicher  Klagen,  einschliefslich  der  Besitzklagen, 
welche  auf  eine  im  Lande  befindliche,  unbewegliche  oder  bewegliche, 
Sache  sich  beziehen. 

Die  Befreiung  bleibt  selbst  im  Falle  von  gefährlichen  Zuwider- 
handlungen gegen  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  oder  von 
gegen  den  Staat  gerichteten  Attentatsverbrechen  besteben,  unbeschadet 
des  Rechts  der  Territorialregierung,  die  entsprechenden  Sicherheits- 
mafsregeln  zu  ergreifen  (Art.  6®). 

Art  17.  Die  der  Befreiung  teilhaftigen  Personen  brauchen  nicht 
als  Zeugen  vor  einem  Gerichte  des  Landes  zu  erscheinen,  unter  der 
Bedingung,  dafs  sie,  wenn  ihre  Ladung  auf  diplomatischem  Wege  er- 
folgt ist,  ihr  Zeugnis  in  dem  Gesandtschaftshotel  vor  einem  zu  diesem 
Zwecke  dahin  delegierten  Beamten  des  Landes  abgeben.  — 

Auch  die  Revision  der  Bestimmungen  der  Berner  Überein- 
kunft vom  9.  September  1886  zum  Schutze  von  Werken  der 
Litteratur  und  der  Kunst  war  Gegenstand  der  Beratungen.  Es 
wurde  beschlossen,  der  bevorstehenden  Konferenz  ftlr  Revision  der 
Übereinkunft  eine  Reihe  von  Modifikationen  zu  den  Artikeln  2,  5,  7| 
9,  10  und  14  zur  Beachtung  zu  empfehlen. 

Die  nur  in  den  Sitamngen  der  Kommissionen  zur  Bentnng  gelangten 
Fragen  der  Kriegskontrebande  und  der  doppelten  Staats- 
angehörigkeit blieben  unerledigt. 

Schliefslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  die  Eigenschaft  von  ordent- 
lichen Mitgliedern  (memhres)  folgenden  Herren  verliehen  wurde: 

jET.  ä,  DesjardinSf  Generalanwalt  am  Kassationshof  in  Paris,  H, 
E.  Glasson^  Universitätsprofessor  in  Paris,  H.  Lardiy,  aufserordentlicher 
Gesandter  und  bevollmächtigter  Minister  der  Schweizerischen  Eid- 
genossenschaft in  Paris,  H,  MaUen^  Universitätspro&ssor  und  Präsident 
des  Landsthing  in  Kopenhagen,  H,  F.  Stoerh,  Universitätsprofessor  in 
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Greifswald,   H,  Donald  Mackeneie  WäUace^    vormalB   Oeheimsekretär 
des  VicekOnigs  von  Indien  in  London. 

Zn  Associös  wurden  erwählt  die  Herren: 

H.  CK  Bofceau,  Advokat  in  Lausanne,  H.  A.  de  Bustamente,  Advokat 
und  Professor  an  der  Universität  Eüivanna,  H.  Fernand  Daguin^  Advokat 
am  Appellbofe  in  Paris,  ff,  Älcide  Darras,  Sekretär  der  Redaktion 
des  Journal  de  droit  intemationol  (Clu/net)  etc.,  ff,  J.  A,  Foote,  Ad- 
vokat in  London,  G,  ff.  Ooudy^  Universitätsprofessor  in  Oxford,  ff. 
Jvanovski/^  Professor  des  internationalen  Rechts  in  Odessa,  ff,  M. 
Kebedgy^  Doktor  der  Rechte  an  der  Universität  in  Paris,  ff.  Bouard 
de  Card,  Universitätsprofessor  in  Toulouse. 

Die  nächste  Sitzung  des  Instituts  soll  im  September  1896  in 
Venedig  abgehalten  werden.  B, 
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internationale  in  Dresden. 

Von  Dr.  jur.  Otfrle4  If IppolA  in  Jena. 

Der  Dresdener  Kongrefs^),  dessen  Arbeiten  in  gleichem  Mafse 
to  die  Interessenton  des  Urheberschutzes  und  ftlr  die  Freunde  des 
internationalen  Rechts  von  Bedeutung  sind,  hat  seine  schOnen  Resultate 
nicht  am  wenigsten  den  umfassenden  Vorarbeiten  zu  verdanken,  denen 
sich  die  verschiedenen  Berichterstatter  und  insbesondere  auch  der 
Arbeitsausschufs  unterzogen  hatte,  von  dessen  Bemühungen  die  Fest- 
gabe') für  den  Kongrefs  ein  wertvolles  Zeugnis  ablegt  Die  Sitzungen 
des  Kongresses  begannen  mit  der  Bestellung  des  Bureaus  und  der 
Vorstellnng  der  Delegierten.  Es  verdient  dabei  hervorgehoben  zn  wer- 
den, dafs  eine  Reihe  von  Staaten  offiziell  vertreten  waren*). 


1)  Einen  ausführlichen  Bericht  darüber'' bringt  Herr  Prof.  Röthlisberger 
im  jfDroü  d'atUenr**  vom  15.  Oktober  v.  J.  (übersetzt  in  den  „Nachrichten 
ans  dem  Buchhandel^  vom  80.  Oktober,  2.  November  und  5.  November  v.  J.). 
Feiner  ist  zu  vergl.  das  Bulletin  de  VasMociation.  III*  sine  no,  2.  some 
die  vom  ArbeitBansechufs  in  deutscher  Sprache  nerausgegebenen  Berichte 
(Berlin.  Deutsche  Schriftstellergenossenschaft). 

2)  Beitrfige  zum  Urheberrecht.  Festgabe  for  den  17.  internationalen 
Htterarischen  und  künstlerischen  Kongrefs.  Berlin,  Deutsche  Schriftsteller- 
genossenschaft 

8)  Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Griechenland,  Italien,  Mexiko,  Nor- 
wegen. 
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Die  Beratungen  begannen  ^)  mit  dem  Bericht  Ober  die  Eigen- 
tumsttbertragung  an  Kunstwerken.  Der  Berichterstatter 
sprach  sich  daf^ir  aus,  dafs  die  Veräuberung  von  Kunstwerken  nicht 
ip80  iure  auch  eine  Verttufserung  des  ausschliefslichen  Nachbildungs» 
rechts  inyolvieren  solle;  letzteres  müsse  yielmebr  dem  Künstler  ver- 
bleiben. Es  sei  wünschenswert,  dadi  diese  Frage  in  allen  Verbände- 
Staaten  einheitlich  in  diesem  Sinne  geregelt  und  die  L(toung  in  die 
Bemer  Konvention  mit  aufgenommen  werde.  Der  Kongrefs  nahm,  ent- 
sprechend diesem  Vorschlag,  eine  Resolution^)  au. 

Interessant  waren  die  Berichte  su  dem  folgenden  Punkte  der 
Tagesordnung,  über  die  Mafsnahmen  zur  Herbeiführung  des  Beitrittes 
weiterer  Staaten  zur  Berner  Konvention.  Die  Anschauungen 
in  diesen  Ländern  sind  danach  sehr  verschiedene,  ja  zum  Teil  ent- 
gegengesetzte. Der  Beriebt  begann  mit  Amerika.  In  Österreich 
ist  die  Stimmung  bei  der  R^ierung  mehr  als  zurückhaltend,  in  Ungarn 
fiist  feindselig ;  dagegen  ist  in  Österreich  bei  allen,  die  sich  am  geistigen 
Leben  interessieren,  die  Überzeugung  vorhanden,  dafs  der  Beitritt  zur 
Konvention  einen  grofsen  Gewinn,  ja  die  Befriedigung  eines  Bedürf- 
nisses bedeutet.  Der  Bericht  aus  Holland  wird  ^mit  Melancholie'' 
gelesen;  denn  er  stellt  fest,  „dafs  die  heutige  Gesetzgebung  der  Nieder- 
lande mit  der  Bemer  Konvention  in  Widerspruch  steht,  dafs  es  wenig 
wahrscheinlich  ist,  dafs  die  niederländische  Regierung  eine  Abänderung 
oder  Erweiterung  der  bestehenden  Geset^ebnng  in  Erwägung  ziehen 
werde,  um  den  Beitritt  zur  Konvention  zu  erleichtem,  solange  nicht 
die  interessierten  Kreise  selbst  einen  Wunsch  dazu  äufsem,  und  dafs 
in  diesen  letzteren  die  Ansichten  geteilt  sind  wegen  der  Konsequenzen, 
die  der  Beitritt  fUr  die  Niederlande  nach  sich  ziehen  könnte**.  Er- 
freulicher lauteten  die  Berichte  aus  den  skandinavischen  Ländern. 
In  Dänemark  sind  die  Aussichten  auf  einen  Beitritt  im  Steigen  be- 
griffen; der  Senat  und  die  Regiemng  sind  für  eine  Reform  der  Gesetz- 
gebung schon  gewonnen,  und  alle  Gebildeten  des  Landes  halten  den 
Schritt  fllr  angezeigt,  so  dafs  der  Anschlufs  nicht  mehr  lange  auf  sich 
warten  lassen  wird.  Noch  früher  würde  er  erfolgen,  wenn  Norwegen 
von  sich  aus  der  Bemer  Konvention  beiträte.  In  Norwegen  aber 
wollen  die  Kammern  den  gleichzeitigen  Eintritt  Dänemarks  abwarten. 
Nach  Abschlufs  von  Separatlitterarverträgen  vTÜrden  die  gemachten 
Erfiihrungen  dazu  beitragen,  die  Gegner  verstummen  zu  lassen,  so  dafs 
sich  dann  der  Anschlufs  von  selbst  vollziehen  werde.  In  Rufsland 
hat  die  Regiemngskommission  fllr  Revision  des  Civilgesetzbuchs  einen 
Entwurf  über  die  Regelung  des  Urheberrechts  ausgearbeitet,  der  dem- 
nächst definitiv  redigiert  und  publiziert  werden  soll;  Ru&land  wird 
dann  die  internationale  Seite  der  Frage  ins  Auge  &ssen.  Diese  Sach- 
lage veranlafste  den  Kongrefs  zu  einer  diesbezüglichen  Resolution*). 

4)  Die  Tagesordnung  siehe  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  V,  S.  422.    Dieser 
Bericht  folgt  im  wesentlichen  den  AuG^hrangen  des  „DroiT^Tauteur**. 

5)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sab  B,  II,  1,  a. 

6)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sub  B,  V. 
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Der  nächste  Punkt  der  Tagesoidnung  betraf  die  Begründung 
einer  internationalen  Eintragssteile  für  Werke  der  Litte- 
ratnr  und  Kunst.  Diese  Frage,  die  schon  mehr&ch  behandelt  wurde, 
80  auf  dem  letzten  Kongrefs  von  Antwerpen^),  führte  zu  einer  leb- 
haften und  interessanten  Diskussion,  bei  der  sich  jedoch  herausstellte, 
dafs  die  Meinungen  noch  sehr  geteilt  waren.  Und  so  wurde  denn 
zwar  das  Princip  der  Schafiung  eines  Repertoriums  angenommen,  im 
übrigen  aber  die  Sache  an  eine  Kommission  verwiesen^). 

Die  folgende  Sitzung  des  Kongresses  fUhrte  zu  dem  juristisch 
interessantesten  G^enstande  der  Tagesordnung,  über  dieOrundzüge 
zu  einer  einheitlichen  Urheberrechtsgesetzgebung  in 
den  Unionsstaaten.  Sie  begann  mit  dem  Vortrage  von  Prof. 
Böthlisberger  über  „die  Abweichungen  der  Gesetze  in  den 
Unionsstaaten  von  den  Bestimmungen  der  Berner  Kon- 
vention". Diese  letzteren  Bestimmungen  wurden  eingeteilt  in  solche, 
die  einen  internationalen  Charakter  haben,  solche,  die  wenigstens  An- 
sätze zur  Vereinheitlichung  zeigen,  und  solche,  die  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalten  bleiben.  Sodann  wurden  die  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  mit  den  Artikeln  der  Konvention  in  Vergleich  gebracht. 
Jedes  Kapitel  enthält  eine  Darlegung  des  gesetzlichen  Zustandes  in 
den  Unionsländem ,  die  zeigt,  ob  die  betreffende  Frage  reif  ist,  um 
eine  Revision  der  Konvention  resp.  eine  Vereinheitlichung  herbeizu- 
führen. Nach  dem  Berichterstatter  —  der  die  Eigebnisse,  die  fast 
sämtlich   der  Pariser  Konferenz  unterbreitet  werden   sollen,   vortrugt), 


7)  Der  dortige  Kongrefs  hatte  sdner  Zeit  den  Antrag  angenommen: 
-Es  ist  wünschenswert,  dafs  die  Pariser  diplomatische  Konferenz  diu  Bemer 
fiurean  einlade,  die  systematische  Zusammenstellung  aller  auf  die  Veröffent- 
lichung litterarischer  und  künstlerischer  Werke  in  den  Unionsstaaten  bezüg- 
lichen Dokumente  vorzunehmen,  und  dafs  sie  die  schweizerische  R^enmg 
bitte,  die  Regiemneen  der  Verbandsländer  über  die  Frage  der  Begründung 
eines  univenellen  Repertoriums  der  litterarischen  und  künstlerischen  Produk- 
'tion  zu  konsultieren.^ 

8)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sub  B,  1. 

9)  Diese  Ergebnisse  sind  folgende:  1.  Der  Schutz  der  keinem  Ver- 
bandslande angehörenden  Urheber  sollte  direkt  ihrer  Person  zukommen  und 
einzig  von  der  Veröffentlichung  ihrer  Werke  in  einem  der  Verbandsstaaten 
abhängig  gemacht  werden.  2.  Folgende  Materien  sind  zur  Vereinheitlichung 
geögnet:  Schutz  der  mündlichen  Greistes werke  (Vortr&ge),  der  nachgelassenen, 
der  anonymen  und  Pseudonymen  Werke,  der  Werke  der  Baukunst  und  der 
Photographien.  3.  Die  Freiheit  der  Wiedergabe  von  Miunkstücken  auf 
mechanischen  Instrumenten  ist  in  beschränkendem  Sinne  auszulegen.  4.  Auch 
die  Befoffnis  freier  Wieder^be  von  Kunstwerken  sollte  so  dngeschrfinkt 
werden,  dafs  der  Künstler  wirksamer  geschützt  wird.  5.  Das  Übersetzunes- 
recht  kann  ausgedehnt  werden,  ohne  dals  hinsichtlich  der  Bestimmungen  der 
Landesgesetze  grofse  Hindernisse  zu  gewärtigen  sind.  6.  Die  Femlleton- 
romane  sollten  ausdrücklich  als  Werke  der  Litteratur  erklärt  und  daher  von 
der  den  Zeitungsartikeln  auferlegten  besonderen  Verpflichtung  zur  Wahrung 
des  Reproduktionsrechts  ausgenommen,  femer  im  mtemationalen  Verkehr 
die  Verpflichtung  zur  Quelßnangabe  überall  sanktioniert  werden.  7.  In 
Bezug  auf  die  dramatischen,   dramatisch -musikalischen  und  musikalischen 
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ohne  eine  Abstimmung  darüber  zu  verlangen  —  würde  das  Ideal  sein 
die  einbeitliche  internationale  Regelung  der  wesentlichen  Principien  des 
Urheberschutzes  durch  den  Unionsyertrag,  während  die  interne  Gesets- 
gebung  die  Einzelpunkte  zu  regeln  hätte,  ohne  jedoch  dabei  restrin- 
gierend zu  wirken  oder  durch  allzu  kleinliche  Vorschriften  die  freie 
Entwickelnng  zu  hindern. 

Der  folgende  Redner,  Herr  MaiUard,  ging  davon  aus,  es  mttfsten 
zunächst  die  internen  Gesetzgebungen  nach  den  gemeinsamen  Ideen 
vereinheitlicht  werden,  und  stellte  in  seinem  Bericht  die  Grundzüge 
zusammen  für  eine  einheitliche  Urheberrechtsgesetz- 
gebung in  den  Unionsländern.  Diese  Principien  bilden  die 
Elemente  eines  Mustergesetzentwurfs  resp.  einer  Musterkodifikation; 
die  in  diesem  ^code  emhryonnaire^  enthaltenen  Postulate  umfSu»en  „die 
Idealwünsche  der  Schriftsteller  und  Künstler,  das  Maximum  ihrer 
gegenwärtigen  Forderungen/  Der  Berichterstatter  emp&hl,  diese  wo- 
möglich in  die  internen  Gesetzgebungen  eindringen  zu  lassen,  da  man 
doch  bei  der  Revision  der  Bemer  Konvention  sich  mit  weniger  grofsen 
Zugeständnissen  werde  begnügen  müssen.  In  der  Diskussion  über 
diese  Grundzüge  wurden  insbesondere  erörtert:  der  Vorbehalt  auf 
musikalischen  Werken,  das  Obersetzungsrecht,  architektonische  Werke 
und  Photographien^^).  Hervorgehoben  sei  hier  daraus  nur,  dafs  mit 
Bezug  auf  das  ausschliefsliofae  Obersetzungsrecht  der  Vertreter  des 
instUut  de  droit  international  bemerkte,  das  Institut  sei  im  allgemeinen 
dagegen,  die  Idee  des  Urheberrechts  übertrieben  auszudehnen,  gerade 
im  Interesse  der  Autoren,  und  es  habe  sich  daher  nur  für  eine  be- 
schränkte Ausdehnung  des  Übersetzungsrechts  von  10  auf  20  Jahre 
ausgesprochen.  Andere  Vertreter  sprachen  sich  dagegen  ftlr  den  vollen 
Schutz  des  Übersetzungsrechts  aus,  für  die  völlige  Gleichstellung  des- 
selben mit  dem  Reproduktionsrecht  Als  Mittel  zur  Förderung  des 
Werkes  der  Vereinheitlichung  der  Gesetzgebungen  wurden  vorge- 
schlagen, einmal  die  Herstellung  eines  juristischen  Wörterbuchs  der 
gleichwertigen  Ausdrücke ,  die  im  Urheberrecht  in  den  verschiedenen 
Sprachen  gebraucht  werden   und    sodann   die  Herausgabe  authentischer 


Werke  muTs  unbedingt  das  Aufführungsrecht  vom  Recht  der  Wiedergabe 
genau  geschieden  weraen:  auch  ist  es  wünschenswert,  den  Vorbehalt  der 
Untersagung  der  öffentlichen  Aufführung  musikalischer  Werke  fallen  zu 
lassen.  8.  Die  auf  die  Adaptation  bezüefiche  Bestimmung  ist  im  Sinne  des 
Verbots  der  Dramatisierung  zu  vervollständigen.  9.  Der  Grundsatz  der 
rückwirkenden  Kraft  der  Bemer  Übereinkunft  kann  ohne  Nachtheil  nunmehr 
voll  und  eanz  durchgeführt  werden. 

10)  Es  wurde  mit  Bezug  auf  diese  beantragt:  Der  Kongrels,  wie  die 
früheren  Kongresse  von  der  Ansicht  ausgehend,  dafs  den  Photographien 
ohne  Unterschied  grundsätzlich  der  Schutz  analoger  Gesetzesbestimmungen 
zu  teil  werden  sollte,  wie  solche  zu  Gunsten  der  Kunstwerke  aufgestellt 
worden  sind,  beschliefst,  der  nächstjährige  Kongreis  mö^e  sich  mit  der 
Einzelausarbeitung  einer  für  den  Scnutz  der  Photographien  wttnschbaren 
Gesetzgebung  be&ssen. 
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Übersetzungen   der  fremden  Gesetze.     Schliefslicb   worden  die  Antrilge 
des  Herren  MaiUard  m  hloc  angenommene^). 

Es  folgte  nun  der  Bericht  ttber  die  Anwendung  der  Grund- 
sätze des  internationalen  Privatrecbts  auf  das  Urbeber- 
recbt,  in  welcbem  der  Berichterstatter  sich  für  die  völlige  Gleich- 
stellung der  Unionswerke  mit  den  einheimischen  Werken  aussprach, 
auch  mit  Bezug  auf  die  Schutzdauer,  selbst  wenn  diese  im  Einfohrland 
die  im  Ursprungsland  eingeräumte  Schutzfrist  übersteigen  sollte,  femer 
für  die  Abschaffung  aller  Förmlichkeiten  in  den  internationalen  Be- 
ziehungen.    Der  Kongrefs  nahm  diese  Vorschläge  ebenfalls  an^'). 

Der  Bericht  über  die  urheberrechtlichen  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  nach  den  zwi- 
schen beiden  Staaten  bestehenden  Litterarkonventionen 
zeigte  einige  der  schwierigsten  Probleme  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Schutzes. 

Das  nächste  Traktandum  bildete  der  Yerlagsvertrag.  Es 
wurde  zur  Begutachtung  der  diesen  betreffenden  Vorschläge  und  Ent- 
wtlrfe  die  Überweisung  an  eine  Kommission  beschlossen,  die  dem 
nächsten  Kongrefs  referieren  wird^^). 

In  der  letzten  Sitzung  folgte  zuerst  der  Bericht  über  den  un- 
lauteren Wettbewerb  auf  dem  Gebiete  des  Urheber- 
und  Verlagsrechts,  in  dem  namentlich  die  Selbsthülfe  der  Beru&- 
genossenschaflen,  sowie  die  Schafiung  von  Ehren-  oder  Schiedsgerichten 
anempfohlen  wurde. 

In  dem  Bericht  über  die  anonymen  und  pseudonymen 
Werke  wurde  ein  Schutz  von  50  Jahren  vom  Tage  der  rechtmäfsigen 
Veröffentlichung  an  zu  Gunsten  des  Verlegers  befürwortet,  ohne  dafs 
Widerspruch  erhoben  wurde  ^^),  Dagegen  knüpfte  sich  an  den  Bericht 
über  die  nachgelassenen  Werke  eine  Debatte  Über  die  Frage,  wer 
der  Trtiger  des  diesen  Werken  zukommenden  Schutzes  sein  solle,  sowie 
überhaupt  Über  die  Natur  dieses  Schutzes.  Der  Kongrefs  entschied  sich 
dahin  e^),  dafs  der  Schutz  eines  nachgelassenen  Werkes  nicht  eigentlich 
aus  dem  Urheberrecht  abzuleiten  sei,  sondern  mit  der  Veröffentlichung 
als  solcher  zusammenhänge,  also  dem  „rechtmäfsigen  Veröffentlicher'' 
zuzubilligen  sei. 

Der  Berichterstatter  über  Sammelwerke  entwickelte  die  Natur 
solcher  nach  einem  bestimmten  Plan  angelegten  Werke  und  gab  eine 
Übersicht  über  den  gesetzlichen  Zustand  des  Schutzes  derselben  in  den 
verschiedenen  Ländern.  Die  Diskussion  führte  zu  einer  Resolution  in 
dem  Sinne,   dafs   zwar  die  Mitarbeiter  das  Recht  haben   sollen,    ihre 


11)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sub  A,  I  und  IL 

12)  Siehe  unten  die  Beachlflsae  sub  B,  III. 

13)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sub  B,  IV. 

14)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  snb  B,  II,  2. 

15)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  snb  B,  II,  3. 
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Beitrttge  gesondert  za  veröffentlichen,   dafs  aber  diese  Verttffentlichang 
den  Vertrieb  des  Oesamtwerkes  nicht  beeinträchtigen  dürfe  ^'). 

Als  letzter  Ponkt  der  Tagesordnung  beschttftigte  den  Kongrefs 
schliefslich  die  Frage  der  Berechtigung  zum  Kopieren  der  in 
öffentlichen  Sammlungen  befindlichen  Kunstwerke. 
Der  Antrag  des  Berichterstatten  wurde,  insoweit  er  das  Recht  des 
Künstlers  in  seiner  Integrität  anerkennt,  angenommene^),  ein  weiter- 
gehender Antrag  wurde  abgelehnt 

Zum  Schlufs  gab  der  Kongrefs  noch  seine  Zustimmung  zu  den 
Antrügen  über  Ausarbeitung  eines  Mustergesetzentwurfs 
über  das  Urheberrecht,  sowie  Über  den  Schutz  des  künst- 
lerischen Erbteils^^). 

Damit  waren  die  Arbeiten  des  diesjährigen  Kongresses,  der  einen 
Markstein  in  den  Annalen  der  Association  bilden  wird,  erledigt  Seine 
Bedeutung  liegt  einmal  in  den  hier  konstatierten,  offenbaren  Fort- 
schritten,  die  die  Propaganda  für  die  Ausdehnung  der  Bemer  Kon- 
vention gemacht  hat,  vor  allem  aber  in  der  allgemeinen  Anerkennung 
der  Principien,  auf  welchen  das  Urheberrecht  beruht,  und  in  der 
Festsetzung  der  idealen  Forderungen  der  am  Urheberschutze  beteiligteo 
Kreise.  Der  zukünftigen  Vereinheitlichung  sind  dadurch  einigermafsen 
die  Wege  vorgezeichnet,  und  man  darf  nun  gespannt  sein,  in  welcher 
Weise  der  Pariser  Kongrefs  das  ihm  hier  vorgelegte  Material  ver- 
werten wird. 

Zum  Schlüsse  seien  hier  als  Anhang  noch  die  Resolutionen  des 
Kongresses  im  Zusammenhang  mitgeteilt  e*). 


Anhang. 
Beschlttsse    des    Kongpresses    von    Dresden. 

A.    Vereinheitlichung  der  Gesetzgebungen  über  Urheberrecht 

I.    Principien  zur  Vereinheitlichung  der  Gesetze. 

1.    Natur  des  Urheberrechts. 

Der  Urheber  eines  litterarischen  oder  künstlerischen  Werkes  hat 
das  ausschliefsliche  Recht,  dasselbe  zu  veröffentlichen  und  durch  irgend 
ein  Verfahren  oder  in  beliebiger  Form  wiederzugeben. 


16)  Siehe  unten  die  Beschlttsse  snb  B,  II,  4. 

17)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  sub  B,  II,  1,  b. 

18)  Siehe  unten  die  Beschlüsse  snb  C,  I  und  IL 

19)  Im  Wortlaut  der  in  den  „Nachrichten  aus  dem  Buchhandel*^  ent- 
haltenen Übersetzung. 
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2.     Gegenstand  des  Urheberrechts. 

Bei  der  Beurteilung,  ob  ein  Werk  Gegenstand  des  Urheberrechts 
ist,  kommt  sein  geistiger  Wert  nicht  in  Betracht 

Als  Geisteswerke  sind  jeden&lls  zu  betrachten  und  als  solche  zu 
schützen:  Schriftwerke,  Vortrttge,  dramatische,  musikalische,  choreo- 
graphische Werke,  graphische  oder  plastische  Kunstwerke,  einschliefslich 
der  architektonischen  und  photographischen  Werke. 

Bei  der  Beurteilung  des  Geisteswerks  sind  aufserdem  weder  sein 
Gebrauchszweck,  noch  seine  Bestimmung  in  Betracht  zu  ziehen. 

8.     Dauer  des  Urheberrechts. 

Das  Urheberrecht  besteht  während  der  Lebenszeit  des  Autors  und 
fünfzig  Jahre  nach  seinem  Tode  zu  Gunsten  seiner  Erben  und  Bechts- 
nachfolger. 

4.     Inhalt  des  Urheberrechts. 

Jede  ganz  oder  teilweise  ohne  Zustimmung  des  Autors  vorge* 
nommene  Wiedexgabe  eines  Werks  ist  civil-  und  strafrechtlich  zu  ver- 
folgen. 

Unter  Wiedergabe  ist  zu  verstehen  aufser  der  eigentlichen  Ver- 
(Sftntlichung,  die  Übersetzung  und  die  öfientliche  AuÜPÜhrong. 

Ebenso  sind  unzulässig  solche  Arten  der  Wiedeigabe,  die  Ab- 
kürzungen, Zusätze  oder  Bearbeitungen  enthalten,  und  indirekte  An- 
eignungen, die  verschiedenartig  bezeichnet  weiden,  wie  Adaptation,. 
Dramatisierung,  musikalische  Arrangements,  Nachbildung  in  anderer 
Kunstform  u.  s.  w. 

Das  wörtliche  Citat  ist  nur  gestattet,  wenn  es  zum  Zweck  der 
Kritik,  der  Polemik  oder  der  Belehrung  dient  und  nur  unter  der  Be- 
dingung der  ausdrücklichen  Angabe  des  Autgrs  und  der  bentltzten 
Quelle. 

Die  Wiedergabe  eines  litterarischen  Werks  in  einer  Chrestomathie, 
Anthologie  oder  in  einer  Sammlung  ausgewählter  Stücke  ist  von  der 
vorherigen  Zustimmung  des  Autors  oder  seiner  Rechtsnachfolger  ab- 
hängig zu  machen. 

Da  alle  Werke  gleichmäfsig  zu  schützen  sind,  so  sind  auch  keine 
besonderen  Förmlichkeiten  für  den  Schutz  musikalischer  Werke  auf- 
snstellen. 

Die  in  Zeitungen  oder  periodischen  Zeitschriften  erschienenen 
Schriftwerke  sind  auch  wie  alle  anderen  Geisteswerke  zu  schützen, 
ohne  dafs  der  Autor  gezwungen  wäre,  sie  mit  einem  Vermerk  oder 
Vorbehalt  zu  versehen. 

5.     Übertragung  des  Urheberrechts. 

Das  Recht  der  Wiedergabe  ist  unabhängig  von  dem  Eigentum  an 
dem  körperlichen  Gkigenstand  (Manuskript  oder  Kunstgegenstand).  Die 
Rechtsübertragung   am    körperlichen    Gegenstande    schliefst    daher    an 
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sich  die  Übertragung  des  Rechts  der  Wiedergabe  nicht  ein,  nnd  nm- 
gekehrt 

Die  Übertragung  der  dem  Autor  zustehenden  Rechte  (Recht  der 
Veröffentlichung,  der  Aufführung,  der  Übersetzung  etc.)  ist  immer 
einschrtlnkend  auszulegen. 

Der  Autor,  der  sein  Recht  der  Wiedergabe  einem  andern  Über- 
tragen hat,  behält,  soweit  er  auf  seine  Autoreigenschaft  nicht  verzichtet, 
das  Recht,  den  Nachdruck  zu  verfolgen,  die  Wiedergabe  seines  Werkes 
zu  tiberwachen  und  sich  allen  Veratümmelungen  und  Veränderungen, 
die  ohne  seine  Einwilligung  vorgenommen  werden,  zu  wideraetzen. 

II.     Mittel   zur  Vereinheitlichung  der  Gesetzgebungen. 

1.     Internattonales  Wörterbuch. 

Behufs  Anbahnung  der  Vereinheitlichung  der  Landesgesetze  in 
den  Verbandsstaaten  spricht  der  Kongrefs  den  Wunsch  aus,  es  mtfge 
das  Bemer  Bureau  ein  internationales  Wörterbuch  der  gleichwertigen 
juristischen  Ausdrücke,  die  in  den  G^esetzestexten  aller  Verbandsländer 
vorkommen,  ausarbeiten. 

2.     Überaetzungen  mit  amtlichem  Charakter. 

In  der  Absicht,  die  Vereinheitlichung  der  Gesetzgebung  durch 
die  Vereinheitlichung  der  internationalen  Rechtspraxis  vorzubereiten, 
spricht  der  Kongrefs  den  Wunsch  ans,  es  möge  dem  Bemer  Bureau 
die  Au%abe  zugewiesen  werden,  rechtskräftige  Überaetzungen  der  ver- 
schiedenen Landesgesetze  auszugeben. 

B.    Vermischte  Beschlüsse. 

I.     Bibliographisches   Universalverzeichnis. 

Der  Kongrefs  ist  der  Ansicht,  dafs  es  im  internationalen  Interesse 
liege,  ein  Universalverzeichnis  aller  in  der  ganzen  Welt  erschienenen 
oder  noch  erscheinenden  Werke  der  Wissenschaft,  Litteratur  und  Kunst 
anzulegen. 

Die  Prüfung  der  Mittel  und  Wege  zur  Ausführung  dieses  Planes 
wird  vom  Kongrefs  einer  Kommission  übertragen,  welche  dem  nächsten 
Kongrefs  über  ihre  Arbeiten  Bericht  entatten  soll. 

II.     Schutzfähige  Werke. 

!•     Kunstwerke. 

a.  Die  Entäufserung  eines  Kunstwerks  an  sich  soll  nicht  die 
Entäufserung  des  ausschliefslichen  Nachbildungsrechts  in  sich  schliefsen, 
das  Eigentum  des  Künstle»  bleibt     £k  ist  zu  wünschen,  daCs  in  allen 
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Unionsstaaten  dieser  Punkt  eine  gleichmftfsige  Lösnng  erfahre  and  dafs 
diese  Lösung  im  Text  der  Übereinkunft  niedergelegt  werde. 

b.  Niemand  darf  ein  Kunstwerk,  welches  einem  Museum  oder 
einer  öffentlichen  Sammlung  angehört,  ohne  Genehmigung  des  Urhebers 
oder  seines  Rechtsnachfolgers  kopieren  oder  nachbilden. 

2.     Anonyme  und  pseudonjme  Werke. 

Anonyme  und  pseudonyme  Werke  sind  fUnfzig  Jahre  lang  vom 
Tage  der  ersten  rechtmäfsigen  Veröffentlichung  an  gegen  Nachdruck 
geschützt 

Als  Inhaber  dieses  Rechts  wird  der  Herausgeber  betrachtet. 
Wenn  der  Autor  oder  ein  hierzu  bevollmächtigter  Vertreter  desselben 
die  wahre  Autorschaft  bekannt  macht,  treten  die  gewöhnlichen  Be- 
stimmungen in  Kraft. 

3.     Nachgelassene  Werke. 

Unter  posthumen  Werken  versteht  man  diejenigen  litterarischen, 
künstlerischen  oder  musikalischen  Erzeugnisse,  die  niemab  mit  Zu- 
stimmung des  Eigenttlmers  wiedergegeben  oder  veröffentlicht  worden  sind. 

Demjenigen,  der  ein  nachgelassenes  Werk  rechtmäCsig  veröffent- 
licht, steht  während  50  Jahren  vom  Tage  der  ersten  erlaubten  Wieder- 
gabe des  Werkes  an  ein  Urheberrecht  an  demselben  zu. 

4.     Sammelwerke*! 

Als  Autor  eines  als  Ganzes  betrachteten  Sammelwerkes  wird  der- 
jenige angesehen,  der  die  einzelnen  Teile  desselben  unter  seiner  An- 
leitung hat  ausfahren  lassen.  Doch  soll  dadurch  das  Recht  jedes 
Mitarbeiters  zur  getrennten  Veröffentlichung  seines  Beitrages  nicht  be- 
einträchtigt werden,  immerhin  ohne  dafs  diese  Veröffentlichung  den 
Vertrieb  des  Gesamtwerkes  schädigen  darf. 

in.     Förmlichkeiten, 

Der  Kongrefs  spricht  den  Wunsch  aus,  Alinea  2  des  Artikeb  2 
und  Alinea  3  des  Artikels  11  der  Berner  Übereinkunft  mögen  auf- 
gehoben und  in  Zukunft  ftlr  den  internationalen  Schutz  des  Urheber- 
rechts weder  ii^endwelche  Förmlichkeit  noch  irgendwelche  Bedingung 
gefordert  werden. 

IV.     Verlagsvertrag« 

Der  Kongrefs  spricht  den  Berichterstattern  für  ihre  interessanten 
Arbeiten  über  die  Beziehungen  zwischen  Autoren  und  Verlegern  den 
Dank  aus,  beschliefst,  den  schon  vorhandenen  Akten,  betreffend  den 
Verlagsvertrag,  auch  die  Berichte  der  Herren  Hüdebrandt  und  Voigt- 
länder  einzuverleiben  und  den  Gesetzesentwurf  des  Herrn  Hüdehrandt, 
sowie  die  Verlagsordnung  des  Börsenvereins  der  Deutschen  Buchhändler 
zur  Begutachtung  einer  Kommission  zu  überweisen,  die  aus  denjenigen 
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Uitgliedem  sa  bestell«!  ist,  die  an  den  früheren  nad  un  dieejHhrigen 
Eongrers  aber  diem  Frage  Bericht  erstattet  haben;  di««e  KommiMion 
wird  beauftragt,  die  EntwUrfa  allen  in  der  Sache  interewierten  Gruppen 
and  Vereinigungen  aller  I^lnder  sukommen  an  lasaen  und  dem  nKcbsten 
Rongrers  flber  die  aladann  geaammelten  Bemerkungen  eu  referieren. 

V.     RnflsiBchoT   Geaetze&twnrf. 

Der  Kongrers  spricht  den  Waosch  aus,  dab  die  msBische  Ragierong 
das  auf  Omnd  eiaee  BeflchtusBee  des  Antwerpener  Kongresses  von  der 
Kommission  der  Association  UUdroire  et  artistique  intenutiionate  ana- 
geari>eiteta  Gutachten,  das  ihr  durch  das  internationale  Bureau  in  Bern 
Dbermittelt  warde,  in  wohlwollende  £n<rtlgung  aiehon  mSge. 

Es  ist  zu  wHnBchen,  dafs  die  GmndsKtze  dee  internen  snd  inter- 
nationalen UTbeberrechta  in  dem  neuen  russischen  Gesetz  in  einem  den 
modernen  Anscfaannngeu  ttber  das  geistige  Eigentum  entsprechendem 
Sinne  Anwendung  finden  und  dafs  RoTBland  *liui«nn  auch  der  intet^ 
nationalen  Hemer  Union  beitrete. 

C.    ZuMnflige  Arbeiten. 
I.     Mustergesetzentwurf. 

Der  KongreTs  bittet  die  AasoäaÜan  litt&aire  et  artistiqw  xnter- 
ftationaie,  gemslk  den  auf  den  Bericht  des  Herrn  MaüUm'd  hin  an- 
ganommenen  GnindsKtien  einen  MoatergesetBentwurf  Über  das  Urheber- 
rocht  aonnarbeiten. 

n.     Künstlerisches   ErbteiL 

Der  KongreTs  spricht  den  Wunsch  ans,  es  möchte  auf  die  'Tagec- 
ordnung  der  nltchsten  Tagung  der  Aatoeiaiion  liMraWe  et  artitti^pie 
i>demation<äe  die  Frage  der  gesetaliehen  Bewahmng  des  künstlerischen 
Erbteiles  grsetzt  wndei). 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   BOrgrerllches  Heolit,    elnsohUefsllch  des  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Civllprozells. 

StaiutenJcoUtsion  bezüglich  der  Ehescheidungsstrafen. 

Urteil  des  Oberlandesgerlchts  Jena  vom  28.  Juni  1894  (Seuffert's  Archiv 

N.  F.  Bd.  20  Nr.  1). 

Nach  gemeinem  Recht  sind  Familienrechtsverhältnisse  ztt  beurteilen 
nach  dem  Recht  des  Sitzes  der  Ehe,  d.  i.  des  Wohnsitzes  des  Ehe- 
mannes. Das  Gleiche  mufs  auch  gelten  von  denjenigen  RechtsverhXlt- 
nissen  vermögensrechtlicher  Natur,  die  aus  der  Trennung  der  Ehe 
unter  Lebenden  hervorgehen,  insbesondere  von  der  Frage  über  die 
vermögensrechtlichen  Nachteile  der  verschuldeten  Ehetrennnng.  Denn 
der  Thatbestand,  an  den  sich  diese  Nachteile  knüpfen,  nämlich  das  bis 
dahin  bestehende  Eheband  und  die  Lösung  desselben  durch  das  schuld- 
baf^  Verhalten  eines  Teils,  flült  zusammen  mit  dem  Sitz  der  Ehe 
seihet.  —  —  Dafs  die  Ehetrennung  von  einem  unter  anderem  Recht 
stehenden  Gericht  ausgesprochen  wurde,  vermag  hieran  nichts  zu 
Rndem,  da  es  sich  insoweit  um  eine  das  materielle  Recht  nicht  be- 
rührende formale  Frage  über  den  die  Lösung  der  Ehe  herbeiführenden 
Weg  handelt.  Ebensowenig  aber  flihrt  auch  der  Umstand  zu  einem 
anderen  Ergebnis,  dafi9  die  Verschuldung  selbst  —  hier  die  quixsi 
desertio  —  in  einem  anderen  Rechtsgebiet  erfolgt  ist  Denn  wenn 
auch  die  fraglichen  Nachteile  ursprünglich  den  Charakter  einer  Strafe 
gehabt  haben,  so  haben  sie  doch  im  Laufe  der  Rechtsentwickelung 
vielmehr  die  Natur  einer  rein  vermögensrechtlichen  Schadensersatz- 
leistung angenommen.  Eß  läfst  sich  daher  nicht  der  Gesichtspunkt  der 
Rechtsfolgen  eines  Delikts  gewinnen,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  der 
Gegenstand  des  Delikts  doch  auch  wieder  nur  die  bestandene  Ehe  sein 
würde,  deren  Verletzung  eben  wieder  nach  dem  Recht  des  Ortes  zu 
beurteilen  sein  würde,  wo  deren  Sitz  war  und  wo  ihre  Lösung  in  die 
Erscheinung  tritt 


Z«itsohrift  f.  intern.  Ptivat-  n.  Stnfreoht  etc.,  Band  VI. 
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Internationales  Ehescheidungsrecht. 

Mitgeteilt  Ton  Hem  Rechtsanwalt  Dr.  Werthauer  in  Leipzig. 

1.   Urteil  des  OberlandeMrerichts  Dresden  Tom  26.  MMn  1895  (Annalen  des 

O.L.a.s  Dresden  Bd.  XVI  S.  434). 

Das  vorbezeichnete  Urteil  spricht  in  einem  Falle,  wo  der  ver- 
klagte Ehemann  die  königlich-sllchsische  Staatsangehörigkeit^)  verloren 
und  eine  andere  nicht  erworben  hatte,  folgendes  ans: 

Die   Zngrandelegung    des    §    13    B.6.B.8    ist    dadurch 

ausgeschlossen,  dafs  der  Beklagte,  ab  er  die  KlXgerin  verliefs  und  — 
wie  man  mangels  jeglicher  Unterstützung  für  eine  gegenteilige  Annahme 
voraussetzen  darf  —  auch  noch  zur  Zeit  der  Klagzusteliung  Staats- 
angehörigkeitslos  war.  Es  bleibt  somit  f^  die  Entscheidung  dieser, 
vom  sächsischen  Richter  lediglich  auf  Orund  der  Vorschriften  des  such- 
sischen  B.O.B.S  zu  beantwortenden  Frage  nur  die  Bestimmung  in 
§  6  B.G.B.S  als  Unterlage  übrig,  wonach  im  Inlande  die  inländischen 
Gesetze  zur  Anwendung  kommen,  soweit  sich  nicht  —  was  alles  hier 
nicht  zutrifft  —  nach  dem  öffentlichen  Rechte,  insbesondere  nach 
Staatsvertrttgen ,  und  nach  den  nachfolgenden  Bestimmungen  eine  Au3- 
nähme  ergiebt 

2.   Urteil  des  Oberlandesgerichts  Dresden  vom  29.  Januar  1895  (Annalen 

dieses  Gerichts  Bd.  XVI  S.  438  u.  ff.). 

Die  einheimischen  Bestimmungen  über  die  Gestattung  einstweiligen 
Getrenntlebens  der  Ehegatten  während  eines  Scheidungsprozesses  kommen 
auch  auf  die  Ehestreitigkeiten  nicht  sächsischer  Staatsangehöriger  in 
Anwendung. 

Die  Parteien,  Eheleute ,  sind  prenfsische  Staatsangehörige.  Die 
Frau  klagt  gegen  den  Ehemann  auf  Scheidung  wegen  Ehebruchs.  Auf 
den  von  der  Ehefrau  gestellten  Antrag  hat  das  Landgericht  durch 
Beschlufs  eine  einstweilige  Verftlgung  dahin  erlassen,  dafs  der  Klägerin 
auf  die  Dauer  des  Eheprozesses  von  Tisch  und  Bett  des  Ehemannes 
getrennt  zu  leben  gestattet,  dem  Ehemanne  aber  angegeben  wurde, 
ihr  während  dieser  Zeit  etc.  etc.  Unterhaltungs-  und  Wohnungsgeld  zu 
gewähren. 

Der  vom  Ehemanne  hiergegen  erhobene  Widerspruch  wurde  zurück- 
gewiesen. 

Die  Entscheidungsgründe  lauten: 

Nach  §  1753  B.G.B.s  ist  eine  Trennung  der  Ehegatten 

von  Tisch  und  Bett  zu  gestatten  während  der  Dauer  eines  bei  Gericht 


1)  Im  königlich -sächsischen  Rechtsgebiete  wird  die  Frage,  welche 
Rechtsbebtimmuneen  für  die  Auflösung  der  Ehe  mafsgebend  sind,  nicht  nach 
der  lex  fori^  sonaem  nach  dem  nationalen  Gesetze  des  Ehemannes  beurteilt 
(„I^ngebunff  und  Auflösung  der  Ehe  werden  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurteilt,  dessen  Unterthan  der  Ehemann  isf,  §  13  des  B.G.B.  i  d.  König- 
reich Sachsen). 
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anhängig  gemachten  Rechtsstreites   über  die  Gültigkeit  oder  Scheidung 
der  Ehe 


•  •  • 


Der  Beklagte  bestreitet  die  Anwendbarkeit   des  §  1753 

im  gegenwärtigen  Falle.  Er  weist  darauf  hin,  dafs  er  ein  aus  dem 
Rechtsgebiete  des  preufsischen  allgemeinen  Landrechts  gebürtiger  preufsi- 
scher  Staatsangehöriger  sei,  bezieht  sich  darauf,  dafs  nach  §  13 
B.G.B.s  Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  nach  den  Gesetzen  des 
Staates  beurteilt  werden,  dessen  Unterthan  der  Ehemann  ist,  und  will 
ausführen,  dafs  diese  Gesetzesvorschrifl  sich  auch  auf  die  Fälle  beziehe, 
in  denen  es  sich  nur  um  die  Zulassung  zeitweiliger  Sonderung  der 
Eheleute  von  Tisch  und  Bett  handelt,  dafs  es  aber  im  gegenwärtigen 
Falle  an  den  Voraussetzungen  mangele,  unter  denen  nach  den  ein- 
schlagenden Bestimmungen  des  allgemeinen  Landrechts  die  vorläufige 
Trennung  der  Ehegatten  während  des  Scheidungsprozesses  verfügt 
werden  könne. 

Diesen  Ausfährungen  ist  nicht  beizutreten. 

Als  Regel  ist  anzusehen,  dafs  von  den  sächsischen  Gerichten  die 
im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Gesetze  zur  Anwendung  zu  bringen 
sind;  §  6  B.G.B.s.  Die  in  den  §§  7  bis  11  und  13  bis  18  des 
Gesetzbuchs  enthaltenen  Vorschriften,  nach  denen  unter  Umständen 
fremdes  Recht  anzuwenden  ist,  haben  die  Bedeutung  von  Ausnahme- 
bestimmungen und  gestatten  nicht  so  ohne  weiteres  eine  Ausdehnung 
auf  ähnliche  Fälle. 

Der  in  der  Vorschrift  des  §  13  des  Gesetzbuchs  gebrauchte  Aus- 
druck „Auflösung  der  Ehe",  kann  aber  schon  dem  Wortsinne  nach 
nicht  von  denjenigen  Mafsnahmen  verstanden  werden,  bei  denen  es  sich 
lediglich  um  die  Regelung  eines  einstweiligen  Zustandes  während  der 
Daner  des  Eheprozesses  handelt. 

Hinzukommt,  dafs  der  Inhalt  des  §  1753  B.G.B.s  in  das  Gebiet 
des  Prozefsrechts  eingreift.  Der  Paragraph  bestimmt  die  Voraus- 
setzungen, unter  denen  während  der  Dauer  des  Eheprozesses  An- 
ordnungen zu  erfolgen  haben,  die  nach  dem  dermalen  geltenden 
Prozefsrechte  im  Wege  der  einstweiligen  Verftlgung  zu  treffen  sind  — 
§§  584,  815  bis  822  C.Pr.O.  —  und  zwar  setzt  er  diese  Voraus- 
setzungen in  einer  von  den  Vorschriften  des  §  819  C.Pr.O.  abweichen- 
den Weise  fest  Derselbe  würde  daher  auch  durch  das  Inkrafttreten 
der  Civilprozefsordnung  aufser  Wirksamkeit  gesetzt  sein,  wenn  nicht 
in  §  16  Nr.  4  des  Einf.Ges.  zu  diesem  Gesetze  ausdrücklich  bestimmt 
wäre,  dafs  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts,  nach  denen  in 
bestimmten  Fällen  einstweilige  Verfügungen  erlassen  werden  können, 
unberührt  bleiben.  Das  Prozefsverfahren  im  Geltungsgebiete  des 
B.G.B.s  kann  aber  —  abgesehen  von  den  sich  aus  dem  öffentlichen 
Rechte  und  dem  Reichsrechte  ergebenden  Sonderbestimmungen,  durch 
welche  die  Ausländer  weniger  günstig  gestellt  werden  als  die  Inländer 
—  nicht  für  die  Angehörigen  des  Königreichs  Sachsen  ein  anderes  sein, 
als  für  die  Unterthanen  anderer  Staaten.  — 
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Welche  Bedeutung  kommt  der  auf  Obligationen  befindlichen  Angabe 

von  Zahlstellen  im  Auslande  für  das  SchuldvcrhäUnis  eu?    Na4ik 

voelchem  Rechte  bestimmt  sich  die  Eifdösungspüicht? 

Urteil  des  I.  GiyilMnata  des  KeichegeriehtB  Tom  27.  April  1895  R.  I  19/1895. 

Klttger  hat  von  der  Beklagten  Rumftnische  5^/oige  amortisierbaie 
Renten titel  gekauft  nnd  zufolge  dieses  Vertrages  von  ihr  im  April  1887 
das  Stück  Nr.  40462  über  5000  Francs  gegen  Zahlung  eines  Kauf- 
preises von  3785  Mk.  50  Pf.  erhalten.  Das  vom  Klttger  weiter  ver- 
äufserte  Stück  wurde  zur  Auszahlung  f^t  den  1.  Oktober  1888  aus- 
gelost und  auf  Veranlassung  der  damaligen  Inhaberin,  J.  A.  B.  &,  Co. 
zu  Augsburg,  zur  Einlösung  prKsentiert.  Die  rumänische  Regierung 
weigerte  jedoch  die  Auszahlung,  weil  ein  gewisser  J.  de  la  Br.  zu 
Bukarest  im  Jahre  1883  gegen  die  Einlösung  Opposition  eingelegt 
hatte,  mit  der  Angabe,  dafs  ihm  der  Rententitel  gestohlen  sei.  B.  &  Co. 
erhoben  nunmehr  gegen  ihre  Vorbesitzerin,  die  Firma  6.  &  Co.  zu 
Frankfurt  a.  M. ,  Klage  auf  Zahlung  von  5000  Francs  und  erlangten 
in  diesem  Prozefs,  in  welchem  6.  &  Co.  dem  jetzigen  Klüger  und 
dieser  der  jetzigen  Beklagten  den  Streit  verkündete,  ein  obsiegliches 
Urteil,  wurden  auch  von  ihrer  Vorbesitzerin  O.  &  Co.  befriedigt  Diese 
hat,  wie  KlSger  behauptet,  von  ihm  Befriedigung  erhalten.  KlMger 
nahm  nunmehr  die  jetzige  Beklagte  auf  Lieferung  eines  anderen  börsen- 
gängigen Rententitels  in  Anspruch,  ist  aber  mit  diesem  Anspruch  durch 
Urteil  des  Reichsgerichts  vom  28.  Mai  1892  abgewiesen  worden.  Mit 
der  gegenwärtigen  Klage  fordert  Klttger,  dafs  Beklagte  verurteilt  werde, 
ihm  gegen  Herausgabe  des  vorbezeichneten  Rententitels  den  von  ihm 
gezahlten  Kaufpreis  von  3785  Mk.  50  Pf.  nebst  6  Prozent  Zinsen  seit 
dem  1.  Oktober  1888  zu  erstatten.  Durch  Urteil  der  Zwölften  Kammer 
für  Handelssachen  des  Landgerichts  I  zu  B.  vom  10.  Mttrz  1893  ist 
nach  diesem  Antrage  erkannt.  Berufung  und  Revision  wurden  zurück- 
gewiesen. 

Gründe:  Der  angefochtenen  Entscheidung  ist  überall  beizutreten ; 
die  von  der  Revision  erhobenen  Angriffe  sind  sämtlich  unbegründet. 

1.  Die  Rüge,  dafs  der  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen 
Sache  mit  Unrecht  verworfen  sei,  ist  nicht  gerechtfertigt,  da,  wie  bereits 
im  erstinstanzlichen  Urteil  daigelegt  ist,  der  im  Vorprozefs  geltend  ge- 
machte Anspruch  nicht  blofs  auf  einen  anderen  Rechtsgrund  gestützt, 
sondern  auch  auf  einen  anderen  Gegenstand  gerichtet  war.  Im  Vor- 
prozefs hat  Kläger  Lieferung  eines  anderen  börsengängigen  Rententitels 
verlangt,  weil  seiner  AufTassung  nach  Beklagte  durch  die  Lieferung 
eines  mangelhaften  Titels  den  mit  dem  Klflger  geschlossenen  Kauf- 
vertrag nicht  erftillt  hatte.  Durch  das  reichsgerichtliche  Urteil,  welches 
diese  Auffassung  für  unberechtigt  erklärt  und  die  hierauf  gegründete 
EUage  abgewiesen  hat,  ist  dem  gegenwärtigen  Anspruch  auf  Rück- 
erstattung des  gezahlten  Kaufpreises,  der  sich  auf  die  stattgehabte  Ent- 
wehrung stützt,   nicht  vorgegriffen,    vielmehr  hat  das  reichsgerichtliche 
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Urteil    den  Klflger   auBdrücklich   darauf  hingewiesen,    dafs    ihm   dieser 
Ansprach  verbleibe. 

2.  Ebensowenig  zutreffend  ist  die  Beschwerde,  dafs  die  Behauptung 
des  Bekhigten,  Rlttger  sei  nicht  verpflichtet  gewesen,  die  Firma  O.  &  Co. 
zu  befriedigen,  habe  dies  auch  nicht  gethan,  den  Klageanspruch  als 
unbegründet  erscheinen  lasse  und  in  diesem  Sinne  von  den  Instanz- 
gerichten hätte  berücksichtigt  werden  müssen.  Die  Regrefs  p  f  1  i  c  h  t 
des  Klägers  gegenüber  der  Firma  O.  &  Co.  eigiebt  sich  aus  denselben 
Gründen,  aus  denen  die  Beklagte  dem  Kläger  r^grefspflichtig  ist  Ob 
KUiger  dieser  Regrefspflicht  Genüge  geleistet  und  die  Firma  G.  &  Co. 
befriedigt  hat,  ist  vom  Beruiungsgericht  mit  Recht  f\XT  unerheblich  er- 
achtet worden.  Übrigens  hat  nach  der  am  Schlufs  des  landgericht- 
lichen Urteils  befindlichen  Bemerkung  Beklagte  zugestanden,  dafs  Kläger 
seine  Rechtsnachfolgerin  durch  Rückzahlung  des  von  ihr  empfangenen 
Preises  befriedigt  hat 

3.  Die  Rüge,  dafs  das  Berufungsgericht  die  Behauptung  der  Be- 
klagten, der  fragliche  Rententitel  sei  gestohlen,  mit  Unrecht  als  un- 
bestritten ansehe,  da  in  dem  im  Thatbestand  des  Berufungsnrteils  in 
Bezug  genommenen  Schriftsatz  der  Beklagten  vom  5.  Oktober  1893 
sämtliche  gegnerische  Anfllhrungen  bestritten  seien  —  ist  ebenfalls  nicht 
durchgreifend.  —  Gegenüber  der  Thatsache,  dafs  in  Bezug  auf  den 
von  der  Beklagten  verkauften  Rententitel  in  Bukarest  Opposition  ein- 
gelegt und  in  Gemäfsheit  des  rumänischen  Rechts  siegreich  durchgefllhrt 
worden  ist,  erscheint  es  nicht  als  eine  ausreichende  Verteidigung,  dafs 
Beklagte  sich  darauf  beschränkt,  zu  bestreiten,  dafs  der  Rententitel  dem 
J.  de  la  Br.  durch  Diebstahl  abhanden  gekommen  sei.  Wollte  Beklagte 
das  in  Rumänien  durchgeführte  Verfahren  nicht  gegen  sich  gelten 
lassen,  so  hätte  sie  darthun  müssen,  dafs  KlHger  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger hierbei  nicht  ihre  Schuldigkeit  gethan  haben.  In  dieser 
Richtung  aber  hat  Beklagte  ihre  Verteidigung  nicht  begründet  und  ist 
auch  offenbar  nicht  im  stände,  eine  solche  Begründung  beizubringen. 

4.  Die  Revision  führt  aus,  dafs  für  die  EinlOsungspflicht  des 
rumänischen  Staates  das  Recht  des  vom  Gläubiger  gewählten  Erfüllungs- 
ortes, also  im  vorliegenden  Falle  das  deutsche  Recht  entscheide  und 
dafs  hiemach  der  angeblich  Bestohlene  dem  Kläger  und  seinen  Rechts- 
nachfolgern gegenüber  nicht  hätte  durchdringen  können,  da  zufolge 
Art.  307  des  H.G.B.s  Kläger  das  Eigentum  an  dem  Rententitel  auch 
dann  erworben  haben  würde,  wenn  derselbe  gestohlen  sein  sollte. 
Diese  Ausführung  ist,  wie  bereits  in  der  Begründung  des  früheren 
reicbsgerichtlichen  Urteils  dargelegt  ist,  rechtsirrtümlich.  Wenn,  wie 
bei  den  rumänischen  Obligationen,  mehrere  in  verschiedenen  Rechts- 
gebieten belegene  Zahlungsorte  bestimmt  sind,  unter  denen  den 
Obligationsinhabem  die  Wahl  zusteht,  so  hat  dies  nicht  den  Sinn,  dafs 
in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  überhaupt  die  Obligation  zu  Recht  besteht 
und  ob  eine  Einlösungspflicht  des  schuldnerischen  Staates  anzuerkennen 
ist,  das  Recht  des  einen  oder  anderen  Zahlungsortes  entscheiden  solle, 
je  nachdem   die   Obligation   hier   oder  dort  zur  Einlösung   präsentiert 
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wird.  Diese  Frage  kann  nur  einheitlich  geregelt  werden,  und  zwar 
nach  dem  Recht  des  Ortes,  welches  als  der  Sitz  des  SchuldverhKltnisses 
za  betrachten  ist,  d.  h.  nach  dem  Rechte  des  die  Schuldverschreibungen 
ausgebenden  Staates.  Das  Ergebnis,  zu  welchem  man  hiemach  gelangt, 
steht  mit  dem  von  der  Revision  angezogenen  Erkenntnis  des  Reichs- 
oberhandelsgerichts (Entsch.  Bd.  24  Nr.  49  S.  170  ff.)  durchaus  im 
Einklang.  Denn  auch  in  dieser  Entscheidung,  die  sich  auf  von  einer 
österreichischen  Aktiengesellschaft  ausgegebene  Pfandbriefe  bezog,  ist 
ausgesprochen,  dafs  der  auf  den  Obligationen  befindlichen  Angabe  von 
Zahlstellen  im  Auslande  nicht  die  Bedeutung  zukomme,  das  Schuld- 
verhältnis in  seiner  Gesamtheit  dem  Rechte  des  vom  Gläubiger  ge- 
wählten Zahlungsortes  zu  unterwerfen,  dafs  vielmehr  letzterer  nur  von 
Bedeutung  sei  „für  das  Solutionsgeschäft  mit  dem  ihm  eigentümlichen 
Inhalt  und  seinen  Wirkungen '^f  insbesondere  also  in  Bezug  auf  Voraus- 
setzungen und  Wirkungen  des  Verzuges,  Veränderungen  der  Währung 
und  ähnliches,  dafs  aber  im  übrigen  auf  das  am  Wohnsitz  des  Emittenten 
geltende  Recht  zurückzugehen  sei.  Die  im  vorliegenden  Prozefs  streitige 
Frage  aber  betrifft  nicht  das  Solutionsgeschäft,  sondern  den  Bestand 
der  Obligation  selbst  Dem  hier  dargelegten  Standpunkt,  der  allein  zu 
praktisch  annehmbaren  Folgerungen  führt,  läfst  sich  auch  nicht  ent- 
gegenhalten, dafs  der  Eigentumsübergang  an  Inhaberpapieren  zufolge 
der  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechtes  nach  dem  Rechte  des 
Ortes  zu  beurteilen  sei,  an  welchem  die  Übertragung  stattgefunden  hat 
Ist  nach  dem  für  das  Schuldverhältnis  mafsgebenden  Recht  das  Inhaber- 
papier nicht  mehr  als  Träger  der  Forderung  anzuerkennen,  so  kann 
auch  das  Forderungsrecht  nicht  mehr  vermittelst  desselben  übertragen 
werden.  Die  Wirkungen  der  vom  Bestohlenen  eingelegten  und  durch- 
geführten Opposition  sind  demnach  nicht  auf  das  rumänische  Staats- 
gebiet eingeschränkt,  sondern  sie  kommen  auch  denjenigen  Obligations- 
besitzem  gegenüber  zur  Geltung,  die  den  Rententitel  in  Deutschland 
erworben  haben. 

5.  Mit  vollem  Recht  haben  endlich  die  Instanzrichter  angenommen, 
dafs  der  Beklagten  ein  vertretbares  Versehen  zur  Ijast  fällt,  da  sie 
bereits  vor  der  Lieferung  des  fraglichen  Rententitels  durch  die  rumä- 
nische Regierung  von  der  eingelegten  Opposition  benachrichtigt  worden 
ist.  Wie  im  landgerichtlichen  Urteil  zutreffend  ausgeführt  ist,  gereicht 
es  nicht  zur  Entschuldigung  der  Beklagten,  dafs  ihr  diese  Nachricht 
nur  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zahlstelle  zugegangen  ist  und  dafs  die  mit 
dem  Verkauf  des  Rententitels  befafsten  Beamten  ihres  Efiektenbureaus 
hiervon  keine  Kenntnis  erlangt  haben,  wie  Beklagte  meint,  auch  keine 
Kenntnis  haben  konnten.  Die  Schuld  der  Beklagten  liegt  eben  darin, 
dafs  sie  ihrem  Effektenbureau  von  der  ihr  zugegangenen  Nachricht 
keine  Mitteilung  gemacht  und  keine  Vorkehrung  getroffen  hat,  um  die 
Lieferung  des  in  ihrem  Besitz  befindlichen,  mit  der  Opposition  belegten 
Rententitels  zu  verhüten.  In  dieser  Unterlassung  ist  mit  den  Instanz- 
gerichten ein  die  Beklagte  treffendes  grobes  Versehen  zu  finden.     X. 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Civilprozefs.  55 

Klage  auf  Erfüllung  eines  ausländischen  Schiedsspruchs. 

Urteil   des  I.  Ciyilsenats  des  Reichsgerichts  vom  28.  September  1895, 

R.  I.  157/95. 

Beklagter  hat  im  August  1893  vom  Kläger  250  Tons  Weizen 
zum  Preise  von  102  Mk.  per  100  kg  cif.  Hamburg,  Dreimonatsaccept 
gegen  Konossemente,  gekauft. 

Bereits  frtther,  im  November  1892,  hatte  Beklagter  vom  Klfiger 
200  Tons  Weizen  ex  Steamer  Besolution  zum  Preise  von  117  Mk. 
50  Pf.  per  1000  kg  unter  denselben  Zahlungsbedingungen  gekauft. 
Den  Preis  dieser  Ladung  hat  Beklagter  bezahlt,  will  aber  11285  kg 
weniger,  als  er  bezahlt  hatte,  erhalten  haben.  Er  behielt  deshalb  den 
Preis  des  Fehlbetrages  von  der  Fracht  ein,  wurde  aber  auf  die  Klage 
des  Schiffers,  der  das  Konossement  mit  der  Klausel  weight  uhknown 
gezeichnet  hatte,  verurteilt. 

Wegen  der  Ansprüche,  die  ihm  aus  diesem  Fehlbetrage  gegen  den 
Kläger  zustehen,  legte  Beklagter  nunmehr  auf  die  Konossemente  über 
die  im  August  1893  gekaufte,  mit  dem  Dampfer  S.  angebrachte 
Ladung  Arrest  Die  Konossemente  wurden  demnächst  infolge  gütlicher 
Einigung  meistbietend  verkauft  und  vom  Beklagten  zum  Preise  von 
90,50  Mk.  per  1000  kg.  erstanden.  Kläger  will  hierdurch  einen 
Schaden  von  8511,15  Mk.  gegen  den  Vertragspreis  erlitten  haben  und 
hat  hierauf  in  Gemäfsheit  des  Kaufvertrages  vor  dem  Schiedsgericht 
der  Londoner  Kombörse  Klage  erhoben.  Der  Beklagte  ist  auch  durch 
Schiedsspruch  vom  4.  Januar  1894  zur  2^hlung  obiger  Summe  nebst 
5  Prozent  Zinsen  seit  8.  Dezember  1893  vorurteilt. 

Im  gegenwärtigen  Prozefs  verlangt  Kläger  Zahlung  der  ihm  durch 
den  Schiedsspruch  zugebilligten  Summe  nebst  5  Prozent  Zinsen  vom 
8.  Dezember  1893  bis  18.  Januar  1894  und  6  Prozent  Zinsen  seit 
letzterem  Tage,  sowie  von  9  jS'  9  d  Kosten  des  Schiedsgerichts- 
verfahrens nebst  6  Prozent  Zinsen  seit  18.  Januar  1894. 

Der  Beklagte  hat  unter  Vorbehalt  seiner  Rechte  973,38  Mk. 
bezahlt,  weil  er  nichts  lukrieren,  sondern  nur  das  Mindergewicht  aus 
der  Resolution  und  den  Betrag  von  Zinsen  und  Kosten  etc.  decken 
wolle.     Im  übrigen  hat  er  Abweisung  der  Klage  beantragt. 

Durch  Urteil  der  Ersten  Kammer  für  Handelssachen  des  Land- 
gerichts zu  Hamburg  vom  20.  November  1894  ist  Beklagter  zur  Zah- 
lung von  1848,34  Mk.,  sowie  von  9  j^  9  d  nebst  Zinsen  verurteilt, 
mit  der  Mehrforderung  ist  Kläger  abgewiesen.  Die  Berufung  des  Be- 
klagten gegen  dieses  Urteil  ist  zurückgewiesen;  auf  die  Anschliefsung 
des  Klägers  ist  Beklagter  zur  Zahlung  fernerer  1195,03  Mk.  nebst 
Zinsen  verurteilt.     Die  Revision   des  Beklagten  wurde  zurückgewiesen. 

Gründe:  Die  Klage  ist  auf  Erfüllung  des  von  dem  Schieds- 
gericht der  Londoner  Kombörse  gefällten  Spruches  gerichtet;  sie  ist 
ihrem  Rechtsgrunde  nach  eine  Klage  auf  Erfüllung  des  von  den  Par- 
teien geschlossenen  Schiedsvertrages.  Die  Instanzgericlite  haben  im 
Einklänge  mit  der  Rechtsprechung   des  Reichsgerichts   (vergl.  nament- 
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lieh  Entsch.  Bd.  30  S.  368)  diese  Klage  für  BUtthaft  emehtet  Die 
Revision  vortritt  die  entgegengesetzte  Aaffassnng,  ihre  Ausführungen 
sind  indes  nicht  geeignet,  den  von  den  Yorinstanzen  und  vom  Reichs- 
gericht eingenommenen  Standpunkt  zu  widerlegen.  Die  OrUnde,  ans 
denen  die  ErfUllungsklage  im  Falle  eines  von  einem  ausländ ischen. 
Staatsgericht  erlassenen  Urteils  zu  versagen  ist,  passen  nicht  auf  den 
Fall  eines  im  Auslande  ergangenen  Schiedsspruches.  Bei  letzterem 
handelt  es  sich  nicht  um  den  Akt  einer  fremden  Staatsgewalt,  sondern 
lediglich  um  die  Verwirklichung  des  in  dem  Schiedsverträge  zum  Aus- 
druck gebrachten  Yertragswillens.  Ist  die  RechtsgOltigkeit  eines  Bchieds- 
vertragen  nicht  zu  beanstanden,  durch  den  auf  ein  ausländisches  Schieds- 
gericht kompromittiert  wird,  so  ist  es  folgerichtig,  die  Klage  auf 
Erfüllung  dieses  Vertrages  vor  den  inländischen  Gerichten  auch  dann 
zuzulassen,  wenn  in  Bezug  auf  das  schiedsrichterliche  Verfahren  die 
Formvorschriften  der  deutschen  CivilprozefBordnung  nicht  beobachtet 
sind,  wohl  aber  ein  nach  dem  mafsgebenden  örtlichen  Recht  wirksamer 
Schiedsspruch  vorliegt.  Wie  in  der  angeführten  reichsgericbtiichen 
Entscheidung  bereits  hervorgehoben  ist,  führt  die  hier  gebilligte  Auf- 
fassung, durch  welche  die  Grandsätze  des  sogenannten  internationalen 
Privatrechts  zur  Geltung  gebracht  werden,  weder  zu  einer  unstatthaften 
Begünstigung  der  im  Auslande  ergangenen  Schiedssprüche,  noch  liegt 
darin  eine  Umgehung  der  Vorschriften  des  einheimischen  Rechts. 

Beklagter  hat  in  den  Instanzen  geltend  gemacht,  dafs  auch  nach 
englischem  Recht  der  vorliegende  Schitfdsspruch  der  Rechtsbeständigkeit 
entbehre,  weil  ihm  rechtliches  Gehör  versagt  sei.  Er  stützt  diesen 
Einwand  darauf,  dafs  ihm  die  vom  KUiger  bei  dem  Schiedsgericht  ein- 
geklagte Differenzrechnung  nicht  vorher  mitgeteilt  und  er  daher  nicht 
in  der  Lage  gewesen  sei,  sich  über  diese  Rechnung  zu  erklären,  ob- 
wohl gegen  melirere  Posten  derselben  Ausstellungen  zu  erheben  gewesen 
wären.  Beide  Vorinstanzen  haben  den  Einwand  des  Beklagten  ver- 
worfen. Das  Berufungsgericht  führt  aus,  dafs  das  Verfahren  des 
Schiedsgerichts  zwar  nicht  formell  korrekt  gewesen  sei,  aber  keine 
materielle  Unbilligkeit  dem  Beklagten  gegenüber  enthalte,  auch  nicht 
zu  einer  unbilligen  Entscheidung  geführt  habe  und  dafs  deswegen  nach 
den  Grundsätzen  des  englischen  Rechts  der  Einwand  der  Versagung 
des  rechtlichen  Gehörs  nicht  durchgreife.  Das  Berufungsgericht  nimmt 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Landgericht  ferner  an,  dafs  der  etwaige 
Mangel  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  geheilt  sei,  weil  in  den 
Regeln  auf  der  Rückseite  des  Vertrages,  auf  die  in  der  Schiedsklausel 
verwiesen  ist,  bestimmt  wird: 

In  case  either  party  shäU  he  dissatisfied  toith  the  aicard,  a 
Hght  of  appecU  shoAl  lie  to  the  Committee  of  Appeal  eleäed  for  that 
putpose  and  in  accord<ince  tvith  the  ndes  and  regulations  of  the 
London  Com  Trade  Association  .  .  .  provided  notice  he  given  to 
the  Secretary  of  that  Association  hefore  40  'dock  p,  m.  on  the  fourth 
hnsiness  day  after  that,  on  which  the  ohjecting  party  shall  have 
notice  of  the  award, 
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und  weil  Beklagter  von  dem  ihm  hiernach  zustehenden  Recht  der 
Appellation  innerhalb  der  festgesetzten  viertfigigen  Frist  keinen  Oe- 
bianch  gemacht  hat  Beklagter  bestreitet  zwar,  dafs  die  Frist  gegen 
ihn  in  Bewegung  gesetzt  sei,  weil  er  die  nach  vorstehender  Bestimmung 
erforderliche  Nachricht  von  dem  Schiedsspruch  nicht  erhalten  habe. 
Das  Berufungsgericht  erachtet  indes  in  dieser  Hinsicht  die  Mitteilung 
ftlr  ausreichend,  welche  in  dem  Schreiben  des  vom  Beklagten  ernannten 
Schiedsmannes  L.  vom  4.  Januar  1894  enthalten  war.  Dieses  Schreiben, 
durch  das  dem  Beklagten  zwar  nicht  der  Wortlaut  des  Schiedsspruches, 
wohl  aber  der  ungünstige  Ausfall  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung 
kundgegeben  worden  ist,  entspricht  nach  der  Annahme  des  Berufungs- 
gerichts den  Übungen  des  Geschftftsverkehrs  und  gab  dem  Beklagten, 
wenn  er  sich  bei  dem  ergangenen  Spruche  nicht  beruhigen  wollte, 
hinlängliche  Veranlassung,  die  Appellation  einzulegen. 

Die  hier  mitgeteilten  Erwttgungen  sind  auf  Normen  des  englischen 
Rechtes  gegründet  und  insoweit  der  Revision  unzugänglich.  Zuzu- 
stimmen ist  dem  Berufungsgericht  darin ,  dafs  die  Annahme  einer  Hei- 
lung des  etwaigen  Mangels  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  mit 
zwingenden  Rechtssätzen  des  einheimischen  Rechtes  nicht  in  Wider- 
spruch steht.  Die  deutsche  Civilprozefsordnung  enthält  zwar  keine 
Bestimmungen  über  einen  Instanzenzug  des  schiedsrichterlichen  Ver- 
&hrens;  es  ist  aber  den  Parteien  unbenommen,  einen  solchen  im 
Schiedsverträge  festzusetzen  (Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  17  Nr.  109 
S.  434;  Bd.  29  Nr.  102  S.  390). 

Der  Grundsatz,  dafs  die  Aufhebung  eines  Schiedsspruches  wegen 
Versagung  des  rechtlichen  Geliörs  stattfindet,  erleidet  nach  dem  Schlufs- 
satz  des  §  867  eine  Ausnahme,  wenn  die  Parteien  ein  Anderes  ver- 
einbart haben.  Hiemach  ist  es  ab  eine  auch  nach  einheimischem 
Rechte  statthafte,  in  der  Festsetzung  eines  Instanzenzuges  regelmäfsig 
enthaltene  Vereinbarung  anzusehen,  dafs  die  Partei,  die  von  dem  zu- 
ständigen Rechtsmittel  keinen  Gebrauch  macht,  damit  die  Befugnis  ver- 
liert, verzichtbare  Mängel  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens,  also  auch 
die  Versagung  des  rechtlichen  Gehörs  vor  dem  Staatsgericht  geltend  zu 
machen. 

Ebenso  ist  dem  Berufungsgericht  darin  beizutreten,  dafs  die  Gegen- 
forderung des  Beklagten  w^en  des  Fehlbetrages  an  der  durch  den 
Dampfer  Resolution  angebrachten  Ladung  im  vorliegenden  Prozesse 
nicht  zu  berücksichtigen  ist.  Entsciieidend  ist  in  dieser  Hinsicht,  dafs 
der  Beklagte  dieselbe  Forderung  bereits  im  schiedsrichterlichen  Ver- 
fahren dem  Ansprüche  des  Klägers  entgegengesetzt  hat,  dafs  aber,  wie 
aus  dem  Schreiben  des  L.  hervorgeht,  der  hierauf  gegründete  Einwand 
des  Beklagten  vom  Schiedsgericht  verworfen  worden  ist,  „weil  die 
Saragossa  -  Angelegenheit  von  derjenigen  der  Resolution  vollständig 
getrennt  sei  und  der  der  Klage  zu  Grunde  liegende  Kontrakt  vor- 
schreibe, dafs  Zahlung  erfolgen  müsse  gegen  Andienung  der  usance- 
mttfsigen  Konossemente  ohne  Rücksicht  auf  einen  anderen  Kontrakt*^. 
Damit   ist   ausgesprochen,    dafs    Beklagter  seinen   Anspruch    aus    dem 
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früheren  Oeschäft  in  einem  besonderen  Verfahren  geltend  za  machen 
hat,  einen  Einwand  gegen  die  KlAgefordemng  aber  hieraus  nicht  her- 
leiten kann.  Ist  dies  aber  der  Inhalt  des  Schiedsspruches,  so  ist  die 
einwandsweise  Greltendmachnng  der  Gegenforderung  auch  der  ElrfÜllung»- 
klage  gegenüber  ausgeschlossen,  ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  unter 
welche  rechtlichen  Gesichtspunkte  die  Einrede  des  Beklagten  zu 
bringen  ist.  1», 

Eechtswirksamkeä  amländischer  Arrestverfügung. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (I.  Civilsenats)  yom  6.  November  1895. 
Mitgeteilt  von  Herrn  Rechtsanwalt  und  Notar  Dr.  Löwenfeld  in  Berlin. 

Beklagter  schuldet  dem  Kläger  aus  Börsengeschäften  4715,90  Mk. 
Auf  Zahlung  dieser  Summe  nebst  6  Prozent  Zinsen  seit  dem  16.  Januar 
1891  ist  die  bei  dem  Landgericht  1  zu  Berlin  (6.  Kammer  f\lr  Handels- 
sachen) als  dem  Gericht   des  Erfüllungsortes  erhobene  Ellage  gerichtet. 

Beklagter  wendet  ein,  er  sei  nicht  in  der  Lage,  an  den  Kläger 
zu  zahlen,  weil  durch  einen  auf  Grund  Urteils  des  rumänischen  Gerichts 
zu  Jassy  vom  6.  Mai  1891  erlassenen  Arrest  des  Corps  der  Exekutions- 
vollstrecker am  Tribunal  zu  Jassy  vom  10.  März  1892  die  eingeklagte 
Forderung  des  Klägers  für  dessen  Gläubiger  Carol  Rosenthal  in  Jassy 
gepfändet  sei. 

Kläger  erkennt  diesen  Einwand  nicht  als  begründet  an.  Er 
macht  geltend,  das  rumänische  Urteil  sei  selbst  nach  rumänischem 
Recht  weder  rechtskräftig  noch  vollstreckbar;  es  sei  aber  auch  deshalb 
unbeachtlich,  weil  die  Erfordernisse  des  §  661  Abs.  2,  3,  4  und  5 
nicht  vorlägen :  das  rumänische  Gericht  sei  nach  deutschem  Recht  nicht 
zuständig  gewesen,  er,  Kläger,  sei  Deutscher,  aber  nicht  nach  Vor- 
schrift des  §  661  Nr.  4  der  C.Pr.0.  geladen  worden,  und  die  Gegen- 
seitigkeit zwischen  Deutschland  und  Rumänien  sei  nicht  verbürgt. 
Aufserdem  weist  Kläger  darauf  hin,  dafs  ausweislich  des  Arrestbefehls 
der  Beklagte  zur  Zeit  der  Pfändung  in  Wien  gewohnt  habe. 

Beklagter  bestreitet,  dafs  Kläger  Deutscher  sei  und  behauptet, 

1.  unter   näherer   thatsächlicher  Begründung,    dafs  das  rumänische 
Gericht  nach  §  29  der  C.Pr.O.  zuständig  gewesen  sei; 

2.  dafs  Kläger  nicht  nur  öffentlich,  sondern  auch  durch  Zustellung 
einer  Ladung  geladen  sei,  und 

3.  dafs  er  zur  Zeit  der  Pfändung  seinen  Wohnsitz  in  Jassy  gehabt 
habe. 

Diese  Behauptungen  sind  unter  Beweis  gestellt. 

Das  Landgericht  hat  durch  Urteil  vom  16.  Februar  1893  die 
Klage  abgewiesen.  —  Auf  die  vom  Kläger  mit  dem  Antrage,  den 
Beklagten  zur  Zahlung  eventuell  zur  Hinterlegung  des  in  der  £Llage 
Geforderten  zu  verurteilen,  eingelegte  Berufung  hat  dagegen  das  Kammer- 
gericht  zu   Berlin   nach   erfolgter    Beweisaufnahme    durch    Urteil    vom 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Civilprozefs.  59 

4.   April    1895    die  £inrede   des   Beklagten  zurttckgewieseu  und   den 
Beklagten  dem  Klageantrage  getnKfs  zur  Zahlung  verurteilt. 

Auf  gegen  dies  Urteil  vom  Beklagten  eingelegte  Revision  hat  das 
Reichsgericht  das  Urteil  des  Kammergerichts  aufgehoben  und  die  Sache 
zur  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Berufongsgericht  zurück- 
verwiesen, mit  nachstehenden  Gründen: 

Das  Berufungsgericht  stützt  seine,  die  Einrede  des  Beklagten 
zurückweisende  Entscheidung  auf  den  §  661  Nr.  4  der  C.Pr.O.  Die 
hier  bezeichnete  Voraussetzung  soll  hinsichtlich  des  rumänischen  Urteils 
nicht  vorliegen,  und  daraus  wird  gefolgert,  dafs  dies  Urteil  fiXr  das 
Inland  als  ein  Urteil  nicht  gelten  und  daher  auch  die  rumänische 
Arrestverfllgung  als  rechtswirksam  nicht  angesehen  werden  könne. 

Ob  die  thatsächliche  Feststellung,  die  zu  dieser  Gesetzanwendung 
geführt  hat,  auf  prozessualen  Verstöfsen  beruht,  wie  von  der  Revision 
gerügt  wird,  kann  unentschieden  bleiben.  Es  bedurfte  der  angegriffenen 
Feststellung  nicht,  weil  hier  für  die  Anwendung  der  Vorschriften  des 
§  661  der  C.Pr.O.  selbst  dann  kein  Raum  ist,  wenn  man  die  Ansicht 
für  richtig  hält,  dafs  durch  diese  Vorschriften  allgemein  die  Voraus- 
setzungen bestimmt  sind,  unter  denen  eine  Partei  sich  vor  deutsclien 
Gerichten  auf  ein  ausländisches  Urteil  soll  berufen  können. 

Nach  dem  vorliegenden  Sachverhalt  ist  die  eingeklagte  Forderung 
mit  Sicherungsarrest  belegt  Handelt  es  sich  nun  im  gegenwärtigen 
Prozefs  nicht  darum,  ob  dieser  Arrest  za  bestätigen  oder  aufzuheben 
ist,  worüber  nur  zwischen  Kläger  und  Rosenthal  am  zuständigen 
Ort  gestritten  werden  könnte,  sondern  darum,  ob  auf  Grund  des  ver- 
fügten Arrestes  der  Drittschuldner  seinem  Zahlung  fordernden  Gläubiger 
eine  wirksame  Einrede  entgegensetzen  kann,  und  liegt  demnach  eine 
Nachprüfung  der  Voraussetzungen  des  Arrestes,  insbesondere  in  der 
Richtung,  wie  es  sich  mit  dem  Anspruch  verhält,  dessen  Befriedigung 
durch  den  Arrest  gesichert  werden  soll,  aufserhalb  der  Aufgabe  des 
Prozefsgerichts ,  dann  kann  hier  nichts  darauf  ankommen,  ob  bereits 
ein  Urteil  vorliegt,  wodurch  dieser  Anspruch  anerkannt  wird ,  vollends 
also  nicht  darauf,  ob  das  ergangene  Urteil  den  Erfordernissen  des 
§  661  der  C.Pr.O.  genügt  Die  Frage  kann  vielmehr  nur  die  sein, 
ob  die  Arrestverfügung  selbst  als  von  zuständiger  Seite  ausgegangen 
anzuerkennen  und  ob  sie  formgültig  erlassen  ist  Nach  dem  Grundsatz, 
dafs  ausländische  Prozefshandlungen  nach  ausländischem  Recht  zu  be- 
urteilen sind,  ist  mafsgebend  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  das 
rumänische  Recht,  nach  welchem  in  betreff  der  Zuständigkeit,  soviel  bis 
jetzt  ersichtlich,  die  Entscheidung  davon  abhängen  wird,  ob,  was  noch 
nicht  festgestellt  ist,  der  Beklagte  zu  der  Zeit,  als  die  Forde- 
rung des  Klägers  mit  Arrest  belegt  wurde,  seinen  Wohnsitz 
nicht  in  Wien,  sondern  in  Jassy  hatte.  —  Allerdings  sind  ausländische 
prozessuale  Handlungen,  die  einen  Eingriff  in  die  diesseitige  Gerichts- 
barkeit enthalten,  als  rechtswirksam  nicht  anzuerkennen.  Ein  solcher 
Eingriff  liegt  hier  aber  nicht  deshalb  vor,  weil  Erfüllungsort  der  mit 
Arrest   belegten    Forderung   Berlin   ist.      Denn   nach   unseren   eigenen, 
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hier  allein  in  Betracht  kommenden  proseasnalen  Zaatftndigkeitsvor- 
scbriften  gilt  das  in  einer  Forderung  bestehende  Vermögensstttck  als 
befindlich  nicht  an  dem  ErftÜlungsort  der  Forderung  als  solchen,  son- 
dern an  dem  Ort,  wo  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat  und  nur 
daneben,  wenn  fdr  die  Forderung  eine  Sache  als  Sicherheit  haftet, 
auch  an  dem  Ort,  wo  sich  die  Sache  befindet 

Dem  Vorstehenden  gemäfs  wird  das  Berufungsgericht  nach  Fest- 
stellung des  Erforderlichen  noch  über  die  Gtdtigkeit  der  ArrestverfÜgung 
zu  befinden  haben,  und  es  war  somit,  wie  geschehen,  zu  erkennen. 

Die  in  Rücksicht  auf  den  in  zweiter  Linie  gestellten  Beruftings-* 
antrag  des  Klägers  eventuell  in  Betracht  zu  ziehende  materiellrechtliche 
Frage,  ob  nicht  Klttger,  wenn  die  ArrestverfUgung  sich  als  rechtsgültig 
erweist,  anstatt  Zahlung  die  Hinterlegung  des  geforderten  Betrages  ver- 
langen kann,  würde  nach  dem  Recht  des  ErHillungsorts ,  mithin  nach 
preufsischem  Recht  zu  beurteilen  und  demnach  unbedenklich  zu  bejahen 
sein.     (Vergl.  Reichsgerichtsentscheidungen  Bd.  17   Nr.  65  S.  293.) 


Ausländisches  (österreichisches)  Urteil,  —  VoUstreckbarkeits- 
erklärung.     —    2kistellung    der    Ladung    an    das    ausländische 

Gericht.  —  Zuständigkeit. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln  vom  21.  April  1893. 

Die  österreichische  Portland  -  Cementfabrik  -  Aktiengesellschaft  zu 
BrUnn  hat  gegen  die  Firma  DUcker  &  Co.  zu  Düsseldorf  zum  Land- 
gericht daselbst  eine  KUge  erhoben  auf  Vollstreckbarerklärung  eines 
Urteils  des  k.  k.  Landes-  als  Handelsgericlits  zu  BrÜnn  vom  21*  Juli 
1891 ,  durch  welches  die  beklagte  Firma  fllr  schuldig  erklärt  worden 
war,  der  Klägerin  den  Betrag  von  2887  Mk.  zu  zahlen.  Das  Land- 
gericht hat  durch  Urteil  vom  18.  April  1892  dem  Klageantrag  mit  der 
Mafsgabe  entsprochen,  dafs  eine  am  6.  April  1892  geleistete  Zahlung 
von  2000  Mk.  auf  die  Urteilssumroe  angerechnet  werden  solle. 

Zur  Begründung  der  von  der  Beklagten  gegen  dieses  Urteil  ein- 
gelegten Berufung  und  des  Antrags  auf  Abweisung  der  Klage  liat 
dieselbe  geltend  gemacht  einmal,  dafs  ihr  in  dem  Rechtsstreit  vor  dem 
Handelsgericht  zu  Brünn,  auf  welchen  sie  sich  nicht  eingelassen  habe, 
die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  oder  VerfUgung  in  Gemäfsheit  des 
§661  Nr.  4  dw  C.Pr.O.  weder  in  Person  noch  durch  Gewährung  der 
Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  sei ,  sodann ,  dafs  das 
Brünner  Gericht  nach  dem  diesseitigen  Rechte  für  den  Rechtsstreit  un- 
zuständig gewesen  sei,  dafs  somit  das  Vollstreckungsurteil  nach  der 
Bestimmung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  4  und  8  nicht  habe  erlassen 
werden  dürfen. 

Das  Oberlandesgericht  erachtete  diese  Einreden  flir  begründet  und 
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wieg  demgemäfs  unter  Aufhebang  des  Urteils  des  Landgerichts  die 
Klage  kostenfällig  ab  aus  folgenden  Gründen: 

Nach  der  Wortfassong  des  §  661  Abs.  2  der  C.Pr.0.  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  der  Ansprach  auf  Erlassang  eines 
Vollstreckangsorteils  an  das  Nichtvorhandensein  der  anter  Nr.  1  bis  5 
daselbst  aufgeführten  Hinderungsgründe  geknlipft  ist,  und  dafs  der  in* 
lUndische  Bichter  in  jedem  Falle  von  Amtswegen  zu  prüfen  hat ,  ob 
kein  solches  Hindernis  der  ZulSLssigkeit  der  Vollstreckung  vorliegt. 

Nach  Nr.  4  der  Bestimmung  wird  nun  in  dem  Falle,  wenn  der  im 
Ausland  verurteilte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Frozefs  nicht  eingelassen  hat,  für  die  Erlassung  des  Vollstreckungs- 
urteils erfordert,  dafs  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  oder  Ver- 
fllgung  ihm  entweder  im  Staate  des  Prozefsgerichts  in  Person  oder 
durch  Gewährung  der  Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  sei. 
Zu  dieser  Bestimmung  bemerken  die  Motive  S.  559: 

„Eine  Gerichtsbarkeit  des  ausländischen  Gerichts  über  den  Inländer 
kann  bei  mangelnder  Einlassung  desselben  auf  den  Prozefs  nicht  an- 
erkannt werden,  wenn  weder  die  Person  des  Schuldners  für  das  Gericht 
oder  den  Gegner  unmittelbar  erreichbar  war,  noch  die  Rechtshülfe  ftlr 
dessen  Erreichung  rechtzeitig  in  Anspruch  genommen  worden  ist.  Durch 
diese  Beschränkung  werden  etwaige  Übergriffe  fremder  Gerichtsbarkeit 
am  leichtesten  abgeschnitten.^ 

Diese  Erläuterung  ergiebt,  dafs  der  Gesetzgeber  in  der  Mitwirkung 
eines  deutschen  Gerichts  zur  Zustellung  im  genannten  Falle  eine  not- 
wendige Garantie  erblickte,  und  das  inländische  Gericht  in  die  Lage 
versetzt  werden  sollte,  die  Zulässigkeit  der  begehrten  Zustellung  ins- 
besondere ^auf  Grund  der  etwa  bestehenden  StaatsvertH&ge  zu  prüfen 
und  hiemach  über  Gewährung  oder  Ablehnung  seiner  Mitwirkung  zu 
entscheiden.  Hieraus  folgt  aber,  dafs  das  Erfordernis  der  „Zustellung 
durch  Gewährung  der  Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche"  einer  strikten 
Literpretation  unterliegt,  und  nur  diejenige  Zustellung  genügen  kann, 
welche  unter  Mitwirkung  resp.  auf  Anordnung  des  betreffenden  deut^ 
sehen  Gerichts  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften  der  §§  152  ff.  der 
G.Pr.0.  stattgefunden  hat. 

Eine  solche  Zustellung  ist  nun  aber  im  untergebenen  Falle  nicht 
erfolgt  Das  mit  der  Kkge  befafste  österreichische  Gericht  zu  Brunn 
hat  seine  den  Prozefs  einleitende  Verfügung  nebst  Abschrift  der  Klage 
der  Beklagten  durch  Vermittelung  der  Post  behändigen  lassen  und  nur 
aus  dem  Grunde,  weil  die  ihm  durch  die  Post  übersendete  Empfangs- 
bescheinigung mit  der  Unterschrift  „Frau  Dücker**  nicht  genügend  er- 
schien, die  Mitwirkung  des  Gerichts  des  Wohnortes  der  Beklagten  zu 
dem  Zwecke  nachgesucht,  um  durch  Vernehmung  eines  der  Inhaber 
der  beklagten  Firma  festzustellen,  ob  diese  die  Empfangsbescheinigung 
ab  ihre  eigene  ansehe  und  die  erfolgte  Zustellung  des  bezeichneten 
Schreibens  als  zu  ihren  Händen  geschehen  anerkenne.  Diesem  Er- 
suchen hat  das  diesseitige  Gericht  entsprochen  und  ist  alsdann  vor 
diesem   für  die  beklagte  Firma  durch   deren  Inhaber   die  gewünschte 
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besttttigende  Erklärung  zu  Protokoll  gegeben  worden.  Hierdurch  ist 
aber  nicht,  wie  der  erste  Richter  annimmt,  der  Vorschrift  des  Gesetzes 
genügt.  £s  kann  nicht  darauf  ankommen,  ob  der  wesentliche  Zweck 
der  Zustellung,  die  Übergabe  des  zuzustellenden  Schriftstficks  an  die 
Person,  welcher  zugestellt  werden  soll,  und  die  Konstatierung  dieser 
Übergabe  erfüllt  ist,  sondern  ob  die  Form  gewahrt  ist,  in  weicher  sich 
die  vom  Gesetz  geforderte  Zustellung  zu  vollziehen  hat.  Eine  Erklttrang 
der  Partei:  „dafs  sie  die  Zustellung  des  zuzustellenden  Schriftstacks 
als  zu  ihren  Händen  erfolgt  anerkenne^,  kann  den  Mangel  der  erforder- 
lichen Form  nicht  heben.  Es  wtlrde  sonst  die  Partei  auch  auf  Zu- 
stellung tlberhaupt  verzichten  können.  Die  gesetzliche  Bestimmung  des 
§  661  der  C.Pr.O.  unterliegt  aber  nicht  der  Disposition  der  Parteien 
und  mufs  somit  jeder  Verzicht  einer  Partei,  die  sich  nicht  eingelassen 
hat,  auf  Beobachtung  der  hierdurch  gegebenen  Formvorschriften  be- 
deutungslos erscheinen. 

Femer  liegt  es  aber  auch  auf  der  Hand,  dafs  hier  keine  im  Wege 
der  Rechtshtüfe  geschehene  Zustellung  der  prozefseinleitenden  Verfügung 
vorliegen  kann.  Wie  das  abschriftlich  vorgelegte  Requisitionsschreiben 
des  Brttnner  Gerichts  vom  15.  Mai  1891  ergiebt,  konnte  das  diesseitige 
Gericht  aus  der  Requisitton  garnicht  entnehmen,  dafs  es  sich  um  Za- 
Stellung  einer  Klage  und  prozefseinleitenden  Verfügung  handelte,  da 
das  Requisitionsschreiben  nur  auf  ein  rekommandiert  zur  Post  auf- 
gegebenes Schreiben  des  Gerichts  nebst  Beilagen  Bezug  nahm.  Selbst 
wenn  man  daher  annehmen  wollte,  eine  Erklärung  der  Beklagten  vor 
dem  um  Rechtshttlfe  ersuchten  Gerichte  habe  den  anfänglichen  Mangel 
der  Form  der  Zustellung  heilen  können,  würde  letzteres  doch  um  des- 
willen nicht  als  eingetreten  erachtet  werden  können,  weil  das  ersachte 
Gericht  nicht  informiert  war,  und  daher  garnicht  die  Absicht  haben 
konnte,  RechtshUlfe  in  betreff  Zustellung  einer  prozefseinleitenden  Ver- 
fügung zu  gewähren. 

Durch  das  Gesagte  erledigen  sich  die  gegenteiligen  Ausführungen 
der  Klägerin  namentlich  in  der  Richtung,  dafs  Beklagte  angesichts 
ihrer  vor  dem  Amtsgerichte  abgegebenen  Erklärung  nicht  hinterher  die 
Gültigkeit  der  Zustellung  bestreiten  könne. 

Die  Klage  auf  Erhissung  des  Vollstreckungsurteils  würde  hiemach 
wegen  des  erwähnten  Mangels  der  Zustellung  abgewiesen  werden 
mtlssen,  fitlls  die  beklagte,  in  Düsseldorf  domizilierende  Firma,  deren 
Inhaber  unbestritten  ein  Deutscher  ist,  sich  auf  die  Klage  vor  dem 
ausländischen  Gericht  nicht  eing(;la6sen  hat.  Klägerin  behauptet  jetzt 
unter  Benennung  des  Advokaten  Dr.  Krongold  zu  Brunn  als  Zeugen, 
dafs  dieser,  welcher  als  curator  ad  actum  iür  die  Beklagte  die  Unzu- 
Ständigkeitseinrede  erhoben^  später  aber  dieselbe  wieder  zurückgezogen, 
dabei  von  der  Beklagten  ausdrücklich  bevollmächtigt  gewesen  sei. 
Allerdings  würde  es  keiner  sachlichen  Einlassung  auf  die  Klage  be- 
dürfen, vielmehr  als  Einlassung  im  Sinne  der  Bestimmung  des  §  661 
Nr.  4  der  C.Pr.O.  jede  auf  Abwehr  der  Klage  gerichtete  Prozefs- 
bandlung  vor  dem  ausländischen  Gerichte,  insbesondere  die  Vorschützung 
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der  Inkompetenzeinrede  genügen.  Allein  es  bedarf  keiner  Beweis- 
erbebong  über  die  angeftlhrte  Behaaptang  der  KIflgerin,  weil  hin- 
reichend feststeht,  dafs  auch  eine  solche  Einlassung  nicht  stattgefunden 
hat.  Es  könnte  von  einer  solchen  Einlassung  nur  die  Rede  sein,  wenn 
der  von  dem  ausländischen  Gerichte  bestellte  curaU^  ctd  adum  nicht 
blofs  in  dieser  Eigenschaft,  sondern  auf  Grund  erteilter  Vollmacht  der 
Beklagten  gehandelt  hätte.  Dies  widerlegt  sich  durch  das  vorgelegte 
Urteil  des  k.  k.  Landesgerichts  als  Handelsgerichts  zu  Brttnn  vom 
21.  Juli  1891,  worin  die  Beklagte  ab  durch  den  curatar  ad  actum 
vertreten  bezeichnet  ist,  und  worin  es  heifst :  „dafs  das  Gericht  ttber  die 
Klage  etc.  und  die  auf  Grund  derselben  bei  der  Tagsetzung  vom  15.  Juli 
1891  nach  erfolgter  Piäkludierung  der  Geklagten  von  der  Erstattung 
der  Einrede  mit  dem  klägerischen  Vertreter  und  dem  curator  ad  actum 
der  Geklagten  Dr.  Julius  Krongold  inrotulierten  Streitakten  zu  Recht 
erkannt  hat."  Hiemach  ist  die  Beklagte  also  ohne  Zweifel  Überhaupt 
nur  durch  den  curator  ad  actum  ^  der  nach  der  prozefseinleitenden 
Verfügung  angewiesen  war,  die  Beklagte  solange  zu  vertreten,  als  sie 
nicht  selbst  einen  Sachwalter  wähle  und  dem  Gerichte  namhaft  mache, 
und  nicht  durch  einen  von  ihr  bestellten  Bevollmächtigten  vertreten 
gewesen,  und  die  Kraft  seines  Amtes  von  dem  cwrator  ad  actum  vor- 
genommenen Prozefshandlungen  können  ihr  nicht  ab  Einlassung  zu- 
geschrieben werden. 

Die  EJage  würde  aber  femer  auch  aus  dem  Grunde  hinflUlig  er- 
scheinen, weil  die  Voraussetzung  des  §  661  Nr.  3  der  C.Pr.O.  nicht 
zutriffl^  Nach  dieser  Bestimmung  hat  der  deutsche  Richter  die  Zu- 
ständigkeit des  ausländbchen  Richters  in  concreto  zu  prüfen,  und  zwar, 
wie  die  Motive  besagen,  nicht  blofs  nach  dem  Gesichtspunkte,  ob  die 
richtigen,  dem  deutschen  Rechte  entsprechenden  Grundsätze  über  Zu- 
ständigkeit angewendet  sind,  sondern  auch,  ob  die  Thatsachen,  worauf 
diese  Grundsätze  angewendet  werden,  die  Zuständigkeit  des  auslän- 
dischen Gerichts  zu  begründen  geeignet  und  erwiesen  sind. 

Klägerin  beruft  sich  für  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  in  Brunn 
darauf,  dafs  unter  den  Parteien  vereinbart  sei,  dafs  die  Verbindlichkeit 
zur  Zahlung  der  Warenschuld  am  Wohnorte  der  Klägerin  erfüllt  wer- 
den sollte.  Diese  Vereinbarung  soll  nach  ihrer  Behauptung  in  der 
widerspruchslosen  Annahme  der  Faktura  liegen,  welche  den  Vermerk 
^zahlbar  hier**  getragen  habe.  Die  Berufung  der  Klägerin  hierfllr  auf 
die  Praxis  der  österreichischen  Gerichte  kann  nicht  von  Bedeutung  er- 
scheinen ,  da  die  Grundsätze  des  deutschen  Rechts  zur  Anwendung  zu 
bringen  sind.  Nach  letzterem  gelten  aber  mangeb  ausdrücklicher  Ver- 
einbaning  eines  Erfüllungsorts  die  Vorschriften  der  Art.  324  und  325 
des  H.G.B.  in  Handebsachen  ab  vereinbart,  und  stellt  sich  eine  nach- 
träglich in  die  Faktura  über  den  Erfüllungsort  aufgenommene  Be- 
stimmung, ab  eine  einseitige  Abweichung  vom  Vertrage  dar,  und  die 
Nichterklärang  des  Schuldners  Über  diese  proponierte  Abweichung  vom 
Vertrage  kann  nach  Art.  319  cit  nur  als  Ablehnung  aufgefafst  werden 
(vergl.  Eutsch.  des  Reichs-Oberhandebgerlchts  Bd.  22  S.  144).     Mangels 
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sonstiger  Artikulationen  über  eine  besondere  Vereinbarung  des  ErfOUungB- 
orts  der  Beklagten,  und  da  auch  nichts  darüber  vorliegt,  dafs  nach  der 
Absicht  der  Kontrahenten  oder  der  Natur  des  Öeschäfts  Brtinn  als 
Erfüllungsort  anzusehen  sei,  gilt  demnach  der  Ort  der  Handelsnieder- 
lassung der  Bekhigten  als  deren  Erfüllungsort  auch  hinsichtlich  des 
Gerichtsstandes,  und  steht  somit,  da  auch  keine  Prorogation  des  aus- 
ländischen Gerichts  stattgefonden  hat,  auch  der  Mangel  der  Zuständig- 
keit des  ausländischen  Gerichts  der  Erlassung  des  Vollstreckungsurteils 
entgegen. 

Die  Berufung  erscheint  demnach  begründet  und  ist  dementsprechend 
zu  erkennen  unter  Kostenfolge  nach  §  87  der  CPr.O.  Rh.  A. 
86  I  52.  Jf. 


Zuständigheit  des  deutschen  Konsulargerichts  gegen  Handels- 
gesellschaften. 

Urtdl  des  I.  CÜTilsenatB  des  Reichsgerichts  vom  17.  April  1805. 

R.  I  251/&. 

Die  Beklagte  (die  Königsberger  Maschinenfabrik-Aktiengesellschaft 
in  Königsberg)  hat  in  den  Jahren  1892/1898  die  technischen  und 
maschinellen  Einrichtungen  für  die  von  der  Wasserwerkgesellschaft 
Skutari  -  KadikiOi  in  den  auf  asiatischer  Seite  befindlichen  Vorstädten 
Konstantinopels  zu  betreibenden  Wasser! ei tungsanlagen  ausgeführt  Zu 
diesem  Zwecke  unterhielt  sie  mehrere  Jahre  in  Konstantinopel  einen 
zum  selbständigen  Abschlufs  von  Verträgen  bevollmächtigten  Vertreter, 
der  den  geschäftlichen  Mittelpunkt  für  alle  in  den  Kreis  der  Unter- 
nehmung fallenden  Angelegenheiten  bildete  und  welcher  die  Korre- 
spondenz der  Beklagten  mit  einem  deren  Firma  und  den  Zusatz 
„Wasserwerk  Skutari-Kadikiöi"  enthaltenden  Stempel  und  seiner  Unter- 
schrift zeichnete.  Die  Klägerin  (die  unter  fninzösischem  Schutze 
stehende  Handelsgesellschaft  T.  Tricon  &  Co.  in  Konstantinopel)  be- 
hauptet, aus  Verträgen,  welche  sie  mit  diesem  Vertreter  abgeschlossen 
hat,  eine  Forderung  von  16  778,80  Franken  zu  haben  und  hat  beim 
kaiserlichen  Konsnlaxgericht  zu  Konstautinopel  auf  Verurteilung  zu 
B^ahlung  dieser  Summe  geklagt. 

Die  Beklagte  hat  prozefshindemd  die  Einrede  der  Unzuständigkeit 
des  Gerichts  vorgeschtLtzt  und  behauptet,  dafs  sie  seit  Herbst  1893 
nach  Beendigung  der  ttbemommenen  Ausfahrungsarbeiten  einen  Ver- 
treter im  Gerichtsbezirke  des  Konsuls  nicht  mehr  besitze. 

Durch  Zwischenurteil  vom  18.  April  1894  hat  das  kaiserliche 
Konsulargericht  die  Einrede  verworfen. 

Die  Beruftmg  der  Beklagten  wurde  zurückgewiesen. 

Grttnde:  Das  Konsulargericht  geht  davon  aus,  dafs  die  Beklagte 
seit  Herbst  1893  nach  Beendigung  der  tlbemommenen  Ausftlhrungs- 
arbeiten  einen  Vertreter  in  Konstantinopel  nicht  mehr  gehabt  habe, 
erklärt   sich  jedoch   auf  Grund  des  §  29   der  CPr.O.   für  zuständig. 
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Diese  Begründung  ist  jedoch  nicht  zutreffend.  Nach  §  1  Abs.  2  des 
Ges.  vom  10.  Juli  1879  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  sind  der- 
selben unterworfen:  „die  in  den  Konsulargerichtsbezirken  wohnen- 
den oder  sich  aufhaltenden  Staatsangehörigen  und  Schutz- 
genoBsen.** 

Aus  Gründen  der  Zweckmäfsigkeit  wurde  diese  Gerichtsbarkeit 
auf  das  dringend  notwendige  Mafs  beschränkt  und  ist  daher  Voraus- 
setzung der  Zuständigkeit  des  Konsulargerichts,  dafs  der  Verklagte 
(Staatsangehörige  oder  Schutzgenosse)  zur  Zeit  der  Zustellung  der  Klage 
im  G^richtsbezirke  entweder  fiiktisch  anwesend  ist,  oder  doch,  im  Falle 
vorübergehender  Abwesenheit,  seinen  rechtlichen  Wohnsitz  daselbst 
hat  Hiemach  können  der  Gerichtsstand  des  früheren  Wohnsitzes,  des 
Vermögens,  sowie  derjenige  des  Vertrages  für  sich  allein  nicht  genügen, 
um  einen  Reichsangehörigen  in  dem  betreffenden  Konsulargerichtsbezirke 
vor  Gericht  zu  ziehen,  vielmehr  müssen  noch  der  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  in  demselben  hinzutreten. 

Vergl.  Motive  zu  §  14  des  Entwürfe  des  Ges.  vom  10.  Juli  1879, 
Drucksachen  des  Reichstages  1879  Nr.  70  S.  21;  Labandy  Staatsrecht, 
2.  Aufl.  Bd.  II  S.  877 ;  König,  Handbuch  des  Konsularrechts,  8.  Aufl. 
S.  205 ;  Brauer,  Die  deutschen  Justizgesetze  in  ihrer  Anwendung  auf 
die  amüiche  Thätigkeit  auf  die  deutschen  Konsuln  S.  85. 

Wendet  man  (was  zulässig  erscheint)  diese  Grundsätze  auf  Kor- 
porationen und  Gesellschaften  an,  welche  unter  ihrer  Firma  verklagt 
werden  können,  so  sind  sie  der  Gerichtsbarkeit  der  Konsuln  nur  unter- 
worfen, wenn  sie  in  deren  Bezirk  ihre  Hauptniederlassung  (ihren  Sitz) 
haben  —  §  19  der  C.Pr.0.  —  oder  eine  besondere  Niederlassung  mit 
einem  Vertreter  ftlr  dieselbe.  §  22  der  C.Pr.0.,  Brauer  a.  a.  0. 
8.  88/84. 

Die  Beweiserhebung  hat  nun  aber  die  richterliche  Überzeugung 
begründet,  dafs  die  Beklagte  zur  Zeit  der  Klageerhebung  noch  eine 
Zweigniederlassung  und  für  diese  einen  Vertreter  in  Konstantinopel 
gehabt  hat  Dafs  sie  eine  solche  gehabt  hat  und  der  Ingenieur  August 
K.  ihr  bevollmächtigter  Vertreter  war,  hat  die  Beklagte  zugegeben, 
jedoch  behauptet,  dafs  durch  Kündigung  mittelst  BHefes  vom  20.  August 
1898  diese  Vollmacht  erloschen  sei.  Sie  bat  aber  verschwiegen,  was 
der  eidlich  als  Zeuge  vernommene  K.  bekundet  hat,  nämlich,  dafs  sie 
demselben  am  7.  September  1893  eine  neue  Vollmacht  und  als  Er- 
gänzung derselben  am  26.  Oktober  1898  eine  weitere  Vollmacht  zur 
ProzefsfÜhrung  erteilt  hat  Dafs  diese  Vollmachten  ausdrücklich  wider- 
rufen worden  seien,  behauptet  der  Zeuge  nicht,  er  hielt  sie  nur  durch 
einen  von  ihm  übergebenen  Brief  der  Beklagten  vom  8.  Januar  1898 
für  erloschen.  Dieser  Brief  ist  aber  gamicht  an  den  Zeugen  (Bevoll- 
mächtigten) gerichtet,  sondern  an  die  Compagnie  des  Eaux  de  Skutari 
et  Eladikeni  zu  Händen  des  Sekretärs  E.  W.  in  Berlin,  also  an  die- 
jenige GeseUschaft,  fUr  welche  die  Beklagte  die  technischen  und  maschi- 
nellen  Einrichtungen    fllr    die    Wasserleitnngsanlagen    ausgeführt    hat. 

Zeitflohrift  f.  intern.  PriTat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  VI.  5 
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Wenn  auch  nach  dieaem  Briefe  die  Firma  Max  Magnus  &  Oo.  die 
Abrechnnng  ttber  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Beklagten  ma 
ihren  mit  genannter  Oeaelbchaft  abgeaehloaaenen  VerMgen  übeniommeo 
hai,  80  k«nn  darans  nicht  hergeleitet  werden,  dafa  schon  am  8.  Jaanar 
die  VoUmacht  des  K.  erloschen  war,  denn  es  steht  nizgends  fest,  dafs 
damals  schon  die  Gesellschaft  das  Abkommen  der  Beklagten  mit  Magnus 
genehmigt  habe.  Überdies  war  Magnus  der  Direktor  des  Haupt- 
geschäftes der  Beklagten  und  liegt  die  Annahme  nahe,  da(s  derselbe 
in  Wirklichkeit  nur  zur  Vertretung  der  Beklagten  nach  Konstantinopel 
geschickt  worden  ist  und  die  Firma  Magnus  A  Co.  ttberhaupt  kein 
selbstündiges  Geschftft,  sondern  nur  ein  anderer  Name  für  die  Zweig- 
niederlassung der  Beklagten  sein  sollte.  Diese  Annahme  wird  durch 
das  Zeugnis  des  Mttller  bekrilftigt,  wonach  mit  der  Ankunft  des  Magnos 
dieser  die  Vertretung  der  Gesellschaft  tlbemommen  hat  Dasu  kommt 
noch,  dafs  erst  in  einem  Schreiben  vom  7.  September  1894  die  Bdklsgte 
dem  kaiserlich  deutschen  Generalkonsul  in  Konstantinopel  mitgeteilt  hat, 
daft  sie  nunmehr  daselbst  keinerlei  Domizil  habe.  Nach  einer  von  der 
Bekli^ten  nicht  beanstandeten  Mitteilung  im  Moniteur-Oriental  vom 
8.  November  1894  hat  Max  Magnus  „Directeur  de  la  Königsberger 
Maschinenfabrik"  Konstantinopel  erst  am  1.  November  1894  veriassen. 

Nach  diesem  Ergebnisse  der  Beweiserhebung  mufste  die  Berufung 
der  Beklagten  zurttckgewiesen  und  gemttfs  §  92  der  C.Pr.0.  mufeten 
ihr  auch  die  Kosten  des  Berofungsverfehrens  auferlegt  werden.      X. 


B.    Stra&eoht.  —  Strafjprozers. 

Bedarf  es  der  FeststeUung ,  dafs  die  im  Auslande  begangene 
Handhmg  eines  DetUschen  auch  durch  die  Gesetze  des  Thaiortes 
mit  Strafe  bedroht  ist,  in  Ansehung  der  Bejsirke  der  deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit,  insbesondere  Chinas.   Str.  O.B.  §  4  Nr.  3. 

Urteil  des  HeichsgerichtB  (Ferienflenat)  vom  25.  Juli  1894  (Entsch.  des  B.G. 

in  Strafe.  Bd.  26  S.  97). 

Aus  den  Gründen:     — Es  fragt  sich  zunllchst,  ob  und 

nach  welchem  Rechte  die  aufserhalb  des  Rcnchsgebietes  begangene 
Handlung  des  Angeklagten  für  strafbar  zu  erachten  ist  In  dieser 
Beziehung  bestimmt  Art  88  Abs.  2  des  durch  §  9  der  Zusatzkonven- 
tion vom  81.  Mttrz  1880  (R.G.B1.  1881  S.  261)  bestätigten  Frennd- 
sehafts-,  Handels-  und  Schiffiihrtsvertrages  mit  China  vom  2.  September 
1861 ,  dafs  Unterthanen  eines  der  kontrahierenden  deutschen  Staaten, 
wenn  sie  sich  einer  verbrecherischen  Handlung  schuldig  machen, 
vom  Konsularbeamten  verhaftet  und  nach  den  Gesetzen  des  Staates, 
welchem  sie  angehören,  bestraft  werden  sollen.  Dadurch  ist  zu  Gunsten 
der  diesseitigen  Konsulargerichtsbarkeit  den  Angehörigen  des  Deutschen 
Reiches  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes  die  Exterritorialität  g^enüber 
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.der  chinesischen  Jnstizhoheit  zaerkannt^  and  gehört  somit  der  Thatort 
des  dem  Bekla^;ten  zur  Last  gelegten  Vergehens  —  die  Umgebung  von 
Shangai  —  zu  denjenigen  Konsnlai^erichtsbezirken,  ftlr  welche  der  §  4 
des  Ges.  vom  10.  Juli  1879  (R.G.B1.  S.  197)  das  Stra%esetzbnch  für 
das  Deutsche  Seich  ak  gültig  erklärt  Da  femer  die  Reichsangehörig- 
keit des  Angeklagten  aufser  Frage  steht,  findet  mithin  —  wie  bei 
gleicher  Sachlage  in  Bezug  auf  §  17  des  ttlteren  preufs.  Ges.  vom 
29.  Juni  1865  bereits  das  Urteil  des  Reichs-Oberhandelsgerichtes  vom 
28.  April  1877  (Entsch.  des  R.0.H.G.8  Bd.  22  S.  898)  angenommmi 
hat  —  das  Strafgesetzbuch  unmittelbar  auf  den  vorliegenden  Fall  An- 
wendung, ohne,  dafs  es  nach  Anleitung  des  §  4  Nr.  3  Str.G.B.s  noch 
der  besonderen  Feststellung  bedurfte,  dafs  die  strafbare  Handlung  auch 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  an  welchem  sie  begangen  wurde,  mit 
Strafe  bedroht  ist 


Nacheile  auf  das  Gebiet  eines  anderen  BundessttuUes ,  S  168  des 
deutschen  Q.V.Q.    Durchsuchung  %md  Beschloffnahme. 

UrteQ  des  Beichagerichts    vom    19.  November  1894  (Eutsch.   des  R.G.  in 

Strafs.  Bd.  26  S.  211). 

In  den  Grtlnden  ist  ausgesprochen,  dafs  Nacheile  im  Sinne  des 
§168  G.V.G.s  nach  Wortlaut  wie  Sinn  der  beiden  Abs&tze  der  hier 
fraglichen  Vorschrift  nicht  gestattet  ist,  wenn  der  einzige  Zweck  des 
Einschreitens  des  Sicherheitsbeamten  eines  Bundesstaates  auf  dem  Gebiete 
des  benachbarten  Staates  nur  die  körperliche  Durchsuchung  des  An- 
gekhigten  nach  Diebstahbgerät ,  bezw.  die  Beschlagnahme  solcher  in 
seinem  Besitze  vermuteter  Instrumente,  nicht  aber  die  Ei^greifung  des- 
selben war.  Lediglich  das  flagrante  Bedtlrfnis,  sich  der  Person  des 
Fluchtigen  unverztlglich  zu  versichern,  bilde  den  einzigen  Rechtstitel 
der  im  §  168  G.V.G.  vorgesehenen  Nacheile.  Es  fehle  auch  an  jeder 
gesetslichen  Vorschrift,  wie  solchenfalls  weiter  mit  den  beschlagnahmten 
Sachen  verfahren  werden  sollte,  da  §  168  Abs.  2  nur  tlber  die  er- 
griffenen Personen  verfügt 


C.   Rechtshülfe. 

Verweigerung   der  Bechtshülfe  zw  Beitreibung  von   Geldstrafen 

begründet  nicht   die  Beschwerde   an  das    Oberlandesgericht  aus 

§  160  G.V.G. ,  sondern  nur  die  Beschwerde  im  Aufsichtswege. 

Beschlttfs  des  Strafsenats  des  könial.  Oberlandesgerichts   Frankfurt   a.  M. 

.  vom  2.  Jannar  1895. 

Auf  die  von   dem    königl.    Amtsgericht   zu   Weilbuig   gegen   das 
königl.  Amtsgericht  zu  Frankfurt  a.  M.  w^en  verweigerter  Rechtshülfe 
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erhobene  Beschwerde  vom  29.  Dezember  1894  hat  der  Strafsenat  des 
königL  Oberlandesgerichts  zn  Frankfurt  a.  M.  am  2«  Januar  1895 
beschlossen : 

In  Erwägung,  dafs  darch  §  488  der  Str.Pr.O.  die  Strafvollstreckung 
grundsätzlich  von  den  richterlichen  Geschäften  getrennt  und  einer  Ver- 
waltungsbehörde,  der  Staatsanwaltschaft,  zugewiesen  und  es  lediglicli 
für  die  zur  Zuständigkeit  der  Amts-(Schöffen-)6erichte  gehörigen  Sachen 
der  Landesjustizverwaltung  überlassen  ist,  die  Strafvollstreckung  den 
Amtsgerichten  zu  übertragen,  dafs  aber  diese  Übertragung,  die  in 
Preufsen  durch  die  allgemeine  Verfolgung  des  Jostizministexs  vom 
14.  August  1879  (J.M.Bl.  S.  237)  erfolgt  ist,  den  Charakter  der 
Straftrollstreckung,  die  als  ein  Akt  der  administrativen  Rechtspflege  er- 
scheint, nicht  ändert, 

in  fernerer  £rwägung,  dafs  die  Vollstreckung  von  Geldstrafen 
nach  §  495  der  Str.Pr.O.  nach  den  Bestimmungen  der  C.Pr.0.  über 
die  Vollstreckung  der  Urteile  erfolgt,  hiernach  aber  die  Zwangsvoll- 
streckung durch  unmittelbaren  Auftrag  an  den  Gerichtsvollzieher  zu 
betreiben  ist  (§  674  CPr.O.),  wegen  dessen  Erteilung,  wenn  der  Aut- 
trag  in  einem  anderen  Gerichtsbezirk  auszuführen  ist,  gemäfs  §  162 
des  G.V.G.  die  Mitwirkung  des  Gerichtsschreibers  des  Amtsgerichts 
des  letzteren  Bezirkes  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  dafs  aber 
auch  in  letzterem  Falle  der  von  dem  Gerichtsschreiber  beauftragte 
Gerichtsvollzieher  als  unmittelbar  beauftragt  gilt  und  dafs  an  diesen 
rechtlichen  Beziehungen  weiter  dadurch  nichts  geändert  wird,  dafs  in 
Gemäfsheit  des  §  39  der  preufs.  Kasseninstruktion  von  1884  und  1893 
das  Ersuchen  um  Beitreibung  an  das  Amtsgericht  nicht  an  die  Gerichts- 
schreiberei gerichtet  wird, 

in  Erwägung,  dafs  aus  beiden  Gründen  die  Bestimmungen  der 
§§  157 — 160  des  G.V.G.  auf  die  Ersuchen  an  andere  Amtsgerichte 
um  Mitwirkung  bei  der  Vollstreckung  von  Geldstrafen  keine  Anwendung 
erleiden  (Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen  Bd.  20  S.  101 ,  in 
Civilsachen  Bd.  25  S.  364),  eine  Beschwerde  wegen  Weigerung  der 
erbetenen  Mitwirkung  vielmehr  nur  im  Aufsichtswege  erhoben  werden 
kann; 

die  erhobene  Beschwerde  wird  als  unzulässig  zurückgewiesen. 
(Frankfurter  Rundschau  XXVIII  S.  267.)  Jf. 

Auslieferungsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Brasilien  vom 
1/.  September  1877,  Art,  6  (B.O.BI.  1878  8.  293).  Ausl  Vertrag 
zwischen  Deutschland  und  Grofsbritannien  vom  14,  Mai  1872, 
Art,  7  (B.G,Bl.  S.  229),    Bedeutung  des  Ausdrucks  y^zur  Unter- 

suchung  ziehen^. 

Urteil  des  Reichsgerichts  (1.  Strafsenat)  vom  17.  September  1894  (Entsch. 

des  R.G.  in  Strafs.  Bd.  26  8.  68). 

Aus  den  Gründen: 

Der  Angeklagte  ist  auf  Grund  des  Ausl. Vertrages  zwischen 
Deutschland   und   Brasilien   vom    17.  September   1877   wegen   betrüg- 
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liehen  Bankerotts  ausgeliefert  worden  und  letzterer  ist  Gegenstand  der 
Hauptverhandlung  vor  dem  Schwurgericht  in  Frankfurt  a.  M.  gewesen. 
Gegen  die  dort  vom  Vorsitzenden  an  den  Angeklagten  gestellte  Frage, 
ob  er  einen  verschwenderischen  Haushalt  geführt  habe,  legte  der  Ver- 
teidiger Verwahrung  ein ,  da  der  Angeklagte  nach  Art.  6  Abs.  2  des 
genannten  Ausl. Vertrages  wegen  einfachen  Bankerotts  nicht  verfolgt 
werden  dürfe.  Das  Gericht  beschlofs  die  ZulHssigkeit  der  Frage,  weil 
hiermit  noch  keineswegs  eine  Untersuchung  wegen  eingehen  Bankerotts 
eröffiiet  wurde.  Der  Angeklagte  beantwortete  hierauf  die  Frage,  sowie 
eine  weitere,  die  sich  auf  die  vom  Angeklagten  abgeschlossenen  Differenz- 
geschäfte  bezog.  Der  infolgedessen  auf  Verletzung  des  Art.  6  a.  a.  0. 
gestützte  Angriff  der  Revision  ist  hinfällig.  Dort  ist  in  Abs.  3  be- 
stimmt, dafs  die  ausgelieferte  Person  wegen  eines  Verbrechens  oder 
Vergehens,  welches  in  dem  Vertrage  nicht  vorgesehen  ist,  nicht  „zur 
Untersuchung  gezogen**  oder  verurteilt  werden  darf.  Einerseits  ergiebt 
schon  der  Wortsinn  des  Ausdrucks  ^zxa  Untersuchung  ziehen**,  dafs 
die  Untersuchung  ein  bestimmtes  Delikt  zum  Gegenstande  haben  mufs, 
und  es  kann  daher  keine  Rede  davon  sein,  dafs  die  Frage  nach  einem 
einzelnen  Merkmale  eines  Vergehens,  wie  solches  nach  §  210  K.O. 
„Aufv^and**  oder  „ Differenzhandel *^  bildet,  eine  Erörterung  des  ge- 
samten, das  Vergehen  des  einfachen  Bankerotts  darstellenden  That- 
bestandes  enthält  Anderseits  stellt  auch  der  Aosl. Vertrag  selbst  in 
den  Artt.  1.  10  als  eine  der  Vorbedingungen  für  die  Auslieferung 
geradehin  ^Versetzung  in  Anklagestand**  auf,  welcher  Prozefsakt  nach 
den  zur  Zeit  der  Vertragsschliefsung  geltenden  Strafprozefsgesetzen  im 
wesentlichen  dieselbe  Bedeutung  hat,  wie  die  nach  der  jetzt  geltenden 
Strafprozefsordnung  in  den  §§  151  ff.  vorgesehene  Eröffnung  der  Unter- 
suchung, die  ihrerseits  wieder  durch  die  vorgHngige  Erhebung  der 
öffentlichen  Klage  bedingt  wird  und  ebenfalls  die  strafbare  That  genau 
bezeichnen  mufs.  Eine  solche  Mafsnahme  —  Eröffnung  der  Vorunter- 
suchung oder  Eröffiiung  des  Hauptverfahrens  —  beztlglich  derjenigen 
Delikte  zu  verhindern,  die  in  Art  6  Abs.  8  a.  a.  0.  bezeichnet  sind, 
ist  der  Zweck  der  letztgedachten  Bestimmung  und  es  ist  daher  der 
angegriffene  Gerichtsbeschiufs,  der  die  Befragung  des  Angeklagten  über 
^e  bestimmte,  fike  das  Vorliegende  rechtsgültig  zur  Untersuchung  ge- 
zogene Verbrechen  des  betrüglichen  Bankerotts  für  erheblich  erachtete 
Thatsache,  nicht  aber  die  Einleitung  der  Untersuchung  wegen  eines 
anderen  Deliktes  zum  Gegenstande  hatte  oder  auch  nur  bezweckte,  im 
Rechte  begründet.  Die  Revision  bezieht  sich  für  ihre  gegenteilige 
Ansicht  auf  das  Urteil  des  Reichsgerichtes  vom  22.  September  1885. 
Vergl.  Entsch.  des  RG.s  in  Strafe.  Bd.  12  S.  881.  Dort  ist  aus- 
geführt, dafs  der  den  gleichen  Ausdruck  „zur  Untersuchung  ziehen** 
gebrauchende  Ausl. Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Grofs- 
britannien  vom  14.  Mai  1872  auf  dem  englischen  Gesetze  vom  9.  August 
1870  beruht,  und  dafs  letzteres  anordnet,  der  flüchtige  Verbrecher  solle 
auch  nicht  auf  Grund  von  Thatsachen,  auf  welche  die  Auslieferung 
nicht  gegründet  worden,    gefangen  gehalten   oder    „verhört**    werden. 
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Indes  abgesehen  davon,  dalli  jenes  Urteil  die  Tragweite  des  Ansdrackes 
^verhören"  weder  entscheidet  noch  anch  nur  erörtert,  hat  das  im  eng- 
lischen Texte  (Droeksaehen  des  Deatsehen  Reichstages  1872 ,  8.  Sess., 
Bd.  2  Nr.  98  S.  14)  des  Ges.  vom  9.  Angnst  1870  gebrauchte  Ver- 
bom  ^try^  ebenso  wie  das  im  englischen  Texte  des  Art  7  des  Atud.- 
Yertrages  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  GroOibirttanAien  ver- 
wendete Sabstantivnm  ^f/nal^  die  Bedeutung  der  Untersnchnng  einfsr 
Sache,  also  eines  bestimmten  Delikts  vor  Gericht,  deren  gesamte 
FtOfung  und  Abhömng  in  einem  fitrmlichen  gerichtlichen  V^&faren, 
sodafs  auch  im  englisehen  Gesetze  ein  Verhör  über  ein  Delikt  gemeint 
ist,  wegen  dessen  bereits  eine  gerichtliche  Untersuchung  beschlomien 
ist  bezw.  beschlossen  werden  soll.  Wo  es  sich  um  eine  einzelne  Ver- 
nehmung des  Auszuliefernden  handelt,  gebraucht  jener  Vertrag  — 
Art  9  —  Jto  examme^^  im  deutschen  Text  „verhören**.  Dag^;en 
wird  der  in  Art  10  verwendete  Ausdruck  ^tricA^  mit  „Hauptonter- 
suchung**  übersetzt  Die  Berufung  der  Revision  auf  den  Text  des  eng- 
lischen Ges.  vom  9«  August  1870  ist  daher  unwiiksam. 


Belgien. 

Verjährungsvorschrift  bezüglich  der  im  Atislande  ausgestelUen  und 

zahlbaren  Handelstvertpapiere. 

Urtdl  des  Handelsgerichts  zu  Brüssel  vom  14.  Juni  1894  (Clunei  1895,  S.  873X 

Entsprechend  der  in  Frankreich  und  Belgien  gegenwärtig  herr- 
schenden Rechtsauffiissung  hat  das  Handelsgericht  zu  Lttttich  durch 
Urteil  vom  5.  Dezember  1894  ausgesprochen,  dafs,  wenn  ein  Handel»- 
papier  in  Frankreich  ausgestellt  und  ebenda  zahlbar  ist,  ^  die  Frage, 
ob  die  Rechtsveifolgung  aus  demselben  verjährt  ist,  nach  bel^chem 
und  nicht  nach  französischem  Gesetze  zu  beurteilen  ist.  Dasselbe  gilt 
für  die  Fragen  der  Präsentation,  namentlich  bezüglich  der  hief^  zu 
beobachtenden  Frist,  und  der  Zahlung. 


Klagen  der  ausländischen  Gesellschaft.    Einrede  der 

Vhjsuständigkeü. 

Urteil  des  Kassationshofis  zu  Brüssel  vom  7.  März  1895  (Clunet  1895,  S.  876). 

Die  Klage  einer  ausländischen  Gesellschaft;  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  ihre  Errichtung  in  Belgien  gemäfs  Art  1 1  des  Ges.  vom  18.  Mai 
1878   öffentlich   bekannt  gemacht   wurde.     Diese  Bestimmung  ist  im- 
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perativer  Natur  und  gestattet  weder  Unterscheidnng  noch  Anslegiing 
und  nnahhttngig  von  j^lichem  besonderen  Interesse.  Deshalb  braucht 
der  Beklagte,  der  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  geltend  macht,  auch 
ein  solches  nicht  daizuthun.  In  einer  Note  des  Herausgebers  wird 
diMe  Frage  insofeme  bestritten,  ak  ausgeführt  wird,  dafs  diese  Einrede 
nicht  öffentlich-rechtlicher  Natur  ist,  mithin  seitens  des  Beklagten  woU 
darauf  vendehtet  werden  könne. 


Frankreich. 

Recktsprechnng  franzSsisclier  CferichtshSfe.         ^ 

In  Frankreich  geborene  natürliche  Kinder;  Wirkung  der  nad^ 
traglichen  Anerkennung  durch  eine  ausländische  Mutter  auf  die 

Staatsangehörigkeit  derselben. 

Urteil  des  Appellhofs  zu  Algier  vom  4.  Februar  1894  (Clunet  1895  S.  821), 

Nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  Ges.  vom  26-  Juni  1889y 
ebenso  nach  den  Grundsätzen  der  früheren  Gesetzgebung  werden  die 
in  Frankreich  geborenen,  von  unbekannten  Eltern  stammenden  Kinder 
als  Franzosen  betrachtet.  Werden  diese  Kinder  später  von  einer 
Ausländerin  als  ihre  ausdrücklich  anerkannt,  so  wird  dadurch  deren 
Staatsangehörigkeit  als  Franzosen  nicht  mehr  berührt,  indem  der  Zeit- 
punkt ihrer  Geburt  allein  als  ausschlaggebend  angesehen  wird. 


OerichtsstandsföMgkeit  ausländischer,  insbesondere  deutscher 
HandelsgeseUfchaften  in  Frankreich. 

Urteil  des  Kassationshols  zu  Paris  vom  14.  Mai  1895  (Clunet  1896 

S.  886  bis  846). 

Die  vom  Ges.  vom  80.  Mai  1857  für  ausländische  Gesellschaften 
geforderte  Ermächtigtuig ,  in  Frankreich  als  Partei  vor  Gericht  aufzu- 
treten, kann  sich  ebenso  auf  einen  Staatsvertrag,  als  auf  eine  Verfügung 
des  Staatsoberhauptes  stützen,  insbesondere  eigiebt  Art  11  des 
Frankfurter  Friedensvertrages,  der  für  den  Handelsverkehr  Frankreichs 
und  des  Deutschen  Reichs  gegenseitig  die  Klausel  der  meistbegünstigten 
Nation  enthält,  dafs  die  deutschen  Handelsgesellschaften  in  Frank- 
reich vor  Gericht  zu  stehen  befugt  sind,  da  dieser  Artikel  keinen 
Unterschied  zwischen  natürlichen  und  juristischen  Personen  ausdrückt 
und  ebensowenig  einem  sachlichen  Unterschied  entspricht 
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Zuständigkeit  nach  Art,  14  Code  civü. 

Urteil  des  Tribunals  der  Seine  yom  9.  Jali  1895,  bestätigt  durch  den 
Kassationshof  {Clunet  1895,  S.  819  bis  821). 

Fttr  die  Frage  der  Zuständigkeit  der  französischen  G^erichte  nach 
Art  14  Code  civil  ist  für  Klagen  eines  Ausländers,  dem  der  Wohnsitz 
in  Frankreich  gewährt  ist,  gegen  einen  anderen  Ausländer  der  Zeit- 
punkt der  Erhebung  der  Klage  mafsgebend  und  swar  derart, 
dafs  die  dem  Ausländer  nach  dem  Gesetze  vom  26.  Juni  1889  erteilte 
Aufenthaltsbewilligung  von  5  Jahren  zu  jener  Zeit  noch  nicht  ab- 
gelaufen sein  darf.  Gleichgültig  ist,  dafs  der  Ausländer  nachher  die 
5  Jahre  verlaufen  liefs,  ohne  die  Erlangung  der  französischen  Staats- 
angehörigkeit zu  beantragen. 


2k4ständigkeit  nach  Art.  14   Code  civil.     Ordrepapiere  der  Aus- 
länder.    Simulierte  Indossierung  auf  einen  Inländer. 

UrteU  des  Tribunals  der  Seine  vom  9.  Juli  1890  (Clunet  1895,  S.  816  AT.). 

Die  französischen  G^ichte  sind  nicht  zuständig,  über  eine  Ellage 
auf  Zahlung  eines  Wechsels  zu  entscheiden,  wenn  die  auf  demselben 
stehenden  Wechselbeteiligten  Ausländer  sind  und  der  Wechsel  im 
Ausland  zahlbar  ist.  Unerheblich  ist  dabei,  dafs  der  Wechsel  zum 
Scheine,  um  die  Zuständigkeit  des  französischen  Gerichts  zu  begründen, 
auf  einen  Franzosen  indossiert  wurde.  Dagegen  besteht  dieselbe  nach 
Art.  14  Code  civü  zu  Recht,  wenn  der  französische  Inhaber  des 
Wechsels  in  Wirklichkeit  und  nicht  blofs  zum  Scheine  dessen  Besitzer 
geworden  ist. 

Zuständigkeit.     Umfang  des  Art.  14  Code  civil.    Der  französisch' 

badische  Staatsvertrag  von  1846. 

Urteil  des  Tribunals  von  d^Orthez  vom  10.  JuU  1890  (Clvnei  1895,  ,S.  813). 

Da  der  Art.  14  Code  dvily  nach  welchem  der  Franzose  befugt 
ist,  wegen  Erfüllung  der  von  ihm  eingegangenen  Schuldverbindlich- 
keiten Franzosen,  selbst  wenn  sie  nicht  in  Frankreich  wohnhaft  sind, 
vor  den  französischen  Gerichten  zu  belangen,  ganz  allgemein  geßiCst 
ist,  so  ist  er  auf  alle  Obligationen  unterschiedslos  anwendbar,  selbst 
auf  Verbindlichkeiten  aus  Quasikontrakten,  Delikten  oder  Quasidelikten. 
Auf  Grund  dieser  Bestimmung  kann  ein  ehemals  in  Frankreich  wohn- 
haft gewesener  Ausländer  vor  das  Gericht  seines  früheren  Aufenthalts- 
ortes daselbst  geladen  werden.  Art.  2  des  badisch-französischen  Staats- 
vertrages,  der  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  seinen 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat,  für  zuständig  erklärt,  hat  jenen  Art  14 
Code  civil  in  Bezug  auf  die  Vollstreckbarkeit  der  in  dem  einen  der 
beiden   Staaten   ergangenen  Entscheidungen   nicht   aufser  Wirksamkeit 
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gesetzt  Daram  kann  ein  von  einem  französischen  Gerichte  gegen 
einen  Badener  oder  Elsafs  -  Lothringer  in  Gemüfsheit  der  Zuständigkeit 
des  Art.  14  Code  civü  erkssenes  Urteil  gegen  das  in  Frankreich 
gelegene  Vermögen  des  Badeners  oder  Elsafs  -  Lothringers  vollstreckt 
werden.  Jedenfalls  aher,  selbst  wenn  angenommen  werden  sollte,  dals 
der  Staatsvertrag  von  1846  allgemeine  Regeln  über  die  Zuständigkeit 
enthalten  sollte,  haben  die  Gerichte,  die  in  solchem  Falle  mit  der 
Sache  befafst  werden ,  ihre  Unzuständigkeit  nicht  von  Amtswegen  aus- 
zusprechen. 

Letztwillige  Verfügung  eines  Ai4sländers  in  Frankreich, 

Im  Gegensatze  zur  bisherigen  Auflassung  des  ELassationshofs  zu 
Paris  (Urteil  vom  9.  März  1853,  Sirey  53.  1.  27  und  Dälloe  58.  1. 
217),  sowie  zur  Rechtslehre  {Demolonihe  Bd.  21  N.  1484,  TropUmg 
Bd.  8  N.  1734  und  Laurent  Bd.  13  N.  121),  wonach  für  Ausländer, 
die  in  Frankreich  letztwillig  verfügen,  die  hiefÜr  im  Code  civü  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten  obligatorisch  sind,  hat  das  Urteil  der 
II.  Civilkammer  des  Tribunals  der  Seine  vom  28.  Juni  1895  {Clunet 
1895,  S.  847  in  Übereinstimmung  mit  Aübry  &  JRau,  Bd.  1  S.  112 
Note  79)  ausgesprochen,  dafs  in  dieser  Hinsicht  die  Rechtsregel  ^locus 
regit  adum^  nur  fakultativ,  mithin  die  von  einem  Ausländer  in 
der  Form  seines  ausländischen  Rechts  in  Frankreich  getroffene  letzt- 
willige Verfügung  rechts  wirksam  ist,  da  jene  Regel  weder  absoluter 
oder  imperativer,  noch  öffentlich-rechtlicher  Natur  ist.  Weder  ein 
privatrechtliches  Interesse  noch  ein  Privileg  des  französischen  öffent- 
lichen Rechts  fordert  die  Nichtigkeit  eines  von  einem  Ausländer  in  der 
Form  seines  Personalstatuts  errichteten  Testaments.  Dies  ergiebt 
sich  auch  daraus,  dafs  andererseits  Art.  999  des  Code  civü  das  von 
einem  Franzosen  im  Auslande  errichtete  eigenhändig  geschriebene 
Testament  selbst  dann  als  rechtsgültig  anerkennt,  wenn  diese  Testa- 
mentsform am  Orte  der  Errichtung  unstatthaft  ist. 

Zu  dem  nämlichen  Ergebnis  gelangt  eine  bei  Clunet  1895  S.  784 
N.  94  enthaltene  Abhandlung.  Hier  wird  gleichfalls  ausgeführt,  dafs 
die  Rechtsregel  „locus  regit  adum^^  um  deren  Wirksamkeit  es  sich 
bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  handelt ,  zu  den  Gesetzen  nicht 
zwingender  Natur  gehört,  mithin  von  den  Beteiligten  darauf  ver- 
zichtet werden  könne.  Dies  folge  auch  aus  der  gegenwärtig  herr- 
schenden internationalen  Rechtsauffassung,  wonach  jedermann  in  der 
Regel  die  juristische  Individualität  seines  Heimatlandes  beibehält  Dies 
hat  im  gleichen  die  jüngste  im  Sommer  1894  tagende  internationale 
Konferenz  zu  Haag  anerkannt,  und  damit  stimmen  Art  9  des  Italien. 
B.Q.B.  und  Art  9  des  Entwurfs  des  neuen  belgischen  B.6.B.  überein. 
(Vergl.  hierüber  weiter  Clunet  1894  S.  169.) 
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Italien. 

Ausliefenmg. 
Kaisationshof,  L  Senat,  29.  Man  1895  {Rivista  PenaU,  Angwt  1895  p.  167). 

£8  ist  znlflaaig  im  Urteil  die  Benennung  des  Reatea,  w^gen  deven 
die  Analieferang  begehrt  und  gewährt  wurde,  zu  ändern,  aofeme  die 
Identität  des  Faktonw  gegeben  ist  — 

O.  P.,  Babnbediensteter  der  Station  Tarent,  war  beschuldigt,  im 
Juli  1893  ein  ihm  cur  Ablieferung  an  die  Firma  C.  anyertrautes  G^d- 
f  acket  sich  angeeignet  zu  haben,  wobei  er  den  Eintrag  in  den  Registern 
unterliefs  und  die  Verrechnungsdokumente  vernichtete,  und  deshalb 
wegen  Unterachlagung  und  Fälschung  tfffentlieher  Urkunden  angeklagt 
Nachdem  seine  Auslieferung  von  Frankreich  erlangt  war,  wurde  er 
vom  Assisenhof  in  Tarent  wegen  unbefugter  Aneignung  von  Geldern, 
erschwert  durch  Amtsmifsbrauch  und  Fälschung  mittekt  Unterdrückung 
einer  Privaturkunde  schuldig  gesprochen  und  zu  l'/s  Jahren  Gefilngnit 
verurteilt 

Hiergegen  hat  P.  Nichtigkeitsbeschwerde  eingelegt  w^en  Ver- 
letzung des  Art.  494  etc.  cod,  pm,  mit  Art.  2  und  5  Ausl-Vertr.  mit 
Frankreich  vom  12.  Mai  1890  durch  unrichtige  Fragestellung,  indem 
der  Vorsitzende  gegen  den  Antrag  des  Verteidigers  Unterfragen: 

1.  auf  unbefugte  Aneignung,    erschwert   im   Sinne  des  Art  419 
cod.  pen.  und 

2.  auf  f^schung  durch    Unterdrückung   von  Urkunden  nach  Art 
283  cod.  pen. 

gestellt  hatte,  welche  deshalb  nicht  gestellt  werden  durften,  wdl  die 
Auslieferung  nur  wegen  Keaten  verlangt  und  gewährt  werden  dflrfe, 
welche  in  dem  ausliefernden  Staate  ab  strafbare  Handlungen  gesetzlich 
gelten,  im  französischen  Strafgesetzbuch  aber  die  zwei  Reate,  wegen 
deren  P.  verurteilt  wurde,  nicht  zu  finden  seien. 

Die  Nichtigkeitsbeschwerde  wurde  verworfen  im  wesentlichen  mit 
folgender  Motivierung:  Die  Maxime,  dafs  ein  wegen  eines  Reates 
unter  einer  bestimmten  rechtlichen  Qualifikation  (nomen  juris)  Aus- 
gelieferter wegen  derselben  Thathandlung  unter  anderer  Qualifikation 
verurteilt  werden  kOnne,  ergebe  sich  aus  der  Absicht  der  Staatsvertrflge, 
sich  gegenseitig  in  Verfolgung  der  Straf  handlungen  zu  untersttttsEen. 
Dieser  Grundsatz  habe  auch  in  dem  französisch  -  italienischen  Vertrag 
Ausdruck  gefunden,  indem  Art  9,  nachdem  er  feststelle,  dafs  die  Aus- 
lieferung nur  behufs  Bestraiung  wegen  der  im  Art.  2  genannten  Reate 
(darunter  unbefugte  Aneignung  —  abus  de  confiance  — ,  Fälschung 
von  Privat-  und  öfientlichen  Urkunden)  stattfinde,  dann  fortfahre: 

„übrigens  ermächtigt  die  Auslieferung  zur  Untersuchung  und  Be- 
strafimg der  begangenen  Delikte,  wenn  solche  auch  zur  Annahme  er- 
schwerender Umstände  oder  Änderung  (degenerence)  der  nrsprttn^chen 
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Anschuldigung  führt  Das  Verbot  bezieht  sich  nur  auf  andere  Oesetsesr 
flbertretungen,  als  diejenigen,  durch  welche  die  Auslieferung  begründet 
ist".  — 


Österreich.' 

Reehtsprechmig  Ssterreichischer  QericlitshSfe. 

Ahtd^tme  des  in  Österreich  urteilsmäfsig  aufgetragenen  Eides  von 

einem  in  London  wohnenden  Englänaer, 

EntBch.  des  Obersten  G.£L  Yom  2.  Juli  1895,  Z.  8119. 

Über  das  im  Rechtsstreite  des  Dr.  N.  in  Wien,  Klägers,  wider 
.  A.  H.  in  London,  Beklagten,  wegen  42  fl.  60  kr.  überreichte  Eides- 
antretungggesuch  des  letzteren  und  die  darin  gestellte  Bitte,  wegen 
Abnahme  des  urteilsmttfsigen  £ides  das  Ersuchschreiben  an  den  obersten 
Gerichtshof  in  London  {fhe  Supreme  Court  of  Judicature^  Common 
Lmw  Division)^  eventuell  an  ein  anderes  zuständiges  Gerieht  im  Wege 
des  Justizministeriums  zu  erlassen,  hat  das  Handelsgericht  den  Streit- 
teilen eröffnet,  dafs  nach  Rechtskraft  dieses  Bescheides  auf  neuerliches 
Ansuchen  des  Beklagten  mit  der  Ausfertigung  eines  an  den  obersten 
Gerichtshof  in  London  (the  Supreme  Court  of  Judicature)  oder  an 
jeden  anderen  sonst  zuständigen  Richter  adressierten,  mit  dem  Amts- 
siegel versehenen  und  gehörig  legalisierten  Ersuchschreibens ,  worin 
erklärt  wird,  dafs  der  Rechtsstreit  bei  dem  Handelsgerichte,  als  dem 
hierlands  zuständigen  Gerichtshofe,  anhängig  ist  und  mit  Urteil  auf 
Ablegnng  des  in  der  Anlage  formulierten  Eides  erkannt  wurde,  und 
zugleich  ersucht  wird,  das  Geeignete  zu  veranlassen,  damit  der  Eides- 
leister  aufgefordert  werde,  dort  vor  Gericht  oder  vor  dem  hiezu  be- 
sonders zu  bestellenden  Kommissionär  an  einem  bestimmten  Tage  zur 
Eidesleistung  zu  erscheinen  und  sodann  die  Ablegung  oder  Nicht- 
ablegung  des  Eides  in  entsprechender  Weise  zu  beurkunden,  vor- 
gegangen werden  wird.  Diese  Erledigung  wurde  über  Rekurs  des 
Klägers  obeigerichtlich  bestätigt. 

Dem  dagegen  vom  Kläger  eingebrachten  aufserordentlichen  Revisions- 
rekurse fiind  der  oberste  Gerichtshof  keine  Folge  zu  geben,  weil  die 
angefochtenen  untergerichtlichen  Entscheidungen  weder  eine  Nichtigkeit 
oder  Aktenwidrigkeit,  noch  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  enthalten, 
vielmehr  gesetzmäfsig  begründet  sind,  der  GekUgte  nach  §  225  a.  G.G., 
welcher  nicht  unterscheidet,  ob  sich  der  Eidesleister  im  Inlande  oder 
Auslande  befindet,  nicht  verhalten  werden  kann,  den  Eid  bei  dem 
Prozefsgerichte  abzulegen  und  im  Falle  der  Requisition  keine  Folge 
gegeben  werden  sollte,  es  beiden  Teilen  freisteht,  die  der  Sachlage 
entoprechenden  Anträge  zu  stellen. 
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In  reciproker  Anwendung  der  Bestimtnung  des  §  661  Z.  4  der 
deutschen  C.Pr.O.  hat  sich  der  um  VoUstreckbarerklärung  des 
Urteils  eines  deutschen  Gerichtes  ersuchte  österreichische  Richter 
in  eine  Prüfung  der  den  hierlöndischen  Gesetzen  entsprechenden 
Art  der  erfolgten  Zustellung  der  Klage  an  den  Beklagten  nur 
dann  eineulassen,  wenn  letzterer  österreichischer  Staatsangehöriger  ist. 

Entgeh,  des  Obersten  QM.  yom  24.  September  1895,  Z.  11589. 

Das  vom  ersten  Richter  aufrecht  erledigte  G^uch  der  Firma  L.  Z. 
in  Quedlinburg  um  Vollstreckbarerklarung  des  wider  A.  Z.  in  Linz 
wegen  Zahlung  von  235  Mk.  s.  N.  G.  eigangenen  Urteib  des 
königl.  preuTs.  Amtsgerichtes  in  Quedlinburg  vom  5.  Dezember  1894 
wurde  vom  oberen  Richter  deshalb  abgewiesen,  weil  die  Zustellung  der 
Ladung  an  den  Beklagten  in  Österreich  zu  erfolgen  hatte,  hiemach  die 
Klage  zu  eigenen  Händen  zuzustellen  gewesen  wKre,  was  vorliegend 
nicht  ausgewiesen  erscheine. 

Der  oberste  Gerichtshof  fimd  indes  unter  Abänderung  der  ober- 
gerichtlichen Entscheidung  den  erstrichterlichen  Bescheid  in  der  Er- 
wägung wieder  herzustellen,  dafs  §  661  der  C.Pr.O.  fUr  das  Deutsche 
Reich  im  Punkte  4  sich  lediglich  auf  den  Fall  bezieljt,  wenn  der  ver- 
urteilte Schuldner  (gegen  welchen  in  Deutschland  auf  Grund  des  von 
einem  fremden  Gerichte  gefüllten  Urteils  die  Zwangsvollstreckung  statt- 
finden soll)  ein  Deutscher,  also  Angehöriger  des  Deutsclien  Reiches  ist, 
und  sich  auf  den  Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  in  welchem  Falle  die 
deutschen  Gerichte  die  Zwangsvollstreckung  nur  dann  bewilligen  dürfen, 
wenn  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  oder  Verfllgung  dem  Schuldner 
weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichtes  in  Person,  noch  durch  Ge- 
währung der  Rechtshtllfe  im  Deutschen  Reiche  zugestellt  ist;  in  der 
Erwägung,  dafs  somit  im  Falle,  als  die  Zwangsvollstreckung  in  Deutsch- 
land nicht  gegen  einen  dortigen  Staatsangehörigen  stattfinden  soU,  das 
über  die  Vollstreckbarkeit  des  fremdländischen  Urteils  erkennende 
deutsche  Gericht  sich  in  eine  Prüfung  der  Zustellung  der  Klage  oder 
sonstigen  den  Prozefs  einleitenden  Verftigung  an  den  Schuldner  gar 
nicht  einzulassen  hat  und  sich  mit  der  Bestätigung  der  Rechtskraft  des 
zu  vollstreckenden  Urteiles  begnügen  mufs;  in  der  Erwägung,  dafs  bei 
reciproker  Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  661  der  deutschen 
C.Pr.O.  der  österreichische  Richter,  wenn  er  um  die  VoUstreckbar- 
erklärung des  Urteiles  eines  deutschen  Gerichtes  angegangen  wird,  in 
eine  Untersuchung  der  Modalitäten,  unter  welchen  die  Zustellung  der 
Klage  an  den  Schuldner  erfolgte,  nur  dann  einzugehen  berufen  er- 
scheint, wenn  dieser  ein  österreichischer  Staatsangehöriger  ist;  in  der 
Erwägung,  dafs  dieser  Fall  hier  nicht  zutrifi^,  weil  A.  Z.  laut  amt^ 
lieber  Bestätigung  der  Linzer  Gemeindevorstehung  dto.  3.  Mai  1895 
vielmehr  nach  Gönningen  im  Königreiche  Württemberg  zuständig  ist; 
in  der  Erwägung,  dafs  somit  der  von  dem  Oberlandesgerichte  lediglich 
aus  der  Art  und  Weise  der  Klagszustellung  abgeleitete  Abweisungs- 
grund sich  als  unzutreffend  darstellt. 
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Der  Rückerlag  einer  Klage  auf  Nichtigkeit  eines  Schiedsspruches 
der  Berliner  Produktenbörse  kann,  insolange  die  Vollstreckbarkeit 
des  auswärtigen  Urteiles  durch  einen  inländischen  Gerichtsstand 
rechtskräftig    noch    nicht    ausgesprochen    wurde,    nicht    geltend 

gemacht  werden. 

Entsclu  des  Obersten  G.H.  ▼om  26.  September  1895,  Z.  10  617. 

Das  von  der  Firma  W.  &  K.  in  Berlin  gestellte  Begehren ,  zu 
erkennen  ^don  Rtlckerlag  der  Klage  des  L.  K.  protokollierten  Pro- 
dnktenhändlers  in  Prag  gegen  die  protokollierte  Firma  W.  &  K.  in 
Berlin  auf  Nichtigkeit  des  Schiedsspruches  der  Berliner  Produktenbörse 
dto.  18.  Dezember  1891  s.  N.  G.  de  pr.  14.  Jänner  1892  Z.  272 
durch  die  Geklagte  findet  statt ^^^  hat  das  Handelsgericht  in  Prag 
mit  Urteil  vom  4.  März  1895  Z.  11844  abgewiesen  und  solches, 
wie  folgt,  begründet: 

Nach  dem  Patente  vom  1.  Mai  1781  Nr.  18  J.G.S.  wurde  die 
allgemeine  Gerichtsordnung  mit  dem  Befehle  kundgemacht,  dafs  jeder, 
welcher  in  den  Ländern,  in  welchen  die  allgemeine  Gerichtsordnung 
gilt,  Recht  zu  suchen  oder  zu  sprechen,  oder  einen  Spruch  zur  Exe- 
kution zu  bringen  hat,  sich  nach  der  Vorschrift  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  achten  solle. 

Wenn  nun  das  Hofdekret  vom  15.  Jänner  1787  Nr.  621 
lit.  aa  J.G.S.  bestimmt:  «Wenn  eine  bereits  durch  Urteil  entschiedene 
Klage  nochmals  angebracht  wird ,  so  kann  der  Beklagte  die  ihm  zu- 
gekommene Klage  mit  Vorweisung  des  bereits  im  Mittel  liegenden 
Urteiles  zurtlcklegen ,  wo  sodann  über  derlei  Zurückerlag  eine  Tag- 
satzung anzuordnen,  und  wenn  Kläger  sein  Unrecht  nicht  selbst  er- 
kannte und  von  der  Klage  abstände,  ob  der  Zurückerlag  der  Klage 
stattfinde,  zu  erkennen  ist,  so  sind  hieraus  die  Voraussetzungen  des 
KlagerÜckerlages  klar  ersichtlich,  nämlich,  dafs  dieselbe  Klage,  welche 
bereits  durch  Urteil  entschieden  war,  nochmals  angebracht  werden 
müfste  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  citierten 
Patentes  in  den  Ländern,  für  welche  die  allgemeine  Gerichtsordnung 
gilt,  da  sonst  von  einer  nochmaligen  Klageanbringung  keine  Rede  sein 
könnte,  und  femer,  dafs  das  Urteil  über  die  Klage  desselben  Klägers, 
aber  nicht  über  Einwendungen  des  Geklagten  geschöpft  werden  müfste. 
Im  vorliegenden  Falle  hat  der  Geklagte  nicht  behauptet,  geschweige 
denn  erwiesen,  dafs  dieselbe  Klage  im  Sinne  des  §  274  a.  G.O.  auf 
Nichtigkeit  des  Schiedsspruches  der  Berliner  Produktenbörse  dto. 
18.  Dezember  1891  s.  N.  G.  im  Geltungsgebiete  der  österreichischen 
allgemeinen  Gerichtsordnung  angebracht  worden  wäre.  Der  Umstand, 
dafs  über  die  in  Deutschland  eingebrachte  Klage  der  Geklagten  gegen 
den  jetzigen  Kläger  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  des  Schiedsspruches 
des  Schiedsgerichtes  der  Berliner  Produktenbörse  vom  18.  Dezember 
1891  von  den  Berliner  Gerichten  die  Urteile  geschöpft  und  damit  zu- 
gleich das  von  dem   damaligen  Geklagten   (jetzigen  Kläger)  excipiendo 
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geBtellte  Bßgdurea  um  Behebong  des  eitierten  Schiedispraches  abge- 
wiesen wurde,  ist  im  Grunde  des  Obengesagten  für  diesen  Fall  ganz 
irrelevant  Da  nun  die  Voraussetanngen  des  Hofdekretes  vom  15.  Jttnoer 
1787  Nr.  621  lit  aa  J.G.S.  nicht  gegeben  sind,  so  wurde  das  Gesucb 
der  geklagten  Firma  abgewiesen. 

Über  die  dagegen  von  dem  Belangten  ttberretclite  AppeUations- 
beschwerde  hat  das  Oberlandesgericht  Prag  mif  Urteil  vom 
2.  Juli  1895  Z.  11583  in  Abänderung  des  Urteiles  der  I.  Instanz 
erkannt.  Der  Rttckerlag  der  Klage  durch  die  Geklagte  fihdet  statt, 
mit  folgender  Begründung:  Der  Standpunkt,  von  welchem  aus  das 
Handelsgericht  zu  dem  Ausspruche  gelangt  ist,  dafs  der  Rückerlag  der 
Klage  des  L.  K.  de  pr.  14.  Jänner  1892  Z.  2721  nicht  stattfindet, 
erscheint  verfehlt  Denn  die  Beschränkung  des  Rttckerlages  einer  Klage 
auf  den  Fall,  dafs  dieselbe  Klage  bereits  bei  einem  österreichischen 
Gerichte  anhängig  war  und  daher  auch  das  Urteil,  welches  Über  das 
Klagebegehren  entschieden  hat,  das  Urteil  eines  Österreichischen  Ge- 
richtes gewesen  ist,  läfst  sich  nicht  nur  mit  den  Bedürfhissen  des  inter- 
nationalen Rechtsverkehres  nicht  in  Einklang  bringen,  sondern  wider- 
streitet auch  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  österreichischen  Prozeft- 
rechtes,  indem  schon  das  Hofdekret  vom  18.  Mai  1792  Z.  16  J.G.S. 
grundsätdich  ausgesprochen  hat,  dafs  auch  über  die,  von  einem  Gerichts- 
stände eines  fremden  Staates  wider  einen  hiesigen  Unterthan  geschöpften 
Urteile  auf  Ansuchen  des  auswärtigen  Gerichtsstandes  oder  auf  An- 
langen der  obsiegenden  Partei  die  Exekution  wider  den  Vcrfiülten  von 
den  hiesigen  Gerichtsständen  zu  erteilen  ist,  und  die  in  dieser  Rich- 
tung weiter  ergangenen  Hofdekrete  vom  18.  Jänner  1794  Z.  452 
J.G.S.  und  vom  15.  Februar  1805  Nr.  711  J.G.S.  ebenfaUs  auf  der 
Voraussetzung  beruhen,  dafs  die  Urteile  auswärtiger  Gerichte  von  den 
hierländigen  Gerichten  zu  volbtrecken  sind,  sohin  aber  der  Umstand, 
dafs  das  „im  Mittel  liegende*^  Urteil  ein  ausländisches  ist,  und  dem- 
nach auch  die  betreffende  Klage  bei  dem  Gerichte  eines  auswärtigen 
Staates  anhängig  gemacht  worden  war,  an  und  für  sich  die  Abweisung 
der  exceptio  rei  judicatae  noch  keineswegs  begründen  kann.  Dem 
Wesen  der  Sache  nach  raufs  vielmehr  in  dieser  Richtung  als  ent- 
scheidend bezeichnet  werden,  ob  das  betreffende  ausländische  Urteil 
einen  auch  in  Osterreich  wirksamen  Exekutionstitel  darstellt  oder  nicht 
und  diese  Frage  mufs  für  den  vorliegenden  Fall,  da  die  ZurUcklegung 
der  Klage  mit  den  Urteilen  preufsischer  Gerichte  begründet  werden 
will,  allerdings  bejaht  werden,  weil  nach  den  Bestimmungen  der 
§§  660  und  661  der  CPr.O.  ftlr  das  Deutsche  Reich  seit  dem  1.  Ok- 
tober 1879  im  ganzen  Grebiete  des  Deutschen  Reiches  die  Zwangs- 
vollstreckung aus  dem  Urteile  eines  ausländischen,  also  auch  eines 
österreichischen  Gerichtes  nur  von  der  Erwirkung  eines  Volbtreckungs- 
urteiles,  welclies  ohne  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  der  Entscheidung 
selbst  zu  erlassen  ist,  abhängt,  weil,  insbesondere  das  Erfordernis  der 
Verbtlrgung  der  Gegenseitigkeit  (§  661  Z.  5  cit)  anlangend,  unbe- 
stritten anerkannt   wird,    dafs    diese  Voraussetzung   fllr   das  Verhältnis 
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swiBchen  DeutBchland  und  Österreich  ssatrifit,  weil  sonaoh  die  Voll- 
snehong  österreichischer  Urteile  in  Preufsen  auch  nach  dem  Ins- 
lebentreten  der  CiTilprozefsordnung  ftlr  das  Deutsche  Reich  mit 
der  Maßgabe  stattfindet,  dafs  hierzu  nicht,  wie  frtlher  (Hofdderet 
Tom  4.  August  1840  Nr.  460  J.G.S.)  ein  Ersuchsschreiben  des 
Osterreichischen  Prozefsgerichtes  an  das  für  die  Vollstreckung  zu- 
ständige Gericht  genügt,  vielmehr  vorher  die  ZnlKssigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung auf  Betreiben  der  die  Zwangsvollstreckung  nachsuchenden 
Partei  durch  ein  Vollstreckungsurteil  ausgesprochen  werden  mufs,  und 
weil  also  daran  nicht  gezweifelt  werden  kann,  dafs  auch  die  Urteile 
preufsiseher  Gerichte  in  Österreich  im  aligemeinen  vollstreckbar  sind. 
Aber  auch  der  ftlr  die  Abweisung  der  vom  Geklagten  erhobenen  ex- 
ceptio rei  judicaUie  weiter  geltend  gemachte  Grund,  dafs  das  Begehren 
der  zurückgelegten  Klage  nicht  schon  den  Gegenstand  einer  Klage  ab- 
gegeben hat,  vielmehr  einredeweise  gestellt  worden  ist,  erscheint  nicht 
stichhaltig.  Denn  der  Umstand,  ob  die  richterliche  Hfdfe  zur  Ver- 
folgung eines  bestimmten,  vor  den  Richter  gebrachten  rechüichen  An- 
spruches im  Wege  einer  ELlage  im  technischen  Sinne  oder  im  Wege 
der  Einrede  angerufen  worden  ist,  bertihrt  das  Wesen  der  Sache  nicht 
(exdifjßiendo  rem  fU  adorj,  sofeme  nur  feststeht,  dafs  in  Beziehung  auf 
den  betrefienden  Anspruch  die  angerufene  richterliche  Entscheidung 
auch  ergangen  ist;  im  vorliegenden  Falle  aber  hat  die  Geklagte  durch 
jAie  von  ihr  zu  den  Akten  gebrachten  Urkunden  bewiesen,  dafs  L.  K. 
das  Begehren  um  Aufbebung  des  Schiedsspruches  vom  18-  Dezember 
1891  sowohl  beim  Landgerichte  I  zu  Berlin  als  auch  im  Berufungs- 
verfahren vor  dem  Kammeigerichte  daselbst  gestellt  und  dafs  sowohl 
das  Landgericht  I  zu  Berlin  in  seinem  Erkenntnisse  vom  21.  April 
1893,  als  auch  das  Kammergericht  daselbt  in  seinem  mit  dem  17.  März 
1894  in  Rechtskraft  erwachsenen  Erkenntnisse  vom  2.  Februar  1894 
ttber  den  beztiglichen  Antrag  des  L.  K.  entschieden  haben.  Abgesehen 
daher  davon,  dafs  ja  eigentlich  auch  schon  in  der  Erklärung,  dafs  die 
Zwangsvollstreckung  aus  jenem  Schiedssprüche  des  Schiedsgerichtes  der 
Berliner  Produktenbörse  zulässig,  eine  Entscheidung  über  die  Gültigkeit 
dieses  Schiedsspruches  gelegen  ist,  haben  die  erwähnten  Gerichte  laut 
der  oben  bezogenen  Erkenntnisse  auch  ttber  das  von  L,  K.  bei  ihnen 
gestellte  Begehren  ausdrücklich  abgesprochen  und  kann  daher  ein  Ein- 
wand gegen  diese  Erkenntnisse  aus  dem  Grunde,  weil  das  bezügliche 
Begehren  einredeweise  gestellt  worden  ist,  um  so  weniger  Berück- 
sichtigung finden,  als  schon  aus  der  Thatsache,  dafs  sich  die  königL 
prenfsischen  Gerichte  mit  der  Entscheidung  Über  den  von  L.  K.  hier- 
lands  im  Wege  einer  besonderen  Klage,  bei  jenen  Gerichten  aber  in 
der  Einrede  auf  die  Klage  wegen  Vollstreckbarkeit  jenes  Schiedsspruches 
verfolgten  Anspruch  befafst  haben,  mit  Notwendigkeit  folgt,  dafs  die 
Civilprozefsordnung  ftlr  das  Deutsche  Reich  die  Verfolgung  eines  solchen 
Anspruches  mittelst  Einrede  zuläfst  und  ftlr  die  Frage  der  Zulässigkeit 
eines  prozessualen  Schrittes  immer  nur  das  Prozefsgericht  desjenigen 
Richters   mafsgebend  ist,    bei   welchem   der   betrcfiende  Schritt  unter- 


80  RechtBprecbimg. 

nommen  wird;  die  DnrchBicbt  der  oben  bezogenen  Erkenntnisse 
übrigens  sofort  anch  zeigt,  dafs  diejenigen  Gründe,  mit  welchen  L.  K. 
in  seiner  Klage  de  praes,  14.  Jttnner  1892  Z.  2721  die  Nichtigkeit 
und  Ungültigkeit  des  in  Rede  stehenden  Schiedsspruches  begründen  za 
können  vermeint,  im  wesentlichen  yon  ihm  bereits  vor  den  ktfnigl. 
preufsischen  Gerichten  für  das  Begehren  aof  Auf hebang  dieses  Schieds- 
spruches geltend  gemacht  worden  sind.  Und  nicht  unbemerkt  kann 
an  dieser  Stelle  bleiben,  dafs  L.  K.  das  mit  jener  Klage  anbftngig 
gemachte  Verfahren  durch  die  Nichterfüllung  der  von  ihm  im  Protokolle 
übernommenen  Verpflichtung  zur  Bestellung  einer  KJagskaution  von 
150  fl.  während  mehrerer  Jahre,  d.  i.  während  der  ganzen  Dauer  der 
Anhäogigkeit  der  Rechtssache  wegen  Erklärung  des  in  Rede  stehenden 
Schiedsspruches  für  vollstreckbar,  bezw.  dessen  Aufhebung  vor  den 
königl.  preufsischen  Gerichten,  thatsächlich  eingestellt  und  durch  den 
Erlag  jener  ELaution  erst  wieder  aufgenommen  hat,  nachdem  bereits 
feststand,  dafs  die  Anrufung  der  ktfnigl  preufsischen  Gerichte  durch 
L.  K.  um  die  Aufhebung  des  Schiedsspruches  zu  bewirken,  erfolglos 
geblieben  war.  Das  Urteil  I.  Instanz,  welches  den  ZurückerUg  der 
Klage  durch  die  Geklagte  nicht  zugelassen  hat,  erscheint  daher  nicht 
begründet  und  mufs  über  die  Appellation  der  Geklagten,  wie  oben  ge- 
schehen, um  so  mehr  abgeändert  werden,  als  in  die  Frage,  ob  hier 
nicht  etwa  einer  der  Gründe  platzgreifen  konnte,  welcho  die  Erlassung 
eines  Vollstreckungsurteiles  nach  Mafsgabe  des  §  661  cit  ausschliefsenf 
heute  nicht  einzugehen  ist,  die  Erörterung  dieser  Frage  vielmehr  dem 
abfälligen  Verfahren  wogen  Zulassung  einer  hierlands  zu  führenden 
Exekution  auf  Grund  der  mehr  erwähnten  Urteile  der  ktfnigl.  preufsischen 
Gerichte  vorbehalten  bleiben  mufs,  übrigens  wohl  als  aufliegend  be- 
zeichnet werden  darf,  dafs  die  Nichtigkeit  und  Ungültigkeit  eines  aus- 
ländischen Urteiles  an  und  für  sich,  auf  welches  Erkenntnis  die  Schlufs- 
bitte  der  Klage  de  pr.  14.  Jänner  1892  Z.  2721  schlankweg  gerichtet 
erscheint,  nicht  wohl  den  Gegenstand  der  Judikatur  eines  tfsterreichischen 
Gerichtes  zu  bilden  geeignet  ist. 

Ober  die  Revisionsbeschwerde  des  Klägers  L.  K.  hat  der  Oberste 
Gerichtshof  mit  Urteil  vom  26.  September  1895  Z.  10617  das 
oberlandesgerichtliche  Urteil  abzuändern  und  das  erstrichterliche  Urteil 
wieder  herzustellen  befunden. 

Gründe:  Der  Rückerlag  einer  Klage  hat  nach  dem  Hofdekrete 
vom  15.  Jänner  1787  Nr.  621  lit  aa  J.G.S.  zur  notwendigen  Voraus- 
setzung, dafs  die  Streitsache  schon  durch  ein  rechtskräftiges,  sonach 
durch  ein  solches  Urteil  ent^hieden  worden  ist,  auf  Grund  dessen, 
falls  es  überhaupt  eine  Exekution  gestattet,  die  Vollstreckung  im  Inlands 
bewirkt  werden  ktfnnte.  —  Ein  solches  Urteil  vermochte  der  Geklagte 
noch  nicht  beizubringen.  Es  geht  aber  keineswegs  an,  im  Wege  des 
Rttckerlages  der  nach  §  274  a.  G.O.  erhobenen  Klage  auf  Nichtigkeit 
des  Schiedsspruches  der  Berliner  Produktenbörse  der  noch  nicht  er- 
flossenen  Entscheidung  vorzugreifen,  ob  das  Erkenntnis  dieses  Schiede- 
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gerichtes  und  die  aoBländiBchen  Vollstxeckangsnrteile  auch  im  Inlande 
▼ollstreckbar  sind.  Diese  Entscheidung  darf  nach  dem  Hofdekrete  vom 
18.  Mai  1792  Nr.  16  J.G.S.  lit  c,  vom  18.  Janner  1799  Nr.  452 
J.6.S.  and  vom  15.  Februar  1805  Nr.  711  J.G.S.  nur  nach  den 
Vorschriften  des  österreichischen  Gesetzes  unter  Beachtung  der  Gegen- 
seitigkeitsreehte  geschöpft  werden.  Insolange  aber  die  Vollstreckbarkeit 
der  auswärtigen  Urteile  durch  einen  inländischen  Gerichtsstand  rechts- 
kräftig noch  nicht  ausgesprochen  wurde,  kann  auch  noch  nicht  geltend 
gemacht  werden,  dafs  die  hier  anhängig  gemachte  Streitsache  schon 
durch  ein  rechtskräftiges  Urteil  entschieden  sei  und  entbehrt  sonach 
der  Rückerlag  der  Klage  seiner  notwendigen  Voraussetzung.  — 


VerlcLSsenschaßsabgäben. 

Urteil  des  k.  k.  OberlaDdesgerichts  in  Wien  vom  23.  April  1895 

(Jur.Bl.  1895  S.  548). 

Von  den  vom  zuständigen  ausländischen  Gerichte  abgehandelten 
Nachlasse  eines  rumänischen  Staatsangi^hörigen ,  welcher  in  Österreich 
seinen  Wohnsitz  hatte,  ist  nur  die  Gebtlhr  zum  Wiener  k.  k.  Kranken- 
anstaltenfonde  und  diese  lediglich  in  Ansehung  des  in  Österreich 
befindlichen  Nachlafsvermttgens  einzuheben.  — 

Die  Entscheidung  gründet  sich  insbesondere  auf  die  Erwägung, 
dafs  die  Gebührenpflichtigkeit  des  Nachlafsvermögens,  weil  die  in  Frage 
stehende  Gebühr  eine  Lokalgebühr  ist,  nur  von  dem  innerhalb  der 
territorischen  Grenzen  des  österreichischen  Staatsgebietes  befindlichen 
NaehkfsvermÖgen  des  Ausländers  gefordert  werden  kann,  da  diese 
Gebühr  laut  §  2  der  Ges.  vom  31.  Dezember  1894  Nr.  72  L.G.B1. 
und  vom  14.  März  1895  Nr.  12  L.G.Bl.  eigentlich  nur  von  dem  der 
staatlichen  Vermögensübertragnngsgebühr  unterliegenden  Nachlafsver- 
mögen  zu  entrichten  ist,  und  weil  nach  Abs.  2  der  kaiserl.  Verordnung 
vom  8*  April  1854  Nr.  81  R.G.B1.  nur  das  in  Österreich  befindliche 
Nachlafsvermögen  von  Ausländem  der  Vermögensübertragungsgebühr 
unterliegt,  femer  auf  die  Erwägung,  dafs  es  ftir  die  Einhebung  einer 
Abgabe  von  dem  im  Auslande  befindlichen  beweglichen  Vermögen  von 
Ausländem  an  jeder  positiven  Gesetzesnorm  und  an  jedem  staatsrecht- 
lichen oder  völkerrechtlichen  Rechtsprincipe  fehlt. 
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Schweiz. 

Parteiwüle  für  Amvmdung  des  örtlichen  Rechts, 

Urteil  des  BnndeureriditB  Tom  21.  Oktober  1895  (Revue  der  Gerichtepnuda  etc. 

XIV.  Bd.  8.  14  ff.V 

Aas  den  Gründen: 

Gegenstand  des  Prozesses  ist  der  Streit  ttber  die  Frage,  ob  die 
Kltfger  ihre  vertraglichen  Verpflichtungen  als  Verkäufer  erfüllt  haben. 
Es  handelt  sich  also  um  die  Wirkungen  eines  obligatorischen  Rechts- 
geschttftes,  die  nicht  von  den  Rechtssätzen  zwingender  Natur  bestimiDt 
werden,  sondern  der  Parteidisposition  unterworfen  sind,  und  diese  sind 
gemäfs  bekanntem  Grundsatze  nach  demjenigen  Landesrecht  zu  be- 
urteilen, welches  die  Parteien  beim  Geschät^bschlusse  biefUr  als  mafs- 
gebend  erachteten  oder  der  Natur  der  Sache  nach  erachten  mufsten 
(s.  z.  B.  Amtl.  Slg.  Bd.  16  S.  795  Erw.  8).  Wäre  nun  die  Partei- 
meinung einzig  ans  den  Bestimmungen  des  Vertrages  zu  deuten,  so 
mtllste  ohne  weiteres  das  belgische  Recht  als  mafsgebend  angesehen 
werden;  denn  der  Sitz  des  ganzen  Rechtsverhältnisses  ist  in  Löwen, 
also  in  Belgien.  Dort  befindet  sich  nicht  nur  das  Domizil  des  Ver- 
käufers, um  dessen  vertragliche  Verpflichtungen  es  sich  hauptsächlich 
handelt,  sondern  der  Vertrag  ist  auch  dort  abgeschlossen  worden  und 
sollte  dort  beidseitig  erfüllt  werden.  Sofern  also  die  Frage  der  ört- 
lichen Rechtsanwendung  einzig  nach  der  Natur  des  streitigen  Rechts- 
verhältnisses zu  beantworten  wäre,  müfste  die  Anwendbarkeit  des  eid- 
genössischen Rechts  und  damit  auch  die  Kompetenz  des  Bundesgerichts 
verneint  werden.  Nun  haben  aber  die  Parteien  vor  der  ersten  kanto- 
nalen Instanz,  laut  der  FeststeUung  im  Urteil  derselben,  sich  nicht  nur 
beidseitig  ftlr  die  Beurteilung  der  streitigen  Punkte  auf  schweizerisches 
Recht  berufen,  sondern  ausdrücklich  dessen  Anwendung  verlangt  Auf 
Grund  dieses  Verhaltens  der  beiden  Parteien  erscheint  die  Kompetenz 
des  Bundesgerichts  ab  begründet.  E^  darf  nämlich  angesichts  der  be- 
zeichneten Haltung  der  Parteien  im  Prozesse  unbedenklich  angenommen 
werden,  dafs  sie  sich  von  Anfang  an  dem  eidgenössischen  Rechte  haben 
unterwerfen  wollen,  und  es  ist  danach  die  Kompetenz  des  Bundes- 
gerichts gegeben. 


Unzulässigheit  des  Arrestes  gegen  auswärtige  Firmen ,  die  in  der 
Schweiz  eine  Zweigniederlassung  haben,  B,  Verf,  Art,  59  und 
B,  Ges.,    betr.  Schildbetreibung  und  Konkurs,  Art.  271,   Ziff.  4. 

Urteil  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  in  Zürich  vom  13.  Juli  1895 

{lievue  etc.  XIVT  Bd.  S.  45). 

F.  Buchstein   erwirkte  für  ein   angebliches  Lohnguthaben  auf  die 
Gebrüder   H.   und  Sigmund  Schwarz  in  Konstanz   bei   dem    Audienz- 


Schweiz.  gß 

richter  in  Zürich  einen  Arrest  auf  drei  Guthaben  derselben,  gesttltjst 
auf  Art  271  Ziff.  4  B.Ges.  über  Schnldbetreibnng  und  Konkurs.  Die 
Betroffenen  bestritten  das  Vorhandensein  dieses  Arrestgrundes,  weil  sie 
in  der  schweizerischen  Gemeinde  Emmishofen  seit  1891  ein  Zweig- 
geschäft besitzen  und  auch  einer  der  Gesellschafter,  Heinrich  Schwarz, 
daselbst  niedergelassen  sei.  Der  Einzelrichter  wies  die  auf  Arrest- 
aufhebung gerichtete  Klage  ab,  dagegen  die  Appellationskammer  hiefs 
sie  gut  und  hob  den  Arrest  auf. 

Grtlnde:  Nach  der  Praxis  des  Bundesgerichts  (b.-g.  Entsch. 
XVIII,  651)  kann  der  Inhaber  eines  Handelsetablissements,  trotz  der 
Vorschrift  des  Art  59  B.Verf. ,  aus  den  auf  den  Betrieb  dieses 
Etablissements  bezüglichen  Geschäften  am  Orte  der  Handelsniederlassung 
auch  dann  belangt  werden,  wenn  er  sein  persönliches  Domizil  in  einem 
andern  Kanton  hat,  und  es  gilt  dies  nicht  nur  für  die  Hauptnieder- 
lassung, sondern  auch  für  eine  Zweigniederlassung.  Damit  ist  letztere 
dem  „Wohnorte^  im  Sinne  der  Bundesverfassung  hinsichtlich  der  Frage 
der  Belangbarkeit  gleichgestellt  Dagegen  kann  es  sich  dennoch  fragen, 
ob  ein  derartiges,  dem  Wohnsitz  gleichgestelltes  Verhältnis  auch  ge- 
eignet sei,  die  Verhängung  eines  Arrestes  auszuschliefsen,  oder  ob  hie- 
fUr  nicht  erforderlich  sei,  dafs  der  Schuldner  an  dem  betreffenden  Orte 
thatsächlich  wohne,  und  es  ist  zu  Gunsten  der  letzteren  Ansicht  darauf 
zu  verweisen,  dafs  Art  50  B.Ges.  Über  Schuldbetreibung  und  Konkurs 
bestimmt,  im  Auslande  wohnende  Schuldner,  die  in  der  Schweiz  eine 
Zweigniederlassung  besitzen  oder  zur  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit 
^n  Specialdomizil  gewählt  haben,  können  für  die  betreffenden  Verbind- 
lichkeiten am  Sitze  dieser  Niederlassung  bezw.  am  Orte  dieses  Special- 
domizils belangt  werden,  ohne  dafs  in  Tit.  VIII  des  Gesetzes  irgend- 
welche Einschränkung  des  in  Art  271  Ziff.  4  enthaltenen  Grundsatzes 
gemacht  wird,  dafs  ein  Arrestgrund  vorliegt,  wenn  der  Schuldner  nicht 
in  der  Schweiz  wohnt  Es  ist  denn  auch  in  der  Praxis  der  Arrest- 
grund des  Art,  271  Ziff.  4  in  der  That  dann  als  vorhanden  erklärt 
worden,  wenn  ein  Landesfremder  zwar  in  einer  schweizerischen  Ge- 
meinde Domizil  genommen  hat,  daselbst  die  Steuern  bezahlt  und  sich 
betreiben  läfst,  dagegen  thatsächlich  nicht  an  diesem  Orte  wohnt  (H.E. 
Xra,  S.  111). 

Dagegen  trifit,  wenn  es  sich  um  Schulden  einer  G^chäftsfirma 
handelt  der  Arrestgrnnd  des  Art  271  Ziff.  4  dann  nicht  zu,  wenn  die 
betreffende  Firma  im  Inlande  nicht  nur  fUr  die  Gesellschafter,  bezw. 
für  eine  Geschäftsniederlassung  ein  rechtliches  Domizil  verzeigt  hat, 
sondern  daselbst  eine,  einen  gegenüber  der  Arrestforderung  nicht  von 
vorneherein  verschwindenden  Assekuranzwert  repräsentierende  Nieder- 
lassung thatsächlich  besitzt  Diese  Voraussetzung  ist  im  vorliegenden 
Fall  vorhanden  .... 
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Testamente  von  Ausländem.    Anwendung  des  Heinuäs-  oder 
Wohnsiterechts  bejsuplich  ihrer  materiellen  öOltigkeit  B.Ges.,  betr, 
die  dvürechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  vom  35.  Juni 

1891,  Art.  22,  24  und  32. 

Urteil  de«  Obergerichts  in  Thargaa  youi  81.  August  1895 

(Hevus  etc.  XIV  8.  47> 

Am  24.  Juni  1894  verstarb  in  der  Villa  Neahof  bei  Liandschlacbt 
ebne  Leibeserben  Baron  Otto  Albert  Bernhard  von  Langenn,  bfligerlicb 
von  Tharandt  in  Sachsen.  Derselbe  hatte  vor  seinem  Wegzug  ans 
Sachsen  anf  dem  Gerichtsamt  im  Bezirksgericht  Dresden  ein  vom 
29.  Juni  1873  datiertes  Testament  niedeigelegt ,  in  welchem  er  seine 
nunmehrige  Witwe,  die  damals  seine  Braut  war,  als  Universalerbin  be- 
zeichnete, verschiedene  Legate  im  Gesamtbetrage  von  22  800  Thir. 
aussetzte,  den  Hofrat  Karl  von  Könneritz  zum  Testamentsvollstrecker 
ernannte  und  sich  speciell  vorbehielt,  zu  dem  Testamente  „auTser- 
gerichtliche  Nachtrüge  zu  errichten*'.  Von  diesem  Vorbehalte  machte 
Baron  von  Langenn  Gebrauch,  indem  er  durch  Codicill  vom  1.  No- 
vember 1875  die  Einsetzung  seiner  Ehegattin  zur  Universalerbin  be- 
stätigte, dagegen  alle  in  dem  Testamente  und  sonstigen  Codicillea 
frühem  Datums  enthaltenen  Legate  und  legatarischen  Bestimmungen 
widerrief. 

Auf  den  vom  Bezirksgericht  Kreuzlingen  unterm  19.  November 
1894  beschlossenen  Erbenaufruf  machten  u.  a.  Ernst  und  Maria  von 
Zabeltitz  als  pflichtteilsberechtigte  Intestaterben  ErbansprUche  geltend, 
unter  Berufung  auf  das  Thurgauer  Recht,  das  hier  mafsgebend  sei  und 
die  freie  Verfolgung  des  Erblassers  über  sein  hauptsächlich  von  seiner 
Ascendenz  ererbtes  Vermögen  ausschliefse  (§  59  litt  c  Erbges.).  Die 
Witwe  wollte  dag^en  das  sächsische  Recht  angewendet  wissen,  wo- 
nach Testament  und  Codicill  formell  gültig  und  materiell  unanfechtbar 
seien.  Diese  Frage  wurde  von  beiden  Instanzen  zu  Gunsten  der  An- 
wendbarkeit des  Thurgauer  Rechts  entschieden,  vom  Obergericht  mit 
folgender  Motivierung: 

In  erster  Linie  ist  die  Frage  zu  entscheiden,  welches  Recht,  ob 
dasjenige  der  Heimat  oder  das  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers, 
di  h.  sächsisches  oder  thurgauisches  Recht,  für  die  Beurteilung  des 
gegenwärtigen  Erbstreites  mafsgebend  ist  Diese  Frage  beantwortet 
sich  nach  den  Artt  82,  22  und  24  des  B.Ge8. ,  betreffend  die  civil- 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter,  vom 
25.  Juni  1891.  Nach  Art,  32  und  22  Abs^  2  des  citierten  B.Gres. 
kann  ein  im  Kanton  Thurgau  wohnhafter  Ausländer  durch  letzt- 
willige Verfügung  oder  durch  Erbvertrag  die  Erbfolge  in 
seinen  Nachlafs  dem  Rechte  seines  Heimathindes  unterstellen.  Eme 
solche  Willenserklärung  mufs  aber  in  einer  letztwilligen  Verfügung  oder 
einem  Erbvertrage  ausdrücklich  ausgesprochen  sein;  sie  kann  nicht 
schon  aus  der  Thatsache  gefolgert  werden,  dafs  ein  Ausländer,  der  zur 
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Zeit,  ak  er  noch  im  Auslände  wohnte,  daselbst  ein  Testament  errichtete, 
dasselbe  nach  seiner  Übersiedelang  in  den  herwärtigen  Ranton  einfach 
nnvertindert  fortbestehen  liefs;  in  einem  solchen  Falle  ist  nach  Art  24 
des  citierten  B.Ges.  lediglich  die  Frage  der  formellen  Gültigkeit 
des  Testamentes  nach  dem  Bechte  der  Heimat  des  Erblassers  zu  be- 
urteilen, wogegen  die  Frage  der  materiellen  Gültigkeit  des 
Testaments  Inhalt  es  nach  dem  Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  des 
Erblassers  sich  entscheidet.  Nach  diesen  Grundsätzen  genügt  die  That- 
sache,  dafs  Baron  von  Laogenn  yor  seinem  Wegzag  nach  der  Schweiz 
in  Sachsen  ein  Testament  errichtete  und  dasselbe  später  darch  ein 
Codicill  teils  abänderte,  teils  bestätigte,  nicht,  um  die  ganze  Erbfolge 
in  seinen  Nachlafs  dem  sächsischen  Rechte  zu  unterstellen ;  letzteres  ist 
nur  bezüglich  der  formellen  Gültigkeit  des  Testamentes,  welche  übrigens 
von  den  Klägern  nicht  bestritten  wird,  mafsgebend;  dagegen  ist  die 
materielle  Rechtsbeständigkeit  des  Testamentes,  speciell  die  Frage  der 
Verletzung  des  Pflichtteils,  nach  dem  thurgauischen  Rechte  zu  beurteilen. 
Hiernach  erweist  sich  von  yomherein  die  Berufung  der  Beklagten  ab 
unbegründet 

Internationaler  Crüterverkehr. 

Urteil  des  Tribunals  zu  Genf  vom  7.  Juni  1894  (Clunet  1895,  S.  901). 

Der  Absender  ist  für  die  Folgen  der  von  ihm  gewählten  Art  der 
Versendung,  sowie  der  Angaben  auf  dem  nach  der  internationalen 
Übereinkunft  vom  14.  Oktober  1890  ausgestellten  Frachtbrief  verant- 
wortlich. Ist  also  das  Interesse  an  der  rechtzeitigen  Ablieferung  nicht 
deklariert,  so  kann  der  Adressat  im  Falle  der  Verzögerung  nur  die 
Hälfte  des  Frachtpreises  ersetzt  fordern,  selbst  wenn  ein  höherer 
Schaden  festgestellt  wäre. 


86  Gesetsgeboog,  Verordnungen,  Erlaase  ete. 

Gesebgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Dentschland. 

Premflien. 

1.  Nach  Verf.  des  JnstüsminiBteiB  vom  17.  Oktober  1892  sind 
die  baren  Auslagen,  welche  durch  die  Erledigung  des  Ersuchens 
eines  Unfallsschiedsgerichtes  fllr  einen  preulkischen  Staats- 
betrieb entstehen,  endgültig  auf  die  Fonds  der  Justizverwaltung  zu 
übernehmen. 

2.  Laut  Verf.  des  Justizministers  vom  18.  Mai  1893  verlangt 
das  kaiserl.  russische  Konsulat  in  Berlin  von  allen  Schrift- 
stücken, die  ihm  zur  Beglaubigung  vorgelegt  werden,  eine  einfache 
Abschrift  für  seine  Archive^),  wovon  die  Landgerichtspräsidenten  in 
Kenntnis  gesetzt,  gleichzeitig  auch  unter  Hinweis  auf  die  im  JuBt.Min.Bl. 
1883  S.  46  enthaltene  Zusammenstellung  der  für  die  deutschen  Inter- 
essenten wesentlichsten  Bestimmungen  der  Gerichtsverfassung  und  des 
Civilprozefsverfahrens  in  Rufsland  veranlafst  werden,  mit  jeder  Unter- 
schriftsb^laubißning  die  Bescheinigung  zu  verbinden,  „dafs  das  Schrift- 
stück den  Landeegesetzen  konform  ist". 

Eine  ähnliche  Bescheinigung  mufs  auch  für  die  zum  Gebrauch  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bestimmten  Urkunden 
erteilt  werden;  nach  dem  Wortlaut  der  „Anweisung  in  betreff  der 
Urkunden,  deren  Beschaffung  seitens  der  deutschen  Erbsinteressenten 
zur  Hebung  von  nicht  miliUlrischen  Verlassenschaften  erforderlich  ist**, 
ist  zu  bescheinigen,  dafs  der  instrumentierende  Beamte  zur  Aufnahme 
derartiger  Urkunden  befugt  und  dafs  die  Urkunde  den  Gesetzen  gemäfs 
aufgenommen  ist'). 

Bayern. 

1.  El.  Verordnung  vom  12.  November  1895,  den  Vollzug  des 
Beichsgesetzes  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  vom  15.  Juni  1895  betr.  (G.  U.V.B1.  1895 
S.  407). 

2.  K.  Verordnung  vom  14.  Dezember  1895,  den  Vollzug  des 
Beichsgesetzes  vom  15.  Juni  1895  über  die  privat  rechtlichen 
Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt  und  der  Flöfserei, 
hier  die  Führung  des  Schiffsregisters  betr.  (G.U.V.B1.  1895 
S.  421,  JustMin.BL  1895  S.  297).     Hiezu:  Just.Min.Bekanntmachniig 


1)  ».  auch  diese  Zeitschrift  Bd.  3  S.  457  und  575,  Bd.  4  S.  601. 

2)  Im  übrigen  s.  den  Inhalt  dieser  Anweisung  bei  BÖhm^  Internationale 
NacUalsbehandTung,  2.  Aufl.  8.  504  ff. 
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vom  19.  Dezember  1895,  die  Ftthrnng  des  Schiffsregisters 
nach  dem  Ges.  vom  15.  Juni  1895  betr.  (Jast.Min.Bl.  1895 
S.  298  ff.). 

3.  Das  JastMin.Bl.  1896  Nr.  IH  enthält  S.  21  ff.  das  Ver- 
zeichnis der  sämtlichen  im  Königreiche  Bayern  fonktionierenden  aus- 
wärtigen Konsularbehörden  bezw.  Konsularbeamten 
nach  dem  Stande  von  Ende  Dezember  1895. 


IL   Auswärtige  Staaten. 

Österrelcli. 

1.  Gesetz  vom  26.  Dezember  1895,  betr.  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Litteratnr,  Kunst  und  Photographie 
(R.G.B1.  S.  667). 

Nach  §  2  findet  das  Gesetz  auf  Werke  von  Ausländem,  wenn  sie 
im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind,  und  auf  nicht  erschienene  Werke 
von  deutschen  Staatsangehörigen,  dafeme  die  Gegenseitigkeit  gewähr- 
leistet ist.  mit  der  Mafagabe  Anwendung,  dafs  der  Schutz  nicht  länger 
dauert,  als  im  Deutschen  Heiche  eelbet. 

Für  andere  Werke  besteht  der  Schutz  nach  Inhalt  der  Staatsverträge. 

Hiezn  VoUzugsverordnung  des  Justizministeriums  und  der  Mini- 
sterien des  Innern  und  des  Handels  vom  29.  Dezember  1895  (R.G.61. 
S.  675). 

Nach  §  2  sind  zum  Eintragen  in  das  Urheberre^ter  geeignet  die 
anouTm  oder  pseudonym  erschienenen  Werke,  wenn  sie  im  Inlande  oder 
im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind,  oder  wenn  deren  Urheber  öster- 
reichische Staatsbürger  sind,  oder  wenn  die  Eintragung  nach  Inhalt  der 
Staatsvertrftge  begehrt  werden  kann. 

2.  In  betreff  der  Eintreibung  preufsischer  Gerichts- 
gebühren im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  in  Öster- 
reich und  österreichischer  Gerichtsgebühren  in  Preufsen 
hat  das  österreichische  Finanzministerium  mit  Erlafs  vom  11.  Juni 
1895  Z.  6328  unter  Bezugnahme  auf  die  Entsch.  des  k.  k.  Obersten 
Gerichtshofes  vom  7.  Februar  1894  Z.  1288  und  die  darin  erwähnte 
Bescheinigung  des  k.  preufs.  Justizministeriums,  welche  die  Bestätigung 
enthält,  dafs  im  Königreiche  Preufsen  Gerichtskostenforderungen  be- 
treffende Ansprüche  des  k.  k.  österreichischen  Fiskus  klageweise  geltend 
gemacht  werden  können,  nachstehendes  angeordnet: 

„Wenn  aus  Anlafe  des  Verfahrens  vor  einem  k.  k.  Civilgerichte 
Stempel-  oder  unmittelbare  Gebühren  einer  in  Preufsen  befindlichen  Partei 
vorgeschrieben  worden  sind  und  weder  aus  einem  im  Inlande  befindlichen 
Vermögen  dieser  Partei,  noch  von  einem  inländischen  Mitzahlun^-  oder 
Zahlungspflichtigen  hereingebracht  werden  können,  ist  vor  der  Bewillignne 
der  AMcnreibung  an  das  Finanzministerium  Bericht  zu  erstatten  und  sich 
darüber  zu  äufsem,  ob  es  sich  nicht  empfiehlt,  fragliche  Gebühren  vor 
dem  kompetenten  königlich  preuinschen  Gerichte  im  Klagswege  geltend 
zu  machen.^ 
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ItaUem. 

GeBOts  Tom  19.  November  1894  Nr.  578,  betr.  den  Beitritt  bot 
Konvention  fttr  internationale  Eintragung  der  Fabrik-  and 
Handelsmarken  vom  14.  April  1891. 

Reglement  für  Anwendung  genannter  Konvention  vom  10.  Februar 
1895  Nr.  51. 

Seliweix, 

1.  Kreiascbreibm  des  BundeBrata  an  silmtliche  KantonBr^emxigen, 
betr.  die  Verehelichung  von  Angehörigen  Österreich- 
Ungarns  in  der  Schweiz,  vom  6*  Deiember  1895  (Schweiz. 
Bnndesbl.  1895  lY  S.  680). 

2.  KreisBchreiben  des  Bundesrats  an  sämtliche  Kantonsrogierongen, 
betr.  eine  civilstandsam tliche  Vereinbarung  mit  Spanien 
und  die  staatliche  Führung  der  Matriken  in  Ungarn, 
vom  10.  Dezember  1895  (Schweiz.  Bnndesbl.  1895  lY  S.  683). 

3.  Elreisschreiben  des  Bundesrats  an  die  schweizerischen  Gesandt- 
schaften und  Konsulate  im  Auslande,  betr.  den  Verkehr  zwischen 
diesen  und  den  Bundesbehörden  in  amtlichen  Ange- 
legenheiten,  vom  28.  Dezember  1895  (Schweiz.  BundesbL  1895 
IV  S.  881). 

4.'  Kreisschreiben  des  Bundesrats  an  sämtliche  Elantonsr^emngen, 
betr.  eine  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Bra- 
silien über  die  Behandlung  der  Verlassenschaften  von 
Schweizerbtlrgern  in  Brasilien  und  von  brasilianischen 
Staatsbürgern  in  der  Schweiz,  vom  28.  Dezember  1895 
(Schweiz.  Bundesbl.  1896  I  S.  38). 


Internationale  Verträge. 

1.  Obereinkunft  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der 
Schweiz,  betr.  die  Grofsh.  badische  Gemeinde  Büsingen, 
vom  21.  September  1895  (R.G.B1.  1896  S.  1). 

2.  Zusatzvereinbarung  (Belgien,  Deutschland,  Frankreich,  Itslien, 
Luxemburg,  Niederlande,  Osterreich  und  Ungarn,  Rufsland,  Schweiz) 
zum  internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom  14.  Oktober  1890,  betr.  die  Beiftignng 
zusätzlicher  Vorschriften  zu  §  1  der  Ausftihrungsbestimmungen  und  die 
Änderung  der  Anlage  1  zu  diesen  Bestimmungen,  vom  16.  Jnli  1895 
(R.G.B1.  1895  S.  465  ff.). 
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8.  Konvention  vom  2.  MSrz  (18.  Februar)  1895  (Österreich- 
Ungarn,  Rnmfinien,  Rnfsland)  zur  Abänderung  einzelner  Be- 
Btimmungen  der  Stipulationen  vom  S./lö.  Dezember  1866  (Ost  R.0.B1. 
1870  Nr.  69)  in  betreff  der  Schiffahrt  auf  dem  Pruth  (Ost 
fi.G.BL  1895  Nr.  53  S.  629). 

4.  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und  Griechenland, 
betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der  Fabrik-  und  Handels- 
marken, vom  8.  Dezember  1895  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  XV.  Bd. 
S.  828). 

Die    scbweizerischen   Staatsangehörigen    in    Griechenland    und    die 

Snechischen  StaatsaDgehörigen  in  der  Schweiz  ^enielsen  von  nun  an  in 
esi^  anf  den  Schutz  ihrer  Fabrik-  und  Handelsmarke  die  gleichen  Rechte 
wie  die  LandesangehöriMcn,  sofern  sie  sich  gegenseitig  den  in  den  beiden 
Staaten  zu  Kraft  bestehenden  gesetzlichen  und  reglementarischen  Vor- 
schriften und  Formalitäten  unterziehen. 

5.  Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien,  betr. 
die  Behandlung  der  Verlassenschaften  von  Schweizer- 
btirgern  in  Brasilien  und  von  brasilianischen  Staats- 
angehörigen in  der  Schweiz,  vom  28.  Dezember  1895  (Eidg. 
amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XV  S.  351). 


Mitteilungen. 

1.  (Ist  ein  in  Deutschland  als  Kläger  im  Civil- 
prozefs  auftretender  ungarischer  Staatsbürger  kan- 
tionspflichtig?    Abs.  2  Z.  1  §  102  R.C.Pr.0.). 

Am  1.  November  1894  ist  in  Ungarn  der  Gesetzesartikel  XVIII 
vom  Jahr  1893  über  das  Summarver&hren  in  Kraft  getreten,  dessen 
nach  §  220  desselben  Gesetzesartikels  auch  im  ordentlichen  Veriahren 
(vor  den  Gerichtshöfen)  und  in  Handelsangelegenheiten  anwendbarer 
§  9  bestimmt:  „Ausländer,  welche  als  Kläger  auftreten,  haben  dem 
Beklagten  auf  dessen  Verlangen  wegen  der  Prozefskosten  und  Urteils- 
gebühren Sicherheit  zu  leisten.  Eine  Sicherheit  kann  nicht  gefordert 
werden,  1.  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kläger 
angehört,  ein  ungarischer  Staatsbürger  im  gleichen  Fall  zur  Sicherheits- 
leistung nicht  verpflichtet  ist.** 

Auf  Grund  dieser  Ziffer  1  des  §  9,  die  wörtlich  Übereinstimmt 
mit  der  Ziffer  1  des  Abs.  2  §  102  der  deutschen  C.Pr.O.,  hat  der 
II.  Civilsenat  des  württembergischen  Oberlandesgerichts  durch  Urteil 
vom  22.  November  1894   die   Einrede  der   mangelnden  Prozefskosten- 
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Sicherheit  in  einem  Fall  verworfen,  in  welchem  ein  ungarischer  Kliger 
eine  wttrttembergische  Firma  in  einer  Handelssache  bei  einem  wüittem- 
bergischen  Landgericht  verklagt  hatte. 

Die  Entscbeidangsgrttnde  gehen  dahin:  Im  ungarischen  wie  im 
deutschen  Gesetz  sei  der  Grundsatz  vorangestellt,  dais  der  ak  Klüger 
auftretende  Ausländer  dem  Beklagten  auf  Verlangen  wegen  der  Proaers- 
kosten  Sicherheit  zu  leisten  habe,  in  beiden  Gesetzen  sei  aber  sofort 
ausgesprochen,  dafs  im  Fall  der  Gegenseitigkeit  diese  Ver- 
pflichtung nicht  eintrete.  Gewähren  aber  sowohl  Deutschland  als  Ungani 
den  Angehörigen  eines  andern  Staats  Befreiung  von  der  Kautionspflicht 
dann,  wenn  dieser  andere  Staat  das  Gleiche  thue,  so  sei  eben  damit 
für  diese  beiden  Staaten  dor  Fall  der  Gegenseitigkeit 
gegeben  und  infolge  dessen  sowohl  der  in  Deutschland  klagoide 
Ungar  als  der  in  Ungarn  klagende  Deutsche  von  der  Kautionspflicbt 
befreit 

Dieser  Entscheidung  gegenüber  werden  in  den  Jahrbüchern  der 
wttrttembergischen  Rechtspflege  7.  Bd.  S.  254  ff.  von  Rechtsanwalt 
Kapp  in  Stuttgart  nachfolgende  Bedenken  geltend  gemacht: 

Damit,  dafs  festgestellt  ist,  dafs  in  beiden  Staaten  übereinstimmend 
der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  hinsichtlich  der  Kautions- 
pflicht ausgesprochen  ist,  dürfte  noch  nicht  bewiesen  sein,  dafs  auch 
der  Fall  der  Gegenseitigkeit,  die  materielle  Gegenseitigkeit 
gegeben  sei. 

Die  Ausführung  der  Entscheidungsgründe,  dafs  Deutschland  und 
Ungarn  Angehörigen  eines  anderen  Staates  Befreiung  von  Kautionspflicbt 
gewähre,  wenn  dieser  das  Gleiche  thue,  ist  zwar  richtig;  nicht  richtig 
aber  und  eine  petitio  prindpii  ist  die  Annahme,  dafs  der  eine  oder 
andere  Staat  „das  Gleiche  thue^,  nämlich  Befreiung  von  der  Kautions- 
pflicbt fllr  den  Bürger  des  andern  Staats  durch  die  Statuierung  des 
Princips  der  Gegenseitigkeit  ausspreche.  Die  angeftihrte  Entscheidung 
wäre  zweifellos  zutreffend,  wenn  die  Bestimmung  der  deutschen  Civil- 
prozefsordnung  und  des  ungarischen  Gesetzes  dahin  lautete:  „Die  Ver- 
pflichtung zur  Sicherheitsleistung  tritt  nicht  ein,  wenn  in  den  Gesetzen 
des  Staats,  welchem  der  Kläger  angehört,  der  Grundsatz  der  Gegen- 
seitigkeit ausgesprochen  ist**  So  lauten  aber  die  Bestimmungen  der 
beiden  Gesetze  nicht;  sie  verlangen  vielmehr,  dafs  nach  den  Gesetzen 
des  andern  Staats  der  Kliiger  im  gleichen  Falle  zur  Sicherheitsleistung 
nicht  verpflichtet  sei,  also  dafs  materiell  Reciprocität  gesetzlich  fest- 
gestellt sei.  Der  in  beiden  Gesetzen  ausgesprochene  Grundsatz  der 
Reciprocität  ist  zunächst  ein  blofses  Princip,  das  seinen  praktischen 
Inhalt,  seine  Anwendbarkeit  erst  dadurch  erhält,  dafs  der  eine  oder 
der  andere  der  beiden  Staaten,  sei  es  speciell  den  Angehörigen  des 
andern  Staats  oder  klagenden  Ausländem  im  allgemeinen  ausdrücklich 
Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung  gesetzlich  garantiert  Mit  anderen 
Worten:    der  Fall    der  Gegenseitigkeit   tritt   erst   ein,    wenn    die  eine 
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Seite  dem  klagenden  Angehörigen  des  andern  Staats  Befreiung  von  der 
Kantionspflicht  gewährt.  Der  gesetzgeheriscbe  Oedanke  der  beiden 
Gesetze  ist  ohne  Zweifel  der,  dafs  die  einseitig  gewährte  Befreiung  von 
der  Kautionspflicht  durch  die  Gewährung  der  Reciprocität  honoriert 
werden  soll;  diesem  Gedanken  würde  aber  die  von  dem  erwähnten 
Urteil  gewollte  Berücksichtigung  des  in  der  Gesetzgebung  eines  andern 
Staats  enthaltenen  leeren  Grundsatzes  der  Reciprocität  nicht  ent- 
sprechen. 

Es  lohnt  vielleicht  noch  mit  einem  Worte  die  Frage  zu  berühren, 
ob  sich  die  Änderung  der  Bestimmungen  des  §  102  Abs.  2  Ziff.  1  der 
C.Pr.O.  in  dem  oben  angegebenen,  der  Entscheidung  des  Oberlandes- 
gerichts entsprechenden  Sinne  empfiehlt.  Die  Frage  dürfte  zu  ver- 
neinen sein,  ebenso  wie  die  Zweckmäfsigkeit  der  Bestimmungen  des 
§  102  Abs.  2  Ziff.  1  der  C.Pr.0.  mit  Grund  in  Zweifel  gezogen  werden 
dürfte.  Einmal  wird  durch  den  Grundsatz  der  Reciprocität  —  mag 
er  nun  im  einen  oder  im  anderen  Sinne  verstanden  werden  —  der 
beklagte  Deutsche  dem  klagenden  Ausländer  gegenüber,  der  einem 
Staat  mit  nicht  ausgebildeter  oder  nicht  ordentlich  fungierender  Rechts- 
pflege angehört,  in  die  mifslichc  Lage  versetzt,  im  Fall  seines  Obsiegcns 
Kostenersatz  möglicherweise  in  einem  Staat,  der  garnicht  Kulturstaat 
ist,  zu  suchen. 

Ferner  hat  der  beklagto  Deutsche,  der  gegen  den  ausländischen 
Kläger  siegt,  in  allen  denjenigen  Staaten,  in  denen  wie  z.  B.  in  Ungarn 
nicht  ohne  Prüfong  der  Gesetzmäfsigkeit  der  deutschen  Entscheidung 
Vollstreckungsurteil  gewährt  wird,  in  einem  neuen  selbständigen  Prozefs 
seinen  Kostenersatz  zu  suchen.  Er  läuft  damit  die  Gefahr,  dafn  das 
ausländische  Urteil  dem  deutschen  Urteil  nicht  beii^ällt  und  deshalb  die 
Klage  auf  Kostenorsatz  abweist.  Wenn  an  der  Ziff.  1  Abs.  2  §  102 
der  C.Pr.O.  eine  Änderung  geboten  ist,  so  würde  sie  in  einem  Zusatz 
des  Inhalts  bestehen  müssen, 

„und  wenn  in  diesem  Staat  die  Vollstreckbarkeit  des  den  Kläger 
zum  Ersatz  der  Kosten  verpflichtenden  Urteils  ohne  Nachprüfting 
der  Gesetzmäfsigkeit  der  deutschen  Entscheidung  verbürgt  ist." 

2«  Nach  Entschliefsung  des  Ministeriums  für  Elsafs  -  Lothringen 
vom  19.  September  1895  hat  die  französische  Regierung  dem  in 
Strafsachen  gestellten  Gesuche  um  Bekanntgabe  des  Termins  zur 
Beweisaufnahme  an  die  Staatsanwaltschaft,  den  Angeklagten  und 
seinen  Verteidiger  nicht  entsprechen  zu  können  erklärt,  da  nach 
Art.  78  des  Code  cP Instruction  criminelle  bei  der  Vernehmung  von 
Zeugen  aufser  dem  Untersuchungsrichter  und  dem  Gerichtsschreiber 
niemand  sonst  gegenwärtig  sein  darf,  und  insbesondere  die  Anwesenheit 
des  Angeklagten  ausdrücklich  untersagt  ist. 

3«  Laut  Kundmachung  vom  12.  Oktober  1895  (Ost.  Just  Min. 
V.Bl.   S.    180)    ftihrt    das    österreichische,    früher   k.    und   k. 
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MiniBterium  des  kaiBerliehen  Haases  and  des  Änrsern 
benaonte  Miniateriam  nunmehr  den  Namen :  „K,^  nnd  k«  Mhiisterhim 
dee  kaiserlichen  und   königlichen  Hauses  nnd  des  ÄnAern.^ 


Litteraturberichte. 

».   JBAeheruuieiirem. 

1.  Exposi  des  matifa  de  V Avant  - projet  de  Code  Pinal  SfUese.  Partit 
ginirale,  redigi  par  mission  du  conseil  fidiral  par  Pro/esseur  Carl 
Stofa*    Basel  und  Genf.     Oeorg  ei  comp. 

Seit  1868  erwachte  in  den  Schweizer  Bundesstaaten  das  Streben  nadi 
einem  einheitlichen  Strafgesetzbuch  für  die  ganze  Schweiz.  Jedoch  ent 
1887  fafste  der  Nationalrat  einen  dahin  zielenden  Beschlufs.  Vom  EntwmC, 
mit  dessen  Aufstellung  der  bestbekannte  Prof.  tyin/s  beauftragt  war,  liegt 
der  allgemeine  Teil  vor.  £r  steht,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  war,  auf 
der  gegenwärtigen  Höhe  der  strafrechtlichen  Wissenschaft.  —  Anlaneend 
die  Zuständigkeit,   so  kommt  die  Aburteilung  der  Verbrechen ,  die  von  Ver 

Sehen  nicht  mehr  unterschieden  werden,  den  Bundesgerichten  zu,  währsnd 
ie  Entscheidung  über  die  Übertretungen  den  Kantonaleerichten  verbleibt 
Wie  schon  angedeutet,  kennt  der  Entwturf  nur  Verbrechen  im  Gegensatze 
zu  den  Über&etungen.  Soweit  als  thunlich  erstrebt  der  Entwurf  einen 
Einklang  mit  den  besseren  Strafj^esetzen  der  Schweiz  (Zürich,  Basel,  Zog), 
sowie  mit  den  neueren  europäischen  Stra^esetzbüchem  (HoUand,  ItalieD) 
herzustellen  und  damit  die  Bann  f&r  eine  internationale  Behandlung  diesee 
Rechtsgebietes  zu  eröfinen.  Grünewald, 

2*  ItantUr^  Der  Besitz  nach  österreichischem  Rechte  mit  BerttcksichtigoDg 
des  gemeinen  Rechtes,  des  preufsischen ,  französischen  und  itaüeniaäen, 
des  sächsischen  und  zürichenschen  Gesetzbuches.  Vierte,  durchgesehene 
und  vermehrte  Auflage.  Leipzig,  Druck  nnd  Verlag  von  Breitkopf& 
Härtei,  1895.    S.  I— XXXTX  und  814.    8«.    Preis  5  fl. 

An  Büchern  über  die  Lehre  vom  Besitze  hat  man  in  Deutschland 
wahrlich  keinen  Mangel.  Indessen  wird  man  nicht  leicht  eines  der  yorhsn- 
denen  missen  wollen.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge,  und  wenn  ne 
gleich  alle  einem  und  demselben  Ziele  zustreben,  so  sind  doch  ihre  Aus- 
ffangspunkte  wie  die  Richtungen,  die  de  verfolgen  und  die  Methoden,  welche 
sie  anwenden,  verschieden,  und  jede  dieser  Ricntungen  und  dieser  Methoden 
hat  nicht  nur  ihre  didaktische  Berechtigung,  sondern  auch  ihren  nicht  gering 
anzuschlagenden,  praktischen  Wert  Von  jeher  hat  sich  unter  den  gang- 
baren Monographien  ^vom  Besitze^  jene  von  Rnnda  durch  seine  vorzügUcne 
technische  Anlage  wie  durch  die  Art  seines  Vortrsj^  hervorgethan.  Von 
aller  Polemik,  die  ja  bei  der  stetig  zunehmenden  htterarischen  Produktion 
ins  Bodenlose  geraten  kann,  —  sich  grundsätzlich  fernhaltend,  —  ist  es  nur 
darauf  bedacht,  den  gegebnen  Rechtsstoff  in  sor^lti^ter  Bearbeitung  vor- 
zufuhren und  uns  den  gegen wärt^en  Stand  der  Wissenschaft  des  Besitz - 
rechts  zu  Überliefern.  Und  dieser  Aufgabe  wird  es  in  einer  Weise  gerecht, 
die  man  sich  kaum  vollkommener  denken  kann. 
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Statt  den  Studierenden  mit  unzähligen  Kontroversen  zu  übersättigen, 
iHetet  ea  ihm  nicht  nur  die  Lehren  und  Kechtssätze,  weiche  den  Inhalt  des 
Besitzrechts  ausmachen,  in  der  abgeklärten  Qestalt,  die  sie  zuletzt  ange- 
nommen haben,  sondern  fuhrt  ihm  auch  die  geschichtliche  Entwickelunj^  der- 
selben in  klaren  Umrissen  vor  Augen.  Dabei  macht  es  ihn  sowohl  mit  den 
Quellen  wie  mit  den  Hauptwerken  der  wissenschaftlichen  Litteratur  bekannt, 
and  weifs  ebenso  durch  die  streng  logische  Stoffanordnun^  wie  durch  die 
klare  Diktion  dem  Leser  das  Eindnneen  in  den  Gegenstand  zu  erleichtem, 
wie  durch  die  echt  wissenschaftliche  Behandlung  desselben  sein  nachhaltiges 
Interesse  zu  gewinnen. 

Die  vorliegende  vierte  Auflage  weist  diese  anerkannten  YorzUge  des 
Randaechen  Werks  in  gesteigertem  Grade  auf  und  trägt  dem  Fortschritte 
der  Wissenschaft  bis  auf  die  neueste  Znit  in  vollem  Mafse  Rechnung. 

Für  die  äufsere  Ausstattung  hat  die  Verlagshandlung  in  splendider 
Weise  gesorgt  —  milan  Paul  Joüanovic. 

3m   Dr.  Cfustav  Steinhaeh^  Die  ungarischen  Verfassungsgesetze. 

Dieselben  sind  soeben  im  Verlaffe  der  Manzschen  Buchhandlung  in 
Wien  in  zweiter  revidierter  und  vermehrter  Auflage  erschienen.  Es  ist  dies 
die  einzige  in  deutscher  Sprache  herausgegebene  Sammlung  der  ungari- 
schen Ver^ssungsgesetze,  die  den  heutig^  Stand  derseloen  zur  Dar- 
stellung bringt 

Den  Zweck  dieser  Sanmilnng,  die  am  häufigsten  angerufenen  Yer- 
iasBongs^esetze  Ungarns  in  einer  übersichtlichen  liandlichen  Darstellung 
zu  veremigen  und  für  den  praktischen  Gebranch  leicht  zugänglich  zu 
machen,  hat  der  Herauseeber  vollkommen  erreicht 

Allen  denjenigen,  me  in  die  Lage  kommen,  sich  mit  den  Verfassunes- 
gesetzen  zu  beschäftigen,  kann  die  Sfdnf^arheche  Sammlung,  soweit  die 
speciell  ungarischen  Gesetzestezte  in  Betracht  kommen,  bestens  empfohlen 
werden,  denn  sie  enthebt  des  ermüdenden  Nachsuchens  im ^Corp"^i  juris 
hungarici  und  in  der  seit  dem  Beginne  der  dualistischen  Ära  auf  zwei 
Dutzend  Bände  angewachsenen  Landesgesetzsammlung. 

Was  dagegen  die  Obersetzung  der  auf  das  Verhältnis  Kroatiens — 
Slavonien  zu  Ungarn  bezüglichen  Gesetze  betrifft,  so  enthält  sie  in 
mehreren  sehr  wichtigen  Punkten  wesentliche  Abweichungen  von  dem 
Originaltexte.  Herr  Uteinbcirk  erklärt  im  Vorworte  zur  ersten  Auflage,  dafs 
er  aie  in  die  Sammlung  aufgenommenen  Gesetzestezte  zum  überwiegenden 
Teile  aus  dem  Originaltezte  ins  Deutsche  übersetzt  habe.  Eine  authen- 
tische deutsche  Übersetzung  der  auf  die  Organisation  des  kroatisch -slavo- 
nischen  Landtages  bezüglichen  Gesetze  verdanke  er  der  Liebenswürdigkeit 
des  Banns  Grafen  Rhu  an  Hedervarj.  Die  Übersetzung  der  übrigen  Gesetze 
des  kroatischen  Teiles  der  Sammlung  scheint  indes  aus  derselbeu  Quelle  zu 
stammen  oder  nach  ungarischen  Teztierungen  gearbeitet  zu  sein,  die  von 
dem  authentlBchen  Texte  gleichfalls  in  wesentlichen  Punkten  abweichen. 

Milan  Faul  Jovanovic. 

4m  Mayrhofery  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst 

Das  soeben  im  Verlane  der  Manzschen  Buchhandlung  in  Wien  er- 
schienene 17.  Heft  des  obigen  Werkes  enthält  die  Fortsetzung  der  allge- 
meinen Rechte  der  Staatsbürger,  Ausnahmsverfugungen,  Schutz  der  persön- 
lichen Freiheit,  des  Hausrechtes,  Schutz  des  Brief^  und  Schriftengeheimnisses, 
Vereinsrecht,  Versammlungsrecht,  Bestimmungen  über  das  Verhältnis  der 
Schule  zur  Kirche,  Interkonfessionelle  Verhältnisse.  IV.  Regelung  der 
öffentlichen  Gewalten  im  Staate:  die  Re^erungs-  und  Vollzugsgewalt,  die 
richterliche  Gewalt,  die  Einsetzung  eines  Reich^erichtes,  das  V  erfahren  vor 
dem  Reichsgerichte. 

Auch  der  Inhalt  dieses  17.  Heftes  läüst  ersehen,  dafs  das  Werk  nicht 
nur  ein  vorzügliches  Hand-  und  Nachschlagebuch  für  den  österreichischen 
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Praktiker  ist,  sondern  auch  sonst  allen,  die  über  die  beasttgUchen  öeterräehi- 
Beben  Verhältnisse  sich  za  unterrichten  AnlaTs  haben,  als  ein  willkommener 
Batjgeber  dient  Milan  Paul  Jovanovic. 


%•    ZeltsekrlfteH« 

Zeitschrift  für  die  aesamte  Striffreohtswissenschaft,  15.  Bd., 
6.  Ueft:  H.  Sevffert,  Übersicht  über  die  Strafgesetsgebone  des  Deutschen 
Reiches  im  Jahre  1894.  Jtuft^  Die  Erscbleichung  der  Begnaidigung.  UiMtd^ 
Neues  über  den  Pfarrer  Tinius.  —  16.  Bd.,  1.  Heft:  Lenty  Der  Anarchis- 
mus und  das  Strafrecht,  v.  tiuri^  Die  Verantwortlichkeit  des  RedakteuzB 
nach  den  §§20,  21  des  Prefagesetzes.  Gro/s^  Das  Kriminalmnseum  in 
Gras.  Bi'rkmeyer,  Die  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsrer- 
gleichender  Darstellung.  Sldtlel-ek,  Über  die  Immunität  der  parlamea- 
tarischen  Berichterstattung.  Bartolotnäiuf^  Beleidigung  eines  Beamten  in 
Beziehung  auf  den  Beruf. 

Hiezu  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung, 
5.  Bd.,  2.  Heft. 

Blätter  für  Beehtsanwendung  zunächst  in  Bayern^  60.  Jahrgang 
(1895):  Batier^  Das  Verteil  ungsverfahren  der  C.Pr.O.  und  die  Pfändungs- 
einträge bei  HTpothekenforderungen  (22,  23).  Dreizehnter  Ergän- 
zungsband: ßerolzheimer^  Die  Büigschaft  der  Nürnberger  Reforma- 
tion (22). 

Säehsiachea  Archiv  für  hürqerUches  Becht  und  Pi'ozefa^  5.  Bd., 
8.  u.  9.  Heft:  Krische,  Der  KechtsWnff  des  öffentlichen  Wasserlaufs 
nach  sächsischem  Rechte.  Üchanzf,  Was  ist  unter  gewerbsmälsiger  Be- 
nutzung einer  Erfindung  zu  verstehen? 

Zeitschrift  für  die  freiwiUige  Gerichtsbarkeit  etc.  (Württemberg^ 
37.  Jahigang,  1895:    S,,  Zum  Artikel  19  des  Notariatsgesetzes  (11). 

Annalen  der  Orofah.  Badischen  C^ericht-e.  Bd.  LXI  (1895):  Hacken- 
fjurg,  Die  Rechtsstellung  des  unehelichen  Rindes  in  dem  Entwürfe  eines 
bürgerlichen  Oesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich  —  2.  Lesung  —  (6  S.]. 
Kerrij  Ist  im  Vermögens -Absonderungsverfahren  gegen  den  säumigen  Be- 
klagten Versäumnisurteil  zu  erlassen  V  (13)  Düringer^  Zur  Auslegung  des 
§  12  des  Gerichtskosten^esetzes.  Haas,  Sind  die  Bezirksämter  im  Polizei- 
strafverfahren befugt,  die  Erlassung  eines  Haftbefehls  zur  Verhängung  der 
Untersuchungshaft  zu  beantragen?  (15  ff.) 

Mecklenbiirffische  Zeitschrift  für  Bechtspflege  und  Becht»- 
uHssenschafty  14.  Bd.,  1.  Heft:  von  Buchka,  Die  sogen,  prassumtio 
Muciana  und  der  §  37  der  Konkursordnun^.  2.  Heft:  Birkmeyer,  Die 
Verordnung  des  k.  sächsischen  Justizministeriums  vom  25.  März  1895  (Zur 
Frage  der  oedingten  Verurteilung). 

Zeitschrift    für    Bechtspflege     int    Herzogtum    Braunschweig, 

XXXXII.   Jahrgang  (1895):    Kulemann^   Zwangsweise   Beitreibung    von 
StrafvoUstreckungskosten  (8  u.  9). 

AUaemeine  österreichische  Gerichiszeitung ,  46.  Jahrgang  (1895): 
Hoegel,  Vergangenheit  und  Zukunft  im  Civilverfahren  (42).  i:>ehreiber, 
Die  künftigen  Aufgaben  des  Vorsitzenden  im  Civilprozesse  (44).  Poüak, 
Der  Vorkoukurs  (46).  Lenz,  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des 
Staatsanwalts  bei  Erhebung  der  Anklage  (47).  v.  Schfufter,  Bemerkungen 
über  den  Urkundenbeweis  m  der  neuen  Civilprozefsordnung  (48). 
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JurisHsche  Blätter  (Wien),  24.  Jahrgang  (1895):  Pollak,  Über  die  Beform 
der  KonkorBordnung  (51  iX  25.  Jahrgang  (1896):  v.  Chrahmayry  Die 
MeliorationshTpothel  (1).  Wien^  Die  Zustelliingen  nach  den  Bestimmungen 
der  neuen  CivQprojselaordnung  (2). 

Zeifgehrift    für    Notariat  und   freiwiUige    Chrichtsbarkeit    in 

Österreich^  Jahrgang  1895:   RozioHl,   Zur  Frage  der  Notariatsreform 

in  Frankreich  (Forts.  47  ff.).    Die  Durchfuhrung  des  neuen  erbrechtlichen 

NachlafaveifahrenB  in  Ungarn  (52).    Jahrgang  1896:   Neugröschl,  Über 

.  Notwege  (4). 

JurisHsche  VierteMahraschrift  (Wien),  N.  F.,  11.  Bd.,  3.  Heft:  Pollak, 
Die  rechtliche  Verpflichtung  zum  V ertragsabechlufise  nach  österreichischem 
'  Rechte.    Pf  ersehe^  Zur  Besitzlehre  des  österreichischen  Rechtes. 

Zeitschrip  für  schweizerisches  Mecht,  36.  Bd.,  N.  F.  14.|Bd..  Heft  4: 
Verhanolungen  des  schweizerischen  Juristenvereins  1895.  37.  Bd.,  N.  F., 
15.  Bd.,  Heft  1:  Speiser,  Handelsrechtliche  Gutachten  des  Direktoriums 
der  Kaufinannschaft  von  BaseL  Wo/f,  Zur  Rechtaprechung  des  Bundes- 
gerichts  auf  dem  Grebiete  des  internationalen  und  des  interkantonalen 
Priratrechts.     Weifs,  VaterBehaftsklage  und  Art  50  ff.  O.B. 

Zeitschrift  des  Bemischen  Juristenvereins,  XXXI.  Bd.,  4.  und 
5.  Heft:  Zeer/eder,  Hallwjl  wider  Landenberg.  Em  StammgutsprozeiB 
in  bemischen  Landen  aus  dem  18.  Jahrhundert  Merz^  Widerklage  und 
eventudle  Widerklage.  6.  Heft:  Manuel^  Einiges  aus  der  (strafrechuichen) 
Praxis. 

Revue  de  droit  intematiomU  et  de  ISgisUitian  comparie^  Tom, 
XXVÄI  Nr.  5:  Catellani,  Lee  possessions  africaines  et  le  ilroit  cola- 
nial  fis  lltalie,  Engelhardt,  Connidirationa  hietoriques  et  juridiqaee 
sur  le^  protectorcUs  (7*  art,).  ISly»,  La  ligne  de  tUmarccUion  tf  Alex- 
andre  VL  —  Notices  diverses. 

Joumcd  du  droit  iniematianaiprivSetCf  22.  Ann4e  (1895),  No.  VII— 
VIII — IX— X:  Wahl,  Des  principes  de  eompüence  dans  les  eonßits 
interTicUionatix,  spMalement  en  maliSre  de  successüm.  Laini,  La  Con- 
ference de  la  Haye  relative  au  droit  international  priv4,  2.  Session  (fin.). 
Lehr,  La  nouvelle  Ugislation  hongroise  sur  Vitat  civil  et  le  mariage 
civil.  Wilhelm,  Protectorat  et  netUraliti.  Transport  maritime  de 
matMal  de  guerre.  Klemhowsky,  Esp ionnage  militaire  dans  la  ligis- 
Uuion  russe.  Berge,  De  Vex^cution  en  Tunisie  des  jugements  frangais 
et  de  Vex^cuiion  en  Frange  de  fugements  rendus  en  Tunisie. 

Bevue  internationale  du  droit  maritime  ^  11.  Annie,  Nr.  III —IV: 
Franck,  De  Vhypothhq^iS  maritime.  Droit  compari  et  conflit  des  lois. 
Nr.  F— V/;  Le  Tellier,  Le  cas  du  San  Francisco.  —  jBuüetins  de 
la  jurisprudence  frangaise ,  allemande  (David) ,  anglaise  (Govare  et 
Spiere J,  des  EkheUes  du  Levant  (Manasse),  des  Etats -Unis  (Bontoux), 
itcUienne  (de  B&ootie). 

Arehivio  OiwridicOj  Vol.  XV,  Fase.  3—4:  Sacchi,  Std  patto  com- 
missorio  in  diritto  romano  (cont.).  Fedozzi,  Le  colonie  straniere  e  le 
associazioni  a  cui  esse  danno  origine.  Arno,  Di  un  noto  responso  di 
Papiniano  in  materia  di  diritto  a  accrescere  nella  repetitio  ususfruetus. 
Cammeo,  I  monopoli  comvnali  (cont,).  Die  na,  Sulla  validitä  dei 
eontratti  di  borsa  nei  rajaporti  intemazionali.  Saviotti,  II  crnnen 
receptatorum  nell  sua  atttnenaa  col  diritto  penale  modemo,    Ftuc.  5: 
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Bamdama-Vaecolini,  11  manäato  e/tmmereiaie  ftai  dirittö  romano. 
ßacchi,  StU  paito  ate.  (eont,  e  fite).  Tamattia,  üna  eoUeMtone  ita- 
liana  di  Uggi  bimiUine,  Pampaloni,  ContribuU  alla  deurv^inatüxie 
degii  embhmi  neu»  PandtlU. 

BiviMta   pmuiie    dt  doUHna,    legMaaUme    «    g<wrtopnirfww, 

Vol.  XLII,  Feue.  6:  Vaeea,  Le  n/orwe  nella  procedura  pnuih  pro- 
potte  drl  Ovardatigüli  al  Seimlt.  Luerhini,  VapplicoMirin»  deU  »*■ 
dtdto  23.  April«  93  »  detla  rtUuioa  Mchtila  tatütica.  Faae.  6;  Bote», 
L'omicidio  ugli  Stati  Uaiti  dAmeriea  (eotU,  e  fine).  Val.  XLIll, 
Faie.  1:  Eiperton,  KtpvMotie  degli  ttronieri  tteoido  la  legiilatioM 
Ilaliano  et  le  legitlanoni  ttranirre.  Napadano,  Intjficaeia  del  eM- 
fOMM  detV  oßeto  ««•  r«aii  di  faUo,  Svpplfmento  alla  Riritta 
Penale,  Vol.  IV,  Pomc.  1,  a,  3,  «Dtiudteii  SttHÜeD  nun  UiUeoMdMn 
StimfgQwUbncli«  von  tiata  RtÜM  italisnioeher  Bechtagelehiter. 
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Rechtshülfe. 


Begründet 
von 

Ferdinand  Böhm, 

Rat  am  k.  Obersten  Landesgerichte  in  München, 
Asaociö  d«a  Institut  de  droit  international, 

herausgegeben   von    demselben   in   Verbindung   mit 

Dr.  Theodor  Niemeyer, 

ordentl.  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Kiel. 
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Jährlich  ein  Band  von  6  Heften.     Preis  des  Bandes  12  M. 


Verzeichnis  der  Herren  Mitarbeiter. 


Dr.  A.  Alexi,  Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Budapest.  —  Dr.  C.  D.  Asser  jun., 
Advokat  in  Amsterdam.  —  Dr.  von  Bar,  Geh.  Justizrat  und  Univ.- Professor  in 
Göttingen.  —  Dr.  Barazetti,  Univ.-Professor  in  Heidelberg.  —  Dr.  Beauehet,  Univ.- 
Professor  in  Nancy.  —  Dr.  Bergbohm,  IJniv.-Professor  in  Marburg.  —  Dr.  W.  Cahn, 
Legationsrat  in  Berlin.  —  Dr.  Ambroise  Colin,  Univ.-Professor  in  Caen.  —  F.  P.  Con- 
tuzzi,  Univ.-Professor  in  Neapel.  —  Dr.  Delius,  Landrichter  in  Kottbus.  —  R  Dulo% 
Esqu.  Counsellor-at-law  in  New- York.  —  Pasquale  Fiore^  Univ.-Professor  in  Neapel.  — 
G.  Fioretti,  Avv.  in  Neapel.  —  Dr.  Flaisefden,  Tribunalpräsident  in  Galatz.  — 
Dr.  Friedberg,  Univ.-Professor  in  Leipzig.  —  H.  Fromageoty  Advokat  am  Appellbof 
in  Paris.  —  Dr.  L  Fidd,  Rechtsanwalt  m  Mainz.  —  Dr.  B.  Geiz,  Reichsanwalt  in 
Christiania.  —  Dr.  J.  Goldsehmidt,  Rechtsanwalt  am  Kammer^ericht  in  Berlin.  — 
Dr.  Grenserj  Oberlandesgerichtsrat  in  Dresden.  —  Dr.  Gretener,  Univ.-Professor  in  Bern. 

—  Grunewald,  Amtsgenchtsrat  in  Metz.  —  Dr.  Freih.  von  Haan,  Ministerialrat  im  k. 
Justizministerium  in  Wien.  —  Dr.  Haenel,  Univ.-Professor  in  Kiel.  —  Dr.  Hafner, 
Bundesgerichtspräsident  in  Lausanne.  —  Dr.  Hagerup,  Univ.-Prof.  in  Christiania.  — 
Dr.  Hamaker,  Univ.-Professor  in  Utrecht.  —  Dr.  Harburger,  Landgerichtsrat  und 
Dozent  a.  d.  Universität  München.  —  von  Hartmann,  kaiserl.  deutscher  Konsul  in 
Madrid.  —  Dr.  Heck,  Univ.-Professor  in  Greifswald.  —  Dr.  Heimburger,  Univ.- 
Professor  in  Giessen.  —  W.  Heinzerling,  Oberlandcsgerichtsrat  in  Darmstadt.  — 
Dr.  Hübler,  Univ.-Professor  in  Berlin.  —  Dr.  Jellinek,  Univ.-Professor  in  Heidel- 
berg. —  Dr.  vonJeUel,  Sektionschef  im  Ministerium  d.  Aufsern  in  Wien.  —  Dr.  Jitta,  J., 
Advokat  in  Amsterdam.  —  Dr.  Inhülsen  in  London.  —  Milan  Paul  Jovanovi^  in  Vu- 
kovar  a./D.,  korresp.  Mitgl.  der  Soci6t6  de  l^gisl.  comp,  de  Paris.  —  Dr.  Kahn,  Amts- 
richter in  Bretten.  —  Dr.  Kayser,  W.  Geh.  Legationsrat  und  Dirigent  der  Kolonial- 
abteilung im  Auswärtigen  Amt  zu  Berlin.  —  H.  Keyssner,  Kammergerichtsrat  in 
Berlin.  —  Dr.  Klöppel,  Rechtsanwalt  beim  Reichsgericht  und  Dozent  a.  d.  Universität 
Leipzig.  —  Dr.  Korder,  Univ.-Professor  in  Berlin.  —  Dr.  Krasnopolski,  Univ.-Professor 
in  Prag.  —  Dr.  Laband,  Univ.-Professor  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lammasch,  Univ.- 
Professor  in  Wien.  —  A.  Lebon,  Chef  des  Kabinetts  des  Präsidenten  des  Senats  und 
Professor  der  Staatswissenschaft  in  Paris.  —  Dr.  Ernest  Lehr,  Universitäts- 
Professor  in  Lausanne.  —  Leoni,  Ministerialrat  in  Strafsburg.  —  Dr.  Lippmann, 
Reichsgerichtsrat  in  Leipzig.  —  Dr.  von  Marquardsen,  Uni versitäts- Professor  in 
Erlangen.  —  Dr.  von  Martens,  russischer  Staatsrat  und  Universitäts  -  Professor 
in  St.  Petersburg.  —  Dr.  von  Martitz,  Univorsitäts- Professor  in  Tübingen.  — 
Dr.  von  Maurer,  Geheimer  Rat  u.  Universitäts-Professor  in  München.  —  Dr.  F.  Meili, 
Universitäts-Professor  in  Zürich.  —  Dr.  A.  Menger,  Univ.-Prof.  in  Wien.  —  Dr.  Menzen, 
Landgericlit^rat  in  Hechingen.  —  Dr.  Mittelstein,  Oberlandcsgerichtsrat  in  Ham- 
burg. —  A.  Porter  Morse,  Counsellor  of  the  Supreme  Court  etc.  in  Washington.  — 
JV^.  Moscovakis,  Advokat  und  Privatdozent  in  Athen.  —  Dr.  H.  J.  A.  Mulder,  Advokat 
und  Hechtsanwalt  beim  Hohen  Rat  in  Haag.  —  Neubauer,  Kammergerichtsrat  in 
Berlin.  —  Dr.  d'Olivecrona,  vormal.  Rat  am  obersten  Gerichtshöfe  von  Schweden 
in  Stockholm.  —  Dr.  Pann,  Hof-  und  Gerichtsadvokat  in  Wien.  —  Dr.  W.  Pappen- 
heim,  Hof-  und  Gerichtsadvokat  in  Wien.  —  Dr.  Petersen,  Reichsgerichtsrat  in 
Leipzig.  —  Dr.  Rivier,  Univ.-Professor  in  Brüssel.  —  Dr.  von  Rohland,  Univ.-Prof. 
in  Freiburg  i.  Br.  —  Don  Vieente  Romero  y  Girön  in  Madrid.  —  Dr.  Rosenblatt, 
Univ. - Proßssor  in  Krakau.  —  Dr.  Rosenthal,  Univ.-Professor  in  Jena.  -^ 
Dr.  Roszkowski,  Univ.-Professor  in  Lemberg.  —  E.  R.  Salem,  Advokat  in  Salonichi. 

—  Dr.  Salomon,  Rechtsanwalt  in  New- York.  —  Dr.  Schanze,  Regierunffsrat  in 
Dresden.  —  von  Sehelling,  kaiserl.  Legationsrat  in  Berlin.  —  F.  Schlatter,  Advokat 
in  Zürich-  —  Dr.  Schrutka-Rechtenstamm,  Univ.-Professor  in  Wien.  —  Dr.  Schuster, 
Barrister  at  Law  in  London.  —  Schwab,  Landgerichtsrat  i.  k.  Justizministerium  zu 
Stuttgart.  —  A.  Setti,  Procuratore  del  R^  in  Rom.  —  Stadler,  Regierungsrat  im 
Justizministerium  in  Strafsburg.  —  Dr.  von  Staudinger,  Senatspräsident  in  München. 

—  Dr.  Stoerky  Univ.-Professor  in  Greifswald.  —  Dr.  von  Streit,  Rechtsanwalt  und 
Professor  des  internationalen  Rechts  in  Athen.  —  Dr.  Strisower,  Dozent  an  der 
Universität  in  Wien.  —  A.  von  Travaglia,  Staatsprokurator  in  Rom.  —  Dr.  Vauthier, 
Advokat  und  Universitäts-Professor  in  Brüssel.  —  Voigt,  Rechtsanwalt  in  Halle.  — 
Dr.  Freih.  von  Vdldemdorff,  Staatsrat  in  München.  —  Andr^  Weiss,  Univ.-Professor  in 
Paris.  —  Dr.  Weizsäcker,  Ministerialrat  im  Justizministerium  in  Stuttgart.  — 
Dr.  S.  Zeisler,  Advokat  in  Chicago.  —  Dr.  Zorn,  Univ.-Professor  in  Königsberg.  — 

Dr.  Zucker,  Univ.-Prof.  in  Prag.  —  Dr.  Zürcher,  Univ.-Prof.  in  Zürich  u.  a.  m. 


Das   Erfordernis  der    verbOroten  Gegenseitigkeit   bei 
Yollstrecicung  ausländischer  Urteile  in  Deutschland. 

Von  LaDdgeriehtsrat  Hax  Klein  in  Ansbach. 

§  1.    Einleitung. 

Wie  die  Begründung  des  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwurfes 
der  deutschen  C.Pr.O.  vom  30*  Januar  1877  zu  §§  660  und  661  des 
Gesetzes  (§§  610  und  611  des  Entwurfes)  bemerkt  i),  besteht  völker- 
rechtlich kein  Anspruch  auf  Vollstreckung  richterlicher  Urteile  über  die 
Grenzen  desjenigen  Staates  hinaus,  dessen  Gerichte  dieselben  erlassen 
haben.  Ein  fremdrichterliches  Urteil  kann  daher  im  Deutschen  Reiche 
aus  eigenerKraft  keinen  Vollstreckungstitel  bilden ;  demselben  mufs 
durch  die  deutschen  Gerichte  erst  die  Ftthigkeit,  als  ein  solcher  Titel 
zu  dienen,  beigelegt  werden. 

Da  im  Gebiete  der  deutschen  C.Pr.0.  die  Zwangsvollstreckung 
der  Regel  nach  nur  aus  rechtskräftigen  oder  für  vorläufig  vollstreckbar 
erklärten  Endurteilen  stattfindet  (§  644  C.Pr.O.),  so  ist  in  §  660 
Abs.  1  folgerichtig  die  Bestimmung  getroffen,  dafs  aus  dem  Urteile 
eines  ausländischen  Gerichtes  eine  Zwangsvollstreckung  nur  erfolgen 
darf,  wenn  deren  Zulässigkeit  durch  ein  Vollstreckungsurteil 
ausgesprochen  ist. 

Die  mit  der  Erlassung  des  Vollstreckungsurteiles  in  Zusammenhang 
stehenden  Fragen  finden  in  den  Kommentaren  zur  C.Pr.O.,  sowie 
in  einer  gründlichen  Abhandlung  fVanckes^)^  dann  in  dem  Handbuche 
des  deutschen  Civilprozefsrechts  von  Wach  und  in  v,  Bars  Theorie 
und   Praxis  des  internationalen  Privatrechts  ^)   ihre  Erörterung.      Die 


1)  Hahn,  Materialien  zur  deutschen  C.Pr.0.  Bd.  I  S.  431. 

2)  Die  Ihtscheidnngen  ausländischer  Gerichte  über  bürgerliche  Reohts- 
streitigkeiten  in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutschem  Reichsrechte  (s.  Zeitschr. 
für  deutschen  Civilprozefs  Bd.  8  S.  1  u.  flg.,  auch  im  Separatabdrucke  (1884) 
erschienen). 

3)  Wach  Bd.  I  S.  223  flg.  (1885);  v.  Bar  Bd.  U.  S.  461  flg.,  2.  Aufl.  (1889), 

Zeitschrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  VI.  7 
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nachfolgenden  AnsfÜhmngen  beabsichtigen  nicht,  den  gansen  diesbeBttg- 
liehen  BechtMtoff  erschöpifend  zu  behandeln,  sondern  nur  das  fUr  die 
flrlassang  des  Vollstrecknngsorteiles  geltende  Erfordernis  der  ver- 
bürgten   Gegenseitigkeit    (§   661   Abs.    2   Nr.   5    CPr.O.)  in 


nähere  Würdigung  sa  sieben   and   eine   von    den  Anschanangen  der 
genannten  Schriftoteller  teilweise  abweichende  Ansicht  sn   b^^rflndexL 

§  2.    Begriff  der  Gegemeitigheit  im  äUgemeinen. 


„Gegenseitig*^  oder,  was  gleichbedentend  ist,  „wechselseitig*'  steht 
gleichwie  „beiderseitig**  (zweiseitig,  doppelseitig)  im  Gegensatae  zn 
j, einseitig**.  Es  drückt  etwas  anderes  ans  als  das  Wort  ^beiderseitig**; 
es  bezeichnet  ,aaf  die  Gegenseite  beBüglich** ,  fomer  ^der  Gegenseite 
angehörig**,  dann  aber  auch  eine  Wechselbezidinng,  z.  B.  gegenseitige 
Liebe,  gegenseitiger  Hab.  —  (Sanders  Wtfrterbach  der  deatschen 
Sprache  II  S.  1072.)  — 

Sprechen  wir  statt  der  hier  beispiekweise  erwähnten  Gefühle  von 
Handlangen,  so  kann  bei  solchen  insofeme  eine  Wechselbeziehang  be- 
stehen, als  eine  Thätigkeit  aaf  der  einen  Seite  in  der  Erwartung  ent- 
fidtet  wird ,  dafs  aach  aof  der  anderen  Seite  eine  Handlang  geschehe, 
and  als  die  Thätigkeit  aaf  dieser  Seite  mit  Rücksicht  aaf  die  Leistung 
des  anderen  Teils  erfolgt  Doch  ist  eine  Wechselbeziehang  aach  schon 
dann  vorhanden,  wenn  anter  sonst  Reichen  Verhältnissen  jene  Er- 
wartang  nicht  besteht 

Wenn  nan  in  Hinsicht  aaf  die  VoUstreckang  von  Urteilen  von 
dem  zwischen  einem  aasländischen  Staate  und  Deatschland  obwaltenden 
Verhältnisse  der  G^enseitigkeit  die  Bede  ist,  so  wird  dadurch  zum 
Ausdruck  gebracht,  dafs  jenes  Land  w^gen  des  gegenüber  den  Ent- 
scheidungen seiner  Gerichte  im  Deutschen  Reiche  beobachteten  Ver- 
haltens unsere  Urteile  eben&Us  zum  Vollzöge  gelangen  lä&t  und  da& 
das  Gleiche  auf  unserer  Seite  der  Fall  ist 

Es  giebt  verschiedene  Länder,  z.  B.  Dänemark,  Italien,  England, 
Schottland  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika^),  welche  die 
Vollstreckung  ausländischer  Urteile  nicht  davon  abhängig  machen,  daTs 
zu  ihren  Gunsten  Gegenseitigkeit  geübt  werde.  Im  EUnblick  auf  solche 
Staatsgebiete  empfiehlt  es  sich,  den  zunächst  aus  der  blofsen  Wort- 
bedeutung hier  abgeleiteten  Begriff  der  Gegenseitigkeit  nicht  in  einem 
fbr  die  bei  der  Urteilsvollstreckung  in  Betracht  kommenden  beiden 
Staaten  berechneten,  sondern  in  einem  nur  unseren  Standpunkt  berück- 
sichtigenden Sinne  aufzu^usen.  Nach  diesem  Gresichtspuukte  ist  9Ss 
uns  im  Verhältnisse  zu  einem  fremden  Staate  Gegenseitigkeit  dann 
gegeben,  wenn  in  demselben  die  Entscheidungen  unserer  Gerichte 
vollstreckt  werden.  Die  Gegenseitigkeit,  in  objektivem  Sinne  ge- 
sprochen, besteht  also,  wenn  blofs  von  der  wörtlichen  Bedeutang  ans- 


4)  Auch  Rufsland.  Frankreich,  Portugal ,  Qxiechenland,  Kanton  Genf 
und  mehrere  andere  scnwdserische  Kantone  sind  hleher  zu  rechnen. 
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gOgangen  wird,  darin,  dafs  onaere  GMchte  die  Urteile  des  Aoalandes, 
eowie  denen  Gerichte  die  unsrigen  in  Vollzug  setzen  und  dafs  wir  za 
unflerem  Verhalten  doxch  di«  Rücksichtnahme  auf  die  auslKndische 
Gesetzgebung  oder  Rechtsprechung  Tcranlafst  worden  sind. 

§  3.    Begriff  und  Vorausseteungen  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne 

des  §  €61  C.Pr.0. 

1.  Die  Bestimmung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  deutschen  CPr.O.^), 
welche  sich  auf  die  Verbttignng  der  Gegenseitigkeit  bezieht,  war  in 
dem  Entwürfe  (§  611)  nicht  enthalten  {Hahn,  Materialien  Bd.  I  S.  77 
und  481 — 488),  sondern  wurde  erst  auf  den  in  der  Justizkommission 
des  Reichstags  gestellten  Antrag  des  Abg.  Simckmann^)  in  das  Gesetz 
«ingeschaltet  (Hahn  I  S.  804—806,  887—890,  907,  985  und  1157). 
Sie  ist  dem  letzteren  mehr  äufserlich  angereiht,  als  innerlich  mit  dem- 
selben Terwoben.    Der  Widerspruch,  welchen  der  Vertreter  des  Bundes- 


5)  §  661  CPr.O.  lautet: 

-Das  VoUstreckungsnrteil  ist  ohne  Prüfung  der  G^esetzm&Tsigkeit  der 
Entscheidung  zu  erlassen." 

„Dasselbe  ist  nicht  zu  erlassen: 

1.  wenn  das  urteil  des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses 
Gericht  geltenden  Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht  eriangt  hat; 

2.  wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden 
wtlrde,  welche  nach  dem  Rechte  des  ttber  die  ZuTäasigkeit  der  Zwangs- 
vollstreckung urteilenden  deutBchen  Richters  nicht  erzwungen  werden 
darf; 

3.  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  Znlässigkeit  der  Zwanjg^Toll- 
streckung  urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte  desjenigen 
Staates  nicht  znst&ndig  waren,  welchem  das  auslftndische  Gericht 
angehört; 

4  wenn  der  yerurtdlte  Schuldner  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozefs  einleitende 
Ladung  oder  Verfugung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts 
in  Person  noch  durch  Gtew&hrung  der  Reehtshttlfe  im  Deutschen 
Reiche  zugestellt  ist; 

5.  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  yerbttigt  isf  (Im  nachfolgenden  wird 
die  deutsche  UivUprozersordnung  der  Kürze  wegen  nur  nut  „CPr.O. '^ 
besdchnet  werden.) 

6)  Der  Abg.  Struchmann  wies  in  der  Begründung  seines  Antrug 
darauf  hin,  dafs  das  Erfordernis  der  Gegenseitigkeit  yon  vielen  Prozeis- 
ordnunsen  aufgestellt  werde.  Kommen  in  dieser  Beziehung,  wie  die  über- 
sichtlichen ZusammensteUnngen  von  Bar  a.  a.  O.  II  S.  5tö— 546  und  yon 
Wcu^h  S.  289—246  ersehen  uissen,  gegenwftrtig  viele  Staaten  in  Betracht,  so 
war  dies  insbesondere  vor  Emftthrang  der  deutschen  CJ^r.O.  der  Fall,  als 
noch  die  Proze(sordnungen  der  einzefien  deutsehen  Bundesstaaten  in  Berttck- 
siehtigung  zu  ziehen  waren.  FaMt  sftmtUche  dieser  Staaten  huldigten  nach 
der  bei  Foelix,  Tratte  du  droü  uUemaÜanal  prw4,  Bd.  11  S.  50  (3.  Aufl. 
1856)  enthaltenen  Aufz&hlunff  dem  Grundsatze  der  Gegensdtigkeit  Aller- 
dings sind  in  der  Zeit  von  1856 — 1879  in  einüben  derselben  neue  Prozefs- 
l^esetze  eriassen  worden,  welche,  wie  z.  B.  (Qe  bajr.  CPr.O.  von  1869, 
jenen  Grundsatz  nicht  anerkannten. 

7* 
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lats,  Direktor  v»  Arnsberg^  in  der  KonuniMionsBitsang  vom  29.  Mai 
1875  (Hahn  I,  805)  dem  Antrage  Siruckmann  entgegensetzte,  wurde 
von  demselben  in  der  Sitsong  vom  8*  Joni  1875  {Hahn  I,  8iB8)  auf- 
gegeben. Dagegen  wnrde  in  der  letsteren  der  Vorschlag  Strudtmanfis^ 
welcher  sehliefslich  die  Billigung  der  Mehrheit  fand,  gerade  von  zwd 
Staatarechtslehrem  (Oneist  und  Marquardsen)  bekümpft  (Hahn  I,  889). 
Auch  ein  Vertreter  der  verbttndeten  Ragierongen,  der  baTerisehe 
AppellationsgerichtBrat  Dr.  Homer ^  machte  Bedenken  geltend,  da  der 
Antrag  nicht  com  Anadmck  bringe,  in  welchem  Sinne  die  Gegen- 
seitigkeit zu  verstehen  sei  (Hahn  J,  888).  — 

Nachdem  die  C.Pr.O.  eine  Begrifisbestimmang  des  Wortes  „G^en- 
seitigkeit**  nicht  enthält,  so  mafs  eine  solche  ans  den  einschlügigen 
Vorschriften  des  Gesetzes  gewonnen  werden.  Die  Nichtverbttrgnng  der 
Gegenseitigkeit  bildet  nach  §  661  Abs.  2  Nr.  5  C.Pr.0.  einen  der- 
jenigen FMlle,  in  welchen  ein  VoUstrecknngsnrteil  nicht  erlassen  werden 
darf.  Hienach  ist  soviel  sicher,  dafs  die  Gegenseitigkeit  nicht  mit  der 
Art  und  Weise,  in  welcher  im  ausländischen  Staate  Urteile  eigeheD, 
in  Verbindung  gebracht  weiden  darf  und  daOi  dieselbe  ebensowenig 
mit  den  Formen,  in  welchen  deutsche  Urteile  im  Auslande  vollstreckt 
werden,  als  auch  mit  den  hiebei  mafsgebenden  Zuständigkeitsbestimmungen 
in  Zusammenhang  steht. 

Da  eine  gänzliche  Übereinstimmung  der  einzelnen  Geset^;ebuDgen 
in  formeller  und  materieller  Beziehung  thatsächlich  nicht  besteht,  so 
darf  eine  völlige  Gleichheit  der  Rechtsgrundsätze  vemttnffcigerweise  auch 
für  den  Begriff  der  Gegenseitigkeit  nicht  gefordert  werden.  (Ebenso 
Wach  a.  a.  0.  S.  235).  Die  Gegenseitigkeit,  mag  darunter,  wie  dies 
noch  im  nachstehenden  zu  erörtern  sein  wird,  wesentliche  Überein- 
stimmung oder  sonst  etwas  anderes  zu  verstehen  sein,  kann  sich  nnr 
auf  die  materiellen  Voraussetzungen  beziehen,  von  denen  die 
Volbtreckbarkeit  der  Urteile  abhängt. 

2.  Bezüglich  des  Vollstreckungsurteiles  stellt  §  661  Abs.  1 
C.Pr.O.  den  Grundsatz  auf,  dafs  dasselbe  ohne  Prüfung  der 
Gesetzmäfsigkeit  zu  erlassen  ist 

Gesetzn^äfsig  heifst  „mit  den  Gesetzen  in  Einklang  stehend". 
Dies  trifft  bei  einem  Urteile  dann  zu,  wenn  darin 

a.  die  mafsgebenden  Thatsachen  vollständig  und  richtig  festgestellt 
sind  und 

b.  das  Recht  in   prozessualer  und   materieller  Hinsicht  richtig  an- 
gewendet ist. 

Eine  unrichtige  oder  unvollständige  thatsächliche  Feststellung  ist 
wohl  nach  jedem  Rechte  gesetzwidrig.  Die  deutsche  C.Pr.0.  ins- 
besondere räumt  das  Rechtsmittel  der  Berufung  auch  bezüglich  der 
Thatfrage  ein  und  gebietet  in  §  259,  dafs  das  Gericht  den  gesamten 
Inhalt  der  Verhandlungen  und  das  Ergebnis  einer  etwaigen  Beweis- 
aufbahme  zu  berücksichtigen  habe. 
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Die  PrUfiulig  der  oben  sa  lit.  b  erwähnten  Rechtsanwendong  kann 
sich  daianf  besiehen,  ob 

aa.  die  gesetzlichen  Voranssetzungen  ftlr  die  Einleitung  eines  Rechts- 
streites (die  sog.  Prozefsvoraussetzungen) ,  d.  i.  Zulfissigkeit  des 
Rechtsweges,  ZnstSndigkeit  des  angerufenen  Gerichtes,  Partei- 
und  Prozefsfilhigkeit  n.  s.  w.  gegeben, 

bb.    die  für  das  Prozedverfahren  geltenden  Vorschriften  gewahrt, 

cc.  die  vom  Kläger  zur  Darlegung  seines  Anspruches  oder  vom 
Beklagten  zu  dessen  Bekämpfung  geltend  gemachten  Thatsachen 
zum  angegebenen  Zwecke  rechtlich  geeignet  sind  und  im  Falle 
der  Bestreitung  auch  erwiesen  wurden  und 

dd.  die  auf  Orund  jener  Thatsachen  vom  Richter  gezogenen  Schlufs- 
folgerungen,  sowie,  die  in  der  Urteilsformä  erlassene  Ent- 
scheidung logisch  richtig  und  den  Bestimmungen  des  Rechtes 
(Civil-  oder  öffentlichen  Rechtes)  entsprechend  sind. 

Den  Mafsstab,  an  welchem  die  Oesetzmäfsigkeit  untersucht  wird, 
bildet  nach  §  661  Abs.  2  C.Pr.0.,  insoweit  die  Rechtskraft  der  fremd- 
richterlichen Entscheidung  und  die  im  Staate  des  ausländischen  Prozefs- 
gerichts  erfolgte  Zustellung  der  den  Prozefs  einleitenden  Ladung  oder 
Verftlgung  in  Betracht  kommen,  das  ausländische,  im  ttbrigen  aber  das 
deutsche  Recht  Die  CPr.O.  geht  von  dem  richtigen  Gedanken  aus, 
dafs  derjenige  Staat,  in  dessen  Gebiet  ein  fremdrichterliches  Urteil 
zum  Vollzüge  gebracht  werden  soll,  vorzugsweise  an  der  Beobachtung 
seiner  eigenen  Gesetze  ein  Interesse  hat 

Eine  Prüfung  der  Gesetzmäfsigkeit  steht  nicht  in  Frage,  wenn 
untersucht  wird,  ob  nach  Erlassung  des  ausländischen  Urtdles  hin- 
sichtlich des  durch  dasselbe  festgestellten  Anspruches  Änderungen,  z.  B. 
infolge  von  Zahlung,  Vergleich  u.  s.  w. ,  eingetreten  sind.  Hierauf 
bezügliche  Einwendungen,  welche  die  zu  vollstreckende  Entscheidung 
selbstverständlich  gamicht  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  vermochte, 
lassen  dieselbe  auch  nicht  als  .eine  gesetzwidrige  erscheinen  und  dürfen 
daher  vor  dem  mit  Fällung  des  Vollstreckungsurteiles  befiüsten  deutschen 
Gerichte  im  Hinblick  auf  §  686  CPr.O.   noch  vorgebracht  werden^ 

8.  Die  Vorschrift  des  §  661  Abs.  1  erleidet  durch 
Abs.  2  eine  Einschränkung.  Die  dasdbst  angeftlhrten  Fälle,  in 
denen  das  VoUstreckungsurteil  nicht  ergehen  darf,  lassen,  wenn  statt 
der  im  Gesetze  enthaltenen  verneinenden  Fassung  eine  bejahende  Form 
gewählt  wird,  die  Voraussetzungen  erkennen,  von  welchen  die 
Erlassung  des  Vollstreckungsurteils  abhängig  gemacht  ist 

Diese  Voraussetzungen  sind  folgende: 

a.    das  Vorliegen  eines  nach   den  Bestimmungen  des  ausländischen 
Rechtes  zu  bemeesenden  rechtskräftigen  Urteik, 

7)  Das  Gleiche  nehmen  an  das  Reichsgericht  (Entsch.  in  Civils. 
Bd.  18  S.  848  u.  a.  Erk.)^  Franckß  a.  a.  0.  S.  6  u.  15,  sowie  die  Kommen- 
tare. Gegenteiliger  Ansieht  sind  Petersen^  Kommentar,  und  Rintelen  in  der 
Zeitschr.  f.  d.  Civ.Pr.  Bd.  9  S.  191  ff. 
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b.  die  nach  dentschem  Rechte  ansaeriLennende  Enwingbarkeit  der^ 
jenigen  Handlnng,  an  deren  Leistung  der  Schuldner  veimteflt 
worde, 

c  die  nach  deatsebem  Rechte  yorhandene  ZnstKndigkeit  irgend 
eines  dem  answirtigen  Staate  angeh(}rendfln  GhBrichts  ftir  die 
durch  das  anslindisehe  Urteil  entMhiedene  Streitsache'), 

d.  (ftr  den  Fall  eines  Versftnntnisurteilea)  der  Umstend, 
dafs  dem  verorteilten  deutschen  Schuldner^  weldier  sich  auf  den 
IVosefs  nicht  eingelassen  hat,  die  proiefiMinleitcnde  F^adung  oder 
Verfolgung  entweder  im  Staate  des  anslindischen  Proaelkgerichts 
in  Person  oder  im  Deutschen  Reiche  durch  Gewihmng  der 
Rechtshttlfe  augestellt  worden  ist, 

e.  die  Verbtlxgung  der  Gegensmtigkeit. 

Bei  richtiger  Auffikssung  handelt  es  sich  trots  der  yemeinenden 
Fassung  des  §  661  Abs.  2  hier  nicht  um  Ausnahmen  von  der  B^gel 
des  §  661  Abs.  1  (wie  manche  Kommentare  sich  ausdrücken),  sond«ra 
um  VoraussetBungen.  Eine  R^gel  greift  nur  dann  Plata,  w«in 
die  ftlr  sie  mafsgebenden  Voraussetsungen  erfüllt  sind.  Eine  Ausnahme 
▼erhindert  die  Anwendbariieit  der  Regel,  gleichviel  ob  deren  sonstige 
Erfordernisse  groben  sind  oder  nicht*). 

4.  Von  den  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  veranlassen  die 
in  den  Nummern  2 — 4  enthaltenen  das  Gericht  zu  einer  Prttfung 
der  ausIXndischen  Entscheidung  in  Bezug  auf  ihre  Gesetzmftfsig- 
k  e  i  t  Denn  im  Hinblick  auf  Nr.  2  ist  zu  untersuchen,  ob  das  fremd- 
richterliche Erkenntnis  mit  dem  deutschen  Rechte  nicht  aus  dem  Grunde 
in  Widerspruch  steht,  weil  dasselbe  zur  Leistung  einer  Handlung  ver- 
urteilt, welche  dem  bezeichneten  Rechte  zufolge  nicht  erzwungen  werden 
darf.  Gemälk  Nr.  8  ist  zu  würdigen,  ob  bei  Zugmndlage  des  deut- 
schen Rechtes  ftlr  das  auslündische  Gericht  die  prozessuale  Voraus- 
setzung der  Zuständigkeit  insofeme  gegeben,  als  bei  irgend  einem 
Gerichte  des  auswitrtigen  Staates  ein  nach  deutschem  Rechte  anzu- 
erkennender Gerichtsstand  begründet  war.     Die  Bestimmung  der  Nr.  4 


8)  §  661  Abs.  2  Nr.  8  wiid  diesseitB  in  Obereinstimmnng  mit  Böhm^ 
BecbtBhalfeverfahren  S.  173,  Francke  a.  a.  0.  S.  35  flg.,  Wach  a.  a.  O.  281  flg., 
Seuferts  Kommentar  u.  a.  aus  den  von  denselben,  msbes.  von  Seuffert  ent- 
wiczelten  Gründen  dahin  verstanden,  dafs  niebt  das  aoswfatige  Proiefii- 
ffeiicht,  sondern  nur  irgend  ein  Gericht  des  auslftndischen  ratats  nach 
Mafsgabe  der  CPr.O.  znstSndig  sein  müsse.  Es  ist  also  nicht  konkrete 
sondern  nur  abstrakte  Zuständi|rkeit  zu  verlangen.  Anderer  Meinung  sind 
allerdings  das  Reichsgericht  (Bntsch.  27  S.  ^),  sowie  die  Kommentare 
von  GawM,  JUinche^  otruchmann-Koch,  Petersen  n.  a. 

9)  Beispiele  hiefur  aus  dem  Civilrechte  bieten  jene  Bestimmungen,  durch 
welche,  selbst  wenn  alle  sonstigen  Vorbedinffungen  der  ordenmehen  Et- 
sitsung  zutreffen,  die  letztere  dennoch  wegen  der  Person,  in  deren  Eisentom 
die  zu  ersitzende  Sache  steht,  oder  aus  olijektiven  QrOnden  auagescblossen 
erscheint.  Fexner  sei  auf  jene  besonderen  gesetzlichen  yorscfariften  1^- 
gewiesen,  durch  welche  die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  für  zulässig  so 
erachtende  Cession  oder  Kompensation  als  unstatthaft  erklärt  wird. 
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bewirkt  gleichfiüis  eine  Prttftuig  der  fremdltodiBchen  fintscheidiiiig  bin- 
Biebtlicb  ibrer  ReebtmttfBigkeit  Denn  es  gehört  nach  dentaebem  Becbte 
zn  den  proseBsaalen  ErfbrdemisBen  eines  VersRamniBarteileB ,  dafs  der 
für  scbnldig  eikannte  Beklagte  eine  Zustellnng  der  Klage  nnd  der 
darin  anfinmebmenden  I^dnng  aar  Verbandlnng  erbalten  bat 

Um  feetatellen  an  kOnnen,  ob  die  Voranflsetzangen  des  §  661 
Abs.  2  Yorbanden  sind,  ist  die  Prüfung  jedes  ausländiscben 
Urteiles,  wenn  ancb  nur  naeb  einsBelnen  Siebtungen,  geboten. 
Oauppy  BemdUj  Stmchnumn'Kod^  und  WümowM-Levy  in  ibren  Korn* 
mentaren,  Böhmy  Handbueb  des  Recbtsbttlfeyei&brens  S.  171,  172« 
sowie  Fraitdce  a.  a.  O.  S.  77f  Heümatm  (Lebrbucb  8.  818)  und 
Rmtdm  (Zeitaebr.  f.  d«  CiT.Pr.  9  S.  191  f.)  nebmen  nun  an,  dafs  die 
erwäbnte  PMlfung  nicbt  bloA  auf  die  Yom  Sebuldner  erbobenen  Ein- 
wendungen bin,  sondern  aneb  von  Amtswegen  zu  erfeigen  babe. 
Bar^^)  a.  a.  0.  n  &  585  verneint  dies,  wftbrend  Smffert  in  der 
7.  Aufl.  seines  Konunentars  Anm.  2  (8.  842)  der  Ansiebt  ist,  dafs 
nur  das  nieht  zu  beseitigende  Hindernis  des  §  661  Abs.  2  Nr.  2  und 
das  nicht  im  Interesse  der  einzelnen  Partei,  sondern  des  inlttndiscben 
Staates  aufgestellte  Erfordernis  der  verbtligten  Gegenseitigkeit  von 
Ami»  wiegen  ins  Auge  zu  fessen  seien.  Anders  verhalte  es  sidi  dagegen 
bei  den  lediglich  dem  Sebutae  des  Einzelnen  dienenden  Vomussetzungen 
der  Nr.  1,  8  und  4  des  §  661  Abs.  2»  nachdem  der  Beklagte  durch 
den  Verzicht  auf  Rechtsmittel  und  Einspruch  die  Rechtskraft  der  aos- 
Itfndischen  Entscheidung  berbeiftihren ,  sich  der  ausl&ndiscben  Gerichts- 
barkeit unterwerfen  und  auch  bei  nicht  zugestellter  Tjadung  sich  auf 
den  vor  dem  ausländischen  Richter  anhingig  gemachten  Rechtsstreit 
einlassen  könne. 

Aus  dem  Umstände,  dafs  der  Beklagte  während  des  Prozesses  auf 
Einwendungen,  sowie  auf  Rechtsmittel  oder  Einspruch  verzichten  kann, 
folgt  noch  nicbt,  dafs  auch  die  Bestimmungen  der  angeführten 
Nr.  1,  8  und  4  verzichtbar  sind.  Der  WorUaut  des  die  Voraus- 
setzungen des  Vollstreckungsurteiles  regelnden  §  661  Abs.  2,  sowie 
die   gebietende  Eigenschaft,  welche  demselben  gleichwie  anderen  die 


10)  Bar  hält  die  Bemerkung  entgegen:  „Indes  wemi  ein  Gesetz  saeen 
würde,  der  Beklagte  ist  nicht  zu  verurteilen,  wenn  nicht  der  Kläger  den 
Klaggnmd  beweist,  wäre  daraus  irgendwie  zu  folgern,  dafs  dieser  Beweis 
nidit  unter  den  gewöhnliehen  Regeln  des  Bewdses  und  bezw.  des  Zuge- 
Btändnisses  im  CSvSprosefs  stände?"^  AlleidingB  darf  der  Richter  den  Scblufs 
ziehen,  daft  im  Hinblick  auf  die  gesetzlichen  Folgen  eines  gerichtlichen  Ge- 
ständnisses die  erhobene  Klage  ungeachtet  der  NichterproDung  des  Kla^ 
grondes  dennoch  abzuweisen  sei.  Aach  wfiide,  nachdem  das  als  Beispiel 
angeführte  Gtesetz  keine  Beweisregeln  aufstellt,  der  Beweis  des  Klagcj^mndes 
nach  den  hiefÜr  mafwebenden  gewöhnlichen  Grandsätzen  zu  beurteilen  sein. 
Aber  die  Prfifnng,  ob  der  Beweis  des  Rlagegnmdes  gelunaen  und  der  Be- 
klagte bienaeh  zu  vemrtttlen  ist,  wäre  —  onid  dies  ist  hier  aas  entBcheidende 
—  nicht  nur  auf  etwaige  Erklärungen  oder  Einwendungen  des  Beklagten 
bin,  sondern  von  Amtswegen  vorzunehmen  (selbstverständlich  vorausgesetzt, 
dafs  der  letztere  in  der  Scblufssitzang  zur  oaehe  verhandelt  hat). 
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Zwangsvolktreckung  betreffiBnden  VonchrifteD  der  CPr.O.  innewohnt» 
sprechen  gegen  die  Annahme  der  Versichtbarkeit  Im  Hinblick 
darauf,  da(s  das  Vollstreckangsorteil  nach  §  661  nur  auf  Ghmnd  einer 
rechtskräftigen  aaslKndischen  Entscheidung  ergehen  darf,  könnte 
das  Gericht,  auch  wenn  der  Beklagte  den  Mangel  der  Rechtskraft  nicht 
beanstandet  hätte,  dennoch  das  bezeichnete  Urteil  nicht  erlassen  (ganz 
abgesehen  von  der  Frage,  ob  ein  Versieht  auf  die  Rechtskraft  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätsen  überhaupt  statthaft  erscheint.  Man 
▼ergl.  BÜlaw  über  absolute  Rechtskraft  im  Archiv  für  civilistische  Praxis 
Bd.  83  S.  1  u.  flg.). 

In  gleicher  Weise  mufs  das  Vollstreckungsurteil  versagt  werden, 
wenn  das  Gericht,  auch  ohne  dafs  es  durch  eine  diesbesttgliche  Einrede 
des  Beklagten  darauf  aufmerksam  gemacht  wird ,  sich  ttbersengt ,  dafs 
für  die  Gerichte  des  Auslandes  nach  deutschem  Rechte  eine  Zuständig- 
kdt  nicht  gegeben  war  oder  dafs  g^gen  den  Beklagten  eine  sog. 
Ediktalladung  erlassen  worden  ist  Das  Verfithren  nach  S§  660  und 
661  G.Pr.0.  hat,  wie  Bintdm  a.  a.  0.  8.  209  mit  Recht  bemei^t, 
den  gldchen  Zweck  wie  dasjenige  zur  Erlangung  einer  vollstreckbaren 
Ausfertigung  und  es  ist  daher  in  beiden  FKllen  von  Amtswegen  zu 
untersuchen,  ob  die  Bedingungen  der  Zwangsvollstreckung  vorliegen. 

5.  §  661  läfst,  wenn  dessen  beide  Absätze  miteinander  in  Ver- 
bindung gebracht  werden,  zwei  Regeln  entnehmen,  nämlich  dafs 
das  Vollstreckungsurteil 

a.  nur  unter  den   in  Absatz  2  angegebenen  Voraus- 
setzungen und 

b.  —  vorbehaltlich    der    Fälle    in  Absatz   2    —    ohne 
Prüfung  der  Gresetzmäfsigkeit  der  Entscheidung 

zu  erlassen  ist. 

Hienach  kann,  wie  dies  wohl  allgemein  anerkannt  ist,  Gi^gen- 
seitigkeit  im  Verhältnisse  zu  einem  Staate  nicht  bestehen,  welcher 
fremdrichterliche  Urteile 

a.  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  in  Ausnahmefl&Uen 

oder 

b.  nur  dann  nicht,   wenn  dieselben  eine  Verurteilung  eines  seiner 
Staatsangehörigen  aussprechen, 

oder 

c.  nur  im  Falle  diesbezüglicher  besonderer  Staatsverträge 

vollstreckt,  wenn,  wie  zu  c  noch  beizuftlgen  ist,  weder  das  Deutsche 
Reich  ^^)  noch  ein  hiezu  gehöriger  Bundesstaat  einen  solchen  Vertrag 
abgeschlossen  haben.     Dies  folgt  auch  schon  aus  der  oben  in  §  2  an- 


11)  Das  Deutsche  Reich  hat  desfalisige  Verträge  bisher  nicht  ab* 
geschlossen.  Wohl  aber  bestehen  die  vor  dem  1.  Oktober  1879  zwischen 
mehreren  Bundesstaaten  und  auswärtigen  Ländern  zu  sUmde  sekommenen 
Verträge    noch    zu   Recht   {Böhms    Handbuch    des   Rechtshüßeverfahrens 

S.  177). 
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gegebenen,  der  wörtlichen  Bodenlang  entnommenen  Begrifibestimmnng, 
wdche  die  beiderseitige  UrteilBvolktrecknng  fordert 

Zn  a.     Als  Staaten  der  ersteren  Art  sind  zn  bezeiobnen: 

Schweden  (Bar  S.  505,  Koppers  Znsammenstellung  [s.  unten  Anm. 
20]  S.  81)-  Wenn  hier  dänische  Urteile  ausnahmsweise  voll- 
zogen weiden,  so  ist  daraus  nicht  zu  folgern,  dafs  ein  Fall  im 
Sinne  von  lit  c.  vorliegt.), 

Norwegen  (Bar  S.  505,  Koppers  8.  81), 

Montenegro  (Böhms  Zeitschr.  I  S.  108)  und 

Finnland  (Koppers  S.  86).  ( —  Bezüglich  der  Niederlande, 
welche  hier  noch  erwähnt  werden  könnten,    s.  unten  §  7  — .) 

Zu  b  ist  die  Tttrkei  zn  nennen  (Kqppers  8.  90).  Nicht  eine 
gesetzliche  Bestimmung,  sondern  eine  Veiftlgung  des  türkischen  Justiz- 
ministeriums li^  in  dieser  Hinsicht  vor. 

Zu  c.     Zur  dritten  Klasse  sind  zu  rechnen: 

Bafsland  (Wach  S.  244,   245,   Francke  S.  47,   48  tmd  Koppers 

S.  82—86), 
Serbien  (Koppers  8.  88), 
HaYti  (Koppers  8.  103)  und 
Kanton  Neuenburg  (Koppers  8.  56  und  57). 

Dais  unsere  Entscheidungen  im  Auslande  in  Vollzug  gesetzt  wer- 
den, ist  aber  zur  Begründung  der  Gegenseitigkeit  noch  nicht  ausreichend. 
Dies  wäre  etwa  dann  der  Fall,  wenn  dem  deutschen  Richter  freistünde, 
den  Vollzug  auswärtiger  Urteile  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
stattfinden  zu  lassen,  welche  durch  die  ausländische  Prozef^gosetzgebung 
bestimmt  sind  ^').  Eine  solche  Ermächtigung  steht  indes  den  deutschen 
Gerichten  nicht  zu. 

Der  oben  in  §  2  aus  der  wörtlichen  Bedeutung  abgeleitete 
Begriff  der  Gegenseitigkeit  kann  nur  auf  Grund  des 
§  661  C.Pr.0.  richtig  entwickelt  und  mufs  daher  durch  die  in 
letzterem  enthaltenen  Merkmale  näher  begrenzt  werden.  Im  Hinblick 
auf  die  im  vorausgehenden  angeführte  zweite  Regel  des  §  661  ist  des- 
halb keine  Gegenseitigkeit  vorhanden,  wenn  die  Bewilligung  zur  VoU- 


12)  Das  ausländische  Recht  kann  dem  deutschen  Richter  nur  fUr  die 
Vorfrage  malj^ebend  sein^  ob  dessen  Bestimmungen  nach  der  deutschen 
C.Pr.0.  die  Gegenseitigkeit  annehmen  lassen.  Dagegen  kann  die  fremde 
Prozefsordnunff  nicht  in  der  Weise  entscheidend  sdn,  dab  aus  dem  Qesichts- 
ponkte  der  Gi^enseitigkeit  eine  von  der  deutschen  C.Pr.O.  nicht  vorge- 
achriebene  Prüfung  der  zu  vollstreckenden  Entscheidung  nach  einer  Rich- 
tMine  eintreten  dföte,  nach  welcher  das  ausländische  Gericht  dne  Unter- 
sncnnng  angeordnet  hat.  Die  Erlassung  des  VoUstreckungsurteils  richtet  sich 
nach  der  deutschen  C.Pr.O.  (Die  mafi^bende  Bäeutung  des  inlän- 
dischen Prozefsrechts  fOr  den  deutschen  Richter  wird,  wenn  auch  nicht 
specieli  zu  §  661.  besonders  scharf  betont  bei  BiUow^  Dispositives  Civil- 
pTozefsrecht,  Arcniv  f.  civilist.  Praiis,  Bd.  64  S.  1  u.  ff.,  insbesondere 
8.  51-61.) 
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Btreckong  ansltodiflcher  Entaeheidnngen  in  «mem  firemden  Lande  —  in 
Ermangelung  von  diesbeattglielieii  GteatByertriigen  — 

a.  entweder  Überhaupt 

oder 

b.  doch  im  Falle  der  Beteiligung  von  Angehörigen   des  letzteren 
Landes 

dadurch  bedingt  ist,  dafs  das  vom  deutschen  Richter  erlassene  Urteil 
seinem  vollen  Um&nge  nach  hinsichtlich  seiner  RechtmiirBigkeit  gepiüft 
wird  (examm^  reviiian  au  fondä "). 

Zu  a:     In  ersteref  Hinsicht  sind 

Belgien,  welches  weder  mit  dem  Deutschen  Reiche  noch  einem 
Bundesstaate  desselben  einen  solchen  Vertrag  abgeschlossen  hat 
{Koppen  8.  72 — 74  und  Frant^  8.  55  und  56), 

Kanton  Genf  {Frcmcke  8.  58,  Koppers  S.  54), 

Luxemburg  {Koppers  8.  72),  sowie  die 

Kantone  Unterwaiden  o./W.  und  Waadtland,  letztere  beide 
wegen  der  dort  obwaltenden,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  e^ 
gilnaenden,  Praxis  {Koppers  8.  59  und  60), 

hervonuheben. 

Unter  b  wlKre  Frankreich  zu  stellen, 

jedoch  nur  bei  Zugmndlage  der  zu  Gunsten  der  AuslXnder  in 
der  Wissenschaft,  insbesondere  durch  Fodix^  traUS  II  8.  70— 
122  (s.  oben  Anm.  6)  vertretenen  freieren  Auslegung.  Obwohl 
letztere,  wie  nach  Böhms  Zeitschr.  11  8.  524  und  m  8.  642  iL 
geschlossen  werden  darf,  auch  in  der  neueren  finuuSsiscfaen 
Rechtsprechung  anzutreflfen  ist,  so  wird  es  dennoch  im  Hinblick 
auf  die  Ausführungen  von  Drancke  (8.  53)  und  Koppers  8.  70— 
72  richtiger  sein,   Frankreich  in  die  Klasse  lit  a  einzureihen. 

Die  Gegenseitigkeit  erfordert  zwar  nicht,  dafs  der  auswärtige 
8taat  darauf  veirichte,  für  die  Vollstreckungsbewilligung  bestimmte 
Voraussetzungen  au&ustellen  und  hiebei  für  seine  Gerichte  eine  Ptttfungs- 
befugnis  in  Anspruch  zu  nehmen;  denn  wtbden  von  jenem  8taate  die 
Bestimmungen  des  §  661  Abs.  2  dabei  zur  Richtschnur  genommen,  so 
wilre  von  demselben  im  Verhilltnisse  zu  Deutschland  gerade  volle 
Gegenseitigkeit  getlbt  worden.  Nicht  also  in  der  Prüfung  als  solcher, 
sondern  nur  in  deren  Umfange  kann,  wenn  das  Vorhuidensein  der 
Gegenseitigkeit  zu  verneinen  ist,  das  Hindernis  gelegen  sein. 

Das  Wesen  der  Gegenseitigkeit  mufs  demzufolge  mit  den  8chrankfln, 
welche  für  das  richterliche  Prttfungsrecht  bestehen,  mit  den  vom  aus- 
ländischen 8taate  für  die  Vollstreckungsbewilligung  aufgestellten  Voraus- 


18)  Verschieden  von  diesem  System  des  sog.  exequatur  ist  das  in  Italien 
übliche  Sjrstem  des  sog.  pareeuis^  wo  die  Prüfmiff  in  einem,  wie  man  aach 
in  Österreich  sagt,  sog.  Delibationsverfahren  erfolgt  und  gleich  wie  die  za- 
Iftesigen  Einwendungen  auf  gesetzlich  bestimmte  Funkte  beschränkt  ist 
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setsmigen  in  ZaBammeiiliaDg  gebracht  werden.  Als  solche  Schranken 
kommen  die  Bestimmongen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1  nnd  5  (betr.  die 
Rechtskraft  nnd  yerbtlrgte  Gegenseitigkeit)  nicht  in  Betraeht,  weil 
die  Untersnchung,  ob  diese  beiden  Erfordernisse  gegeben  sind,  keine 
PrOfimg  des  UrteUes  in  Bezog  anf  dessen  Rechtmäfsigkeit  ist.  Wohl 
aber  enthalten  die  Vorschriften  der  Nrn.  2  bis  4  von  §  661  Abs.  2 
eine  Begrenaong  der  richterlichen  Prttftmgsbefbgnis.  Sie  beschrltnken 
die  letztere  anf  die  Würdigung,  ob  nach  deutschem  Rechte  diejenige 
Handlung,  zu  deren  Leistung  der  Schuldner  im  Auslande  verurteilt 
wurde,  erzwungen  werden  darf^^),  ob  nach  Mafsgabe  der  C.Pr.0.  die 
Zuständigkeit  f^  die  Gerichte  des  Auslands  begründet  war  und  ob 
der  als  Schuldner  verurteilte  Deutsche,  welcher  auf  den  Rechtsstreit 
flieh  nicht  eingelassen,  die  den  Prozefs  einleitende  Ladung  oder  Ver- 
ftgnng  erhalten  hat 

Nach  alledem  ist  der  Begriff  der  Gegenseitigkeit  dahin 
festzustellen,  dafs  dieselbe  ein  zwischen  Deutschland  und  dem  aus- 
wärtigen Staate  bestehendes,  auf  unserer  Seite  durch  die  Rücksicht- 
nähme  auf  das  Verhalten  des  letzteren  veranlagtes  Verhältnis  beider- 
seitiger Vollstreckung  rechtskräftiger  Urteile  zum  Ausdruck  bringt, 
wobei  die  Gerichte  des  ausländischen  Staates  die  von  den  deutschen 
Gerichten  erlassenen  Entscheidungen  nur  einer  mit  §  661  Abs.  2 
Nr.  2  bis  4  C.Pr.0.  im  Einklänge  stehenden  Prüfung  der 
Gesetzmäfsigkeit  unterziehen  dürfen. 

Aus  dieser  Begrif&bestimmung  ist  die  Folgerung  abzuleiten,  dafs 
die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  2  bis  4  auch 
für  die  Gegenseitigkeitsfrage  mafsgebend  sind. 

§  4.     Oegenteüige  Ansichten  von  Francke  und  Wach. 

1.  Mit  der  hier  vertretenen  Anschauung,  welche  dem  von  den 
Kommentatoren  Qau^j  Beincke,  Seuffert^  Siruckmann -Koch  und 
WUmowM'Levy  eingenommenen  Standpunkte  im  allgemeinen  ent- 
sprechen dürfte,  stehen  die  Ausführungen  von  Francke  a.  a.  0. 
S.  56—59,  von  Wwjh  a.  a.  0.  S.  235  und  286  und  von  HM- 
manms^^)  Lehrbuch  z.  G.Pr.0.  S.  812  und  813  nicht  im  Einklänge. 


14)  Die  diesbezügliche  Untersuchung  ist  materiell-rechtlicher  Natur.  Es 
ist  daher  nicht  in  vollem  Umfanse  richtig,  wenn  die  Begründung  des  £nt- 
wur£i  zur  C.Pr.0.  (Hahn  1  S.  482)  bemerkt,  dem  inländischen  Richter  stehe 
räie  Kognition  Über  die  materielle  Rechtm&Isigkeit  des  ansländischen  Er- 
kenntnisses, also  auch  darüber  nicht  zu,  ob  bei  Abfassung  desselben  die 
materiellen  Gesetze  seines  Landes  berücksichtigt  sind  oder  mcht ,  und  jener 
Kchter  dürfe  selbst  anf  die  fVage  nicht  dng^hen ,  ob  etwa  gebietende  oder 
▼erbietende  Gresetze  seines  Landes  bei  F^dnng  des  Urteils  verletzt  sind. 

15)  Dm  Beichsgericht  hat  zu  den  im  vorstehenden  erörterten  Fragen 
weder  in  dem  UrteU  vom  19.  Mai  1882  (Entsch.  7  S.  406  ff.)  noch  sonst  ent- 
eebieden  Stellung  genommen. 
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Ee  sei  gestattet,    die  von  Wach  und  Francke  vorgebrachten  Begrün- 
dungen etwas  näher  ins  Auge  zu  fassen. 

FVanckey  welcher  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 
bis  4  als  belanglos  für  die  Oegenseitigkeitsfrage  erachtet,  macht  geltend, 
dafs  die  Thatsache  nicht  verbUigter  Gegenseitigkeit  mit  dem  Inhalte 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  ganz  gleichmäfsig  ab  Bedingung  für  die 
Nichterlassung  eines  Vollstreckungsurteiles  hingestellt  seL  Also  sei 
nach  den  Biegein,  welche  bezttglich  des  Satzbaues  gelten,  für  den 
Begriff  der  Gegenseitigkeit  nicht  der  Inhalt  jener  Nrn.  1 — 4,  sondern 
das  ohne  Rücksicht  auf  diesen  Inhalt  festzustellende  Wesen  desjenigen 
Voi^;ang8  mafsgebend,  welcher  unter  der  Bedingung  der  Nr.  1,  2,  8 
oder  4  ausgeschlossen  sein  solle.  Bei  jeder  anderen  Memung  gelange 
man,  wie  weiter  ausgeführt  wird,  zu  dem  von  der  CPr.O.  nicht  gewollte 
Ergebnisse,  dafs  zwischen  Deutschland  und  einem  fremden  Staate, 
welcher  gleich&lis  Gegenseitigkeit  verlange,  eine  wechselseitige  Voll- 
streckung von  Civilrechtssprüchen  nur  dann  möglich  sei,  wenn  dieser 
Staat  die  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  nur  unter  allen  Voraus- 
setzungen des  §  661  oder  doch  unter  beiderseits  für  ganz  gleichwertig 
erachteten  Bedingungen  zum  Vollzage  bringe.  Wenn  der  auswärtige 
Staat  schwerere  Voraussetzungen  bestimme,  werde  von  uns  die  Voll- 
streckung verweigert;  stelle  derselbe  aber  weniger  oder  leichtere  Vor- 
aussetzungen auf,  so  sei  es  uns  nicht  möglich,  einen  Urteilsvollzug  zu 
bethätigen;  denn  in  einem  solchen  Falle  vollstrecke  der  fremde  Staat 
unsere  Urteile  nicht  im  Hinblick  auf  unsere  schwereren  Voraus- 
setzungen. 

Nach  der  Auffassung  von  Wacfi  ist  G^enseitigkeit  dann  ge- 
geben, wenn  das  rechtskräftige  deutsche  Urteil  als  solches  unan- 
fechtbar anerkannt,  wenn  demselben  also  die  Vollstreckbarkeit  ohne 
Prüfung  der  Gesetzroäfsigkeit ,  ohne  Zurückgehen  auf  den  ursprüng- 
lichen Klagegrund  gewährt  sei.  Werde  dagegen  das  rechtskräftige 
deutsche  Urteil  als  materielle  Voraussetzung  der  Vollstreckbarkeit  nicht 
anerkannt,  so  ermangle  die  Gegenseitigkeit  Es  seien  also  für  dieselbe 
sowohl  die  Zuständigkeitsbestimmungen  des  §  660  Abs.  2,  als  auch 
die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  bedeutungslos.  Weder 
dadurch,  dafs  der  ausländische  Staat  diese  Voraussetzungen  nicht  auf- 
stelle, noch  auch  dadurch,  dafs  derselbe  von  ihnen  abweiche,  noch 
auch  dadurch,  dals  er  völlig  andere  festsetze,  werde  die  Gegenseitigkeit 
ausgeschlossen,  wenngleich  daraus  die  Folge  erwachse,  dafs  der  Kreis 
der  anerkannten  Urteile  im  Verhältnisse  zu  unserer  Anerkennung  ver- 
engert werde.  — 

2.  Zuerst  seien  Franches  Erörterungen  besprochen.  Wenn  auch 
immerhin,  wie  Wach  S.  280  bemerkt,  der  einzelne  G^setzesparagraph 
im  Zusammenliange  mit  dem  Ganzen  seine  Bedeutung  empfllngt,  so 
darf  dennoch  im  Hinblick  auf  die  mehrfachen  systematischen  Fehler, 
welche  in  der  C.Pr.O.  zutage  treten  —  (Beispiele  hiefÜr  bei  Wadi 
S.  280  und  281)  — ,  aus  der  äufseren  Stellung  einer  einzelnen  Gesetzes- 
bestimmung nur  mit  Vorsicht  auf  deren  Inhalt  geschlossen  werden. 


Erfordernis  d.  verb.  Gegenaeitigkeit  b.  Vollstrecknng  ansl.  Urt.  L  Deutschi.  109 

Ein  solches  Verhalten  empfiehlt  sich  insbesondere  im  vorliegenden 
Falle.  Die  in  Nr.  5  einerseits  nnd  den  übrigen  Nommem  des  §  661 
Abs.  2  andererseits  bezeichneten  Erfordernisse  stehen  nicht  anf  gleicher 
Linie.  Nr.  5  betrifit  eine  Vorschrift,  welcher  nicht  das  zu  vollziehende 
Urteil,  sondern  nur  die  Oesetzgebnng  oder  Rechtsprechung  des  aus- 
wttrtigen  Staates  Genüge  leisten  kann,  wfthrend  den  Anforderungen  der 
übrigen  Nummern  die  zu  vollstreckende  Entscheidung  gerecht  zu  werden 
vermag.  Es  macht  sich  aber  auch  insofeme  ein  Unterschied  geltend,  als 
die  Bestimmung  der  Nr.  5  bei  Prüfling  fremdrichterlicher  Urteile  der 
Bogel  nach  in  erster  Reihe  zu  berücksichtigen  ist.  Besteht  zwischen 
Deutsehland  und  dem  Staate  des  ausländischen  Gerichts  eine  Gegen- 
s^tigkeit  nicht,  so  werden  die  deutschen  Gerichte,  wenn  dieselben 
alsdann  überhaupt  in  Anspruch  genommen  werden,  kaum  in  Würdigung 
ziehen,  ob  die  FHUe  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  zutreffen,  sondern 
sofort  zur  Abweisung  der  Vollstreckungsklage  schreiten.  Nur  hinsieht- 
lieh  der  Urteile  von  Staaten,  für  welche  die  Gegenseitigkeit  als  fiast- 
stehend  angenommen  wird,  werden  die  anderen  Voraussetzungen  des 
§  661  Abs.  2  noch  in  Untersuchung  gezogen  werden.  Diesen  Er- 
wigungen  wird  durch  die  ttufsere  Stellung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5, 
'welche  sich  aus  der  ein&chen  Anreihung  der  durch  den  Struckmann- 
sehen  Antrag  veranlafsten  Ergänzungsbestimmung  erklärt,  keine  Rech- 
nung getragen.  Bei  besserer  Fassung  würde  das  Erfordernis  der 
Gegenseitigkeit  in  §  660  (nicht  661)  etwa  durch  Einschaltung  der 
Worte  „bei  verbürgter  Gegenseitigkeit^  zum  Ausdruck  gebracht  worden 
sein.  Wenn  femer  noch  berücksichtigt  wird,  dafs  nur  rechtskräftige 
Gntscheidungen  ftar  die  Prüfung,  ob  die  Voraussetzungen  des  §  661 
Abs.  2  Nr.  2—4  gegeben  sind,  in  Betracht  kommen,  so  erscheint  auch 
bezüglich  der  Nr.  1  des  §  661  Abs.  2  eine  andere  äuflMre  Stellung 
angemessen.  Letzteres  könnte  dadurch  bewirkt  werden,  dafs  die 
Voraussetzung  der  Rechtskraft  gleichfalls  in  §  660  erwähnt  würde, 
welcher  alsdann  allen&lls  folgenden  Wortlaut  zu  erhalten  hätte: 

„Aus  dem  Urteile  eines  ausländischen  Gerichtes,  welches  nach 
dem   f%lr  dieses  geltenden   Rechte  die  Rechtskraft  erlangt   hat, 
findet   bei  Verbürgter  Gegenseitigkeit  die  Zwangsvollstreckung 
nur  statt,  wenn  ihre  ZuläsBigkeit  durch  ein  VoUstreckungsurteil 
ausgesprochen  ist." 
Auf  diese  Weise  kämen  selbstverständlich   die  Nrn.  1  und  5  bei 
§    661   Abs.   2   in  WegfiiU.      Hat   hienach   der  Gesetzgeber  die  Be- 
stimmungen der  Nr.  1  und  5    (§661  Abs.  2)   nicht  an  der  richtigen 
Stelle  untergebracht,    so  dürfte  der  von  Francke  aus  den  Regeln  des 
Satzbaues   gezogenen    Folgerung    ein   Gewicht   nicht   beizulegen    sein. 
Francke  sagt  S.  58,  man  dürfe  von  dem  nicht  abweichen,  worauf  der 
Wortlaut    hinweise.     Allein  eine    das  Wesen   und  den   Inhalt   der 
Gegenseitigkeit   betrefiende  Anordnung,   deren  Wortlaut  allerdings  bei 
Ermittelung  des  dem  Gesetzgeber  innewohnenden  Willens  von  höchster 
Bedeutung  wäre,    liegt  nicht  vor.     Francke  zieht  auch  nur  aus   der 
ünfseren  Stellung  seinen  Schlufs. 
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Was  die  praktiachen  Folgerangen  Franekes  betrift,  bo  wird  an 
anderer  Stelle  besprochen  werden,  weiches  Eigebnis  dem  Willen  der 
CPr.O.  entspricht.  Hier  soll  nur  zwischen  rechtlichen  und  thatsfteh- 
lichen  Hindernissen  unterschieden  werden.  Es  besteht  nun  jedenfalls 
kein  begründetes  rechtliches  Bedenken,  dafs  in  Deatschland  die 
Urteile  solcher  LKnder  zam  Vollxoge  gelangen,  deren  Gksetae  weniger 
oder  leichtere  Voraossetsongen  als  §  661  aufstellen.  Insolange  der 
fremde  Staat  ans  dem  Grunde,  dafs  er  leichtere  Bedingungen  ak 
Deutschland  festgesetzt  hat,  keinen  Anlafs  nimmt,  die  Vollstreckung 
unserer  Urteile  zu  verweigern,  ist  auch  kein  thatsächlicher 
Hinderungsgrund  ftlr  uns  gegeben,  die  Entscheidungen  ehies  solchen 
Landes  in  Vollzug  setzen  zu  lassen. 

Die  über  das  Wesen  der  Gegenseitigkeit  von  Drancke  (8.  46 — 64) 
vorgetragenen  Ausführungen  fehlen  unseres  Erachtens  darin,  dafs  sie 
beständig  im  Hinblick  auf  §  661  Abs.  1  CPr.O.  den  völligen  Aus- 
schlufs  einer  Prüfung  in  Bezug  auf  die  BechtmUfsigkeit  der  Ent- 
scheidung verlangen,  ohne  zu  beachten,  dafs  die  Frage,  ob  die  Voraus- 
setzungen des  §  661  Abs.  2  gegeben  sind,  eine  die  GesetzmKfsigkeit 
betreffende  Untersuchung  erheischt  Es  ist  in  gewissem  Sinne  richtig, 
wenn  v.  Bar  II  S.  535  Anm.  127  sagt,  dafs  der  Gesetzgeber  (in  Abs.  1) 
erst  das  Princip  der  Anerkennung  (Nichtrevision)  der  auswärtigen 
Urteile  gleichsam  als  grofse  Errungenschaft  proklamiere,  dann  aber 
dasselbe  mit  einer  gewissen  Ängstlichkeit  (in  Abs.  2)  grofsenteils 
wieder  zurücknehme. 

3.  Nach  der  Anschauung  von  Wach  ist  die  Gregenseitigkeit  dann 
gegeben,  wenn  dem  rechtskräftigen  Urteile  des  deutschen  Gerichtes 
als  solchem  die  Anerkennung  seiner  Unanfechtbarkeit  und  —  ohne 
Prttftmg  seiner  Gesetzmäfsigkeit ,  sowie  ohne  Zurückgehen  auf  den 
ursprünglichen  Klagegrund  —  die  Vollstreckbarkeit  gewährt  werden. 
Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob  die  hier  ang^ebenen  Merkmale  zu- 
treffend sind  und  die  von  Wctch  gezogene  Schlufsfolgerung  rechtfertigen, 
dafs  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  oder  die  im 
auswärtigen  Rechte  an  dessen  Stelle  tretenden  anderweitigen  Voraus- 
setzungen ftlr  die  Gegenseitigkeitsfrage  bedeutungslos  erscheinen. 

Unter  dem  Zurückgehen  auf  den  ursprünglichen  Klagegrund  ist 
das  Zurückgreifen  auf  die  aus  der  zu  vollstreckenden  Entscheidung 
manchmal  nicht  sicher  zu  entnehmenden  prozessualen  Voraussetzungen 
der  Ladung  oder  prozefseinleitenden  Verfolgung  und  deren  Zustellung 
(§  661  Abs.  2  Nr.  4)  nicht  zu  verstehen.  Femer  gehört  nicht  dazu 
und  unterliegt  auch  keiner  Beanstandung  die  behn^  Auslegung  der 
Urteilsformel  unter  Umständen  veranlafste  Heranziehung  des  im  That- 
bestande  des  zu  vollziehenden  Erkenntnisses  erwähnten  Klaginhaltes. 
Es  kann  daher  Wach  wohl  nur  ein  Zurückgehen  auf  den  Inhalt  der 
EJage  behuft  thatsächlicher  und  rechtlicher  Prüfung  im  Auge  gehabt 
haben.  Allein  die  rechtliche  Würdigung  kann  sowohl  eine  materiell- 
rechtliche als  auch  eine  prozessuale  sein.  Zu  der  unter  den  letzteren 
Gesichtspunkt  fallenden  Untersuchung  der  Zuständigkeit  des  ausländischen 
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CterichtB  ist  aber,  wie  die  Motive  snr  C.Pr.0.  {Hdim  I  8.  482)  mit 
Becht  bemerken,  ein  Eingehen  auf  die  Sache  selbst  insoweit  erforder- 
lieh, ab  die  Znstilndlgkeit  durch  die  dem  Rechtsstreite  selbst  ange- 
fa(Srenden  Thatsachen  bestimmt  wird.  So  ist  z.  B.  zur  Begründung  des 
Gerichtsstandes  des  Erfüllungsortes  der  Ort  der  Vertragserfüllung  zu 
ermittdn.  Es  ist  daher  nur  das  zum  Zwecke  thatsüchlicher  und 
materiell-rechtlicher  Prttfong  erfolgende  Zurflckgreifai  auf  den  ursprüng- 
lichen Klagegrund  y  welches  auch  für  die  durch  §  661  Abs.  2  Nr.  2 
angeordnete  materiell  -  rechtliche  Untersuchung  nicht  geboten  erscheint, 
«Is  unstatthaft  zu  erachten.  Die  vorbeaeichnete  Würdigung  ist  eine 
Art,  welche  der  Gattung  „Prüfung  der  Gesetzmärsigkeit**  angehört; 
dasjenige,  was  bezüglich  dieses  Grattunpbegrifles  im  nachstehenden  zu 
bemerken  ist,  gilt  daher  auch  für  jenen  Artbegriff.  Der  Behauptung 
WadkS't  Gegenseitigkeit  sei  dann  gegeben,  wenn  die  Vollstreckbarkeit 
der  vom  deutschen  Gerichte  erlassenen  Entscheidung  ohne  Prüfung 
der  Gesetzmäfsigkeit  gewährt  werde,  kann  aus  den  bei  Besprechung 
der  Frofidkeschen  Ansicht  angegebenen  Gründen  nicht  beigetreten 
^rerdea.  Wtlre  aber  selbst  jener  Satz  richtig,  so  würde  damit  die  von 
Wadi  gezogene  Schlufsfolgerung,  daik  es  mit  dem  Wesen  der  Gegen- 
seitigkeit nicht  im  Widerspruch  stehe,  wenn  der  ausländische  Staat 
eine  beliebige  Anzahl  anderer  Voraussetzungen  aufttelle,  noch  nicht 
gerechtfertigt  sein.  Denn  gerade  das  von  Wadi  und  "BYa/ncke  beliebte, 
unter  Nichtberücksichtigung  von  §  661  Abs.  2  geschehene  aussohliefs- 
liche  Festhalten  an  dem  Grundsatze  des  §  661  Abs.  1  müfste  folge- 
riehtig  dazu  führen,  der  Aufktellung  einer  jeden  Voraussetzung  entgegen- 
satreten,  welche  zu  einer  Prüfung  der  Entscheidung  in  Bezug  auf 
deren  Rechtmäfsigkeit  Veranlassung  geben  kann. 

Bei  der  von  Wadk  verlangten  Aneikennung  der  Unanfechtbarkeit 
bat  derselbe,  wie  seine  Darlegung  auf  S.  224  ersehen  läfst,  nicht  bloft 
die  formelle,  sondern  auch  die  materielle  Rechtskraft  im  Auge.  For- 
melle Rechtskraft  ist  wenigstens  nach  deutschem  Rechte  dann  vorhanden, 
wenn  das  Urteil  durch  ordentliche  Rechtsmittel  oder  Einspruch  nicht 
mehr  angefochten  werden  kann.  Materielle  Rechtskraft  ist,  wie  Wadi 
«.  a.  0.  zutreffend  bemerkt,  die  für  alle  Gerichte  in  allen  Prozessen 
der  betreflhnden  Parteien  bezüglich  des  nUmlichen  Gegenstandes  bin- 
dende Kraft,  mit  anderen  Worten  die  unabNnderliche  Feststellung 
{Normierung)  des  Rechtsverhältnisses. 

Bestdtten  ist  die  von  Wadk  angestellte  Behauptung,  dafs  in  §  661 
die  Frage  der  materiellen  Rechtskraft  geregelt  sei.  (Man  vergl.  Wa6k 
S.  225  Anm.  18.)  Nimmt  man  an,  dafs  die  Ansicht  Wadhs  nicht 
richtig  sei,  und  versteht  man  das  Wort  „Unanfechtbarkeit**  nur  im 
Sinne  der  formellen  Rechtskraft,  so  wird  man  auch  den  Satz,  dafs  die 
Unanfechtbarkeit  ein  mafsgebendes  Merkmal  der  Gegenseitigkeit  sei, 
nicht  zu  billigen  yermögen.  Denn  die  blofse  UnStatthaftigkeit,  ein 
Urteil  mittels  ordentlicher  Rechtsmittel  oder  Einspruchs  zu  bekämpfen, 
eehliefst  noch  nicht  aus,  dafs  der  auf  Erlassung  eines  Vollstreckungs- 
nrteils  gerichteten  Klage  Einwendungen  entgegengesetzt  werden  und 
dftb  audi  abgesehen  hievon   eine  Prüfung  von  Amtswegen  stattfindet 
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Stellt  man  sich  aber  aaf  den  unseres  Erachtens  berechtigten  Stand- 
punkt, dafs  in  §  661  die  Frage  der  materiellen  Rechtskraft  geordnet 
ist,  und  versteht  man  sonach  im  Sinne  der  letateren  auch  das  Wort 
„Unanfechtbarkeit^,  so  kann  der  Behanptang,  Oegenseitigkeit  sei  dann 
begründet,  wenn  das  im  Aaslande  erlassene  Urteil  ab  solches  unan- 
fechtbar sei,  wiederum  nicht  angestimmt  weiden.  Denn  sie  ist  eine 
zu  weitgehende«  Nach  §  661  Abs.  2  kann  ein  auslündisches  Urteil 
insofeme  keine  materielle  Rechtskraft  erlangen,  als  dasselbe  mit  Abs.  2 
Nr.  2 — 4  nicht  im  Einklang  steht  und  als  im  betreffenden  auswärtigen 
Staate  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  erscheint.  Wenn  nämlich 
gegenüber  der  ein  Volbtreckungsurteil  bezweckenden  Klage  vom 
Schuldner  auf  §  661  Abs.  2  Nr.  2 — ^5  begründete  Einwendungen 
gestützt  werden,  so  kann  der  Kläger  denselben  durch  Bezugnahme  auf 
die  rechtskräftig  entschiedene  Sache  (replicaHo  rei  judicaia^  nicht  mit 
Erfolg  begegnen. 

Vermag  aber  das  ausländische  Urteil  nur  unter  dem  Vorbehalte 
der  Nrn.  2—5  des  §  661  Abs.  2  materielle  Rechtskraft  i*)  zu  äufsem, 
so  kann  auch  das  Vorhandensein  der  Gegenseitigkeit  nicht  dadurch 
bedingt  sein,  dafs  unseren  Entscheidungen  unbeschränkte  materielle 
Rechtskraft  im  Auslande  zukommt.  Es  erscheinen  daher  für  die  mate- 
rielle Rechtskraft  die  Nrn.  2 — 5  des  §  661  Abs.  2  und  ftir  die  Gegen- 
seitigkeit, bezüglich  deren  aus  dem  am  Schlüsse  von  §  3  oben  ange- 
gebenen Grunde  die  Bestimmung  der  Nr.  5  belanglos  ist,  die  Nrn. 
2—4  des  bezeichneten  Paragraphen  von  Bedeutung. 

Die  Behauptung  Frandces  und  Wachs,  dafs  die  im  Auslande  auf- 
gestellten Voraussetzungen  völlig  gleichgültig  seien,  müfste  folgerichtig 
zu  der  Annahme  führen,  dafs  das  Gesetz  des  anderen  Staats  für  dessen 
Gerichte  eine  beliebig  weitgehende  Befugnis  zur  sachliahen  Prüfting  in 
Anspruch  nehmen  kann,  ohne  mit  der  Gegenseitigkeit  in  Widerstreit 
zu  geraten.  Allein  die  Vornahme  einer  derartigen  Prüfung  kOnnen 
und  wollen  Wach  und  Francke,  da  sie  auf  den  Grundsatz  des  §  661 
Abs.  1  so  grofse  Bedeutung  legen,  sicherlich  nicht  gestatten.  Dies 
ergiebt  sich  bei  FrancJce  überdies  noch  aus  dessen  Ausftlhrungen  S.  49 
und  bezüglich  beider  aus  der  Thatsache,  dafs  sie  hinsichtlich  des  eng- 
lischen Rechts  und  anderer  sachliche  Einwendungen  zulassenden  Rechte 
die  Gegenseitigkeit  nicht  als  gegeben  ansehen.  Es  können  daher  diese 
Schriftsteller  bei  ihrer  vorerwähnten  Äufserung  doch  nur  jene  Voraus- 
setzungen im  Auge  gehabt  haben,  welche  mit  der  Rechtmäfsigkeit  der 


16)  Aus  diesem  Grunde  wird  im  Anschlüsse  an  die  Aasftthrunsen  von 
Wach  a.  a.  0.  S.  226  und  227  und  Köhler^  Zeitschr.  f.  d.  Civilprozefs  Bd.  10 
S.  449  ff.,  insbes.  466  und  467,  diesseits  angenommen,  dafs  die  Eänrede  der 
rechtskräftig  entschiedenen  Sache  nur  anf  rechtskräftige  ausländische  Urteile, 
welche  den  Erfordernissen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  2-Z  genügen,  erfolgreich 
sich  stützen  kann.  Das  gleidier  Ansicht  huldigende,  von  Bar  II  S.  421  und 
422  und  Richard  in  Böhms  Zeitschr.  Bd.  III  S.  10  ff.,  insbes.  S.  38—44  be- 
kämpfte Urteil  des  Reichsgerichts  vom  29.  Januar  1883,  Entsch.  8 
S.  389,  ist  allerdings  bezöglicn  einiger  Sätze  nicht  einwandfirei. 
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ausländischen  Entscheidung  nicht  in  Zusammenhang  stehen.  Wenn  die 
Anschauui^en  Wtuhs  und  Franckes  im  vorstehenden  in  so  eingehender 
Weise  besprochen  wurden,  so  galt  es  hauptsllchlich  ihnen  gegenüber 
den  fdr  den  diesseitigen  Standpunkt  entscheidenden  Satz  zu  verteidigen, 
dais  die  Voraussetzungen  des  §  661  Abs.  2  Nr.  2 — 4  ftlr  die  Gegen- 
aeitigkeitsfrage  von  höchster  Bedeutung  sind. 

§  5.    VoUstreckungsvoraussetaungen,  welche  für  die  Gegenseitigkeit 

ohne  Belang  sind. 

Die  vom  auslKndischen  Staate  flir  die  Bewilligung  zur  Vollstreckung 
unserer  Urteile  aufgestellten  Voraussetzungen  sind  nach  dem  vorstehen- 
den für  die  Gegenseitigkeitsfrage  unter  dem  Vorbehalte  von  Belang, 
dals  dieselben  eine  Prüfung  jener  Entscheidungen  hinsichtlich  deren 
G^setzmäfsigkeit  erheischen. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen,  wenn  die  Voraussetzungen  des 
fremden  Staates  eine  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  Bechtmälsigkeit 
nicht  erfordern.  Lietzteres  war  z.  B.  der  Fall  angesichts  §  2  der 
frtther  in  Geltung  gewesenen  bayerischen  Verordnung  vom 
2*  Juni  1811,  die  Vollstreckung  fremdrichterlicher  Erkenntnisse  be- 
treffend (Regier.BL  S.  745).  Hienach  konnte  ein  ausländisches  Urteil 
an  den  in  Bayern  befindlichen  Gütern  des  „Sachflüligen^  nur  dann  in 
Vollzug  gesetzt  werden,  wenn  1.  durch  gerichtliche  Sjougnisse  dargethan 
wer,  dafs  in  dem  auswärtigen  Staate  keine  tauglichen  oder  hinreichenden 
Vollstreckungsmittel  vorhanden  sind,  und  wenn  sich  2.  keine  bayerischen 
Unterthanen  mit  Forderungen  gemeldet  haben,  rücksichtlich  welcher 
ihnen  an  den  zur  Vollstreckung  angewiesenen  Sachen  ein  gleiches  oder 
▼oizügliches  Beeht  gesetzlich  zusteht 

In  ähnlicher  Weise  verlangt  das  Fürstentum  Monako,  wie 
Frandce  a.  a.  0.  S.  62  hervorhebt,  dafs  in  dem  Staate,  in  welchem 
das  zu  vollziehende  Urteil  gesprochen,  die  Zwangsvollstreckung  ver- 
geblich versucht  wurde.  Hieher  sind  auch  die  von  den  rumänischen 
Gerichten  gestellten  Anforderungen  zu  rechnen,  dafs  den  Gesuchen 
nm  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  rumänische  Übersetzungen  bei- 
safügen  sind  und  dafs  vom  Antragsteller  ein  in  Rumänien  wohnender 
Anwalt  als  Bevollmächtigter  aufzustellen  ist  ^^).  Auch  steht  es  mit  der 
Bechtmäfsigkeit  der  zu  vollziehenden  Entscheidungen  nicht  in  Zu- 
sammenhang, wenn  im  ELanton  St.  Gallen  untersucht  wird,  ob  jenen 
Erkenntnissen  nicht  reehtskiftftige  Urteile  einheimischer  Gerichte  ent- 
gegenstehen (Kqppers  S.  54).  Und  dasselbe  gilt  bezüglich  des  Kantons 
Granbünden  {Koppers  S.  55). 


17)  Jetteif  Handbuch  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  mit 

Rfickstclit   auf   die    Gesetzgebungen    Österreich  -  Ungarns,  Kroatiens    und 
Boemens  (1898)  S.  195. 

Zeitaohrift  f.  intern.  Prirat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  VI.  8 
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Nur  fllr  Flüle  dieser  Art  trifit  die  Bemerkung  von  Wadi  und 
Francke  zu,  dafs  die  GegenBeitigkeit  durch  die  Bestimmung  anderer 
ak  der  in  §  661  Abs.  erwähnten  Voraussetzungen  nicht  beeintiüchtigt 
werde. 

§  6.    Das  Erfordernis    wesentlkher    Übereinstimmung    bejsüglich 
der  in-  und  ausländischen  VoUsirecJcungsvoraussetmngen, 

Es  ist  bereits  erwUbnt  worden,  dafs  den  Gerichten  des  Auslandes 
ein  unbeschrlinktes  Prttfungsrecht  nicht  zugestanden  werden  kann,  wenn 
Gegenseitigkeit  bestehen  soll,  und  dafs  die  Grenzen,  welche  der 
Prttftmgsbefngnis  gezogen  sind,  aus  §  661  Abs.  2  C.Pr.0.  sich  ergeben. 
Hieraus  folgt,  dafs  die  Gegenseitigkeit  eine  Beeinträchtigung  erleidet, 
wenn  ein  fremder  Staat  unter  Nichtbeachtung  dieser  Schruiken  wesent- 
lich strengere  Voraussetzungen  als  die  G.Pr.0.  ^^)  aufstellt. 

Die  von  Seuffert  in  früheren  Auflagen  seines  Kommentan  ver- 
tretene, von  demselben  nunmehr  aufgegebene  Ansicht,  die  Gegenseitig- 
keit erfordere,  dafs  die  Urteile  deutscher  Gerichte  in  dem  betreffenden 
ausländischen  Staate  unter  denselben  oder  unter  noch 
weniger  Voraussetzungen,  wie  sie  das  inländische  Recht  be- 
stimme, vollstreckt  werden,  durfte  nicht  zu  billigen  sein.  Wenn,  wie 
anzunehmen ,  bei  den  Worten  „unter  denselben*'  Identität  der  auf  die 
Voraussetzungen  sich  beziehenden  gesetzlichen  Vorschriften  verlangt  ist, 
so  darf  hingegen  auf  die  im  reichsgerichtlichen  Urteile  vom  19.  Mai 
1882  (Entsch.  des  R.G.  Bd.  7  S.  406  u.  flg.,  insbes.  S.  418  u.  414) 
enthaltene  zutreffende  Erwägung  hingewiesen  werden,  dafs  der  Fall 
einer  vollständigen  Übereinstimmung  der  Gesetze  bei  verschiedenen 
Staaten  sich  nicht  in  Rechnung  ziehen  lasse  und   dafs  man   bei  Ver- 


18)  Der  Vertreter  der  verbündeten  R^emngen,  Ap^UationsgerichtBrat 
Dr.  Hauser  j  sprach  sich  in  der  Sitzung  der  Justizkommission  vom  8.  Juni 
1875  (Hahn  I  ».  888)  dahin  aus ,  dafs  die  VollBtreckung  ohne  Rackacht  auf 
die  strengeren  Voraussetzungen  des  anderen  Staates  zu  bewilligen  sei. 
Aber  er  gab  hiebei  nicht  an,  bis  zu  weichem  Grade  ein  strengeres  MaTt 
statthaft  erscheine,  sondern  legte,  wie  seine  E^rternng  entnehmen  läfst,  auf 
die  Beschaffenheit  und  Zahl  der  vom  ausländischen  Staate  aufgestellten 
Voraussetzungen  überhaupt  kein  G«wieht.  In  seiner  oben  in  g  4  nicht  be- 
sprochenen Begründung  hält  er  dafür,  dafs  die  Wiederveigeltung  das  Ziel 
ÜDerschreite,  wenn  mangels  vollständiger  Ge^enseitiirkat  einem  fremden 
Staate  die  Vollziehung  semer  Urteile  nicht  gewährt  werae.  Auf  der  anderen 
Seite  sei  es  aber  bectenklich,  wenn  gefordert  würde,  dafis  die  Vollstreckung 
in^  Deutschland  in  demselben  Mafse  und  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
wie  im  Auslände  stattfinden  solle,  weil  dann  das  deutsche  Gericht  immer 
nach  der  ausländischen  Prozefi^esetzgebung  zu  verfahren  hätte.  Es  bleibe 
daher  nur  der  dritte  Weg  übrig,  die  Vollstreckung  ohne  Rücksicht  auf  die 
strengeren  Voraussetzungen  des  anderen  Staats  zu  ffestatten.  Hauaer  über- 
sah bd  seiner  Darlegung  den  Mittelweg,  welcher  m  der  Bestimmung  be- 
standen haben  würde,  inwieweit  eine  Abweichung  der  ausländischen  von  der 
inländischen  Gesetzgebung  mit  dem  Standpi^te  der  Gegensdtigkeit  in 
Gänklan^  zu  bringen  ist 
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gleicbuiig  der  einzelneii  gesetzlichen  Bestimmangen  das  entscheidende 
Gewicht  nicht  ohne  weiteres  anf  die  theoretische  und  formale  Kon- 
struktion derselben  za  legen  habe,  sondern  Tor  allem  auf  ihren  prak- 
tischen Inhalt  zn  sehen  berechtigt  sei. 

Vermutlich  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  haben  daher  die  Kom- 
mentare Ton  Oanupp^  Bemckej  Seuffert  und  Wümawski-Levyy  sowie  Böhm 
in  seinem  Handbuch  des  Rechtshülfeverfahrens  ^*)  sieh  in  verschiedener 
Fassung  dem  Sinne  nach  alle  dahin  ausgesprochen ,  dafs  die  Voraus- 
setzungen des  fremden  Staats  mit  denjenigen  der  O.Pr.O.,  falls  sie 
nicht  geringer  als  diese  sind,  im  wesentlichen  übereinstimmen  mtlssen. 
D^i  genannten  Schriftstellern  sind  noch  Stmchnuinn'Koch  anzureihen, 
w^che  fordern,  dafs  die  Voraussetzungen  des  ausländischen  Staats 
gleiche  oder  doch  nicht  strengere  als  die  unsrigen  seien. 
Der  Satz  dieser  Ausleger  der  G.Pr.0.  zu  §  661  Anm.  10  „vielmehr 
wird  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  untersuchen  sein,  ob  ein  auswärtiger 
Staat  ein  unter  gleichen  Voraussetzungen  ergangenes  Urteil  des  an- 
gegangenen deutschen  Gerichtes  vollstrecken  würde**,  kann  dem 
Zusammenhange  nach  nur  dahin  verstanden  werden:  „unter  gleichen 
oder  doch  nicht  strengeren  Voraussetzungen". 

Eine  derartige  wesentliche  Übereinstimmung  ist  nicht  blofs  dann 
gegeben,  wenn  nur  dem  Wortlaute  nach  ein  Unterschied,  dem  Inhalte 
der  Vorschriften  nach  aber  Gleichheit  vorhanden  ist,  sondern  kann 
anch  bei  einer  jenen  Inhalt  betreffenden  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Gresetzgebungen  vorliegen.  So  wird  man  nicht  Grewicht  darauf  legen 
dttrfen,  ob  bei  einer  dem  §  661  Abs.  2  Nr.  4  entsprechenden  Be- 
stimmung des  Auslandes  ebenso  wie  bei  dieser  Gesetzesstelle  die  Staats- 
angehörigkeit des  Schuldners  in  Betracht  gezogen  wird.  Auch  wird 
man,  —  zumal  über  die  Auslegung  des  deutschen  Rechtes  in  der  frag- 
lichen Beziehung  selbst  Zweifel  obwalten  — ,  die  fremde  Gesetzgebung 
bei  sonst  vorliegender  Übereinstimmung  als  mit  §  661  Abs.  2  Nr.  8 


19)  Oaupp  bemerkt  Bd.  II  S.  329  Ziff  VIT,  dafs  die  Bedingungen  der 
YoUstreekung  der  diesseitigen  Urteile  im  auswärtigen  Staate  im  wesent- 
lichen dieselben  sein  müssen  wie  bei  uns.  Es  sei  nicht  erforderlich,  dafs 
die  VoUstrecknng  im  Auslände  genau  an  dieselben  Voraussetzungen,  wie 
§  661  Abs.  2  Nr.  1 — 4  bestimme,  gebunden  sei.  Reinehe  spricht  sich  in 
Anm.  5  (S.  629  der  2.  Aufl.)  dahin  ans,  die  GrCffensdtigkeit  erheische  der 
Natur  der  Sache  nach,  dafs  die  Urteile  deutscher  Gerichte  . .  nach  wesent- 
lich entsprechenden  Grundsätzen,  wie  sie  in  den  §§  660  u.  661  C.Pr.O. 
,^oimiert^  seien,  Vollstreckung  finden.  Seuffert  Anm.T»  S.  846  der  7.  Aufl. 
erachtet  die  G^egenseitigkeit  für  verbürgt,  wenn  die  Urteile  der  inlftndischen 
Gerichte  in  dem  auslSndischen  Staate  „ohne  Prüfung  der  Gresetzmäfsigkeit 
der  Ekitscheidung^  entweder  unbedin^  oder  doch  unter  nicht  wesent- 
lich anderen  oder  mehreren  Vorbehalten  als  den  inj  661  Abs.  2 
gemachten  vollstreckt  werden.  Ebenso  hält  Wümowaki-Levy  Bd.  11  S.  905 
der  6.  Aufl.  dafür,  dafs  die  G^egenseitie^keit  nicht  deshalb  verneint  werden 
dürfe,  weil  die  VoUstreckmM^  des  deutschen  Urteils  im  Auslande  in  einzelnen 
Besiäiunffen  an  imdere  Voraussetzungen  geknüpft  sei,  sofeme  nur  im 
wesentlichen  Übereinstimmung  bestehe.  Böhm  endlich  verlangt 
S.  177,  dals  die  Voraussetzungen  wesentlich  gleiche  seien« 

8* 
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im  Einklang  stehend  ansehen  mttMen,  gleichviel  ob  im  Auslände  auf 
die  abstrakte  oder  auf  die  konkrete  Zuständigkeit  Betonung  gelegt  wird. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  die  Bestimmungen  des  italieniseheo 
Civilprozefsgesetzbuchs  (cocUce  di  procedura  dvüe)  vom  25.  Juni  1865 
art.  941  lit  a,  wonach  geprüft  werden  soll, 

„ob     das    Urteil    von    einem     zuständigen    Gerichte     erlassen 
worden  ist^ 

(Francke  a.  a.  0.  S.  61  und  Koppers  S.  64,  65)'^),  sowie  des 
ungarischen  Gesetzes  über  das  Exekutionsverfahren  vom  1.  Juni  1881, 
§  3  Abs.  2  (Gesetzartikel  LX  von  1881),  welches  die  betreffende  Vor- 
schrift der  deutschen  C.Plr.O.  mit  schärferer  Hervorhebung  der  abstrakten 
Zuständigkeit  wiedergiebt,  als  gleichbedeutend  mit  der  deutschen  Gesetz- 
gebung zu  erachten. 

Nicht  unzweifelhaft  möchte  dagegen  sein,  ob  dasselbe  der  Fall  ist 
bezüglich  des  §  661  Abs.  2  Nr.  2  einerseits  und 

a.  des  italien.  CPr.G.B.  Art  941  lit.  d, 

b.  des  Ungar.  Ges.  über  das  Ezekutionsverfahren  von  1881  *    §  8 
Abs.  2  lit.  d  und 

c.  des  griechischen  CPr.G.B.  von  1834  Art  860 

andererseits.     Hier  ist  angeordnet, 

zu  a,  dafs  das  Urteil  keine  VerfUgungen  enthalten  darf,  welche  der 
öffentlichen  Ordnung  oder  dem  inneren  Öffentlichen  Rechte  des 
Königreichs  zuwider  sind  (Bar  II  S.  486  Anm.  29  u.  Koppers 
8.  64  u.  65), 

zu  b,  dafs  die  Leistung,  welche  im  Wege  der  Exekution  zu  erlangen 
beabsichtigt  ist,  mit  einem  vaterländischen  verbietenden  Gesetze 
nicht  kollidieren  darf  (Francke  8.  59,  60,  Böhms  Zeitschr.  IV 
S.  418), 

zu  c,  dafs  die  Urteile  gegen  inländische  verbietende  Gesetze  nicht 
verstofsen  dürfen  (Koppers  8.  91). 

Allen  diesen  Bestimmungen  liegt  unverkennbar  der  in  der  Wissen- 
schaft des  internationalen  Privatrechts  häufig  vertretene  Satz  zu  Grunde, 
dafs  der  Inhalt  eines  zu  vollziehenden  Urteiles  dem  öffentlichen  Rechte, 
der  öffentlichen  Ordnung  desjenigen  Staates,  welchem  das  Vollstreckungs- 
gericht angehört,  nicht  widersprechen  dürfe.  Indes  bedarf  dieser,  wenn- 
gleich auch  in  den  1893  zu  Mailand  gefafsten  Beschlüssen  der  Associa- 
tion fQr  Reform  und  Kodifikation  des  Völkerrechts  zur  Annahme  ge- 
langte Satz,  wie  v,  Bar  11  8.  481  bemerkt,  einer  genaueren  Begrenzung, 
welche  der  genannte  Rechtslehrer  in  der  von  ihm  vorgeschlagenen 
Fassung  erblickt  (S.  484),  die  Volbtreckung  sei  zu  versagen,  wenn 
sie   entweder  als  unmittelt)are  Verwirklichung   eines  Verhältnisses  be- 


20)  Koppers  Zusammenstellung  der  m  den  einzelnen  ansländiseheii 
Staaten  geltoiden  Bestimmungen  3>er  die  Verpflichtung  des  ElägerB  xur 
Sicherheitsleistung  .  .  .  und  Vollstreckung  ausländischer  CSvilurtdle  (Berlin 
1891)  S.  64,  65. 
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trachtet  werd^  mttsse,  welches  nach  den  im  VoIlstrecktuigBstaate  herr- 
schenden Anschauungen  zweifellos  den  guten  Sitten  zuwiderlaufe  oder 
wenn  durch  die  Vollstreckung  eine  Handlung  erzwungen  werden  würde, 
welche  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Zwangsvollstreckung  nicht 
erzwungen  werden  dürfe.  Während  nun  das  ungarische  und  griechische 
GresetK  den  yon  der  italienischen  CPr.O.  wiedeigegebenen  Satz  des 
internationalen  Kechts  in  der  Art  einschrünken ,  dafs  dieselben  nur 
Verstöfse  gegen  yerbietende  Gesetze  des  Inlands  in  Berücksichtigung 
ziehen,  begnügt  sich  die  deutsche  CPr.O.  damit,  nur  die  im  Vorschlage 
V,  Bars  enthaltene  zweite  Alternative  auszusprechen.  Durch  ihre  An- 
ordnung, welche  vielleicht  in  erster  Linie  die  Verhinderung  des  nach 
deutschem  Rechte  (§  774  C.Pr.0.)  unzulllssigen  Zwangs  zur  Ehe- 
achlielsung  im  Auge  hat,  bietet  sie  allerdings  nur  ungenügenden  Schutz; 
denn  sie  berechtigt,  nachdem  Geldzahlung  eine  an  sich  erlaubte  Hand- 
lung ist,  den  deutschen  Richter  nicht  dazu,  einer  fremdrichterlichen 
Entscheidung,  welche  auf  Grund  eines  nach  inlttndischen  Gfesetzen  ver- 
botenen, nicht  klagbaren  Rechtsgeschäftes  eine  Verurteilung  ausspricht, 
die  Vollstreckung  zu  versagen. 

Wenn  Art  941  der  italien.  CPr.O.  in  der  Weise  zu  verstehen 
wftre,  dafs  der  einheimische  Richter  zu  untersuchen  hat,  ob  das  aus- 
Iftndische  Urteil  nicht  gegen  irgendeine  Vorschrift  des  öffentlichen  Rechts, 
sei  es  des  Verftssungs-  oder  Verwaltungsrechts,  verstöfse,  dann  würde, 
wie  dies  Ecdus  in  seiner  Besprechung  des  TFocAschen  Handbuchs  f. 
CPr.R.  (Orudufts  Beitrüge  Bd.  80  S.  461)  hinsichtlich  des  brasilia- 
nischen Rechts  angenommen  hat,  die  Gegenseitigkeit  allerdings  nicht 
als  begründet  zu  erachten  sein;  denn  mit  letzterer  ist  es  unvereinbar, 
dais  Entscheidungen  nach  Mafsgabe  des  Rechtes  (Civil-  oder  öffentlichen 
Rechtes)  bezüglidi  ihrer  Rechtmäfsigkeit  geprüft  werden.  Nicht  blofs 
in  der  Wissenschaft,  sondern  auch  in  der  Gesetzgebung  sind  aber  die 
Worte  „Widerspruch  gegen  öffentliche  Ordnung  oder  öffentliches  Recht*' 
gewöhnlich  nur  ein  unklarer  Ausdruck  für  „Verstofs  gegen  die  guten 
Sitten*'  (Bar  U  S.  488).     Gerade  hinsichtlich  Italiens'^),  welches,  wie 


21)  In  der  Republik  San  Marino  gelten  fthnliche  Grundsätze  wie  in 
Italien.  Auslfindische  Urteile  werden  für  vollstreckbar  erklärt,  nachdem, 
abffeeehen  von  anderem,  festgestellt  ist,  dafs  dieselben  keine  der  Öffentlichen 
Ordnung  und  dem  öffentlichen  Rechte  der  Republik  zuwiderlaufenden  Ver* 
fugnngen  enthalten  {Koppers  S.  65,  66).  Nach  Art.  867  der  CPr.O.  des 
Kantons  Neuenburg  wird  die  Vollstreckung  verweigert,  wenn  die  be- 
treffende Entscheidung  den  Regeln  des  öffenthchen  Rechts  und  den  Inter- 
essen der  öffentlichen  Ordnung  entgegensteht.  Im  Hinblick  auf  Art  1088  ^  5 
der  portugiesischen  CPr.O.  von  1867  kann  femer  der  Widerspruch  aes 
Beklagten  unter  anderem  darauf  gestützt  werden,  dafs  das  ausländische  Er- 
kenntnis gegen  die  Gnmdsfttze  des  portugiesischen  öfl^tlichen  Rechts  oder 
der  öffenäichen  Ordnung  ventöist  {Ktpper»  S.  56,  57,  68  u.  69).  In  einigoi 
schweizerischen  Kantonen  hat  zwar  nicht  das  Gesetz,  wohl  aber  die  Prads 
gleiche  Eifordemisse  angestellt  (ifopper«  S.  54  —  Glams  ~,  S.  60  ~-  Wallis  — , 
und  S.  62  —  Zürich  — ).  Art  1215  der  un  Jahre  1892  in  Kraft  getretenen 
bulgarischen  CPr.O.  besümmt,  dafs  die  Gerichte  in  die  meritorische  Be- 
urteuung  der  abgeurteilten  Sache  nicht  eintreten,   dafs  vielmehr  dieselben 
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V.  Bar  II  S.  511  Anm.  betont,  in  AafrteUnng  intemation^er  GxiindBittxe 
den  anderen  Lilndem  vorangeht,  ist  anaonehmen,  data  ArL  941^  der 
daselbet  geltenden  G.Pr.O.  eine  mit  dem  Gegenaeitigkeitsstandpnnkte 
onvertrilgliche  Auslegung  nicht  gefunden  hat.  Ist  hingegen  nach  der 
Rechtsprechung  emes  Staates  die  Meinung  gerechtfertigt,  dafs  die  hier 
erwilhnten  Worte  eine  mit  §  661  C.Pr.0.  nicht  in  Einklang  sn  setaende 
ausdehnende  Auslegung  eifüiren,  so  besteht  kein  OegenseitigkeitB- 
▼erhKltnis. 

Suchen  wir,  anstatt  noch  weitere  einaelne  Vorschriften  anzuführen, 
nach  einem  leitenden  Grundsatze.  Aus  §  661  Abs.  1  und  2 
ist  zu  entnehmen,  dafs  der  deutsche  Gesetzgeber  der  Rechtskraft  aus- 
ländischer Entscheidungen  eine  hohe  Achtung  entgegenbringt  und  des- 
halb von  dem  Willen  erfüllt  ist,  die  von  ihm  für  notwendig  erachtete 
Prüfung  firemdrichterlicher  Urteile  auf  ein  sehr  bescheidenes  Mafs  ein- 
zuschrtinken.  Die  von  ihm  angeordnete  sachliche  Untersuchung  betrifit 
nur  einen  einzigen  Fall  (§  661  Abs.  2  Nr.  2),  die  formelle  swei 
Fälle  (§  661  Abs.  2  Nr.  8  und  4).  Mit  diesen  beiden  prozefsreeht- 
lichen  Anordnungen  ist  in  keiner  Weise  ein  Eingriff  in  die  Rechts- 
gebiete  auswärtiger  Staaten  beabsichtigt;  sie  dienen  vielmehr  dem 
Zwecke,  das  Inland  gegen  die  Übergriffe  einer  ausländischen  G^chts- 
barkeit  zu  sichern  (Nr.  8)  und  den  Schuldner,  wie  Wach  S.  284  sich 
ausdruckt,  gegen  die  im  Falle  einer  Ediktalladung  liegende  Gefahr 
einer  Überrumpelung  zu  schtltzen  (Nr.  4).  Die  auf  die  erwähnten 
Nrn.  8  und  4  bezügliche  Prdfong  betrifft,  wie  Kohler  in  der  Zeitscfar. 
f.  deutschen  G.Pr.  Bd.  10  S.  449  ff.,  insbes.  S.  465  mit  Recht  bemerkt, 
nur  „begleitende  Drittumstände,  welche  mit  der  Richtigkeit  oder  Un- 
richtigkeit der  Entscheidung  nichts  zu  thun  haben''.  Auch  darin  ist 
Köhler  a.  a.  0.  S.  466  beizupflichten,  dafs  die  materiell  -  rechtliche 
Untersuchung,  ob  das  Urteil  nicht  auf  eine  unerzwingbare  Handlung 
geht,  nicht  auf  die  Entscheidung  als  solche,  sondern  vielmehr  auf  die 
Entscheidung  als  etwas  Entschiedenes  sich  bezieht,  dafs  dieselbe  nur 
das  Resultat,  nicht  dessen  Richtigkeit  ins  Auge  fiifst 

Ist  nun  ein  ausländisches  Recht  von  dem  gleichen  Grund- 
gedanken wie  die  C.Pr.0.  geleitet,  dann  ist  die  Gegenseitigkeit  als 
gegeben  zu  erachten,  wenngleich  jenes  zum  Schutze  gegen  Übergriffe 
anderer  Staaten  es  für  nötig  befinden  haben  sollte,  nicht  blofs  den 
dem  deutschen  Gesetze  entsprechenden  Beetimmungen  durch  eine  weiter- 
gehende Fassung  eine  bessere  Wirksamkeit  zu  verleihen,  sondern  auch 
einige  Voraussetzungen  mehr  aufzustellen,  als  dies  die 
C.Pr.0.  gethan  hat     So  wird  z.  B.  die  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 


blofs  prüfen,  ob  das  Urteil  nicht  Bestimmungen  enthalte,  welche  der  öffent- 
lichen OrdnuDff  zuwiderlaufen  oder  nach  den  G^esetzen  des  Landes  nicht  zu- 
lässig sind.  Ifienach  ist  eme  Untersuchung  nach  Malsgabe  der  Grundsätze 
des  oftentlichen  Rechts  in  Balgarien  nicht  voxgeschrieben :  das  ausländische 
Urteil  darf  aber,  wenn  es  vollstreckt  werden  soll,  mit  der  öffiantlichen  Ordnung 
und  verbietenden  Landesgesetzen  nicht  in  Widerspruch  stehen  {Böhms  Ztsdir. 
IV  8.  195). 
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und  dem  Königreiche  Italien  bestehende  und  von  den  Schriflstellem 
wohl  auch  allgemein  angenommene  Gegenseitigkeit  durch  die  Vor- 
schrift des  Art  941  lit  c  des  italien.  CPr.G.B.  nicht  beeintrttchtigt, 
wonach  zu  prüfen  ist,  ob  die  Parteien  vor  dem  auswärtigen  Gerichte 
in  gesetzlicher  Weise  vertreten  gewesen  sind.  Auch  wäre  keine  andere 
Beurteilung  geboten,  wenn  Art  941  noch  eine  oder  zwei  weitere 
ähnliche  Voraussetzungen  aufstellen  würde'").  Ist  indes  die  Zahl  der 
Voraussetzungen  eine  erheblich  grtffsere,  so  mufs  das  Bestehoi  der 
Gegenseitigkeit  verneint  werden«  —  Dem  Grundgedanken  des  §  661 
C.IV.O.  trägt  aber  das  ausländische  Recht  vermöge  der  Beschaffen- 
heit seiner  Voraussetzungen  dann  nicht  Rechnung,  wenn  dasselbe  dem 
auswärtigen  Richter  eine  thatsächliche  und  —  al^gesehen  von  dem  in 
§  661  Abs.  2  Nr.  2  vorgesehenen  Falle  —  auch  eine  materiell-recht- 
Üche  Prüfung  der  durch  das  Urteil  des  deutschen  Gerichts  entschiedenen 
Rechtssache  gestattet  und  folgerichtig  auch  diesbezügliche  Einwendungen 
des  Schuldners  für  zulässig  erachtet  Dies  trifft  z.  B.  bei  Art  860 
der  griechischen  C.Pr.0.  von  1834  zu,  wonach,  sobald  eine  der 
Parteien  Inländer  ist,  der  Vollzug  unter  anderem  in  dem  Falle  ver- 
-weigert  werden  kann,  wenn  das  ausländische  Urteil  gegen  erwiesene 
Thatsachen  verstöfst  (Koppers  S.  91).  Hieher  ist  auch  die  portu- 
giesische CPr.O.  vom  8*  November  1876  zu  rechnen,  nach  deren 
Art  1088  §  6  der  Widerspruch  des  Bekkgten  darauf  gestützt  werden 
kann,  dafs  das  gegen  einen  portugiesischen  Unterthan  erlassene  Urteil 
mit  den  Grundsätzen  des  inländischen  Civilrechts  nicht 
fibereinstimmt,  insofe^ie  die  Streitsache  nach  portugiesischem 
Rechte  hätte  entschieden  werden  sollen  (Koppen  S.  69).  Im  schweize- 
lischen  Kantone  Wallis  vdrd  femer  die  Vollstreckung  verweigert, 
'wenn  das  Urteil  offenbar  ungerecht  ist  (Koppers  S.  60). 

Eine  ähnliche  Prttfungsbefugnis  nimmt,  wie  das  Urteil  des  Reichs- 
gerichts vom  19.  Mai  1882  (Entsch.  7  S.  406  &)  eingehend  darlegt, 
auch  die  neuere  englische  Rechtsprechung  für  sich  in  Anspruch. 
Die  von  derselben  angenommene  StatUiaftigkeit  der  Einrede,  dafs  ein 
Verstofs  gegen  internationale  Rechtsgrundsätze  vorliege,  dafs  insbesondere 
diesen  zuwider  die  Anwendung  des  englischen  Rechts  unterlassen  worden 
sei,  läfst  sich  mit  dem  Standpunkte  der  deutschen  CPr.O.  in  keiner 
Weise  vereinigen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  fUr  zulässig  er- 
achteten weiteren  Einwände,  dafs  das  Urteil  durch  betrügerische  Hand- 
lungen des  Richters  oder  des  Klägers  zu  stände  gebracht  worden  sei 
und  mit  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden,  von  der  Rechtsprechung 
vertretenen  Auf&ssung,  da&  die  Nichtanwendung  des  englischen  Rechts 
in  fallen,  'auf  welche  dasselbe  nach  Meinung  des  englischen  Richters 
olfonbar  anzuwenden  gewesen  wäre,  als  absichtlich  verweigert  zu  gelten 


22)  IMe  in  Anm.  19  oben  wiedergegebene  Fassung  S&ufferia  „unter 
nicht  wesentlich  anderen  oder  mehreren  Vorbehalten"  dürfte  nur  dann  ganz 
zotreffend  sein,  wenn  die  Worte  „nicht  wesentlich"  auch  auf  den  Ausdruck 
^mehreren"  zu  beziehen  sind. 
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hat  Das  Gleiche  trifit  zu  bei  den  Einwendungen  (deren  Statthaftig- 
keit allerdings  bestritten  ist),  dafs  das  aoslttndische  Urteil  auf  einem 
offensichtlichen  thatsttchlichen  Irrtam  beruhe  und  dafs  bei  Anwendung 
des  englischen  Rechtes  ein  Irrtum  unterlaufen  sei. 

Mit  Recht  hat  das  angeführte  reichsgerichtliche  Urteil  in  einem 
derartigen  Rechtszustande  —  und  dies  gilt  auch  Mr  die  mit  der  eng- 
lischen im  wesentlichen  tibereinstimmende  Rechtsprechung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  —  das  Vorhandensein  der  Gegen- 
seitigkeit nicht  anzuerkennen  vermocht^®). 

Diesen  Ausfllhrungen  zufolge  ist  die  zur  Annahme  der  G^egen- 
seitigkeit  erforderliche  wesentliche  Übereinstimmung  der  für  die  richter- 
liche Untersuchung  in  Betracht  kommenden  Vollstreckungsvoraussetzungen 
dann  gegeben,  wenn  in  Berücksichtigung  des  den  §  661 
G.Pr.O.  beherrschenden  Grundgedankens  durch  das  fremde 
Recht  eine  thatsächliche  und  —  abgesehen  vom  Falle  des  §  661 
Abs.  2  Nr.  2  —  auch  eine  materiell-rechtliche  Prüfung 
nicht  gestattet  ist 

Der  Ansicht  Frtmckes  (S.  60,  61),  es  sei  nicht  möglich,  hinsicht- 
lich der  Voraussetzungen  des  In-  und  Auslandes  die  Grenzen  zwischen 
wesentlicher  Gleichheit  und  wesentlicher  Ungleichheit  zu  bestimmen, 
kann  nicht  beigetreten  werden.  Richtig  ist  allerdings,  dafs  es  nicht 
leicht  erscheint,  die  Grenzlinie  in  abstrakter  Weise  sicher  festzustellen. 
Dagegen  ist  an  der  Hand  von  leitenden  Grundsätzen,  wie  solche  za 
entwickeln  oben  versucht  wurde,  die  Bestimmung  im  einzelnen  Falle 
fUr  das  richterliche  Ermessen  keineswegs«  zu  schwer.  Auch  v.  Ba/r 
(II  S.  519  und  520)  ist  der  Ansicht,  dafs  hier  ein  gewisses  freies 
Ermessen  Platz  zu  greifen  habe,  wenngleich  derselbe  den  Beisatz  macht, 
dafs  das  letztere  „von  der  gewöhnlichen  juristischen  Dialektik  abstra- 
hieren müsse** ,  sowie  dafs  die  Regierungen  oder  Justizverwaltungen 
besser  hiezu  geeignet  seien,  als  die  auf  die  Entscheidung  des  einzelnen 
FaUes  angewiesenen  Gerichte. 


23)  Das  in  den  Entsch.  des  ReichsoberhandelsgerichtB  Bd.  21 
S.  11  ff.  abgedruckte  Erkenntnis  dieses  Gerichtshofes,  welchem  Bar  II  S.  509 
gegenüber  dem  vorerwähnten  reicbfigerichtiichen  Urteile  den  Vorzug  ein- 
räumt, nimmt  unter  Bezugnahme  auf  die  darin  angegebenen  Schrifbt eller 
an,  dafs  die  nordamerikanischen  Gerichte,  insbesondere  jene  des  Staates 
Newjork  die  Judikatsklage  aus  einem  Urteile  deutscher  Genchte  anerkennen 
und  dafs  deshalb  die  Ge^nseitigkeit  wenigstens  im  alljKemeinen  vorhanden 
sei.  In  diesem  Erkenntnisse  ist  auch  die  von  anderer  Seite  vertretene  Mei- 
nung zustimmend  wiedergegeben,  dafs  nach  nordamerikanischem  Rechte  ein 
vom  zuständigen  auswärtigen  achter  gefälltes  Urteil,  wenn  dasselbe  voll- 
streckt werden  soll  und  ein  Prozefs  oarnber  entsteht,  der  Regel  nach  in 
erster  Instanz  prtma/ocM- Beweis  für  die  Schuld  bilde  und  es  dem  Be- 
klagten obliege,  dessen  Qerechtigkeit  anzufechten  oder  den 
Nacnweis  zu  liefern,  dafs  es  unregelmäfsig  oder  gesetzwidrig 
erlangt  sei.  Die  durch  den  Druck  hier  hervorgehobenen  Worte  lassen 
entnehmen,  dafs  dieses  übrigens  schon  im  Jahre  1876 ,  also  vor  Einführung 
der  C.Pr.O.,  erlassene  UrteS  bei  Zugrundlage  des  letzteren  Gesetzes  nicht 
als  richtig  erachtet  werden  könnte. 

Vergl.  bezüglich  der  engUscben  Urteile  jedoch  unten  InhiÜBen  „Unser 
engHscfaer  Brief'.    Red. 
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§  7.    Ist  Gegenseitigkeit  für  das  fremde  Recht  im  Garnen  oder 

im  einzelnen  Falle  eu  fordern? 

Nachdem  das  Wesen  der  Gegenseitigkeit  im  vorstehenden  näher 
darzulegen  versacht  wurde,  ist  nunmehr  zu  prüfen,  ob  das  Vorhanden- 
sein derselben  f)lr  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  oder  f)ir  das  aus- 
lilndische  Recht  als  Ganzes  zu  bestimmen  ist.  Die  anger^te  Frage 
kann  auch  in  der  Weise  ausgedrückt  werden,  ob  es  hinreichend  ist, 
dafs  unsere  Urteile  für  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  im  ausländischen 
Staate  vollstreckt  werden,  oder  ob  verlangt  werden  mufs,  dafs  sie  da- 
aelbst  immer  zum  Vollzug  gelangen.  Struckmann  -  Koch  ^^)  (§  661 
Anm.  10)  fordern  für  jeden  einzelnen  Fall  die  Prüfung,  dafs  die  Ge- 
richte des  fremden  Staates  unsere  Urteile  unter  den  gleichen  Vozaus- 
E»etzangen,  wie  sie  die  deutschen  Gerichte  bezüglich  der  auswärtigen 
Entscheidungen  beobachten,  zur  Vollstreckung  bringen.  Wach  (S.  286) 
und  Drancke  (S.  51  und  63)  vertreten  die  andere  Meinung. 

Bei  dem  Wortlaute  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  ist  nach  beiden 
Richtungen  hin  eine  bejah^ide  Antwort  zulässig;  denn  die  Ausdrucks- 
T^eise  „wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist"  kann  bedeuten 
«owoU  ,wenn  überhaupt«  als  auch  „insoweit«,  d.  h.  „wenn  im 
gegebenen  einzelnen  Falle".  Der  dem  Antrag  Struckmann  sowie  dem 
Gresetze  zu  Grunde  liegende  Zweck  geht,  wie  Struckmann- 
Ko(^  (Anm.  9)  bemerkt,  dabin,  „im  Interesse  der  deutschen  Staats- 
angehörigen den  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  der  Kechtshülfe  allen 
ausländischen  Staaten  gegenüber  gesetzlich  festzustellen  und  dadurch  zu 
bewirken,  dafs  solche  Staaten  sich  zur  Gewährung  der  Rechtshülfe 
gegenüber  deutschen  Urteilen  und  zum  Abschlüsse  desfidlsiger  Staats- 
▼erträge  veranlafst  finden".  Während  bei  einer  auf  den  einzelnen  Fall 
besehiänkten  Würdigung  der  Vollzug  einer  ausländischen  Entscheidung 
als  eine  genaue  Gegenleistung  dessen  bemessen  werden  kann,  was  der 
fremde  Staat  gegenüber  den  Erkenntnissen  unserer  Gerichte  bietet,  ist 
ftiT  eine  das  auswärtige  Recht  als  Ganzes  in  Betracht  ziehende  Unter- 
sachong  die  Möglichkeit  gegeben,  dieses  Recht  besser  zu  überblicken 
und  einem  das  Deutsche  Reich  ungünstig  behandelnden  anderen  Lande 
leichter  ablehnend  entgegenzutreten. 

Gewährt  hienach  die  Absicht  des  Gesetzes  keinen  sicheren  Anhalts- 
punkt, so  erscheint  es  angezeigt,  die  Folgerungen  in  Erwägung  zu 
ziehen,  welche  bei  Zugrundlage  der  einen  oder  anderen  Auffiissung 
sich  ergeben.  In  dieser  Beziehung  wird  nun  von  Bar  (II  S.  507  und 
508)  bemerkt,  dafs  diejenige  Anschauung,  welche  eine  in  allen  Fällen 
stattfindende  Vollstrecknng  als  erforderlich  erachte,  zu  der  weitaas 
faftnfigBten   Versagung   des    Urteilsvollzugs   und    zwar   besonders    dann 


24)  Der  nämlichen  Ansicht  war  auch  das  Berufungsgericht  in  einer  dem 
Reichsgerichte  später  vorgelesenen  Sache  (Entsch.  des  RG.  7  S.  406  f.),  so- 
wie das  Kammergericht  Berlin  in  seinem  in  Böhms  Zeitschr.  m  S.  530  fi. 
abgedruckten  Gutochten. 
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tühre,  wenn  die  ZustSndigkeitBbeBtininmngen  der  in  Fmge  stehenden 
Länder  sich  nicht  voUständig  decken«  Es  sei  deshalb  die  andere 
Anflicht  die  verhältnismäTsig  richtigere,  wenngleich  wegen  der  hiebei 
notwendig  werdenden  Berttcksichtigong  der  Geriehtspraxifl  sehr  leicht 
eine  Unsicherheit  entstehen  könne.  Es  dürfte  die  Behauptung  nicht 
ganz  zutreffend  sein,  dafs  die  von  Bar  beanstandete  Auffassung  zu  so 
oftmaliger  Verweigerung  der  Urteilsvollstreckung  Veranlassung  giebt 
Nachdem  der  deutsche  Richter  im  Falle  einer  gemäfs  §  661  Abs.  2 
Nr.  8  anzunehmenden  Unzuständigkeit  des  fremden  Gerichtes  ein  Voll- 
streckungsurteil nicht  erlassen  darf,  so  erscheint  der  ausländische  Staat, 
welcher  den  in  Anwendung  kommenden  G^ichtsstand  in  seinem  Gesetze 
nicht  anerkennt,  bei  voller  Wahrung  des  Gegenseitigkeitsverhältnisses 
dazu  befugt,  die  Vollziehung  der  durch  unsere  Gerichte  geMlten  dies- 
bezüglichen Erkenntnisse  abzulehnen.  Eine  Verletzung  der  G^egen- 
seitigkeit  läge  nur  dann  vor,  wenn  das  Ausland  den  nach  seinem 
Rechte  anwendbaren  Grerichtsstand  des  Vertrags,  der  Erbschaft  oder 
unerlaubten  Handlung  u.  s.  w.  f^  die  in  Deutschland  geführten  Rechts- 
streite nicht  gelten  lassen  und  um  deswillen  die  Vollstreckung  versagen 
würde.  (Derselben  Meinung  sind  u.  a.  auch  Wach  S.  236  und  QcMpp 
8.  289.) 

Bei  einer  blofs  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  in  Rechnung 
ziehenden  Prüfung  läfst  sich  —  und  dies  ist  der  ausschlaggebende 
Grund  —  der  Schlufs  nicht  abweisen,  dafs  einem  Staate,  welcher, 
wie  z.  B.  die  Niederlande  (nach  der  CPr.O.  vom  Jahre  1888 
Art.  481),  fi^mdrichterliche  Entscheidungen  grundsätzlich  nicht, 
sondern  ausnahmsweise  nur  dann  volbtreckt,  wenn  sich  dieselben  auf 
Havarie  oder  Beigelohn  beziehen  (Frandke  S.  54,  Koppers  S.  74),  die 
Gegenseitigkeit  zugestanden  werden  müfste.  Im  Verhältnisse  zu  einem 
Lande,  in  welchem  der  Vollzug  fremdrichterlicher  Urteile  nicht  die 
Regel,  sondern  nur  die  Ausnahme  bildet,  kann  aber  nach  dem  in 
§  8  oben  näher  erörterten  Inhalte  des  §  661  C.Pr.O.  Gegenseitig- 
keit in  keiner  Weise  angenommen  werden.  Ebenso  wäre  im 
Falle  einer  solchen  Prüfung  die  Gegenseitigkeit  je  nach  der  Landes- 
angehörigkeit der  Parteien,  im  vollen  Widerspruche  mit  §  661  als 
vorhanden  anzusehen,  wenngleich  das  in  Betracht  kommende  Land  bei 
Beteiligung  seiner  Staatsangehörigen  auf  einer  vollständigen  Saehprüftmg 
besteht 

Da  derartige  Folgerungen,  wie  erwähnt,  der  Bestimmung  des 
§  661  CPr.O.  durchaus  entgegenstehen,  so  mufs  der  anderen 
Meinung,  welche  das  ausländische  Recht  als  Ghinzes  gewürdigt 
wissen  will,  der  Vorzug  gegeben  werden.  Allerdings  erhebt  sich 
hiebei  gleich  ein  Bedenken,  wenn  man  ins  Auge  fiifst,  dafs  das 
italienische  Civilgesetzbuch  ein  auswärts  geflQltes  Ehescheidungs- 
urteil nicht  anerkennt  (Böhms  Zeitschr.  I  S.  275)  und  dafs  demzufolge 
solche  Erkenntnisse  gemäfs  Art  941  lit.  d  der  in  Italien  geltenden 
CPr.O.  von  1865  in  diesem  Reiche  nicht  zum  Vollzuge  gelangen 
können,    nachdem  eine  derartige  Bestimmung,   wenngleich   im    büiger- 
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liehen  Gresetzbache  stehend,  wohl  dem  öffentlichen  Rechte  angehört 
In  ähnlicher  Weise  werden  nach  Art  1217  der  im  Febraar  1892  in 
Kxaft  getretenen  bulgarischen  G.Pr.0.  (Böhms  Zeitachr.  lY  S.  195) 
—  ebenso  wie  dies  nach  Art  1281  der  für  die  Oegenseitigkeitsfrage 
allerdings  nicht  weiter  in  Betracht  kommenden  russischen  C.Pr.O.  von 
1864  der  Fall  ist  — ,  fremdrichterliche  Urteile  dann  für  wertlos  er- 
achtet und  nicht  zur  Vollstreckung  gebracht,  wenn  damit  Ansprüche 
aus  Eigentums-  oder  anderen  Sachenrechten  auf  den  im  Fürstentum 
gelegenen  Gütern  zuerkannt  werden.  Ferner  wird,  obgleich  .die  Trag- 
weite von  Art  43  des  eidgenössischen  Civilstandsgesetzes  von 
1874  eine  sehr  bestrittene  ist,  wenigstens  so  viel  angenommen  werden 
dürfen,  dafs  nach  einer  in  der  Schweiz  mehr&ch  vertretenen  recht- 
lichen Anschauung  die  von  auswärtigen  Gerichten  erlassenen  £he- 
Bcheidungsurteile  in  dem  bezeichneten  Lande  nicht  vollzogen  werden 
können  ■*). 

Endlich  ist  hier  noch  auf  den  Kanton  Tessin'^)  hinzuweisen, 
nach  dessen  C.PR.O«  nur  die  in  einem  kontradiktorischen  Verfisthren 
erlassenen  Entscheidungen,  also  keine  ausländischen  Versäumnisurteile 
vollstreckt  werden  (Koppers  S.  58,  JFVancke  S.  76). 

Man  könnte  nun  auf  den  ersten  Blick  der  Meinung  sein,  dafs 
wegen  der  in  den  oben  angegebenen  Fällen  erfolgenden  Verweigerung 
der  Urteilsvollstreckung  auch  das  Bestehen  der  Gegenseitigkeit  zu  ver- 
neinen sei.  Allein  dieses  Ergebnis  wäre  für  eine  im  Einklänge  mit 
der  Entsch.  des  Reichsger.  Bd.  7  S.  406  ff.,  insbes.  S.  418,  414 
mehr  den  piaktischen  Inhalt  als  die  theoretische  Konstruktion  berück- 
sichtigende Beurteilung  ein  unbeiriedigendes ,  zumal  dann,  wenn  ein 
fremder  Staat   nur  in  Ehescheidungs-  oder  dinglichen  Klagsachen  den 


25)  Über  die  des&Usigen  Aussprüche  des  schweizerischen  Bandesgerichts 
nnd  Bondeerats  vergl.  man  Böhms  Zeitschr.  I  S.  93,  94,  246,  247  und  D 
S.  428  und  429.  Es  dürfte  nicht  auiser  Zweifel  stehen,  ob  das  in  der  ge- 
nannten Zeitschr.  III  S.  590—584  zum  Abdruck  gebrachte  einschiägi^e  Grat- 
aehten  des  Berliner  Kammergerichts  von  1891  die  rechtlichen  Verhältmsse  der 
Schweiz  in  zutreffender  Weise  beurteilt. 

26)  Mexiko  und  Argentinien  (Koppere  S.  93  nnd  102)  sind,  obgleich 
me  fremde  yersäumnisurteile  nicht  vollziehen,  hier  nicht  zu  erwähnen,  weil 
bezüglich  dieser  Länder  aus  anderen  Gründen  ein  Gegenseitigkeitsverhältnis 
nicht  anzunehmen  ist  Die  Bestimmung  des  Art  954^  der  spanischen 
C.Pr.O.  von  1855,  revidiert  1881  (Koppers  8.  66  und  67),  welche  auch  hie- 
her  zu  rechnen  wäre,  kann  Deutschland  gegenüber  nicht  in  Anwendung  ge- 
bracht werden.  Sie  gilt  zwar  in  Ermangelung  eines  Staatsvertrafs,  aber  nur 
gegenüber  denjenigen  Ländern,  deren  am  spanische  Urteile  bezüglichen  Voll- 
BtTCckungsgrandsäS&e  nicht  zu  ermitteln  sind.  Die  Vorschriften  des  deutschen 
Rechtes  sind  aber  leicht  in  £brfiahrung  zu  bringen.  Da  nach  dem  in  §  6 
Ausgeföhrten  ein  Staat  die  Voraussetzung  an£itelfen  darf,  daüs  der  verurteilte 
Schuldner  bei  G^ericht  persönlich  erschienen  bezw.  gesetzlich  vertreten  war, 
0O  ist  die  Ablehnung  des  Vollzugs  von  Versäumnisurteilen  vom  Standpunkte 
der  Ge^^enseitigkeit  aus  nicht  zu  beanstanden.  Doch  steht  es  uns  frei, 
gleichwie  wegen  verweigerter  Vollstreckung  von  Eheecheidongsnrteilen  daran 
praktische  Folgen  zu  knüpfen. 
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Vollzog  venagen,  im  übrigen  aber  den  letzteren  nnbeanstandet  gewSbren 
wttrde,  ohne  irgendwie  eine  Prttfting  der  Gesetzmaniigkeit  in  Ansprach 
za  nehmen.  Ein  ablehnendes  Verbalten  gegenüber  einem  Lande,  dessen 
Recht  in  so  hohem  Orade  günstig  ftir  uns  wäre,  würde  unsere  eigenen 
Interessen  nur  nachteilig  berühren  und  hätte  sicherlich  die  Billigung 
des  deutschen  Gesetzgebers  nicht  gefonden,  wenn  derselbe  die  hier 
erörterte  Frage  in  den  Kreis  seiner  Erwägungen  gezogen  haben 
würde. 

Auf  'der  anderen  Seite  wäre  es  zu  weitgehend  und  mit  dem 
Zwecke  der  die  Gegenseitigkeit  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
nicht  zu  vereinbaren,  wenn  wir  in  den  angegebenen  Fällen,  in  welchen 
den  bei  uns  ausgesprochenen  Verurteilungen  im  Auslande  keine  Folge 
gegeben  wird,  dessen  Erkenntnisse  in  Vollzug  setzen  würden. 

Es  bleibt  daher,  um  zu  einem  entsprechenden  Ergebnisse  zu  ge- 
langen, nur  die  eine  Lösung  übrig,  dafs  bei  der  hier  für  richtig 
befundenen  Untersuchung  des  ausländischen  Rechts  als  eines  Ganzen  im 
Verhältnisse  zu  Italien,  Bulgarien  u.  s.  w.  die  Gegenseitigkeit 
unter  Berücksichtigung  der  die  Versäumnisurteile,  sowie  die 
Erkenntnisse  in  Ehescheidungs-  und  dinglichen  KUgsachen  a.  s.  w. 
betreffenden  Ausnahmen  (Beschränkungen)  anerkannt  und  demgemäfs 
die  Vollstreckung  in  den  Ausnabmefkllen  abgelehnt,  im  übrigen  aber 
gewährt  wird.  Bei  einer  derartigen  Sachbehandlung  legt  der  deutsche 
Richter  nicht  etwa  die  ausländischen  Prozefsordnungen  seinem  Ver- 
fifthren  unstatthafterweise  zu  Grunde.  Derselbe  entnimmt  ja  hier  nicht 
dem  fremden  Rechte  die  Voraussetzungen  des  zu  erlassenden  Voll- 
streckungsurteiles, sondern  schlägt,  weil  nach  Mafsgabe  des  deutschen 
Rechts  nicht  für  alle  Arten  von  Urteilen  eine  Gegenseitigkeit  im  Aus- 
lande vorhanden  ist,  nur  einen  Weg  ein,  welcher  ungeachtet  der  dort 
teilweise  entgegentretenden  Vollstreckungsverweigerung  es  dennoch  er- 
möglicht, zur  Anerkennung  eines  Gegenseitigkeitsverhältnisses  zu  ge- 
langen. 

Mag  auch  die  hier  in  Anwendung  gebrachte  rechtliche  Konstruk- 
tion vielfach  zu  dem  nämlichen  Resultate  führen,  wie  eine  auf  den 
Einzelfall  beschränkte  Prüfung,  so  vermeidet  dieselbe  dennoch  die  bei 
letzterer,  wie  oben  dargelegt  wurde,  sich  ergebenden  bedenklichen 
Folgerungen.  Die  nur  den  einzelnen  gleichartigen  Fall  berücksichtigende 
Untersuchung  darf  als  die  einfachere  Aufgabe  angesehen  werden ,  weil 
sie  die  Schwierigkeiten,  welche  das  ausländische  Recht  bietet,  gewöhn- 
lich aufser  Betracht  lassen  kann.  Auf  der  anderen  Seite  dient  sie  aber 
der  Rechtsprechung  als  solcher  in  geringerem  Grade  wie  die  andere 
Art  der  Prüfung.  Denn  sie  erschwert  es,  die  nur  für  einzelne  Fälle 
gewonnenen  Ergebnisse  bei  künftigen  Entscheidungen  zu  verwerten, 
und  nötigt  dazu,  die  Wür^gung  der  Gegenseitigkeitsfrage,  bezüglich 
deren  den  Gerichten  ohnedies  die  erforderlichen  Anhaltspunkte  nicht 
immer  zur  Verfügung  stehen,  stets  wieder  auf  das  Neue  in  Angriff  zu 
nehmen. 
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§  8.     Verbürgung  der  Gegenseitigheit. 

Die  Gegenseitigkeit  erscheint  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5 
C.Pr.0.  dann  als  verbürgt,  wenn  ausreichende  Sicherheit  daiür  gegeben 
ist,  dafs  die  Gerichte  des  fremden  Staates  rechtskräftige  Urteile  dent- 
scher  Gerichte  in  künftigen  Fällen  vollstrecken  and  hiebei  eine  mit 
§  661  Abs.  2  Nr.  2—4  nicht  zu  vereinbarende  Prüfung  derselben 
vermeiden.  Eine  derartige  Sicherheit  darf  in  dem  Rechte  des  aus- 
wärtigen Landes  (Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht),  sowie  in  den  von 
demselben  abgeschlossenen  Staatsverträgen  bezw.  in  den  in  minder 
feierlicher  Form  abgegebenen  Erklärungen  unserer  und  der  auslän- 
dischen Regierungen  erblickt  werden  (wenn  von  der  bestrittenen  Frage, 
ob  blofs  thatsächliche  Übung  genügt,  vorerst  noch  abgesehen  wird). 
Anders  verhält  es  sich,  wenn  die  in  anerkannter  Geltung  befindlichen 
Reehtsnormen  in  einem  anderen  Lande  nicht  regelmäfsig  befolgt  werden. 
Da  in  jedem  geordneten  Staatswesen  die  Beobachtung  des  Rechts  als 
etwas  selbstverständliches  anzusehen  ist,  so  bedarf  es  darüber,  dafs 
dies  geschieht,  keines  Beweises.  £Irhebt  jedoch  der  Beklagte  den 
Einwand,  dafs  G^etze  oder  Staatsverträge  im  Auslande  keine  Be- 
achtung finden,  so  ist  ihm  in  dieser  Beziehung  der  Beweis  freizu- 
stellen. 

Jene  Bürgschaft  ist  auch  dann  nicht  vorhanden,  wenn  die  Gerichte 
dea  fremden  Staates  zum  Nachweise  der  Gegenseitigkeit  verlangen,  dafs 
die  letztere,  sei  es  in  einem  Staatsvertrage ,  sei  es  in  den  diesbezüg- 
lichen Erklärungen,  welche  die  Regierungen  der  beteiligten  Staaten 
aasgetauscht  haben,  anerkannt  worden  sei.  Aus  diesem  Grunde  ist  die 
Gegenseitigkeit  im  Verhältnisse  zu  Ungarn,  wie  dies  in  neuester  Zeit 
fast  allgemein  angenommen  und  in  Böhms  Zeitschr.  Bd.  4  S.  417  u.  ff. 
näher  ausgeführt  wird,  nicht  gegeben,  obgleich  §  8  Abs.  2  der  ungar. 
Exekutionsordnung  von  1881  mit  §  661  Abs.  2  G.Pr.O.  im  wesent- 
lichen übereinstimmt 

Wenn  der  Urteilsvollzug  von  dem  freien  Belieben  des  Regenten, 
wie  z.  B.  in  Monako  {Frcmc^eS.  62,  Koppers  S.  66),  oder  einzelner 
Gerichts-  bezw.  Verwaltungsbehörden,  wie  z.  B.  in  den  Kantonen 
Appenzell  anfser  Rh.,  Thurgau,  Unterwaiden  nied.  W.  und  Zug 
{Koppers  S.  51,  59  ond  60)  abhängig  ist,  so  kann  eine  Verbürgung 
der  Gegenseitigkeit  nicht  als  bestehend  erachtet  werden. 

Verschiedene  Ansichten  sind  darüber  zu  Tage  getreten,  ob  eine 
ständige  thatsächliche  Übung  der  Gerichte  als  eine  solche 
Verbürgung  angesehen  werden  darf.  Es  handelt  sich  hier  um  jene 
thatsächliche  Vollstreckung,  bei  welcher  die  zur  Begründung  eines 
Gewohnheitsrechts  gehörigen  Erfordernisse  nicht  vorliegen. 

Während  Gaupp^  Beinckey  Stnukmcrnn-Koch  und  WUmotßsky^ 
Levjf  in  ihren  Kommentaren,  sowie  Böhm,  Handbuch  des  Rechtshülfe- 
ver&hrena  9.  176*  eine  derartige  sttUidige  Gerichtspraxis  für  genügend 
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anBohen,  verlangen  lYancke  S.  70,  TFocfc  S.  288,  Seuffert  und  andere 
Ausleger  der  C.Pr.0.  das  Bestehen  einer  Rechtsnorm'^). 

Die  von  Qaupp  n.  s.  w.  vertretene  erstere  Ansicht  dttifte  den 
Vorzug  verdienen.  Abgesehen  davon,  dafs  sie,  was  allerdings  nicht 
entscheidend  ist,  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  eine  Stütze 
findet'^),  80  spricht  für  sie  auch  der  Zweck  des  G^esetzes.  Dem- 
selben ist  dann  Rechnung  getragen,  wenn  Grewähr  daflir  gegeben  ist, 
dafs  die  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslande  in  einer  mit 
§661  C.Pr.O.  übereinstimmenden  Weise  in  künftigen  Fallen  werde 
bethätigt  werden.  Eine  ständige  gleichmäfsige  Übung  der  G^erichte 
vermag  diese  Bürgschaft  zu  geben.  Die  Schwankungen,  welchen  die 
Rechtsprechung  im  Laufe  der  Zeit  ausgesetzt  sein  kann,  stehen  dieser 
Behauptung  nicht  entgegen;  denn  auch  die  Gesetzgebung  ist  nicht  in 
alle  Zukunft  gegen  Abänderungen  geschützt. 

Die  hier  in  Betracht  kommende  Gerichtsprazis  kann  sich 
stützen  auf 

a.  ein  auswärtiges  Gesetz,  welches  auch  nach  Auslegung  des 
deutschen  G^chts  dem  §  661  C.P^.0.  entspricht, 

b.  ein  Gesetz,  bezüglich  dessen  nach  Ansicht  unserer  Richter  zum 
mindesten  zweifelhaft  erscheint,  ob  die  Forderung  der  Gegen- 
seitigkeit erfüllt  ist,  und 

c.  gar  keine  gesetzliche  oder  sonstige  rechtliche  Vorschrift,  indem 
sie  hier  blofs  auf  allgemein  wissenschaftlichen  oder  auf  prak- 
tischen Erwägungen  beruht. 

In  dem  zweiten,  ja  auch  im  ersten  Falle  ist  eine  feststehende 
gerichtliche  Übung  für  uns  wertvoller  als  das  Gesetz  selbst  Der  zn 
Gunsten  der  Urteilsvollstreckung  sprechende  klare  Wortlaut  eines  aus- 
wärtigen Gesetzes  gewährt  keinen  Vorteil,  wenn  die  Gerichte  dee 
Auslands,  wie  dies  z.  B.  in  Ungarn  geschieht,  Erfordernisse  aufstellen, 
welche  vom  Gesetze  nicht  ausdrücklich  verlangt  sind.  Für  die  Frage 
der  Verbürgung  ist  ja,  wie  auf  S.  289  Wach  mit  Recht  hervorhebt, 
diejenige  AufBusung  des  fremden  Rechts  mafsgebend,  welche  in  der 
ausländischen  Gerichtspraxis  zu  Tage  tritt,  nicht  die  Anschauung  des 
inländischen  Richters. 


27)  Hellmann  in  seinem  Kommentare  Bd.  III  S.  26  erklärt  es  für  sehr 
zweifelhaft,  ob  thatsächliche  Vollstreckune  ausreicht  Jn  seinem  Lehrbuche 
S.  812  hingegen  bemerkt  er:  „Gegeuseitiäeit  ist  verbürgt,  wenn  Tutuih  dem 
Rechte  (sei  es  Gesetzesrecht,  Gewoimheinrecht,  feststellende  Gerichts- 
praxis, internationales  Yertragsrecht)  des  ausländischen  Gerichts  deutsche 
Urteile  .  .  .  ftir  vollstreckbar  erklärt  werden*^  u.  s.  w.  Übrigens  bUdet 
jene  Präzis  keinen  Bestandteil  des  Rechts. 

28)  In  der  Sitzung  der  Justizkommission  des  Reichstags  vom  8.  Juni 
1875  (Hahn  I  S.  888  und  889)  sprachen  sich  sowohl  Direktor  v.  Amehera, 
als  auch  die  Abgg.  Miguel  und  Struckmann  dahin  aus,  daÜB  die  thatsäcn- 
liehe  Vollstreckung  unserer  Erkenntnisse  im  Auslande  als  Verbüigung  der 
Gegenseitigkeit  zu  betrachten  sei.  Gegen  diese  Auf&ssung  wurde  damals 
ein  Widerspruch  nicht  erhoben. 
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Ständige  gerichtliche  Übung  reicht  zu  dem  angegebenen  Zwecke 
auch  dann  aus,  wenn  die  Voraussetzung«!  eines  Gewohnheitsrechts 
nicht  vorliegen.  In  vielen  Staaten  ist  übrigens  gleichwie  in  Deutsch- 
land der  gerichtlichen  Übung  in  civilprozefsrechtlicher  Hinsicht  nicht 
die  ViTirktlng  beigelegt,  ein  (den  Richter  in  Zukunft  bindendes) 
Gewohnheitsrecht  zu  begründen. 

Dasjenige,  was  hn  vorstehenden  von  feststehender  Gerichtspraxis 
gesagt  ist,  gilt  auch  dann,  wenn  sich  bei  den  gesetzlich  mit  dem  Voll- 
Euge  auswärtiger  Urteile  befafsten  Verwaltungsbehörden^^)  eine 
ständige  Übung  gebildet  hat  (selbstverständlich  unter  dem  Vor- 
behalte, dafs  nicht  das  freie  Belieben  dieser  Behörden  entscheidet). 

Eine  feststehende  gerichtliche  Übung  ist  dann  anzuerkennen,  wenn 
mehrere  in  gleichem  Sinne  ergangene  Entscheidungen  eines  obersten 
Greiiditshofes  vorhanden  sind,  da,  falls  nicht  das  Gegenteil  erwiesen 
oder  sonst  bekannt  ist,  im  allgemeinen  gefolgert  werden  darf,  dafs  das 
Ansehen  der  höchsten  Gerichte  auf  die  Rechtsprechung  der  betreffenden 
iJ&nder  einen ,  wenn  auch  nicht  zwingenden ,  so  doch  bestimmenden 
Elinflufs  ausübt  Übrigens  dürfen  auch  Erkenntnisse  von  Gerichten 
niederer  Ordnung,  wenn  sich  dieselben  für  die  Gestattung  des  Urteils- 
vollzugs  aussprechen  und  gegenteilige  Entscheidungen  der  oberen  oder 
obersten  Gerichte  nicht  bekannt  sind,  mit  gutem  Grunde  für  die  An- 
nahme verwertet  werden,  dafs  ein  G^genseitigkeitsverhältnis  zu  Deutsch- 
land besteht.  Der  Mangel  an  solchen  gegenteiligen  Erkenntnissen  darf 
als  Beweis  gelten,  dafs  die  höheren  Gerichte  entweder  die  gleiche  Auf- 
fiuwnng  sich  angeeignet  oder  dafs  die  Parteien  bei  den  Aussprüchen 
der  Untergerichte  sich  beruhigt  haben. 

Schliefslich  ist  hier  noch  die  Bemerkung  anzureihen,  dafs  in  dem 
fVJle,  wenn  mit  Rücksicht  auf  eine  im  Auslande  bestehende  ständige 
Übimg  die  Gegenseitigkeit  zweifellos  gegeben  erscheint,  der  deutsche 
Richter  sich  damit  begnügen  und  von  einer  selbständigen  Prüfung  des 
firemden  Rechtes  Umgang  nehmen  darf. 

§  9.     Übersicht  verschiedener  Staaten  in  Bezug  auf  die  Frage, 
ob  die  Gegenseitigkeit  daselbst  verbürgt  ist^^). 

I.    Die  Gegenseitigkeit   ist    als   verbürgt  anzusehen  bei 
Staaten, 
1.    welche    hinsichtlich     der    Vollstreckung     unserer     rechtskräftigen 
Urtdle  leichtere  Voraussetzungen  als  die  G.Pr.O.  auf- 
stellen: 


29)  In  mehreren  schweizerischen  Kantonen  sind  z.  B.  die  Verwaltungs- 
behörden hiefihr  zusi&idie. 

90)  Die  Anftthmng  des  gesetzlichen  Wortlautes  sowie  Bemerkungen  über 
die  Rechtsprechung  der  einzdnen  Staaten  unterbleiben  hier  der  Kürze  weisen. 
in  dieser  Hinsicht  wird  daher  blofs  auf  Böhms  Handbuch  des  Rechtshültev., 
JFVanekes  Abh.  Zeitachr.  f.  d.  CPr.  8  S.  1  ff.  und  Koppers  Zusammenstellung 
linu^wiesen.  Die  Namen  dieser  Schriftsteller  sind  nur  mit  ihren  Anfangs- 
bocnstaben  bezeichnet. 
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Kantone  Aaigau  (B.  8.  185,  F.  76,  K.  51),  Appenzell  i.  Rh. 
(Ä  185,  K.  51),  Baaelfltadt  (J5.  185,  F,  75,  K.  52),  Bwel. 
land  (B.  184,  K.  52),  femer  Bulgarien  (Böhm  Zeitschr.  IV, 
195),  Dänemark  (Böhms  Zeitschr.  I,  106),  Kanton  St  Gallen 
und  Graubttnden  {B.  185,  F.  75,  76,  K.  54,  55),  Kroatien 
(K.  49),  Lichtenstein  (Böhms  Zeitschr.  11,  195),  Kanton  Luzern 
(JB.  185,  F.  76,  K.  56) ,  Österreich  (B,  183 ,  ^.  75 ,  K,  41), 
Spanien  (JB.  188,  F.  59,  K.  66),  endlich  die  Kantone  Schaff- 
hausen, Schwyz,  Solothixm,  Tessin  und  Uri  (JB.  185,  F.  75,  76, 
K.  57—59)«*; 

2.    deren    Rechte  mit   den   Voraussetzungen    des    §   661    Abs.    2 
CPr.O.  im  wesentlichen  tibereinstimmen: 

Kanton  Bern  (Böhms  Zieitschr.  I,  60),  Bosnien  und  Herze- 
gowina (K.  49),  Italien  (JB.  187,  F.  61,  K.  64),  St  Marino 
(j^.  86)  und  Rumänien  (B.  189 ,  K  86)  (letzteres  wegen  der 
das  Gesetz  eigänzenden  Praxis). 

U.     Die  Gegenseitigkeit  ist  nicht  verbürgt  bei  Staaten, 
1.    welche 

a.  entweder  überhaupt  nicht, 

oder 

b.  nur   dann  nicht,    wenn   die   Entscheidungen   eine  Verurteilung 
eines  ihrer  Staatsangehörigen  aussprechen, 

oder 


81)  Bezüglich  Dänemarks  wurde  bisher  die  Gregenseitigkeit  nicht  als 
sicher  feststehend  angesehen;  nach  den  in  Böhms  Zeitschr.  I  S.  106  ent- 
haltenen Mitteilungen  des  k.  dänischen  Justizministers  kann  jedoch  kein 
Zweifel  mehr  obwalten.  —  Appenzell  i.  Rh.,  Baselland,  SoloUmm,  Sohwjz 
und  Uri,  welche  ohne  Prüfung  der  Rechtm&Tsigkeit  vollstrecken,  werden 
nebst  Zürich  von  Francke  S.  76  zu  jenen  L&ndem  gerechnet,  welche  kerne 
besonderen  gesetzlichen  Voraussetzungen  aufstellen.  Dies  ist  jedenfalls,  was 
Schwyz  und  Zürich  betrifft,  nach  den  Angaben  von  Koppers  (8.  57,  60 £) 
nicht  richtig.  Es  ist  mit  Francke  S.  76  zu  vermuten,  dais  in  den  libriffeD 
Kantonen  von  der  Rechtsprechnne  dennoch  eine  Untersuchung  hinsiehtEeh 
formeller  Voraussetzungen  stattfindet,  und  daher  davon  Umgang  zu  nehmen, 
eine  besondere  Klasse  m  Ziff.  I  für  solche  Staaten  zu  bilden,  welche  keine 
Voraussetzungen  bestimmen.  Bezüglich  Zürichs  wird  gewöhnlich,  so  auch 
von  Böhm  und  Francke,  die  Gegenseitiffkeit  angenommen.  Das  Bestehen 
derselben  ist  jedoch  zu  verneinen  mit  Rttäsicht  auf  den  von  Koppere  S.  60 
mitgeteUten  gesetzlichen  Wortlaut.  Der  Richter  kann  .nach  freier  Würdigung 
aller  Verhältnisse**  Vollziehung  ^wfihren,  wenn  mindestens  das  auswärtige 
Urteil  rechtskräftig  und  von  emem  zuständigen  Richter  gefallt  ist  Dem- 
zufolge darf  das  Gericht  auch  eine  materielle  Untersuchung  vornehmen  und 
aus  sachlichen  Gründen  die  Vollstreckung  ablehnen.  In  cuesem  Sinne  faüit 
auch  die  bei  Koppers  S.  61  abgedruckte  Entscheidung  des  Handelsgerichts 
Zürich  das  Gresetz  auf. 
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c  nur  im  Falle  diesbezüglicher  besonderer  Staatsverträge,  wenn 
solche  weder  mit  dem  Deutschen  Reiche  noch  auch  mit  einem 
hiezn  gehörigen  Bandesstaate  abgeschlossen  worden, 

oder 

d.   nnr  in  AosnahmefkUen 

fremdrichterliche  Urteile  in  Vollzug  setzen. 

Zu  a)  Schweden,  Norwegen  (K.  81),  Finnland  (Ä  198,  K.  86), 
Montenegro  (Böhms  Zeitschr.  I,  108), 

zu  b)    TüAei  (J^.  90), 

za  c)  RufsUnd  (B.  197,  F.  47,  K.  82),  Chile  (JT.  100),  HaYti 
(J^.  103),  Kanton  Neuenburg  (B.  186,  F.  76,  K.  56),  Serbien 
(K.  88)  und  Peru  (B.  199,  K.  100)««), 

za  d)  Argentinien  und  Mexiko,  wo  blofs  die  auf  persönliche  Erlagen 
bezttglichen  Urteile  (B.  196,  K.  93  und  101)  und  die  Nieder* 
lande,  wo  nur  Urteile  ttber  Havarie  und  Bergelohn  {B.  193, 
F.  54,  JT.  74)  YolhEogen  werden; 

2.  welche  nur  dann  vollstrecken,  wenn  die  Gegenseitigkeit  durch 
Staatsvertrag  oder  Erklftrungsaustausch  der  Regierungen  ausdrück- 
lich zugesichert  ist:     Ungarn  (K,  47 — 49); 

3.  bei  welchen  der  Urteilsvollzug  vom  freien  Belieben  dee  Regenten 
(Monako,  B.  190,  F,  62,  K.  66)  oder  von  Gerichts-  bezw.  Ver- 
waltungsbehörden abhängig  ist  (Appenzell  a.  Rh.,  Unterwaiden 
nied.  W.,  Thurgau  und  Zug  (JB.  186,  F.  62,  K.  51,  59,  60); 

4.  welche  bei  Vollstreckung  auswärtiger  Entscheidungen  eine  Prüfung 
derselben  in  vollem  Umfange  vornehmen  oder  alle  Einwendungen 
des  Schuldners  zulassen,  insoweit  nicht  ein  Staatsvertrag  etwas 
anderes  bestimmt: 

Belgien  (B.  192,  F.  55,  K.  72),  Kanton  Freiburg  (B.  192, 
F.  53,  K.  53),  Frankreich  (B.  191,  F.  53,  K.  70),  Kanton 
Genf  (B.  192,  F,  53,  K.  54),  Luxemburg  (K.  72),  Venezuela 
(K.  102)  und  Kanton  Waadt  (B.  192,  K.  60,  F.  53); 


32)  V.  Bar  II,  545,  Weush  S.  246  und  Koppers  S.  81  rechnen  Nor- 
w^en  zu  den  Ländern,  welche  überhaupt  nicht  vollstrecken,  Böhnij  Rechtsh. 
Vol  S.  199  zu  denjenigen,  welche  nnr  mangels  eines  Staatsvertrags  nicht 
vollziehen.  Nach  einer  Mitteilung  in  Böhms  Zeitschr.  I,  255  hingegen  wäre 
der  Urteilsvollzag  gegen  Ai^ehörij^e  eines  fremden  Staates  leicht  mögUch, 
gegen  Norweger  JMOcb  an  schwierige  Bedinffungen  geknüpft  Bezuglich 
Serbiens  nf^men  auch  v.  Bar  II ,  5&  und  Wach  S.  Siß  an,  dafs  Geffen- 
seiligkeit  nicht  verbürgt  ist,  wenngleich  sie  dasselbe  nicht  ausdrücklich  zu 
den  Staaten  zählen,  welche,  abgesehen  vom  Abschlufs  dnes  Staatsvertrags, 
die  YollBtreckung  verweigern.  Auch  nach  der  Darstellung  in  Böhms  Hecbtsh. 
Verf.  S.  190  darrv  erbürgung  der  Gegenseitigkeit  nicht  angenommen  werden. 
Zeitschrift  f.  intern.  Prirmt-  u.  Straf^eeht  ete.,  Band  VI.  9 
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5.  bei  welchen  die  Prttfaog  der  mit  der  VollstreckttngBbewilligaiig 
befiJsten  Gerichte  oder  aonstigen  Behörden,  sowie  die  Einwen- 
dungen des  Scholdners  zwar  nicht  anbeachrUnkt  znlXasig  sind, 
jedoch  in  einer  mit  §  661  Abs.  2  C.Pr.0.  nicht  im  Einklang 
stehenden  Weise  auf  die  Sache  selbst  eingehen  dürfen: 

Brasilien  (B.  196,  K.  94),  England  und  Schottland  (JB.  194, 
F.  54,  K.  74),  Kanton  GUrus  {F.  53,  K.  54),  Griechenland 
(B.  193,  F.  61,  K.  90),  Liberia  (K.  93),  Louisiana  (K.  98), 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  (B.  195,  K.  98),  Portugal 
(K.  68),  sowie  die  Kantone  Unterwaiden  o.  W. ,  Wallis  und 
Zürich  (K.  59  und  60)»"). 

§  10.    Schlufsbemerkungen. 

Als  der  Vertreter  des  Bundesrats  Direktor  v.  Arnsberg  in  der 
Sitzung  der  Justizkommission  des  Reichstags  vom  29.  Mai  1875  {Haihn 
I  S.  805)  dem  Antrage  St/ruckmanny  welcher  die  Einschaltung  des 
§  661  Abs.  2  Nr.  5  in  die  C.Pt.O.  bezweckte,  entgegentrat,  bemerkte 
er  bezüglich  desselben  unter  anderem,  dieser  bewirke  Schwierigkeiten, 
weil  es  Staaten  gebe,  deren  Gesetze  die  Gegenseitigkeit  nicht  vor- 
schrieben  und  mit  welchen  auch  keine  StaatsYertrüge  bestünden,  die 
aber  doch  infolge  einer  gewissen  Übung  die  deutschen  Urteile  yoU- 
streckten. 

Die  dem  bezeichneten  Antrage  entsprechende  Gresetzesbestimniang 
erscheint  allerdings  dazu  geeignet,  Schwierigkeiten  zu  bereiten.  Dies 
ist  nicht  etwa  deshalb  der  Fall,  weil  mehrere  Staaten  dem  Grundsätze 
der  Gegenseitigkeit  nicht  huldigen,  wohl  aber  um  deswillen,  weil  d«i 
Gerichten,  besonders  jenen  des  ersten  Rechtszugs,  die  zur  Würdigung 
der  Gegenseitigkeitsirage  erforderlichen  Anhaltspunkte  nicht  zu  Grebote 
stehen'^)  und  bei  der  Verschiedenheit  der  einzelnen  Gesetzgebungen 
die  rechtliche  Beurteilung  manchmal  eine  keineswegs  leichte  ist 

Bei  zutreffender  Schilderung  der  durch  die  gesetzliche  Forderung 
verbürgter  Gegenseitigkeit  verursachten  thatsttchlichen  und  rechtlichen 
Schwierigkeiten  bringt  t;.  Ba/r  anstatt   derselben  und  zwar  unseres  Er- 


33)  Bezüglich  Zürichs  s.  Anm.  31.  Was  die  Kantone  Unterwaiden 
ob/W.  und  Wallis  anbelangt,  so  nehmen  Böhm  S.  185  und  Franeh^  S.  75 
und  76  die  Gegenseitigkeit  als  verbargt  an.  Dagegen  spricht  jedoch ,  dals 
bei  Unterwaiden  nach  Koppera  S.  59  eine  Nachprünm^  der  Rechtmäfngkdt 
stattfindet  und  dafs  bei  Wallis  das  Gleiche  der  Fkll  ist,  insoferne  daselfaet 
die  Vollriehung  verweigert  werden  kann,  wenn  „das  Urteil  offenbar  un- 
gerecht ist.*^ 

34)  Die  von  Direktor  v.  Arnsberg  erteUte  Zusage  (Hahn  U  S.  889X  die 
Beichsregienmg^  werde  bestrebt  sein,  das  Verhältnis  der  einzelnen  Staaten 
zum  Auslände  m  Bezug  auf  die  gegenseitige  Vollstreckung  der  ^kenntnisae 
klar  zu  stellen  und  den  deutschen  Gerichten  das  zur  Anwendung  von  §  661 
Abs.  2  Nr.  5  erforderliehe  Material  zuzuführen,  hat  bisher  nocn  kerne  &^ 
fallnnff  gefunden.  (Ob  der  Ausdruck  ,,Reichsregiemng^  staatsrechtlicb  ganz 
zntrenend  ist,  soll  hier  nicht  n&her  erörtert  weoraen.) 
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achtens  mit  Recht  (11  8.  507 — 512)  den  Grandaats  der  Vergeltung 
(Betoision)  in  Vorschlag,  welcher  in  §  4  der  deatschen  Konkarsordnang 
durch  die  Vorschrift  Ansdrack  geftinden  hat,  dafs,  obwohl  anslftndische 
OlAabiger  den  inländischen  gleichstehen,  dennoch  unter  den  daselbst 
nlher  bezeichneten  Voraossetznngen  gegen  die  Angehörigen  eines  aus- 
lladischen  Staats  nnd  deren  Rechtsnachfolger  ein  Veigdtongsrecht  in 
Anwendung  gebracht  werden  darf. 

Auch  Eedu»  befürwortet  in  seiner  bereits  erwähnten  Besprechung 
{Gmchots  Beiträge  Bd.  80  8.  460)  den  Standpunkt  des  §  4  Konk.0., 
indem  er  die  Bestimmung  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  als  eine  von  der 
Retorsion  YtfUig  abweichende,  neue  und  unglückliche,  weil  den  Richter 
mit  geradezu  unldsbaren  Aufgaben  belastende  Erfindung  der  modernen 
Gese^gebung  bezeichnet 

„Reciprocität"  und  „Retorsion''  sind  indes,  wie  t;.  Bar  an  anderer 
Stelle  seines  internationalen  Privatrechts  (Bd.  I  8.  299)  richtig  bemerkt, 
,ein  und  dasselbe  Princip** ;  „nur  ist  bei  beiden  die  Prilsumtion  ver- 
Bchieden  gewendet**.  Der  8taat,  welcher  Oegenseitigkeit  voraussetzt, 
wiU,  wie  Bar  weiter  ausführt,  den  Fremden  nur  dann  mit  den  Ein- 
heimischen gleich  behandeln,  wenn  ihm  der  positive  Nachweis  erbracht 
wird  oder  es  wenigstens  nicht  unwahrscheinlich  ist ,  dafs  die  gleiche 
Behandlung  seinen  eigenen  Angehörigen  in  dem  auswärtigen  Staate  zu 
toi  werde.  Hingegen  wird  in  dem  Staate,  welcher  Vergeltung  übt,  den 
Fremden  insolange  gleiches  Recht  wie  den  Einheimischen  gewährt,  bis 
der  positive  Beweis  geliefert  wird,  dafs  das  betrefiende  andere  Land 
ein  ungleiches  VeHkhren  eintreten  läfst. 

Dafs  der  Standpunkt  der  Vergeltung  dem  allgemetnen  Rechts- 
verkehre forderlicher  ist  als  der  andere  Grundsatz,  wird  nicht  zu  be- 
streiten sein.  Indem  der  eine  Staat  darauf  wartet,  dafs  der  andere 
mit  vorteilhaften  HCafsregeln  vorausgehe,  macht  keiner  von  beiden  einen 
Fortschritt  auf  dem  (Gebiete  des  internationalen  Rechtes. 

Auch  gewährt  der  Vergeltungsstandpunkt  der  Rechtsanwendnng 
eine  sehr  erhebliche  Erieichterung. 

Allerdings  ist  es  nicht  zu  empfehlen,  dafs  die  Retorsion  in  Civil- 
rechtBstreitigkeiten,  wie  Bar  an  anderer  Stelle  (II  8.  518)  sich  aus- 
druckt, zum  Mittel  der  grofsen  internationalen  Politik  gemacht  werde. 
Allein  letzteres  geschieht  nicht,  wenn  nach  Anordnung  des  Reichs- 
kanzlers,  sei  es  jenen  Staaten  g^genttber,  welche  firemdrichterliche 
Urteile  überhaupt  nicht  oder  abgesehen  von  Staatsverträgen  nicht  voll- 
ziehen, sei  es  denjenigen  Ländern  gegentlber,  welche  eine  vollständige 
Saehprttfung  vorschreiben,  von  dem  Vergdtungsrechte  ausnahmslos 
Gebianch  gemacht  wird. 

Sollte  hingegen  auf  eine  in  der  CPr.O.  selbst  erfolgende  Regelung 
Gewicht  gelegt  werden,  so  wäre  die  Vermeidung  der  obenbezeichneten 
Schwierigkeiten  und  ein  Fortschritt  in  internationaler  Beziehung  wohl 
nur  durch  eine  gtilnderte  Oesetzesfiissung  zu  erzielen.  Will  der  Gesetz- 
geber den  Urteilsvollzug  nur  gegenüber  denjenigen  Ländern  aus- 
Bchliefsen,  welche,  abgesehen  von  Staatsverträgen  oder  Ausnahmefällen, 

9* 
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unsere  Erkenntnisse  nicht  vollstrecken,  so  kann  er  dies  durch  folgende 
an  Stelle  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5^*)  zu  setzende  Bestimmung  er- 
reichen : 

,,wenn  die  vom  deutschen  Richter  erlassenen  Urteile  in  dem- 
jenigen Staate,  welchem  das  auslttndische  Grericht  angehört, 
tlberhaupt  nicht  oder  nur  in  Ausnahmefällen  oder  nur  auf 
Grund  besonderen  Staatsvertrages  vollstreckt  werden.^ 

Besser  würden  unsere  Interessen  gewahrt  durch  nachstehoide 
Fassung : 

„wenn  die  vom  deutsehen  Richter  erlassenen  Urteile  in  dem- 
jenigen Staate,  welchem  das  ausl&ndische  Gericht  angehört, 
nicht  vollstreckt,  ohne  dafs  dieselben  hinsichtlich  ihrer  Gesets- 
m&fsigkmt  einer  vollständigen  PrUfting  unterzogen  werden.  ** 

Dieselbe  würde  gleichfalls  die  Möglichkeit  bieten,  in  internationaler 
Hinsicht  dem  Fortschritte  Rechnung  zu  tragen,  weil  damit  die  Urteils- 
voUziehung,  abgesehen  von  den  überhaupt  nicht  oder  nur  ausnahms- 
weise vollstreckenden,  nur  noch  denjenigen  Staaten,  welche  dem 
Systeme  des  französischen  Rechts  huldigen  ^^),  versagt,  dagegen  den 
Ländern  des  englischen  Rechts  zugestanden  wäre.  — 


Nachtrag. 

Zufolge  einer  dem  Verfasser  erst  nach  erfolgter  Ablieferung  vor- 
stehenden Aufsatzes  bekannt  gewordenen  Mitteilung  in  der  Juri- 
stischen Wochenschrift  von  1895  S.  820  hat  die  Kommission 
für  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
beschlossen,  in  Art.  11  des  Ein  f.  Ges.  zum  B.G.  B.  folgende,  die 
C.Pr.0.  abändernden  Vorschriften  im  Anschlüsse  an  §  298  C.Pr.0. 
einzustellen : 

„Die  Anerkennung  eines  ausländischen  Urteiles  ist  ausgeschlossen: 

1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates,  welchem  das  ausländische  Gericht 
angehört,  nach  den  deutschen  Gesetzen  nicht  zuständig  sind, 

2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  aaf 
den  Prozefs  nicht  eingelassen  hat,  sofeme  die  den  Prozefs  ein- 
leitende Ladung   oder  Verfügung  ihm  weder   in  dem  Staate  des 


85)  Oder,  wenn  das  Erfordernis  der  Rechtekraft,  wie  oben  §  4  befür- 
wortet wurde,  in  S  660  Ausdrosk  fände,  an  Stelle  des  §  661  Abs.  2  Nr.  4. 

36)  In  den  hier  in  Vorschlag  gebrachten  beiden  Fassungen  sind  für  die 
Gesetzgebung  oder  Rechtsprechung  des  fremden  Staates  Forderungen  aaf- 
^estell^  welche  sich  auf  bestimmte  Arten  von  Gegenseitigkeit  beziehen.  Da 
m  Deutschland  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  die  Vollstreckung  ans- 
ländischer  Entscheidungen  zu  erfolgen  hätte,  so  wäre,  auch  wenn  die  C.Pr.O. 
des  Wortes  „Gegenseitigkeit*^  sich  nicht  mehr  bedienen  würde,  dennoch 
einer  gpröfseren  Anzahl  solcher  Staaten,  welche  auf  Gegenseitigkeit  Gewicht 
legen,  Genüge  geleistet,  als  dies  bisher  der  Fall  sein  konnte. 
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Prozefsgerichts  in  Person  noch  durch  Gewährung  deutscher 
Bechtahülfe  sragestellt  ist; 

8.  wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gßgen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verstofsen  würde, 
oder  wenn  das  Urteil  auf  einem  auslilndischen  Gesetze  beruht, 
das  die  Rechte  der  Fremden  in  unbilliger  Weise  beeintriichtigt; 
ab  g^gen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  yerstofsend  ist 
die  Anerkennung  eines  Urteiles  insbesondere  dann  anzusehen, 
wenn  in  dem  Urteile  zum  Nachteile  einer  deutschen  Partei  von 
den  Vorschriften  des  §  10,  des  §  12  Abs.  1 — 8  nnd  5  und  der 
§§  15,  16  und  18  al^ewichen  ist; 

4.    wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbflrgt  isf 

—  Nach  den  Beschlüssen  jener  Kommission  soll  femer  §  661  Abs.  2 
CPr.O.  durch  nachstehende  Bestimmung  ersetzt  werden: 

„Das  VoUstreckungsurteil  ist  erst  zu  erlassen,  wenn  das  Urteil 
des  ausländischen  Gerichts  nach  dem  für  dieses  Gericht  geltenden 
Rechte  die  Rechtskraft  erlangt  hat.  Es  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn 
die   Anerkennung   des  Urteils   nach    §    293    o«   %•    ausgeschlossen 

ist«  — 

Der  dem  Reichstage  im  Jahre  1896  vorgelegte  Entwurf  eines 
Eiof.G^.  zum  B.G.B.  enthält  diese  Änderungen  nicht  mehr.  Auch 
in  der  dem  Reichstage  im  Jahre  1896  überreichten  Denkschrift 
zum  Entwnrfe  eines  B.G.B. ,  in  deren  Anlage  11  die  aus  Anlafs  des 
B.G.B.  in  Aussicht  genommenen  Änderungen  und  Ergänzungen  der 
CPr.O.  und  Konk.O.,  soweit  dieselben  für  das  Verständnis  des  Gesetz- 
bnchs  wesentlich  erscheinen,  zusammengestellt  sind,  befinden  sich  keine 
Änderungen  zu  den  §§  660  und  661  C.Pr.O.  Die  Abänderungen  zu 
§  293,  sowie  die  neu  eingeschalteten  §§  293  lit.  a — f  beziehen  sich 
nicht  auf  die  hier  einschU^gen  Fragen.  — 


Unser  englischer  Brief  (V). 

Von  Dr.  €•  HU  P.  iBMUlsen  m  London« 

Die  Nichtvollstreckbarkeit  englischer  Urteile  im 
Deutschen  Reiche  beruht  bekanntlich  auf  Reicbsgerichtsentschei- 
dnngen,  welche  mit  einem  Rechtszustande  operieren,  wie  derselbe  vor 
14  Jahren  nach  der  danudigen  Ansicht  des  Reichsgerichts  in  England 
vorgelegen  haben  soll.  Praktisch  scheinen  diese  Entscheidungen  keine 
gro&e  Bedeutung  gehabt  zu  haben;  man  hört  weder  von  ernstlichen 
Versuchen,  die  Frage  von  neuem  dem  Reichsgericht  vorzulegen,    noch 
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hat  man  in  England  irgend  welchen  Anstand  genommen,  deatache  Ur- 
teile zur  Vollstreckung  zuzulassen.  Man  möchte  fast  meinen,  die  ge- 
dachten Reichsgerichtsentscheidungen  seien  in  England  überhaupt  nicht 
bekannt  Es  ist  heute  unnötig,  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  dss 
Beichsgerieht  im  Jahre  1882  den  englischen  Rechtszustand  richtig  ge- 
würdigt hat  Nur  ein  Punkt  soll  hier  kurz  Erwähnung  finden,  weil 
derselbe  auch  ftlr  die  Würdigung  des  heutigen  Rechtszustandes  yoq 
Bedeutung  ist  Im  Jahre  1882  war  zu  untersuchen  —  und  bei  einer 
erneuten  Prüfung  der  ganzen  Frage  würde  zu  untersuchen  sein,  —  wie 
es  mit  der  VoUstreckung  „deutscher*'  Urteile  in  England  steht  Es 
gentigt  nicht  die  Feststellung,  dafs  diese  oder  jene  Einrede  m<%licher 
Weise  in  England  gc^en  ein  „ausländisches**  Urteil  erhob^i  werden 
kann.  Es  ist  zu  prüfen,  wie  „deutsche**  Urteile  in  den  letzten  Jahren 
von  den  englischen  Gerichten  behandelt  worden  sind;  welche  Einreden 
man  „deutschen**  Urteilen  gegenüber  gestattet  hat,  und  inwieweit  dieee 
Einreden  thatsächlich  durchgedrungen  sind.  Es  ist  für  die  Behandlnng 
englischer  Urteile  in  Deutschland  doch  wohl  irrelevant,  dafs  in  Eng- 
land einmal  ein  russisches  Urteil  nicht  zur  Vollstreckung  gelangt  ist, 
weil  sich  in  Rufsland  ein  Betrug  abgespielt  hatte.  Die  deutsch- 
englische  Praxis  ist  zu  befragen,  und  nicht  diejenigen  englischen  Schrift- 
steller, welche  die  Lehre  ohne  Beziehung  auf  einen  bestimmten  Staat 
yortragen.  Übrigens  hat  sich  in  den  14  Jahren,  welche  seit  den  ge- 
dachten Reichsgerichtsentscheidungen  verflossen  sind,  auch  die  „all- 
gemeine** englische  Lehre  von  der  Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
in  mancher  Beziehung  geändert  Nach  dem  Vortrage,  welchen  der 
englische  Advokat  G,  Q,  Phillimore  im  letzten  Oktober  auf  der  inter- 
nationalen Konferenz  in  Brüssel  hielt,  ist  heute  der  Rechtszustand  in 
England  folgender: 

I.  Ausländische  Urteile,  welche  nur  die  Ph)zer8parteien  binden. 
Einer  EJage  ans  einem  solchen  Urteile  gegenüber  kann  möglicher 
Weise  eingewendet  werden: 

1.  dafs  Betrug  auf  Seiten  einer  Prozefspartei  vorliege,  selbst  wenn 
dieser  Einwand  ein  Eingehen  auf  die  Sache  selbst  erforderlich  machen 
sollte.  Es  ist  der  Nachweis  zulässig,  dafs  das  ausländische  Grericht 
mifsleitet  wurde,  insbesondere  auch  durch  einen  Meineid.  Für  schwer 
nachweisbar,  wenn  auch  für  nicht  ausgeschlossen,  erachtet  FhOümort 
den  Einwand ,  dafs  auf  selten  des  ausländischen  Gerichts  ein  sog.  ab- 
sichtlicher Irrti\in  in  thatsäehlicher  oder  reehtlicher  Beziehung  vorliege. 

2«  Irrtum.  Die  Regel  ist  die  Unzulässigkeit  der  Einrede  des 
Irrtums,  mag  der  Irrtum  des  ausländischen  Gerichts  ein  handgreiflicher 
sein  oder  sieh  erst  aus  dem  Thatbestande  eigeben.  Beaüglich  des 
handgreiflichen  Irrtums  giebt  es  allerdings  eine  abwaieheDde  Ansicht 
Nicht  statthaft  ist  der  Einwand,  dafs  in  der  Anwendung  des  am  Orte 
des  ausländischen  Grerichts  geltenden  Rechtes,  oder  eines  anderen  aus- 
ländischen Rechtes,  oder  des  englischen  Rechtes  ein  Irrtum  vorgekommen 
ist,  es  sei  denn,  dafs  beide  Parteien  darüber  einverstanden  sind,   dais 
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das  aiudfindische  Gericht  in  der  Anwendung  seines  eigenen  Rechtes 

irrte. 

3.  Unzuständigkeit  Ist  der  Bekhigte  im  ausländischen  Prozefs 
in  dem  fraglichen,  auslftndischen  Staate  thatsftchlich  anwesend  und  hat 
dort  seinen  Aufenthalt,  so  kann  er  der  englischen  Vollstreckungsklage 
gegenüber  nicht  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  erheben,  es  sei  denn, 
da6  es  sich  um  Immobilien  handelt,  welche  nicht  in  dem  gedachten 
aoslündischen  Staate  belegen  sind.  Eine  Entscheidung  vom  Jahre  1895 
erachtete  sogar  die  blofse  Anwesenheit  des  Beklagten  —  ohne  Domizil 
nnd  ohne  Aufenthalt  —  zur  Begründung  der  Kompetenz  ftlr  ausreichend. 
Hftlt  der  Beklagte  sich  zur  Zeit  der  Erhebung  der  ausländischen  Klage 
nicht  hn  Machtbereiche  des  ausländischen  Gerichtes  auf,  und  wird  aus 
dem  g^gen  ihn  erlassenen  Urteil  in  England  geklagt,  so  prüft  das 
englische  Gericht  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  G^erichts.  Die 
Znstibidigkeit  ist  in  folgenden  FWen  als  vorliegend  anzusehen: 

a.  Falls  der  Bekhigte  im  ausländischen  Staate  sein  Domizil  oder 
seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat. 

b.  Falls  das  Urteil  im  Machtbereiche  des  ausländischen  Gerichts 
bel^^e  Immobilien  betrifft. 

c  Falls  es  im  Machtbereiche  des  ausländischen  Gerichts  befind- 
liche Mobilien  betrifit,  und  diese  Mobilien  nach  dem  Rechte  des  aus* 
landischen  Grerichts  zwecks  Begründung  der  Kompetenz  mit  Beschlag 
bel^  werden  ktfnnen. 

d.  Falls  das  Urteil  einen  Vertrag  betrifit,  welcher  nach  seinem 
Inhalte  im  Machtbereiche  des  ausländischen  oWichts  zu  erf)lllen  ist. 
Der  blofse  Abschlufs  des  Vertrages  im  Machtbereiche  genügt  nicht  zur 
Begründung  der  Kompetenz,  falls  der  BeUagte  abwesend  ist 

e.  Falls  das  Urteil  ausländische  Gesellschafter  einer  im  Macht- 
bereiche bestehenden  Gesellschaft  betrifit. 

f.  Falls  das  Urteil  erging,  nachdem  die  Partei  sich  freiwillig 
eingelassen  und  auf  die  Bemängelung  der  Unzuständigkeit  verzichtet 
hatte. 

g.  Falls  das  Urteil  sich  auf  ein  Delikt  bezieht,  welches  seitens 
einer  im  Machtbereich  domizilierten  oder  doch  dort  sich  gewöhnlich 
aufhaltenden  Person  im  Machtbereiche  oder  aufserhalb  desselben  be- 
gangen wurde,  letzterenfidls  jedoch  vorausgesetzt,  dafs  nach  eigenem 
Recht  ein  Delikt  vorliegt 

4.  Verletzung  der  natürlichen  Gerechtigkeit  Dieser  Einwand  ist 
zu  vag,  um  oft  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden  zu  können,  zumal 
vennntet  wird,  dafs  ein  ausländisches  Urteil  gerecht  ist  Nach  dner 
Entscheidung  soll  der  Einwand  eigentlich  nur  mit  Bezug  auf  das  „Ver- 
fiihren^  vor  dem  ausländischen  Gericht  zulässig  sein;  eine  andere  Ent- 
scheidung bemerkt,  dafs  eme  Abweichung  des  dem  Urteil  zu  Grunde 
gelegten  Rechtes  von  den  Rechten  in  allen  anderen  Staaten  kein 
Kriterium  abgiebt 
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5.  VerletsEang  des  engliBchen  Rechtes.  Beruht  ein  Urteil  auf 
einem  Delikt,  welches  nach  englischem  Recht  keinen  EUageansprach 
giebt,  so  ist  das  Urteil  in  England  nicht  klagbar.  Hierher  rechnet 
PhiUifnore  auch  Urteile,  welche  auf  prozessnalischen  Bestimmungen  be- 
ruhen; die  zugesprochenen  Zinsen  oder  Kosten  bildeten  jedoch  ein«! 
Teil  des  Urteils,  und  der  Status  der  Prozefsparteien  bestimme  sich  nach 
dem  ausländischen  Rechte,  wenn  auch  eine  auf  ausländischem  Prosels- 
recht  beruhende  Unfähigkeit  in  England  zu  ignorieren  sei. 

6.  Verletzung  des  internationalen  Rechts.  Nicht  klagbar  ist  in 
England  ein  Urteil,  welchem  ein  positives  ausländisches  Recht  in  Ver- 
letzung einer  allgemein  adoptierten  Regel  zu  Grunde  gelegt  ist. 

Das  Resultat  ist  nach  PhiUimore^  dafs  Vollstreckung  eintritt,  falls 
1.  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts,  2.  die  Beachtung 
des  internationalen  Rechts,  8.  die  Vereinbarkeit  des  Urteils  mit  dem 
englischen  Rechte  feststehen.  Betrug  könne  als  unter  1  oder  2  in- 
b^grifien  angesehen  werden.  Hinzutrete,  dafs  auf  strafrechtlichoi 
Normen  oder  auf  Steuervorschriflen  beruhende  Urteile  in  England  nicht 
klagbar  seien. 

II.  Ausländishe  Urteile,  welche  über  die  Prozefsparteien  hinaus- 
wirken. Phiüimore  wiederholt  bezüglich  dieser  Urteile,  was  bereits 
das  deutsche  Reichsgericht  anerkannt  hat,  nämlich,  dafs  denselben  stets 
ein  grOfserer  Wert  beigemessen  ist,  als  den  unter  I  gedachten  Urteilen. 

So  lautet  nach  PhiUimare  die  heutige  ^allgemeine"  englische 
Lehre  von  der  Vollstreckung  der  ausländischen  Urteile.  Die  deutsch- 
englische  Praxis  hat  mit  der  Mehrzahl  der  im  allgemeinen  möglichen 
Einreden  nichts  zu  schaffen;  es  handelt  sich  in  der  Regel  nur  dämm, 
ob  das  deutsche  Gericht  vom  englischen  Standpunkte  aus  ab  zuständig 
anzusehen  ist  Bejahendenfalls  wird  es  nicht  schwer  fidlen,  im 
^summarischen"  Veiri&hren  in  England  ein  Vollstreckungsurteil  zu  er- 
wirken. — 

Auf  die  Schwierigkeiten,  welche  durch  letztwillige  Zuwen- 
dungen an  in  England  domizilierte,  minderjährige 
Personen  entstehen,  wurde  im  letzten  Jahrgang  dieser  Zeitschrift 
S.  39  und  S.  149  auAnerksam  gemacht  Derartige  Zuwendungen  sind 
zulässig,  und  ihre  Annahme  seitens  des  Minderjährigen  wird  prilsumiert, 
soweit  nicht  diese  Präsumtion  dem  Minderjährigen  Schaden  bringen 
würde.  Der  Minderjährige  kann  jedoch  nicht  über  den  Emp^emg  der 
Zuwendung  quittieren,  und  diese  Quittung  kann  nach  englischem 
Rechte  nicht  von  seinem  Vater  oder  seinem  Vormund  erteilt  werden, 
es  sei  denn,  dafs  eine  gerichtliche  Sanktion  hinzutritt  Man  hat 
gemeint,  die  Schwierigkeit  liefse  sich  dadurch  umgehen,  dafs  in  der 
letztwilligen  Zuwendung  ausdrücklich  bestimmt  werde,  der  Mind«- 
jährige  solle  über  die  Zuwendung  quittieren  können.  Demgegenüber 
wird  jedoch  eingewendet,  dafs  die  Unfllhigkeit ,  zu  quittieren,  in  der 
Person  des  Minderjährigen  selbst  überhaupt  nicht  gehoben  werden 
kann,   wohl   könne   aber  in  der  letztwilligen  Verfügung  der  Nachlafs- 
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reprXsentant   ermächtigt    werden,    an    den   Vater   oder   Vormund    des 
Minderjährigen  zu  zahlen,  womit  letztere  quittierongsberechtigt  und  zu 
trusiees^    d.    h.    zu    Eigentümern    der   zugewendeten  Vermögenssttlcke 
wttrden,    mit    der  Auflage,    diese  Vermögensstttcke   zum   Nutzen   und 
Vorteil  des  Minderjährigen  zu  verwenden.    Vor  kurzem  hat  nun  einem 
eogltschen  Gerichte  folgender  Fall   zur  Entscheidung   vorgelegen.     Ein 
Testator  hatte  eine  pekuniäre  Zuwendung  an  gewisse  Kinder  zu  gleichen 
Teilen  gemacht;   die  Zahlung  sollte   mit  vollendetem  18.  Lebensjahre 
geschehen,   und  es  war  weiter  vom  Testator  bestimmt,   dafs  trotz  der 
Minderjährigkeit   die  Bedachten  sollten  gültig  quittieren  kOnnen.     Das 
Grericht  entschied,    dafs   die   Anteile    derjenigen   Kinder,    welche  das 
18-  Lebensjahr  vollendet  hatten,    an   den  Kläger   zur  Weitergabe   an 
diese  Kinder  auszuzahlen  seien,  und  dafs  die  übrigen  ELinder  mit  voll- 
endetem 18.  Lebensjahre  auf  Auszahlung  antragen  könnten.     Man  will 
aus  dieser  Entscheidung   folgern,    dafs  die  Quittierungsunfähigkeit  des 
Minderjährigen  durch  ausdrückliche  Bestimmung  gehoben  werden  ktfnne 
und  dafs,   wo  der  Testator   die  Quittung   des  Minderjährigen  für  aus- 
reichend erkläre,    der  Nachlafsrepräsentant  auf  eine  derartige  Quittung 
hin  zahlen  dtlrfe.     Es  wird  jedoch  die  Frage   aufzuwerfen  sein,    ob  es 
nicht  die  gerichtliche  Sanktion  gewesen  ist,  welche  die  Auszahlung  er- 
möglicht hat.     Es   ist  richtig,   dafs   bei  unbeträchtlichen  Zuwendungen 
eine  Möglichkeit  der  sofortigen   Auszahlung  recht  wünschenswert    ist, 
and  es  giebt  femer  viele  Fälle,   in  welchen  eine  schnelle,    endgültige 
Regulierung    des    Nachlasses    anzustreben    ist.     Hinzu    tritt    der    sehr 
bftufige  Fall,    dafs  eine  Zuwendung  bei   erreichter  Grofsjährigkeit  oder 
bei  der  Verheiratung   zu  zahlen    ist  und   dafs   letztere    vor    erreichter 
Grofsjährigkeit   eintritt.     Will  man   die   oben   mitgeteilte  Entscheidung 
nicht  als  eine  Änderung  des   früheren  Rechts  auffiissen,    so   stehen  zu- 
nächst folgende  beiden  Wege  offen:  der  Nachlafsreprüsentant  kann  die 
Zuwendung  nebet  Zinsen  bei  erreichter  Grofsjährigkeit  auszahlen,  oder 
er  kann   die  Zuwendung   gerichtlich  deponieren.     Belegung   und  Aus- 
zahlung des   Erlöses   ans   der  Belegung   bei    erreichter  Grofsjährigkeit 
genügen  im  allgemeinen  nicht;  es  kann  jedoch  der  Nachlafsrepräsentant 
seit  Inkrafttreten  der  Trustee  Ad  1893 j  falls  es  ihm  nicht  ausdrücklich 
untersagt  ist,  die  Zuwendung  in  einer  deijenigen  Sicherheiten  belegen, 
welche  von  der  gedachten  Act  autorisiert  sind.     Für   den  Fall,    dafs 
der  Minderjährige    in    einem   Staate   domiziliert   ist,    in    welchem    die 
Grofsjährigkeit  bereits  vor  dem  21.  Jahre  eintritt,  darf  an  ihn  gezahlt 
werden,   sobald  er  nach  dem  Rechte  seines  Domizils  grofsjährig  wird; 
bis  dahin  ist  jedoch  eine  Skhlung  unzulässig,   selbst  wenn  nach  dem 
Reclite   des    Domizils    des    Minderjährigen    sein   Vater    oder  Vormund 
quittierungsberechtigt  sein  sollte.     Tritt  nach  dem  Rechte  des  Domizils 
die  Grofsjährigkeit  erst  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre  ein,  so  ist 
bei  vollendetem   21.  Lebensjahre    zu    zahlen.     Ein    deutsches  Gericht, 
welchem  der  Fall   einer  an    einen    in  England    domizilierten   Minder- 
jährigen gemachten  letztwilligen  Zuwendung  vorlag,  half  sich  vor  einiger 
Zeit  durch  Bestellung  von  Kuratoren,   welche  mit  der  Verwaltung  bis 
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zur  erreichten  Grofsjahrigkeit  betraat  word^i.  Sieht  man  davon  ab, 
dafs  Kuratoren  und  trustees  begrifflich  verschiedene  Dinge  sind,  so  er- 
scheint dieser  Answeg  sehr  empfehlenswert.  Es  ergab  sich  später  die 
Frage,  wie  mit  den  Zinsen  der  belegten  Zuwendung  zu  verfahren  seL 
£s  ist  in  dieser  Beziehung  bezüglich  des  englischen  Rechts  zu  sagen, 
dafs  der  Richter  im  einzelnen  Falle  Bestimmung  trifft;  die  Tendenz 
ut,  die  Zinsen  accumulieren  zu  lassen,  sofern  nicht  besondere  Um- 
stände vorliegen,  welche  eine  abweichende  Anordnung  wOnacheoswert 
erscheinen  lassen.  — 

Zu  den  englischen  Rechtssätzen,  welche  in  Deutschland  weniger 
bekannt  sind,  gehört  auch  der  Satz,  wonach  letztwillige  Ver- 
fügungen durch  nachfolgende  Eheschliefsung  des 
Testators  oder  der  Testatrix  widerrufen  werden.  Un- 
beachtet bleibt  dieser  Satz  häufiger  in  Fällen,  in  welchen  im  Deutschen 
Reiche  domizilierte  Eltern  eine  Tochter  an  eine  in  England  domizi- 
lierte Person  verheiraten.  Man  wünscht  in  derartigen  Fällen  zu  ver- 
meiden, dafs  das  Vermögen  der  Tochter  nach  ihrem  Tode  an  ihren 
Ehemann  fällt,  was  nach  englischem  Recht  bekanntlich  in  Ermangelung 
letztwilliger  Verfolgungen  selbst  dann  eintritt,  wenn  die  Ehefrau  mit 
Hinterlassung  von  Kindern  stirbt  Nach  englischem  Recht  schliefst 
solchenfidb  der  Ehemann  die  Kinder  vollständig  aus,  ein  Satz,  der  den 
deutschen  Rechtsanschauungen  keineswegs  entspricht  Es  liegt  daher 
an  sich  nahe,  die  Tochter  zu  veranlassen,  vor  der  Eheschliefsung  eine 
letztwillige  Verfügung  zu  errichten,  worin  über  ihr  Vermögen  den 
deutschen  Rechtsanschauungen  entsprechend  verfügt  wird.  Wesilakef 
Private  Intemationai  Law  1890,  p.  104  sequ.  scheint  dies  als  un- 
bedenklich anzusehen.  Er  trägt  die  gesetzliche  Bestimmung,  dafs  keine 
letztwillige  Verfügung  zufolge  eines  späteren  Domizilwechsels  des 
Testators  als  widerrufen  anzusehen  ist,  ab  einen  generellen  Satz  vor, 
obscbon  der  Satz  Teil  dnes  Gesetzes  bildet,  welches  sich  mit  britischen 
Staatsangehörigen  beschäftigt  Diese  Generaltsierung  und  Losredfsung 
aus  dem  gesetzlichen  Zusammenhange  ist  indessen  höclist  bedenklich, 
und  jedenfiiUs  ist  die  Frage,  ob  die  gedachte  gesetzliche  Vorschrift 
auch  für  nicht-britische  Staatsangehörige  gilt,  als  kontrovers  anzusehen. 
Es  dürfte  im  Hinblick  hierauf  zu  empfehlen  sein,  von  letztwilligen 
Verfügungen  vor  der  Eheschliefsung  abzusehen,  zumal  eine  letztwillige 
Verfügung  aufgehoben  werden  kann  und  eine  Ehefrau  selbst  in  Eng- 
land als  unter  dem  Einflüsse  ihres  Ehemannes  stehend  angesehen 
werden  mufs.  Die  deutschen  Eltern  erreichen  ihren  Zweck  weit  besser 
und  sicherer  durch  einen  Ehevertrag,  d.  h.  nicht  durch  einen  nur  von 
den  beiden  Nupturienten  geschlossenen  Vertrag,  wie  man  ihn  in 
Deutschland  zu  schliefsen  pflegt,  sondern  durch  Vermögensübertragnng 
an  dritte  Personen  mit  der  Auflage,  die  Vermögensstücke  in  der  näher 
vorzuschreibenden  Weise  für  die  Ehefrau  und  die  eventuellen  Kinder 
zu  verwenden.  Ein  derartiges  marriage  settlement  wird  allerdings  im 
Deutschen  Reiche,  wo  der  Begriff  trttstee  fehlt,  schwer  durchzuführen 
sein.     Bei   einer  Verheiratung   nach   England   dürften  sich   indessen  in 
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England  domizilierte  Personen  finden,  welche  bereit  sind,  als  tru$tees 
za  fingieren,  ganz  abgesehen  davon,  dafs  es  in  Elngland  GesellscLaften 
giebt,  welche  die  Übernahme  von  /rti^ee  -  Posten  als  Gewerbe  be- 
treiben. — 

Das  englische  Auslieferangsrecht,  welches  im  Jahrgange 
1893  S.  242  ff.  dieser  Zeitschrift  zur  DarsteUong  gelangte,  hat  durch 
die  ExfyradiHon  Act  1895  eine  Abänderung  erfahren,  welche  durch 
den  bekannten  Fall  „Herz^  veranlafst  wurde.  Wird  ein  flüchtiger 
Verbrecher  auf  Grund  eines  in  Ausführung  der  Extradiiion  Ad  1870 
8.  8  erlassenen  Haftbefehls  verhaftet,  und  gelangt  auf  seinen  Antrag 
dn  Staatssekretär  zu  der  Ansicht,  dafs  die  Überführung  des  Verhafteten 
nach  Boio  Sireei  (London)  für  letzteren  lebens-  oder  gesundheitsgef^hrlich 
sein  würde,  so  darf  der  Staatssekretär,  fi&lls  es  ihm  mit  der  in  Frage 
kommenden  Ausliefemngsverordnung  vereinbar  erscheint,  unter  Angabe 
seiner  Gründe  anordnen,  da(s  ein  namhaft  zu  machender  Polizeirichter 
an  dem  Orte  der  Verhaftung  oder  des  jeweiligen  Aufenthalts  des  Ver- 
hafteten über  den  Ausliefernngsfiül  entscheidet.  Erkennt  ein  solcher 
Polizeirichter  auf  Abführung  zur  Ansliefemngshaft  und  gelangt  zu  der 
Ansicht,  dafs  die  thatsächliche  Abführung  ins  Gei^ngnis  lebens-  oder 
doch  gesnndheitsgeftlhrlich  sein  würde,  so  darf  der  Polizeirichter  ver- 
fügen, dafs  der  Verhaftete  an  dem  Ort,  wo  er  sich  befindet  oder  wohin 
er  ohne  Lebens-  oder  GesundheitsgeflUirdung  transportiert  werden  kann, 
unter  polizeilicher  Aufsicht  festgehalten  werde.  In  Zukunft  wird  mit^ 
hin  der  Fall  nicht  wieder  vorkommen,  dafs  über  ein  Auslieferungs- 
gesueh  deshalb  nicht  entschieden  werden  kann,  weil  der  Auslieferungs- 
ge&ngene  sich  nicht  in  einem  Zustande  befindet,  um  nach  London 
transportiert  werden  zu  kOnnen. 

Unter  den  neueren  Auslieferungsf^len  hat  der  Fall  „Arten"  zu 
juristisch  interessanten  Fragen  geführt  Arten  hatte  gegen  die  auf 
Antrag  der  französischen  Regierung  erlassene  Auslieferungsverfügung 
des  englischen  Polizeirichters  Berufung  eingelegt.  Die  Verfügung  des 
Polizeirichters  gründete  sich  auf  folgende  sechs  Delikte:  1.  Fälschung 
von  Rechnungen  und  Gebrauch  gefälschter  Rechnungen;  2.  Betrug  als 
Vertreter  und  trustee;  8.  Erlangung  von  Geldern  durch  falsche  Vor- 
spi^lnngen;  4.  betrügerischer  Konkurs;  5.  Diebstahl;  6.  Unter- 
schlagung. Arton  liefs  gegen  die  poiizeirichterliche  Verfügung  geltend 
machen:  1.  dieselbe  beruhe  auf  einem  Delikt,  welches  nicht  unter  den 
eiigliBch-ftanz(toischen  Auslieferungsvertrag  falle;  2.  das  beigebrachte 
Behstongsmaterial  ergebe  nicht  prima  fade  Beweis  für  die  zur  Last 
gelegten  Handlungen;  3.  die  französische  Regierung  suche  nicht  im 
guten  Glauben  um  die  Auslieferung  nach;  4.  das  Auslieferungsgesuch 
verfolge  politische  Zwecke.  Als  das  angeblich  nicht  unter  den  Aus- 
liefermigsvertrag  fallende  Delikt  wurde  das  oben  sub  1  gedachte  be- 
zeichnet. Der  zweite  Einwand  wurde  später  Mlen  gelassen.  Der 
dritte  Einwand  wurde  näher  dahin  substantiiert,  dafs,  wenn  das  Aus- 
hefemngsgesuch  auch  anscheinend  auf  nicht  politische  Delikte  gestützt 
werde,    in  Wirklichkeit    der   gute   Glaube   fbhle,    da    man    politische 
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OeheimnisBe  zu  erfiethren  wtlnscUe.  Zur  Begründung  des  vierten  Ein- 
wandeB  wurde  endlich  vorgetragen,  die  französischen  Gerichte  seien 
beftigt,  Arton  zu  bestrafen,  bis  er  seine  politischen  Geheimnisse  aof- 
gedeckt  habe;  es  handele  sich  mithin  im  Grande  genommen  um  Be- 
strafung wegen  eines  politischen  Delikts.  (Vergl.  Jahi^ng  1898  dieser 
Zeitschrift  S.  247,  sowie  den  im  Falle  „Arton*'  in  Bezug  genommenen 
Fall  „Castioni"  8.  251  eod.)  Das  Gericht  erkannte  nur  den  ersten 
Einwand  als  begründet  an;  es  fehle  die  Zuständigkeit,  die  angebliche 
nuüa  fidea  der  französischen  Regierung  zu  prüfen;  und  es  sei  nicht 
bewiesen,  dafs  es  sich  um  ein  politisches  Delikt  im  Sinne  des  eng- 
lischen Auslieferungsgesetzes  von  1870  handele.  Bei  der  weiteren 
Verhandlung  über  den  ersten  Einwand  erkannte  das  Gericht,  dafs  das 
sub  1  gedachte  Delikt  faux  en  ime  Scriture  de  commerce  in  Gemäfs- 
heit  des  Code  pSnaH  Art  147  zu  lauten  habe.  Kritisiert  worden  ist 
hauptsllchlich  die  Entscheidung  des  Gerichts  Über  den  vierten  Einwand. 
Arton  habe  vortragen  lassen,  die  französische  Regierung  wünsche 
weniger  seine  Bestrafung  wegen  der  in  der  AuslieferungsverfÜgung 
specifizierten  Delikte,  als  die  Aufdeckung  von  Staatsgeheimnissen, 
welche  ihm  angeblich  bekannt  sein  sollen.  Die  französische  Rc^erung 
könne  ihn  allerdings  nur  wegen  der  Delikte  verurteilen  lassen,  derent- 
wegen er  ausgeliefert  werde;  sie  beabsichtige  aber,  seine  Vernehmung 
auf  andere  Punkte  auszudehnen.  §  3  Ziff.  1  des  englischen  Aus- 
lieferungsgesetzes  von  1870  bestimmt,  dafs  die  Auslieferung  abzulehnen 
ist,  wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  das  Auslieferungsgesuch  in  Wiric- 
lichkeit  in  der  Absicht  erfolgte,  um  den  Flüchtling  wegen  eines  Delikts 
politischen  Charakters  vor  Gericht  zu  stellen  oder  zu  bestrafen.  Das 
englische  Gericht  gelangte  zu  der  Ansicht,  dafs  Arton  sich  aus  folgen- 
den   beiden    Gründen    nicht    auf    diese    Bestimmung    berufen    könne: 

1.  weil  letztere  nur  auf  bereits   begangene  Delikte  Anwendung  finde; 

2.  weil  das  Verhalten,  dessentwegen  Arton  Bestrafxing  fürchte,  nicht 
ein  Delikt  politischen  Charakters  genannt  werden  könne.  Man  hat 
hiergegen  eingewendet,  dafs  —  angenommen,  dafs  Artons  Behauptungen 
nachgewiesen  wären  —  allerdings  beliauptet  werden  könne,  das  Aus- 
lieferungsgesuch bezwecke  eine  Bestrafung  wegen  eines  Delikts  politischen 
Charakters.  Die  gedachte,  gesetzliche  Bestimmung  solle  jede  Benutzung 
des  Auslieferungsverfahrens  seitens  einer  ausländischen  Regierung  gegen 
ihre  politischen  Gegner  verhindern.  Die  Verweigerung,  auf  gerichts- 
seitig  gestellte  Fragen  zu  antworten,  sei  eine  Mifsachtung  des  Gerichts, 
mithin  ein  Delikt,  und  das  Delikt  erhalte  dadurch  einen  politischen 
Charakter,  dafs  die  Vernehmung  sich  auf  angebliche  Staatsgeheimnisse 
beziehe.  Der  §  8  Ziff.  1  sei  keineswegs  auf  bereits  begangene  Delikte 
zu  beschränken. 
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Über  fremde  Strafurteile  und  deren 

Geltung. 

Von  Pas4«mle  Fi^re,  Professor  des  internationalen  Rechts  in  Neapel 

(Fortsetznng.) 

Kapitel    IL 

Von  der  exterritorialen  Wirksamkeit  des  Strafurteils. 

5.  Ist  zu  untersucben,  ob  die  Recbtsregel:  bis  in  idem  non 
judicatur  im  internationalen  Verkehr  stattfindet 

6.  Anfzäblang  der  Fälle,  in  denen  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob 
die  Aburteilung  im  Ausland  wegen  eines  im  Ausland  begangenen 
Delikts  res  iudicata  bewirkt 

7.  Untersuchung  des  Falles,  wenn  gegen  einen  Italiener  in  Italien 
ein  Strafprozefs  eingeleitet  wird  wegen  im  Ausland  begangenen 
und  abgeurteilten  Beates. 

8.  Was  ist  Rechtens,  wenn  der  im  Ausland  Verurteilte  die  Strafe 
nicht  verbUfst  hat? 

9.  Welche  Wirksamkeit  hat  das  ausländische  Strafurteil,  wenn  das 
Verfiihren  wieder  aufzunehmen  ist? 

10.  Was  ist  Rechtens,  wenn  die  Strafe  teilweise  erstanden  ist  oder 
Verjährung  oder  Erlafs  der  Strafe  eingetreten? 

11.  Der  Fall  eines  Stra^er&hrens  in  Italien  gegen  einen  Bürger, 
der  im  Ausland  eine  Straflhat  begangen  hat  und  abgeurteilt  ist 

12.  Unterschied,  ob  er  die  Strafe  erstanden  hat  oder  nicht 

13.  Erörterung  des  Falles  einer  Verurteilung  im  Ausland  wegen 
eines  Reats  gegen  die  Sicherheit  und  den  Kredit  des  Staates, 
res  iudicata  des  ausländischen  Urteils. 

14.  Verteidigung  unserer  Ansicht  gegen  Opponenten. 

16.  Erläuterung  der  Voraussetzung,  dafs  ein  fremdes  Gericht  über 
einen  in  Italien  begangenen  Reat  abgeurteilt  hat. 

17.  Ob  in  solchem  Fall  die  Maxime  non  bis  in  idem  anwendbar 
ist?     Ansichten  FausHn  Hdies  und  anderer. 

18.  Beantwortung  der  Frage  von  unserem  Standpunkt 

19.  Unsere  Ansicht  wird  durch  den  Zweck  der  Strafrechtspflege 
und  der  Strafe  begründet 

20.  Ee  würde  zur  Straflosigkeit  föhren,  wenn  dem  ausländischen 
Strafurteil  die  Kraft  der  res  iudicata  zugestanden  würde. 

21.  Wie  der  Strafverbüfsung  Rechnung  zu  tragen  ist. 


5.     In  diesem  Kapitel   haben   wir  zu  erörtern,   ob  die  Maxime 
j^non  bis  in  idem^   auf  ausländische  Strafurteile   ebenso   angewendet 
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werden  kann,  wie  sie  auf  inIttndiBche  angewendet  werden  mafs.  £2b 
ist  srnnttcbst  daran  zu  erinnern,  dafs  es  eine  stattliche  Zahl  von  Juristen 
giebt,  welche  mit  Gmnd  den  Satz  aufstellen,  dafs  das  Recht  zu  stiaien 
sich  nicht  als  auf  die  Rücksicht  für  die  socialen  Interessen  fundiert 
ansehen  lasse,  sondern  sein  Fundament  in  der  Notwendigkeit  liegt,  das 
Princip  der  Moral,  der  wesentlichen  Grundlage  jeder  socialen  Ordnung, 
zu  wfliiren,  und  dafs  dieselben  hieraus  gefolgert  haben,  dafs  in  Be- 
ziehung auf  das  Strafrecht  die  Landesgrenzen  zu  schwinden  haben  und 
die  Rechtsprechung  dem  Richter  zuzuweisen  sei,  der  den  Verbrecher 
in  seiner  Gewalt  hat  Dies  ist  die  Schule,  welche  die  absolute  Ezterri- 
torialitMt  der  Strafgesetze  und  des  Strafrechtes  statuiert,  und  das  Recht 
zu  strafen  jedem  vindiziert,  konsequenterweise  das  Princip  der  Aus- 
lieferung negiert  und  das  Verfahren  nach  allen  Richtungen  für  wirksam 
erklärt,  wenn  es  von  dem  Richter,  unter  dessen  Botmäfsigkeit  der 
Schuldige  steht,  ausgegangen  ist 

Wir  können  diese  Theorie  nicht  eingehend  erOrtem^);  wir  haben 


7)  £Ke  Theorie  der  absoluten  Exterritorialität  des  Strafeesetzes  und 
Strafirechts  entstammt  zweifellos  der  sublimen  ADschaoung,  daJs  das  Straf- 
recht keine  Ton  den  Einrichtungen  ist,  welche  lediglich  die  socialen  und 
politischen  Interessen  eines  einzdnen  Staates  zu  scnfltzen  haben.  Wenn 
man  daran  festhfilt,  daJb  das  Stnfrecht  die  Piincipien  des  socialen  Rechts 
und  des  Moralgesetzes  zu  schtttzen  habe,  und  dafs  d(iese  in  den  verschiedenen 
dvilisierten  Staaten  nicht  verschieden  sein  können,  so  begreift  man,  wie  ein- 
zelne Jmisten  zu  dem  Satze,  dafs  der  Verbrecher  nicht  die  spedellen  Inter- 
essen des  Staates,  in  welchem  er  das  Verbrechen  begangen  hat,  sondern 
vielmehr  das  absolute  Recht  und  die  Gresetze  der  Moral  venetze,  daher  kon- 
sequent der  Richter,  der  ihn  in  seiner  Gewalt  hat,  Pflicht  und  Recht,  ihn 
zu  strafen,  haben  müsse,  und  so  zu  der  Theorie  der  absoluten  Exteiritorialität 
des  Strafrechts  gelangt  sind.  Ohne  hierauf  näher  einzugehen,  bemeiken  wir 
nur,  es  läfst  sich  mit  besseren  Gründen  behaupten,  dafs  zwar  die  Territoria- 
lität nicht  als  Kriterium  der  Strafbarkeit,  als  ob  das  Interesse  an  der  Be- 
strafung des  Thäters  als  territoriales  anzuseheu  wäre,  gelten  könne,  aber 
dafs  man  nicht  zugleich  behaupten  könne,  dafs  jeder  Kichter,  in  dessen 
Grewalt  der  Beschmdigte  steht,  diesen  unter  Anwendung  der  Strafgesetze 
seines  Landes  verurteilen  und  strafen  könne.  Um  hiezn  zu  gelangen,  wäre 
die  Voraussetzung  erforderlich,  dafs  die  Strafgesetzbücher  sftmtiicher  Länder 
eieichmärsig  wären  und  das  Ziel  verfolgten,  in  gleicher  Wdse  die  Prindpien 
der  absoluten  Gerechtigkeit  zu  schützen  —  was  man  eben  nicht  behaupten 
kann. 

Wir  scbliefsen  uns  zwar  der  Lehre  des  Jarinaciua  an,  welcher 
schreibt:  „Nullum  deheat  herbere  ttUum  locum  eonfugiendi  sive  homieidium 
8Ü  commistum  sub  eodem  nve  sub  penüus  diverse  princip€,  mua  sie  de 
jure  divino  staiutum  eiV'  und  acceptieren  auch  die  Lehre  des  Beecaria, 
dafs  die  Überzeagnn^i  dafs^  der  Schuldige  kein  Fleckchen  Erde  finden  könne, 
wo  er  der  StrafloBigkeit  sich  freuen  könnte,  wenn  es  sich  um  wahre  und 
eijgcntlicbe  Strafthaten  handelt,  das  wirksamste  Mittel,  Verbrechen  zu  ver- 
hindern, sei.  Daraus  folgern  wir  aber  nur,  dafs  alle  Staaten  ein  ^^emein- 
sames  Interesse  daran  haoen,  Straf iosi^^keit  wahrer  Strafthaten  hmtanzu- 
halten,  konmien  aber  nicht  zu  dem  Scnlufs,  dafs  jeder  sie  nach  seinem 
eigenen  Gesetze  bestrafen  könne ,  und  zwar  hauptsächlich  aus  dem  Grunde, 
den  derselbe  Beccaria  weislich  angegeben  hat:  dafs  der  Ort  der  Strafe 
der  Ort  des  Deliktes  sein  müsse,  weil  nur  da  mid  nirgend  anderswo  die 
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hier  nni  daran  erinnert,  nm  darzuthan,  wie  diejenigen,  welche  die 
absolute  Exterritorialität  des  Strafrecbts  festhalten,  zu  dem  Satze  ge- 
zwungen sind,  dafs  das  Urteil  des  Richten,  in  dessen  Gewalt  der 
Schuldige  ist,  jede  Prozedur  anderswo  ausBchliefse  und  hemme.  Da 
nach  ihnen  das  Strafgesetz  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  bestimmt 
und  gleichgültig  ist,  ob  die  hohe  Mission,  das  Recht  zu  schützen,  von 
der  einen  oder  anderen  Staatsgewalt  geübt  wird,  so  war  die  natürliche 
Polge,  dafs  der  Schuldige,  sobald  die  Strafe  durch  Urteil  festgestellt 
ist,  keiner  neuen  Prozedur  und  Strafe  wegen  derselben  That  ausgesetzt 
sein  dürfe;  und  in  der  That,  wenn  alle  menschlichen  Grewalten  gleicher- 
mafsen  nur  Vollzugsorgane  der  höchsten  Rechtsordnung,  welche  die 
Unterdrückung  der  Übelthaten  will,  wären,  so  läge  kein  Grund  vor, 
Yer&hren  und  Urteil  zu  verdoppeln.  Dies  gilt  aber  nicht  fUr  uns,  die 
wir  die  Exterritorialität  des  Strafrecbts  auf  bestimmte  Reate  beschränken, 
ohne  je  das  Recht  der  exterritorialen  Rechtsprechung  dem  der  terri- 
torialen gleichzustellen  (s.  voriges  Kapitel).  Bei  unserem  Sjstem  ist 
vielmehr  zu  untersuchen,  ob  die  von  dem  Gerichte  des  Landes  der  be- 
gangenen That  erlassene  Sentenz  die  exterritoriale  Verfolgung  aus- 
Bchliefse oder  nicht. 

6.  Zwei  Fälle  sind  es,  in  denen  die  wichtige  Frage  über  den 
Einflufs  der  von  einem  ausländischen  Gericht  abgeurteilten  Sache  ent- 
steben  kann;  der  eine,  wenn  fremde  Gerichte  über  einen  im  Ausland 
begangenen  Reat  abgeurteilt  haben,  der  andere,  wenn  dies  über  eine 
bei  uns  begangene  That  geschah.  Wir  wollen  diese  Fälle  gesondert 
behandeln. 

1.  Fall:  Urteil  über  eine  im  Ausland  begangene  That  Hier 
ist  vor  allem  zu  bemerken,  dafs  die  Fnge  kompliziert  werden  kann 
durch  die  Voraussetzung, 

a)  dafs  der  im  Ausland  begangene  Reat  direkt  das  Recht  des 
Staates,  wo  die  That  begangen  ist,  verletzt  und,  dafs  der  dort 
verurteilte  Thäter  die  Strafe  erstanden  oder  nicht  erstanden  hat; 

b)  dafs  derjenige,  welcher  eine  Straflhat  im  Ausland  begangen  hat, 
der  Jurisdiktionsgewalt  seines  Heimatlandes  anheimfallt,  —  welche 
Hypothese  zwei&ch  gedacht  werden  kann,  nämlich 


Menschen  gezwungen  sind,  einen  Einzelnen  anzngrdfen,  um  einen  Angriff 
auf  die  Gesamtheit  zu  verhindern. 

Bfit  solchen  Prindpien  kommt  man  übrigens  viel  eher  zur  Recht- 
fertigmijj^  der  Auslieferung,  als  des  Grundsatzes,  dais  der  Richter  der  De- 
prehenaon  den  Schuldigen  nach  seinem  Gesetze  bestrafen  könne.  So  sagt 
aenelbe  Jarinaeius:  „Bene  crederem  r&miUi  ad  loeum  deUcH  commissi, 
qHae  remissio  hodie  di/flcile  est  tU  obtineatur,  quando  sumus  sub  diverso 
prmeipß^  sed  aUquando  etiam  eoncedäur,  quando  principes  inter  se  stmt 
benevoU  et  soliU  in  simüibus  sibi  invieem  camputcere  (s.  Jarinaeius 
Loh.  1.  ds  inqfiisiHane  1,  quest,  VII  §S  19  sequ.,  Beccaria  dei  ddüti  e 
ddU  pene  §  XXI  und  mein  Werk  uner  die  internationale  Geltang  der 
Urteile  und  Akte  Tl.  II  mat,  penale  Kap.  II,  Turin  1887  bei  Loscher  und 
die  dort  citierten  Autoren). 
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1.  dafs  die  That  im  Ausland  abgeurteilt  ist  und  entweder 
Freisprechung  oder  eine  entweder  gesühnte  oder  nicht  ge- 
sühnte Verurteilung  erfolgte  (in  letzterem  Falle  wäie  zu 
prüfen,  ob  Prüskription  nach  dem  Gesetze  des  Thatorts 
eingetreten  ist); 

2.  dafs  die  That  im  Ausland  nicht  abgeurteilt  ist  (in  welchem 
Fall  zu  prüfen  wttre,  ob  der  Eintritt  der  Verjährung  nach 
dem  Gesetze  des  Landes  der  begangenen  That,  oder  des 
Heimatlandes  des  Delinquenten  zu  bemessen  sei); 

c)  dafs  durch  die  Strafthat  im  Ausland  das  Recht  des  Staates  ver- 
letzt ist,  der  den  Schuldigen  in  seine  Gewalt  bekommen  hat 
(diese  Hypothese  pflegt  wieder  verschieden  behandelt  zu  werden, 
je  nachdem  der  Thäter  im  Ausland  abgeurteilt,  das  Urteil  auf 
Freisprechung  oder  eine  gesühnte  oder  nicht  gesühnte  Verurteilung 
lautet). 

(cf.  Carrara^  Programm  Note  zu  §  1066.) 

Im  Falle  a  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dafs  das  ausländische 
Urteil,  welches  den  Thäter  freispricht  oder  verurteilt,  wenn  die  Ver- 
urteilung gesühnt  ist,  die  Wirkung  haben  mufs,  neues  Urteil  und  Ver- 
fahren gegen  den  Thäter  auszuschliefsen.  Grund  ist,  dafs  das  Recht, 
abzuurteilen  und  zu  strafen,  in  erster  Linie  der  Staatsgewalt  zustehe, 
in  deren  Gebiet  die  Gesetze  verletzt  worden  sind.  Wenn  die  Gerechtig- 
keit ihren  Lauf  genommen  hat,  mufs  die  Lage  der  Beschuldigten  als 
definitiv  durch  das  Urteil  geregelt  gelten ;  sie  nochmals  in  Frage  stellen, 
hiefse  ein  Attentat  auf  die  Öffentliche  Sicherheit ,  den  Grundstein  aller 
Rechte,  begehen;  überdies  mufs  das  am  Orte  der  That  erlassene 
Urteil  auch  als  auf  der  bestmöglichen  Information  beruhende  präsumiert 
werden. 

7.  Es  entsteht  die  ZweifeLsfrage ,  ob,  wenn  ein  Mitbüi^er  das 
Opfer  geworden  ist,  dieser  nicht  ohne  Rücksicht  auf  das  fremdländische 
Urteil  die  vaterländische  Jurisdiktion  in  Anspruch  nehmen  und  die 
möglichst  vollständige  Satisfaktion  wegen  des  ihm  widerfahrenen  Un- 
rechts verlangen  könne.  Manche  haben  in  der  That,  von  der  Erwägung 
ausgehend ,  dafs  das  Strafrecht  zum  Schutze  der  Staatsangehörigen  be- 
stimmt ist,  die  Ansicht,  dafs  das  Staatsgesetz  alle  Bürger,  wohin  sie 
sich  auch  begeben  mögen,  zu  schützen  habe  und  die  Straf  bestimmungen 
überall  da  anzuwenden  seien,  wo  der  Beschädigte  ein  Staatsangehöriger 
ist  8). 


8)  £^ee  Strafgesetzbücher  haben  als  zulSssife  Ursache  der  Straf- 
juriBdiktion  über  im  Ausland  verübte  Verbrechen  die  Verttbung  zum  Schaden 
eines  Unterthanen  des  die  Jurisdikdon  beanspruchenden  Staates  anerkannt 
(8.  Württembeigisches  Str.G.B.  Art.  4;  Hadensches  von  1845  Art  5  n.  6; 
Hannoversches  1840  Art.  3;  des  Königreiches  Sachsen  von  1838  Art.  8  u.  4; 
von  Zürich  1855  Art.  85;  Luzem  von  1836  Art  2;  Tuxgau  1841  Art  2; 
conf.  Bonjean^  rapport  sur  le  projet  de  loi  relatif  aux  crimes  cammü 
en  paya  etranger  p<ig,  34, 
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Wir  haben  ans  immer  daflbr  aofigesprochen,  dafs  einen  Unterschied 
zwischen  den  anf  Inländer  oder  Aoslünder  anzuwendenden  Rechts* 
principien  zu  machen,  nnzulttesig  sei,  and  wüfsten  einen  solchen 
zwischen  den  einen  and  anderen  in  der  Strafrechtspflege  nicht  zu  recht 
fertigen.  Aber  selbst  wenn  man,  die  Rücksicht  aaf  den  Schatz  der 
Unterthanen  auf  die  Spitze  treibend,  das  Recht  des  Staates  auf  die 
an  den  Unterthanen  im  Auslände  verübten  Verbrechen  auszudehnen 
anericennen  wollte,  so  würde  man  doch  nie  soweit  gehen  können,  eine 
neue  Verurteilang  zu  statuieren,  wenn  der  Schuldige  rechtskräftig  ver- 
urteilt ist  und  die  Strafe  verbüfst  hat 

Die  exterritoriale  Jurisdiktion  mit  Rücksicht  auf  die  Person  des 
Beschädigten  wäre  immerhin  eine  ausnahmsweise  und  könnte  sicher 
nicht  eintreten,  wenn  die  ordentliche  Jurisdiktion  ihren  Lauf  genommen 
hat.  Es  wäre  auch  nutzlos,  wenn  der  mit  dem  ausländischen  Urteil 
nicht  zufriedene  Beschädigte  vollständigere  Sühne  des  ihm  widerfiihrenen 
Unrechts  von  seiner  Heimatsbehörde  verlangen  würde,  weil  seine  Klage 
wirkongsloe  wäre.  Ist  das  Urteil  des  ordentlichen  Gerichts  vollzogen, 
so  mofs  die  Lage  des  Beschuldigten  als  definitiv  geregelt  angesehen 
werden;  wenn  er  verurteilt  worden  ist  und  die  Strafe  verbüfst  hat,  so 
hat  er  seine  Schuld  bezahlt  und  es  giebt  kein  Recht,  mehr  von  ihm 
zu  verlangen ;  ist  er  freigesprochen,  so  hat  er  eine  Nichtschuld  bezahlt, 
die  Soi^  während  des  Verfahrens  und  der  Verhandlung :  ^La  securite 
ptMique  n^existerait  pasy  si  un  incUvidu  pouvait  äre  sans  cesse  eapose 
ä  des  poursuUes^  la  paix  publique  aerait  compromisey  la  peine  äa/nt 
incesaant,  perpetueUe  depasserait  totäes  ceUes,  que  la  loi  inflige  au 
coupable  reconnu^). 

8.  Wenn  der  Beschuldigte  entkommen  und  die  Strafe  nicht  ver- 
büfst ist,  der  in  contumaciam  verurteilte  Beschuldigte  aber  nachher 
anter  die  Gewalt  der  exterritorialen  Jurisdiktion  fllUt,  halten  wir  nicht 
frkr  zulässig,  dafs  diese  nun  dies  Strafnrteil  vollzieht,  wie  manche  an- 
nehmend^). Es  ist  ein  in  der  Doktrin  allgemein  anerkannter  Satz, 
dafs  der  eigentlich  so  genannte  Strafinhalt  des  Urteils,  d.  i.  Leibes- 
strafen, Geldstrafen,  Konfiskationen  im  Ausland  nicht  vollzogen  werden 
können  11). 


9)  La  Sellyer,  droit  crtm.  T.  6  n.  2413. 

10)  Barle  sagt,  dafs  nichts  entgegenstehe,  das  ausländische  Strafnrteil 
in  einem  anderen  Staate  zu  vollziehen;  nichts  spricht  dagegen,  dafs  die 
Nationen^  welche  darin  einig  sind,  wirkliche  Übelthaten  zu  unterdrücken,  es 
auch  dann  sind,  die  einizetretene  Unterdrückung  geg^seitig  anzuerkennen: 
Über  die  Autorität  der  Strafgesetse  in  Hinsicht  anf  JPersonen  und  den  Ort 

11)  Carrara^  Programm  §  1072;  Faustin  He'lie,  traiti  de 
Vinstruet.  crim.  no.  1042;  Legraverendy  trait^  de  la  leg.  crim,  §  31; 
Le  Sellyer^  droit  crim,  t.  VI  no,  2505;  Schmalz,  le  droit  des  gens 
p.  162;  Martens,  dr.  d.  g,  §104;  Klueber,  tlr.  el  g,  §  65;  Story ^ 
eonflict  of  lato  §§  620,  628;  Carnot,  sul  art»  7  no,  7  u.  8;  Richer, 
traüi  iU  la  mort  civil,  Liv,  l  Sect,  8,  — 
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Jeder  giebt  zu,  dafs  das  Territorium  die  Grenze  des  Zwangs- 
rechtes  ist,  so  zwar,  dafs  die  Staatsgewalt  jede  Exekutivgewalt  über 
den,  der  ihre  Grenze  überschritten  hat,  verliert.  Was  die  Befiignis 
der  territorialen  Staatsgewalt,  das  auswttrtige  Urteil  zu  vollziehen,  be- 
trifft, so  haben  wir  bereits  gezeigt,  dafs  nach  richtigen  Principien  die 
im  Ausland  ergangenen  Strafhrteile  nicht  vollzogen  werden  können. 
Um  aber  zu  verhindern,  dafs  der  Verurteilte,  wdcher  entkommen  ist, 
ehe  er  die  Strafe  vollkommen  gesühnt  hat,  ganz  oder  teilweise  strai&rä 
ausgehe,  müfste  man  sich  an  die  für  im  Auslande  begangene  Stnif- 
thaten,  wenn  der  Beschuldigte  nicht  verurteilt  und  bestraft  ist,  geltenden 
Regeln  halten.  Man  müfste  demnach  gegebenen  Falles,  die  Audieferung 
nach  den  hieftlr  gegebenen  Normen  anbieten,  und  wenn  dies  nicht 
geschehen  könnte,  das  Verfahren  wieder  aufnehmen,  um  die  Straflosig- 
keit zu  verhindern,  und  könnte  hiebei  das  vom  ausländischen  Gerichte 
erlassene  Urteil  nicht  entgegenstehen,  weil  es  in  den  internationalen 
Beziehungen  die  Autorität  der  res  judicata  nicht  hat 

9.  Es  ist  noch  hervorzuheben,  dafs  im  Falle  der  Erneuerung  des 
Verfii.hren8  das  ausländische  Urteil  keinerlei  Geltung  weder  bezüglich 
der  Beurteilung  des  Hechtes  selbst,  noch  der  Strafausmessung  hat,  und 
zwar  auch  dies  aus  dem  Grunde,  weil  infolge  der  Staatssouveränität 
die  Strafgerichte  unter  Anwendung  der  Landesgesetze  und  ohne  Bück- 
sicht auf  das  vom  fremden  Richter  erlassene  Urteil  zu  judizieren  haben. 
Natürlich  kann  es  dabei  dazu  kommen,  dafs  der  Schuldige  zu  einer 
höheren  Strafe  verurteilt  werden  und  auch  die  Berufung  auf  die  aus- 
ländische res  judicata  bezüglich  der  Qualifikation  des  Beates  den  regel- 
mäfsigen  Gang  des  Gerichtsverfahrens  nicht  beeinflussen  kann.  Dabei 
wird  vorausgesetzt,  dafs  die  von  der  fremdländischen  Jurisdiktion  an- 
genommene Einrede  der  Prorogation  nicht  von  der  zur  Aburteilung  des 
Beates  berufenen  Jurisdiktion  anerkannt  und  das  fremdländische  Urteil 
nicht  hinsichtlich  der  Qualifikation  des  Reates  ak  mafsgebend  zuge- 
lassen ist 

Die  Richter  haben  die  eigenen  Gesetze  anzuwenden  und  könnten 
nur  deren  Ausspruch  Rechnung  tragen.  Wenn  sie  auch  über  dieselbe 
That  zu  urteilen  haben,  so  kann  doch  das  im  Ausland  eigangene 
Urteil  für  sie  nicht  die  Kraft  der  res  judicata  haben,  weil  sie  konform 
den  Gesetzen  des  eigenen  Staats  das  Urteil  zu  schöpfen  haben.  Die 
Autorität  der  res  judicata  im  Strafrecht  ist  unantastbar,  aber  nur  in 
dem  Sinn,  dafs,  wenn  die  Anwendung  eines  bestimmten  Rechtee  aus- 
gesprochen und  der  Reat  festgestellt  ist,  der  Beschuldigte  nicht  neuer- 
dings nach  demselben  Gesetze  prozessiert  werden  könne.  Aber  es  ist 
nicht  das  Gleiche,  wenn  der  Beschuldigte  unter  die  Herrschaft  eines 
anderen  Strafgesetzes  fWt  und  die  Sachprüfung  den  Zweck  hat,  ihn 
deren  Jurisdiktion  zu  unterwerfen,  weil  es  sich  hier  nicht  darum 
handelt,  ein  gleiches  Verfahren  über  dieselbe  That,  sondern  vielmehr 
ein  ganz  anderes  Verfahren  durchzuftlhren.  Nicht  selten  sind  die 
Beispiele  von  Strafgesetzbüchern,  welche  die  Reate  verschieden  quali- 
fizieren und  verschiedene  Strafen  festsetzen,  und  selbst  wenn  die  beiden 
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ffeeetze  gleicbfSrniig  wären,  jede  der  beiden  Bebörden  müfste  immerbin 
anter  Anwendung  der  eigenen  Gesetze  judizieren  and  könnte  bei  ibr 
die  von  einer  fremden  Behörde-  nach  Mafsgabe  fremder  Gesetze  er- 
lassene Sentenz  nie  die  Autorität  der  res  judicata  baben  ^^). 

Unsere  Scblufssätze  sind  demnach,  dafs  das  ausländische  Urteil 
weder  vollzogen  noch  für  vollziehbar  erklärt  werdm  könne,  dafs,  um 
die  Straflosigkeit  zu  verhüten ,  die  Auslief^ng  angeboten  werden 
mttRse,  dafs  die  ausländische  res  judicata  keinerlei  Einflufs  haben 
kOnne,  weder  um  ein  neues  Verfahren  zu  verhindern,  noch  eine  neue 
WOrdigung  der  Straftbat,  sei  es  hinsichtlich  der  Natur  des  Beates, 
Qodi  des  Strafquantums,  zu  beseitigen. 

10.  Des  weitern  ist  jedoch  zu  bemerken,  dafs,  wenn  die  Strafe 
teilweise  verbüfst  ist,  die  Billigkeit  fordert,  dafs  dem  Beschuldigten, 
der  die  Strafe  zum  Teil  verbüfst  hat,  durch  Verkürzung  der  zuge- 
sprochenen neuen  Strafe  Gerechtigkeit  widerfahre.  Die  Hücksicht  auf 
die  Unabhängigkeit  der  Staaten  könnte  nimmermehr  die  Verdoppelung 
der  Strafe  für  dieselbe  That  rechtfertigen.  Femer  sei  hervorgehoben, 
dafs,  nachdem  die  Verjährung  der  Strafbarkeit  nach  den  Gesetzen  des 
Orts  der  That  eingetreten  ist,  der  Beschuldigte  nicht  weiter  verfolgt 
werden  kann,  wenn  auch  nach  den  Gesetzen  seines  Zufluchtsortes  Ver- 
jtthmng  noch  nicht  eingetreten  wäre.  Wenn  die  Strafe,  zu  der  er 
von  dem  kompetenten  Richter  verurteilt  ist,  nicht  mehr  vollziehbar  ist, 
hat  der  Beschuldigte  seine  Schuld  mit  der  Verurteilung  und  den 
Ängsten,  welche  er  in  der  zur  Verjährung  des  nicht  verbüfsten  Teils 
der  Strafe  erforderlichen  Zeit  ausgestanden  hat,  gesühnt 

Ebenso  ist  es,  wenn  der  Verurteilte  Begnadigung  erlangt  oder 
eine  Amnestie  am  Ort  der  Tliat  eingetreten  ist.  Wenn  Erlafs  der 
Strafe  oder  Einstellung  des  Strafvollzuges  eingetreten  ist,  kann  er  nicht 
weiter  verfolgt  werden. 

11.  Gehen  wir  zur  Erörterung  der  zweiten  Hypothese  b,  das 
ist,  wenn  derjenige,  welcher  im  Ausland  eine  Straftbat  begangen  hat, 
in  seine  Heimat  zurückkehrt,  nachdem  er  wegen  dieser  That  im  Aus- 
land verurteilt  ist 

Als  beim  französischen  Staatsrat  der  Art.  5  der  Eriminalinstruktion 
diskutiert  wurde,  sprach  sich  Berit  er  dahin  aus,  der  im  Ausland  ab- 
geurteilte Franzose  dürfe  in  Frankreich  nicht  aufs  neue  abgeurteilt 
werden:     ^car  le  jugement  du  pays    oranger    compäemment    rendu 


12)  Der  französische  Kassationsbof  sa^  znr  Begründung  der  Verwerfung 
der  rc^  Judicata  bezüglich  eines  ausländischen  Strafurteils  unter  anderem: 
„quti  U»  Jitgements  rendiu  en  pays  etranger  ne  peuvent  ni  itre  execuiis  en 
Franee^  n*y  exercer  aucune  auioriuf,  si  ee  rCeat  dane  le  cos  et  suivant  les 
condäionB  preaerites  par  Varliele  546  c.  p,  etv.  ei  lea  art  St23  u.  !il28 
cod.  nap.  (21  mar»  1862  affaire  Demeyer  Jour  da  SaL  1862,  918  e  Ca$», 
11  sepL  Totdon  id.  74,  830),^  Eine  derartige  Beendung  scheint  ans  nicht 
durchschlagend,  weil  die  Principien,  welche  bei  der  exterritorialen  Wirk- 
samkeit der  Civil-  und  der  Strafurteile  gelten,  verschieden  sind. 

10* 
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devrait  itre  respecU  m  France  e  la  numme  non  Iris  in  idem  wßpat^ 
ixmi  au  droit  universdle  des  naiions^^).'^ 

Das  franÖBieche  Gesetz  yom  27.  Juni  1866  sanktionierte  diese 
Theorie.  Art  5  §  1  gedachten  Gesetzes  ver^gt:  „Taut  FrancaiSy 
qui  hors  du  territoire  de  la  France  s*est  rendu  coupäbJe  d'un  crime 
puni  par  la  lai  francaise^  peui  äre  poursuivi  en  France^  §  2 :  Toute- 
fois  aucune  poursuite  n'a  Ueu,  si  Vinculpe  prouve^  gu'il  a  äi  juge 
definitivement  ä  Väranger'^  **).  Viele  Gesetzgebungen  beruhen  auf 
derselben  Maxime  ^'^)  und  es  wurde  diese  Theorie  mit  der  Erwttgung 
begründet,  dafs  die  auslllndische  Jurisdiktion  die  inländische  eigftnzt 
und  ersetzt  und  wenn  diese  ihren  Lauf  genommen,  die  andere  in 
Funktion  zu  setzen  nicht  mehr  gerechtfertigt  sei. 

Wir  haben  die  Meinung  derjenigen,  welche  das  Strafgesetz  ab 
ein  persönliches  ansehen,  verwoifen,  aber  wenn  wir  auch  die  An- 
schauung unserer  Gegner  gelten  lassen  wollten,  schiene  uns  die  Doktrin 
des  Professor  Ellero'^^) 

(Eller Oj  op.  crim,  osservaz.  al  I  Lihro  dd  cod,  Ital.  pendle 
p.  325.) 
logischer,  welcher  aas  ausländische  Urteil  nicht  für  geeignet,  ein  neues 
Verehren  im  Inland  zu  hindern,  erklärt.  Angenommen,  dafs  das  vater- 
ländische Gesetz  den  Bürger  überall,  wohin  er  auch  gehe,  verpflichtet, 
so  folgt  hieraus,  dafs  er,  wo  er  auch  einen  Diebstahl  begangen  haben 
mag,  das  vaterländische  Gesetz,  dem  er  Gehorsam  schuldet,  verletzt 
und  dessen  Bestimmungen  zuwidergehandelt  hat.  Wie  sollte  man  da 
die  Befugnis  des  vaterländischen  Richters,  von  ihm  ohne  Rücksicht  auf 
das  ausländische  Urteil  Rechenschaft  zu  fordern,  in  Zweifel  ziehen 
können.  Selbst  wenn  das  ausländische  Verfahren  mit  einer  vollzogenen 
Strafe  beendigt  ist,  wäre  das  neue  Ver&hren  notwendig,  um  zu  ver- 
hüten, dafs  der  Staatsbüiger,  wenn  unschuldig  bestraft,  unverdient  den 
Makel  und  die  Folgen  der  Strafe  trage;  wenn  er  aber  ^eigesprochen 
ist,  so  besteht  immer  noch  der  Zweifel  in  die  Richtigkeit  des  aus- 
ländischen Spruches,    zumal  wenn   in  dem  Lande  der  Aburteilung  die 


13)  Loer4,  Tom.  24  p.  119. 

14)  Aus  dieser  GesetzesbestimmuDg  folgt,  dals  der  Franzose,  welcher 
nachweist,  da&  er  im  Ausland  verurteilt  ist,  wo  er  die  That  begaiigen  hat, 
in  Frankreich  nicht  prozessiert  werden  kann,  auch  wenn  das  ausländische 
Urteil  nicht  vollzogen  ist  (conf.  Villebrun,  Lei  du  27  jiUllet  1866 pag,  122). 

15)j  Cod.  der  beiden  Sicilien  vom  19.  Mai  1819  Art.  7;  oefmches 
Ges.  vom  30.  Dezember  1836  Art.  3;  Art.  3  Str.Pr.O.  der  Niederlande  von 
1883;  §  4  Nr.  3  des  Württemberg.  Str.G.B.;  Art  3  Nr.  3  des  grofsherzogi. 
hessischen  Str.G.B.  von  1841;  Art  4,  2  badischer  Kodex  von  1845;  Art  5 
bajer.  Kodex.  Das  Str.G.B.  des  Deutschen  Reidies  von  1871,  welches  den 
Gerichten  die  Befugnis,  die  Deutschen,  welche  eine  Strafthat  im  Ausland 
bedangen  haben,  strafrechtlich  zu  verfolgen  (§  4  Nr.  3)  erteilt,  bestimmt 
weiter,  dafs  die  Verfolgung  ausgeschlossen  sei,  wenn  von  den  Gerichten  des 
Auslandes  über  die  Handlung  rechtskräftig  erkannt  ist  (§  5). 

16)  S.  mein  Werk:  Effetti  internaz.  delle  sentenze  e  tlegli  aiti 
p.  II  §  32. 
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%0D8titutionelieii  und   prozersordnungsgemäfsen  Oarantien,    welche  sein 
Vaterland  bietet,  fehlen. 

Es  erscheint  demnach  nicht  angemessen,  selbst  wenn  man  der 
Ansicht  ist,  dafs  das  Strafgesetz  die  Geltung  gleich  einem  persönlichen 
Statut  hat,  zuzugeben,  dafs  die  vom  anslKndischen  Gericht  unter  An- 
^^endung  ausländischer  Gesetze  erlassene  Sentenz  dem  vaterlHndischen 
Richter  die  Befugnis,  den  ins  Vaterland  zurückgekehrten  Bürger  wegen 
Verletzung  der  heimatlichen  Gesetzeevorschriften  zur  Rechenschaft  zu 
ziehen  und  zu  bestrafen,  entziehe.  Nur  die  Billigkeit  gebietet,  der  ver- 
bttfsten  Strafe  insoweit  Rechnung  zu  tragen,  dafs  die  neu  verhängte 
iStrafe  proportionell  gekürzt  wird.  Die  richtigste  Bestimmung,  bei 
Vorwflsetzungy  dafs  das  Strafgesetz  den  Charakter  eines  Personalgesetzes 
bat,  scheint  uns  demnach  diejenige  des  bajer.  Str.G.B.  von  1861,  dafs 
in  Bayern  neuerlich  verurteilt  werden  konnte  jeder  Bayer,  welcher  im 
Ausland  ein  Verbrechen  begangen  hat  und  dort  bestraft  worden  ist, 
dagegen  die  verbüfste  Strafe  ihm  anzurechnen  war^^). 

Die  Verteidiger  der  persönlichen  Natur  des  Strafgesetzes  hielten 
daran  fest,  dafs  ein  Einschreiten  im  Vaterland  nicht  mehr  zulässig  sei, 
wenn  die  Strafverfolgung  nach  dem  Strafgesetz  der  That  ausgeschlossen 
ist,  und  so  bestimmten  auch  viele  Gesetzbücher. 

Auch  dies  scheint  uns  zu  ihrem  Princip  nicht  folgerichtig,  weil 
die  auf  Grund  des  vaterländischen  Gesetzes  eingeleitete  Strafverfolgung 
nur  durch  Realisierung  der  vom  vaterländischen  Gesetzgeber  bestimmten 
Bedingungen  vollzogen  werden  kann. 

Durch  das  bisher  Gesagte  soll  nur  dargethan  werden,  dafs  die- 
jenigen, welche  an  der  Theorie^  dafs  das  Strafgesetz  ab  Personalgesetz 
aafzafassen  sei,  festhalten,  um  folgeweise  dem  vaterländischen  Richter 
des  Delinquenten  die  Befugnis,  ihn  nach  dem  vaterländischen  auch  im 
Ausland  ihn  verpflichtenden  Gesetze  zu  verfolgen  und  zu  bestrafen,  zu 
wahren,  inkonsequent  sind.  Wir  aber  nehmen  die  Theorie,  dafs  das 
Strafgesetz  als  ein   personales  anzusehen  sei  ^^) ,   nicht  an  nnd  können 


17)  Daa  österr.  Str.G.B.  bestimmt  Art  30:  Die  von  dnem  unserer 
Unterthanen  in  einem  fremden  Staat  begangenen  Delikte  werden  nach  ihrer 
Rfickkunft  nach  den  Bestimmunffen  des  gegenwärtigen  Gesetsbuchs  und 
ohne  Rücksicht  auf  die  Gesetze  oes  Landes,  wo  sie  b^^puiffen  sind,  bestraft. 

18)  Die  IVage  der  Personalität  des  Strafgesetzes  ist  lange  und  heftig 
unter  den  Juristen  des  Mittelalters  diskutiert  worden.  Die  einen  versagten 
dem  vaterländischen  Richter  die  Befugnis,  über  die  Bürger  zu  richten,  die 
anderen  schrieben  sie  ihm  zu.  Jarinacius  bezeugt,  dafs  die  letztere  Mei- 
nong  bei  der  Mehrzahl  überWicwre  (de  inquis.  qu.  VII  No,  21) ;  er  citiert 
aber  seihet  viele  Gegner  nnd  <Se  Namen  der  citierten  Schriftsteller  ftlllen 
2wei  Seiten  ans  (g^.  ctie.,  6  No,  20).  Julius  Clarus  cpricht  seine  eigene 
Ansieht  dahin  ans:  „Negari  non  potest  quin  publice  inier ni^  ut  hi  qui 
origine  vel  hahitatione  sunt  mbditif  rede  vivant  et,  ubieunque  delinquant^ 
ab  ipso  praesiäe  suo  puniantur.  Ei  cerio,  si  secus  fierei,  mtigna  daretur 
oceatib  delinquendi,  (iuolibei  enim  seelesius  ad  delinquendum  in  alienas 
provineias  properaret,  si  scirei  se  in  loeo  ubi  habiiai^  puniri  nan  passe 
(recept.  sent,  quaesi.  39i  11). 
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uns  deshalb  ohne  Inkonsequenz  ihren  Schlufisfolgerungen  nähern.  In 
der  That,  wenn  man  als  die  natttrlicbe  Jurisdiktion  über  den  Delin* 
quenten  diejenige  des  Staates,  dessen  Gesetze  er  verletzt  hat,  ansieht, 
so  ist  klar,  dafs,  wenn  diese  Jurisdiktion  ihren  Lauf  genommen  hat, 
und  die  Strafe  verbUfst  ist  oder  die  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Strafirerfolgung  aufhört,  eingetreten  sind,  weiteres  Einschreiten  von 
keinem  Gesichtspunkt  aus  statthaft  ist. 

Wenn  femer  die  ausländische  Strafverfolgung  eine  nicht  gesühnte 
Verurteilung  zur  Folge  hatte,  steht  fest,  dafs  das  ausländische  Urteil 
nicht  vollzogen  werden  kann,  aber  sowie  nach  den  Normen  über  Aus- 
lieferung die  Auslieferung  des  Einheimischen  nicht  bewilligt  werden 
könnte,  mttfste  das  Verfiihren  erneuert  und  die  oben  erörterten  Grund- 
sätze über  die  res  iudicata  und  die  Straf  kttrzung   angewandt  werdoi. 

Die  italienische  Gesetzgebung  erkennt  in  dem  nun  geltenden  Straf- 
gesetzbuch nicht  an,  dafs  das  Strafgesetz  den  Charakter  eines  persön- 
lichen Statuts  habe,  hält  aber  daran  fest,  dafs  der  Staatsbürger,  welcher 
im  Ausland  ein  nach  italienischem  Gesetz  mit  Freiheitsstrafe,  deren 
Minimum  3  Jahre  beträgt,  bedrohtes  Delikt  begangen  hat,  nach  diesem 
Gesetz  zu  strafen  ist,  sofeme  er  sich  im  Inland  befindet.  Wenn  ea 
sich  um  ein  mit  Freiheitsstrafe  von  geringerer  Dauer  bedrohtes  Delikt 
handelt,  so  kann  zwar  auch  gegen  den  Bürger  eingeschritten  werden, 
wird  aber  Strafantrag  des  Beschädigten  oder  Requisition  der  auslän- 
dischen Regierung  vorausgesetzt. 

Auf  diese  Weise  hat  der  einheimische  Gesetzgeber,  welcher  die 
Auslieferung  des  Staatsangehörigen  nicht  zuläfst  (Art.  9),  durch  die 
Bestimmungen  des  Art  5  dagegen  vorgebaut,  dafs  der  Bürger,  welcher 
im  Ausland  eine  Strafthat  begangen  hat,  sich  nicht  in  die  Heimat 
flüchten  könne,  um  straffrei  auszugehen.  Er  kommt  so  zur  Feststellung- 
einer  persönlichen  StraQurisdiktion ,  welche  die  territoriale  ergänzt 
Konsequenterweise  statuiert  er  im  Artikel  7,  dafs  im  Falle  der  Staats- 
bflrger  im  Auslande  abgeurteilt  ist,  und  von  der  Anschuldigung  definitiv 
freigesprochen  oder  im  Falle  der  Verurteilung  die  Strafe  verbüfst  oder 
die  Verurteihmg  erloschen  ist,  ein  neues  Verfahren  nicht  mehr  statt- 
finde. 

13.  Nun  ist  noch  die  dritte  Hypothese  c  zu  erörtern.  Die  Gesetz- 
gebungen verordnen  übereinstimmend,  dafs  diejenigen,  welche  im  Aus- 
land eine  Strafthat  g^en  die  Sicherheit  oder  den  Kredit  des  Staatea 
begehen,  nach  den  Gesetzen  des  geschädigten  Staates  verfolgt  und  ver* 


Ebenso  ß ocrius,  lieois.  270 ^  Vecisanua,  tract»  crim,  IV, 
16,  1;  Ocearinoiaa,  praci,  quaest,  c.  11,  6;  A grault  t,  1  p,  4  ^r.  11^ 
ord.  1670  art,  1;  Jousx  /.  1  p.  424;  Siegenbrok,  de  delicL  extra  terr. 
Die  Schriftsteller  der  Neuzeit,  welche  der  gleichen  Ansicht  sind,  sii»d  auf- 
gezählt von  Van  Wijeck^  De  delictis  extra  terr,  comm.  In  Italien  ver- 
treten sie:  Rocco,  Dir,  intern. priv.  p,IIIc,32;  Casanova,  Dir,  intern. 
L.z,  33;  Eller Oy  Opusc,  crim,  p.  320  und  Pescatore  in  der  Diskussion 
beim  Senat  über  den  Entwurf  des  Str.G.B.  —  Sitzunir  vom  15.  und  17.  Fe- 
bruar  1875. 
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urteilt  werden  können,  nngeachtet  sie  im  Ausland  abgeurteilt  und 
bestraft  sind  ^*)  und  die  Mehrheit  der  Schriftsteller  findet  dieses  Princip 
korrekt  in  ErwSgung,  dafs  das  ausUindische  Urteil  die  einheimischen 
politischen  Verordnungen  und  Institutionen  nicht  wirksam  schützen 
könne,  um  so  weniger,  ab  einzelne  Strafgesetzbücher  die  Angriff«  auf 
fremde  Staaten  nicht  strafen,  andere  nur  als  Reate  gegen  das  Völker- 
recht, und  alle  miteinander  mit  geringeren  Strafen,  als  die  gegen  An- 
griffe, g^gen  Kredit  und  Sicherheit  des  eigenen  Staates  festgesetzten 
beafanden  ^o). 

Diese  Theorie  war  in  dem  Entwurf  zum  italienischen  Straf kodex 
adoptiert  und  wurde  darüber  lange  debattiert;  es  fehlte  nicht  an 
solchen,  welche  sie  zu  bekämpfen  suchten;  wir  erinnern  nur  an 
Manfredini<,  der  die  Ansicht  festhielt,  die  Wiederholung  des  Ver- 
fahrens lasse  skh  nicht  rechtfertigen;  er  bemerkte,  dafs,  wenn  der 
fremde  Staat  durch  VorgorichtsteUung  des  Fttlschers  die  Rechte  des 
Staates,  und  zwar  schneller  und  auch  wirksamer  —  weil  die  Ober- 
ftüimngsmittel  am  Orte  der  begangenen  That  leichter  gesammelt  werden 
können  —  geschützt  hat,  kein  Grund  vorliege,  sie  noch  einmal  zu 
schützen ,  und  fügte  bei ,  die  Maxime  hie  in  idem  non  judicatur  dürfe 
keine  Ausnahme  erleiden;  es  müsse  vielmehr  als  grundlose  Verfolgung 
aogesdien  werden,  den  Beschuldigten  einer  neuen  Procedur  wegen  des 
Beates,  bezüglich  dessen  er  abgeurteilt  ist^  zu  unterwerfen. 

(Manfredini  una  quest.  di  dir.  pen,  intern,  archivio  guri- 
dico  Vü.  13  pag.  410.) 

14.     Wir  haben  diese  Beweisführung  bekämpft, 

(s.  mein  Werk:    efetti  int.  delle  senienee  penäli  u.  traiti  de 
droit  pendle  de  Vextradition  eh.  IV) 

weil  wir  die  Ansicht  hatten,  dafs  durch  das  Recht  eines  Staates,  den- 
jenigen,  welcher  im  Auslande  eine  Strafthat  gegen  die  politische  und 


19)  8.  jBonyean,  rapport  au  Senat  sur  leproj'et  de  loi  reUUifaux  erimea 
commises  a  VMrangtr.  I>aa  deutsche  Str.G.B.  von  1871  ninmit  ftiknltative 
Jurisdiktion  der  Gerichte  des  Reiches  an  bei  Majestätsbeleidigung  und  Falsch- 
monzerei  und  soll  die  ausländische  rea  judiccUa  nicht  entgegenstehen;  der 
toekanische  Kodex  erkennt  die  Autorität  der  audändischen  re9  judicata  an, 
wie  aas  den  kombinierten  Artt  4  und  5  hervorgeht,  und  zwar  auch  für  die 
Reate  fegen  Sicherheit  und  Kredit  des  Staates. 

20)  Das  neue  Str.G.B.  ftir  das  Dentsche  Belch  unterwirft,  abgesehen 
davon,  dafs  es  auch  eine  mildere  Strafe  bestimmt,  die  Bestrafung  feindseliger 
Handlnnffen  gegen  einen  befreundeten  Staat  zweierlei  Bedinffungen,  einmal, 
dafs  in  dem  anderen  Staat  die  Reciprocität  durch  veröffentuchte  Staatsver- 
trSge  oder  die  Gesetze  anerkannt  werde,  und  zweitens  einen  Strafantrag  des 
tüBwärtigen  Staates  (§  102),  welcher  innerhalb  dreier  Monate  vom  Tage  an, 
SD  welchem  der  fremde  Staat  von  der  Strafthat  und  deren  Urheber  Kenntnis 
erlangt  hat,  zu  stellen  ist  (§  61).  Bezüglich  der  Falschmünzerei  bestimmt 
das  deutsche  Str.G.B.  die  gleidie  Strafe  ftir  die  Fälschung  zum  Zwecke  der 
(^kulation  in-  oder  ausländischer  Münze.  Der  italienische  Straf  kodex  de- 
finiert den  Reat  der  Münzfälschung  als:  Fälschung  einheimischer  oder  frem- 
der im  Königreich  oder  auswärts  gesetzlichen  oder  kommerziellen  Kurs 
habender  Münzen,  Art.  256. 
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ökonomische  Existenz  desselben  begangen  hat,  seiner  Jnrisdiktion  sni 
unterstellen,  die  Maxime  non  bis  in  idem  nicht  verletzt  werde,  und 
dabei  hervorgehoben,  dafs  die  Sache  nur  beruhen  könne,  wenn  die 
beiden  Urteile  identisch  sind,  was  eben  nicht  angenommen  werden 
kann. 

Derjenige  —  so  führten  wir  aus,  —  welcher  in  einem  Lande 
direkt  die  Sicherheit  oder  den  Kredit  eines  Staates  angreift,  verletzt 
das  Landesgesetz,  welches  die  Verletzung  der  Rechte  fremder  Staaten 
verbietet,  und  verletzt  direkt  unser  Gesetz,  das  unser  Recht  schlitzt 
Die  Jurisdiktion  unseres  Staates,  dessen  Gesetze  verletzt  wurden,  ist 
absolut  und  höher,  als  alle  anderen  Jurisdiktionen,  kann  auch  nicht 
lediglich  dadurch,  dafs  der  Schuldige  von  der  Territorialjurisdiktion 
abgeurteilt  wurde,  paralisiert  werden.  Uns  scheint  demnach,  dafs,  wenn 
die  beiden  Urteile  essentiell  gleich  sind,  man  die  Maxime  ^ntm  bis  tn 
idem^  nicht  ab  verletzt  aussprechen  könne,  wenn  unser  Staat  unser 
Gesetz  anwendet,  und  auch  in  contumaciam  gegen  den  Attentäter,  sei 
er  Einheimischer  oder  Fremder,  einschreitet;  nur  wenn  die  im  Ausland 
ausgesprochene  Strafe  teilweise  verbüfst  ist,  mag  sie  biUigerweise  auf 
die  ihm  zuzusprechende  Strafe  angerechnet  werden  ^^). 

Die  Gegner  wandten  noch  ein,  dafs,  wenn  man  den  Schuldigen 
in  die  Lage  versetze,  zweimal  abgeurteilt  zu  werden,  die  Interessen 
des  Staates  dadurch  verschlimmert  statt  gefördert  werden  könnten. 
Allerdings  wäre  möglich,  dafs  die  Jurisdiktion  des  Landes,  in  welchem 
der  Angriff  auf  unseren  Staat  gemacht  wurde,  unthätig  bliebe,  von  dem 
Bewufstsein  geleitet,  dafs  ihr  Urteil  eine  neue  Verfolgung  nicht  ans- 
Bchliefsen  und  der  Angeschuldigte  aufs  neue  abgeurteilt  werden  wttrde, 
dafs  andererseits  der  Staat  nicht  immer  sich  des  Beschuldigten  be- 
mächtigen und  ihn  strafen  kann  und  so  durch  die  Konkurrenz  dar 
beiden  Jurisdiktionen  Straflosigkeit  bewirkt  werden  könnte. 

Hierauf  entgegneten  wir,  die  sociale  Beunruhigung,  welche  immer 
auch  mit  einem  Angriff  auf  die  politische  und  ökonomische  Existenz 
fremder  Staaten  verbunden  ist,  werde  stets  auch  dazu  treiben,  den 
Thäter  auch  am  Orte  der  That  zu  strafen,  und  um  das  Unpassende 
eines  unnützen  und  vexatorischen  Urteils  —  welches  allerdings  vorläge, 
wenn  die  territoriale  Jurisdiktion  das  gleiche  Interesse,  an  der  Be- 
strafung der  That,  wie  der  beleidigte  Staat  zeige  —  zu  vermeiden, 
gentige  es,  die  Strafeinschreitung  des  angegriffenen  Staates  fiikultafiv 
statt  obligatorisch  zu  statuieren 

(siehe  hierüber  die  Diskussion  des  Straf-Kod.-Entw.  vor  dem 
Senat  in  der  Sitzung  17.  Februar  1875,  aUi  dd  Sen. 
pag.  163), 


21)  Das  Billigkeitsprincip ,  wonach  in  jedem  Falle  die  bereits  verbttfete 
Strafe  auf  die  auszusprechende  anzurechnen  ist,  ist  in  den  generellen  Be* 
Stimmungen  des  deutschen  Str.G.B.  §  7,  im  ital.  Kodex  Art  8  anerkannt 
Die  französische  Jurisprudenz,  welche  die  entgegengesetzte  Maxime  adoptiert, 
ist  allzu  streng.  — 
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mit  anderen  Worten,  zu  bestimmen,  dafs  die  zum  Strafantrag  berufene 
Staatsbehörde  befugt  sei,  solchen  zu  stellen  oder  nicht,  je  nachdem  das 
ausländische  Urteil  und  die  yerbflfste  Strafe  zum  Schutze  der  politischen 
and  ökonomischen  Existenz  des  Staates  für  genügend  zu  erachten  sind 
oder  nicht  Auf  diese  Weise  wftrde  man  ohne  Verletzung  des  Princips, 
dafs  ein  ausländisches  Strafurteil  die  Rechtsverfolgung  des  geschädigten 
Staates  nicht  aufhalten  könne,  zu  verletzen,  nichtsdestoweniger  den 
Erlafs  eines  unnützen  und  yejcatorischen  Strafurteils  yerhindem  können. 

(Siehe  mein  citiertes  Werk.) 

15.  In  dem  mit  1.  Januar  1890  ins  Leben  getretenen  Straf- 
kodex findet  sich  das  Recht  des  Staates,  nach  unserem  Oesetze  abzu- 
urteilen und  zu  bestrafen,  auch  wenn  der  Beschuldigte  Einheimischer 
oder  Fremder,  im  Auslande  abgeurteilt  ist,  gewahrt  bei  einer  im  Aus- 
land begangenen  Strafthat  gegen  die  Sicherheit  des  Staates,  Fälschung 
des  Staa^iegels,  Fälschung  der  im  Staat  Kurs  habenden  Münzen  und 
italienischen  Kreditpapiere,  vorausgesetzt,  dafs  der  Reat  nach  italie- 
niscbem  Gesetze  mit  einer  Freiheitsstrafe  von  fUnf  Jahren  im  Maximum 
bedroht  ist 

Der  Gesetzgeber  rerlangt  aber,  um  den  Beschuldigten  einem 
neuen  Verfiihren  unterziehen  zu  können,  Antragstellung  seitens  des 
Justizministers. 

Da  die  Anwesenheit  des  Beschuldigten  nicht  Bedingung  des  Straf- 
verfahrens ist,  ist  auch  klar,  dafs  der  Beschuldigte  stets  und  auch  in 
cofUumiiciain  abgeurteilt  werden  kann,  sobald  der  Strafantrag  des 
^linisters  gestellt  ist. 

Die  Gesetzgebung  läfst  ein  neues  Verfahren  unter  der  gleichen 
Bedingung,  nämlich  Antrag  des  Ministers,  auch  im  Falle  eine  geringere 
als  ftInQährige  Freiheitsstiafe  in  Frage  steht,  zu,  dies  jedoch  nur  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  der  Beschuldigte  —  In-  oder  Ausländer  — 
sich  im  Gebiete  des  Königreichs  befindet. 

16.  Zweiter  Fall  —  Urteil  eines  ausländischen  Gerichts  über  eine 
im  Inland  begangene  That  —  Untersuchen  wir  den  FaU,  wenn  ein 
ausländisches  Gericht  ein  Urteil  bezüglich  eines  in  unserem  Lande  be- 
gangenen Reates  erlassen  hat 

Die  in  einem  solchen  Falle  sich  ergebenden  Hypothesen  sind 
folgende : 

a)  die  That  ist  von  einem  Fremden   an   einem  Fremden  begangen; 

b)  der  Thäter  oder  der  Beschädigte  ist  Bürger  des  Staats,  in  welchem 
das  Urteil  erging; 

c)  das  Urteil  lautet  auf  Freisprechung  oder  Schuldigsprechung,    die 
Strafe  ist  verbüfst  oder  nicht. 

Die  Gesetzgebungen  haben  im  allgemeinen  den  Fall,  dafs  die 
Stia^erfolgung  von  der  exterritorialen  Jurisdiktion  zu  erfolgen  hat, 
nicht  in  Betracht  gezogen,  weil  sie  von  der  Annahme  ausgehen,  dafs 
die  Befugnis  der  Aburteilung  dem  Gerichte  zustehe,  vor  welches  der 
Beschuldigte  gestellt  ist,   wenn  dies  auch  nicht   das  Gericht  des  That- 
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ortes  ist  Und  doch  kann  der  Fall  vorkommen,  insbesondere,  wenn 
der  Tbäter  oder  Beschuldigte  Bürger  des  treffenden  Staats  ist  In 
diesem  Falle  kann,  sofeme  die  Gesetzgebnng  des  Vaterlandes  dea 
Thäters  oder  des  Beschuldigten  (als  Regel)  anerkennt,  dafs  der  Staats- 
btlrger  wegen  bestimmter  im  Auslände  begangener  Strafhandlungen  und 
der  Ausländer  in  bestimmten  Fftllen  für  am  Inländer  begangene  Reate 
prozessiert  werden  kann,  vorkommen,  dafs  das  Strafverfidiren  anstatt 
vor  dem  Gtoichte  der  begangenen  That,  vor  dem  Gerichte  des  Vater- 
landes des  Beschuldigten  oder  Beschädigten  einzutreten  hat. 

Einige  Gesetzgebungen  statuieren  in  der  That  das  Recht,  die 
eigenen  Unterthanen  wegen  der  im  Ausland  verübten  Strafthaten  und 
den  Fremden  wegen  der  am  Einheimischen  verübten  Reate  zu  strafen. 
Im  geltenden  Strafkodez  findet  sich  diese  Maxime  sanktioniert  im 
Art.  5  und  6  (cf.  Coä,  dHnstr.  crim  a,  7 — 23S),  —  Auch  bei  einem 
Geset^ebungssystem,  welches  ohne  im  Princip  die  unbedingte  Elxterri- 
torlalität  des  Strafrechts  anzuerkennen,  doch  den  Grundsatz  aufetellt, 
dafs  in  gewissen  Fällen  der  Ausländer,  welcher  an  einem  anderen 
Ausländer  im  Ausland  eine  Strafthat  begangen  hat,  prozessiert  werden 
könne,  kann  der  oberwähnte  Fall  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 

So  z.  B.  im  Abs.  2  Art.  6  unseres  Kodex,  welcher  das  Straf- 
verfahren wegen  eines  im  Auslände  von  einem  Ausländer  an  einem 
Ausländer  begangenen  Deliktes  zuläfst,  wenn  es  sich  um  eine  mit  drei 
Jahren  Freiheitsstrafe  in  mmimo  bedrohte  Strafthat  handelt  und  kein 
Vertrag  über  die  Auslieferung  besteht  oder  diese  von  der  Regierung 
des  Thatortes  oder  des  Vaterlandes  des  Beschuldigten,  nachdem  der 
Justizminister  sie  begehrt  hat,  nicht  angenommen  wird. 

Andere  weniger  bedeutende  Einzelheiten  übergehend,  eigiebt  sich 
aus  dem  Gesagten,  dafs  es  i^le  geben  kann,  wo  die  exterritoriale 
Jurisdiktion  vor  der  territorialen  ihren  Gang  nehmen  kann,  und  hieraus 
folgt  natürlich  eintretenden  Falles  der  Zweifel,  ob,  wenn  im  Prozesse 
vor  dem  ausländischen  Gerichte  das  Urteil  verkündet  ist,  dieses  die 
Strafklage  ausschliefst  und  ein  neues  Verfahren  an  dem  Orte  der 
begangenen  That  hindert. 

17.  Alle  diejenigen,  welche  dazu  hinneigen,  der  Maxime  wm 
bis  in  idem  so  viel  Wirksamkeit  zuzumessen,  dafs  sie  auch  im  inter- 
nationalen Verkehr  zuzulassen  ist,  behaupten,  dafs  die  Existenz  eines 
Urteils  als  hinreichend  zu  erachten  sei,  die  Anklage  auszuschlielsen, 
und  haben  daher  den  Satz  aufgestellt,  dafs,  sobald  das  Verfahren  statt- 
gefunden hat  und  das  Urteil  verkündet  ist,  die  Klage  erloschen  sei, 
ohne  darauf  Gewicht  zu  legen,  ob  das  Urteü  ein  ausländisches  ist;  — 
so  lehren  Maugin,  HSlie,  Carnot,  Berliery  Pellifugue 
und  andere  ^^). 


22)  Maugirhf  de  VarL  fubl.  no.  70;  U^lie^  traiU  de  Vinstr,  crim, 
t,  2  no.  1042,  osserv,  atd  rteorso  in  ctus,  21/3  1862;  Oriolan,  draU 
pinal;  Carnot^  camment.  sur  Vart.  7  cod,  inatr.  crim,;  Berlier,  proc, 
verb,  du  cons,  d'^tatj  s.  d.  17  fruct,  an.  XII;  Pellifugue,  de  Vawlor.  dt 
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Der  Hauptgrund ,  auf  welchen  sie  ihre  Meinung  stützen ,  ist  der, 
dafs  die  Maxime  als  eine  dem  natürlichen  Rechte  entstammende  anzu- 
sehen sei,  und  sie  berufen  sich  darauf,  dafs  sie  auch  im  kanonischen  ^^) 
und  römischen'^)  Rechte  anerkannt  und  in  allen  neueren  Gesetz- 
gebungen festgehalten  werde,  so  dafs  sie  als  eine  allgemeine  Rechtsregel 
sa  betrachten  sei. 

Zweimal  den  Thäter  wegen  derselben  That  prozessieren  und 
Btrafen,  sagen  sie,  ist  gegen  das  Straf-  und  gemeine  Recht;  was  liegt 
daran,  dafs  das  Urteil  von  einem  ausländischen  Gericht  gefeit  ist? 
Die  Exekutivkraft  der  Strafurteile  erstreckt  sich  allerdings  nur  auf  die 
Grenzen  eines  Staats,  nicht  so  die  Autorität  des  Urteils  als  res  judicata. 
Sobald  das  Urteil  von  einem  legal  konstituierten  und  kompetenten 
Richter  gefüllt  ist,  mufs  es  die  Kraft  haben,  die  Ausnahme  der  res 
judicata,  welche  nicht  ein  Vollzugsakt  ist,  sondern  der  Existenz  des 
Endurteilfl  entstammt,  zu  begründen.  Sie  folgern  daraus,  dafs,  sobald 
die  Behörde  festgestellt  habe,  dafs  ein  erstes  Endurteil  erlassen  ist, 
dieselbe  keine  neue  mehr  erlassen  und  den  Grundsatz,  der  alle  Straf- 
rechtssysteme beherrscht :  jfiis  in  idem  non  judicaiur'*  nicht  verletzen 
könne. 

^La  maxime:  non  bis  in  idcm'^,  sagt  Faustin  He'lie,  ^appar* 
tient  au  droit  universel  des  nations:  Je  principe  de  justice,  qui  Va 
fondee  ä  la  m^me  puissance  ä  Vegard  de  tous  les  jugements  qui  ont 
eie  rendus  sur  le  mime  fait,  soit  qu'ils  emanent  de  juges  ärangers  ou 
nationaua;  car  s'il  est  contraire  ä  la  justice,  que  le  prevenu  soit 
successivement  iraduit  devant  deux  jurisdictions  et  frappi  de  deux  con- 
dannations  pour  le  mime  faxt,  n'est  il  pas  vrai  que  ce  resultat  existe 
soit  que  les  deux  juridictions  apartiennent  ä  la  mime  souvrainete  ou  ä 
des  souvrainetes  differents?  West  il  pas  vrai,  quil  sera  puni  deux 
fois  pour  le  meme  ddü  ?  Et,  si  cette  double  punition  ett  inique  dam 
une  hypothese,  commerd  cesserait  eUe  de  Vetre  dans  Vautre?  Im  sou- 
vrainete est-eUe  compromise  par  Vauiorite,  qui  s'att^che  au  jugement 
etranger?  Non,  puis  quHl  ne  s'agit  pas  d^en  ordonner  Vexecution, 
mais  seulement  d'en  reconnaUre  Vexistence,  de  le  constater  comme  un 
fait  qui  met  le  prevenu  ä  Vahri  d'une  seconde  poursuite.*^ 
Traitd  de  Vinstr.  crim.  i.  2  no.  1042  p.  656. 

Aufser  den  vorerwähnten  Argumenten  wurden  noch  viele  andere 
zur  Begründuni^  dieser  Doktrin  angeführt,  davon  die  hauptsächlichsten : 


la  chose  jtigi  au  crimin,  n.  47  p.  120  ff*;  Oeant,  osserv,  s,  le  Jugem.  de 
la  Corte  <U  Metz  19  j'uül.  1859,  Jour  du  Palais  1859,  989,  e  oaserv,  du 
DtUrue  Sirey  59,  2642,  Douai  31  tlec.  1861  {Demeyer)  Jour  du  Pol. 
1862,  911;  Cour  iVatais,  du  nord  12  Febr.  1852  (Buyters)  Jour  du  Pal. 
1862,  918;  Cour  ifasiis.  Pyrinis  oricnt  18  jnill.  1870  (Ozella)  Jour.  flu 
Pal.  1872.  525.  — 

28)  Canon  de  hi$  extr.  accw.  23  an.  4  in  parte,  2  Decref. 

24t)  L.  7  §  2  dig.  de  aceusat.  lUaem  criminibvs^  quihta  qu%9  liberatfis 
ncn  deheit  praeses  pati  evndem  tterum  accttaari  (rf.  L.  3  dtg.  de  pojml. 
action;  /..  9  cod.  de  accus,) 
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a)  Nachdem  alle  Nationen  solidarisch  zum  Schntse  des  Rechtes 
verpflichtet  sind  und  ebenso  zur  Aofreehthaltong  der  Herrschaft  des 
Rechts  und  zur  Verfolgung  der  Übelthaten,  ist  es  gleichgültig,  ob  die 
hohe  Mission  des  Rechtsschatzes  von  dem  oder  jenem  Staat  gettbt  wird. 
Alle  sind  gleichmäfsig  Werkzeuge  des  höchsten  Ordnungsgesetzes, 
welches  die  Unterdrückung  der  Übelthaten  gebietet,  und  ist  daher 
nichts  zu  befürchten,  wenn  die  Gerechtigkeit  ihren  Lauf  genommen  hat. 

b)  Wenn  die  exterritoriale  Jurisdiktion  berufen  ist,  die  territoriale 
zu  ersetzen,  so  liegt  kein  Grund  vor,  den  Urteilen  der  einen  weniger 
Geltung  beizulegen,  als  denjenigen  der  andern.  Die  Annahme  eines 
geringeren  Interesses  an  der  Unterdrückung  des  Verbrechens  ist  durch 
die  Thatsache,  dafs  das  auslllndische  Gericht  die  Verfolgung  des  Ver- 
brechers übernommen  hat,  beseitigt  Die  Unzulänglichkeit  des  Beweises 
infolge  der  Entfernung  begründet  keine  Präsumtion  dafür,  dafs  das 
Urteil  ohne  die  erforderliche  Information  ergangen  sei,  da  ja  durch 
den  erleichterten  Verkehr  alle  Instruktionselemente,  welche  dem  ein- 
heimischen Gericht  zu  Gebote  gestanden  wären,  ohne  Schwierigkeit 
übertragen  und  im  Wege  der  Requisition  erlangt,  die  Zeugen  gehört 
und  die  sonst  für  nötig  erachteten  Überfülirungsmittel  beigeschafll  werden 
können. 

c)  Es  verstöfst  gegen  die  gemeinsamen  Interessen,  wenn  die  aus- 
ländische Jurisdiktion  durch  die  Überzeugung,  dafs  ihre  Aussprüche 
geringere  Autorität  haben,  lahm  gelegt  wird;  daraus  würde  die  Straf- 
losigkeit sich  ei^eben,  wenn  die  Territorialjustiz  nicht  im  stände  ist, 
sich  des  Beschuldigten  zu  bemächtigen. 

d)  Auch  die  alten  Juristen  haben  diese  Frage  unter  analogen 
Verhältnissen  dahin  beantwortet,  dafs,  wenn  der  Domizikrichter  sein 
Urteil  gesprochen,  der  Richter  des  Tbatorts  nicht  neu  zu  urteilen  habe, 
wenn  selbst  ein  anderes  Gesetz  angewendet  wurde.  Auch  die  modernen 
Gesetzgebungen  haben  die  Autorität  der  res  jtidicala  bei  ausländischen 
Urteilen  anerkannt,  indem  sie  bestimmten,  dafs  die  persönliche  Juris- 
diktion im  Falle  der  Verurteilung  durch  ausländische  Gerichte  nicht 
Platz  greife. 

18.  Diesen  zweifellos  gewichtigen  Aigumenten  ist  entgegenzu» 
halten : 

Die  Rechtsregel  „nan  bis  in  idem*^  gilt  ftlr  die  im  gleichen  Staate 
nach  gleichen  Gesetzen  abgeurteilte  gleiche  That.  Derjenige,  welcher 
das  Gesetz  eines  Landes  verletzt  hat  und  deshalb  von  der  kompetenten 
Behörde  abgeurteilt  ist,  hat  seine  Schuld  getilgt,  und  mehr  kiuin  man 
nicht  verlangen;  wenn  er  aber  von  einem  fremden  Gerichte  nach 
fremden  Gesetzen  abgeurteilt  ist,  kann  man  nicht  sagen,  dafs  die  Frei- 
sprechung oder  die  gebüfste  Strafe  hinreiche,  die  durch  die  begangene 
That  gestörte  Ordnung  wiederherzustellen,  man  müfste  denn  zugeben, 
da(s  das  fremde  Gesetz  dem  einheimischen  bei  Beurteilung  der  Frage, 
welches  die  richtige  Herstellung  der  durch  die  Strafthat  gestörten 
Ordnung  sei,  substituiert  werden  könne. 
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Man  bemft  sich  auf  die  Maxime  non  his  in  idemj  als  wenn  die 
einfache  Existenz  eines  Urteiles  die  Strafverfolgnng  immer  zur  Wieder- 
holong  stempelte,  während  doch  das  Recht  der  inländischen  und  das 
der  ausländischen  ein  verschiedenes  ist,  und  verschieden  der  Titel  zur 
Ausübung  beider,  wenn  auch  die  Veranlassung  die  gleiche  That  ist. 
Demnach,  wenn  man  fest  im  Auge  behält,  dafs  die  beiden  Jurisdiktionen 
verschieden  und  sicher  auch  die  beiderlei  Verfahren  nicht  identisch 
sind,  mufs  man  zu  dem  Satze  kommen,  dafs  die  gedachte  Maxime  nicht 
verletzt  ist.  Es  ist  ein  allgemein  gelehrter  Grundsatz,  dafs  jeder  Staat 
berechtigt  ist,  die  Rechtspflege  nach  seiner  Konstitution  und  seinen 
Gesetzen  zu  flben  und  dafs  alle  Staaten  in  Ausübung  ihrer  Rechte  un- 
abhängig sind.  Gewifs  ist  femer,  dafs  der  Thäter  nach  den  am  Orte 
der  That  geltenden  Strafgesetzen  abzuurteilen  ist  Angenommen  der 
Delinquent  würde  sich,  um  der  Strenge  der  Stra^esetze  zu  entgehen, 
in  einen  anderen  Staat  flüchten,  so  würde  er  sich  der  Herrschaft  der 
Gesetze  seines  Zufluchtsortes,  sowie  der  Jurisdiktion  der  dortigen 
Tribunale  unterwerfen,  nicht  kraft  seines  zu  präsumierenden  Willens, 
sondern  kraft  der  Thatsache  seiner  Anwesenheit  unter  einem  honneten 
Volk,  welches  es  nicht  dulden  könnte,  dafs  er,  der  Schuldige,  nicht 
gestraft  werden  sollte. 

Wenn  die  dortige  Staatsgewalt,  welche  dazu  berufen  ist,  das  un- 
moralische Schauspiel  der  Straflosigkeit  zu  verhindern,  ihn  festnehmen 
liefse,  um  die  Auslieferung  anzubieten  oder  ihn  durch  die  eigenen 
Tribunale  aburteilen  zu  lassen,  falls  die  angebotene  Auslieferung  nicht 
angenommen  worden  wäre,  so  würde  sie  ein  ihr  zustehendes  Recht 
ausüben  und  der  Delinquent  könnte  sich  nicht  beklagen,  er  hat  sich 
selbst  unter  die  Herrschaft  dieser  Gesetze,  in  die  Hand  dieser  Tribunale 
hieben,  kann  nicht  verlangen,  dafs  man  ihn  in  einem  civilisierten 
Staate  die  Früchte  seiner  Strafthat  ruhig  geniefsen  lasse,  kann  auch 
die  Kompetenz  dieser  Gerichte  nicht  anfechten,  sowohl,  wenn  sie  ver- 
fügen, dafs  er  dem  requirierenden  Staat  ausgeliefert  werden  solle,  als 
auch,  wenn  er  vor  sie  berufen  wird,  sich  darüber  zu  verantworten, 
warum  er,  wenn  auch  anderwärts,  als  Urheber  einer  nicht  bestraften 
Obeltbat  erklärt  ist. 

Aus  all  diesen  Gründen  kommen  wir  zu  dem  Schlufs,  dafs  das 
im  Ausland  auf  Grund  der  ausländischen  StraQurisdiktion  ergangene 
Strafurteil  den  Lauf  des  Strafiintrags  und  der  Strafverfolgung  am  That- 
ort  nicht  aufhalten  könne« 

19.  Zur  Befestigung  dieser  Schlufsfolgerung  dient  noch  die  Er- 
wägung, dafs  der  Zweck  und  das  Feld  der  Thätigkeit  der  auswärtigen 
Strafjurisdiktion  wesentlich  andere  sind,  als  die,  auf  welche  die  terri- 
toriale Justiz  abzielt  und  auf  welchen  sie  sich  bewegt  Der  Zweck 
der  exterritorialen  StraQurisdiktion  besteht,  wie  sich  das  aus  dem 
gegebenen  Objekt  ergiebt,  nicht  in  der  Reparation  des  durch  die  Straf- 
bandlung  am  Ort  der  That  gestifteten  Schadens,  sondern  vielmehr  in 
Beseitigung  des  Schadens,  welcher  entstehen  würde,  wenn  der  Schuldige 
an  seinem  Aufenthaltsort  ungestraft   bleiben  könnte.     Es  ist  demnach 
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klar,  dafs  das  zu  dem  Zwecke,  der  Strafloaigkoit  entgegenzutreten,  ein- 
geleitete Verfahren  dem  Strafrechte  des  Staates  der  Strafthat  nicht 
prftjudizieren  kann.  Der  Zweck  der  Strafe  ist  die  Wiederherstellung 
der  durch  die  Strafthat  gestörten  Ordnung  und  es  läfst  sich  sicher  nicht 
behaupten,  dafs  die  gestörte  Ordnung  Eines  Landes  wirksam  durch  die 
nach  den  Gesetzen  eines  anderen  Landes  festgestellte  und  ausgesprochene 
Strafe  wiederhergestellt  werde. 

Wenn  es  einen  universellen  Kodex  gäbe,  welcher  neben  der 
Charakterisierung  gewisser  Handlungen  als  strafbarer  die  gleichen 
Strafen  ftir  sie  bestimmen  wtlrde,  ohne  Rtlcksicht  darauf,  ob  sie  in  dem 
einen  oder  anderen  Lande  begangen  sind,  so  liefse  sich  mit  Recht 
annehmen,  dafs  nach  beendigtem  Verfahren  und  yerbüfster  Strafe  nichts 
mehr  zu  thun  sei,  als  das  Urteil  am  Ort  der  That  bekannt  zu  geben ; 
aber  in  der  Wirklichkeit  ist  es  ganz  anders.  Ein  höchstes  und  ab- 
solutes Princip  —  äufsert  Professor  Carrara  —  kann  drei  ver- 
schiedenen Völkern  sagen,  dafs  dem  Lidividnum  ein  gewisses  Recht 
zustehe  und  dafs  eine  bestimmte  Handlung  dieses  Recht  verletze.  Aber 
damit  hört  die  Gemeinsamkeit  des  Princips  auf.  Wenn  drei  Völker 
auf  die  Prüfung  der  Frage  eingehen,  ob  dieses  Recht  zu  schützen  sei, 
ob  seine  Verletzung  nur  durch  Zwangs-  und  Prftventivgebote  hintan- 
zuhalten  oder  durch  Strafgesetze  zu  verbieten  seien,  ob  mehr  oder 
weniger  Strenge  hiebei  einzutreten  habe,  —  da  treten  die  verschiedenen 
Verbältnisse  derselben  in  den  Vordergrund,  nach  denen  —  stets  unter 
Aufrechthaltung  des  Rechtschutzes  —  dessen  Sanktion  und  die  höhere 
oder  geringere  Strenge  desselben  mehr  oder  minder  notwendig  erscheint. 

So  bedroht  das  toskanische  Gesetz  den  Todscblag  mit  zwölf- 
jähriger, das  neapolitanische  mit  zwanzigjähriger,  das  sardinische  mit 
lebenslänglicher  Freiheitsstrafe;  alle  drei  Gesetze  sind  gerecht,  weil  sie 
das  Menschenrecht  auf  strafrechtlichen  Schutz  des  I^ebens  anerkennen 
und  diesen  Kardinalsatz  nur  nach  den  Bedürfhissen  der  Individualität 
und  den  Gewohnheiten  der  treffenden  Völker  modifizieren. 

(Carrara^  Ddittl  commessi  älV  estero  p.  30.) 

Aus  derartigen  Erwägungen  ergiebt  sich ,  dafs  die  im  Ausland 
angedrohte  und  verhängte  Strafe  viel  geringer  sein  kann ,  als  die  nach 
dfim  Gesetze  des  Thatorts  auszusprechende  und  wird  klar,  dafs  sie  den 
Zweck  der  Strafe  nicht  erfüllen  kann. 

20.  Wenn  die  ausländische  Rechtsprechung  die  inländische  er- 
setzen könnte,  so  hätte  der  Delinquent  den  Einwand  und  könnte  ge- 
gebenen Falles  nichts  besseres  thun,  als  sich  im  Ausland  aburteilen  zu 
lassen,  um  eine  mildere  Strafe  zu  erlangen. 

Ist  das  Princip  anerkannt,  so  ist  man  nicht  zur  Wahl  zwischen 
den  Urteilen  des  einen  und  anderen  Landes  berechtigt,  während  doch 
nicht  alle  die  gleiche  Garantie  fUr  die  richtige  Ausübung  der  Justiz 
bieten.  „Je  veux  &ien",  sagte  Savary  vor  dem  französischen  Kassa- 
tionshof, ^quelle  awtorüS  üs  accorderont  aux  dSdsions  repressives  ren- 
dues  ä  Pekifij  et  cependanty  des  qu'ü-s^agit  dune  nation  reguUtrement 
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consHkiee,  reconnue  par  toutes  des  naü(ms  europ^ennes  e  avec  laqueUe 
nons  entretenons  des  rekUians  diplamatiques ,  si  Ja  maxime  non  bis  in 
idem  a  par  elle-mime  la  force,  qu'on  hd  prete,  il  n'est  pas  permis  de 
choisir^  il  faiU  aecepter  la  chose  jugie  de  quelque  lieuy  qu'elle  vienne.^ 

(Cass.  frone.  21  tnars  1862,  journ.  du  paA.  1862,  917.) 

Die  durch  die  Entfernung  bedingte  Unzulänglichkeit  der  Beweis- 
mittel, welche  zur  Freisprechung  des  Beschuldigten  fUhren  kann,  die 
Verschiedenheit  der  Prozedur,  sind  auch  Argumente,  welche  bei  der 
Frage,  ob  dem  ausländischen  Urteil  die  Wirksamkeit  der  res  iudicata 
abzusprechen  sei,  in  Betracht  kommen.  Der  Advokat  ManfredinOj 
ein  Vertreter  der  enigegengesetzten  Theorie,  sagt,  die  Wahrheit  werde 
entdeckt  und  die  Gerechtigkeit  siege  auch  mit  Hülfe  anderer  Prozefs- 
formen,  sofeme  diese  dem  Volksbewufstsein  entsprechen,  und  das  im 
Ausknd  mittelst  der  dort  geltenden  Prozefsformen  geschöpfte  Urteil 
müsse  die  gleiche  Präsumtion  der  Wahrheit  geniefsen,  wie  das  unsrige. 

(Im  Jurist  Archiv  an.  XIIl  p.  418.) 

Darauf  entgegnen  wir  mit  Manfredinis  eigenen  Worten,  dafs 
das  Gesetz  jeden  Volks  als  zur  Entdeckung  der  Wahrheit  und  Rechts- 
findung geeignet,  zu  präsumieren  ist,  so  lange  es  bei  diesem  Volk  in 
Anwendung  kommt,  dafs  aber  stets  zweifelhaft  bleibt,  ob  diese  Prozefs- 
gesetze  die  von  unserem  Gesetze  bezüglich  der  bei  uns  begangenen 
Strafthaten  erforderten  Garantien  bieten. 

Man  mUfste,  sagt  mit  Recht  Prof.  Ell  er  o,  voraussetzen,  dafs  die 
Civilisation  eine  allgemeine  ist,  dafs  die  Völker  sich  in  Wahrheit  ver- 
brüdert haben,  dafs  auf  der  ganzen  Welt  die  gleichen  Prozedurgarantien 
vorhanden  sind;  das  aber  ist  eben  nicht  einmal  bei  benachbarten 
Staaten  der  Fall,  uns  scheidet  nur  ein  kurzer  Weg  zu  Schiffe  von  den 
Berbereistaaten. 

(Eller 0  op»  cnm.  osserv.  äl  l.  I  del  cod.  pen,  U.  ort,  7 — 9 
p.  326) 

Wer  wagte  zu  behaupten,  dafs  die  Jurjs  aller  Länder  in  derselben 
Weise  und  gleich  korrekt  vorschreiten,  während  doch  Erziehung,  Ge- 
wohnheiten des  Volkes,  mehr  oder  minderes  Interesse  der  Einzelnen 
an  der  Unterdrückung  bestimmter  Strafthaten  vom  höchsten  Einflufs 
smd?  Wenn  die  jury  daran  festhält,  dafs  die  Strafrepression  weniger 
notwendig  sei  in  entfernten  Gegenden  und  mildernde  Umstände  zuliefse, 
so  dafs  der,  welcher  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Strafe  eines 
Verbrechens  verschuldet  hat,  nur  wegen  Vergehens  bestraft  würde,  da 
sollte  man  dem  Verdikt  was  immer  flJr  einer  Jury  die  Autorität  bei- 
messen,   den  regelrechten  Gang   der  einheimischen  Justiz  aufzuhalten? 

Wir  stellen  also  zum  Schlufs  den  Satz  auf:  In  Erwägung,  dafs 
jeder  Staat  der  einzige  und  ausschliefsliche  Schiedsrichter  über  die  in 
seinem  Territorium  notwendigen  Einrichtungen  zum  Strafschutz  des 
Rechtes  ist,  daCs  derselbe  nicht  gezwungen  werden  kann,  Schutz  und 
Schirm  seines  Rechts  den  oft  schwachen  Händen  eines  fremden  Staates 
anzuvertrauen,   ist  klar,    dafs  dem  ausländischen  Rechtsverfahren   und 
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dem  ausländischen  Rechtsspruch  nicht  die  Wirksamkeit  zugesprochen 
werden  kann,  als  res  judicata  zu  gelten  und  Ver&hren  und  Urteil  am 
Orte  der  That  und  nach  den  Gesetzen,  unter  deren  Herrschaft  die 
Übelthat  begangen  wurde,  zu  beseitigen. 

21.  Als  ganz  exorbitant  ist  die  Lehre  zu  bezeichnen,  welche  dem 
auswärtigen  Urteil  nicht  allein  die  Wirksamkeit,  die  inländische  Straf- 
Justiz  aufzuhalten,  abspricht,  sondern  auch  den  Satz  aufstellt,  dafs  der 
Übelthäter  am  Ort  der  begangenen  That  nach  den  dort  geltenden 
Gesetzen,  ohne  Rücksicht  auf  ein  im  Auslande  ergangenes  Urteil  und 
ohne  Einrechnung  einer  bereits  yerbtlfsten  Strafe,  abzuurteilen  sei'^). 
So  kommt  man  auf  anderem  Wege  zur  Verletzung  der  Naturrechts- 
principien,  nach  welchen  dem  Bestraften  gegenüber  die  Freiheits- 
entziehung wegen  der  begangenen  That  zu  berücksichtigen  und  bei  der 
von  Rechtswegen  für  die  gleiche  That  ihn  treffenden  Verurteilung  ent- 
sprechend anzurechnen  ist;  es  ist  unnOtig,  sich  hiebei  länger  aufni- 
halten,  denn  es  ist  heute  unbestritten,  dafs  principiell  im  Strafrecht  die 
Billigkeit  erheische,  die  wegen  derselben  That  erlittene  Strafe  zu 
berücksichtigen ,  wenn  der  Beschuldigte  wegen  der  gleichen  That  zu 
strafen  ist. 

Unsere  Gesetzgebung  hat  die  gerechtesten  Principien  im  geltenden 
Strafgesetz  weislich  angenommen.  Ohne  im  Princip  die  absolute  Ex- 
territorialität im  Strairecht  anzuerkennen  und  ohne  die  Strafbarkeit  der 
im  Ausland  begangenen  Reate  in  Betracht  zu  ziehen,  geht  es  vor  allem 
auf  den  Zweck  los,  den  Einheimischen,  zu  dessen  Nachteil  die  Straf- 
that  begangen  ist,  zu  schützen,  sanktioniert  dagegen  die  Regel,  dafs 
der  Fremde,  welcher  im  Ausland  zum  Schaden  eines  anderen  Fremden 
eine  Übelthat  begangen  hat,  in  Italien  prozessiert  werden  kann,  wenn 
ein  Auslieferungsvertrag  nicht  besteht  oder  bei  Bestehen  eines  solchen 
die  angebotene  Auslieferung  von  der  Regierung  des  Staates,  in  welchem 
das  Delikt  begangen  wurde,  oder  seines  Heimatsstaats  nicht  angenommen 
wurde.  Hiebei  wird  stets  ein  Delikt  vorausgesetzt,  wegen  dessen  die 
Auslieferung  erfolgen  darf  und  welches  mit  Freiheitsstrafe  von  drei 
Jahren  in  minimo  bedroht  ist;  der  Beschuldigte,  welcher  sich  in  unser 
Land  geflüchtet  hat,  kann  auf  Requisition  des  Justizministers  wegen 
eines  im  Auslande  begangenen  Reates  einem  Strafverfkhren  unterwoHen 
werden. 

Wenn  alle  diese  Voraussetzungen  eingetreten  sind,  nachdem  der 
Beschuldigte  im  Auslande  bereits  abgeurteilt  ist,  mifst  das  Gesetz  dem 


25)  Vergl.  die  Bemerkungen  des  Gener.  Adv.  Savary,  Cass.  fr,  2l!3 
62  Joum,  du  pal.  62,  915,  und  die  BeoL  des  Rates  Moreau  üb«:  das 
Urteil  des  Schwurgerichtshofs  der  Pyren.  (öetl.)  vom  18.  JuU  1870,  journ.  du 
pal.  1871^  526;  Herold,  rev.  pratique  an,  1861  t.  14  pag.  40;  Qriolet, 
autor.  de  la  chose  jugie  p.  2f^ ff*;  Metz  19  juil,  1851  SUle  Schöpfer^ 
Journ.  du  pal.  59,  990;  Uand  3  dec.  1861  (Lauwers)  Journ.  du  pal.  62, 
920;  Cass.  21  mars  62  (Demeyer)  Journ.  du  pal.  62,  917;  Cass.  Beigigue 
31  oct.  1859  (Jemme)  Journ.  du  pal.  62,  919;  Cass.  fr.  21,  sept.  73 
(Conton)  Journ.  du  pal.  74,  830.  — 
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ausländischen  Urteil  nicht  die  Wirkung  bei,  das  Verfahren  nach  italie- 
nischem Strafrecht  zu  beseitigen,  ausgenommen,  wenn  der  Beschuldigte 
im  ausländischen  Verfahren  von  der  Anschuldigung  definitiv  frei- 
gesprochen oder  derselbe  die  Strafe  erstanden  hat  oder  das  Strafurteil 
erloschen  ist. 

Auf  diese  Weise  läfst  die  vaterländische  Gesetzgebung  zu,  dafs  im 
Strafrecht  das  ausländische  Urteil  zu  Gunsten  des  Verurteilten  aus- 
nahmsweise als  res  iudicata  gelte,  aber  sie  statuiert  nicht,  dafs  dies 
80  weit  gehe,  das  Strafverfahren  im  Falle  der  Konkurrenz  der  Juris- 
diktion der  einheimischen  Tribunale  als  Exterritorialjurisdiktion  mit 
derjenigen,  welche  in  jedem  Falle  den  Tribunalen  des  Thatortes  zu- 
steht, auszuschliefsen ;  mit  anderen  Worten,  dafs  der  Grundsatz:  non 
his  in  idem  jttdic(Uur,  in  den  internationalen  Beziehungen  dieselbe 
Tragweite  habe  wie  beim  inländischen  Strafverfiihren. 

Was  die  Berücksichtigung  und  Anrechnung  einer  verbtLfsten  Strafe 
anlangt,  so  hat  die  italienische  Gesetzgebung  diesem  Princip  der  Billig- 
keit und  des  Naturrechts  Rechnung  getragen,  indem  sie  im  Art.  8  als 
allgemeinen  Grundsatz  aufstellt,  dafs  in  allen  FttUen  der  Erneuerung 
eines  im  Ausland  abgeschlossenen  Verfahrens  in  Italien  die  im  Ausland 
verbüfste  Strafe  durch  Anrechnung  in  Gemäfsheit  der  im  Strafgesetz- 
buch bestimmten  Normen  zu  berücksichtigen  sei. 

(Fortsetzung  folgt) 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.  Bürgrerllclies  Recht,    elnsohllerBlich  des  Handels-, 
W^eclisel-  und  Konkursrechts.  —  Civllppozefs. 

Eheschliefsung  „staatsloser"  Personen  im  Grofsherzogtum  Baden. 

Entsch.  des  Grofsh.  Amtsgerichts  Karlsruhe,  Abt.  V,  vom  26.  Juni  1895 
(Annalen  der  Grofsh.  Badischen  Gerichte,  Bd.  61  S.  380). 

A.,  Sohn  eines  badischen  Staatsdieners,  besafs  die  badische  Staats- 
angehörigkeit durch  Abstammung.  Im  Jahre  1887  wurde  er  aus  der 
badischen  Staatsangehörigkeit  entlassen  und  liefs  sich  in  Ai^entinien, 
bei  der  Stadt  La  Paz  (Provinz  Entre  Hios),  als  Kolonist  nieder.  Er 
besitzt   dort    durch    Ankauf   ausgedehnte    LUndereien    und    ein    kauf- 
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männischeB  Geschäft,  hat  aber  bis  jetzt,  der  onsichereii  politischen  Ver- 
hültnisse  halber,  das  argentinische  Staatsbttrgerrecht  noch  nicht  erworben. 
Seit  mehreren  Monaten  weilt  er  in  seiner  Vaterstadt  auf  Besuch ,  hat 
sich  mit  Frl.  X.  verlobt  and  das  Anfgebot  beim  Standesbeamten  dort 
am  17.  Juni  1.  Js.  beantragt. 

Der  Standesbeamte  hat  es  abgelehnt,  das  Eheanfgebot  za  erlassen, 
weil  der  Antragsteller,  unter  anderem,  die  ihm  nach  §  80  der  D.W. 
für  badische  Standesbeamte  obliegenden  Nachw^e  seitens  seiner 
Heimatsbehörde  nicht  erbracht  habe. 

Gegen  diesen  Bescheid  hat  A.  Beschwerde  ans  Amtsgericht  ein- 
gelegt und  beantragt,  den  Standesbeamten  zur  Erlassnng  des  Angebots 
anzuhalten.  Dieser  Antrag  ist  gemftOB  §  11  Abs.  8  RP.StG.  u.  §  4 
bad.  Einf.Ges.  dazu  zulässig  und  erscheint  auch  begrQndet. 

Nach  §  38  des  R.Ges.  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes 
und   die  Eheschliefsung  (R.P.StG.)  werden  „die  Vorschriften,    welche 

die  Ehe der  Ausländer  von  einer  Erlaubnis  abhängig  machen^, 

nicht  berührt.  Das  badische  Recht  kannte  eine  solche  Vorschrift  im 
§  94  des  Ges.  vom  21.  Dezember  1869  über  die  Beurkundung  des 
bürgerlichen  Standes  und  die  Förmlichkeiten  bei  Schliefsung  der  £hen, 
und  das  bad.  Einf.Ges.  vom  9.  Dezember  1875  zum  R.P.St.G.  hat  jene 
Vorschrift  des  §  94  inhaltlich  wiederholt  mit  der  aus  dem  Rechts- 
indigenat  notwendig  sich  ergebenden  Änderung,  dafs  sie  nunmehr  aus- 
schliefslich  auf  „Nichtdeutsche^  anwendbar  ist.  Damach  (§  24)  sind 
„Nichtdeutsche,  welche  im  Grofsherzogtum  eine  Ehe  schliefsen  wollen, 
verpflichtet  nachzuweisen,  dafs  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  der 
beabsichtigten  Ehe  nichts  im  Wege  steht  Der  Standesbeamte  kann 
die  Vorlage  eines  Zeugnisses  verlangen,  worin  dieses  von  der  zustän- 
digen Heimatsbehörde  beurkundet  ist." 

Nun  ist  der  Antragsteller  A.  unzweifelhaft  „Nichtdeutscher*',  denn 
er  ist  aus  der  badischen ,  und  damit  aus  der  Reichsangehörigkeit  ent- 
lassen und  hat  seinen  Wohnsitz  thatsächlich  ins  Ausland  verlegt  (§17 
R.Ges.  vom  1.  Juni  1870  über  Erwerbung  und  Verlust  der  Bundes- 
und  Staatsangehörigkeit)  Er  hat  aber  nach  seiner  eigenen  Angabe, 
an  der  zu  zweifeln  kein  Anlafs  vorliegt,  eine  andere  Staatsangehörigkeit 
noch  nicht  erworben,  insbesondere  auch  noch  nicht  die  im  Staate  seiner 
Niederlassung,  Argentinien.  Er  zählt  also  zur  Zeit  zu  den  sogenannten 
„staatslosen"  Personen,  die  keinem  (civilisierten)  Staatswesen  ange- 
hören. 

Ob  nun  der  §  24  bad.  Einf.Ges.  vom  9.  Dezember  1875  anf 
solche  staatslose  Personen  Anwendung  zu  finden  habe,  ist  nicht  nn- 
bestritten.  Eine  gerichtliche  Entscheidung  darüber  liegt  bis 
jetzt  nicht  vor,  ist  wenigstens  nicht  veröffentlicht;  wohl  aber  ist  in  der 
Zeitschrift  „Der  Bürgermeister",  Jahrg.  1890  S.  77,  auf  die  Anfrage 
eines  Standesbeamten  vom  Herausgeber  der  Zeitschrift  die  Anwendbar- 
keit bejaht  und  damit  die  Unmöglichkeit  einer  Eheschliefsung  von 
„staatslosen"  Personen  in  Baden  aufgestellt  worden.  Nach  einer  weiteren 
Notiz  in  demselben  Jahrgang  jener  Zeitschrift  S.  154  soll  diese  Ansicht 
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aach  &r  preuTsischeB  Recht  in  einem  nichtgenannten  „Fachblatte"  be- 
stätigt sein.  Daa  Gericht  vermag  sich  dieser  Ansicht  nicht  anzu- 
schliefseo. 

Wenn  der  §  24  Einf-Ges.  yon  „Nichtdeutschen^  spricht,  so  ist 
diese  Bezeichnung  doch  nicht  im  logischen  Sinne  des  kontradiktorischen 
Gegenteils  von  „Deatschen^,  sondern  im  Sinne  des  konträren  G^en- 
sataes:  ^Angehörige  eines  bestimmten  fremden  —  und  wie  beizuAlgen 
ist  —  civÜisierten  Staates**  zu  verstehen.  Das  ergiebt  sich  mit  Not- 
wendigkeit aus  dem  Verlangen,  dafs  solche  Personen  Nachweise  über 
„Gesetze  ihres  Landes '^,  sogar  durch  Zeugnisse  ^  ihrer  zu- 
ständigen Heimatsbehörde**  liefern  sollen.  Staatslose  Personen 
haben  aber  begrifflich  keine  zuständigen  Heimatsbehörden  und  keine 
Landesgesetze,  denen  sie  (im  Sinne  eines  Heimatsrechts,  L.R.S.  3) 
unterworfen  wären. 

Anf  solche  staatslose  Personen  ist  also  der  §  24  Einf.Ges.  schon 
begrifflich  unanwendbar.  Daraus  folgt  nun  aber  keineswegs,  dafs  der- 
artige Personen  in  Bezug  auf  eine  beabsichtigte  Eheschliefsung  im  In- 
iande  rechtlos  wären.  Vielmehr  ist  logisch  nur  der  Schlufs  zu- 
lässig: wenn  der  §  24  Ges.  sich  begrifflich  nur  auf  Angehörige  eines 
bestimmten  fremden  Staates  beziehen  kann,  dann  sind  Personen,  die 
einem  fremden  Staate  nicht  angehören,  dieser  (beschränkenden)  Be- 
stimmung nicht  unterworfen;  die  im  Gesetze  von  Ausländern 
verlangten  Nachweise  können  von  staatslosen  Personen  nicht  gefordert 
werden. 

Und  diese  logische  Schlufsfolgerung  wird  nicht  minder  bestätigt 
durch  Erwägungen  aus  dem  Grund  und  Zweck  des  Gesetzes.  Der 
§  24  Ges.  beruht  einerseits 

„auf  der  grofsen  Bedeutung,  welche  die  im  Inlande  geschlossenen 
Ehen  der  Fremden  für  die  Interessen  des  Inlandes  darum 
haben,  weil  manche  Staaten  die  auswärts  ohne  Staatserlaubnis  ge- 
schlossenen Ehen  ihrer  Bürger  als  nichtig  behandeln  und  zwar  ihren 
Unterthan,  nicht  aber  dessen  Ehegatten  und  Kinder  bei  sich  auf- 
nehmen.** 

Anderseits  entsprechen  seine  Bestimmungen 

„der  dem  Auslande  gegenüber  bestehenden  Pflicht,  die  Ausländer 
nach  Thunlichkeit  von  Verletzungen  ihres  beimischen  Rechts  abzu- 
halten, mindestens  durch  amtliche  Thätigkeit  nicht  zu  solchen  Ver- 
letzungen mitzuhelfen**. 

(VergL  Seyfried  S.  113.) 

Diese  beiden  Rücksichten  treffen  aber  auf  den  Staatslosen 
nicht  zu;  denn  der  Staatslose  hat  ja  eben  gar  keinen  Heimatstaat,  der 
in  die  Lage  käme,  ihn  als  Bürger  zu  beanspruchen  und  die  ohne  seine 
Genehmigung  geschlossene  Ehe  als  nichtig  anzusehen,  oder  ihn  als 
Unterthan  überhaupt  aufzunehmen  und  Angehörige  zurückzuweisen ; 
und  ebensowenig  besteht  gegenüber  einem  „NichtStaat**  eine  völker- 
rechtliche Verpflichtung    im    zweiten    Sinn.      Vielmehr    können    nach 

11* 
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beiden  Richtungen  (ftlrs  Inland  und  für  den  Btaatslosen  Nichtdeutschen) 
hier  nur  die  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  ethischen 
Rücksichten  mafsgebend  sein.  Die  ersteren  gehen  dahin,  dafs  „alle 
Vorschriften,  welche  das  Recht  der  Eheschliefsung  weiter  beschränken, 
als  es  durch  das  Reichspersonenstandesgesetz  geschieht,  aufgehoben" 
sind  (§  89  daselbst);  und  die  letzteren  Rtlcksichten  erheischen,  dafs 
der  auf  Naturgesetzen  beruhenden  Vereinigung  von  Mann  und  Weib 
zu  vollkommener,  dauernder  Lebensgemeinschaft  der  Weg  zur  recht- 
lichen Eingehung  und  Anerkennung  ihres  Bundes  im  Inlande  nicht 
versagt  werden  soll.  Damit  fallen  die  Bedenken  weg,  die  im  „Btl^ge^ 
meister''  (S.  78,  zweite  Spalte)  gegen  die  „Staatslosen^  und  deren 
Eheschliefsung  im  Inlande  erhoben  sind.  Der  „Staatslose"  ist  um 
dieser  seiner  Eigenschaft  willen  im  Inlande  nicht  auch  „rechtlos";  der 
moderne  Humanitätsstaat  giebt  die  Rechtlosigkeit  eines  Menschen  nicht 
zu  und  beurteilt  ihn,  soweit  nicht  positive  Vorschriften  entgegenstehen, 
nach  seinen  eigenen  Rechtsnormen. 

Mit  der  hier  gegebenen  Darlegung  stimmt  im  Ergebnisse  auch  ein 
preufsisches  Ministerialreskript  überein.  Auch  das  preufsische  Recht 
kennt  eine  Bestimmung  bezüglich  der  Eheschliefsung  von  Aofiländem, 
wonach  diese 

„durch  ein  gehörig  beglaubigtes  Attest  der  Ortsobrigkeit  ihrer  Heimat 
nachweisen  müssen,  dafs  sie  nach  dortigen  Gesetzen  unbeschadet  ihrer 
Staatsangehörigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  befugt  sind,  oder  die 
nach  diesen  Gesetzen  etwa  erforderliche  Erlaubnis  zu  der  beabsich- 
tigten Ehe  erhalten  haben." 

Dieses  Gesetz  vom  13.. März  1854  deckt  sich  in  seinem  wesent- 
lichen Inhalt  vollständig  mit  der  badischen  Vorschrift  und  beruht  un- 
verkennbar auf  denselben  politischen  und  internationalen  Erwägungen, 
wie  sie  oben  ftlr  das  badische  Gesetz  angeftlhrt  wurden. 

Es  haben  nun  aber  die  preufsischen  Ministerien  des  Innern,  der 
Justiz  und  der  geistlichen  Angelegenheiten  in  einem  gemeinsamen  Elr- 
lasse  vom  23.  Oktober  1891,  mitgeteilt  in  der  Zeitschrift  „Der  Standes- 
beamte^' von  1892  S.  17,  sich  dahin  ausgesprochen,  dafs  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  von  1854  auf  staatslose  Personen  keine 
Anwendung  finden. 

Aus  diesen  Gründen  war  der  Bescheid  des  Standesbeamten  abzu- 
ändern und  der  Standesbeamte  zur  Vornahme  des  Aufgebots  anzu- 
halten. 


Zuständighit  des  deutschen  Konsuls  in  Zanzihar  zur  Ausstellung 

des   in  §  47  Abs.  2  des   Pcrsanenstandsgesetzes  vom  6.  Februar 

1875  erforderten  Zeugnisses  der  „ausländischen  Ortsbehörde''. 

Ein  deutscher  Reichsangehöriger,  welcher  innerhalb  der  letzten 
sechs  Monate  seinen  Wohnsitz  in  Zanzihar  gehabt  hatte  und  zum 
Zwecke  seiner  Verehelichung  in  die  Heimat  zurückgekehrt  war,    hatte 


Bürgerliches  Recht  etc.  —  Civiiprozefs.  165 

unter  Oberreichong  der  erforderlichen  Geburts-  und  Tanfscheine,  sowie 
eines  Zeugnisses  des  kaiserlich  deutschen  Konsuls  in  Zanzibar  vom 
29.  Juni  1895  bei  dem  Standesbeamten  einer  sächsischen  Stadt  sein 
£heau%ebot  mit  der  Tochter  eines  Bürgers   dieser  Stadt  beantragt.  — 

Der  Standesbeamte  und  auf  erhobene  Beschwerde  das  zuständige 
k.  Bächsische  Amtsgericht  haben  diesen  Antrag  abgelehnt,  im  wesent- 
lichen mit  der  Begründung,  dafs  das  erwähnte  konsularische  Zeugnis 
nicht  genüge,  da  der  deutsche  Konsul  in  Zanzibar  nicht  „ausländische 
Ortsbehörde''  im  Sinne  des  §  47  Abs.  2  des  Personenstandsgesetzes 
vom  6-  Februar  1875  sei.  — 

Das  Oberlandesgericht  Dresden  hat  diese  Auflassung  nicht  gebilligt 
und  den  Standesbeamten  zur  Vornahme  des  Aufgebotes  angewiesen  aus 
folgenden  Gründen: 

Nach  Art  47  Abs.  2  in  Verbindung  mit  §§  46  Nr.  1,  %  47 
Abs.  1  des  angeführten  Gesetzes  bedarf  es  der  sonst  durch  Einrückung 
in  ein  an  dem  *  betreffenden  ausländischen  Orte  erscheinendes  oder  ver- 
breitetes Blatt  erfolgenden  Bekanntmachung  des  Aufgebotes  nicht, 
„wenn  eine  Bescheinigung  der  betreffenden  ausländischen  Orts- 
behörde dahin  beigebracht  ist,  dafs  ihr  von  dem  Bestehen  eines 
Ehehindemisses  nichts  bekannt  sei".  —  Nun  besteht  zwar  kein  Zweifel, 
dafs  in  civilisierten  Ländern  die  betreffende  Verwaltungsbehörde  des 
ausländischen  Staates  und  nicht  der  deutsche  Konsul  oder  Ge- 
sandte, der  überhaupt  in  solchen  Fällen  als  Ortsbehörde  nicht  gelten 
kann,  für  Ausstellung  eines  solchen  Zeugnisses  zuständig  ist.  — 

Dagegen  liegen  die  Verhältnisse  anders  in  uncivilisierten  oder 
halbcivilisierten  Ländern,  in  denen  die  dort  sich  aufhaltenden  Heichs- 
angehörigen  von  der  betreffenden  ausländischen  Staatsgewalt  infolge  von 
Herkommen  oder  Staatsverträgen  eximiert  sind.  —  Ein  solcher  Vertrag, 
Wucher  den  Deutschen  das  Recht  der  Exterritorialität  im  vollen  Um- 
fange einräumt,  besteht  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Sultan 
von  Zanzibar  (vergl.  R.G.B1.  1886  S.  261,  insbesondere  Art  XIV). 
Die  Gerichtsbarkeit,  sowohl  die  streitige,  als  die  freiwillige,  wird  gemäfs 
§  22  des  Bundesgesetzes  vom  8.  November  1867,  betr.  die  Organisation 
der  Bundeskonsulate  für  die  im  Bezirke  sich  aufhaltenden  Reichsange- 
hörigen, von  dem  deutschen  Konsul  in  Zanzibar  ausgeübt  Er  allein 
ist  iür  die  Reichsangehörigen  die  Ortsbehörde  am  dortigen 
Platze,  die  ausländische  Ortsbehörde  im  Sinne  der  einschlagenden 
Bestimmung  des  Personenstandsgesetzes.  Er  war  daher  auch  zur  Aus- 
steilang  der  fraglichen  Bescheinigung  als  zu  einem  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  allein  berechtigt.  —  Die  entgegengesetzte  Ansicht  von 
Bvn&iMus  (Kommentar  zum  Personenstandsgesetze  S.  170  Anm.  92) 
stützt  sich  augenscheinlich  nur  auf  den  Wortlaut  des  Gesetzes,  der 
aber  mit  der  vorstehend  vertretenen  Auslegung  reclit  wohl  vereinbar 
ist,  und  führt  zu  Konsequenzen,  die  der  Gesetzgeber  nicht  gewollt 
haben  kann.  — 


166  Rechtsprechung:  Deatechiand. 

Wechselrecht     Verfalltag.    Protestfrist. 

Urt  des  Reichsgerichts  vom  IL  Dezember  1895,  I  266/d5 
(Sachs.  Archiv  ftir  bfirgerL  Recht  and  Prosefs  IV.  Bd.  S.  78). 

Der  der  Klage  zu  Grande  liegende,   in   fiiuizOsischer  Sprache  ab- 
gefafste  Wechsel  ist   von  dem  in  Hamburg  wohnhaften  Beklagten  aus- 
gestellt, trSgt  das  Aasstellungsdatum  Hamburg,  16.  August  1894,  lautet 
Über  7169  Mk.  80  Pf.,    ist  an  eigene  Ordre  auf  die  Firma  B.  &  Co. 
in  Oporto   drei  Monate  nach  Dato   (ä  trois  nuns  de  date)   zahlbar  ge- 
zogen, vom  Aussteller  an  E.  E.  giriert,  und  von  der  bezogenen  Firma 
angenommen.     Auf  Antrag  des  E.  £.  ist  der  Wechsel  am  15.  November 
1894  durch  einen  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichts  zu  Oporto  bei 
der  Trassatin   zur  Zahlung  vorgelegt  und   mangels  Zahlung   protestiert 
worden.     Demnächst    ist    er   durch    Indossament   des    E.    E.    auf   die 
Klägerin  übergegangen,   die  nun  den  Beklagten   wegen  der  Wechael- 
summe  nebst  Spesen  in  Anspruch  nimmt.     Der  Protest  ist  troüs  des 
Widerspruches  des  Beklagten  auch  vom  Reichsgericht  fUr  rechtswirksam 
angesehen   worden,    weil    nach    portugiesischem   Recht   die  Frist 
von  drei  Monaten  einer  solchen  von   neunzig  Tagen  gleichzusetzen 
sei,  so  dafs  nach  dem  Recht  des  Zahlungsorts  der  Wechsel  bereits  am 
15.  November  1894  protestiert  werden  konnte.     „  •  •  .  Wenn  das  an- 
gefochtene Urteil  aber  bezüglich  der  Frage,  in  welchem  Zeitpunkt  der 
Wechsel  von  der  Trassatin  zu  bezahlen  war  und  in  Ermangelang  der 
Zahlung  notleidend  wurde,    den   nach    portugiesischem  Recht  sich    er> 
gebenden  Verfalltag  auch  dem  Beklagten  gegenüber  für  durch- 
greifend erachtet,    so  beruht  diese  Entscheidung  auf  einer  Verweriung 
des  richtigen  Grundsatzes,  dafs  der  in  der  Tratte  enthaltene  Zahlungs- 
auftrag dem  Recht  des  Zahlungsortes  unterstellt  ist,  in  Verbindung  mit 
dem  „relativen  Element^ ^),    welches  der  Wechselverbindlichkeit 
des  Ausstellers  innewohnt  (vergl.  v.  Salpius,  Über  die  Anwendung  des 
ausländischen  Rechts  auf  den  Wecbselregrefs ,    Qoldschfnidls  Z^tschrift 
Bd.  19  S.  1  flg.).     Ob  und  inwieweit  ein  die  Anwendung  des  portugie- 
sischen Rechts   au sschliefs ender  Wille   des  Beklagten   zu  berück- 
sichtigen wäre,    wenn   er  in    der  Wechselurkunde  hervorgetreten    wäre 
oder  wenn  die  Beteiligten   bei   der  Begebung  des  Wechsels  ein  dahin- 
gehendes  Übereinkommen   getroffen   hätten,    braucht   nicht   erörtert    zu 
werden,    da   keiner   dieser  Fälle  vorliegt.     Die  Feststellung,    dafs  Be- 
klagter sich   dem  Recht   des  Zahlungsortes   unterworfen   habe  oder 
dafs   er  sich   der   vom   deutschen  Rechte  abweichenden  Bestimmungen 


1)  Der  Aassteller  verspricht  Zahlung  für  den  Fall,  dafs  der  Trassat 
nicht  bezogenermarsen  Zahlung  leistet,  d.  h.  dem  ihm  im  Wechsel  erteilten 
Zahlungsauftrag  nicht  nachkommt.  Mit  dem  Eintritt  dieser  Bedingung  wird 
der  Regrefs  an  den  Aussteller  eröffinet.  Das  Wechselversprechen  des  Aus- 
stellers wird  mithin  durch  den  Inhalt  des  aus  der  Tratte  ersichtlichen 
Zahlungsauftrags  bestimmt  Dies  gilt  namentlich  in  Bezug  auf  den  Fällig- 
keitstermin. 
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desselben  bewafst  gewesen  sei,  ist  nicht  erforderlich,  um  die  An- 
wendbarkeit des  aoBlündischen  Rechts  zn  begründen.  Ungerechtfertigt 
ist  endlich  anch  der  Vorwurf,  dafs  die  Auffassung  des  Berufungsgerichts 
mit  zwingenden  Vorschriften  der  deutschen  Wechselordnung  in  Wider- 
spruch stehe.  Von  einem  solchen  Widerspruch  kann  schon  deswegen 
keine  Rede  sein,  weil  die  deutsche  Wechselordnung  über  den  hier  in 
Frage  kommenden  Kollisionsfall  verschiedener  örtlicher  Rechte  keinerlei 
Bestimmung  enthält. 

1.  Welches  Recht  findet  auf  die  Verjährung  eines  von  einem  in 
London  domizilierten  Detitschen  ausgestellten  und  einem  Inländer 
in  Zahlung  gegebenen,  von  diese^n  durch  Blankoindossament  auf 

einen  anderen  Inländer  übertragenen  Wechsels  statt? 

2.  Nach  welchem  Rechte  sind  die  Wirkungen  des  Korhurses,  in 
tcelchen  der  in  England  domizilierte  Wechselschuldner  dort  ver- 
fallen ist,  auf  die  Bereich^rungsklage  zu  beurteilen? 

Urt  der  zwdten  Kammer  für  Handeissachen  des  Landgerichts  Frankfurt  a.  M. 

vom  25.  Januar  1894. 

Der  Beklagte  hat  im  Jahre  1885  von  der  Firma  R.  H.  &  Co. 
in  Zeitz  Klaviere  gekauft.  Er  wohnte  damals  in  London.  Für  den 
auf  190  iP  vereinbarten  Kaufpreis  gab  der  Beklagte  der  Verkäuferin 
drei  Accepte,  eins  über  75  £ ,  fällig  am  10.  Januar  1886,  eins  über 
80  äS,  f^ig  am  1.  Februar  1886,  und  eins  über  35  ^,  f^ig  am 
1.  März  1886.  Bei  Verfall  löste  er  die  Wechsel  nicht  ein,  so  dafs  sie 
in  Protest  gingen.  H.  &  Co.  hat  dem  Kläger  die  Wechsel  in  Zahlung 
gegeben  und  sie  durch  Blankoindossament  auf  ihn  übertragen.  H.  &  Co. 
sowohl  wie  der  Beklagte,  letzterer  in  England,  sind  später  in  Konkurs 
ver&llen.  Das  Konkursverfahren  über  den  Beklagten  endete  mit  Er- 
teilung der  Decharge. 

Der  Eüäger  hat  nunmehr  auf  Zahlung  von  190  j?  =  8800  Mk. 
geklagt  und  die  Kkge  auf  Art  83  W.O.  gestützt 

Aus  den  Gründen:  Es  fragt  sich  zunächst,  welches  Recht 
auf  den  eingeklagten  Anspruch  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Dies 
ist  zweifellos  das  englische.  Denn,  soweit  es  sich  um  wechselrechtliche 
Fragen  handelt,  ist  der  Sitz  der  Verbindlichkeit  durch  die  Vereinbarung 
von  London  als  Zahlungsort  in  den  Wechseln  fixiert.  Auch  die  Wir- 
kung der  Verjährung  und  des  Konkurses  nebst  der  in  demselben  er- 
langten Entlastung,  soweit  sie  auf  den  zu  Grunde  liegenden  civilrecht- 
lichen  Anspruch  und  auf  den  Anspruch  aus  der  Bereicherung  sich  be- 
ziehen, müssen  nach  englischem  Recht  beurteilt  werden,  weil  London 
der  Wohnsitz  des  Beklagten  bei  Begrtlndung  der  Obligation  und  ferner- 
hin war,  weil  hier  das  Konkursverfahren  eingetreten  ist  und  sich  ab- 
gespielt hat 

Nach  englischem  Recht  verjähren  die  Klagen  gegen  den  Wechsel- 
verpflichteten wegen  der  Ansprüche  aus  den  Wechseln  in  sechs  Jahren. 


Igg  Rechtsprechung:  Deutschland. 

Spaeingy    Franz.,    belg.   und   engl.    Wecbselrecht ,    8.   224 
(21  James  I  c.  16,  3  u.  4,  Williafn  IV  c.  42,  19  u.  20, 
Victoria  c,  97). 
Für    die  Verjährung   ißt   auch   nach   englischem   Recht  das  Recht 
des  Prozefsgerichts  mafsgebend. 

Chitty,  on Bills  of  Exchange  and  Promissory,  London  1878, 
S.  888;   Story,    Commentaries   on  the  Confiict  of  Laws, 
Boston  1872,  §  576. 
Die  Verjährung   ist   aber   nur  Klageverjahrung ,   nicht  Verjährung 
des  Anspruchs. 

Lehr,  äemevts  de  droit  civil  angh,  Paris  1885,  S.  582. 

Als  Wechselklageanspruch  ist  zweifellos,  da  die  sechsjährige  Frist 
abgelaufen  ist,  die  eingeklagte  Forderung  verjährt.  Es  fragt  sich  nun, 
ob  der  ebenfalls  geltend  gemachte  Anspruch  auf  die  Bereicherung 
besteht.  Derselbe  kann  als  Anspruch  ex  lege  auf  Art  88  W.O.  nicht 
gestützt  werden,  weil  diese  Gesetzesbestimmung,  als  dem  deutschen 
Rechte  angehörig,  Überhaupt  nicht  platzgreift.  Aber  auch  auf  das  zu 
Grunde  liegende  civilrechtliche  Verhältnis  kann  nicht  zurtlckg^angen 
werden,  weil  ein  solches  zwischen  den  Parteien  gamicht  besteht  Denn 
der  Kläger  selbst  behauptet  nicht,  dafs  auf  ihn,  abgesehen  von  dem 
Indossament  der  Wechsel,  die  Ansprüche  von  H.  &  Co.  gegen  den 
Beklagten  durch  Cession  übertragen  seien.  Durch  das  Indossament 
aber  gehen  nur  die  Wechselansprüche,  nicht  die  zu  Grunde  Übenden 
Ansprüche  aus  dem  Kaufvertrag  über. 

Vergl.  über  den  Unterschied  von  Indossament  nnd  Cession, 
insbesondere  im  Falle  des  Blankoindossaments:  (lA^e)  „Die 
allgemeine  deutsche  Wechselordnung  mit  Einleitung  und 
Erläuterungen",  Leipzig  1848,  S.  69;  Koch,  „Vortrilge  und 
Aufsätze",  Berlin  1892,  S.  15,  16,  17. 

Diese  Wirkung  des  Indossaments,  die  vollkommene  Ablösung  der 
dadurch  übertragenen  Forderung  von  allen  Vermögensbeziehungen  des 
übertragenden,  ist  von  dem  Indossament  unzertrennlich.  Wollte  man 
aber  auch  annehmen,  dafs  der  Anspruch  auf  die  Bereicherung,  wie  er 
durch  Art.  83  W.O.  dem  Inhaber  des  Wechsels  als  solchen  eingeräumt 
ist,  nicht  dem  englischen  Recht  unterliege,  sondern  an  den  Besitz  der 
Urkunde  geknüpft,  mit  dieser  dem  Bereiche  des  deutschen  Rechts  unter- 
worfen sei,  so  würde  trotzdem  der  Klageanspruch  nicht  begründet  er- 
scheinen ,  weil  eine  Bereicherung  im  Sinne  des  Art  83  W.O.  bei  dem 
Beklagten  nicht  vorliegt,  jedenfalls  vom  Kläger  nicht  in  schlüssiger 
Weise  dargethan  ist.  Denn  die  durch  diesen  Artikel  dem  Inhaber  des 
Wechsels  wider  dessen  Aussteller  und  Acceptanten  gewährte  (sogenannte) 
Bereicherungsklage  setzt  eine  positive  Bereicherung  des  Beklagten 
voraus. 

Reichsoberhandelsgericht,  Bd.  11.  S.  60. 

Die  Bereicherung  kann  nun  allerdings  auch  in  der  Aufhebung 
einer  Schuld  des  Bereicherten   bestehen  und  stellt   sich  auch  in  diesem 
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Falle  als  positiv  im  Sinne  der  vorstehenden  Entscheidung  dar,  sofern 
mar  nach  der  gesamten  wirtschaftlichen  Vermögenslage  des  angeblich 
Bereicherten  ein  noch  vorhandenes  günstigeres  Verhältnis  zwischen 
Aktiven  nnd  Passiven  als  Folge  des  aus  dem  fremden  Vermögen  in 
das  des  Bereicherten  Gelangten  sich  erkennen  läfst. 

Vergl.  z.  B.  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bd.  20  S.  68  u.  f. 

Aber  vorausgesetzt  ist  immer,  dafs  die  Lage  des  angeblich  Be- 
reicherten eine  thatsächlich  bessere  ibt. 

Das  ist  aber  in  dem  vorliegenden  Falle  durch  den  inzwischen 
eingetretenen  Konkurs  des  Beklagten  und  die  Extinktivwirkung  der  er- 
langten Entlastung  ausgeschlossen. 

Ja  die  letztere  würde  auch,  wenn  bis  dahin  ein  Bereicherungs- 
ansprach  bestanden  hätte,  denselben  erlöschen  lassen,  denn  die  Wirkung 
der  Order  of  discharge  erstreckt  sich  nach  englischem  Recht  auf  alle 
Schulden  des  Kridars,  welche  überhaupt  zur  Anmeldung  im  Konkurs- 
rerfisihren  geeignet  sind. 

Vergl.  46  und  47  Victoria  Ch.  LH  (Ges.  vom  25.  August 
1883)  Art.  30  §  2.  Lyon-Caen,  Lois  anglaise  8ur  la 
failUte,  Paris  1888,  S.  36. 

Zu  dieser  gehört  aber  die  hier  in  Frage  kommende  Forderung, 
da  sie  rein  privatrechtlicher  Natur  und  nicht  auf  einem  Betrüge  des 
Beklagten  begründet  ist 

Wenn  nun  der  Kläger  eine  Bereicherung  so  konstruieren  will, 
dafs  er  die  Erlangung  der  order  of  discharge  als  mitbedingt  durch  das 
Vorhandensein  der  Klaviere  in  der  einstigen  Konkursmasse  des  Be- 
klagten hinstellt,  so  handelt  es  sich  bei  dem  Bestreiten  des  Beklagten 
hier  um  völlig  unkontrollierbare  Faktoren.  Die  order  of  discharge  des 
englischen  Rechts  ist  im  G^ensatz  zu  dem  Zwangsvergleich  des  deut- 
schen Konkursrechts  ein  rein  obrigkeitlicher  Akt  und  es  läfst  sich 
nicht  feststellen,  welche  Momente  für  die  Bewilligung  derselben  mafs- 
gebend  gewesen  sind.  Das  Gesetz  selbst  (46  und  47  Vict.  LH)  legt 
weit  mehr  Gewicht  auf  die  moralische  Seite,  es  läfst  den  Zwangserlafs 
der  Schulden  nur  eintreten  zum  Nachteil  der  Gläubiger,  welche  dem 
Kridar  ohne  Not  Kredit  geschenkt  haben,  nicht  zum  Nachteil  der- 
jenigen, welche  von  ihm  betrogen  sind,  es  ordnet  auch  an,  dafs  der 
letztere  Umstand  bei  der  Entscheidung  über  Erteilung  der  order  of 
discharge  berücksichtigt  wird.  Mag  aber  auch  das  Verhältnis  von 
Aktiven  und  Passiven  nicht  ohne  Einflufs  auf  die  Erteilung  gewesen 
Bein,  so  ist  es  doch  nicht  möglich,  den  Begriff  der  Bereicherung  so  zu 
verflüchtigen,  dafs  man  eine  solche  auch  da  noch  für  vorliegend  erachtet, 
wo  das  aus  dem  einen  Vermögen  in  das  andere  gelangte  Objekt  ledig- 
lich als  inneres  Moment  bei  der  Fassung  rechtlich  erheblicher  Willens- 
entschltisse  in  Betracht  kommt. 

Der  Begriff  der  Bereicherung  ist  ja  überhaupt  nicht  unbestritten. 
Aber  wenn  man  auch  der  gröfseren  Einheitlichkeit  des  Vermögens- 
begriff   unter    den    heutigen    wirtschaftlichen    Verhältnissen,     der    ge- 
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steigerten  Fangibilität  der  eiiuselnen  Vermögenflstttcke  infolge  der  Aus* 
bildung  der  Geld-  und  Kreditwirtsehaf^  ibren  Einflafs  auf  die 
Gestaltung  des  Bereicberungsbegrifib  einräumen  will,  woduicb  sich  der 
Umschwung  in  der  neueren  gemeinrechtlichen  Theorie  erklären  mag, 

vergl.  Mandry ,  Archiv  ftlr  civ.  Praxis ,  XLVIII  S.  232  flg. ; 
Brine,  II.  Aufl.,  Bd.  II  S.  516  Note  44, 
immer  ist  doch  erforderlich,  dafs  eine  nachweisbare  substantielle  Än- 
derung der  Vermögensverhältnisse  vorliegt  Anderenfalls  würde  das 
Fortbestehen  des  Bereicherungsanspruchs  aus  Art  83  W.O.  mit  dem 
Fortbestande  des  Wechselanspruchs  selbst  trotz  Verjährung  oder  Piä- 
judizierung  identisch  sein,  die  Wirksamkeit  der  letzteren  Institute  also 
aufgehoben  werden. 

Übrigens  wtlrde  im  vorliegenden  Falle  die  Bereichenmg  nicht  in 
dem  Kaufpreise,  sondern  in  dem  Fabrikationspreis  der  Klaviere  be- 
standen haben  und  mit  dem  Schaden  des  Klägers  würde  Beklagter  nur 
in  Höhe  der  vom  Kläger  für  den  Erwerb  der  Wechsel  gemachten 
Aufwendungen  bereichert  sein. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  die  Klage  abzuweisen.  Wegen  der 
Kosten  greift  §  87  C.Pr.O.  Platz.  (Frankf.  Rundschau  XXIX  96.)    M. 


Haftet  der  in  Hamburg  domizilierte  Eigentimer  eines  Flufsdampfers 
für  Schaden  aus  einer  im  Gebiete  des  preufsischen  Lemdrechts 
vorgefallenen  Kollision  des  Dampfers  mit  einem  nichthmnburgischen 

Schiff? 

Urteil  des  Hanseat  O.L.G.  vom  5.  April  1895,  Berliner  KrahngesellBchaft 
H.  Bachstein  &  Co.  gegen  Schmeil  &  Jrriedrich  in  Hamburg  (Hans.  Gerichts- 

zeitong,  16.  Jahrg.,  Hauptbl.  S.  177). 

Der  Einwand  der  Beklagten,  dafs  sie  nicht  nach  Art  4  des 
Hamburgischen  Einf.Ges.  zum  H.G.B.  ftlr  eine  auf  der  Havel  durch 
den  beklagtiscben  Dampfer  „Schmeil  &  Friedrich'*  verursachte  und 
verschuldete  KoUisionsbescbädigung  des  klägerischen  Dampfers  „Borussia^ 
haf^e,  wird  verworfen. 

Gründe:  Ein  Dampfer  der  Klägerin  ist  auf  der  Havel  bei 
Spandau  mit  einem  Dampfer  der  Beklagten  zusammengestofsen.  Die 
Klägerin  behauptet,  der  Zusammenstofs  sei  verschuldet  von  der  Be^ 
Satzung  des  Dampft  der  Beklagten  und  nimmt  die  Beklagte  auf 
Ersatz  des  Schadens  in  Anspruch.  Klägerin  hat  ihr  Domizil  in  Berlin, 
Beklagte  in  Hamburg.  Der  Zusammenstofs  hat  stattgefunden  im  Gebiet 
des  preufsischen  Rechts,  wonach  der  Eigentümer  eines  Flufsachiffse 
nicht  für  den  von  der  Besatzung  des  Schiffes  verschuldeten  Kollisions- 
schaden  haftet  Dagegen  hat  Art.  54  des  Hamburgischen  Einf.Gtes 
zum  H.G.B.  die  Bestimmung  des  Art.  736  H.G.B.  auch  auf  Flufsschifie 
ausgedehnt,  wonach  der  Reeder  eines  Seeschiffes  to  den  von  der  Be- 
satzung verschuldeten  Kollisionsschaden   mit  Schiff  und  Fracht   haftet 
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Die  Eli^erin  verlangt  Verurteilnng  des  Beklagten  auf  Gmnd  des 
Art  54  als  2er  fori  and  lex  domicilii  der  Beklagten,  während  die  Be- 
klagte  auf  Grand  des  preofisischen  Rechts  als  lex  loci  actus  and  lex 
domuHii  der  Klägerin  Abweisang  der  Klage  verlangt.  Das  Land- 
gericht erachtet  das  preafsische  Recht  für  mafsgebend  and  weist  dem- 
nach die  Klage  ab.  Die  von  der  Klägerin  hiergegen  erhobene  Rtlge 
erscheint  begründet. 

Es  ist  davon  aosamgehen,  dafs  der  Richter  in  seiner  Rechtsprechang 
formell  einzig  and  allein  dem  Recht  seines  Landes  anterworfen  ist  Ein 
internationales  Privatrecht,  das  neben  and  über  dem  Recht  des  eigenen 
Landes  für  den  Richter  verbindlich  wKre,  giebt  es  nicht  and  kann  es 
nicht  geben.  Der  Richter  hat  daher  den  materiellen  Inhalt  eines 
fremden  Rechts  nar  anza wenden,  wenn  ihn  sein  Landesrecht  daza  an- 
weist Das  ist  ohne  weiteres  klar,  wenn  das  Landesrecht  darch  aas- 
drQckliche  Vorschrift  alle  Fragen  des  sog.  internationalen  Privatrechts 
erschöpfend  ordnet  oder  wenn  es  bei  einzelnen  Vorschriften  aasdrück- 
lich  bestimmt y  in  welchen  FftUen  sie  anzawenden  sind,  in  welchen 
nicht  Der  stillschweigende  Wille  des  Gesetzgebers  aber  ist  ebenso 
verbindlich  wie  der  aasdrückliche.  Zar  Ermittelang  des  gesetzgebe- 
rischen Willens  hat  der  Richter,  aach  wenn  es  sich  am  Fragen  des 
internationalen  Privatrechts  handelt,  alle  ihm  sonst  za  Gebote  stehenden 
Hal&mittel  anzawenden.  Er  hat  einzelne  Gesetzes  Vorschriften  aasza- 
legen  and  hat  etwaige  Lücken  der  Gesetzgebang  im  Geist  seines 
Landesrechts  za  ergänzen,  hat  den  prttsamtiven  Willen  des  Gesetz- 
gebers za  ermitteln,  wenn  der  Gesetzgeber  eine  bestimmte  Rechtsfrage 
übersehen  and  deshalb  nicht  entschieden  hat  Dabei  hat  der  Richter 
aas  der  Seele  eines  verständigen  Gesetzgebers  heraus  aach  die  all- 
gemeinen Rücksichten  von  Billigkeit  and  Zweckmäfsigkeit  zu  beachten, 
wie  es  die  Natnr  der  Sache  im  einzelnen  Fall  erfordert. 

Nan  spricht  Art  54  des  Hambargischen  Einf.Ges.  allgemein  aas, 
dafs  der  Eigentümer  eines  Flafsschiffes  für  den  von  der  Schiffsbesatzang 
verschaldeten  Kollisionsschaden  mit  Schiff  and  Fracht  haftet  Es  fragt 
sich  zunächst,  ob  der  Hambargische  Gesetzgeber  gewollt  hat,  dafs  der 
Hambargische  Richter  diesen  Satz,  der  in  seiner  Fassang  keine  Aus- 
nahme enthält,  ausnahmslos  auf  jede  Kollision  von  Flufsschiffen ,  über 
die  er  zu  entscheiden  hat,  anwende.  Das  ist  vernünftigerweise  nicht 
anzunehmen.  Es  mufs  vielmehr  z.  B.  angenommen  werden,  dafs  der 
verständige  Hamburgische  Gesetzgeber  kein  Interesse  daran  gehabt  hat 
und  deshalb  auch  nicht,  wenn  er  daran  gedacht  hätte,  den  Willen 
gehabt  haben  würde,  im  Art.  54  eine  Norm  aufzustellen  für  die  An- 
sprüche aus  einer  Kollision  zwischen  fremden  Schiffen  im  Ausland,  eine 
Norm,  die  möglicherweise  abweichen  würde  von  dem  Recht  der  Be- 
teiligten selbst  und  von  dem  Recht,  das  am  Kollisionsort  gilt.  Die 
Fassung  des  Art.  54  deckt  sich  also  immerhin  nicht  genau  mit  dem 
Willen  des  Gesetzgebers.  Damit  erwächst  dem  Hamburgischen  Richter 
die  Pflicht,  nicht  ohne  weiteres  jeden  Fall,  auf  den  der  Art  54  buch- 
stäblich zutrifft,  nach  Art.  54  zu  entscheiden,    sondern  zu  prüfen,    ob 
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der  Gesetzgeber  den  Art  54  auch  auf  einen  Fall,   wie  er  gerade  vor- 
liegt, angewandt  haben  will. 

Unbedenklich  wird  anzunehmen  sein,  dafs  Art.  54  angewandt 
werden  soll  auf  sttmtliche  im  Hamburgischen  Gebiet  vorkommende 
Kollisionen,  die  vor  Hamburgischen  Gerichten  zur  Aburteilung  ge- 
langen. Andererseits  kann  eben  so  sicher  angenommen  werden,  dafs 
der  Hamburgische  Gesetzgeber  die  Anwendung  von  Art  54  nicht  hat 
beschränken  wollen  auf  die  Kollisionen,  die  sich  innerhalb  des  Ham- 
burgischen Gebiets  ereignen.  Denn  es  würde  an  einem  ausreichenden 
gesetzgeberischen  Grunde  fehlen,  Kollisionen,  die  sich  aufserhalb  Ham- 
burgs zwischen  Hambui^ischen  Schiffen  ereignen,  nicht  nach  Art  54 
entscheiden  zu  lassen. 

Dagegen  ist  die  Frage  weniger  klar  in  einem  Fall,  wie  er  hier 
vorliegt,  wo  ein  Hamburgisches  Schiff  mit  einem  fremden  Schiff  aufser- 
halb Hamburgs  kollidiert  und  wo  der  Hamburgische  Eigentümer  des 
Hamburgischen  Schiffs  auf  Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  wird, 
während  der  Eigentümer  des  fremden  Schifis  seinei-seits  nach  seinem 
eigenen  Recht,  das  zugleich  das  am  Ort  der  Kollision  geltende  Becbt 
ist,  nicht  fllr  einen  von  seiner  Schiffsbesatzung  verschuldeten  Kollisions- 
schaden haften  würde.  Allein  auch  in  solchem  Falle  mufs  angenommen 
werden,  dafs  der  Hamburgische  Gesetzgeber  den  Hamburgischen  Schiffs- 
eigontümer  haften  lassen  will.  Der  Gesetzgeber  erachtet  es,  wie  Art.  54 
zeigt,  fllr  recht  und  billig,  dafs  der  Schiffseigentümer  fllr  das  Ver- 
schulden seiner  Besatzung  hafte  und  unterwirft  daher  dieser  gerechten 
und  billigen  Anordnung  jeden  Hamburgischen  Schiffseigentümer  schlecht- 
hin, einerlei,  ob  das  Schiff  mit  einem  anderen  Hamburgischen  oder  mit 
einem  fremden  Schiff  kollidiert,  einerlei  auch,  ob  das  Recht  des  frem- 
den Schifils  oder  das  Recht  des  Kollisionsorts  einer  andei^n  Rechts- 
ansicht folgt  Wollte  man  die  Verpflichtung  des  Hamburgischen  Schi&- 
eigentumers  davon  abhängig  machen,  ob  das  Recht  des  anderen  SchifEs 
seinerseits  die  gleiche  Haftung  vorschreibt  und  wollte  man  im  Ver- 
neinungsfall den  Hamburgischen  Schiffseigentümer  nicht  haften  lassen, 
so  wäre  dies  eine  Retorsion,  von  der  nicht  angenommen  werden  kann, 
dafs  der  Hamburgische  Gesetzgeber  sie  gegen  Angehörige  eines  be- 
freundeten, namentlich  eines  anderen  deutschen  Staates  angewendet  haben 
wollte.  Auch  ist  noch  folgendes  zu  beachten.  Nach  Art.  54  ist  die 
Haftung  des  Schiffseigentümers  eine  unpersönliche,  er  haftet  nur  mit 
dem  Schifilsvermögen ,  an  dem  der  dritte  Beschädigte  die  Rechte  eines 
Schiffsgläubigers  erwirkt.  Das  Hamburgische  Gesetz  legt  daher  dem 
Hamburgiscben  Schiff  fUr  den  Fall  einer  von  ihm  verschuldeten  Schiffs- 
kollision eine  dingliche  Last  auf,  das  Schiff  wird  zum  Träger  dieser 
dinglichen  Last  qualifiziert  und  zwar  dauernd.  Ein  Flufsschiff  kann 
auf  einer  und  derselben  Reise  mehrere  verschiedene  Rechtsgebiete 
passieren,  der  Hamburgische  Gesetzgeber  kann  aber  nicht  füglich 
gewollt  haben,  dafs  das  Hamburgische  Flufsschiff  mit  jedem  ent- 
sprechenden Ortswechsel  auch   seine  Reclite   wechsele,   an   dem    einen 
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Ort  der  dinglichen  Last  unterworfen  werde,  an  dem  anderen  Ort  davon 
befreit  bleibe. 


Vereinbarung  eines  Gerichtsstandes  für  Wechselklagen. 

Urteil  des  Reichsgerichte  vom  18.  Februar  1895,  VL  Civilsenats  385/94 

(BL  f.  R.A.  13.  Erg.Bd.  S.  321). 

Die  in  Glarus  domizilierte  Elfigerin  stützte  die  bei  dem  Land- 
gericht M.  im  Wechselprozesse  angebrachte  ELlage  auf  einen  von  ihr 
anterm  11.  Jnli  1894  an  eigene  Ordre  auf  den  Beklagten  gezogenen, 
mit  dessen  Accepte  versehenen,  Ende  Jnli  1894  in  Basel  zahlbaren 
Wechsel  über  16  035  Frcs.  50  Cents.  Sie  beantragte  Verurteilang  des 
Beklagten  zur  Zahlang  der  Wechselsamme  nebst  Zinsen  und  Unkosten. 
Der  Beklagte  erhob  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts,  in- 
dem er  geltend  machte,  dafs  der  gedachte  Wechsel  auf  einem  Vertrag 
vom  2.  Juni  1892  beruhe,  durch  welchen  die  Klägerin  140  Sttlck 
Aktien  an  den  Beklagten  und  dessen  zwei  SOhne  ftlr  100000  Frcs. 
verkauft  hatte  und  in  welchem  vereinbart  worden  war,  dafs  für  die 
Abwickelung  aller  Forderungen  und  auch  allMligen  Differenzen,  die 
aus  dem  Vertrage  entstehen  könnten,  Glarus  als  Domizil  und  Gerichts- 
stand gelten  sollte.  Das  Landgericht  erachtete  nach  Anordnung  der 
abgesonderten  Verhandlung  die  Einrede  fUr  begründet  und  erkannte 
demgemäfs  auf  Abweisung  der  Klage.  Berufong  und  Revision  wurden 
zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen:  Der  Berufungsrichter  gelangt  unter  Wür- 
digung der  Bestimmungen  des  Vertrags  vom  2.  Juni  1892  und  der 
sonst  vorliegenden  Umstände  zu  der  Feststellung,  dafs  nach  Absicht 
der  Kontrahenten  der  Gerichtsstand  für  die  im  Vertrage  bezeichneten 
Rechtsstreitigkeiten  auf  beiden  Seiten  ausschliefslich  in  Glarus 
begründet  sein  sollte.  Er  sieht  eine  Vereinbarung  dieses  Inhalts,  auch 
wenn  dadurch  ein  ausländisches  Gericht  iür  ausschliefslich  zuständig 
erklärt  wird,  als  verbindlich  an,  führt  weiterhin  aus,  dafs  die  hier 
geltend  gemachte  Forderung  unter  die  Vereinbarung  falle,  und  erachtet 
demgemäfs  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  in  dem 
zwischen  zwei  der  Kontrahenten  anhängig  gemachten  Wechselprozesse 
für  durchgreifend.  Dafs  durch  diese  Begründung  gegen  den  Art.  82 
W.O.  und  gegen  den  Art.  278  H.G.B.  verstofsen  sei,  behauptet  die 
Revision  mit  Unrecht  Geht  auch  die  vom  Beklagten  erhobene  Einrede 
nicht  aus  dem  Wechselrecht  selbst  hervor,  so  kann  sich  doch  der 
Wechselschuldner  nach  Art.  82  W.O.  auch  solcher  Einreden  bedienen, 
die  ihm  unmittelbar  gegen  den  jedesmaligen  Kläger  zustellen.  Und  um 
eine  derartige  Einrede  handelt  es  sich  hier,  da  der  Beklagte  die  Ein- 
rede der  Unzuständigkeit  des  Gerichts  auf  den  mit  der  jetzigen  Klägerin 
g^chlossenen  Vertrag  stützt  und  die  Erhebung  der  Klage  bei  dem 
Landgericht  M.  für  vertragswidrig  erklärt.  Unrichtig  ist  es  andererseits, 
^enn  die  Revision  meint,    die  Unzulässigkeit  der  Einrede  ergebe  sich 
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aus  dem  eingeklagten  Wechsel,  weil  darin  M.  als  Wohnort  des  Be- 
klagten und  Basel  als  Zahlungsort  angegeben  seien.  Für  die  Annahme, 
dafs  mit  diesen  Angaben  der  yereiabarte  GerichtBstand  habe  aus- 
geschlossen werden  sollen,  fehlt  es  an  jedem  Anhalte.  Nach  §  566 
C.Pr.O.  können  Wechselklagen  sowohl  bei  dem  Gerichte  des  Zahlnngs- 
orts  als  bei  dem  Gerichte  angestellt  werden,  bei  welchem  der  Beklagte 
seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat  Da  jedoch  die  in  §  566  be- 
nannten  Gerichtsstände  als  ausschliefBliche  nicht  beseeichnet  sind,  so 
liegt  kein  Grund  vor,  die  ZnlHssigkeit  der  Vereinbarung  eines  anderen 
ausschliefslichen  Gerichtsstandes  für  Wechselklagen  zu  bezweifeln  (§  40 
Abs.  2  C.Pr.0.  und  die  Kommentare  zu  §  566  daselbst,  sowie  Beh- 
bern^  Wechselordnung  S.  161,  162).  Auch  die  Rüge  einer  Verletzung 
des  Art.  278  H.G.B.  erweist  sich  als  unzutreffend.  Das  Beruftmgs- 
gericht  ist  bei  Beurteilung  und  Auslegung  des  Vertrags  vom  2.  Juni 
1892  bestrebt  gewesen,  den  Willen  der  Kontrahenten  zu  erforschen, 
ohne  an  dem  buchstäblichen  Sinne  des  Ausdrucks  zu  haften.  Nament- 
lich sind  in  den  Entscheidungsgründen  die  Umstände  hervorgehoben, 
die  zu  der  Feststellung  geführt,  dafs  die  Kontrahenten  beabsichtigt 
haben,  den  Gerichtsstand  nach  allen  Seiten  einheitlich  zu  regeln  und 
die  sonst  gesetzlich  begründeten  Gerichtsstände  auszuschliefsen.  Ob 
dieser  Feststellung  eine  richtige  Würdigung  der  thatsächlichen  Verhält- 
nisse zu  Grunde  liegt,  entzieht  sich  gemäfs  §§  511,  524  C.Pr.0.  der 
Nachprüfung  des  Revisionsrichters.  Ebensowenig  läfst  sich  eine  Ver- 
letzung des  Art  278  a.  a.  0.  in  der  Annahme  erkennen,  dafs  der 
eingeklagte  Wechselanspruch  als  unter  den  Begriff  der  „Abwickelang 
aller  Forderungen  und  auch  allfälligen  Differenzen,  die  aus  vorstehendem 
Vertrage  entstehen  könnten^,  fallend  anzusehen  ist  Die  jetzt  von  der 
Revision  vertretene  Ansicht,  wonach  die  Vereinbarung  des  Gerichts- 
standes in  Glarus  sich  nur  auf  Streitigkeiten  über  Auslegung  des 
Vertrags,  dagegen  nicht  auf  Streitigkeiten  über  Erfüllung  und 
Ausführung  des  Vertrags  beziehen  soll,  ist  seitens  der  Klägerin  in 
den  Vorinstanzen  überhaupt  nicht  au%estdlt  worden  und  findet  weder 
in  den  Worten  des  Vertrags  noch  in  sonstigen  Umständen  eine  Stütze. 

Befreiung  einer  als  Klagpartei  vor  deutschem  Gerichte  auftretenden 
russischen  offenen  Handelsgesellschaft  von  der  Sicherheitsleistung 

für  Prozefskosten  nach  §  102  C.Pr,0. 

Urt.  des  hanseat  Oberlandesgerichts  zu  Hamburg  vom  4.  Oktober  1895. 
Mitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  MiUelstein  in  Hamburg. 

In  Sachen  der  Firma  John  Lottmann  &  Co.  in  Liquidation  zn 
Warschau,  Klägerin,  Beruflingsbeklagten,  gegen  J.  A.  Staude  zu  Ham- 
burg, Beklagten,  Beruiungskläger,  wegen  Forderung  hat  das  Landgericht 
die  Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  ftir  die  Kosten  verworfen.  Die 
Berufung  des  Beklagten  wurde  als  unbegründet  zurückgewiesen  mit 
folgenden  Gründen: 
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Zufolge  der  beiden  Notariateakten  13  und  14  bat  die  Firma 
John  Lottmann  &  Co.,  jetzt  in  Liquidation,  zu  Warscbau  ihren  Sitz. 
Nach  Art  4  des  seit  20.  März  1894  in  Kraft  getretenen,  daher  hier 
anwendbaren  Handels-  und  Schi&hrtsvertrageB  mit  Rufsland  vom 
10.  Februar/ 29.  Januar  1894  sollen  Handelsgesellscliaflen,  die  in  dem 
Lande  eines  der  yertragscbliefsenden  Teile  rechtsgültig  errichtet  worden 
sind,  in  dem  anderen  Lande  als  gesetzlich  bestehend  anerkannt  werden 
and  dort  namentlich  das  Recht  haben,  vor  Gericht  als  Klttger  oder 
Beklagter  Prozesse  zu  führen.  In  Gemäfsheit  Art.  2  desselben  Ver- 
trages genieTsen  die  beiderseitigen  Angehörigen  in  dem  anderen  Lande 
die  Rechte  und  Befreinngen  der  Inländer,  eine  Bestimmung,  die  zweifel- 
los auch  in  Ansehung  der  in  Art  4  erwähnten  Handelsgesellschaften 
zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Die  klägerische  Firma  gehört  dem 
rasaisehea  Staats-  und  Rechtsgebiete  an.  Wird  dieser  Charakter  der 
Firma,  unter  welcher  zn  Warschau  zwischen  Lottmann,  Winzer  und 
Hawkins  2./14.  Juni  1894  eine  offene  Handelsgesellschaft  errichtet 
wurde,  die  jetzt  nur  noch  in  Liquidation  besteht,  als  das  allein  Ent- 
flcfaeidende  anzusehen  sein  für  die  Frage,  ob  der  Beklagte  in  Gemäfs- 
heit §  102  G.Pr.O.  Sicherheit  für  die  Prozefskosten  zu  beanspruchen 
berechtigt  erscheint,  so  ist  diese  Frage  an  Hand  der  Bestunmung 
Ziff.  1  daselbst,  der  auch  die  Staatsverträge  hinzuzurechnen  sind,  zu 
Temeinen.  Kommt  es  dagegen  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesell- 
schafter an,  so  wird  die  Frage  bejaht  werden  müssen.  Denn  die 
beiden  nach  dem  Ausscheiden  von  Lottmann  noch  vorhandenen  Gesell- 
schafter der  Firma  John  Lottmann  &  Co.,  Winzer  und  Hawkins  sind 
ihrer  Staatsangehörigkeit  nach  Engländer,  deren  Heimatlande  gegenüber 
die  Ausnahme  Ziff.  1  des  §  102  der  C.Pr.0.  nicht  platzgreiit.  (WiU 
tnofoski  u.  Levy^  Kommentar  ed.  7  zu  §  102  C.Pr.0.) 

Es  kann  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  der  §  102  C.Pr.0.,  wenn 
er  ganz  allgemein  von  Ausländem  spricht,  die  als  Kläger  auftreten,  die 
Prozefspartei  als  solche  ins  Auge  fafst,  bei  einer  prozefsunflähigen  Partei 
also  nicht  deren  gesetzliche  Vertreter,  auf  deren  Staatsangehörigkeit 
mithin  nichts  ankommt  Wie  dieser  Paragraph  in  betreff  seiner  An- 
wendung auf  offene  Handebgesellschaften  sich  stellt,  von  denen  im 
besonderen  hier  keine  Rede  ist,  wird  immerhin  zweifelhaft  erscheinen 
dürfen.  Bei  einem  deutschen  Gesetze  kann  die  Auslegung  sich  hier 
nur  an  das  deutsche  Handelsrecht  anlehnen,  namentlich  an  die  Be- 
stimmungen, in  welchen  das  Handelsgesetzbuch  die  offenen  Handels- 
geseUscbaften  charakterisiert  Es  würde  daher  der  Klägerin  nichts 
nützen,  wenn  etwa  —  worauf  Klägerin  übrigens  sich  gamicht  beruft 
—  das  russische  zu  Warschau  geltende  Eecht  oder  die  russische  Recht- 
flprechung  in  einer  offenen  Handelsgesellschaft  eine  juristische  Person 
erblicken  sollte. 

Das  Handelsgesetzbuch  hat  nun  die  offene  Handelsgesellschaft  nicht 
för  eine  juristische  Person  erklärt  und  die  Rechtsprechung  der  höchsten 
Gerichte  hat  sich  stets  dagegen  gesträubt,  ihr  einen  solchen  Charakter 
zuzuerkennen.     Gleichwohl   unterscheidet  nach   den  Bestimmungen  des 
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Handelsgesetzbuchs  die  ofifene  Handelsgesellschaft  sich  wesentlich  von 
der  gewöhnlichen  Gesellschaft  des  gemeinen  Rechts.  Jener  wird  nach 
verschiedenen  Richtungen  eine  Selbständigkeit  beigelegt,  die  sie  als 
etwas  anderes  wie  diese  charakterisiert.  Insbesondere  wird  das  Gesell- 
schaftsYermögen  von  dem  PrivatvermOgen  der  Gesellschafter  scharf  unter- 
schieden, ebenso  die  Privatperson  der  Gesellschafter  von  deren  Person 
als  Gesellschafter  unter  der  gemeinschaftlichen  Firma.  Die  Handels- 
gesellschaft als  solche  kann  unter  ihrer  Firma  vor  Grericht  klagen  und 
verklagt  werden,  d.  h.  wie  das  R.G.  Entsch.  Bd.  17,  91  S.  368  sagt, 
„in  Bezug  auf  ihren  in  dieser  Verbindung  bestehenden  Rechts-  und 
Pflichtenkreis".  Nach  vielfiichen  Entscheidungen  desselben  Grerichts 
(vergl.  Bd.  31,  16.  —  17,  91)  sind  die  Gesellschafter,  aber  doch 
nur  als  solche,  Kläger  oder  Beklagte  und  die  Liquidatoren,  sofern 
und  soweit  dies  andere  Personen  als  die  Gesellschafter  sind,  erscheinen 
als  die  gesetzlichen  Vertreter  der  Gesellschafter,  dieser  letzteren 
aber  doch  nur  „in  ihrer  Verbindung**,  d.  i.  unter  der  gemein- 
schaftlichen Firma.  Daber  können  die  Gesellschafter  in  den  Prozessen, 
die  sie  oder  die  Liquidatoren  ftlhren,  als  Zeugen  nicht  zugelassen  wer- 
den. Damit  ist  aber  gleichwohl  noch  nicht  entschieden,  dafs  nunmehr 
auch  im  Sinne  des  §  102  C.Pr.0.  alles  allein  auf  die  Staatsangehörigkeit 
der  Gesellschafter  ankommen  müsse.  Denn  die  Sicherheit,  um  die  es 
sich  handelt,  ist  nicht  aus  dem  Privatvermögen  der  Gesellschafter  zu 
gewähren,  sondern  aus  dem  Gresellschaftsvermögen ,  in  Bezug  auf 
welches  die  Klage  angestellt  ist.  Hätte  die  Civilprozefsordnung ,  statt 
allein  zweckmäfsig  eine  Bestimmung  wie  in  §  105  zu  treffen,  auf  den 
Gedanken  verfallen  können,  dem  zu  Gunsten  des  Beklagten  erlassenen 
Zwischenurteile  Vollstreckbarkeit  beizulegen,  so  würde  die  Vollstreckung 
nicht  ohne  weiteres  und  unmittelbar  gegen  die  einzelnen  Gesellschafter 
und  deren  Privatvermögen  sich  haben  richten  können  (R.G.Entsch. 
Bd.  13,  25).  Diese  Erwägungen  müssen  es  bedenklich  erscheinen 
lassen,  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschafter  als  das  Entscheidende 
im  Sinne  des  §  102  C.Pr.O.  zu  erachten  und  darin  das  der  mutmafs- 
lichen  Absicht  des  Gesetzgebers  Entsprechende  zu  erblicken.  Als 
richtiger  wird  es  vielmehr  angesehen  werden  dürfen,  das  Schwergewicht 
darauf  zu  legen,  wo  das  von  dem  Privatvermögen  der  Gesellschafter 
unterschiedene  Gesellschaftsvermögen,  zu  welchem  der  klagend  verfolgte 
Anspruch  gehört  und  auf  welchem  der  Sicherheitsanspruch  lastet,  seinen 
Sitz  hat  Als  solcher  und  damit  sich  deckend  kann  nur  der  Ort  be- 
trachtet werden,  wo  dieses  Vermögen  verwaltet  wird  (vergl.  §  19 
C.Pr.O.),  also  der  Sitz  der  offenen  Handelsgesellschaft.  Damach  ist 
dann  zu  beurteilen,  je  nachdem  die  Gesellschaft  im  In-  oder  Auslande 
ihren  Sitz  hat,  ob  sie  eine  in-  oder  ausländische  ist,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschafter,  darnach  folgeweise  auch, 
ob  sie  als  Klägerin  auftretend  als  Ausländerin  im  Sinne  des  §  102 
C.Pr.O.  gelten  mufs  oder  nicht  In  dieser  Richtung,  wenngleich  ohne 
Ausführung  von  Gründen,  haben  auch  die  Kommentatoren  Gaupp  ed.  2, 
sowie  Wilmotffski  und  Levy  ed.  7   zu   §  102  C.Pr.O.  eine  Frage  ent- 
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sehieden,  die  in  gleicher  Weise  bei  den  Personenvereinen  wiederkehren 
kann,  welche,  ohne  juristische  Persönlichkeit  zu  besitzen,  doch  unter 
einem  Gesamtnamen  ab  solche  kUgen  und  verklagt  werden  können, 
denen  freilich  die  Rechtsprechung,  hier  nicht  eingeengt  durch  die  Streit- 
frage über  die  rechtliche  Natur  der  offenen  Handelsgesellschaft,  ohne 
weiteres  die  Parteifähigkeit  zuzuerkennen  pflegt 

Die  Leistung  einer  Sicherheit  wegen  der  dem  Bddagten  ent- 
stehenden Prozefskosten  ist  auf  Ausländer  aus  dem  guten  Orunde  be- 
schränkt, weil  gegen  jeden  inländischen  Kläger  in  ganz  Deutschland 
die  Rechtshtllfe  zu  Gebote  steht.  Der  obsiegende  Beklagte  dagegen 
wllrde  einem  Kläger  gegenüber,  der  Ausländer  ist,  sobald  dieser  nicht 
ausnahmsweise  im  Inlande  seinen  Wohnsitz  hat,  wenn  es  um  Erstattung 
der  dem  Beklagten  zuerkannten  Kosten  sich  handelt,  ohne  jene  Sicher« 
heit  unbilligen  Weitläuftigkeiten  sich  g^enüber  sehen,  die  hauptsächlich 
damit  zusammenhängen,  dafs  inländische  Urteile  und  Beschlüsse  der 
R^el  nach  in  Ermangelung  von  darauf  b^üglichen  Staatsvertrtigen  im 
Auslände  nicht  ohne  weiteres  Vollstreckung  finden.  Der  §  102  C.Pr.O. 
hat  nnn  zwar  den  Ausländer,  wenn  er  im  Inlande  wohnt,  also  auch 
den  Einzelkaufmann  im  Inlande,  der  nicht  ReichsangehOriger  ist,  obwohl 
er  hier  seine  Handelsniederlassung  hat  und  ohne  alle  Behinderung  dem 
Arme  des  deutschen  Richters  erreichbar  ist,  nicht  von  der  Regel  aus- 
genommen. Aber  bei  der  hier  vertretenen  Entscheidung  der  Streitfrage 
würden  doch  wenigstens  im  Inlande  ansässige  offene  Handelsgesell- 
schaften, deren  Gesellschafter  Ausländer  sind,  gegen  Anträge  aus  §  102 
CPr.O.  siehergestellt  sein,  die  bei  stets  bereiter  Rechtshülfe  in  diesem 
Falle  kaum  einen  verständigen  Sinn  haben  könnten.  Auf  der  anderen 
Seite  darf  auch  die  Folge,  dafs  im  Auslande  ansässige  offene  Handels- 
geaellschaften  selbst  dann,  wenn  die  sämtlichen  Gesellschafter  deutsche 
Retchsangehörige  wären,  der  Regel  des  §  102  CPr.O.  unterliegen 
wUrden,  kein  Gegenbedenken  erregen,  weil  der  inländische  Beklagte 
wegen  Wiedererlangung  seiner  Kosten  ihnen  gegenüber  genau  in  der- 
B^ben  Lage  sich  befindet,  als  wenn  die  betreffende  Gesellschaft  von 
ausländischen  Inhabern  gebildet  wäre. 

Es  kommt  aber  femer  hinzu,  dafs,  wenigstens  im  vorlic^nden 
Falle,  doch  mit  Rücksicht  auf  den  oben  berührten  Vertrag  mit  Rufs- 
land  die  Frage  gegen  den  Beklagten  zu  entscheiden  sein  wird.  Bei 
diesem  Staatsvertrage  des  Deutschen  Reichs  mit  Rufsland  verbietet  es 
sich,  zu  seiner  Auslegung  die  Gesetzgebung  und  das  Recht  des  einen 
wie  anderen  Landes  herbeizuziehen.  Ein  solcher  Vertrag  ist  vielmehr 
lediglich  ans  sich  selbst  auszulegen.  Das  deutsche  Handelsgesetzbuch, 
soweit  es  nicht  auf  die  rechtsgültige  Errichtung  der  Handelsgesell- 
schaften ankommt,  kann  daher  hier  mit  seinen  Bestimmungen,  aus  denen 
die  rechtliche  Natur  der  offenen  Handelsgesellschaft  abzuleiten  ist, 
überall  nicht  in  Betracht  kommen.  Jede  bona  fide  Auslegung  des  ge- 
dachten Vertrages  mufs  aber  zu  dem  Ergebnis  ftlhren,  dafs  den  in 
Art  4  aufgeftlhrten  Gesellschaften,  sofern  sie  nur  in  einem  der  beiden 
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Länder  rechtsgültig  errichtet  Bind,  ohne  weiteres  Partei  Fähigkeit 
in  dem  anderen  Lande  zuerkannt  ist  Die  Worte  des  Art  111  des 
deutschen  Handelsgesetebuchs  „nnter  ihrer  Firma**  finden  sich  im  Art  4 
nicht  Sie  sind  vielleicht  absichtlich  bei  dem  wissenschaftlichen  Streit 
nnd  einer  Verschiedenheit  rassischer  und  deutscher  Bechtsanschauungen 
dem  Artikel  nicht  eingeftkgt  Dafs  die  Firma  John  Lottmann  &  Co. 
in  der  Notariatsakte  13  rechtsgültig  nach  dem  zu  Warschau  geltenden 
Rechte  ab  eine  offene  Handeisgesellschaft  errichtet  worden  ist,  darf  in 
BiTmangelung  entgegenstehender  Behauptungen  als  unzweifelhaft  erachtet 
werden« 

Hat  diese  zufolge  14  jetzt  nur  noch  in  Liquidation  bestehende 
offene  Handelsgesellschaft  unbestritten  ihren  Sitz  zu  Warschau,  so  ist 
sie  eine  ausländische  und  zwar  russische  Handelsgesellschaft  und  hat, 
indem  sie  als  Ellttgerin  auftritt,  an  sich  für  den  hierorts  angestrengten 
Rechtsstreit  als  Ausländerin  im  Sinne  des  §  102  C.Pr.O.  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Gesellschafter  zu  gelten,  wobei 
jedoch  die  R^gel  auf  Grund  des  Handels-  und  Schi&hrtsvertmgeB 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Rufsland  zufolge  der  darnach 
unter  Ziff.  1  jenes  Paragraphen  zur  Geltung  gelangenden  Ausnahme 
entftOlt 

Hiemach  war  der  Entscheidung  des  Landgerichts  beizutreten, 
demnach  die  Bemiung  des  Beklagten  als  unbegründet  zu  yerwerfen. 


Vereinbarung  auf  ein  ausländisches  Gericht. 

Urteil  des  II.  CSvilsenats  des  Reichsgericht  vom  22.  November  1895,  Rhein. 
Archiv  Bd.  89,  2.  Abt,   S.  76  bis  80;  vergl.  Urteil  des  Reichsgerichts  fai 

Bd.  80  der  Sunmlg.  der  aviTentsch.  N.  111. 

Ein  Vertrag,  laut  welchem  die  Parteien  vereinbaren,  dafs  alle  ans 
einem  bestimmten  Rechtsverhältnisse  entstehenden  Streitigkeiten  durch 
ein  ausländisches  Gericht  entschieden  werden  sollen  mit  der 
Wirkung,  dafs  die  Urteile  desselben  als  den  Streitfall  materiell  ent- 
scheidend von  deutschen  Gerichten  bertlcksichtigt  werden  sollen,  ist 
rechtsunwirksam  und  hindert  die  deutschen  Gerichte  nicht,  die  vom 
Beklagten  zur  Sache  vorgebrachten  Einreden  zu  erörtern  und  in  die 
materielle  Beurteilung  der  Sache  einzutreten.  Die  Vorschriften  der 
§§  660,  661  C.Pr.0.,  welclie  der  Offsntlichen  Ordnung  angehören, 
können  durch  die  Willkür  der  Parteien  nicht  beseitigt  werden.  —  Ver- 
schieden davon  ist  die  Wirkung  eines  im  Auslande  ergangenen  Schieds- 
spruchs, der,  wenn  er  auch  nicht  nach  den  Vorschriften  der  deut- 
schen Civilprozefsordnung  für  vollstreckbar  erklärt  werden  kann,  doch 
für  die  materielle  Entscheidung  auf  Grund  des  Vertrags  der  Par- 
teien seine  Bedeutung  auch  im  Inlande  behält 
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Verspätete  Benachrichtigung  von  einer  Zeugenvernehmung 

im  Auslande, 

Urteii  des  OberlandesgerichtB  in  Hambnig  III  Tom  14.  Dezember  1895 

(HaoB.  Gerichtaeitnng,  Beibl.  18%  8.  45). 

Ans  den  Gründen: 

Die  von  der  Beklagten  vorgeschlagenen  Zeugen  sind  in  Marseille 
zweimal  gerichtlich  vernommen  worden.  Ihre  Anssagea  sind  der  Be- 
orteilung  zu  Grande  zu  legen.  Die  Klägerin  glaubt  freilich,  die 
Formgttltigkeit  der  zweiten  Vernehmung  bestreiten  und  um  deren 
Wiederholung  bitten  zu  sollen.  Ihrer  Ansicht  ist  aber  nicht  beizutreten. 
Zwar  mufs  anerkannt  werden,  dafs  sie  von  dem  Zeugenver- 
nehmungstermine zu  sp&t  in  Kenntnis  gesetzt  worden 
ist.  Sie  war  daher  auch  nicht  in  der  Lage,  sich  bei  der  Verhandlung 
durch  einen  gehörig  unterrichteten  Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen. 
Eine  verspätete  Benachrichtigung  ist  aber  rechtlich  ohne  Zweifel 
der  nicht  erfolgten  Benachrichtigung  gleich  zu  achten. 
Dieser  Sachverhalt  steht  jedoch  der  Verwertung  des  beigebrachten 
Beweisniaterials  nicht  entgegen.  Der  Grundsatz,  dafs  die  Partei  von 
dem  bevorstehenden  Beweistermin  benachrichtigt  werden  mufs  und  dafs 
eine  gehörige  Benachrichtigung  als  die  Vorbedingung  einer  benutzbaren 
Beweisaufnahme  zu  gelten  hat,  bildet  all^ings  eine  allgemeine  Regel 
des  modernen  Prozefsrechts.  Dieselbe  greift  aber  nach  der  Absicht 
des  Gesetzes  sowohl,  als  auch  nach  der  Natur  der  Sache  nur  Platz, 
wenn  die  Beweisaufnahme  im  Tnlande,  sei  es  vor  dem  Prozefsgerichte, 
sei  es  vor  dem  beauftragten  oder  ersuchten  Richter,  stattfinden  soll  oder 
stattgefunden  hat  Dagegen  sind  ftar  den  Fall,  dafs  die  Beweise  im 
Auslände  erhoben  werden  müssen,  besondere  Vorschriften  gegeben. 
(§§  828,  329  der  C.Pr.O.)  Inhalts  denelben  ist  aber  die  vorgängige 
Bekanntgabe  des  Termins  keine  prozefsrechtliche  For- 
malität, von  deren  Erftlllung  die  Rechtswirksamkeit  der 
Beweiserhebung  abhängig  sein  soll.  Sie  konnte  zu  einer 
solchen  auch  nicht  wohl  erhoben  werden,  weil  es  oftmals  an  der  Mög- 
lichkeit ihrer  Befolgung  ermangelt  Dem  Prozefsgericht  ist  nicht  aus- 
gegeben, die  ausländische  Behörde  um  die  Mitteilung  des  Beweistermins 
ZQ  ersuchen.  Und  es  lag  aufserhalb  des  Machtbereichs  des  deutschen 
Gesetzgebers,  diese  Behörde  mit  einer  entsprechenden  Pflicht  zu  he- 
llsten. Nur  wenn  der  Beweisftlhrer  selber  das  Ersuchungsschreiben 
besorgt  und  dessen  Erledigung  betreibt,  wenn  also  vorauszusetzen  ist, 
dals  er  von  dem  Termine  rechtzeitig  erftlhrt,  soll  er  womöglich  auch 
Minem  Gegner  Nachricht  zugehen  lassen.  Selbst  wenn  er  das  unter- 
liofs,  steht  es  aber  im  Ermessen  des  Gerichts,  ob  die  Beweisverhandlung 
benutzt  werden  darf  oder  nicht 

Vergl.  Entsch.  d.  R.G.  Bd.  II  No.  100  S.  872  flg.;  Qaupp, 
Kommentar  z.  C.Pr.O.  Anm.  I  zu  §  828  nnd  Anm.  III 
zn  §  329. 
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Nach  der  Lage  der  Dinge  wttrde  hier  eine  Wiederholang  der 
Beweiaanfiiahme  ea  unmotiTierter  Weiterung  and  natsloeem  Kostenanf- 
wande  ftihren.  Denn  es  mafs  als  gewifs  angesehen  werden,  dafs  die 
Vertretung  der  Klägerin  an  deren  schliefslichem  Eigebnisse  nichts 
wttrde  geändert  hahon.     (Wird  anagei^hrt) 


B.    Strafirecht.  —  StraQ>rozers. 

Anwendung  der  hamburgischen  Vorschriften  vom  23.  Aprü  1880 
über  den  Betrieb  und  die  Revision  der  Dampfkessel  auf  im  Aus- 
lände auf  hamburgischen  Schiffen  begangenen  Zuwiderhandlungen, 
—  §  4  Nr.  3  des  deutschen  RStr.G.B£. 

Urteil  des  Straftcnats  des  Hanseat  Oberlaodesgerichts  zu  Ebunborg  vom 

21.  November  1895. 

Mitgeteilt  von  Herrn  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  Mittelstein  in  Hambnrg. 

Gründe: 

Die  Vorderrichter  haben  festgestellt,  dafs  der  Revident  am  6.  Joli 
1894  am  Bord  eines  in  Hambnrg  beheimateten  Dampfers,  während 
derselbe  im  Hafen  von  Singapore  lag,  als  der  zum  Leiter  des  Betriebes 
des  Httlfskessels  bestellte  Vertreter  des  Besitzers  dieser  Dampfkessel- 
anlage es  unterlassen  habe,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dafs  dieser  Kessel, 
der  wegen  instruktionswidriger  Nichtachtung  der  vorhandenen  Sicher- 
heitsvorrichtungen einen  zu  geringen  Wasserstand  hatte  und  sich  des- 
halb nicht  in  gefahrlosem  Zustande  befand,  aufser  Betrieb  gesetzt  wurde. 
Auf  Orund  dieser  Feststellung  haben  die  Vorderrichter  die  Berufung 
des  Revidenten  gegen  das  schöffengerichtliche  Urteil,  welches  ihn  wegen 
Vergehens  gegen  die  §§  1  und  14  der  hamburgischen  Bekanntmachung 
vom  23.  April  1880,  enthaltend  Vorschriften  über  d«i  Betrieb  und  die 
Revision  der  Dampfkessel,  verurteilt  hatte,  als   unbegründet  verworfen. 

Die  Revision  rttgt  Verletzung  der  Rechtsnormen  des  §  4  No.  3 
des  Str.O.B.8  und  der  vorerwähnten  haroburgischen  Bekanntmachung. 
Es  wird  geltend  gemacht,  dafs  för  die  Beurteilung  der  That  bezw. 
Unterlassung  des  Angeklagten  das  in  Singapore  geltende  Recht  zur 
Anwendung  komme,  nicht  deutsches  Recht  und  also  nicht  die  erwähnte 
Bekanntmachung. 

£s  bestimmt  nun  aber  der  §  1  des  hamburgischen  Gresetzes,  betr. 
Prüfung  und  Revision  der  Dampfkessel,  vom  7.  Juli  1882,  dafs  nicht 
nur  die   im   hamburgischen  Staatsgebiete  zu    benutzenden  Dampfkessel, 

„welche  sich  auf  in  Hamburg  beheimateten  Schiffen  befinden*', 
unter  die  Vorschriften  des  Gesetzes  fallen  sollen  und  also  auch  unter 
die  gemäfs  §  6  dieses  Gesetzes  von  dem  Senate  unter  Zustimmung  des 
Bttrgerausschusses  erlassenen,  in  der  mohrerwähnten  Bekanntmachung 
enthaltenen  Bestimmungen  über  den  Betrieb  von  Dampfkesseln  ein- 
schliefslich   der    —    das   Gebiet  der  Reichsstrafgesetzgebung  nicht   be- 


Strafrecht  —  StrafyrozelB.  181 

röhrenden  und  deshalb  im  Rahmen  der  Landesgesetzgebung  zulässigen 
—  Strafbestimmungen  für  Zuwiderhandlungen.  Sind  hier  aber  neben 
den  im  hambuigischen  Staatsgebiete  zu  benutzenden  Dampfkesseln  die 
Dampfkessel  auf  in  Hamburg  beheimateten  Schiffen  noch  besonders 
her?orgehoben ,  so  tritt  darin  der  Wille  des  Gesetzgebers  hervor,  dafs 
der  Betrieb  dieser  Dampfkessel,  um  das  Schiff,  die  Ladung  und  vor 
aUem  auch  die  Besatzung  und  die  Passagiere  des  Schiffas  vor  Schaden 
zu  bewahren,  auch  dann  unter  die  fraglichen  Kontroll-  und  Straf- 
bestimmungen fiiUen  soll,  wenn  sie  nicht  im  hamburgischen  Staatsgebiete 
benutzt  werden,  wobei  femer  an  sich  kein  Grund  vorliegt,  die  Gel- 
tang  der  Bestimmungen  wieder  nur  auf  die  Zeit  des  Aufenthalts  des 
betreffenden  Schiffes  in  deutschen  Gewttasem  oder  auf  der  hohen  See 
zu  beechrftnken  imd  sie  für  nicht  anwendbar  zu  halten,  wenn  das 
Schiff  sich  in  ausländischen,  unter  der  Hoheit  eines  bestimmten  anderen 
Stutes  fidlenden  Gewässern  befindet 

Zur  Annahme  einer  derartigen  stillschweigenden  Selbstbeschränkung 
des  Gesetzes  und  der  auf  Grund  desselben  erlassenen  Bestimmungen 
nötigt  auch  nicht  etwa  der  Umstand,  dafs  in  einzelnen  Fällen,  die 
doch  immer  nur  Ausnahme  sind,  z.  B.  bei  hamburgtschen  Schiffen,  die 
sieh  zum  Betriebe  von  Kttstenschifihhrt  dauernd  im  Auslande  aufhalten, 
die  angeordnete  Kontrolle  schwer  oder  gamicht  durchzuführen  sein 
wird«  Und  ebensowenig  ntftigen  dazu,  wie  die  Vorderrichter  zutreffend 
ausgeführt  haben,  anerkannte  Grundsätze  des  Völkerrechts.  Anerkannt 
ist  zwar  unter  den  civilisierten  Völkern,  dafs  sich  kein  Staat  die  Aus- 
übung einer  firemdherrlichen  Gerichtsbarkeit  in  den  Grenzen  seines 
Gebietes  und  den  dazu  gehörigen  Gewässern  gefallen  zu  lassen  braucht 
mid  dafs  andererseits  Handelsschifie  während  ihres  Aufenthalts  in  den 
Eigengewiiseem  eines  fremden  Staates  in  der  Kegel  der  Gerichtsbarkeit 
dieses  Staates  unterliegen.  Wenn  aber  infolge  dessen  auch  ein  Staat 
die  Beobachtung  seiner  Gesetze  im  Auslande  nicht  unmittelbar  erzwingen 
kann,  so  ist  er  deswegen  —  selbst  bei  Anerkennung  des  Territorialitäts- 
principe  im  allgemeinen  —  nicht  gehindert,  seinen  Angehörigen  Pflichten 
aufinierlegen,  welche  sie  auch  im  Auslande  zu  beobachten  haben,  und 
die  Verletzung  dieser  Pflichten  nach  ihrer  Rückkehr  zu  ahnden. 

Zu  veigL  V.  Bar^  Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht 
§  182. 
Zu  solchem  Vorgehen  ist  aber  gerade  auch  da  besondere  Ver« 
anlassung  gegeben,  wo  es  sich  um  die  Verhältnisse  der  Mannschaft  und 
die  Einrichtung  von  Schiffen  handelt,  die  in  einem  Staate  heimats- 
berechtigt sind,  jedoch  bestimmungsgemäfs  in  ausländischen  Gewässern 
zum  Erwerbe  durch  die  Seefithrt  benutzt  werden.  Im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  auf  den  Schiffen  ist  es  selbstverständlich, 
dafs  die  erwähnten  Verhältnisse  und  Einrichtungen  nicht  ungeregelt 
bleiben  oder  der  Regelung  durch  die  Gesetze  der  jeweilig  angelaufenen 
üferstaaten  unterworfen  sein  können.  Vielmehr  mufs  ihre  Ordnung 
von  dem  betretenden  Heimatsstaate   einheitlich  und  fUr  alle  Fälle  und 
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auch  ftlr  den  Aufenthalt  in  fremden  Gewüssem  getroffen  werden:  eine 
Notwendigkeit,  die  auch  völkerrechtlich  insoweit  anerkannt  ist,  dais  die 
Ausübung  der  Schiflsdisciplin  oinschliefslich  der  Disciplinarstrafgewalt 
den  fremden  Schi£bfÜhrem  und  beew.  den  zustXndigen  fremden  Eon- 
Bularbeamten  allgemein  Überiaasen  wird  und  die  Behörden  der  ange- 
laufenen ausländischen  Uferstaaten  sich  in  die  Verhältnisse  der  in  ihre 
Gewässer  eingelaufenen  fremden  Schiffia  und  ihrer  Mannschaft,  einerlei, 
ob  diese  zu  dem  Heimatsstaate  der  Schiffe  gehört  oder  erst  durch  die 
Anheuerung  unter  dessen  Schifisgesetzgebung  getreten  ist,  regelmälsig 
nur  soweit  einmischen,  als  es  sich  um  den  angerufenen  Schutz  von 
Interessen  nicht  zur  Schifibbesatzung  gehörender  Personen  oder  um  die 
eigene  Interessensphäre  der  betreffenden  Staaten  und  namentlich  um 
die  Ge&hrdung  oder  Störung   in   dem  Hafen   und  am  Liande  handelt 

Zu  Texgl.  Hefßer  (Q-effckenJ^  Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart  §  79  V  und  Anm.  4;  Stoerk  in  HoUgendorffs 
Handbuch  des  Völkerrechts  II  §  88. 

Weiter  haben  die  Vorderrichter  aber  auch  mit  Recht  angenommen, 
dafs  die  Bestimmungen  des  §  4  des  Str.G.B.s  der  Anwendung  der  hier 
fraglichen  Vorschrifteo  nicht  entgegenstehen.  Nach  den  MotiTen  zu 
den  §§  3  und  4  Str.G.B.  sollen  diese  Ptoagiaphen  die  räumliche  Henr- 
scbaft  der  „Bundesstn^osetze*^  im  Sinne  des  Territorialitätsprineipes 
unter  Aufteilung  der  davon  nachzulassenden  Ausnalimen  (§  4)  regeln. 
Die  §§  8  und  4  cit.  sprechen  auch  nur  von  der  Verfolgung  von  Straf- 
thaten  nach  den  „Stra%esetzen  des  Deutschen  Reiches^.  Demnach  er- 
scheint es  begründet,  auch  die  Bestimmungen  des  Abs.  1  des  §  4, 
wonach  wegen  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  und  VergebeUf 
abgesehen  von  den  im  Abs.  2  angegebenen  Ausnahmen,  keine  Ver- 
folgung stattfindet,  lediglich  von  der  Unanwendbarkeit  des  deatschen 
Beichsstrafrechts  auf  im  Auslande  begangene  Verbrechen  und  Vergehen 
zu  beziehen. 

So  Binding,  Strafrecht  I  §  68°  S.  815,  und  HäUchner,  Das 
gemeine  deutsche  Strafrecht  I  §  70 — 74. 

Hälschner  weist  noch  (§  74  a.  E.)  darauf  hin,  dafs,  soweit  es 
sich  um  die  Verfolgung  nach  Landesstrafrecht  handle,  die  Normen  der 
Landesstrafgesetzgebung  über  das  internationale  Strafrecht  in  Geltung 
geblieben  seien.  Nun  ist  zwar  der  Art  2  des  hambmg.  KriminalG.B.8 
vom  80.  April  1869,  wonach  Angehörige  des  hambuigischen  Staates 
wegen  eines  auswärts  begangenen  und  dort  zwar  gleichfidls  strafbaren, 
aber  nicht  bestraften  Verbrechens  nach  den  hambuigischen  Strafgesetzen 
abgeurteilt  werden  sollten,  durch  die  Bestimmung  I  des  Ges.  vom 
21.  Dezember  1870,  „betr.  Abänderung  hamburgischer  Gesetze  beim 
Inkrafttreten  des  norddeutschen  Stra^esetzbuchs^,  mit  au%ehob6n. 
Trotzdem  ist  die  bamburgische  Landesstrafgesetzgebung  nicht  gehindert, 
auf  dem  der  Landesgesetzgebung  noch  überlassenen  Gebiete  sowohl 
allgemein,  wie  auch  im  einzelnen  Falle  Bestimmungen  tlber  die  sich 
dabei  ergebenden   internationalen  Beziehungen  zu  treffen  und   so  auch 
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&k  den  Betrieb  der  Dampf keBseleinrichtungen  in  den  in  Hambui^  be- 
heimateten Schiffen  anch  für  den  Aufenthalt  im  Auslände  Kontroll-  und 
StrafVorschriften  zu  erlassen. 

Wenn  man  aber  anch  annehmen  wollte,  dafs  in  den  §§  8  und  4 
Str.G.E  unter  „Strafgesetzen  des  Deutschen  Reichs^  die  „in  dem 
Deutschen  Reiche  geltenden  Stra%esetze''  zu  versteh^i  seien,  oder  eine 
analoge  Anwendung  der  §§  8  ff.  Str.G.B.  auf  das  Landesstrafrecht  für 
zolfissig  und  geboten  hält, 

so  die  Kommentare  von  Rüdarff  (Stenglein)  Anm.  8^  za  §  8; 
Oppenkof  Anm.  35  zu  §  4;  Oleihausen  Amn.  17  zu  §  8 
und  Anm.  8  zu  §  4;  Schwaree,  Ezkuis  VIII  §  J,  8); 

flo  wtirden  dennoch  die  neben  den  Strafbestimmungen  des  Strafgesetz- 
buches gültigen  Landesstrafgesetze  unmittelbar  oder  infolge  konsequenter 
DnzehfÜhrung  der  Analogie  auch  im  Falle  des  §  4  Nr.  8  ciL  mit  zu 
berftckstchtigen  sein  und  also  die  Bestraftmg  der  im  Auslande  begangenen 
Handlungen  gegen  das  Landesstrafrecht  eintreten  können,  fidls  sie  auch 
durch  die  Gesetze  des  Orts,  an  welchem  sie  begangen  wurden ,  mit 
Strafe  bedroht  sind.  Dafs  aber  ein  solcher  Fall  hier  vorliegt,  hat  das 
Landgericht  zutreffend  dargelegt,  indem  es  feststellt,  dafs  der  Revident 
durch  dasselbe  Verhalten,  wodurch  die  Strafe  nach  der  fraglichen  ham- 
huzgischen  Strafvorscbrift  verwirkt  ist,  mit  einer  Maschinenanlage  eine 
Handlung  in  so  unbesonnener,  nachUtssiger  Weise  außgetlbt  hat,  dafs 
dadurch  die  Wahrscheinlichkeit  der  Verwundung  oder  Verletzung 
anderer  Personen  entstand,  und  dais  dieser  Thatbestand  unter  den 
§  287  des  in  Singapore  geltenden  Str.G.B.s  f^lt 

Hiemach  mufste  die  Revision  verworfen  und  wegen  der  Kosteu- 
eatseheidung  der  §  505  Str.Pr.O.  angewandt  werden. 


Frankreich. 

Rechtsprechung  franzSsischer  GerichtshSfe. 

Nachprüfung  eines  ausländischen  Urteils.    Badisch -framösischer 

Staoitsvertrag, 

Urteil  des  Civilgericht»  der  Seine  vom  2.  M8rz  1889  (Clunet  1895  S.  110  u.  111). 

Nach  einem  in  der  französischen  Rechtsprechung  feststehenden 
Grandsatze  ist  die  Nachprüfung  des  im  Auslande  zu  Gunsten  eines 
AasUbiderB  g^en  einen  Franzosen  ergangenen  Urteils,  dessen  Vollstrek- 
barkeitserklfirung  beantragt  ist,  statthaft.  Die  im  badisch-franz(teischen 
ätaatsvertrage   vom    16-    April    1846,    der    nach    dem    Vertrage   vom 
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11.  Desember  1871  auch  für  ElsafB -  Lothringen  gilt,  enthaltoie  Aus- 
nahme trifit  in  dem  Fall  nicht  za,  wenn  der  beklagte  Franssose  zwar 
zor  Zeit,  als  das  Urteil  g^en  ihn  eiging,  im  Bezirk  des  arteilenden 
Gerichtes  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  gehabt  hat,  aber  nachher 
wieder  Franzose  geworden  ist  und  in  Frankreich  seinen  Wohnsitz  ge- 
nommen  hat  Das  franzteische  Grericht  kann  in  solchem  Falle  das 
Urteil  nachprüfen,  im  Wege  der  Nachprüfung  Beweise  erheben  und 
die  dem  ausländischen  Gerichte  zu  Grunde  liegende  Schuldver- 
biudlichkeit  als  nichtig  erklttren.  Das  an  das  ausländische  Gericht 
zu  diesem  Behufe  gerichtete  Ersuchen  um  Zeugenvernehmung  hat  nicht 
den  Zweck,  dem  ausländischen  Urteil  die  Kraft  eines  voUstreckbarm 
Titels  zu  benehmen,  eine  Eigenschaft,  die  diesem  Urteile  für  das  Aus- 
land verbleibt,  sondern  vielmehr  dem  Beklagten  nur  das  Mittel  für  den 
Widerspruch  gegen  dasselbe  zu  verscha£Pen,  der  im  Frankforter  Friedens- 
vertrag den  Staatsangehörigen  beider  Länder  g^en  die  in  ihrer  Ab- 
wesenheit erlassenen  gerichtlichen  Entscheidungen  vorbehalten  ist,  wenn 
deren  Vollstreckung  am  Orte  des  wirklichen  Wohnsitzes  beantragt  wird. 


Vollstreckbarkeitserklärung  eines  ausländischen  Urteüs  durch  die 

franssösischen  Gerichte.   Brufung  der  Zuständigkeit  und  Rechtskraft 

desselben.    Badisch 'französischer  Staaisvertrag.    Beurteilung  der 

Zustellung  tMch  den  ausländischen  Vorschriften. 

Urteil  des  Appellhofes  zu  Nancy  vom  2.  Februar  1895  {Clunet  1895 

S.  1043  u.  flg.). 

• 

1.  Das  französische  Gericht,  bei  dem  der  Antrag  gestellt  wird, 
ein  von  einem  elsafs-lothringischen  Gerichte  ergangenes  Urteil  ftir  voll- 
streckbar zu  erklären,  hat  zu  prüfen,  ob  das  Urteil  von  dem  hierzu 
zuständigen  Gerichte  erlassen  wurde,  und  ob  dasselbe  in  dem  Lande, 
wo  es  verkündet  wurde,  rechtskräftig  geworden  ist  und  zwar  auf  Grund 
des  französisch  -  badischen  Staatsvertrags  vom  3.  Juni  1846i  der  durch 
Art  18  der  Übereinkunft  vom  11.  Dezember  1871,  Zusatzvertrags 
zum  Frankftirter  Frieden,  auch  für  Elsafs  -  Lothringen  ftU-  anwendbar 
erklärt  wurde. 

2.  Auch  wenn  die  Klage  vermöge  der  höheren  Geldsumme ,  auf 
die  sie  gerichtet  ist,  über  die  gewöhnliche  Zuständigkeit  des  Amts- 
gerichts (§  23  Ziff.  1  des  deutschen  G.V.G.)  hinausgeht,  ist  das  Urteil 
als  vom  zuständigen  Gericht  erlassen  anzusehen,  wenn  das  an  sich  un- 
zuständige Gericht  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verein- 
barung der  Parteien  zuständig  wurde  (§§  88,  89  der  deutschen  C.Pr.0.), 
zumal  als  eine  solche  Prorogation  auch  nach  der  ftunzösischen  GivÜ- 
prozefsordnung  zulässig  ist 

3.  Das  französische  Gericht  hat  nicht  zu  untersuchen,  ob  das 
Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht,  sei  es  in  Person  oder  durch  einen 
Vertreter,  im  Urteil  richtig  angegeben  ist  (§§  542  Ziff.  4,  456  und 
264    der   deutschen   C.Pr.0.),    da    der   Inhalt    des  Urteils   öffenüichen 
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Okaben  in  solange  macht,  als  nicht  nach  Art.  214  n.  flg.  der  franzö- 
sifchen  C.Pr.0.  eine  gerichtliche  Einschreitang  wegen  Fäbchnng  er- 
folgt ist 

4.  Ein  auf  Grand  der  Prorogation  der  Parteien  vom  unzostän- 
digen  Grericbt  erlassenes  Urteil,  dessen  dispositiven  Inhalt  die  Parteien 
taerkannt  haben,  trügt  ohne  weiteres  die  Natar  einer  rechtskräftigen 
Entscheidang  an  sich. 

5.  Die  Rechtsgtlltigkeit  der  Zustellang  eines  in  Elsafs-Lothringen 
ergangenen  Urteils  ist  nach  den  Bestimmangen  der  deutschen  Civil- 
proze(kordnnng  za  beorteilen.  Nach  §§  160  und  161  derselben  hat 
die  Partei,  welche  nicht  im  Dentschen  Reiche  wohnt  und  einen  Prozefs- 
b6?ollmftchtigten  nicht  bestellt  hat,  einen  Zastellangsbevollmttchtigten  zu 
benennen.  Hat  sie  dies  unterlassen,  so  erfolgen  die  Zustellungen  durch 
den  Gerichtsvollzieher  unter  der  Adresse  der  Partei  mittelst  Aufgabe 
rar  Post 


VakatUer  Nachlafs.    Befugnisse  des  im  Auslande  bestellten 

Kurators. 

Die  Befiignisse  des  im  Auslande  für  einen  vakanten  Nachlafs 
bestellten  Kurators  sind  auf  das  Land  seiner  Ernennung  beschränkt, 
da  seine  Aufgabe  nach  der  bestehenden  Öffentlichen  Ordnung  auf  die 
Soige  für  Erhaltung  des  im  Inlande  gelegenen  Vermögens  als  eines 
Bestandteils  des  nationalen  Reichtums  gerichtet  sein  mufs.  Dieser  Um- 
stand beweist,  dafs  die  dem  Kurator  zustehenden  Rechte  und  Pflichten 
sich  nicht  auf  die  auPserhalb  des  Staatsgebietes,  das  ihn  ernannt  hat, 
liegende  Vermögen  erstrecken  dürfen.  Denn  es  kommen  die  Souveräni- 
tfttsrechte  der  beiden  Länder  in  Konflikt,  indem  kraft  derselben  jedes 
von  ihnen  das  in  seinem  Gebiete  befindliche  herrenlose  Gut  als  solches 
beanspruchen  kann.  Für  Frankreich  sind  die  Art  539,  713,  768 
B.G.B.  mafsgebend ,  wonach  vakante  Erbschaften  ohne  Ausnahme, 
also  ohne  Rücksicht,  ob  sie  Ausländem  oder  Inländern  gehören,  ob  es 
sieh  um  bewegliches  oder  unbewegliches  Gut  handelt,  dem  Staate 
anheimikUen.  Urteil  des  Tribunals  der  Seine  vom  6.  Juni  1894 
{Clunet,  Joum.  du  Dr  Int.  1895  S.  123  bis  127).  —  Diese  Frage 
ist  übrigens  sehr  streitig,  da,  wie  in  der  a.  a.  0.  beigefügten  Note 
wohl  richtig  ausgeführt  wird,  die  Ernennung  des  Kurators  nicht  im 
Interesse  des  Staates,  sondern  in  dem  der  allenfalls  noch  vorhandenen 
Erben  geschieht  Erst  wenn  deren  Nichtvorhandensein  feststeht,  kommt 
das  Recht  des  Staates  zur  Geltung,  der  aber  dann  an  Stelle  des 
Kurators  die  Verwaltung  des  Nachlasses  übernimmt 
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Nachlafs  eines  Ausländers.  Liegenschaften  in  Frankreich.  Gertcht" 
liehe  Ernennung  eines  Sequesters.  Übereinkunft  der  ausländischen 
Erben  zur  giUlichen  Begelung  durch  besonders  hierzu  bestimmte 
Personen  und  Ausschluß  der    Gerichtsbarkeit   der  französischen 

Gerichte. 

UrteU  dee  CiTÜgerichtB  der  Seine  vom  23.  Juü  1894  (Clunei  1895  8.  1079). 

1.  Da  die  Handiungs-  und  RechtsfKhigkeit  der  Personen  nach 
dem  PerBonalstatut  beurteilt  wird  und  nach  der  spanischen  Gesetz- 
gebung Minderjährige  einen  Vergleich  von  dem  Zeitpunkte  an,  in 
welchem  derselbe  gerichtlich  bestätigt  wurde,  selbständig  abznschliefsen 
ermächtigt  sind,  so  kann  ein  solcher  im  Lande  der  Beteiligten  rechts- 
gültiger Akt  auch  in  Frankreich  vollstreckt  werden,  und  zwar  ohne 
dafs  es  einer  besonderen  gerichtlichen  VoUstreckbarkeitserklärimg 
bedarf. 

2.  Hat  der  verstorbene  Ausländer  in  Frankreich  Liegenschaften 
hinterlassen,  und  war  daselbst  ein  gerichtlicher  Sequester  hierfür  er- 
nannt worden,  der  jedoch  keine  Erklärung  dahin  abgegeben  hat,  dafs 
erforderlichen  Falles  das  französische  GesQjz  anwendbu*  sein  soU,  so 
sind  die  ausländischen  &ben  befugt,  zur  gütlichen  Beilegung  von 
Streitfragen,  die  gelegentlich  des  Nachlasses  entstehen,  besonders  Per- 
sonen zu  betrauen  und  sich  gegenseitig  zu  verpflichten,  dafs  in  dieser 
Hinsicht  keine  Klage  vor  den  französischen  Gerichten  erhoben  werden 
solle. 

3.  Eine  solche  Übereinkunft  beendigt  die  Thätigkeit  des  gericht- 
lich bestellten  Sequesters  und  macht  die  von  demselben  gegen  einen 
der  Miterben  erhobene  KUge  auf  Rechnungslegung  vor  Abschlufs  jener 
Übereinkunft  gegenstandslos. 


Nachlafs  von  im  Auslande  gelegenen  Liegenschaften  seitens  des  im 
Auslande  verstorbenen  Franzosen.  Erben  französischer  Staats- 
angehörigkeit.     Anwendbarkeit    des   französischen    Gesetzes   vom 

14.  Juli  1819. 

Urteil  des  Appellgerichts  von  Pan  vom  26.  Juni  1893  {Clunet  1895  S.  1088). 

1.  Wenn  die  dem  fi^nzösischen  Staate  angehörigen  Erben 
eines  im  Auslande  verlebten  Franzosen  die  Auseinandersetzung  und 
Teilung  der  im  Auslande  befindlichen  Liegenschaften  in  Natur  vor  dem 
ausländischen  Gerichte  nach  den  Förmlichkeiten  der  Gesetzgebung 
dieses  Landes  bewirken  lassen,  so  können  sie  nachher  nicht  die  Sache 
vor  ihren  natürlichen  Richter  (das  französische  Gericht)  bringen,  um 
über  die  Zusammensetzung  der  Masse  und  die  Aufstellung  der  ver- 
schiedenen Rechnungen,  die  zu  verhandeln  wären,  zu  verhandeln. 

2.  In  diesem  Falle  kann  man  nicht  sagen,  dafs  zwei  Verlassen- 
schaften  auseinanderzusetzen  sind. 
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8.  Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1819,  das  die  Aufrechthaltung  der 
Gleichheit  unter  den  Teilongsbeteiligten  bezweckt,  ist  selbst  dann  auf 
Miterben  französischer  Staatsangehörigkeit,  wenn  sie  nicht  mit  Aus- 
ländem konkurrieren,  von  dem  Zeitpunkt  an  anwendbar,  in  welchem 
der  Verlebte  Vermögen  hinterlassen  hat,  das  nach  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen zu  beurteilen  ist 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstelien  etc. 

Deutsche  Bundesstaaten. 

Bekanntmachung  vom  2.  Mai  1894,  die  Jurisdiktionsver- 
haltnisse mit  dem  Königreich  Sachsen  betr.  (Ges.  u.  V.Bl. 
S.  229). 

Die  Vormundschaft  über  Minderjährige  oder  aus  anderen  Gründen 
zu  bevormundende  Personen  ist  von  dem  Gerichte  des  Staates  zu  be- 
stellen, in  welchem  der  Betreffende  seinen  Wohnsitz  hat.  Ist  der 
Wohnsitz  in  beiden  Staaten,  oder  in  keinem  derselben  begründet,  so 
entscheidet  der  Aufenthaltsort. 

Bekanntmachung  vom  13*  Februar  1894,  die  Berechnung 
der  bei  den  hessischen  Gerichten  erwachsenden  Rechts- 
httlfekosten  in  Angelegenheiten  der  U nfall-,  Invaliden- 
and  Altersversicherung  betr.  (Amtsbl.  d.  Min.  d.  I.  u.  d. 
Justiz  Nr.  5). 

Saeltsen  -  K«lk  vr ff  -  «otltm. 

Ges.  vom  28.  Mai  1894,  die  Anstellung  von  Beglau- 
bigungsbeamten betr.  (G.S.  f.  Koborg  S.  55,  för  Gotha  S.  63). 

An  Orten,  die  nicht  Sitz  eines  Gerichtes  sind,  kann  das  Staats- 
ministerium widerruflich  Beglaubigungsbeamte  bestellen,  welche  Unter- 
schriften und  Abschriften  beglaubigen,  auch  Wechsel  protestieren 
können  und  deren  Beglaubigungen  volle  Beweiskraft  haben.  Die 
Beglaubigungsbeamten  stehen  unter  Aufsicht  der  Amtsgerichte. 

Bremen. 

Ges.  vom  10.  Juli  1894,  betr.  die  Zuweisung  des  durch 
Vertrag   zwischen  Preufsen   und    Bremen   vom  14.  Mttrz 
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1892    erworbenen    Areals     zum    Amtsbezirke    und    zar 
Stadtgemeinde  Bremerhaven  (6e8.Bl.  S.  240). 

Ges.  vom  22.  Jnni  1894,  betr.  die  Vereinigung  der  Vor- 
stadt St  Pauli,  der  Vororte  u.  w.  d.  a.  mit  der  Stadt 
(Ges.81g.  I  S.  113). 

Das  Landrecht  ist  seit  dem  1.  Juli  1894  durch  das  Recht  der 
Stadt  Hamburg  ersetzt  worden.  Vergl.  hierzu  Verordnung  vom  27.  Jnni 
1894  (Ges.S]g.  I  S.  145). 

1.  Ges.  vom  16.  Juli  1894,  betr.  das  Verfahren  bei  Ab- 
nahme von  Eiden  (S.  d.  Lübeckschen  Verordnungen  etc.  Nr.  24). 

Enthiüt  im  Anschlüsse  an  §  442  C.Pr.0.  eine  Stelle  des  Gesetzes 
vom  9.  August  1882 :  Vorschriften  über  Verhalten  bei  der  Eidesabnahme, 
Eidesform,  Ableistung  des  Eides,  insbesondere  durch  Stumme,  Mitglieder 
von  Religionsgesellschaften,  welche  die  Eidesleistung  verbieten  und 
Personen,  die  des  Deutschen  nicht  mttchtig  sind. 

2.  Ges.  vom  17.  September  1894,  die  Übertragung  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  des  Stadt-  und  Landamtes 
auf  das  Amtsgericht  betr.  (Slg.  Nr.  84). 

Die  gesamte  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  einschliefslich  der  Vormund- 
schaftssachen, ist  seit  1.  Oktober  1894  auf  das  Amtsgericht  über- 
gegangen. 


Internationale  Verträge. 

Vereinbarung  zwischen  der  Schweiz  und  Brasilien,  betr.  die 
Behandlung  der  Verlassenschaften  von  Schweizer- 
bürgern in  Brasilien  und  von  brasilianischen  Staats- 
angehörigen in  der  Schweiz,  vom  28.  Dezember  1895  (gültig 
seit  1.  Januar  1896);  Schweiz.  Bundesbl.  1896  I  Nr.  2. 

Der  schweizerische  Bundesrat  und  die  brasilianische  Regierung 
haben  Erklärungen  ausgetauscht,  wonach  vom  1.  Januar  1896  hinweg 
die  Verlassenschaften  von  in  Brasilien  verstorbenen  Schweizern  und  von 
in  der  Schweiz  verstorbenen  Brasilianern  im  Sinne  des  (hiemach  ab- 
gedruckten) von  der  brasilianischen  Regierung  den  8.  November  1851 
erlassenen  Dekretes,  bezw.  des  diesem  angehfingten  Reglementes,  za 
behandeln  sind.  Die  durch  jenen  Austausch  in  Aussicht  genommenen 
Vergtlnstigungen  sollen,  nach  Mitgabe  eines  Dekretes  des  Pifisidenten 
der   Vereinigten   Staaten   Brasiliens    vom    21.    November   abbin,    der 


Interaationale  VertrSge.  Jgg 

Schweiz  ak  einem  derjenigen  Staaten  za  gute  kommen,  welche  Brasi- 
lien die  Reciprocitttt  zugesichert  haben,  was  schweizerischerseits  durch 
eine  auf  den  Bundesbeschlufs  vom  17.  Juli  1852  (A.  S.  III,  146) 
gesttttzte  ErklXrung  des  Bundesrates  geschehen  ist 

Beilage  1. 
Dekret  Nr.  2169  vom  21.  November  1895,  betr.  die  in  Art  24 
deg  Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November  1851  vorgesehene  Anwendung 
dar  Bestimmungen  dieses  Dekrets  auf  die  Verlassenschaften  von  schweize* 
risehen  Staatsangehörigen. 

Der  FHIsident  der  Republik  der  Vereinigten  Staaten 

von  Brasilien, 

m  Genehmigung  des  Vorschlages  der  Regierung  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  und  unter  Vorbehalt  der  Gegenseitigkeit, 

beschliefst: 

Art  1.  Die  von  in  Brasilien  verstorbenen  schweizerischen  Staats- 
togehörigen  stammenden  Verlassenschaften,  die  vom  1.  Januar  1896 
hinweg  zur  ErOfinung  gelangen,  stehen  unter  der  Herrschaft  der  Be- 
stimmungen, anf  welche  Art  24  des  Dekrets  Nr.  855  vom  8.  November 
1851  BeBug  hat 

Art  2.  Vom  Augenblicke  an,  wo  die  gegenwürtigem  Dekret  zu 
Grunde  liegende  Vereinbarung  wieder  aufgehoben  werden  sollte,  soll 
ftir  die  dannzumal  in  Liquidation  befindlichen  Verlassenschaften  das 
Dekret  Nr.  2488  vom  15.  Juni  1859  oder  dasjenige  gelten,  welches 
zu  jenem  iSeitpunkt  in  Kraft  stehen  wird. 

Hauptstadt  der  Republik  (Rio  de  Janeiro),  den  21.  November 
1895,  siebentes  Jahr  der  Republik. 

J.   de  Moraes  Barroa. 
Carlos  Äugustos  de  Carvaüho. 

Beilage  2. 
Auszug  aus   dem  Ausfllhrungsreglement  zum  Dekret  Nr.  855  der 
hnsilianischen  Regierung  vom  8.  November  1851. 

Art  2.  Wenn  beim  Tode  eines  in  Brasilien  niedergelassenen 
AoflUlnderB,  der  im  Lande  keine  Ehefrau  und  keine  anerkannten  Erben 
hinterläfst,  welche  von  Rechts  wegen  befugt  wttren,  von  der  Verlassen- 
Bchaft  Besitz  zu  ergreifen,  oder  als  überlebender  Ehegatte  zur  Inventari- 
sadon  zu  schreiten  und  die  Teilung  vorzunehmen ,  eine  letzte  Willens- 
Verfolgung  nicht  vorliegt,  oder  wenn  eine  solche  vorhanden  ist,  die 
Erben  oder  Testamentsvollstrecker  landesabwesende  Ausländer  sind,  so 
hat  der  fflr  die  Verstorbenen  und  die  Landesabwesenden  bestellte 
Hiebter  gemeinsam  mit  dem  betreffenden  Konsularagenten  von  der 
Verlassenschaft  Besitz  zu  nehmen,  deren  Verwahrung  dann  dem  Kon- 
soUragenten  Übertragen  ist;  der  Richter  hat  hierauf  von  Amtswegen 
zor  Inventarisation  zu  schreiten  und  dieselbe  in  Gegenwart  des  Ron- 
Buiaragenten  durchzuführen. 

Diese  Beiziehung  der  Konsularagenten  findet  nicht  statt,  falls  einer 
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der  anerkannten  Erben,  mag  dieser  aach  landeeabwesend  sein,  brasilia- 
nischer Staatsangehöriger  ist. 

Art  8.  Nach  Abschlafs  des  Inventars  werden  die  Verlassen- 
schaftsgtlter  dem  Konsularagenten  zur  Verwaltung  und  Liquidation 
übergeben;  dieser  darf  indessen  über  die  Oüter  und  deren  Nutzen 
weder  verfttgen  noch  sie  den  gesetslichen  Erben  aushändigen,  bevor 
durch  Zjeitungsanzeigen ,  die  unmittelbar  nach  der  Besitsmahme  an  er- 
lassen sind,  konstatiert  ist,  dafs  innert  Jahresfrist  kein  Gläubiger  an 
die  Verlassenschaft  Ansprüche  erhoben  hat,  und  bevor  etwaige  über 
der  Verlassenschaft  hängige  Rechtsfragen  gelöst  und  die  Grebtthren  ent- 
richtet sind,  denen  diese  nach  den  Gesetzen  des  Kaiserreichs  unter- 
worfen ist  Um  festzustellen,  ob  solche  Gebühren  zu  entrichten  sind 
oder  nicht,  hat  der  Konsularagent  durch  genügende  und  gehörig  legali- 
sierte Dokumente  nachzuweisen,  welcher  Verwandtschafb^ad  zwischen 
dem  Verstorbenen  und  seinem  oder  seinen  Erben  besteht 

Alt  4.  Wenn  nach  Ablauf  der  im  vorbeigehenden  Artikel  fost- 
gesetzten  Jahresfrist  über  der  Erbschaft  keine  Rechtsfingen  mehr 
schweben,  und  die  Gebühren  des  Staates  entrichtet  sind,  oder  kon- 
statiert ist,  dafs  solche  nicht  zu  entrichten  waren,  so  kann  der  Kon- 
sularagent über  die  Verlassenschaft  verfügen  und  deren  Ergebnis  nach 
der  ihm  gewordenen  Instruktion  wem  Rechtens  zustellen.  Er  wird 
alsdann  von  den  Landesgerichten  als  Vertreter  des  oder  der  Erben 
angesehen,  denen  gegenüber  er  allein  verantwortlich  ist 

Art  5.  Haften  Schulden  auf  der  Verlassenschaft  oder  entstehen 
Anstände  in  Bezug  auf  einen  Teil  derselben,  so  kann  der  Konsulaiv 
agent,  nach  Verflufs  einer  Jahresfirist  und  nach  Erfüllung  der  in  Art  3 
vorgeschriebenen  Formalitäten,  in  Bezug  auf  den  liquiden  und  schulden- 
fi:«ien  Teil  der  Verlassenschaft  gemäfs  den  Bestimmungen  des  Art  4 
verfahren,  dies  zwar  entweder  nach  vorgängiger  Hinterlegung  einer 
Summe,  die  der  Höhe  der  Schuld  oder  dem  Werte  des  Streitgegen- 
standes entspricht,  oder  aber  unter  Vorbehalt  des  Gegenstandes  der 
streitigen  Frage  selbst. 

Art  6.  Stirbt  ein  in  Brasilien  niedergelassener  Ausländer  unter 
den  in  Art  2  dieses  Reglements  erwähnten  Umständen  an  einem  Orte, 
wo  kein  Konsularagent  seiner  Nation  besteht,  so  nimmt  der  Richter 
f)ir  die  Verstorbenen  und  Landesabwesenden  die  Besitzergreifiing  and 
die  Inventarisation  der  Verlassenschaft  im  Beisein  zweier  ehrenhaften 
Zeugen  von  der  Nationalität  des  Verstorbenen  und,  falls  solche  Zeugen 
niclit  zur  Verfügung  wären,  im  Beisein  von  zwei  vertrauenswürdigen 
Kaufleuten  oder  Grundbesitzern  vor,  welchen  Personen  dann  die  Ver- 
waltung und  Liquidation  der  Verlassenschaft  bis  zu  dem  Augenblicke 
zufallt,  wo  Über  die  Bestimmung  des  reinen  und  unbestrittenen  Ver- 
lassenschaftsertrages entschieden  sein  wird. 

Art  7.  Bei  Fl&llen  des  vorhergehenden  Artikels  hat  der  Richter 
innert  15  Tagen  von  dem  Augenblicke  an,  wo  er  Kenntnis  von  dem 
in  seinem  Kreise  unter  den  in  Art  8  berührten  Umständen  erfolgte 
Tode   eines   Ausländers   erhalten   hat,    dem  Minister   der  aus^iürtigen 
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Angelegenheiten  einen  Totenschein  nebst  Angabe  des  Alters,  des  Wohn- 
nnd  des  Geburtsortes,  des  Berufes,  sowie  des  Vermögens  und  der  Ver- 
wandten des  Verstorbenen,  soweit  ihm  hiervon  bekfuint  ist,  zu  ttber- 
mitteln,  damit  der  Minister  mit  der  betreffenden  Gesandtschaft  oder 
dem  betreffenden  Konsularagenten  über  die  dem  Reineigebnis  der 
Vojassenschaft  zu  erteilende  Bestimmung  ins  Einvernehmen  treten 
kann. 

Art.  8.  Weder  der  Konsularagent,  noch  im  Falle  des  Art  6  die 
Verwalter  sind  befugt,  ii^end  eine  Schuld  des  Verstorbenen  zu  be- 
zahlen, ohne  dafs  der  Richter  hierzu  seine  Ermächtigung  erteilt  hätte; 
der  Richter  seinerseits  kann  keine  Zahlung  anordnen  ohne  vorherige 
Anhörung  des  Konsularagenten  oder  der  Verwalter. 

Hiervon  ausgenommen  sind  die  Begrttbniskosten ,  welche,  wenn 
möglich,  ohne  weiteres  durch  den  Richter  oder,  je  nach  der  Bedeutung 
der  Verlassenschafl ,  durch  die  Polizeibehörde  des  Kreises  geregelt 
werden. 

Art  11.  Beim  Tode  eines  auswärtigen  Konsularegenten  wird  die 
Liquidation  von  dessen  Verlassenschaft  nach  dem  gleichen  Verfahren 
vorgenommen,  welches  für  die  Verlassenschaft  von  Mitgliedern  des 
diplomatischen  Corps  zu  Kraft  besteht,  ausgenommen,  wenn  der  Ver- 
storbene ein  Geschflft  im  Lande  betrieb,  in  welchem  Falle  nach  der 
allgemeinmi  Regel  vorzugehen  ist 

Art  24.  Die  Artikel  2,  3,4,  5,6,7,  8  und  11  finden  nur 
dann  auf  die  Konsularagenten  und  Staatsangehörigen  einer  Nation  An- 
wendung, wenn  auf  dem  Wege  des  Notenaustausches  die  Gegenseitig- 
keit vereinbart  worden  ist  und  durch  ein  entsprechendes  Regierungs- 
d^et  diese  Bestimmungen  g^enttber  jener  Nation  in  Kraft  gesetzt 
worden  sind. 


Vermischte  Mitteilungen. 

Ungarisches  Adoptionsrecht  —  Adoption  öster- 
reichischer Staatsangehöriger  durch  ungarische  Staats- 
angehörige Das  Adoptionsrecht  ist  in  Ungarn,  mit  Ausnahme  der 
Gebiete,  in  welchen  das  allgemeine  österreichische  bürgerliche  Gesetz- 
hoch  derzeit  noch  besteht,  gesetzlich  nicht  geregelt  Es  gilt  dort 
Gewohnheitsrecht  Nach  diesem  ist  —  wie  aus  einer  vom  königl. 
tingar.  Justizministerium  erteilten  Auskunft  entnommen  wird  —  die 
aktive  Adoptionsftlhigkeit  auf  Personen,  welche  keine  eigenen  ehelichen 
Kinder  haben,  nicht  beschrttnkt;  es  ist  auch  nicht  erforderlich,  dafs 
Wahlväter  oder  Wahlroütter  das  ftlnfzigste  Lebensjahr  zurückgelegt 
haben ;  es  wird  aber  unbedingt  gefordert,  dafs  das  Wahlkind  wenigstens 
16  Jahre  jünger  sei,   als  die  Wahleltem.     Uneheliche  Kinder  können 
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von  ihrem  Vater  adoptiert  werden.  Die  Namensänderong  kann  aaf 
solche  Weise  stattfinden,  dafs  das  Wahlkind  lediglich  den  Familioi- 
namen  des  Wahlvaters  erhitlt,  es  kann  aber  auch  festgesetzt  werden, 
dafs  das  Wahlkind  den  Namen  des  Wahlvaters  oder  den  Oeschlechts- 
namen  der  Wahlmutter  (sind  die  Adoptierenden  Eheleute,  so  kann  nur 
vom  Namen  des  Wahlvaters  die  Rede  sein)  zu  führen  hat  und  zugleich 
seinen  vorigen  Familiennamen  beibehält.  Die  Adoption  eines  Steter- 
reicbischen  Staatsangehörigen  durch  ungarische  Staatsangehörige  kann 
mit  Wirksamkeit  für  Ungarn  auch  aufserhalb  Ungarns  und  vor  anderen 
als  ungarischen  Behörden  geschehen,  doch  muTs  der  Adoptionsvertrag 
dem  königl.  ungarischen  Justizministerium  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden.  Diese  Genehmigung  erfolgt,  sofern  die  heimatlichen  Gesetze 
des  ausländischen  WaLlkindes  die  vormundschaftsbehördliche  Einwilligung 
vorschreiben,  nur  dann,  wenn  die  zuständige,  ausländische  Vormund« 
Schaftsbehörde  die  Einwilligung  zur  Adoption  giebt  Sollten  die  Wahl- 
eltem  ihren  ständigen  Wohnsitz  in  Ungarn  in  einem  Gebiete  haben, 
in  welchem  derzeit  noch  das  allgemeine  österreichische  bürgerliche 
Gesetzbuch  in  Anwendung  steht  (nebst  den  in  Angelegenheiten  der 
Justiz  autonomen  Gebieten  nur  noch  die  ehemaligen  siebenbürgischen 
Landesstädte  und  die  vormalige  Militärgrenze),  so  ist  die  aktive 
Adoptionsfkhigkeit  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  öster- 
reichischen btlrgerlichen  Gesetzbuches  zu  beurteilen,  und  geschieht  die 
Adoption  gemäfs  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches.  (Ost.  J.H. 
V.Bl.  1895  S.  203.) 
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Die  Rechtstellung  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften 

in  Griechenland'). 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  €r.  Ton  Streit» 

Priyatdocent  für  Völkerrecht  und  internationales  PriTatrecht 

an  der  Universität  Athen. 

Ü  bersich  t: 

I.  Bechtstellong  der  aosländischen  juristischen  Personen  im  allgemeinen 

—  Welchem  Staate  gehört  eine  ausländische  juristische  Person  an  ?  —  Kon- 
flikte in  den  Gesetzgebungen.  II.  Überzug  zu  den  Aktiengeeellschaften. 
G^eschichte  der  Specialvorscnriften,  betr.  die  auswärtigen  Aktiengesellschaften 
in  Frankreich  und  in  Griechenland  —  Gesetze  vom  10.  Aujnist  1861  und 
Tom  13.  März  1881.  —  Ausdehnung  derselben  auf  andere  Staaten  durch 
königl.  Verordnung ;  Verträge.  •  III.  Kechtstellung  der  ausländischen  Aktien- 

feseUschaften  derjenigen  Staaten,  die  sich  auf  eine  Zusicherung^  der  Anex^ 
ennnng  ihrer  Gesellschaften  nicht  berufen  können  —  Charakterisierung  der 
griechischen  (und  französischen)  Specialyorschriften ,  betr.  die  auswärtigen 
Aktiengesellschaften.  ^  IV.  Unterwerfung  der  ausländischen  Aktiengesell- 
Bchaften  unter  die  einheimische  öffentliche  Ordnung  —  insbesondere  Not- 
wendigkeit einer  Specialautorisation?  Art  37  des  H.G.B.  V.  Welchem 
Bechte  unterliegen  die  Existenzbedingungen  Publikationen,  Schriftlichkeit  etc.  ? 

—  Nullität  —  Auf lösungsbedingungen.  VI.  Einzelheiten,  betr.  Unterwerftmg 
miter  die  einheimische  und  die  völkerrechtliche  öffentliche  Ordnung.  — 
Polizeiverfügungen.  VII.  Repräsentation  der  ausländischen  Aktiengesell- 
schaften —  Frozefsfähigkeit  —  Kaufimannseigenschaft,  Konflikte  —  Konkurs. 
Vin.  Privilegia  odiosa  des  griechischen  Rechtes,  betr.  der  Ausländer  — 
Modifikation  derselben  durch  völkerrechtliche  Vertrilge  —  Klausel  der  mdst- 
begünstigten  Nation.  IX.  Fremde  Kommanditaktiengesellschaften.  X.  Be- 
eteaerong  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften. 


1)  S.  </.  Euclidks.,  De  la  comiiiion  ligale  des  soctitis  ^tranqhrea  en 
Grkcej  im  Journal  etc.  1889,  S.  59— 64.  Aus  derGriechischen  Littera- 
tnr  ist  besonders  zu  erwähnen:  Ä.  nergCTariy  üigl  *Eu7tootxtov  ^EratQttiv 
(A.Petritsts ,  Über  Handelsgesellschaften)  I  (1886)  S.  390  ft.  —  Vergl.  a. 
PttlXri.  'EguTfv^itt  *EXXfivixov  *Eu7toQixov  Nouov  (Rhallis,  Kommentar  des 
H.G.B.)  3.  Aufl.  I  (1883)  §  160a  u.  f. 
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I. 

Über  die  Rechtstellnng  der  ansländiBchen  juristischen 
Personen  im  aligemeinen  enthält  das  Griechische  Recht  keine 
besonderen  Bestimmungen ;  nur  indirekt,  aus  dem  Geiste  der  griechischen 
Gesetzgebung,  insbesondere  der  das  internationale  Privatrecht  betreffen- 
den Bestimmungen  derselben,  kann  mit  Sicherheit  geschlossen  werden, 
dafs  die  in  der  allgemeinen  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  in 
der  Materie  durchgedrungenen  Grundsätze  ^)  auch  in  Griechenland  krall 
des  daselbst  geltenden  Rechts  Anwendung  beanspruchen  können. 

Die  griechische  Gesetzgebung  ist  überhaupt  in  der  R^elung  der 
Rechtsteliung  der  juristischen  Personen  noch  sehr  weit  zurück.  Die 
vor  einigen  Jahren  zusammenberufene  Kommission  zur  Ausarbeitung 
des  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  ftlr  Griechenland  hat 
seiner  Zeit  sich  „im  allgemeinen  Teile",  den  sie  fast  vollständig  auf 
Grund  der  deutschen  Entwürfe  (I.  und  U.  Lesung)  durchgearbeitet 
hatte,  auch  mit  den  juristischen  Personen  befisifst.  Es  ist  zu  bedauern, 
dafs  diese  Arbeit  noch  nicht  weiter  verwertet  worden  ist,  trotzdem 
allgemein  die  Notwendigkeit  der  Regelung  gerade  dieses  nicht  unwich- 
tigen Teiles  des  Rechts  anerkannt  wird. 

1.  Nur  eine  auf  die  juristischen  Personen  bezügliche  fundamen- 
tale Bestimmung  enthält  die  griechische  Gesetzgebung:  das  Civil- 
gesetz  vom  29.  Oktober  1859  gewährt  in  Art  12  den  gesete- 
lich  begründeten  juristischen  Personen  den  vollen  Genufs  der  Civilrechte, 
insofern  dieser  Genufs  nicht  durch  Specialgesetze  modifiziert  wird. 

Sei  es  nun,  dalb  man  diese  Bestimmung,  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  um  inländische  oder  ausländische  juristische  Personen  handelt,  ins- 
besondere auch  in  Verbindung  mit  Art  4,  wonach  „Rechts-  und  Hand- 
lungsfähigkeit der  Ausländer  nach  dem  Rechte  des  Staates  beurteilt 
wird,  dem  dieselben  angehören^,  dahin  interpretieren  will,  dafs  auch 
die  ausländischen  juristischen  Personen  in  Griechenland  die  Civilrechte 
voll  geniefsen^),  sei  es,  dafs  man  aus  dem  das  griechische  Recht  in 
seinen     intemattonalrechtlichen     Bestimmungen    durchdringenden     libe- 


2)  Auf  die  vielfach  behandelte  Kontroverse  von  der  Rechtsfähigkeit 
der  ausländischen  juristischen  Personen  nach  allgemeinen  Grandsätzen  deb 
internationalen  Privatrechts  wollen  wir  hier  nicht  weiter  eingehen.  S.  Lain^, 
Des  personnes  marnles  en  flroit  itUernatümal  prive  im  Journal  1893, 
S.  273  flF.  V.  Bar,  Theorie  u.  Praxis  d.  Internat  Privatrechts  I  §  104  ff.  — 
Vergl.  a.  über  die  verschiedenen  Gutachten  (Berl.  Jurist  Fakultät,  Mar- 
tensy  LatH4,  Wei/s,  Fiore  u.  a.^  zur  Zappaaf faire,  worin  diese  Frage 
meist  ausführlich  behandelt  ist,  m  meiner  Schrift:  *il 'Yno&eaig  Zunna 
S.  48  ff. 

3)  Die  Anwendbarkeit  dieses  Satzes  direkt  auch  auf  die  juristischen 
Personen  wird  wohl  ohne  weiteres  anzuerkennen  sein.  (Vergl.  a.  i.  diesem 
Sinn  die  Verfügung  des  sächs.  Justizministeriums  vom  Jahre  1871, 
cit  bei  Niemeyer  y  Das  in  Deutschland  geltende  intern.  Privatrecht  S.  100, 
woselbst  auch  andere  Oitate.) 


Rechtstellung  der  auswärtigen  Akdengesdlflchaften  in  Griechenland.  195 

nlen  G^eiste^)  die  Oleichstellang  der  ausländischen  und 
inländischen  juristischen  Personen  —  analog  der  der  phy- 
sischen Personen  —  deduzieren  zu  müssen  glaubt,  eines  dürfte  u.  E. 
aufser  Zweifel  sein:  dafs  die  auswärtigen  Personen  nicht  weiter- 
gehende Rechte  haben  können, 

a)  als  den  gleicbgearteten  inländischen  Personen  im  Inland 
zustehen, 

b)  als  diesen  ausländischen  Personen  in  dem  Staate  gewährt  sind, 
dem  sie  ihre  juristische  Persönlichkeit  verdanken^). 

Denn  ohne  diese  Beschränkungen  würden  ja  im  ersteren  Falle 
die  auswärtigen  juristischen  Personen  vor  den  inländischen  privilegiert 
sein,  was  paradox  wäre^),  im  zweiten  Falle  aber  würden  den  aus- 
wärtigen juristischen  Personen  in  Griechenland  Rechte  zugesichert  sein, 
die  ihnen  ihr  Heimatsstaat  nicht  gewährt ,  der  doch  nicht  nur  das 
meiste  Interesse  fllr  ihr  Gedeihen  haben  wird,  sondern  auch  —  und 
darauf  ist  u.  E.  das  Hauptgewicht  zu  legen  —  die  Rechte,  die  er 
ihnen  gegeben  hat  und  die  Beschränkungen,  die  er  der  Ausübung 
dieser  Rechte  auferlegt,  entsprechend  den  Grundsätzen  bemessen  hat, 
die  er  für  die  Anerkennung  ihrer  juristischen  Persönlichkeit  nor- 
miert hat,  sowie  den  Garantien,  die  dem  Staate  durch  diese  Grund- 
sätze geboten  werden^).  Die  bekannte  Theorie^),  wonach  den  juri- 
stischen Personen  jede  extraterritoriale  Anerkennung  zu  versagen  wäre, 
da  dieselben  ihre  Existenz  eben  dem  Gesetze  eines  bestimmten  Staates 
verdankten,  welches  anfserhalb  des  Bereiches  des  Staates,  der  es  er- 
lassen hat ,  nicht  gelten  kann ,  ist  auch  nach  unserer  Ansicht  zu  ver- 
werfen« Andererseits  ist  aber  soviel  von  der  Grundlage  dieser  Theorie 
richtig,  da(s  die  den  juristischen  Personen  gewährte  Rechtspersönlichkeit 
und  die  daraus  entfliefsende  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  kraft  eines 
bestimmten  innerstaatlichen  Gesetzes  gewährt  ist,    dafs  mithin  die  juri- 


4)  So  bestimmt  Art.  18  des  Ges.  vom  29.  Oktober  1859:  der  Ausländer 
ceniefst  in  Griechenland  die  den  Inländern  zustehenden  Oivilrechte,  es  sei 
denn,  daüs  die  Gesetze  —  abgesehen  von  Staatsverträgen  —  bestimmte 
CÜvilrechte  nur  den  Inländern  gewähren.  Über  die  civilprozessuale  Recht- 
Btellung  der  Ausländer  vergl.  r.  Streit  und  Diobuniotia  in  Leskes  und 
Löwen felds  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr 
Bd.  II,  bes.  S.  18  u.  s.  u.  VIII. 

5)  8.  meine  Monographie:  'H  Ino&iatg  Zannn  S.  61.  —  Vergl.  auch 
Jettel,  Handbach  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts,  S.  21. 

6)  Vergl.  übrigens  den  o.  cit.  Art.  18  des  Civilgesetzes  vom  29.  Ok- 
tober 1859. 

7)  Ans  diesem  Grunde  kann  ich  der  ge(?entdli^en  Ansicht  Stobhee 
'H.B.  des  deotsdien  Privatrechts  I  S.  216)  nicht  beitreten.    Die  im   Text 


erschienene  Werk:  A,  Kgaaaa^  Zvarrifin,  jiarixov  ^ixn(ov  (System  des 
Cävilrechts)  I,  1.  Abt.  S.  159,  worin  diese  Grundsätze  gleichfalls  aufgestellt 
sind.  — 

8)  Laurent,  Droit  Civil  Intern.  IV  No.  72  ff. 

18* 
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BtiBchen  Personen  auch  im  Ausland  nicht  weitergehende  Rechte  haben 
können,  als  sie  seitens  des  Gesetzes  erhalten  haben,  das  diese  ihre 
Rechte  geschaffen  und  normiert  hat* 

Bei  Aufstellung  obiger  Grundsätze  ist  jedoch  ein  Punkt  nicht  zu 
übersehen;  es  handelt  sich  dabei  um  die  Rechtstellung  der  zustande- 
gekommenen auswärtigen  juristischen  Personen  und  die 
Rechtsaustlbung  seitens  derselben,  nicht  aber  um  die  Bedingungen, 
die  erfüllt  werden  mtlssen,  damit  diese  Personen  zur  Existenz  ge- 
langen und  als  Personen  anerkannt  werden.  Diese  letzteren,  also 
die  Existenzbedingungen,  sind  absolut  nach  dem  Geselase  des 
fremden  Staates  zu  beurteilen,  dem  die  betreffenden  Personen  angehören, 
ohne  dafs  es  darauf  ankommt,  ob  diese  Bedingungen  weniger  streng 
oder  strenger  sind,  als  die  für  die  einheimischen  juristischen  Personen 
im  griechischen  Rechte  normierten^). 

Demnach  gelangen  wir  zu  folgendem  Resultate:  den  in  einem 
fremden  Staate  gemäfs  dessen  Gesetzen  zustande  ge- 
kommenen juristischen  Personen  wird  in  Griechenland 
die  Anerkennung  ihrer  Persönlichkeit,  sowie  die 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  nicht  versagt;  sie 
unterliegen  aber  in  der  Ausübung  dieser  Rechte  den 
für  die  inländischen  gleichartigen  Personen  gesetzten, 
sowie  denjenigen  Beschränkungen,  die  ihnen  ihr  Hei- 
matsgesetz auferlegt  hat. 

2.  Was  nun  weiter  das  Kriterium  anbelangt,  wonach  zu  er- 
kennen ist,  ob  eine  juristische  Person  zu  den  inländischen  oder 
zu  den  ausländischen  solchen  gehört  und  welcher  ausländische 
Staat  als  ihr  Heimatsstaat  zu  gelten  hat,  darüber  schweigt  eben- 
falls das  griechische  Recht.  Da  den  juristischen  Personen  vernünftiger- 
weise eine  Nationalität  im  technischen  Sinn  des  Wortes  nicht  bei- 
gemessen werden  kann^^),  wird  das  Domizil  in  diesen  Fragen  zu 
entscheiden  haben ;  es  wird  also  ab  Heimatsstaat  der  juristischen  Person 
der  Staat  anzusehen  sein,  in  dem  dieselbe  ihren  Hauptsitz  hat^^). 
Darüber  dürfte  auch  im  grofsen  und  ganzen  Übereinstimmung  herr- 
schen.    Doch   es  entstehen  weitere  Kontroversen  bei  Bestimmung  eben 


9)  S.  dar.  a.  u.  IV.  2. 

10)  So  V,  Bar  1.  c.  §  104  Anm.  1  u.  die  dort  cit  So  auch  Laurent^ 
Droit  Civil  Intern.  IV.  266.  —  A.  M.  Laini,  Des  personnes  morales  en 
droit  international  priv^,  Journal  de  droit  intern,  priv6  1893,  8.  285  ff., 
welcher  behauptet,  die  Thatsache,  dafs  die  juristischen  Personen  eine  Natio- 
nalität hätten,  wäre  eben  dadurch  ohne  weiteres  bewiesen,  dafs  man  von 
„ausländischen  juristischen  Personen^  spräche.  —  Das  Argument  scheint 
uns  nicht  zu  genügen ;  es  beweist  doch  jedenfalls  nichts  betr.  der  „Nationa- 
lität* der  juristischen  Personen.  S.  auch  Moreau  im  Journal  1892 
S.  337  ff. 

11)  S.  auch  Böhm,  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  S.  154 
u.  das.  Cit.  Beachte  auch  die  Verhandlungen  im  Institut  de  Droit  Inter^ 
jvational  (Anmiaire  XL  151  ff.) 
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des  Haaptsitzes  einer  jariBtischen  Person,  insbesondere  einer 
Aktiengesellschaft  Soll  als  solcher  der  Ort  gelten,  in  dem 
das  Centram  ihrer  Wirksamkeit  ist^^),  oder  vielmehr  der 
Ort,  in  dem  der  Verwaltungssitz  der  Aktiengesellschaft  begründet 
ist^^^)?  Die  Frage  ist  auch  in  der  griechischen  Litteratur  be- 
stritten ^^).  Die  Praxis  neigt ,  wie  uns  scheinen  will ,  zu  der  zweiten 
der  ang^ebenen,  auch  u.  E.  richtigeren  Ansicht  ^^).  Demnach  werden 
die  im  Aasland  begründeten  and  verwalteten  Aktiengesellschaften, 
welche  zam  Gegenstand  ihrer  Operationen  die  Exploitation  von  in 
Griechenland  belegenen  Werken  and  Werten  haben  —  aad  es  giebt 
deren  mehrere  ^^)  —  als  aaslttndische  jaristische  Personen  gelten  müssen. 
Diese  Ansicht  findet  aach  in  den  Bestimmangen  der  griechischen  Civil- 
prozelsordnang  eine  Stütze ;  nach  Art  1 7  C.Pr.O.  ist  nämlich  genereller 
Gerichtsstand  „der  Gemeinheiten  and  Körperschaften  das  Gericht,  in 
deren  Bezirk  deren  Verwaltnng  besteht,  and  für  Handelsgesellschaften 
das  Gericht  des  Ortes,  wo  dieselben  etabliert  sind**. 

8.  Es  kann  nan  aber  vorkommen,  dafs  das  Gesetz  des  Staates, 
in  welchem  die  betreffende  Aktiengesellschaft  ihren  Hanptsitz  hat, 
seinerseits  ein  anderes  Kriteriam  für  die  Bestimmang  des  Domizils 
derselben  anfetellt,  resp.  dafs  dieses  Gesetz  als  Haaptsitz  einer  Gesell- 
schaft, die  gemäfs  dem  griechischen  Rechte  ihm  zazateilen  ist,  einen  anderen 
Ort  ansieht  —  m.  a.  W.,  dafs  der  Staat,  dem  das  griechische 
Recht  eine  Gesellschaft  zaweist,  dieselbe  als  eigene 
nicht  anerkennen  will.  Die  Frage  bietet  manche  Schwierigkeit; 
wir  stehen  eben  dann  vor  einem  Konflikte  in  den  international- 
rechtlichen  Bestimmangen  zweier  (oder  mehrerer)  Staaten,  and  zwar 
in  ehiem  Konflikt  in  den  Anknüpfiingsbegriffen,  wie  Kahn^'')  treffend 
diese  Fälle  genannt  hat 

Diese  Konflikte  kOnnen  nan  in  der  ans  hier  beschäftigenden  Frage 
in  positiver  oder  in  negativer  Gestalt  aaftreten,  indem  ent- 
weder mehrere  Staaten  eine  aad  dieselbe  Gesellschaft  als  za  sich 
gehörig   ansehen,    oder    kein   Staat    sie    als    eigene    anerkennen   will; 


12)  So  Lyon'Caen  et  Renault^  Tratte  de  Droit  Commercial  No. 
1167:  le  nkge  principcU  de  son  exploitation,  Annuaire  1.  c.  S.  158  Rap- 
port de  M.  Lyon-Caen  Art  V. 

18)  So  die  französische  Jarisprudenz,  insbes.  die  des  Kassa- 
tion s  ho  fs.  B.  anch  Vavasaeur,  Des  aociM«  conatituiea  ä  V Oranger  et 
fonctionnant  en  France,  im  Joarnal  1875,  S.  845  ff.  and  v,  Bar,  1.  c. 
l  162. 

14)  Für  erstere  Meinang :  Rhallia^  Lehrb.  i.  c,  fOr  letztere:  Petritsis 
i.  c.  393. 

15)  So  Entsch.  Nr.  1002  (1892)  des  Athener  Appellgerichts,  die  in  dieser 
Zeitschrift  (III.  187)  mitgeteilt  worden. 

16)  So  die  Gesellschart,  die  die  Trockenlegung  des  Kopaissees  bewirkt, 
sowie  manche  andere  zur  Exploitation  oder  Konstruktion  inländischer  Eisen- 
bahnlinieD  oder  anderer  We»e  gegründete  Gesellschaften. 

17)  H.  den  Artikd  desselben  m  Jherings  Jahrbüchern  XXX  S.  1  ff., 
beachte  bes.  S.  77. 
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und  zwar  kann  es  im  letzteren  Falle  vorkommen«  dafs  der  Staat  B, 
welcher  nach  dem  Gesetze  des  Staates  A  als  Heimatsstaat  einer  be- 
stimmten Gesellschaft  gilt,  diese  Gesellschaft  einem  dritten  Staate  G 
zuweist,  der  vielleicht  auch  seinerseits  die  Gesellschaft  nicht  als  em- 
heimische  anerkennen,  sondern  dieselbe  an  einen  der  beiden  ersten 
zurück  oder  an  einen  vierten  Staat  D  weiter  verweist. 

Der  positive  Konflikt  wird  sich  leichter  lösen;  es  wird  eben 
jeder  Staat,  der  eine  Gesellschaft  als  eigene  in  Ansprach  nimmt,  das 
Recht  haben,  diese  als  einheimische  zn  behandeln,  und  wenn  darans 
widersprechende  Entscheidungen  der  Gerichte  verschiedener  Staatoi  er- 
folgen oder  mehrfache  verwaltungsrechtliche  Mafsregeln  gegenüber  der- 
selben Gesellschaft  ergriffen  werden,  so  wird  diese  Konsequenz  mit  so 
mancher  anderen,  aus  dem  Mangel  an  Einverständnis  unter  den  Staaten 
resultierenden,  zwar  jedenfalls  zu  bedauern  sein,  die  Bechtssicherheit 
jedoch  nicht  erheblich  geftihrden.  Und  was  die  Gerichte  der  nicht 
unmittelbar  interessierten  Staaten  anbelangt,  so  wird  ihnen  nichts  übrig 
bleiben,  als  das  ELriterium  des  eigenen  Rechtes  anzuwenden. 

Anders  beim  negativen  Konflikt;  hier  taucht  das  Problem  der 
Rück-  resp.  Weiterverweisung*®)  in  komplizierter  Gestalt  auf. 
Es  handelt  sich  dann  eben  nicht  allein  darum,  dafs  das  Gresetz  des 
Staates  A  ein  Rechtsverhältnis  nach  dem  Gesetze  des  Staates  B  be- 
urteilt wissen  will,  welches  seinerseits  auf  das  Gesetz  des  ersten  Staates 
zurück-  oder  auf  ein  weiteres  Gesetz  eines  dritten  Staates  0  weiter- 
verweist, sondern  es  kompliziert  sich  noch  die  Frage,  indem  die  Zu- 
gehörigkeit einer  Gesellschaft  zu  einem  Staate  auch  die  Pflicht  dieses 
Staates  mit  sich  bringt,  ftlr  die  betreffende  G^ellschaft  zu  sorgen  und 
—  was  die  Hauptsache  ist  —  auch  eine  gewisse  Oberaufsicht  über 
die  Gesellschaft  zu  ftlhren.  Aufserdem  geniefst  aber  eine  fremde 
Gesellschaft  der  Rechtspersönlichkeit  infolge  der  Verleihung  dieser  Per- 
sönlichkeit seitens  eines  auswärtigen  Staates  und  werden  ihr  oft  ge- 
wisse Privilegien  zu  teil  nur  infolge  ihrer  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  fremden  Staate. 

Wie  nun,  wenn  der  Staat,  dem  wir  eine  Gesellschaft  zuweisen, 
diese  als  eigene  nicht  anerkennen  will?  Wie,  wenn  er  die  Rechte, 
die  ihm  in  unserem  Staate  betrefis  seiner  Gesellschaften  zustehen, 
für  diese  Gesellschaft  nicht  in  Anspruch  nimmt?  Wie,  wenn  er  ftlr 
diese  Gesellschaft  keine  Oberaufsicht  je  geführt  hat,  noch  weiter  führen 
will,  mit  der  Behauptung,  dafs  sein  innerstaatliches  Gesetz  mit  ihr 
nichts  zu  thun  haben  wolle?  Werden  wir  diese  Gesellschaft  aner- 
kennen und  als  einem  Staate  gehörig  behandeln,  der  sie  zurück- 
weist? 

Diese  Fragen   können   mit  Erfolg  nur  auf  Grund   internatio- 


18)  Über  dieses  Problem  s.  den  cit  JT^Afischen  Artikel  in  den  Jahr- 
büchern und  unseren  In  den  Resultaten  mit  diesem  wesentlich  überein- 
stimmenden Artikel  in  der  „Nüfjuxr^*^  I  S.  40  ff. 
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naler  Verstttndignng  geregelt  werden ^^).  So  lange  eine 
derartige  Verstttndigung  nicht  erfolgt  ist,  werden  wir  uns 
wobl  dahin  entscheiden  müssen,  dafs,  wenn  einer  OeseUschaffc  seitens 
des  G^etoes  keines  Staates  die  Rechtspersönlichkeit  verliehen  worden, 
oder  gar,  wenn  eine  Gesellschaft  die  Verschiedenheiten  in  den  G^etz- 
gebongen  dazn  benutzt,  am  jeder  staatlichen  Oberaufsicht  bei  ihrer 
Grttndong  etc.  sn  entweichen,  ihr  jede  Anerkennung  versagt  werden 
mufii,  zumal  sonst  die  internationale  Kechtsordnung  in  hohem  Grade 
gefilhrdet  werden  könnte.  Jedenfalls  werden  aus  der  Nichtanerkennung 
einer  derartigen  Gesellschaft  völkerrechtliche  Schwierigkeiten  nicht  ent- 
stehen, weil  doch  kein  Staat  diese  Gesellschaft  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  kann.  Gerade  wie,  der  herrschenden  Ansicht  nach,  mehr  oder 
minder  strenge  Mafsregeln  denjenigen  Gesellschaften  gegenüber  eigriffen 
werden  können,  die  in  fraud&n  legis  sich  im  Ausland  konstituieren  '^). 
Andererseits  ist  aber  wohl  anzunehmen,  dafs  der  Staat,  in  dem 
der  fiiktische  Sitz  einer  Aktiengesellschaft  etabliert  ist,  sowohl  in 
eigenem  Interesse  als  auch  im  Interesse  der  internationalen  Rechts- 
sicherheit, diese  Gesellschaft  auch  dann  nicht  ohne  jede  Aufeieht 
lassen  wird,  wenn  er  sie,  gemäfs  seinem  Rechte,  als  eine  ausländische 
Gesellschaft  ansieht. 

ir. 

Gehen  wir  nunmehr  zur  Besprechung  der  die  auswärtigen 
Aktiengesellschaften  speciell  betreffenden  Grundsätze  über, 
80  müssen  wir  zunächst  konstatieren,  dafs  darüber  das  griechische 
Recht  besondere  Vorschriften  enthält;  so  könnte  man  bei 
einem  flüchtigen  Blicke  in  die  griechische  Gesetzgebung  meinen,  dafs 
die  über  die  juristischen  Personen  im  allgemeinen  entwickelten  Sätze 
in  einem  Artikel  überflüssig  seien,  der  nur  von  der  Recbtstellung  der 
Aktiengesellschaften  des  Auslandes  handeln  will.  Dem  ist  nun  gamicht 
80,  wie  die  folgende  Darstellung  beweisen  wird.  £s  sind  vielmehr, 
gerade  infolge  der  Einführung  von  —  u.  E.  nicht  sehr  glücklich  ge- 
falsten  —  Specialvorschriften,  die  Fragen  eher  getrübt  worden,  und 
bedürfen  wir  gerade  zur  Erklärung  und  Vervollständigung  der  Special- 
Vorschriften,  der  allgemeinen  bei  Beginn  dieser  Abhandlung  entwickelten 
Sätze. 

1.  Doch  vor  allem  ist  eine  genaue  Darstellung  des  geschieht* 
liehen  Sachverhaltes,  insbesondere  der  Umstände  notwendig, 
anter  denen  die  erwähnten  Specialverordnungen  ergangen  sind. 

£^  ist  bekannt,  infolge  welcher  Verhältnisse  die  französische 
R^erung  sich  im  Jahre  1857  bewogen  gefühlt  hat,  über  auswärtige 
Aktiengesellschaften,    sowie    sonstige  kommerzielle,     industrielle    oder 


19)  a  Pradier-Fodir^,  Traüi  de  Dr.  Intern,  IV.  S.  298. 

20)  Beachte  dar.  Vavaaseur  fan  Journal  1875  8.  845,  v,  Bar^  1.  c. 
I.  315,  Lyon-Caen  et  Renault  L  c.  1167.    Annuaire,  1.  c. 
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finanzielle  Gesellschaften  des  Auslandes  ein  Specialgesetz  za  erlassen  ^^). 
Justiz  und  Verwaltung  waren  bis  dahin  in  Frankreich  betr.  dieser 
Gesellschaften  geteilter  Ansicht  gewesen.  Die  französischen  Ge- 
richte waren  der  Meinung,  dafs  die  in  einem  fremden  Staate  gesetz- 
mäfsig  begründeten  Aktiengesellschaften  auch  in  Frankreich  die  Becbts- 
fllhigkeit,  insbesondere  die  Fähigkeit,  vor  Gericht  aufzutreten,  ohne 
weiteres  besäfsen.  Anders  die  Verwaltung,  welche  die  im  Code 
de  Commerce  Art  37  ftlr  die  inländischen  Aktiengesellschaften 
voigeschriebene  Bedingung  einer  vorherigen,  durch  Verordnung  zu  ge- 
währenden Genehmigung  auch  fUr  die  Anerkennung  der  ausländischen 
solchen  Gesellschaften  für  notwendig  erachtete.  Diese  Genehmigung  sei 
ein  Postulat  Öffentlicher  Ordnung,  müsse  deshalb  unbedingt  auch  auf 
die  ausländischen  Gesellschaften  angewendet  werden  ^^);  ohne  dieselbe 
könnten  die  ausländischen  Gesellschaften  in  Frankreich  nicht  die  An- 
erkennung der  französischen  Gerichte  geniefsen. 

So  verhielten  sich  die  Sachen  in  Frankreich.  In  Belgien 
galten  analoge  Bestimmungen;  auch  da  existierte  eine  dem  Art  37 
Code  de  Commerce  entsprechende  Vorschrift.  Die  belgischen  Ge- 
richte vertraten  ebenfalls  die  für  die  auswärtigen  —  also  auch  die 
französischen  —  Aktiengesellschaften  minder  strenge  Ansicht,  als  auf 
einmal  in  der  belgischen  Jurisprudenz  eine  Wendung 
eintrat,  indem  eine  Entscheidung  des  belgischen  Kassationshofe  vom 
8.  Februar  1849  den  ohne  vorherige  Genehmigung  der  belgischen 
Regierung  in  Belgien  Handel  treibenden  französischen  Gesellschaften 
das  Recht  versagte,  vor  Gericht  in  Belgien  aufzutreten.  £s  wurden 
zwischen  Frankreich  und  Belgien  Verhandlungen  über  diese  Frage 
angebahnt,  worauf  das  belgische  Gesetz  vom  14.  März  1855 
erlassen  wurde,  nach  welchem  Gesetz,  unter  Bedingung  der  Reciprocität, 
den  französischen  Aktiengesellschaften  in  Belgien  die  Rechtsfähigkeit 
zugestanden  ward.  Da  jedoch  den  belgischen  Gerichten  die  Reci- 
procität solange  nicht  gesichert  erschien,  als  bis  in  Frankreich  ein 
Gesetz  dieselbe  Frage  bzgl.  der  belgischen  GesellschaftOD 
ausdrücklich  gelöst  hätte,  da  demnach  die  belgischen  Ge- 
richte in  ihrer  den  französischen  Gesellschaften  ungünstigen  Jurisprudenz 
beharrten,  sah  sich  Frankreich  genötigt,  seinerseits  ein  dem  belgischen 
Gesetze  analoges  Gesetz  einzuführen:  so  entstand  das  französische 
Gesetz  vom  80.  Mai  1857,  welches  besagte,  dafs  die  oben  erwähnten 
belgischen  Gesellschaften,  die  in  Belgien  die  erforderliche  Genehmigung 
erhalten  hätten,  in  Frankreich  alle  ihre  Rechte  ausüben  und  vor  Gericht 
auftreten  könnten.     Ein  weiterer  Artikel   besagte,    dafs  dieses  Privileg 


21)  Vergl.  Lyon-Caen  et  Renault^  TraiU  de  Droit  Commercial 
(2.  Aufl.)  II.  No.  1094  ff.  Buch  er e,  im  Journal  1882  S.  37  ff.  Laurent, 
Droit  Civ.  Intern.  IV.  No.  155  ff'.  PradierFodiri,  TraiU  de  droit 
intern.  IV.  1973  ff. 

22)  Diese  strengere  Lösung  wird  auch  von  Lyon-Caen  et  Renault 
1.  c.  gebilligt. 
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durch  königliche  Verordnung  nach   Genehmigang   des  Staatsrats  auch 
auf  andere  Staaten  aasgedehnt  werden  könnte. 

Wir  haben  diese  Umstände  erwähnen  rnttssen,  weil  dieselben  auch 
für  die  Entwickelung  im  griechischen  Rechte  von  Bedeatang  sind. 

2.  Anch  in  Griechenland  existierte  und  existiert  noch  die 
Bestimmung,  wonach  ,,die  Aktiengesellschaft  nicht  bestehen  kann  ohne 
in  der  Form  einer  königlichen  Verordnung  zu  gewährende  königliche 
Erlaubnis  und  Genehmigung  ihrer  Statuten**  ^^).  Auch  in  Griechen- 
land hatte  man  diese  Bestimmung  nur  auf  die  inländischen  Aktien- 
gesellschaften bezogen.  Als  jedoch  die  Schwankungen  in  der  belgischen 
Jurisprudenz  und  das  zwischen  Frankreich  und  Belgien  erfolgte  Arran- 
gement bekannt  wurde,  hielt  man  es  in  Griechenland  auch  ftlr  not- 
wendig, ein  Specialgesetz  zu  erlassen.  So  entstand  in  Griechenland  das 
Gesets  Tom  10.  Angnst  1861,  welches  folgendermafsen  gefafst  ist: 

„Art.  1.  Die  Aktiengesellschaften,  (welche  Handel,  Gewerbe  oder 
Landwirtschaft  betreiben),  die  zu  ihrem  Bestehen  der  Genehmigung  der 
französischen  Regierung  bedürfen  und  diese  Genehmigung  erlangt 
haben,  können,  unter  Bedingung,  dafs  sie  sich  den  Gesetzen  Griechen- 
lands fügen,  auch  daselbst  ihre  vollen  Rechte  ausüben  und  vor  Gericht 
auftreten,  wenn  die  in  Griechenland  gesetzmäfsig  zustande  gekommenen 
gleichartigen  Gesellschaften  dieselben  Rechte  in  Frankreich   geniefsen.** 

„Art.  2.  Durch  königliche  Verordnung  kann  auf  Beschlufs  des 
Ministerrates  das  in  Art.  1  gekennzeichnete  Privileg  auch  jedem  an- 
deren Staate  gewährt  werden.** 

In  den  Motiven  zum  Entwürfe  dieses  Gesetzes,  welches  unver- 
ändert zum  Gesetz  erhoben  worden,  lesen  wir^^):  „Der  vorliegende 
Entwurf  will  bezüglich  der  im  Ausland,  insbesondere  in  Frankreich 
entstandenen  Aktiengesellschaften  die  Ausübung  ihrer  Rechte  und  ihrer 
Fähigkeit  regeln,  zur  Verfolgung  dieser  Rechte  vor  den  griecliischen 
Gerichten  aufzutreten.  Auch  nach  der  bisherigen  festen 
Praxis  der  griechischen  Gerichte  wurden  diese  Gesellschaften, 
falls  sie  gemäfs  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  sie  ihren  Sitz 
haben,  gegründet  worden,  in  Griechenland  für  handlungs- 
^^^^g  gehalten  und  es  ist  ihnen  nie  ein  Hindernis  in  den  Weg 
gelegt  worden,  so  oft  sie  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  auf- 
traten. Die  griechischen  Gerichte  wendeten  eben  den  Satz  an,  dafs 
die  Fähigkeit  der  Person  nach  dem  Gesetze  des  Staates  beurteilt  wird, 
dem  diese  Person  angehört  ....**  Es  folgt  darauf  eine  kurze  Skizzie- 
rong  der  oben  angedeuteten  französisch  -  belgischen  Ereignisse  und 
dann  fiihren  die  Motive  fort:  „Infolge  dieser  Gesetze  Frankreichs 
und  Belgiens  ist  auch  ftlr  die  übrigen  Staaten,  also  auch  für  Griechen- 
land, die  Notwendigkeit   ins  Leben   gerufen  worden,   ähnliche  gesetz- 


28)  Handelsgesetzbuch  Art  87. 

24)  S.  ngaxTixä  riis  Bovliig  1861.  S.  1202. 
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geberische  Mftfsregeki  einenführen ,  denn  sonst  würden  ihre 
Gesellschaften  in  Belgien  und  Frankreich,  sowie  in  jedem  anderen 
Lande,  welches  demselben  System  folgen  würde,  das  PriTÜ^  der 
Anerkennung  nicht  geniefsen  .  .  .  .' 

Dies  die  Entstehungsgeschichte  des  G^etses  von  1861»  Doch  es 
ist  nicht  allein  dabei  geblieben. 

Als  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juli  1867  die 
Notwendigkeit  der  vorherigen  Genehmigung  zur  Gründung  von  Aktien- 
gesellschaften'^)  aufgehoben  wurde,  wodurch  manche  in  Frankreich 
noch  heute  ungelöste  Kontroveme  entstand,  machte  sich  in  Griechen- 
land die  Notwendigkeit  einer  Änderung  des  Gesetzes  von  1861  fühl- 
bar. Stellte  doch  dieses  Gesetz  als  Bedingung  der  Anerkennung  der 
französischen  Aktiengesellschaften  ein  Erfordernis  auf,  welcfaeB 
nach  dem  neuen  französischen  Gesetze  nicht  mehr  erfüllt  werden 
konnte.  So  kam  denn  das  Gesetz  vom  18.  März  1881,  welches  den 
Art  1  des  Gesetzes  von  1861  dahin  modifizierte,  dafs  „die  Aktien- 
gesellschaflen ,  welche  Handel  und  Gewerbe,  Landwirtschaft  oder 
Börsengeschäfte  treiben  und  in  Frankreich  gesetzmttfsig  gegründet- 
worden sind,  alle  ihre  Rechte  ausüben  ....  etc.  sollen,  fidls  die 
gleichgearteten,  in  Griechenland  gesetzmäfsig  entstandenen  Gesellschaften 
dieselben  Rechte  in  Frankreich  geniefsen.'' 

Art.  2,  betreffend  Ausdehnung  des  Privilegs  auf  andere  Länder, 
ist  durch  das  neue  Gesetz  unberührt  geblieben. 

3.  So  ist  denn  auch  auf  Grund  dieser  in  Art  2  enthaltenen 
Autorisation  das  Privileg  durch  königliche  Verordnung  auch  auf 
mehrere  andere  Staaten  ausgedehnt  worden:  so  auf  Rufsland^*), 
England^''),  Österreich-Ungarn*®)  und  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika**).  In  allen  diesen  Verordnungen  ist  die 
Bedingung  der  Reciprocität  ausdrücklich  hervoigehoben. 

4.  Aber  auch  durch  völkerrechtlichen  Vertrag  sind 
mehreren  anderen  Staaten  gegenüber  diese  Rechte  ihrer  Aktiengesell- 
schaften zugesichert  worden. 

Typisch  ist  in  dieser  Beziehung  die  Dekoration  zwischen  Belgien 
und  Griechenland  vom  2./10.  April  1881,  wonach  „alle  Aktien- 
gesellschaften und  sonstige  kommerzielle,  industrielle  oder  finanzielle 
Gesellschaften,  welche  nach  Mafsgabe  der  in  dem  einen  der  beiden 
vertragschliefsenden  Staaten  geltenden  Specialgesetze  errichtet  sind, 
oder  werden  errichtet  werden,  gegenseitiger  Anerkennung  seitens  dieser 
Staaten  geniefsen,  so  dafs  diese  Gesellschaften  in  dem  Lande  des 
anderen  Teiles  alle  ihre  Rechte  ausüben  und  als  Kläger  oder  Beklagte 


25)  Code  ile  Comm.  Art,  37. 

26)  V.  vom  10.  Dezember  1887. 

27)  V.  vom  21.  Juli  1888. 

28)  V.  vom  U.  November  1888. 

29)  V.  vom  25.  Januar  1890. 
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vor  Gericht  auftreten  können,  nnter  der  ansschliefslichen  Bedingung, 
dafs  sie  sich  den  Gesetzen  dieses  Staates  fttgen«** 

Ähnliche  Bestimmungen  enthalten  die  Vertrtge  Griechenlands 
mit  dem  Deutschen  Reiche  und  mit  Italien,  mit  dem  hlofsen 
Unterschied,  dafs  daselbst  einfach  die  Bechte  der  meistbegünstigten 
Nation  gewährt  werden  ^^). 

Auf  Grund  der  Vereinbarung  mit  Belgien  ist  in  einer  könig- 
lichen Verordnung  die  Ausdehnung  des  Privilegs  der  Gesetze  von  1861 
and  1881  auf  die  belgischen  Aktiengesellschaften  ausdrücklich  noch 
statuiert  worden ^^).  Wo  das  Privileg  in  einem  durch  Gesetz  publi- 
zierten Vertrag  gewährt  worden  —  wie  Deutschland  und  Italien 
gegeuüber  —  da  ist  mit  Recht  eine  besondere  Verordnung  zur 
AosfÜhrnng  des  Gesetzes  von  1881  und  in  der  vom  Gesetze  von  1861 
vorgeschriebenen  Form  nicht  ftlr  notwendig  erachtet  worden.  Wenn 
das  Minus  genügt  hätte,  wie  sollte  das  Plus  nicht  genügen? 

5.  Die  Frage,  ob  völkerrechtliche  Vereinbarungen,  in  denen  „den 
Angehörigen*'  der  vertragschliefsenden  Staaten  gleiche  Rechte  wie 
den  Einheimischen  oder  wie  den  Angehörigen  der  meistbegünstigten 
Nation  gewährt  sind,  auch  auf  die  juristischen  Personen  resp. 
auf  die  Aktiengesellschaften  der  vertragschliefsenden  Staaten  zu 
beziehen  sind,  wenn  diese  juristischen  Personen  nicht  epeciell  erwähnt 
werden,  werden  wir  weiter  unten  in  einem  anderen  Zusammenhange 
m  bertlhren  haben  ^^). 

Hier  genügt  es  uns,  zunächst  nur  festzustellen,  dafs  gewissen 
Staaten  gegenüber  die  Anerkennung  der  in  ihnen  gesetzmäfsig  gegrün- 
deten Aktiengesellschaften  zugesichert  ist,  anderen  Staaten  gegenüber  — 
und  das  sind  die  meisten  —  eine   solche  Zusicherung  nicht  erfolgt  ist 

III. 

Somit  müssen  wir  uns  zunächst  mit  der  Frage  beschäftigen,  wie 
es  denn  mit  der  Rechtstellung  derjenigen  Aktiengeselkchaften  zu  halten 
ist,  die  in  einem  fremden  Staate  —  und  zwar  natürlich  gemäfs  dessen 
Gesetzen  —  entstanden  sind,  wenn  dieser  Staat  nicht  zu  denjenigen 
gehört,  die  durch  Vertrag  oder  durch  königliche  Verordnung  auf  Grund 
dar  Gesetze  von  1861  und  1881  die  Anerkennung  seiner  Aktien- 
gesellschaften seitens  Griechenlands  zugesichert  erhalten  hat. 


dO)  S.  den  Handels-  und  Schiffahrts  vertrag  zwischen  Griechen- 
land nnd  dem  Deutschen  Reiche  vom  9.  Juli  1884,  Art.  4:  „Aktien- 
gesellschaften und  siHiBtige  kommerzielle,  industrielle  oder  finanzielle  Gesell- 
schaften ,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der  hoben  vertragschliersenden 
Teile  nach  Mafigabe  der  dort  geltenden  Qesetae  errichtet  mnd,  sollen  in  dem 
Gelnete  des  anderen  Teiles  alle  Rechte  anszufiben  befugt  sein,  welche  den 
gidcbartigen  Gesellschaften  der  mdstbegünstigten  Nation  zustehen."  So 
auch  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Griechenland 
QDd  Italien  vom  20.  März/1.  April  1889,  Art  4. 

31)  V.  vom  20.  März  1881. 

a2)  S.  unter  VHI  unten. 


204       RechtsaDwalt  und  Prtvatdocent  Dr.  G.  von  Streit  in  Athen, 

1.  Betrefis  dieser  aasländischea  Aktiengesellschaften  sind  in  der 
griechischen  Litteratur,  soviel  wir  wissen,  bisher  zwei  An- 
sichten geltend  gemacht  worden: 

a.  Nach  der  einen^^)  mufs  ans  den  Gesetzen  von  1861  und 
1881  e  contrario  geschlossen  werden ,  dafs  den  Gesellschaften,  deren 
Heimatsstaaten  das  Privileg  dieser  Gesetze  flir  sich  nicht  geltend 
machen  können,  jede  Anerkennung  in  Griechenland,  insbesondere 
auch  das  Recht,  vor  den  griechischen  Gerichten  aufzutreten,  unbedingt 
versagt  werden  müsse.  Nur  die  Erwerbsfähigkeit  könne  ihnen 
zugestanden  werden. 

b.  Nach  der  zweiten  Ansicht®*)  soll  dieses  e  contrario  ge- 
zogene Argument  unrichtig  sein;  vielmehr  sei  zu  unterscheiden,  ob 
diese  Aktiengesellschaften  vor  Gericht  auftreten  zur  Verfolgung  von 
im  Inland  erworbenen  Rechten  oder  auf  Grund  von  Verbind- 
lichkeiten, die  ihnen  gegenüber  im  Ausland  kontrahiert  wor- 
den sind.  In  ersterem  Falle  wäre  ihnen  das  Recht,  vor  Gericht 
aufzutreten,  zu  versagen.  Denn  die  Gesetze  von  1861  un<i  1881 
hätten  nur  den  Zweck  gehabt,  die  Fähigkeit  bestimmter  Aktiengesell- 
schaften, im  Inland  Geschäfte  zu  treiben,  zu  sichern;  daraus  wäre 
e  contrario  nur  zu  schliefsen,  dafs  die  Gesellschaften  eines  Staates,  der 
nicht  das  Privileg  dieser  Gesetze  fllr  sich  in  Anspruch  nehmen  kann, 
in  Griechenland  nicht  Geschäfte  treiben,  keine  Rechte  erwerben, 
jedenfalls  aber  wegen  derartiger  in  Griechenland  erworbener 
Rechte  nicht  vor  den  griechischen  Gerichten  auftreten  können®^).  Da- 
gegen seien  die  im  Ausland  geschlossenen  Verträge  vollgültig  und 
könnte  den  betreffenden  Gesellschaften  die  Verfolgung  der  auf  der- 
artigen Verträgen  basierten  Rechte  nicht  versagt  werden. 

2.  Wir  halten  beide  Ansichten  für  falsch.  Was  zu- 
nächst diese  letztere  Lösung  anbetrifft,  so  ist  für  eine  derartige 
Unterscheidung  im  Gesetz  gar  kein  Anhalt  zu  finden. 
Mit  keinem  Worte  deutet  das  Gesetz  an,  dafs  die  in  Griechenland  ge- 
schlossenen Geschäfte  bestimmter  Gesellschaften  hier  Anerkennung  finden 
sollen,  woraus  —  und  wohl  nicht  ohne  Mühe  —  e  contrario  weiter 
dann  zu  schliefsen  wäre,  dafs  wegen  dieser  Geschäfte  den  vom  Gesetz 
nicht    betroffenen    Gesellschaften    die    Anerkennung    zu    versagen    sei. 


33)  S.  in  Mnakttvovj  *E(frijLie^ls  t^s  ^EXXrjvixijs  xai  ralXixris  NofioXo- 
ylag  (Balanos^  Zeitschrift  der  gnech.  u.  französ.  Jurispiiidenz)  IV.  411  ff. 
und  Petritsis^  1.  c.  S.  409.  —  So  auch  Euclides  im  Journal,  1.  C.  S.  63. 

34)  So  V.  Hösslin^  in  derselben  Zeitschrift  von  BdUtnott,  IV.  468; 
Kitsikis  in  der  Zeitschrift:  ^ixtiyoqtxog  SvXXoyog  l4&rivä)v  1885,  S.  142. 

35)  Dies  scheint  auch  die  Ansicht  des  Athener  Bezirksgerichts 
in  einer  Entscheidung  des  Jahres  1885  zu  sein,  welche  die  Gesuche  mehrerer 
ausländischer  G^sellrchaften  —  und  zwar  solcher,  die  für  sich  nicht  das 
Privileg  der  beiden  ofl^enannten  Gesetze  aufweisen  konnten  —  um  Fallit- 
erklärung einer  inländischen  Gesellschaft  nicht  zurückgewiesen  hat 
da  diese  Gesellschaften  aus  im  Auslande  geschlossenen  Verträgen 
ihre  Rechte  ableiteten. 
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Vielmelir  steht  sogar  diese  Lösung  mit  dem  ganzen  Sinn  and  der  Vor- 
geBchichte  des  Gesetzes  in  ofienbarem  Widersprach.  Es  scheint  zwai*, 
dafs  die  hier  bekämpfte,  allerdings  scharfsinnige  Lösang,  von  aatorita- 
tiver  Seite  in  Frankreich  de  lege  ferenda  vorgeschlagen  worden^®); 
de  lege  lata  konnte  sie  jedoch  a.  £.  eine  Stütze  nicht  finden. 

Noch  weniger  als  die  zweite  der  beiden  angeführten  Ansichten 
kann,  glaaben  wir,  die  erstere  Ansicht  gebilligt  werden,  wonach  die 
Existenz  der  darch  die  Gesetze  von  1861  and  1881  nicht  betroffenen 
fremden  Aktiengesellschaft  negiert  werden  mtlsse.  Die  oben  daigestellte 
Geschichte  dieser  Gesetze,  insbesondere  die  angeführten  Motive ^^)  des 
Gesetzes  von  1861,  lassen  u.  E.  keinen  Zweifel  darüber  besteheni  dafs 
diese  Gesetze  nicht  den  bisherigen  Zustand  haben  verändern,  sondern 
nur  bezüglich  der  französischen  Gesellschaften,  infolge  der  in  Frank- 
reich getroffenen  gesetzlichen  Neuerungen,  die  Anerkennung  seitens  des 
griechischen  Staates  haben  gesetzlich  sichern  wollen,  damit 
auch  das  Recht  der  griechischen  Gesellschaften  absolut 
sichergestellt  würde.  Es  hat  eben  eine  ausdrückliche  An- 
erkennung seitens  des  griechischen  Staates  ausgesprochen  werden 
sollen,  damit  der  Reciprocitätsbedingung,  die  das  französische 
Gesetz  aufstellt,  zweifellos  genügt  würde,  imd  weil  es  vorgekommen 
war,  dafs  die  blofs  in  der  Rechtsprechung  begründete  faktische 
Reciprocität  seitens  der  Gerichte  eines  Staates  nicht  ftir  genügend 
erachtet  worden  war*®). 

Ist  es  nun  erlaubt,  das  Gesetz  so  ganz  getrennt  von  seiner  Vor- 
geschichte nnd  seiner  Tendenz  zu  beurteilen?  Wir  wissen,  dafs  auch 
in  Frankreich  die  Ansicht  überhand  genommen,  die  wir  hier  be- 
kämpfen^®), trotzdem  man  auch  dort  aus  dem  geschichtlichen  Ent- 
wickelungsgang  der  ganzen  Frage  bei  Interpretation  des  Gesetzes  vor- 
sichtiger hätte  zu  Werke  gehen  können.  Jedenfalls  hat  dort  die  gegen- 
teilige Ansicht  das  Ai^ment  für  sich,  dafs  auch  vor  dem  Gesetze  von 
1857  die  Kontroverse  bestand,  ob  die  ausländischen  Gesellschaften  des 


36)  S.  die  Bemerkungen  über  die  französ.  Gesetzgebung  von 
Lyon-Caen  et  Renault^  1.  c.  826,  nnd  Li/ 07i-Caen  im  Journal  l§d5. — 
Das  neue  französische  Gesetz  vom  1.  August  1893  schweigt  voll- 
ständig betr.  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften  und  hat  die  diesbezüg- 
lichen Vorschriften  des  vom  Senate  im  Jahre  1884  adoptierten  Entwurfes 
(Art.  90—96  ders.)  gestrichen.  So  bestehen  denn  noch  m  Frankreich  alle 
Kontroversen,  die  bisher  Theorie  und  Praxis  beschäftigt  haben. 

37)  Wie   sich    der  Anhänger   der  hier   widerlegten   Meinung    in    der 


,be  der  Motive  hätte  er  jedenfalls  genauer  sein  müssen. 


EtfmttQig  etc.  1.  c.  auch  auf  die  Motive  berufen  kann,  erscheint  unerfindlich. 
In  der  Wiederga 

38)  S.  o.  IT.  1. 

39)  S.  Lyon-Caen^  1.  c,  M,  Montier^  Le  droit  pour  Us  sociiUs 
cornm/ereiale«  iiranghres  d*ester  cn  justice  en  France,  im  Journal  1894 
p.  960  ff.  —  In  Frankreich  hat  sich  die  Frage,  infolge  des  Gresetzes  vom 
14.  Juli  1867,  durch  welches  Art  37  Corte  de  Commerce  aufgehoben  worden, 
noch  mehr  kompliziert.  Man  fragt  sich  nämlich,  ob  etwa  durch  dieses 
Gesetz  auch  das  Gesetz  von  1857  aufgehoben  worden.  Es  bestehen  nicht 
weniger  als  vier  verschiedene  Ansichten  darüber  —  s.  Montier  1.  c.  — 
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Dekretes  von  Code  de  Commerce  Art  87  bedurften  —  wir  «ahen 
oben,  dafs  die  positive  Löaong  dieser  Frage  die  französische  Verwaltung 
im  Gegensatz  cur  Rechtsprechung  stets  geltend  gemacht  hatte  —  und 
kann  man  nun  behaupten,  dafs  dordi  das  Gesetz  von  1857  diese 
Kontroverse  hat  erledigt  werden  sollen.  Es  haben  sich  jedoch 
auch  in  Frankreich  manche  gewichtige  Stimmen  für  die  von  uns 
hier  betrefib  Griechenlands  verteidigte  Ansicht  erhoben ^^)y  die 
sich  eben  auch  auf  die  Intention  des  Gesetzgebers  berufen  haben. 

Doch  wenn,  wie  gesagt,  in  Frankreich  ein  Argument  aus  dem 
früheren  Bestand  der  Kontroverse  gezogen  werden  kann  ^^),  in  Griechen- 
land ist  dies  nicht  der  Fall;  es  bezweifelt  niemand  —  und  es  ist  in 
den  Motiven  zu  dem  Gesetze  von  1861  ausdrttcklich  ausgesprochen  — 
dafs  „auch  vor  diesem  Gesetz^  die  auswärtigen  Aktiengesell- 
schaften in  Griechenland  anerkannt  wurden.  Wie  sollte  man  nun 
nach  diesem  Gesetze  mit  der  Behauptung  kommen  können,  dieses 
G^etz  hätte  eine  reformatio  in  p^us  der  Recbtstellung  der  auslän- 
dischen Gesellschaften  bezweckt?  Wie  sollte  man  gar  in  diesem  Gresetze 
sozusagen  eine  authentische  Interpretation  des  Art  87  des  griechiscfaen 
Handelsgesetzbuches  —  betr.  des  zum  Zustandekommen  von  Aktien- 
gesellschaften notwendigen  Requisites  einer  königlichen  Verordnung  — 
finden  können,  wo  doch  die  beiden  Autorisationen ,  die  generelle  der 
Gesetze  von  1861  und  1881  und  die  specielle  von  Art  87  des  H.G.B., 
so  grundverschieden  in  ihrer  Natur  sind?  Damit  durch  ein  einfaches 
argumentum  e  contrario  eine  langjährige  feete  Praxis  über  den  Haufen 
gestürzt  werden  könnte,  mufste  dieses  Argumentum  auf  festeren  Grrund- 
lagen  beruhen,  als  dies  im  vorliegenden  der  Fall  ist  Grerade  um  das 
von   dem  Gesetze   nicht  Getroffene  dem   von   dem  Gesetze   betro£GBnen 


40)  Alauset,  Commentairej  IL  63111 :  „La  loi  de  1857  n'a  eu  d'atüre 
butf  que  de  rcteaurer  lea  gouvemementa  itrangera^  contre  un  reiour  possihU 
de  la  ßirisprudence  .  .  .  . ;  VinterUion  du  legülateur  n*a  pas  eV^  de  refuser 
aux  aoMtia  Slrangkres  en  France,  quelles  gu*en  ftisserU  la  n(ättre~ei  Ta 
tiänomifuUion,  Vexereice  des  droits  ^  que  les  progrhs  des  moeurs  ^tc,  leur 
ont  depuis  hngtemps  reconnus,"  Beachte  auch  Ässer-Rivier,  Elements 
etc.  No.  102. 

41)  Wir  sind  allerdings  der  Ansicht,  dafs  auch  für  Frankreich  die 
betr.  Griechenlands  im  Texte  verteidigte  Ansicht  die  richtige  ist  Wii' 
können  nicht  verstehen ,  wie  angesichts  der  Motivierung  des  französ. 
Gesetzentwurfes  von  1857  ein  Zweifel  betr.  der  Intention  des  GesetzgebeiB 
bestehen,  geschweige  denn,  wie  gerade  aus  dem  Zweck  dieses  Geset^  ein 
Argument  für  die  hier  bekämpfte  Ansicht  gewonnen  werden  kann,  wie  es 
Lyon-Caeu  et  Renault  (1.  c.  1132j  versuchen.  Wir  lesen  in  den 
französ.  Motiven:  „Le  projet  de  loi  qui  voiu  est  soumis,  a  pour  objet 
(fassurer  d*une  manikre  legale  et  par  cousdquent  plus  positive^  aux  aoeiites 
anonymes  dtranghresy  cherchant  h  itendre  leurs  relations  sur  le  territoire 
FrangaiSy  le  droit  d'ester  en  ßutice  dont  elles  out  joui  n^anstnoins  de  tout 
temps  grdce  ä  la  tol4rance  du  gouvemement  fra/ngais  et  ä  la  jurisprudenee 
constante  de  nos  tribunaux,  Elles  en  jouissaient  par  toUrance;  elles  en 
Jouiront  legalement,  sous  la  seule,  mais  importante^  condition  de  se  con- 
former  aux  lois  de  V Empire  .  .  .  ." 
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gegenttbenteUen  niid  ein  airgu/memtu/m  e  contrario  mit  Bozinagen  rQek- 
wirkender  Kiait  ziehen  zu  können,  mUfste  man  sich  auf  eine  aus- 
drückliche Satzung  des  Gesetzes  bemfeo  können.  Man 
mttfste  jedenfiüls  sich  vorerst  fragen,  was  hat  durch  das  Gesetz  ge- 
regelt werden  sollen;  denn  nur  daraus  ist  ein  sicherer  Schlufs 
darüber  zu  ziehen,  ob  das  auTserhalb  der  Regelung  gebliebene  gar 
nicht  hat  geregelt  werden  sollen  oder  gerade  entgegengesetzt  als  das 
Geregelte  zu  behandeln  ist.  Nun,  was  im  vorliegenden  durch  das 
Gesetz  bezweckt  worden,  ist  vom  Gesetzgeber  deutlich  genug  gesagt 
worden  und  darauf  kann  nur  mit  Erfolg  irgend  welches  argumenttim 
e  contrario  basiert  werden.  Aufserdem  darf  man  beim  Anrufen  der  in 
Frankreich  in  dieser  Materie  durchgedrungenen  Grundsätze  nidit 
aulser  acht  lassen,  da(k  das  firanzösische  Civilgesetzhuch  recht  wenige 
intemationalrechtliche  Bestimmungen  enthält  und  dafs  dasselbe  zum 
Teil  darin  auf  Grundsätzen  beruht,  die  lange  schon  von  der  herrschen- 
den Theorie  verlassen  worden;  dort  kann  man  nicht  ein  ganzes  System 
internationalen  Privatrechts,  wie  man  es  in  Griechenland  hat,  im 
Gesetze  nachweisen,  man  hat  dort  nicht  gesetzliche  Bestimmungen, 
die  durchweg  auf  dem  neuen  freien  Geiste  der  italienischen  Theorie 
beruhen,  wie  dies  in  Griechenland  der  Fall  ist.  Wollte  man 
in  Griechenland  irgendwelche  einschrtbikende  Grundsätze  in  der 
BecbtsHihigkeit  der  Ausländer  gelten  lassen,  so  könnte  man  dies  nur 
auf  Grund  eines  ausdrücklichen,  jenen  liberalen  Bestim- 
mungen ftlr  den  einzelnen  Fall  derogierenden  Recht- 
satzes thun! 

Und  was  speciell  das  Gesetz  von  1881  angeht,  so  hat  natuigemäfs 
dasselbe  an  der  ganzen  Sachlage  nichts  ändern  können.  Dieses  Gesetz 
hat  das  Requisit  der  vorherigen  Genehmigung  seitens  des  Heimats- 
Staates  gestrichen,  es  hat  die  Lösung,  die  in  Frankreich  von  der  com- 
munis qpinio  adoptiert  worden^'),  ausdrticklich  aussprechen  zu  mtlssen 
geglaubt,  und  hat  zur  Anerkennung  der  Aktiengesellschaften  bestimmter 
Staaten  nur  verlangt,  dafs  diese  Aktiengesellschaften  in  ihrem  Heimats- 
staate gesetzlich  zustande  gekommen  seien.  Anstatt  das 
G^esetz  von  1861  einfach  aufzuheben,  da  dasselbe  nunmehr  undurch- 
ftlhrbar  geworden,  hat  der  Gesetzgeber,  ohne  es  selbst  zu  merken, 
etwas  vollkommen  Selbstverständliches  ausgesprochen  —  dafs  nämlich 
die  in  den  angegebenen  Staaten  gesetzmäfsig  gegründeten  Aktiengesell- 
schaften Anerkennung  geniefsen  sollen!  Nimmermehr  aber  ist  es  ihm 
eingefallen,  durch  dieses  Gesetz  irgendwelche  Neuerung  zu  Ungunsten 
der  Aktiengesellschaften  irgend  eines  fremden  Landes  einzuführen! 

3.  So  bleibt  denn  von  diesem  Gesetze  und  den  darauf  gegrün- 
deten königlichen  Verordnungen,  wodurch  dasselbe  auch  auf  andere 
Staaten    ausgedehnt    wird,     nur    der    letzte    die    Reciprocitäts- 


42)  S.  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c,   M.  Montier  im  Journal, 
L  c.  8.  956. 
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bedingung    enthaltende    Passas    übrig    and    darauf   ist 
denn  auch  seine  ganze  Bedeutung  zu  reduzieren. 

Beide  Gesetze,  das  von  1861  wie  das  von  1881,  bo  übrigens 
auch  das  französische  Gesetz  von  1857,  haben  nur  den 
Zweck  gehabt,  einerseits  dem  eigenen  Staate,  andererseits  aber  auch 
dem  Staate,  auf  den  sie  sich  bezogen,  die  Reciprocität 
zu  sichern;  sie  sind  sozusagen  an  Stelle  von  völkerrecht- 
lichen Verträgen  getreten.  Entsprechen  doch  auch  diesen  Ver- 
fügungen dee  griechischen  Staates  jedesmal  analoge  Verfügungen  des 
anderen  Staates  über  die  griechischen  Aktiengesellschaften!  Was 
zwischen  Belgien  und  Griechenland  in  Form  einer  Deklaration 
ausgemacht  worden,  dasselbe  ist,  jedesmal  nach  vorgängiger  Verstiln- 
digung  mit  der  betreffenden  fremden  Regierung,  in  weniger  vollkommener 
Form  durch  blofse  Verordnungen  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1881 
geschehen  ^). 

Und  die  Gesellschaften  von  Staaten,  die  für  sich  eine  specieUe 
Verfügung  Griechenlands  nicht  anrufen  können?  Deren  Rechtstellung 
ist  durch  die  neueren  Gesetze  unberührt  geblieben;  hatten  die- 
selben vor  dem  Gesetze  nach  griechischem  Rechte  Rechts-  und  Hand- 
lungsfähigkeit, so  haben  sie  sie  auch  jetzt,  war  dies  nach  früherem 
Rechte  nicht  der  Fall,  so  ist  ihre  Rechtstellung  ebenfalls  nicht  geänd^ 
worden.  Grofse  Autoritäten  im  internationalen  Privatrechte  wollen  die 
Anerkennung  der  fremden  Aktiengesellschaften  auf  ein  wirkliches 
internationales  Gewohnheitsrecht  zurückführen^).  Die 
Gesetzgebung  und  Gerichtspraxis  der  meisten  Staaten ^^)  erkennt 
diesen  Grundsatz  an.  Auch  die  französische  Gerichtsprazis 
sieht  ein,  dafs  sie  ihre  abweichende  strengere  Ansicht  nicht  durch- 
führen kann  und  greift  zu  den  sonderbarsten  Mitteln,  um  sie  aufrecht 
erhalten  zu  können,  indem  sie  den  nicht  privilegierten  ausländischen 
Aktiengesellschaften  in  der  Rolle  des  Beklagten  die  Rechtsfähig- 
keit als  Aasociations  de  faxt  nicht  versagt^^).     Und  man  sollte  in  einer 


43)  Dafs  diese  Verordnungen  Substitute  von  völkerrechtlichen 
Abmachungen  sind,  beweist  auch  deutlich  die  Form  derselben:  sie  ge- 
währen das  Privileg  etc.  „unter  Bedingung  der  Reciprocität  für  die 
gleichgearteten  griechischen  Aktiengesellschaften,  welche  Reciprocität 
(im  betr.  anderen  Staate)  gewährt  werden  wird."  Ist  durch  diese 
Fassung  nicht  genau  das,  und  nur  das,  erreicht,  was  durch  eine  völkerrecht- 
liche Vereinbarang  hätte  erreicht  werden  können? 

44)  Asaer-Kivier  1.  c.  S.  199.  v.  Bar  1.  c.  S.  199.  Beachte  auch 
die  Beschlüsse  und  Verhandlangen  des  Institut  tle  Droit  Internatio- 
nal in  der  Hamburger  Session  (1891).    Annuaire  XL  S.  151  ff. 

45)  Betr.  Deutschlands,  Österreich- Ungarns,  Englands, 
Hollands,  Belgiens  etc.  S.  die  in  Anm.  44  Citierten,  sowie  die  Zusammen- 
stellung bei  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c.  S.  827  ff.  Vergl  auch  West- 
lake-aoltzendorf  §  286,  Jettel  1.  c.  und  die  bei  diesen  allen  Citierten. 
Rechtsvergleichendes  Material  auch  bei  Pradier-Fodire^  Traiti  de  droit 
international  IV.  261,  woselbst  die  bezügl.  Fragen  eingehend  erörtert 

46)  S.  Lyon-Caen  et  Renault  I.  c. ,  M.  Montier  1.  c  und  die 
das.  angeführten  Entscheidungen.    Vergl.  auch  v.  Bar  l.  c. 
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liberalen  Gesetzgebmig ,  wie  die  griechische,  eine  so  durch  nnd  durch 
von  dem  modernen  wie  von  dem  sie  sonst  beseelenden  Geiste  abweichende 
Lösung  verteidigen  wollen*^)?  Und  warum?  Weil  zur  Sicherung 
der  Reciprocität  und  um  sich  vor  den  Konsequenzen  einer  engherzigen 
fremden  Jurisprudenz  zu  hüten,  ein  Gesetz  wie  das  von  1861  er- 
lassen worden  ist  I  £s  wäre  dies  gerade  so,  wie  wenn  man  behaupten 
wollte,  dafs,  weil  mit  einigen  Mächten  Verträge  geschlossen  sind,  welche 
den  Unterthanen  der  vertragschliefsenden  Staaten  gewisse  Rechte  ge- 
sichert haben,  die  die  Unterthanen  dieser  fremden  Staaten  in  Griechen- 
land schon  auf  Grund  des  griechischen  innerstaatlichen  Rechts  be- 
anspruchen konnten,  nunmehr  die  inländischen  griechischen  Gesetze 
aa%ehoben  seien,  welche  eben  diese  Rechte  allen  Ausländem  ge- 
währten ^®).  Dies  zu  behaupten  ist  aber  wahrlich  niemand  eingefallen ! 
Und  dafs  die  entgegengesetzte  Ansicht  undurchülhrbar  ist,  beweisen  zur 
G^ttge  die  Einschränkungen,  die  man  beigefügt;  bald  soll  den 
betreffenden  fremden  Aktiengesellschaften  die  Erwerbsfähigkeit 
nicht  versagt  werden  können,  bald  sollen. dieselben,  wenn  sie  beklagt 
werden,  gerichtstandsfkhig  sein.  Doch  wie  sollten  diese  Einschrän- 
kungen mit  der  juristischen  Logik  ins  Einvernehmen  gebracht 
werden? 


47)  Dafs  sich  die  griechischen  Gerichte  zu  jener  französischen  Unter- 
Bchädong  und  der  Theorie  der  associattons  de  fait  nicht  verstehen  würden, 
elaaben  wir  zumal  angesichts  der  griech.  Civilprozefsordnong  mit  Sicherheit 
Dehaapten  zu  können. 

48)  S.  über  diese  Vertrag  unten  VII.  So  s.  B.  die  Erwerbs-  und 
Dispositionsfireiheit  der  Auslänaer;  diese  steht  allen  Ausländem  zu,  nicht 
nur  denjenigen,  die  sich  auf  einen  völkerrechtlichen  Vertrag  berufen  können. 

(Fortsetzung  folgt) 


ZeiUchrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  VI.  14 


210  ^ro^«  Pasqoale  Fiore  in  Neapel, 

Über  fremde  Strafurteile  und  deren  exterritoriale 

Geltung. 

Von  Pas%male  Flore,  Professor  des  internationalen  Rechts  In  Neapel 

(Fortsetzung  und  Schlafs.) 

Kapitel   IIL 

Von  den  gesetzlichen  Folgen  einer  strafrechtlichen  Verurteilung  im 

Ausland. 

22.  Wie  und  welche  straf-  und  civilrechtliche  Wirkungen  durch  die 
strafrechtliche  Verurteilung  sich  ergeben? 

23.  Kontroversen,  welche  im  Falle  einer  ausländischen  Strafrer- 
urteilung  sich  ergeben  können;  Ansichten  der  Juristen. 

24*    In  der  Jurisprudenz  adoptierte  Principien. 

25.  Die  von  uns  vor  Publikation  des  jetdgen  Strafgesetzbuchs  fest- 
gehaltene Ansicht 

26.  Bestimmungen  des  Art  7  Crim.  Cod, 

27.  Darstellung,  warum  das  geltende  Gesetz  die  vollständige  Er- 
schöpfung der  Frage  nicht  vorgesehen  hat 

28.  Kann  man  im  P^incip  zugeben,  dafs  auswärtige  StraAirteile 
weder  vollzogen  werden,  noch  irgend  eine  der  der  strafrecht- 
lichen Verurteilung  zukommenden  Wirkungen   haben   können? 

29.  Wie  im  Falle  der  Verurteilung  eines  Fremden  die  Frage  der 
Wirkungen  derselben  nach  den  Grundsätzen  des  Rechts  zu  ent- 
scheiden sei.     Unsere  Ansicht  hierüber. 

30.  Untersuchung  der  Frage  tlber  die  Wirkungen  der  Vemrteilung 
eines  Ausländers  im  Auslande,  ob  die  Rttckfidlsbestimmungen 
auf  die  aus  dem  italienischen  Gesetz  sich  ergebende  Unzu- 
rechnungsfähigkeit Anwendung  finden. 

31.  Anwendung  des  Princips  auf  den  Fall  der  Rtlcknahme  eines 
Straferlasses  bei  einer  im  Ausland  eingetretenen  Verurteilung 
oder  der  Nichtigkeit  einer  Ehe,  wegen  des  impedimentum 
criminis  auf  Grund  ausländischer  Verurteilung. 

32.  Unter  welchen  Voraussetzungen  das  ausländische  Straftirteil 
civürechtliche  Folgen  haben  kann. 

33.  Wirkungen  bezüglich  der  civilrechtlichen  Verpflichtung  zam 
Schadensersatz,  wenn  sie  auf  einem  ausländischen  Strafurteil 
beruht  und  in  Italien  vollzogen  werden  soll. 

34.  Speciell  von  der  Aufsicht  auf  den  Verurteilten. 

35.  Wirkung  des  ausländischen  Urteils  hinsichtlich  der  Verjährung. 

36.  Welchen  Einflufs  das  ausländische  Strafurteil  in  einem  bei  uns 
einzuleitenden  CivilverPahren  wegen  des  gleichen  Faktums  haben 
kann? 
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d7.  Unterschied  der  entstehenden  civilrechtlichen  Folgen,  je  nachdem 
sie  aus  der  strafgerichtlichen  Verurteilung  oder  der  Strafthat^ 
welche  den  Gegenstand  des  Strafverfahrens  bildet,  entstanden 
sind. 

38.  Wie  in  den  internationalen  Beziehungen  die  verschiedenen  Regebi, 
nach  welchen  Civil-  und  Strafklagen  beim  gleichen  Thatbestand 
zu  behandeln  sind,  zur  Anwendung  kommen. 

39.  Ob  die  Civilklage  infolge  eines  im  Auslande  eingeleiteten  Straf- 
verfahrens in  Italien  suspendiert  werden  könne? 

40.  Ob  das  Auftreten  als  Civil- (Neben-)  Kläger  im  ausländischen 
Strafverfahren  die  Betretung  des  Civilweges  im  Inland  aus- 
schliefst? 

41.  Von  dem  Einflufs,  welchen  das  ausländische  Civilurteil  auf  ein 
Strafver&hren  in  Italien  haben  kann. 


22.  Wir  haben  nun  zu  erörtern,  ob  gewisse  gesetzliche  Folgen 
der  strafgerichtlichen  Verurteilung  auch  dem  ausländischen  Urteil  an- 
hängen. 

Die  strafgerichtliche  Verurteilung  erzeugt  neben  dem  Strafausspruch 
auf  Freiheitsentziehung  auch  alle  die  Folgen,  welche  nach  dem  Gesetze 
des  Staates  des  Verurteilten  eintreten  ^^). 

Diese  Straffolgen,  mehrere  und  von  verschiedener  Art,  pflegt  man 
in  drei  Kategorien  einzuteilen: 


26)  Die  alten  Römer  Bubsumierten  die  Straffolgen  unter  den  Begriff 
capüis  climinutio,  von  der  sie  drei  Grade  kannten,  maxima^  media  und 
minima.  Der  deutsche  Kriminalkodex  sieht  als  accessorische  Strafen  oder 
Folgen  des  Strafurteils  an:  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  d.  i. 
der  Bechte,  welche  dem  Individuum  als  Staatsbürger  zustehen  und  sozusagen 
Beine  bürgerliche  Ehre  ausmachen,  die  Unfähigkeit,  öffentliche  Ämter  zu 
bekleiden,  Polizeiaufsicht,  teilweise  Konfiskationen,  bei  Prefs-  und  ähnlichen 
Reaten  Vernichtung  des  corpus  delicti;  derartige  Strafen  sind  im  deutschen 
Strafgesetzbuch  im  Gegensatz  zu  anderen  Stra^esetzbüchern  als  rein  fakul- 
tative behandelt  (§  32).  Der  italienische  Kodex  bestimmt,  dafs  die  Strafver- 
urtdlimg  gewisse  strafrechtliche  Folgen  und  solche  civilrechtlicher  Natur  nach 
edch  ziehe,  nach  den  im  Tit.  III  Art.  31—42  festgesetzten  .Maximen.  Folgen 
strafrechtlicher  Natur  sind  die  Entziehung  öffentlicher  Amter,  Suspension 
der  Ausübung  einer  bestimmten  Kunst  oder  Gewerbes,  Specialaufsicht  der 
Polizeibehörden.  Die  civilrechtlichen  Folgen  beziehen  sich  teils  auf  die 
Ausübung  der  Civilrechte,  z.  B.  Entziehung  der  väterlichen  Gewalt,  der 
eheherrlichen  Rechte,  Unfähigkeit,  ein  Testament  zu  errichten,  welche  auch 
ein  früher  errichtetes  Testament  uugültig  macht,  teils  auf  die  zur  Vorübung 
der  Strafthat  benutzten  Gegenstände,  teils  auf  die  Beseitigung  des  durch 
diis  Delikt  verursachten  Schadens.  Es  ist  nicht  nöti^  darzustellen,  auf 
welche  Weise  alle  diese  Wirkungen  der  Verurteilung  folgen,  wir  bemerken 
nur,  dafs  einige  notwendige  Folgen  sind,  wie  z.  B.  die  Befugnis,  eine  be- 
stimmte Entschädigungssumme  im  Falle  einer  Ehrenkränkung  gegen  eine 
Person  oder  Famine,  auch  wenn  ein  Schaden  nicht  entstanden  ist,  zuzu- 
Bpiechen. 
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strafrechüiche ,  welche  als  accesaorititn   der  Strafe  zu  betrachten 

sind, 
civilrechtliche,  welche  Unftlhigkeit  zur  AusUbang  von  Civilrechten 

bedingen, 
politische,    welche   die    gttnzliche   oder  zeitweise  Saspendiemng 
politischer  Rechte  involvieren. 
Das  Strafiirteil    erzeugt    femer    gewisse   Konsequenzen    auf  dem 
Gebiete   der  Strafbarkeit  selbst,   insofeme  dasselbe  den  Rückfall  und 
eine  schwerere  Strafe  dem   gegentlber,   welcher   bereits  verurteilt  uod 
dann  einer  strafrechtlichen  Verfolgung  wegen  eines  neuen  Reates  unter- 
stellt ist,  bewirken  kann.     Das  Straf^rteil  kann  femer  auch  als  Grund- 
lage der  Civilklage  dienen,  wenn  der  Beschädigte  auf  Grund  des  Straf* 
urteiles  Schadeosersatz  von  dem  Urheber  verlangt. 

23.  Es  steht  unbestritten  fest,  dafs  aus  einem  vom  inländischen 
Gericht  erlassenen  Strafurteil  alle  die  straf-  und  civilrechtlichen  Folgen, 
welche  nach  dem  einheimischen  Gesetz  als  Straffolgen  sanktioniert  sind, 
entstehen;  Zweifel  kann  nur  entstehen,  wenn  es  sich  um  ein  von 
einem  ausländischen  Gericht  erlassenes  Urteil  handelt. 

Vorausgesetzt,  dafs  das  fremdländische  Urteil  nicht  vollzogen 
werden  kann,  ist  nicht  doch  zuzugeben,  dafs  es  einige  Wirksamkeit 
hinsichtlich  der  Stellung  des  Verurteilten  im  späteren  VerH&hren 
haben  soll? 

Kann  das  ausländische  Strafurteil  die  Wirkung  des  Verlustes  oder 
der  Beschränkung  der  Civilrechte,  der  politischen  Rechto  und  alle 
anderen  Folgen,  welche  die  einheimische  Gesetzgebung  an  die  straf- 
rechtliche Verurteilung  knUpfl,  haben? 

Diese  Kontroverse  ist  von  Juristen  angeregt,  in  den  Gesetzgebungen 
aber  (auch  nicht  im  jetzigen  italienischen  Strafkodex)  nicht  vollständig 
entschieden  worden.  Unter  den  Juristen  gab  es  solche,  welche  auf  die 
aus  der  Verurteilung  entstehende  Un^higkeit  die  allgemeinen  civil- 
rechtlichen Regeln  über  Personenstand  und  Fähigkeiten  angewendet 
wissen  wollten.  Sie  sagten,  es  müsse,  ebenso  wie  der  durch  das  f^ 
eine  Person  geltende  Gesetz  geregelte  Status  derselben  sie  überall  hin 
begleitet,  ebenso  auch  bei  dem  durch  eine  Strafsentenz  nach  dem 
Gesetze ,  welchem  der  Übelthäter  infolge  seiner  That  unterworfen  ist, 
von  kompetenter  Beliörde  festgestellten  Status  gehalten  werden.  „  JL  Tegard 
des  Statuts,  qui  prononcent  une  mort  civile",  sagt  Boullenois ,  „jpof«r 
crime,  ou  une  nole  d'infamie,  Vetat  de  ces  miserables  se  porte  par  taui 
independamment  de  tout  domicile,  et  cela  par  tm  concert,  et  un  con- 
cours  general  des  nations,  ces  sortes  de  peines  itant  une  tache,  une 
plaie  incurable,  dont  le  condanne  est  afflig4  et  qui  Vaccompagne  en  tous 
lieux^^'^).     Ebenso    ist    die    Ansicht    DemengeatSy    welcher    sagt: 


27)  Boullenois,  TraiU  de  la  pers.  et  de  la  real,  des  lois  obs.  4, 
p.  64 — 65;  Conf.  d' Argentr4,  Cout,  de  Brei,  ari,  209\  Laroche/- 
lavin,  L.  4  t.  5  art.  16;  Chopin^  cout,  iVÄnjou  L.  3  Chap.  3  tä,  $ 
no.  15. 
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„Du  tnameniy  qu'on  ddmei  que  U  stattd  personal  rigU  Täat  de  la 
capacUi  des  personnes^  ü  n'y  a  point  ä  distinguer  pour  queL  motif 
Väat  ou  la  capaciti  est  affectie ,  il  n'y  a  point  ä  distinguer  non  plus 
si  VaffectS  imidiatement  en  vertu  ^une  disposition  generale  de  la  Zot, 
QU  seulement  ä  la  suite  d'une  dedaration  judidaire*'  ^®). 

Dieser  Doktrin  setzten  andere  die  Erwägung  entgegen,  dafs  die 
Entziehung  oder  Suspension  einiger  Rechte,  welche  aus  der  strafgericht- 
lichen Verurteilung  folgt,  einen  integrierenden  Bestandteil  der  Strafe 
bilde  und  die  zur  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung  erforderliche 
Stthne  verstärke.  Es  ist  zwar  richtig,  dafs  die  Beschränkung  oder 
Entziehung  von  Givilrechten  nicht  direkt  den  Inhalt  der  Verurteilung 
bildet,  aber  das  kommt  daher,  weil  sie  virtuell  aus  der  Bestimmung 
des  Strafgesetzes  folgt  und  das  Gericht  sie  nicht  ausspricht.  Nichts 
destoweniger  bleibt  sie  Strafe  und  mufs  als  aus  den  gleichen  Motiven 
wie  die  Hauptstrafe  ausgesprochen  angesehen  werden,  weil  der  Sub- 
stanz nach  das  Urteil  es  ist,  welches  die  Strafe  der  Freiheitsentziehung 
auferlegt  und  als  legale  Konsequenz  hieraus  die  Änderung  in  dem 
Rechtsstatus  des  Verurteilten.  Unter  Annahme,  sagen  sie,  dafs  Strafen 
und  Strafverurteilungen  nicht  über  die  Grenzen  hinaus,  in  denen  die 
Staatsgewalt,  in  deren  Namen  sie  verkündet  sind,  gebietet,  vollzogen 
werden  können,  kann  auch  die  gänzliche  oder  teilweise  Entziehung 
von  Givilrechten  im  fremden  Lande  keine  Kraft  haben'*). 

24.  Vor  den  iranzösischen  Tribunalen  kam  die  Frage  zur  Ver- 
handlung, ob  die  Unfähigkeit  zur  Ausübung  des  Wahlrechtes  bei  einem 
Franzosen  Folge  eines  ausländischen  Strafarteiis  sein  könne  ^^).  Der 
betreffende  Kassationshof  entschied  sich  Hlr  Verneinung,  weil  das  Gesetz 
die  WahlunfUhigkeit  gegen  die  nach  französischem  Gesetz  Verurteilten 
androht  und  keine  formelle  Bestimmung  bezüglich  der  durch  auslän- 
dische Gerichte  Verurteilten  hat,  ^ü  serait  anormal,  qu*  une  autorit^ 
etrangere  pusse  priver  un  frangais  de  ses  droits  de  dtoyen  et  influer 
ainsi  sur  la  composition  du  corps  Aectoräl^^). 

Es  wurde  auch  hervorgehoben,  dafs  man  die  Wirksamkeit  der 
Civilnrteile  anerkennen  könne,  weil  diese  auch  für  vollstreckbar  erklärt 


28)  Demangeatf  candit,  des  itrang,  p,  376  und  Not,  al,  n.  604  b, 
FoeliXj  droit  intern,  privi,  — 

29)  Merlin^  rej),  V  success.  sect.  1  §  2  art,  2;  Touiller  IV  p.  10; 
Proudon  T,  1  p,  136;  Valette  not.  a  das,;  Rieard  Donat,  Par,  1 
no,  263 ;  B  rode  au  caut.  de  Paris  art.  183;  Merlin  rep.  V  mort  civil  & 
1  ort.  1  no.  6:  Demolombe  §  1  n,  198, 

30)  Das  muQzös.  Ges.  vom  2.  Februar  1852,  welches  die  Bedingungen 
der  aktiven  und  passiven  WahlfÜhigkeit  regelt,  benimmt  beide  den  wegen 
Diebstahls  Verurteilten,  ohne  einen  Unterschied  zwischen  Verurteilung  im 
In-  oder  Ausland  zu  machen. 

31)  Cass.  /rang.  14,  Apr,  1868  (Blanchard,  joum.  du  Pal  1868, 
418);  siehe  in  der  revue  internal,  a,  1869  p.  99  den  Artikel  von  Jozan. 
Vergl.  Mecacci,  il  diritto  penale  nei  stioi  rapporti  colla  capac.  givridice 
Cap.  11, 
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werden  könnten,  dafs  man  aber  dasselbe  nicht  bei  Strafhrteilen  an- 
nehmen könne,  welche  weder  vollzogen  noch  für  vollstreckbar  erklärt 
werden  können. 

Auch  bei  unseren  Gerichten  kam  die  Frage  noch  vor  Elrlassung 
des  gegenwärtigen  Strafgesetzbuchs  zur  Erörterung  und  Entscheidung. 
Der  römische  Kassationshof,  sich  auf  den  Grundsatz,  dafs  Strafurteile 
aufserhalb  des  Landes,  in  welchem  sie  erlassen  sind,  keine  Wirk- 
samkeit haben,  stützend,  kam  zu  dem  Schlufs,  dafs  ein  im  Ausland 
ergangenes  Urteil,  welches  einen  italienischen  BUrger  wegen  Diebstahls 
bestrafte,  nicht  die  Krad  habe,  denselben  des  ihm  nach  Art.  26  des 
damals  gültigen  Kommunal-  und  Provinzialgesetzes  zustehenden  ad- 
ministrativen Wahlrechts  zu  berauben.  Das  Hauptargument  dieser 
Entscheidung  ist,  dafs,  wenn  auch  justizielle  und  Zwangsakte  nicht  zur 
Anwendung  kommen,  wo  es  sich  nur  darum  handelt,  die  Minderung 
der  Rechte  als  Folge  der  Verurteilung  zu  deduzieren,  doch  dom  aus- 
ländischen Urteil  eine  unmittelbare  Wirksamkeit  und  Exekutive  bei- 
gelegt würde,  wenn  man,  sei  es  auch  in  Anwendung  eines  Staats- 
gesetzes, als  unmittelbare  Folge  desselben  eine  D^radation  in  dem 
persönlichen  Status  eines  Bürgers  und  damit  eine  Vermehrung  der 
Strafe  zulassen  wollte. 

Urteil  vom  23.  Juli  1885  in  Sachen  Lanza  c.  PiantinOy  for  IL 
1885  col  963;  MoniU  da  irib.  1885,  1195. 

25.  Wir  haben  diese  Frage  in  dem  Werke  von  1877  über  die 
internationalen  Wirkungen  der  Urteile  und  Akte  erörtert  und,  wenn 
auch  zugebend,  dafs  die  ausländischen  Urteile  nicht  überall  dieselben 
Wirkungen  haben  können  wie  am  Orte  ihrer  Erlassung,  haben  wir 
doch  die  Ansicht  vertreten,  es  sei  gefährlich,  im  Princip  daran  festzu- 
halten, dafs  keine  ausländische  Strafverurteilung  im  stände  sei,  die 
persönlichen  Verhältnisse  des  Verurteilten  hinsichtlich  dessen  aus  der 
Verurteilung  sich  ergebenden  bürgerlichen  Fähigkeiten  zu  ändern,  und 
sind  —  immer  unter  Voraussetzung,  dafs  es  sich  um  gemeine,  nicht 
um  politische  Reate  handelt,  —  zu  dem  Schlufssatz  gekommen:  die 
ausländischen  Strafurteile  können  nicht  die  Wirkung  haben,  die  auf- 
erlegten Strafen  im  engeren  Wortsinn  zum  Vollzug  zu  bringen,  aber 
anders  steht  es  mit  den  gesetzlichen  Folgen  der  in  Rechtskraft  er- 
wachsenen Verurteilung.  Richtig  ist  zwar,  dafs  diese  Folgen  auch  als 
Strafe  angesehen  werden  können,  wenn  man  unter  Strafe  das  Übel 
versteht,  welches  die  Sbiatsgewalt  dem  Schuldigen  auferlegt  (Carrara, 
Progr,  582);  aber  es  ist  andererseits  zu  berücksichtigen,  dafs  zu  ihrer 
Anwendung  keinerlei  Akt  physischen  und  materiellen  Zwanges  erforder- 
lich, sondern  alles  gesetzliche  Folge  ist,  so  dafs  sie  besser  speciell  als 
legale  Folgen  der  Verurteilung  zu  bezeichnen  sind.  Wenn  nun,  wie 
allgemein  zugegeben  wird,  die  dem  Gesetze  entsprungene  persönliche 
Unfähigkeit  der  Person  überallhin  anhängt,  so  sind  juristisch  keine 
Gründe  vorhanden,  einen  Unterschied  zwischen  der  UniÜhigkeit,  welche 
sich  zufolge  des  ihn  beherrschenden  Gesetzes  ergiebt,    und  derjenigen, 
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welche  dem  Gesetze,  dem  er  sich  selbst  durch  seine  Strafthat  unter- 
worfen hat,  entstammt,  zu  machen.  Dabei  wäre  jedoch  zu  untersuchen, 
ob  das  aburteilende  Gericht  nach  den  Principien  des  internationalen 
Strafrechts  die  Jurisdiktion  hatte,  und  ob  die  nach  dem  auslftndischen 
Gesetze  sich  ergebenden  Straffolgen  nicht  die  Principien  des  öffentlichen 
Rechtes  unseres  Landes  verletze.  £s  widerspricht  den  Principien  der 
Staatssouyerttnitttt  und  dem  Hauptzweck  der  Strafe,  wenn  im  Inland 
die  ausländischen  Urteile  vollzogen  werden,  aber  es  geht  nicht  gegen 
das  Interesse  der  Staatssouveriinitttt ,  wenn  ausnahmsweise  unter  be- 
stimmten Bedingungen  die  Strafirerurteiiung  als  eine  rechtliche  That- 
sache  mit  rechtlichen  Folgen  angesehen  wird.  Es  würde  also  nach 
unserem  Dafürhalten  ein  Verfahren,  ähnlich  dem  bei  Civilurteilen  er- 
forderlichen, auch  bei  Strafurteilen  einzurichten  sein  behufs  Feststellung, 
ob  der  Beschuldigte  wegen  eines  Reates  vom  kompetenten  Richter  ver- 
urtdlt  ist,  ob  hiebei  das  Recht  der  Verteidigung  gewahrt,  ob  die  im 
Staate  der  Aburteilung  bestehenden  konstitutionellen  und  prozessualen 
Garantien  ausreichen,  um  den  Rechtsspruch  als  gerecht  ansehen  zu 
können,  ob  die  aus  der  Verurteilung  ipso  facto  entstehenden  Kon- 
sequenzen als  solche  zulässig  seien.  Sofern  dies  festgestellt  ist,  können 
die  Straffolgen  von  der  zuständigen  Behörde  ausgesprochen  werden. 
Als  seiner  Zeit  das  citierte  Urteil  des  Kassationshofes  in  Rom,  durch 
welches  unser  Gerichtshof  dem  von  dem  Tribunal  in  Marseille  er- 
lassenen Strafurteil  wegen  eines  gemeinen  Verbrechens  jede  Autorität 
absprach,  publiziert  wurde,  haben  wir  diese  Entscheidung  einer  Kritik 
unterworfen^^)  und  die  Notwendigkeit,  solche  Inkonvenienzen  bei  der 
Diskussion  über  den  Entwurf  des  jetzigen  Strafgesetzbuches  zu  be- 
seitigen, betont  ^^). 

26.  Unsere  Gesetzgebung  hat  teilweise  vorgesorgt  und  in  dieser 
Materie  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich 
verbesserte^),  indem  es  im  Art  7  bestimmt: 

„Kein  Verfahren  findet  in  den  Fällen  des  Art  5  und  6  statt: 

1.  wenn  es  sich  um  ein  Delikt  handelt,  Air  welches  nach  der 
Bestimmung  des  Art.  9  Abs.  1  die  Auslieferung  nicht  platz- 
greift; 


32)  Siehe  die  krit  Note  zum  Urteil  des  röm.  Ka88.Hof8  im  for,  ital,^ 
anno  1885  coL  1217. 

38)  Siehe  meinen  im  Mon,  dei  Irib.  <L  Müano  1888  p.  129^  Betrach- 
tungen über  die  ezterr.  Wirksamkeit  der  Strafurteile  im  StT.G.B.Entwurf, 
ezBcnienenen  Artikel. 

.S4)  Das  deutsche  Str.G.B.  bestimmt  im  §  87:  Ist  ein  Deutscher  im 
Anslanae  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  bestraft  worden,  welches 
nach  den  Gresetzen  des  Deutschen  Reichs  den  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  ttberbaupt  oder  einzelner  bürgerlicher  Ehrenrechte  zur  Fol^e 
hat  oder  zur  Folge  haben  kann,  so  ist  em  neues  Strafverfahren  zulässig, 
um  gegen  den  in  diesem  Verfahren  für  schuldig  Erklärten  auf  jene  Folgen 
zu  erkennen. 
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2.  wenn  der  im  Ausland  abgeurteilte  Beschuldigte  endgültig  von 
der  Anschuldigung  freigesprochen  oder  derselbe  die  Straps  er- 
standen hat  oder  die  Strafe  erloschen  ist 

Demungeachtet  kann,  wenn  g^en  einen  Staatsbürger  wegra 
eines  im  Auslande  begangenen,  nicht  unter  Abs.  1  dieses  Ar- 
tikels fallenden  Deliktes  im  Auslande  eine  Verurteilung  erfolgt 
ist,  welche  nach  italienischem  Gesetze  als  Strafe  oder  Straffolge 
die  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern  oder  andere  Unfähigkeit 
nach  sich  zieht,  das  Gericht  auf  Antrag  der  Staatsbehörde  aus- 
sprechen, dafs  das  im  Ausland  erlassene  Strafurteil  im  König- 
reich die  gedachte  Aberkennung  oder  UnAÜiigkeit  bewirke,  vor- 
behaltlich des  Rechtes  des  Angeklagten,  vor  Entscheidung  über 
den  staatsanwaltlichen  Antrag  die  Wiederholung  des  Haupt- 
verfahrens zu  verlangen." 

27.  Mit  dieser  Bestimmung  hat  die  Gesetzgebung  übrigens  nur 
fOr  die  Straffolgen  im  Falle  der  Verurteilung  eines  Inländers,  nicht 
aber  für  den  Fall  der  Verurteilung  eines  Ausländers  im  Auslande  Vor- 
sorge getroffen. 

Sollen  in  Anbetracht,  dafs  nach  Art.  3  des  Civilgesetzbuches  der 
Fremde  gleiches  Recht  wie  der  Einheimische  geniefsen  soll,  und  im 
Art.  6  daselbst  die  Maxime  angenommen  ist,  dafs  Status  und  Rechts- 
fähigkeit der  Personen  nach  dem  Gesetze  ihrer  Heimat  zu  beurteilen 
ist,  bezüglich  des  strafgerichtlich  verurteilten  Ausländers  die  Unfähigkeit 
und  die  Entziehung  von  Privatrechten,  welche  aus  den  Gesetzen  seines 
Heimatlandes  sich  ergeben,  gelten? 

Gewisse  Arten  bürgerlicher  Un^higkeit  und  gewisse  gesetzliche 
Straffolgen  entstammen  überdies  nach  unseren  Gesetzen  Erwägungen 
der  staatlichen  Ordnung.  Sollen  derartige  Straffolgen  in  Hinsicht  auf 
den  im  Ausland  verurteilten  Ausländer  zuzulassen  sein? 

Beispiele  weiden  dies  deutlicher  machen:  Art.  62  des  Civilkodex 
verbietet  die  Ehe  zwischen  demjenigen,  welcher  strafgerichtlich  als 
Hauptthäter  oder  Komplice  eines  vollendeten,  vereitelten  oder  versuchten 
Todschlages  am  Ehegatten  überführt  ist,  mit  dem  anderen  Eheteil '^)- 
Wenn  nun  der  überführte  Hauptthäter  oder  Komplice  ein  Fremder 
und  das  Strafurteil  im  Ausland  ergangen  ist,  hat  das  Strafurteil  die 
Wirkung,  dessen  Ehe  zu  verhindern  und  von  Anfang  an  für  ungültig 
—  sofeme  sie  vollzogen  ist  —  zu  machen.  Man  wende  nicht  ein, 
das  könne  nicht  vorkommen;  wollen  wir,  um  den  Fall  in  praktisch 
interessanter  Gestalt  vorzuführen,    annehmen,   eine  Italienerin,  welche 


35)  Ich  habe  mich  behufs  Diskussion  dieser  Frage  auf  die  italienische 
Gesetzgebung  berufen.  Art.  62  cod,  cw.  lautet:  Wer  im  Strafverfahren  als 
Haupttnäter  oder  Komplice  eines  vollendeten,  vereitelten  oder  versuchten 
Todschlages  auf  die  Person  eines  der  Ehe^tten  überführt  ist,  kann  sich  mit 
dem  andern  nicht  verehelichen;  wenn  lediglich  das  Urteil  auf  Anklage  ver- 
kündet oder  Verhaftung  angeordnet  ist,  bleibt  die  Ehe  in  suspenso  ^  bis  zur 
Beendigung  des  Verfahrens. 
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darch  Heirat  eine  Fremde  geworden  ist,  ist  mit  ihrem  Gatten  ins 
Ausland  verzogen;  dort  macht  sich  einer,  ohne  Komplicität  ihrerseits, 
des  Todschlages  an  ihrem  Gatten  schuldig  und  will  dann  sie,  die 
Witwe  geworden  nnd  nach  Italien  verzogen  ist,  heiraten;  kann  hier 
auf  die  ausländische  Verurteilung  das  impedimenium  ariminis  gestützt 
werden?  Wenn  die  Berufung  auf  dasselbe  lediglich  den  Zweck  hat, 
die  Eheschliefsung  zu  verhindern,  so  dürfte  eine  besondere  Schwierig- 
keit nicht  vorliegen,  weil  man,  nachdem  das  Gesetz  statuiert,  dafs  die 
Ehe  auch  schon  mit  £rlassung  des  Verweisungsbeschlnsses  zu  suspen- 
dieren sei,  mit  Recht  behaupten  kann,  dafs  das  ausländische  Strafurteil, 
wenn  es  auch  nicht  definitiv  den  Angeklagten  als  im  Verfahren  wegen 
Tötung  des  Ehegatten  verurteilt  hinstellen  kann,  doch  wenigstens  ihn 
als  Angeklagten  erscheinen  läfst,  um  die  Suspension  der  Ehe  insolange 
zu  verftigen,  bis  derjenige,  welcher  sie  eingehen  will,  die  Einleitung 
des  Verfahrens  vor  den  italienischen  Gerichten  bewirkt,  um  von  der 
das  Ehehindemis  bewirkenden  Verurteilung  freigesprochen  zu  werden; 
sicher  müfste  im  Falle  Einspruches  der  Staatsbehörde  die  Ehe  suspen- 
diert werden,  bis  der  Interessierte  ein  neues  Verfahren  provoziert  hätte 
und  von  der  Strafe  freigesprochen  wäre.  Die  öffentlich-rechtlichen 
Gründe,  welche  dies  rechtfertigen,  sind  klar  und  daher  weitere  Aus- 
führungen unnötig.  Gewichtiger  werden  die  Zweifel,  wenn  die  Ver- 
urteilung unbekannt  geblieben,  ein  Widerspruch  nicht  eingelegt  und 
die  Ehe  vollzogen  ist,  nun  aber  die  Interessenten  die  Nichtigkeit  der 
Ehe  mit  der  Behauptung,  dafs  dieselbe  durch  das  Verbrechen  ge- 
schändet sei,  unter  Berufung  auf  das  fremdländische  Urteil  als  im- 
pedmenium  criminis  durchzusetzen  versuchen;  hat  in  solchem  Falle 
das  ausländische  Urteil  irgendwelche  Wirksamkeit? 

Ein  anderes  Beispiel !  Ein  Ausländer  kann  Vormund  eines  Italieners 
sein;  gesetzt  ein  Fremder,  der  im  Ausland  wegen  Diebstahls,  Betrugs, 
Sittlichkeitsreaten  verurteilt  ist,  hätte  eine  solche  Vormundschaft  und 
soll  nun  durch  Berufung  auf  das  ausländische  Strafurteil  amoviert 
werden;  kann  dieses  die  dem  von  italienischen  Richtern  erlassenen 
Urteil  zweifellos  zukommende  Wirkung  der  Amovierung  des  Vormundes 
haben? 

Von  allen  den  anderen  Fällen,  in  denen  die  Unfähigkeit  zu  ge- 
wissen btlrgerlichen  Rechten  oder  die  Suspension  ihrer  Ausübung  Straf- 
folge ist,  wollen  wir  gar  nicht  sprechen;  aber  auch  in  allen  diesen 
Fällen  entsteht  der  Zweifel,  ob  sie  StrafiPolgen  des  ausländischen  Urteils 
sein  können. 

28.  Nimmt  man  die  in  dem  erwähnten  Urteil  des  Kassationshofe 
in  Born  mit  aller  Bestimmtheit  aufgestellte  Doktrin  an,  so  könnte  jeder 
Zweifel  durch  Hervorhebung  des  besonders  betonten  Hauptargumentes 
des  Kassationshofes,  dafs  nämlich,  weil  in  allen  Fällen  die  capUis 
dmmuHo  eine  Folge  der  Verurteilung  ist,  zu  der  sie  gewissermafsen 
im  Verhältnis  einer  Zusatzstrafe  (Strafe  ist  immer  Entziehung  eines 
Rechtes)  steht,  bei  dieser  Frage  von  der  Recherche  über  die  Autorität 
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und  Vollstreckbarkeit  des  Jadikats,   ans  welchem  diese  Folge  gezogen 
werden  soll,  unmöglich  abgesehen  werden  kann,  gehoben  werden. 

Die  Folgerichtigkeit  solcher  Argumentation  läfst  sich  in  der  Tbat 
auch  nicht  leugnen,  jedoch  nur  in  dem  Sinne,  dafs  nach  Vernunft  und 
Grerechtigkeit  der  Verurteilung  im  Ausland  nicht  die  gleiche  Autorität 
und  Wirksamkeit  beigemessen  werden  kann,  wie  der  inlttndischen  und 
zwar  nicht  allein  bezüglich  des  Vollzuges  der  Strafe  selbst,  sondern 
auch  der  als  Accessorium  zu  betrachtenden  Straßblgen. 

Wir  sind  demnach  damit  einverstanden,  dafs  die  ausländischen 
Strafurteile  im  Königreich  nicht  allein  keine  exekutive  Kraft  zur  so- 
fortigen Anwendung  von  Zwangsmafsregeln  haben,  sondern  auch,  dafs 
sie  nicht  imstande  sind,  die  legalen  Konsequenzen  der  Entziehung  von 
Rechten,  Unfähigkeit  verschiedener  Art,  die  sich  als  Straffolgen  an  das 
Urteil  kntlpfen,  zu  bewirken,  weil  diese  StrafPolgen  die  Gerechtigkeit 
des  Haupturteils  voraussetzen  und  dem  ausländischen  Urteile  nicht  die- 
selbe Autorität  und  präsumtive  Gerechtigkeit  beigemessen  werden  kann, 
wie  solche  den  von  italienischen  Gerichten  erlassenen  Urteilen  bei- 
gemessen werden  mufs.  Hieraus  folgt  im  übrigen,  dafs  man  unter- 
suchen mufs ,  ob  das  fremdländische  Urteil ,  auf  welches  die  Rechts- 
minderung gegründet  werden  soll,  Geltung  haben  kann  oder  nicht  und 
soweit  sind  wir  auch  mit  dem  Urteil  des  Kassationshofs  in  Rom  ganz 
einverstanden. 

Worin  wir  ihm  nicht  beistimmen,  ist,  dafs  man,  auch  als  zweifel- 
los zugegeben,  dafs  das  fremdländische  Urteil  keine  exekutive  Wirk- 
samkeit habe,  wenn  auch  anerkennend,  dafs  es  hinsichtlich  der  Straf- 
folgen, welche  den  Verurteilten  treffen,  nicht  dieselbe  Autocität  haben 
könne,  wie  die  von  italienischen  Gerichten  erlassenen  Urteile,  doch 
hieraus  unmöglich  folgen  kann  und  darf,  dafs  die  ausländische  Sentenz 
als  ein  auch  beztiglich  der  legalen  StrafPolgen  gar  nicht  existierendes 
Faktum  anzusehen  sei. 

Der  römische  E^assationshof  kommt  mit  seiner  Doktrin  zu  diesem 
Schlufs ;  diese  seine  Schlufsfolgerung  ist  aber  in  Beziehung  auf  den  im 
Ausland  wegen  einer  im  Ausland  begangenen  Straflhat  verurteilten 
Italiener  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  7  beseitigt. 

29.  Nachdem  bezüglich  des  Fremden  das  geltende  Stra%e8etzbuch 
keine  Bestimmung  hat,  mufs  man  die  Frage  nach  Analogien  in  unserem 
Strafgesetz  und  allgemeinen  Rechtsprincipien  beurteilen;  hienach  wäre 
nach  unserer  Meinung  die  aufgeworfene  Frage  folgendermafsen  zu  ent- 
scheiden. 

Wenn  der  Übelthäter  von  dem  Gerichte  seiner  Heimat  verurteilt 
ist,  so  mufs  die  Verurteilung  als  eine  juridische  Thatsache  angesehen 
und  angenommen  werden,  dafs  sie  wenigstens  hinsichtlich  der  persön- 
lichen Eigenschaften  des  Verurteilten  alle  die  Rechtsfolgen  haben  mufs, 
welche  seine  Heimatsgesetze  daran  knüpfen. 

Die  Änderungen  in  Personenstatus  und  Fähigkeiten  sind  in  dem 
von  uns  supponierten  Fall   die  Folgen   nach   heimischen  Gesetzen  und 
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da  Art  6  (ä^,  gen,)  bestimmt,  dafs  diese  nach  den  Gesetzen  des 
HeimatBStaates  zu  regulieren  sind,  so  dürfte  klar  sein,  dafs  die  Modi- 
fikationen im  Statas,  welche  nach  dem  heimischen  Gesetze  des  Yer- 
arteilten  ans  dem  von  dem  Gerichte  des  Vaterlandes  des  Beschuldigten 
erlassenen  Urteile  folgen,  auch  in  unserem  Lande,  infolge  der  Be- 
stimmung unseres  Gresetzgebers  zuzulassen  sind.  Damit  würde  nicht 
dem  ausländischen  Urteil  exekutorische  Wirksamkeit  und  Zwangsrechte 
auf  die  Person  beigemessen,  sondern  lediglich  die  strafgerichtliche  Ver- 
urteilung durch  Zulassung  der  Straifolgen  als  eine  Thatsache  von  recht- 
licher Bedeutung  anerkannt 

Es  wird  auch  zugegeben,  dafs  das  ausländische  Strafurteil  die 
Auslieferung  dessen,  welcher  nach  der  Verurteilung,  ohne  die  Strafe 
zu  verbUfsen,  entwichen  ist,  begründet  und  damit  das  ausländische 
Urteil  in  den  Fällen,  wo  es  die  Auslieferung  bewirken  kann,  als  ein 
Faktum  mit  Rechtsfolgen  anerkannt  Es  steht  demnach  nichts  ent- 
g^n ,  die  vom  Heiroatsgerichte  des  Übelthäters  erlassenen  Strafurteile 
als  eine  juridische,  die  Unfähigkeiten  und  Personenstandsveränderungen 
des  Verurteilten,  welche  seinem  heimatlichen  Rechte  entsprechen,  be- 
wirkende Thatsache  anzuerkennen. 

Unter  solchen  Umständen  kann  man  nicht  sagen,  dafs,  da  es  sich 
am  strafgerichtliche  Verurteilung  handelt  und  die  Rechtsentziehung 
gleichßills  eine  Strafe  ist,  ebenso  wie  das  Urteil  keine  VoUziehbarkeit 
iiat,  ebenso  auch  nicht  die  Autorität  haben  könne,  die  Statusminderung, 
eine  Folge  der  Verurteilung,  zu  bewirken.  Mit  besserem  Rechte  läfst 
sich  sagen,  der  Status  des  Verurteilten  müsse  bei  dem  wegen  eines  in 
seinem  Vaterlande  von  dessen  Gericht  Verurteilten  als  definitiv  geregelt 
gelten  und  wir  kämen,  die  Straffolgen  zulassend,  nicht  dazu,  dem  aus- 
ländischen Strafurteil  den  Vollzug  zuzugestehen,  sondern  lediglich  dazu, 
dasselbe  als  eine  juridische  Thatsache  anzuerkennen  und  aus  dieser  die 
aas  ihr  nach  dem  Heimatsgesetz  des  Verurteilten  sich  ergebenden 
Konsequenzen  zu  ziehen. 

In  Anwendung  dieser  Principien  müfste  man  z.  B.  in  dem  Falle, 
wenn  ein  wegen  Todschlags  versuch  es  an  dem  Erblasser  von  einem 
iianzösischen  Gericht  verurteilter  Franzose  erben  wollte,  falls  die  Erb- 
schaft in  Italien,  wo  das  Erbgut  läge,  anfiele,  denselben  auf  Grund 
des  Art  427  cod.  frone,  als  der  Erbschaft  unwürdig  fWr  ausgeschlossen 
erklären  können;  es  wäre  nicht  am  Platze,  zu  sagen,  da  es  sich  um 
eine  Ausschliefsung  handele,  die  aus  einer  Strafeentenz  folgt,  könne 
das  ausländische  Strafurteil  diese  nicht  bewirken.  Alles  das,  was  wir 
oben  ausgeführt  haben,  schliefst  solche  Annahme  aus,  und  ebenso  ist 
es  in  anderen  gleich  gelagerten  Fällen. 

Wir  glauben  jedoch  darauf  aufmerksam  machen  zu  sollen,  dafs 
dabei  der  im  Art.  12  (diap.  gen.)  unseres  Gesetzbuches  aufgestellten 
Einschrtlnkung  —  wenn  die  aus  der  Verurteilung  nach  dem  in  der 
Heimat  des  Beschuldigten  gültigen  Gesetz  folgende  Unfähigkeit  mit 
den  Principien  des  öffentlichen  Rechtes  Italiens  nicht  übereinstimmt  — 
Rechnung  zu  tragen  ist.     Dies  müfste  z.  B.  geschehen,  wenn  nach  dem 
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Gesetze  der  Heimat  des  Beschaldigten  der  bürgerliche  Tod  die  Stnf- 
folge  wKre;  diese  Wirkung  könnte  das  Urteil  bei  uns  nicht  haben, 
weil  nach  dem  öffentlichen  Recht  Italiens  der  bürgerliche  Tod  nicht 
zoUlssig  ist  Ebenso  wäre  es  bei  gesetzlicher  Infiunie,  falls  solche  als 
Folge  des  Strafurteils  nach  dem  fremden  Gesetze  zugelassen  wäre*'). 
Es  wi&re  demnach  die  yon  uns  beztiglich  der  Folgen  der  strafrecht- 
lichen Verurteilung  im  Ausland  für  den  Beschuldigten  in  unserem 
Lande  aufgestellte  Regel  innerhalb  der  Grenzen  anzuwenden,  welche 
die  vom  vaterländischen  Gesetzgeber  in  Beziehung  auf  den  Personen- 
status und  die  Fähigkeit  des  Ausländers  getroffenen  generellen  Dis- 
positionen ziehen. 

30.  Und  nun  wollen  wir  den  letzten  Fall  erörtern,  wenn  es  sieb 
nämlich  um  ein  gegen  einen  Fremden  ergangenes  ausländisches  Straf- 
urteil handelt  und  die  Frage  entsteht,  ob  dieses  Urteil  die  Entehrungen 
und  Unfähigkeiten,  welche  sich  nach  unserem  Gesetz  an  die  Strafver- 
urteilung knüpfen ,  bewirken  könne  oder  nicht  Dabei  bemerken  wir, 
dafs  das,  was  wir  zu  sagen  haben,  auch  auf  den  von  den  Gerichten 
seiner  Heimat  Verurteilten  Anwendung  finden  kann,  wenn  es  sich 
darum  handelt,  ob  aufser  den  nach  dem  Gesetz  seiner  Heimat  ent- 
stehenden Straffolgen  auch  noch  eine  nach  italienischem  Gesetz  zu- 
lässige Unfllhigkeit  zuzulassen  sei. 

Wir  können  durchaus  nicht  zugeben,  dafs  die  ausländische  Ver- 
urteilung als  nicht  existent  angesehen  werden  könne.  Sie  ist  zum 
mindesten  ein  juridisches  Faktum  und  als  solches  kann  es  juridische 
Folgen  erzeugen  und  nicht  als  nicht  existent  angesprochen  werden. 

Bei  der  Diskussion  über  die  Frage,  ob  das  ausländische  Straftirteil 
nicht  wenigstens  als  Präcedens  beim  Rückfall  anzusehen  sei,  war  die 
Mehrheit  der  italienischen  Juristen  darin  einig,  den  im  Ausland  er- 
lassenen Urteilen  keine  Rechnung  zu  tragen  ^^)  und  dieses  in  allen  Ent- 
würfen enthaltene  Princip  ist  im  Art  83  des  geltenden  Straf kodex 
adoptiert 


86)  Die  gesetzliche  Infamie  ist  von  der  neuen  Schule  als  schädlich  oder 
wenigstens  als  unnütz  verworfen  worden,  weil  sie  künstlich  den  Wert  der 
allgemeinen  Achtung  regelt.  Die  Infamie  ruht  im  Delikt,  nicht  in  der 
Strafe  und  die  Erregung  der  Mifsachtung  durch  das  Gesetz  wäre  unnütz, 
wenn  jemand  die  Achtung  infolge  seiner  That  verloren  hat,  unmoraUsch 
aber  wäre  es ,  wenn  der  Gesetzgeber  die  Allgemeinheit  zur  Mifsachtung  der 
mit  bestimmten  Strafen  Belegten  anregen  würde,  wenn  sie  die  Acntuig 
durch  die  That  nicht  verloren  haben.  Aus  derartigen  Erwägungen  wurden 
die  entehrenden  Strafen  verlassen.  Cf.  Confortid  Intorno  al  dir,  apunire; 
Bonnevillej  df.  Vamelioration  de  la  loi  crimiveVe^  T,  XI  c,  XIV; 
Mittermeyer,  Über  entehrende  Strafen  (Sammlung  deutscher  Schriften 
von  Mori)]  Story,  conflict  oj  law  §  620—624;  Bcntham,  the'orie  des 
peines  et  des  recompenses  l.  III  c,  Iil, 

37)  Die  Lösung  der  Fra^^e  hänst  von  den  Grundsätzen  bezüglich  der 
Straferschweruug  durch  Rückfall  und  vom  Begriff  des  Eückfalls  selbst  ab. 
Siehe  das  cit.  Werk:  Fiore,  effetti  intern,  d.  snit,  c  d,  atti  vol,  11  p.  12 
§  98  jff,;  Carrara,  Statt  della  dvttr.  svlla  revidiva;  Pessina,  eletnenti 
di  dir.  penale. 
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Solche  Anschaaung  findet  sich  gerechtfertigt  in  dem  Referat 
Mananis  vom  25.  November  1876:  „AoBwftrtige  Urteile  sind  nicht 
geeignet,  den  Rückfall  zu  begründen,  weil  Rückfall  nicht  existiert, 
anfer  onter  der  Bedingung  voller  Legalität  und  Regularitttt  des  Ver- 
fahrens und  Urteils,  welchem  der  Beschuldigte  snivor  unterstellt  war, 
and  hiervon  hat  man  nur  dann  juristische  Gewifsheit,  wenn  Verfahren 
and  Verurteilung  im  Königreich  und  vor  italienischen  Richtern  statt- 
fand«««). 

Uns  scheint  nicht  angemessen,  das  Princip  bis  zu  der  Behauptung 
auszudehnen ,  dafs,  wie  man  juristische  Gewifsheit  der  vollen  Legalität 
und  Regularität  der  Strafjustiz  nur  beim  Verfahren  und  Urteil  im 
Königreich  haben  könne,  so  auch  keinerlei  Autorität  dem  ausländischen 
Urteil  zuzugestehen  und  dieses  fllr  gänzlich  unwirksam  anzusehen  sei. 
Eine  solche  Schlufsfolgerung  scheint  uns  übertrieben. 

Man  kann  in  der  That  nicht  behaupten,  dafs  die  persönlichen 
Verhültnisse  des  im  Strafverfahren  Verurteilten,  Verhältnisse,  welche 
eine  Folge  des  in  Rechtskraft  erwachsenen  Urteils  sind,  nicht  wenig- 
stens als  juridisches  Faktum  zu  betrachten  seien,  wobei  dem  italienischen 
Richter  überlassen  bleibt,  festzustellen,  welche  Wirksamkeit  dieses 
Faktum  haben  soU.  Konsequenterweise  lassen  wir  zu,  dafs,  weil  die 
Frage  der  Nichtigkeit  oder  Unfähigkeit  infolge  einer  Strafverurteilung 
nur  bei  Gelegenheit  der  Ausübung  gewisser  Civilrechte,  deren  der  in 
einem  Stra^erfahren  Verurteilte  als  verlustig  nach  unserem  Gesetze 
anzusehen  ist,  auftauchen  kann,  eben  deshalb  dem  italienischen  Gerichte, 
Tor  welchem  das  fragliche  Civilrecht  angestritten  worden  ist,  die  Be- 
fugnis zustehen  soll  zu  ^ürdigen,  ob  das  ausländische  Strafurteil  als 
ein  juridisches  Faktura,  welches  geeignet  ist,  die  Nullität  oder  Un- 
fähigkeit zu  bewirken,  zu  gelten  hat  oder  nicht,  sowie  dafs  dem 
Fremd^i  das  Recht  zustehen  soll,  vor  den  italienischen  Gerichten  die 
Autorität  des  ausländischen  Urteils  anzufechten,  um  auf  diese  Weise 
von  dem  Makel  der  Verurteilung  sich  rein  zu  waschen  und  die  Aus- 
übung aller  Civilrechte  wieder  zu  erlangen;  dabei  ist  aber  das  im 
Aasland  ergangene  Urteil  nicht  als  dafllr  zureichend  anzusehen,  um 
daraus  die  nach  italienischem  Gesetz  aus  dem  Strafurteil  erwachsenden 
Folgen  zu  begründen. 

31.  Um  die  Anwendung  unseres  Princips  an  Beispielen  zu  ver- 
anschaulichen: wir  sind  der  Anschauung,  dafs  wenn  ein  Italiener  eine 
Schenkung  an  einen  Fremden  gemacht  und  der  Beschenkte  sich  einer 
Strafthat  gegen  ihn  schuldig  gemacht  hat,  wegen  deren  er  im  Auslande 
bestraft  wurde  und  die  Strafe  erstanden  hat,  im  Falle  der  Schenker 
oder  dessen  Erben  die  Schenkungs-Revokationsklage  anstellen,  das  italie- 
nische Gericht  diese  als  durch  das  juridische  Faktum  der  im  Auslande 
erfolgten  Verurteilung  des  Schenknehmers  als  begründet  erachten  könne. 


38)  Siehe  auch  Entwurf  v.  1868  Art.  72;  desgl.  von  Villiani  Art.  87; 
der  Deputirt  Kammer  Art.  77;  Zanardelli  Art.  72. 
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Nach  Yonehrift  des  Art  1081  Cod.  civ.  kann   die  Schenkung  wider- 
rufen  werden,   wenn   der  Schenknehmer  sich   eines  Angriffe  auf  das 
Leben  des  Schenkers  oder  eines  anderen  Verbrechens  gogen  denselben 
schuldig  gemacht  hat     In  diesem  Falle,  wie  auch  in  dem  im  Art  725 
behandelten,   wo   die  Successionsunwürdigkeit  definiert  und   die  straf- 
rechtliche Verurteilung  zwar  nicht  als   unerläfsliche  Voraussetzung  hin- 
gestellt,  aber  doch  dem  CiTilrichter  an    die  Hand   gegeben   wird,  die 
Thatsache,    auf    welche    die    Unwürdigkeit    zur   Suocession    oder  der 
Widerruf  der  Schenkung  gegründet  werden  soll,   zu  prüfen,   leuchtet 
von    selbst    ein,    dafs   das   ausländische   Strafurteil    ab    entscheidendes 
Beweismittel    ftir    Feststellung    der   juridischen    Thatsache    angezogen 
werden  kann.     Dabei  mufs  stets   daran  festgehalten  werden,    dafs  der 
italienische  Civilrichter    das  aosländische   Strafurteil   prüfen    kann   und 
nicht   gehalten   ist,    das   fremdländische  Strafnrteil    als    unfehlbar   nnd 
legal  gerecht  bei  Beurteilung  seiner  Wirksamkeit  im  italienischen  Civil- 
verfieihren   anzusehen.     Nichtsdestoweniger   nehmen    wir    an ,    dafs   das 
fremdländische  Straftirteil  als  juridisches  Faktum  und  ein  Beweismittel 
von  grofsem  Belang  für  das  Oivilverfabren  über  die  Frage  des  Wider- 
rufes der  Schenkung  und  der  Successionsunwürdigkeit  ist    Die  schwierigst 
zu  lösenden  Zweifel  entstehen  in  den  Fällen,  wo  der  Gesetzgeber  aus- 
drücklich strafrechtliche  Verurteilung  als  Grundlage  bezüglich  der  Un- 
fähigkeit   zur   Ausübung    gewisser    Civilrechte    oder    der    Nullität   des 
Aktes,   welcher  Gegenstand   der  Verurteilung   ist,    verlangt     Dies   ist 
beispielsweise   der  Fall  beim  Ausschlufs   von   der  Vormundschaft  oder 
Amovierung  eines  Vormundes,  der  im  Art  269  behandelt  ist,  welcher 
bestimmt:     Von   der  Führung   der  Vormund^haft   sind   ausgeschlossen 
und  gegebenen  Falles  zu  entfernen    1.    die  zu  einer  Verbrechensstrsfe 
Verurteilten;   2.  die  zu  einer  G^f^gnisstrafe  wegen  Diebstalü,  Betrug, 
Fälschung   oder   eines  Vergehens   wider   die  guten  Sitten  Verurteilten. 
Da  die  Verurteilung  ausdrücklich  erfordert  wird,  welche  nur  von  dem 
Strafrichter  ausgesprochen   werden  kann,    ergiebt  sich  naturgemäfs  der 
Zweifel,  ob  das  ausländische  Strafurteil  als  solches  Geltung  haben  kann. 
Im   Falle    einem   im   Ausland   wegen  Diebstahls    etc.  Verurteilten 
die  Vormundschaftsstelle  entzogen,   und  das  ausländische  Strafurteil  als 
die  zur  unerläfslichen  Voraussetzung  erklärte  strafrechtliche  Verurteilung 
angezogen  werden  soll,    kann   man  sie   als   das   legale  Erfordernis  der 
Verurteilung  im  Sinne  des  Art  269  ansehen?    Ebenso  verhält  es  sich, 
wenn   die  Nichtigkeitserklärung    einer   in   Italien   zwischen   dem    über- 
lebenden Ehegatten  und  demjenigen,    welcher   wegen  Todschlags   oder 
Versuchs   hiezu   an   dem   vorverstorbenen    Ehegatten  verurteilt   ist,    in 
Frage  »teht.     In  allen  diesen  und   ähnlichen  Fällen  sind  wir  der  An- 
schauung, dafs  aus  der  Thatsache  allein,  dafs  dem  ausländischen  Stiaf- 
urteil    die   dem  inländischen   innewohnende   Sicherheit   seiner  Legalität 
und  Regularität  abgeht,  nicht  geschlossen  werden  darf,  dasselbe  existiere 
juristisch  nicht     Uns  scheint  es  den  allgemeinen  Rechtsprincipien  kon- 
former, die  Präsumtion  der  Legalität  und  Regularität  dem  ausländischen 
Stiafurteil,  welches  nicht  in  contumaciam  von  dem  kompetenten  Richter 
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erkasen  ist,  asnzagestehen ,  sofeme  die  zur  Legalität  eines  Strafurteils 
nötigen  konstitutionellen  und  prozessualen  Grarantien  vorliegen.  Diese 
Pritoamtion  mufs  um  so  mehr  als  begrtlndet  erachtet  werden,  als  Kultur 
und  Civilisation  der  neuen  Zeit  bestrebt  ist,  die  Kriterien  der  Straf- 
barkeit und  die  Zurechnung  bei  gemeinen,  nicht  politischen  Verbrechen, 
mehr  und  mehr  gleichmäfsig  zu  gestalten. 

Jede  Greiahr,  welche  aus  der  Anerkennung  des  von  irgend  einem 
Grerichtshof  der  Welt  erlassenen  Strafurteils  als  einer  rechtlich  wirk- 
samen Thatsache  entstehen  könnte,  kann  dadurch  ausgeschlossen  wer- 
den, dafs  dem  Verurteilten  das  Kecht  zugestanden  wird,  diese  Wirkung 
durch  Anfechtung  der  AutoritHt  und  Wirksamkeit  des  fremdländischen 
Straftirteils  zu  beseitigen. 

Diese  unsere  Anschauung  findet  ihre  Rechtfertigung  nicht  allein  in 
allgemeinen  Rechtsprincipien ,  denen  es  nach  unserer  Meinung  mehr 
entspricht,  das  firemdländische  Urteil  als  juristisch  existierend  und  ein 
aach  ftlr  ans  bestehendes  Faktum  nicht  auszuschliefsen ,  sondern  auch 
in  der  Analogie  der  für  den  Fall  der  Verurteilung  eines  Inländers  im 
Ausland  gegebenen  gesetzlichen  Regeln.  Unser  Gesetz  bestimmt  that- 
Bächlich,  dafs  das  im  Auslande  gegen  einen  Einheimischen  wegen  einer 
dort  begangenen  Strafthat  ergangene  Urteil  als  wirksam  zu  betrachten 
sei,  alle  Folgen  zu  erzeugen,  welche  nach  italienischem  Gesetz  aus  der 
Strafrerurteilung  entspringen,  vorbehaltlich  des  Rechts  des  Beschuldigten, 
die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zu  begehren. 

Es  ist  dabei  im  Auge  zu  behalten,  dafs  der  Gesetzgeber,  obwohl 
er  das  Princip  der  Exterritorialität  des  Strafrechts  nicht  angenommen 
hat,  dennoch  das  Princip  der  Solidarität  der  Staaten  in  Hinsicht  auf 
die  Strafbarkeit  anerkannt  hat,  indem  er  Strafverfolgung  auch  hinsicht- 
lich des  Ausländers,  welcher  im  Ausland  eine  Strafthat  zum  Nachteil 
ebes  Ausländers  begangen  hat,  zuliefs.  Wenn  derselbe  auch  dieVoll- 
ziehbarkeit  des  ausländischen  Straftirteils  ausgeschlossen  hat,  so  hat  er 
doch  andererseits  auch  verhindert,  dafs  der  Ausländer  Straflosigkeit 
geniefsen  könne,  indem  er  daran  festhielt,  dafs  in  Hinsicht  auf  die 
Strafverfolgung  der  Stand  des  Beschädigten  und  Beschuldigten,  d.  i.  ob 
sie  Einheimische  oder  Fremde  sind,  keinen  entscheidenden  Einflufs  im 
Stra&echt  üben  könne.  Angesichts  dessen  kann  nicht  zugegeben  wer- 
den, dafs  die  Lage  des  Fremden  besser  als  die  des  Einheimischen  sein 
dürfe.  Wenn  demnach  der  Gesetzgeber  beztiglich  des  Einheimischen, 
indem  er  demselben  das  Recht  einräumt,  die  gesetzlichen  Konsequenzen 
einer  im  Ausland  ergangenen  Verurteilung  auszuschliefsen,  festhält,  dafs 
diese  die  Wirkungen  haben  kann,  welche  aus  einer  Verurteilung  nach 
einheimischer  Gesetzgebung  entstehen,  so  scheint  mir,  man  müsse,  da 
der  Fremde  nicht  besser  gestellt  sein  darf  als  der  Bürger,  im  Principe 
die  im  letzten  Absatz  des  Art  7  aufgestellte  Maxime  annehmen;  dies 
folgt  aus  der  im  Art  3  disp.  gen.  aufgestellten  Regel,  dafs  man  auf 
Bestimmungen,  welche  ähnliche  Fälle  und  analoge  Materien  regeln, 
überall  da  zurückzugreifen  habe,  wo  eine  ausdrückliche  Regel  zur  Ent- 
scheidung brgend  einer  Kontroverse  fehlt.    Solcher  Argumentation  könnte 
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man  anch  nicht  durch  Bezugnahme  auf  die  Bestimmungen  des  Ait  83 
hinsichtlich  der  Wirksamkeit  ausländischer  Straftirteile  beim  Rttck&ll 
mit  Erfolg  entgegentreten. 

Der  Kassationshof  yon  Rom  hat  in  dem  citierten  Urteil  vom 
28*  Juli  1885  sich  auf  dieses  Argument  gestutzt  und  ausgefllhrt,  dafs, 
nachdem  einer  der  Effekte  der  Stra^erurteilung  die  Erschwerung  beim 
Rückfall  ist  und  der  Gesetzgeber  bestimmt  habe,  dafs  beim  Rttck&ll 
die  ausländische  Verurteilung  nicht  zu  berücksichtigen  sei,  dies  auch 
für  alle  gesetzlichen  Folgen  gelten  müsse,  und  somit  fesl^festellt ,  dafs 
Straffolgen  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs  Verfahren  und  Urteil  im 
Königreich  stattgefunden  hat,  wirksam  entstehen  können.  Es  stellt 
demnach  den  Grundsatz  auf,  dafs  das  hinsichtlich  des  Rückfalls  gesetz- 
lich sanktionierte  Princip  ein  vollgültiger  Entscheidungsgrund  für  Ver- 
neinung aller  Straffolgen  aus  dem  ausländischen  Strafurteil  sei.  Einen 
derartigen  Ideengang  einschlagend,  wtlrde  man  sohin  mit  Htllfe  der 
Analogie  zu  ganz  anderen  als  unseren  oben  festgehaltenen  Resultaten 
kommen. 

Wir  müssen  indes  doch  darauf  aufmerksam  machen,  dafs,  wenn 
auch  die  Erschwerung  der  Strafe  einer  der  Effekte  des  Straforteils 
im  RückMle  ist,  der  Gesetzgeber  doch  diesen  Effekt  ausgeschlossen 
haben  kann  nicht  sowohl,  weil  er  die  ausländische  Verurteilung  als 
nicht  existierend  ansieht,  sondern  aus  anderem  Grunde,  dafs  nämlich 
die  allgemeinen  Strairechtsprincipien ,  auf  welche  sich  die  Straf- 
erschwerung beim  Rückfall  gründet,  ihn,  und  zwar  mit  Recht,  dazu 
geführt  haben,  dem  von  einem  ausländischen  Grericht  erlassenen  Urteil 
diesen  Effekt  abzusprechen.  In  der  That  haben  die  Juristen  lang  und 
breit  sowohl  über  die  Zulässigkeit  der  Straferschwerung  durch  den 
Rückfall  als  anch  über  die  Grundlage  der  Erschwerung  gestritten;  auf 
diese  Kontroversen  näher  einzugehen  ist  hier  nicht  am  Ort  und  soll 
nur  bemerkt  werden,  dafs  nach  einigen  der  Rückfall  zu  den  die  Zu- 
rechnung erschwerenden  Umständen,  nach  anderen  zu  den  Ursachen, 
welche  eine  Verschärfung  der  Strafe  im  Hinblick  auf  die  Unzulänglich- 
keit der  Strafe ,  die  sich  bei  dem  Delinquenten  gezeigt  hat ,  gerechnet 
werden  soll.  Gcwifs  ist,  dafs  die  Strafe  einen  Zusatz  zur  Strafe  an 
der  Freiheit  der  Person  enthält  und  der  Gresetzgeber  mit  Recht  be- 
stimmt hat,  dafs  das  ausländische  Strafurteil  hierbei  nicht  berücksichtigt 
werden  solle,  und  zwar  deshalb  mit  Recht,  weil  erstens  nicht  zu- 
gegeben werden  kann,  dafs  auf  Grund  eines  ausländischen  Strafurteiis 
Strafen  oder  Strafsupplemente  im  Staatsgebiete  angedroht  werden  können, 
—  denn  dies  verstöfse  in  der  That  ge^n  das  Princip,  dafs  die  Strafe 
xorr'^^ox^i'f  das  ist  die  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  ein 
auf  die  Grenzen  des  der  treffenden  Jurisdiktion  unterstehenden  Terri- 
toriums beschränkter  Akt  der  Souveränität  ist  — .  Femer  ist  auch  der 
von  Carrara  angefahrte  Grund  triftig  und  überzeugend,  dafs  nämlich 
bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  angenommen  werden  müsse,  die 
gewöhnliche  vom  Gesetzgeber  sanktionierte  Strafe  reiche  zur  Unter- 
drückung   der   Verbrechen  aus,    und    dafs    demnach    durch    die   Ver- 


über  fremde  Strafurteile  und  deren  exterritoriale  Geltung.         225 

orteilung  und  StrafVerbüfBung  im  Ausland  die  Prftsumtion  für  die  Zu- 
reichendheit der  gewöhnlichen  von  der  vaterländischen  Gesetzgebung 
angedrohten  Strafe  nicht  beseitigt  werde. 

Ohne  auf  weitere  Erörterungen  einzugehen,  bemerken  wir  nur 
noch,  dafs  die  im  Art  83  aufgestellte  Maxime  kein  Argument,  um  mit 
Hülfe  dfr  Analogie  zu  von  den  unsrigen  abweichenden  Schlüssen  zu 
gelangen,  darbietet,  weil  aus  den  vorgeführten  Gründen  hier  keine 
Analogie  besteht;  der  Gesetzgeber  hat  verordnet,  dafs  die  ausländische 
Verurteilung  zur  Verschärfung  der  Strafe  beim  Rückfall  nicht  ver- 
wendbar sei,  weil  er  davon  ausging,  dafs  man  das  Strafmafs  nicht  er- 
höhen könne,  solange  nicht  erprobt  ist,  dafs  die  von  ihm  festgesetzte 
gewöhnliche  Strafe  zur  Repression  nicht  ausreicht  Ich  will  das  Princip 
des  Art  83  nicht  diskutieren,  ich  behaupte  nur,  dafs  sich  daraus  kein 
dorchsclilagender  Grund  ableiten  lasse,  diejenigen  gesetzlichen  Folgen 
der  Verurteilung  auszuschliefsen ,  welche  nicht  in  einer  Erhöhung  der 
Freiheitsstrafe,  sondern  in  Entehrung  oder  Unfähigkeiten,  welche  die 
persönlichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  bürgerliche  oder  politische 
Rechte  berühren,  bestehen. 

82.  Das  Strafurteil  kann  aufser  den  bisher  besprochenen  gesetz- 
lichen Folgen  als  juridisches  Faktum  auch  noch  dazu  dienen,  die  Civil- 
rechte,  welche  in  diesem  Faktum  begründet  sind,  zu  stützen. 

So  wird  man  zugeben  müssen,  dafs  die  Separation  nach  Mafsgabe 
des  Art  151  Cod,  dv.  gegen  den  Ehegatten,  welcher  von  einem  aus- 
IXndischen  Gericht  wegen  eines  im  Ausland  begangenen  Delikts  zu 
emer  Verbrecbeusstrafe  verurteilt  ist,  gefordert  werden  kann.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  müfste  man  nach  Analogie  gestatten,  dafs  der- 
jenige, gegen  welchen  die  Klage  auf  Separation  wegen  der  Strafver- 
urteilung  gestellt  ist,  verlangen  kann,  dafs  dem  ausländischen  Urteil 
keine  Rechnung  getragen  werde,  um  dadurch  das  Motiv,  auf  welches 
die  Separationsklage  gegründet  wird,  zu  beseitigen. 

Aus  denselben  Gründen  könnte,  wenn  ein  Italiener  im  Auslande 
getraut  und  ebendort  jemand  wegen  Vernichtung  der  Trauungsurkunde 
des  Standesamtes  bestraft  worden  wäre,  das  ausländische  Strafurteil 
zum  Beweise  der  Trauung  und  zur  Erwirkung  des  Eintrages  in  den 
Standesamtsregistern  benützt  werden.  Im  Falle  Widerspruchs  würde 
die  Erklärung  der  zuständigen  fremden  Behörde,  bei  welcher  die  er- 
folgte Trauung  zu  beurkunden  war,  über  legale  Existenz  des  aus- 
ländischen Straflirteiles  genügen,  um  die  Bestimmung  des  Art  132 
unseres  Civilkodex  zur  Anwendung  zu  bringen. 

33.  Bezüglich  der  anderen  civilrechtlichen  Folgen  bemerken  wir, 
dafs,  sofeme  der  fremde  Richter  den  Thäter  zur  Herausgabe  von  Sachen, 
zum  Schadensersatz,  zu  einer  auf  Verlangen  der  Summe  nach  bestimmten 
Bafse  verurteilt  hat,  im  Princip  anzuerkennen  ist,  dafs  der  so  Ver- 
orteilte  der  Klage  desjenigen,  welcher  ihn  in  unserem  Lande  auf 
Herausgabe  der  Sache,  Leistung  des  Schadens  oder  Zahlung  der  Bufse 
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belaDgt,  nicht  mit  dem  Einwand  begegnen  kann,  dafs  das  aualändische 
Strafurteil  keinerlei  Geltang  and  Wirksamkeit  in  Italien  habe. 

Es   wäre  vielmehr  za   berücksichtigen,    dafs   die  hmsichtlich  der 
Aatoritftt  des   fremdländischen  Strafurteües   bestehenden  Principien  bei 
Kegelaug  der  aus  dem  Delikte  erstandenen  civilrechtlichen  Obligationen 
nicht  angewendet  werden  können ,  sondern  hiebei  die  R^eln ,    welche 
für    im  Auslande   entstandene   Obligationen   gelten,    anzuwenden   sind, 
nichtig   ist  zwar,    dafs   die   Verbindlichkeit   zur  Rückerstattung   einer 
Sache  oder  zum  Schadensersatz  in  letzter  Linie  ihre  Grundlage  in  dem 
Strafurteil  hat,  wodurch  der  Richter  eine  That  als  unerlaubt  und  straf- 
bar nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  erklärt,  ab  Urheber  sodann  den 
bezeichnet,    welcher   im  Strafirerfahren   als   schuldig  erkannt  und  ver- 
urteilt wird,  und  endlich  dem  Beschädigten  das  Recht  auf  Herausgabe 
der  Sache  oder  Schadensersatz  zuerkannt  hat,  und  man  könnte  auf  den 
ersten  Blick  denken,    es  dürften,   weil  im  Princtp  feststeht,    dafs  nur, 
wenn    vor    den    italienischen    Gerichten    Verfahren    und    Urteil    statt- 
gefunden hat,  volle  Sicherheit  und  Legalität  im  Strafwesen  anzunehmen 
ist,  eben  auch  die  civilrechtlichen,  auf  das  Straflirteil  basierten  Folgen 
nicht  zugelassen  werden.     Nichtsdestoweniger  aber  kann  man  nicht  za- 
geben,   dafs   das  ausländische  Urteil  als   gar  nichts,   nicht   einmal  als 
juridisches  Faktum  gelten  soll.     Es  mag  richtig  sein,  dafs  zur  zwangs- 
weisen Vollziehung   der  Freiheitsstrafe  nicht  geschritten   werden  kann, 
aber   die   civilrechtlichen  Folgen   einer  juridischen   Thatsache   —  und 
dafs   das  ausländische   Strafurteil    eine   solche   ist,    das   kann   nicht  in 
Abrede  gestellt  werden  —  können   nicht  ausgeschlossen    werden.     Es 
ist  vielmehr  zuzugeben,    dafs  die  Gerichte,   denen  die  Aburteilung  der 
Straf);hat   zusteht,    kompetent   sind   zu   beurteilen,    ob   eine  Rechtsver- 
letzung vorliegt  und  der  Beschuldigte  der  Urheber  der  ihm  imputierten 
Strafthat  ist.     Wenn  nun  ein  Urteil  vom  kompetenten  Gericht  ergangen 
ist,    so  mufs  Verfahren  und  Strafurteil  im  Princip  als  juridisches  Fak- 
tum angesehen   werden,    insoweit    es   sich    um    die    daraus    folgenden 
civilrechtlichen  Verhältnisse   handelt.     Dabei   kann   man    dem    im  aus- 
ländischen Strafverfahren  Verurteilten,  welcher  angehalten  werden  soll, 
die  civilrechtliche  Verbindlichkeit  der  Wiedererstattung,    des  Schadens- 
ersatzes oder  der  Bufse  zu  erfllUen,  das  Recht  einräumen,  Widerspruch 
zu  erheben  und  zu  erwirken,    dafs  behufB  der  Entscheidung   über   die 
Wirksamkeit    und   Vollzieh  barkeit    der    ausländischen   Verurteilung    im 
Inland  das  nach  dem  Cod,  proc.  civ,    festgesetzte  Verfahren  stattfinde. 
Letzteres  kann  nicht  ausgeschlossen  werden,  weil  auf  die  Verurteilung 
civilrechtlicher  Natur   entweder   die  gesetzlichen  Normen    bezüglich  der 
VoUstreckbarkeitserklärung    ausländischer    Civilurteile    im    Königreich, 
oder  aber   diejenigen  Normen   anzuwenden  sind,    welche  die  im  Aus- 
lande  entstandenen  Kontraktsobligationen   betreffen,    sofeme  man  nach 
dem  Grundsatz,  dafs  ^etiam  in  jtidicio  conträhitur*^  die  aus  der  Hand- 
lung    des    im    Strafverfahren    Verurteilten     entstandene    civilrechtliche 
Obligation    als     eine    kontraktliche    zwischen    dem    als    Urheber    des 
Schadens    erkannten    und    dem    Beschädigten    ansieht.     Dieses  Rechts- 
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vecfithreo  könnte  allerdingB  nie  ausgeschlossen  werden,  aber  indem  wir 
die  Wirksamkeit  der  zwischen  dem  im  Strafverfahren  Verurteilten  und 
dem  Beschädigten  entstandenen  Obligationen  dieser  Bedingung  unter- 
stellen, erkennen  wir  zugleich  an,  dafs  sie  wirksam  sind'^). 

34.  Was  die  zufolge  des  Gresetzes  und  spectellen  Richterspruchs 
angeordnete  Polizeiaufsiclit  betrifft,  so  ist  wohl  klar,  dafs  diese  auf 
Grund  eines  ausländischen  Strafurteils  im  Königreich  nicht  eintreten 
kann,  weil  sie  stets  eine  Beschränkung  der  Personenfreiheit  begreift. 
Die  Aufsicht  auf  Ausländer  gehört  übrigens  zum  Gesetzeskapitel  der 
öfientlicheu  Sicherheit,  umsomehr  als  dieses  Gesetz  die  Ausweisung  der 
Fremden,  welche  im  Verdacht  der  Störung  der  öffentlichen  Ordnung 
stehen,  statuiert 

35.  Eine  der  Wirkimgen  der  rechtskräftigen  Strafsentenz  ist  die 
Fixierung  des  Zeitpunktes,  von  welchem  die  Verjährung  b^innt. 

Wir  haben  früher  schon  erwähnt,  dafs  im  Falle  der  Konkurrenz 
der  ausländischen  Gerichtsbarkeit  mit  der  italienischen,  das  nach  italie- 
nischem Gesetz  einzuleitende  Verfahren  unabhängig  von  dem  auslän- 
dischen, nach  ausländischem  Gesetze  im  Ausland  möglicherweise  durch- 
geführten durchzuführen  ist.  Hieraus  erhellt,  daf^  in  allen  Fällen, 
wo  nach  Mafsgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  den  italienischen 
Gerichten  die  Judikatur  über  einen  Italiener  oder  Ausländer  wegen 
einer  im  Ausland  begangenen  Strafthat  zusteht,  die  Verjälirung  der 
Strafverfolgung  ausschliefsend  nach  den  von  dem  inländischen  Gesetz- 
geber bestimmten  Normen  zu  beurteilen  ist.  Wenn  aber  der  im  Aus- 
lande  Verurteilte  unter  unsere  Jurisdiktion  f^llt,  weil  er  die  Strafe 
noch  nicht  erstanden  hat  und  es  sich  nur  um  die  Entscheidung  handelt, 
ob  die  Verurteilung  als  verjährt  anzusehen  sei,  so  mufs  man  bezüglich 
der  Feststellung  der  Bedingungen  der  Straferlöschung  infolge  Ver- 
jährung und  des  Zeitpunktes  derselben  auf  das  ausländische  Gesetz 
rekurrieren. 


39)  Der  Gerichtshof  in  Genua  hat  in  der  Sache  Sebastopulo  ange- 
nommen, dafs  schuldig  sprechende  Strafurteile  im  Ausland  keine  Wirksam- 
keit haben,  und  zwar  nicht  allein  betreffs  des  Schuldausspruchs  und  der 
Verarteilnng,  sondern  hinsichtlich  der  aus  dem  StrafurtcLl  entstehenden 
ciTihrechtlichen  Folgen,  11.  Mai  1861,  Caveri  1,  2,  477,  siehe  auch  Case,  dt 
MUano  27.  Okt  63  (Sebastopulo)  Caneri  3,  1,  104.  Uns  scheint  unrichtig, 
diesen  Grundsatz  so  absolut  aufzustellen,  dafs  dem  fremdländischen  Urteil 
auch  die  Geltung  als.  juridisches  Faktum  abgesprochen  wird.  Wenn  die 
Kompetenz  des  ausländischen  Strafgerichts  festgestellt  ist,  welches  bei  Ver- 
urteilung ausgesprochen  hat,  dafs  der  Schuldige  zugleich  auch  gewisse  civil- 
rechtliche  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  habe,  so  kann  man,  wenn  eine  Partei 
das  Gericht  behufs  der  Erfüllung  der  civilrechtlichen  Obliegenheiten  anseht, 
nicht  noch  ein  neues  Strafverfahren  einleiten  oder  die  Autorität  des  Judikats 
anfechten.  Das  italienische  Gericht  hat  sich  demnach  darauf  zu  beschränken, 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Normen  zu  prüfen  und  zu  entscheiden, 
ob  die  erforderlichen  Voraussetzungen  des  zwan^weisen  Vollzuges  der  Civil- 
obligation  vorhanden  sind,  vergl.  auch  Nr.  40  oben. 

15* 
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Nach  dem  italienischen  Strafkodex  von  1859  war  bestimmt,  dafs 
die  Verjährung  unterbrochen  werde,  wenn  der  Beschuldigte  inzwischen 
eine  neue  Strafthat  begeht,  und  verordnet,  dafs  zur  Unterbrechung  der 
Strafverjtthrung  auch  ein  im  Ausland  begangenes  Verbrechen  genüge, 
sofeme  das  Verbrechen  im  italienischen  Strafgesetz  vorgesehen  und 
eine  rechtskräftige  Verurteilung  stattgefunden  hat.  Hiermit  hatte  die 
einheimische  Gesetzgebung  anerkannt,  dafs  das  ausländische  Urteil  zur 
Feststellung  des  Rilckfalls  als  Unterbrechungsgrund  der  Verjährung 
nach  den  Gesetzen  des  Staates  wirksam  sein  könne.  Da  das  jetzige 
Strafgesetzbuch  von  dem  Grundsatz  ausgeht,  dafs  bei  Feststellung  des 
Rückfiilles  das  ausländische  Urteil  nicht  berücksichtigt  werden  könne, 
so  ist  klar,  dafs  auch  zur  Unterbrechung  der  Straf^erjährung  das  aus- 
wärtige Strafurteil  nicht  berücksichtigt  werden  kann,  und  zwar  auch 
nicht  dazu,  um  festzustellen,  dafs  der  Verurteilte  eine  neue  Strafthat 
gleicher  Art  begangen  habe  und  dadurch  StrafVerjährung  eingetreten  sei. 

Nachdem  das  ausländische  Strafurteil  nicht  die  Kraft  hat,  den 
Rückfall  zu  begründen,  kann  es  auch  nicht  die  Unterbrechung  nach 
Mafsgabe  der  Bestimmung  des  Art  96,  i.  f.  bewirken. 

36.  Eine  noch  zu  erörternde  Frage  ist,  welchen  Einflufs  das 
ausländische  Strafiu*teil  auf  ein  bei  uns  wegen  des  gleichen  Faktums 
anzugehendes  Civil  verfahren  äufseru  kann. 

Das  Delikt  kann  neben  der  Strafverfolgung  auch  eine  Civilklage 
veranlassen,  welche  den  Schaden  aufserhalb  des  Rechtes  aus  dem 
damnum  injuria  datu/m  verfolgt  ^^).  Eine  solche  Klage  kann  ohne 
Beziehung  auf  die  öffentliche  Klage  und  in  gesondertem  Rechtsverfahren 
verfolgt   werden.      Deshalb   kann   es   vorkommen,    dafs   bei   gegebener 


40)  Das  Recht  auf  Ersatz  des  durch  das  Delikt  verursachten  Schadens  ist 
von  allen  Gesetzgebungen  anerkannt;  Schwierigkeiten  sind  nur  bei  Regelung 
der  nicht  immer  mit  der  öffentlichen  Klage  verbundenen  Civilklage  entstenden. 
In  Rom  war  dem  Beschädigten  für  bestimmte,  deshalb  Privatdelikte  benannte, 
Delikte,  das  Recht  eingeräumt,  aufser  dem  Schadeusersatz  noch  eine  Geldbufse 
zu  verlangen,  welches  ein  veritables  Repressionsmittel  über  den  Rahmen  des 
erlittenen  Schadens  hinaus  bildete.  Auf^ diese  Weise  wurde  die  Civilklage  mit 
der  öffentlichen  verbunden.  Bei  den  Ausländern  wurde  diese  Verbindung  auf- 
genommen, in  vielen  Fällen  konnte  man  sich  durch  Zahlung  einer  Summe 
an  den  Beschädigten  von  jeder  Strafe  freimachen.  So  wurden  Civil-  und 
Strafklage  konfundiert.  Erst  die  Neuzeit  hat  die  richtige  Unterscheidung 
getroffen.  Indessen  wurde  in  dem  Cod,  p*:n,  franc.  von  1791  und  in  dem 
vom  3.  Brvmaire  der  beschädigten  Partei  stets  eine  gewisse  Bethätigung 
beim  Strafverfahren  eingeräumt  durch  die  Zulassung  derselben  behufs  Be- 
gründung der  Anklage  (cocK  fle  Brum,  art.  5,  6,  226^  227);  wenn  die  Civil- 
partei  und  die  Staatsbehörde  nicht  übereinstimmten ,  konnte  jeder  für  sich 
die  Anklage  begründen.  In  unserer  Zeit  ist  jede  Bethätigung,  direkt  oder 
indirekt,  an  der  öffentlichen  Klage  beseitigt  und  das  Recht  der  verletzten 
Partei  darauf  beschränkt,  dafs  der  Anspmch  auf  Schadensersatz  im  Stiaf- 
oder  gesonderten  Verfahren  geltend  gemacht  werden  kann  (cf.  Le  Seil y er ^ 
traite'  des  act.  publ.  &  pvir,  t.  I  no,  546;  Mang  in ^  act,  publ.  nr.  122; 
Pedcatore ,  deposiz.  comp,  della  pruc,  crim,  p.  2,  11;  Borsari,  deUaz, 
pen.  c,  II;  Beasina   el  di  dir.  pen.  L.  111,  cap.  2.  — ), 
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Kompetenz  der  inlXndischen  Gerichte  vor  diese  ein  wegen  eines  be- 
gangenen Delikts  im  Ausland  strafi^ecbtlich  Prozessierter  und  Ver- 
urteilter vor  diesem  Recht  zu  nehmen  hat. 

Welchen  Einflufs  kann  in  solchem  Falle  die  res  judicata  des  aus- 
ländischen Strafurteiles  üben?  Ist  der  italienische  Richter  durch  das 
fremde  Urteil  gebunden,  die  Thatsachen,  welche  Gegenstand  des  Straf- 
Yer&hrens  waren,  als  sicher  und  feststehend  anzunehmen?  Wie  sind 
in  diesem  Falle  die  Grundsätze,  welche  das  Verhältnis  zwischen  Civil- 
und  Strafverfahren  wegen  desselben  Faktums  r^eln,  anzuwenden? 

Als  Grundsatz  ist  anzunehmen,  dafs  die  dem  Beschädigten  zur 
Scbadensersatzforderung  zustehende  Civilklage  unabhängig  und  ver- 
schieden von  der  öffentlichen  Klage  ist  Konsequenterweise  sind  die 
Strafgerichte  zur  Entscheidung  berufen,  aber,  vorbehaltlich  der  Inter- 
vention der  beschädigten  Partei  und  deren  Konstituierung  als  Civil- 
paitei  oder  der  ausnahmsweisen  Zuweisung  dieser  Funktion  an  die 
Staatsbehörde,  steht  ihnen  nicht  zu,  den  Thatbestand  in  Hmsicht  auf 
die  StrafFolgen  zu  prUfen. 

Demzufolge  ist,  wenn  der  Beschädigte  im  ausländischen  Strafirer- 
fahren  sich  nicht  beteiligt  hat  und  nun  wegen  desselben  Faktums, 
welches  den  Gegenstand  des  Strafverfahrens  bildete,  vom  civilrechtlichen 
Standpunkt  Ansprüche  erhebt,  das  inländische  Gericht  an  das  aus- 
ländische Urteil  nicht  gebunden;  dasselbe  kann  zwar  aus  ihm  Daten 
und  Beweise  f\ar  das  Civilverfahren  schöpfen,  ist  aber  nicht  daran 
gebunden. 

Angenommen  z.  B. ,  es  ist  in  Italien  ein  Kontrakt  über  Ver- 
sicherung eines  Schiffes  abgeschlossen  worden,  das  Schiff  in  einem  aus- 
ländischen Hafen  verbrannt  und  der  Kapitän  im  Strafverfahren  für 
nicht  schuldig  an  dem  Brande  erklärt  worden;  wenn  nun  die  Ver- 
Bichemngsgesellschaft ,  welche  im  Strafverfahren  nicht  interveniert  hat, 
in  Italien  ein  Civilverfahren  gegen  den  Versicherten,  welcher  sie  auf 
Bezahlung  der  Versicherungssumme  belangt  hat,  angeht  in  der  Absicht, 
die  Absprechung  des  Anspruches  des  Versicherten  auf  die  Versicherung 
zu  erwirken,  und  zu  diesem  Ende  den  Beweis  der  Brandstiftung  an- 
bietet, so  kann  unser  Gerichtshof  ohne  Rücksicht  auf  das  fremdländische 
Urteil  diesen  Beweis  zulassen  und  prüfen.  Dasselbe  findet  statt,  wenn 
die  Versicherten  im  Ausland  wegen  Fälschung,  Betruges,  falscher 
Warendeklaration  verurteilt  sind  und  diese  Verurteilung  in  dem  Civil- 
verfahren wegen  Nullität  und  Aufhebung  des  Vertrages  geltend  gemacht 
wird. 

Der  Gerichtshof  von  Genua  hat  in  der  Sache  des  von  einem 
spanischen  Gerichte  wegen  Betrügerei  verurteilten  pp.  Schmidt  den 
Grundsatz  aufgestellt,  dafs  das  ausländische  Strafurteil  und  die  wenn 
auch  ohne  gegenseitiges  Gehör  der  Parteien  zugelassenen  Beweise 
genügenden  Anhalt  ftlr  das  Civilurteil  geben  können,  sofeme  sie  hin- 
reichend sind,  die  richterliche  Überzeugung  von  der  in  Rede  stehenden 
Thatsache  zu  b^rttnden. 

(confr.  Corte  dl  Qenova  1814:  59  Schmidt,  Betttnil859,  2^  414.) 
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Dies  ist  in  dem  Sinne  anfzufassen,  dafs  die  inlttndischen  Geriefate 
die  gegebenen  and  zugelassenen  Beweise  würdigen  können,  aber  nicht, 
dafs  das  auslUndische  Urteil  die  Kraft  der  res  judicata  hinsichtlich  der 
Beweisführung  haben  müsse.  Man  könnte  vielleicht  entgegnen,  die 
Beweise,  welche  im  Strafprozefs  zur  Begründung  einer  Thatsache, 
welche  die  Verurteilung  zu  einer  Leibes-  und  Lebensstnife  rechtfertigt, 
für  genügend  befunden  wurden,  müfsten  auch  ftir  die  civilrechtliche 
Zuerkennung  eines  rein  pekuniären  Interesses  genügen.  Allein  dag^en 
ist,  abgesehen  von  der  geringeren  Garantie,  welche  im  Ausland  hin- 
sichtlich der  Zahl  der  Richter,  der  Art  der  Urteilsschöpfong  und  Ab- 
stimmung und  anderem  bestehen  kann,  immer  festzuhalten,  dafs  beim 
Strafverfahren  alles  auf  die  richterliche  Überzeugung  ankommt,  die 
sich  nicht  als  feststehende  Beweisregeln,  sondern  auf  viele  und  mancherlei 
Elemente,  die  sich  zwar  fühlen,  aber  nicht  demonstrieren  lassen,  stützt, 
und  daher  niemals  mit  voller  Sicherheit  auf  andere  übertragen  werden 
kann.  Es  kann  demnach,  wenn  die  Partei  bei  uns  ein  Civilverftihren 
bezüglich  derselben  Thatsachen,  welche  den  Gegenstand  eines  Straf- 
verfahrens im  Ausland  gebildet  haben,  anregt,  das  ausländische  Urteil 
hinsichtlich    des  Beweises  nicht   die  Autorität   der   res  judicata  haben. 

37.  Die  Ursache  des  Unterschiedes  zwischen  den  früher  aus- 
einandergesetzten Regeln  und  den  gegenwärtigen  ist,  dal^  die  civilrecht- 
lichen  Folgen,  welche  aus  der  strafrechtlichen  Verurteilung  entstehen, 
sehr  verschieden  sind,  von  denjenigen,  welche  aus  dem  Beweise  der 
Thatsache,  die  Gegenstand  des  Strafverfahrens  war,  abgeleitet  werden 
können.  Sobald  das  Strafverfahren  geschlossen  und  das  Urteil  von  dem 
kompetenten  Richter  gesprochen  ist,  darf  das  juridische  Faktum  nicht 
mehr  in  Frage  gestellt  werden,  der  inländische  Richter,  der  nicht  zur 
Erneuerung  des  Strafprozesses  berufen  ist,  mufs  das  Judikat  des  aus- 
ländischen Gerichts  aus  allen  den  oben  ausgeführten  Gründen  imter 
den  angegebenen  Bedingungen  als  juridisches  Faktum  anerkennen; 
wenn  jedoch  die  Klage  darauf  abzielt,  den  Tliatbestand ,  der  den 
Gegenstand  des  Strafverfahrens  bildete,  zu  fixiei'en  und  zu  beweisen, 
um  die  civilrechtlichen  Konsequenzen  daraus  zu  ziehen,  so  kann  man 
zwar  nicht  sagen,  dafs  überhaupt  nichts  entschieden  sei,  nachdem  das 
fremde  Gericht  die  Sache  im  Standpunkt  diskutiert  und  gewürdigt  hat, 
aber  es  hat  nichts  darüber  entschieden,  welche  Bedeutung  die  ge- 
würdigten Thatsachen  vom  civilrechtlichen  Standpunkt  haben;  man 
kann  deshalb  mit  Recht  sagen ,  unser  Gericht  könne  die  fremde  Straf- 
sentenz in  Hinsicht  auf  den  Beweis  der  Thatsachen  und  civilrechtlichen 
Wirkungen  derselben  als  eine  res  inter  älios  ada  ansehen  und  daher 
die  Thatsachen  anders,  als  dies  im  ausländischen  Urteil  geschehen  ist, 
würdigen.  Das  Princip  der  Freiheit  und  Unabhängigkeit  der  Gerichte 
würde  schwer  geschädigt  sein,  wenn  unser  Civilgericht  durch  das  aus- 
ländische Strafurteil  gebunden  wäro^^). 


41)  Das  Tribunal  in  Marseille  und  der  Gerichtshof  in  Aix  haben  ent- 
schieden,  dafä  ein  ausländisches  Strafurteil,    wodurch  festgestellt  war,  dafs 
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Wir  Bchliersen  mit  dem  Satz,  dafs  auslflndische  Strafnrteile,  wenn 
sie  auch  in  Hinsicht  auf  strafrechtliche  Folgen  gewisse  Fakta  zulassen 
oder  ausschliefsen,  doch  keinerlei  Einflufs  auf  die  Beurteilung  derselben 
Fakta  hinsichtlich  der  civibrechtlichen  Folgen  haben  können. 

38.  Gehen  wir  über  zur  Prüfung,  wie  in  internationalen  Be- 
ziehungen die  Regeln  dir  Civil-  und  Strafklagen  zur  Anwendung  zu 
kommen  haben. 

Da  die  Civilklage  von  der  Straf  klage  unabhängig  ist,  so  kann  die 
Civilklage  vor  unseren  Gerichten  auch  dann  noch  angestrengt  werden, 
wenn  die  Strafklage  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  begangenen  That 
erloschen  ist  Auf  die  Proskription  der  Civilklage  wären  in  diesem 
Fall  die  Regeln  über  Präskription  der  Civilklagen  im  internationalen 
Verkehr  anzuwenden. 

(Siehe  Fiore  et  Pradier-FodSre,  Dr,  mt,  priv,  no,  295 
und  Fiore,  app.  aUa  st.  op,  p.  686;  William  Beach- 
Lawrence,  Comment.  t.  111  p,  94.) 

Betreffs  der  in  verschiedenen  Gesetzgebungen  sanktionierten  Regel, 
dafs  wenn  die  beschädigte  Partei  den  Civilrechtsw^  gewählt  hat,  sie 
nicht  mehr  auf  dem  Strafwege  verfahren  könne,  bemerken  wir,  dafs 
dieselbe  im  internationalen  Verkehr  nicht  anwendbar  ist,  weil  die 
Kegel  nicht  mit  durchschlagenden  Gründen  gestützt  wird. 

(Conf.  Jousse,  inst  crim.  t.  3  p.  11;  Merlin^  rSp.  V 
delit;  Denisart  t.  10  p.  108,  197;  Carnot,  inst, 
crim,  ort,  128;  Berriaty  cours  de  droit  crim.  p.  26; 
Mang  in  no.  35,) 

£8  ist  in  der  That  behauptet  worden,  dafs  bei  Konkurrenz  zweier 
Klagen  die  Anstellung  der  einen  die  andere  beseitige:  in  concursu 
adionum  aUemaiivo,  si  actio  semel  in  Judicium  sit  deduda,  statim 
submovetur  altera  ^^),  dafs  der  Beschädigte,  welcher  zwischen  Civil-  und 
Strafklage  die  Wahl  habe,  nicht  nach  Belieben  von  seiner  Wahl  ab- 
springen könne.  Präsident  Bar ct5  sagte:  ,^ce  principe  est  fondi  sur 
VhumaniiS  et  mSme  sur  la  justice,  qui  ne  permettent  pas  quon  traine 


wegen  Betrügerei  nicht  vorzugehen  sei,  keine  res  Judicata  unter  den  Par- 
teien begrOnde,  mit  der  Wirkung,  die  Assekuranten  an  dem  E^wand  dor 
Betrügerei  in  dem  Prozesse  we^en  Nichtigkeit  der  Versicherang  zu  hindern, 
dafs  sohin  die  französischen  Genchte,  weil  berechtigt,  die  Thatsachen  ander» 
als  das  ausländische  Tribunal  zu  beurteilen,  die  Nichtigkeit  der  Assekuration 
^egen  vorliegender  Betrügerei  auszusprechen  befugt  sind.  AlarseiUe, 
1  jun.  1864y  Aix,  17  aout  1865  (Rodocamachi)  Journ.  de  Marseille  1864, 
i,  153;  1865,  i,  246.  — 

42)  Brunemann  zal,  22  cod.  de  fürt,  et  serv,  corrupt.  Die  Kommen- 
tatoren des  röm.  Rechts  stellten  diese  Regel  als  Konsequenz  vieler  Texte, 
welche  sie  alsLÖsunff  angenommen  haben,  auf,  L.  9  §  1  Uig.  de  tribul.  act.j 
'*  '^6  §§  8,  Diy.  de  leg, ;  L,  22  cod.  de  furtis.  Die  Maxime  wurde  sodann 
von  der  Jurisprudenz  des  Strafrechts  adoptiert. 
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ainsi  un  accusi  cTune  Jurisdiction  dans  une  auire  et  qu'on  decline  ä 
son  pr^judice  ceUe,  qu,*on  a  volantairement  saisie**).'^  — 

Solche  und  andere  Gründe  könoen  im  internationalen  Verkehr 
nicht  gelten,  weil  sie  darauf  beruhen,  dafs  die  Klagen  vor  den  Civil- 
oder  Strafgerichten  desselben  Staates  verfolgt  werden  und  lassen  sich 
nicht  anwenden,  wenn  der  Reat  in  einem  anderen  Staate  als  wo  die 
Civilklage  erhoben  ist,  begangen  wurde.  Der  Verzicht  unterliegt 
strenger  Interpretation  innerhalb  fester  Grenzen,  und  kann  bei  dem  Be- 
schädigten angenommen  werden,  welcher  bei  freier  Wahl  das  Givilgericht 
angegangen  hat,  nicht  bei  dem,  welcher  das  Givilgericht  angehen  mufste, 
weil  er  nicht  in  der  Lage  war,  das  Strafverfahren  anzuregen;  da  er 
die  Straf  klage  nicht  erheben  konnte,  sohin  keine  Wahl  hatte,  kann 
auch  kein  Verzicht  angenommen  werden.  Demjenigen  z.  B. ,  gegen 
welchen  eine  Verleumdung  durch  eine  in  Frankreich  verbreitete  SchmiÜi- 
Schrift  begangen  wurde,  und  welcher  den  Verfiisser  im  fremden  Lande 
auf  Schadensersatz  belangt  hat,  ist  der  Weg  der  Straf  klage  in  Frank- 
reich nicht  abgeschnitten  und  kann  nicht  entgegengehalten  werden, 
dafs  er  durch  Anstellung  der  Civilklage  auf  die  Strafklage  verzichtet 
habe.  Es  können  ja  auch  infolge  der  Kontestation  im  Ci  vi  Istreite  die 
Gerichte  eines  Landes,  das  zur  Strafverfolgung  nicht  kompetent  ist, 
zuständig  werden ^^).  Also:  wenn  der  Beschädigte  lediglich  die  ihm 
zustehende  Civilklage  erhoben  hat,  so  kann  man  daraus  nicht  schliefseo, 
er  habe  dadurch  auf  die  Straf  klage  verzichtet,  weil  man  seitens  des- 
jenigen, welcher  gesetzlich  keine  Wahl  hat,  auch  den  Verzicht  auf  die 
Wahl  nicht  annehmen  kann. 

39.  Ein  anderer  von  verschiedenen  Gesetzgebungen  adoptierter 
Grundsatz  ist,  dafs  die  separat  erhobene  Civilklage  insolange  in  su^enso 
bleibt,  bis  über  die  während  der  Dauer  des  Civilprozesses  angestrengte 
Strafklage  definitiv  entschieden  ist.  Gilt  diese  Regel  auch  im  inter- 
nationalen Verkehr? 

Gesetzt  z.  B.,  es  reklamiert  jemand  im  Givilrechtsweg  vor  unseren 
Gerichten  die  Restitution  zur  Hinterlegung  im  Inlande  konsignierter 
Waren  und  erhebe  während  des  Civilprozesses  die  Strafklage  wegen 
Veruntreuung  des  Depositums  im  Ausland.  Wäre  in  solchem  Falle 
das  Civilverfahren  zu  suspendieren,  bis  rechtskräftige  Entscheidung  über 
die  Straf  klage  ergangen  ist?  Wir  stehen  nicht  an,  dies  zu  verneinen: 
Der  Grund  liegt  in  dem  augenfälligen  Unterschied  zwischen  der  An- 
stellung beider  Klagen  in  gleichen  oder  verschiedenen  liändem.  Ist 
das  Civil-  und  Strafverfahren  im  gleichen  Staate  erhoben,  so  läfst  sich 
das  Interesse  des  Geschädigten  mit  dem  socialen  Interesse  vereinigen. 
Zur  Vereinfachung   der   Prozedur,    zur   Unterstützung   und   Anregung, 


43)  Rep,  dejur.  V  Delü.  65,  1, 

44)  Konsequenz  des  Principe,  dafs  der  Reat  der  Verleumdung  durch 
die  Schrift,  durch  die  Verbreitung  vollendet  wird,  ist,  dafs  zur  Strafver- 
folgung die  Gerichte  des  Landes  der  Verbreitung  kompetent  sind.  Conf. 
Gast,  franc,  2611  1865;  Morin,  joum.  du  droit  crim.  No.  8002. 
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welche  die  Civilpartei  dem  Strafverfahren  geben  kann,  ftlr  die  gemein- 
samen Beweiselemente,  welche  gegenseitig  zor  Aafklftmng  dienen 
können,  ist  die  gleichzeitige  Verhandlung  der  Civil-  und  Straf  klage 
zweckdienlich;  wird  die  Civilklage  separat  verhandelt,  so  empfiehlt  es 
sich,  sie  bis  zur  Beendigung  des  Stra^erfahrens  zu  suspendieren  sowohl, 
weil  das  Stra^erfahren  in  gewissen  FftUen  ein  Präjudicialpunkt  für 
das  Civilverfahren  sein  kann,  als  auch,  um  sich  widersprechende  Urteile 
zu  vermeiden,  sowie  aus  anderen  Erwi&gungen  der  öffentlichen  Rechts- 
ordnung. Alle  diese  Gründe  sprechen  in  unserem  Falle  nicht  mit, 
weil  es  sich  um  verschiedene,  im  Namen  verschiedener  Staaten  geübte 
Jarisdiktionen  handelt  und  deshalb  auch  die  Utilitätsrücksichten,  welche 
die  Suspension  rechtfertigen,  wegfallen.  Im  gleichen  Staate  kann  der 
Civilrichter  von  den  Elementen  und  Aufklärungen  des  Stra^rozesses 
profitieren,  die  Gerichte  verschiedener  Staaten  sind  dagegen  bei  Be- 
urteilung des  Tbatbestandes  unabhängig  von  der  res  judicata  des 
Strafnrteils.  Es  fehlen  also  alle  die  generellen  Rechtfertigungsgründe 
der  Suspension. 

40.  Im  übrigen  ist  noch  einer  Betrachtung  würdig  der  Fall,  wenn 
ein  Beschädigter,  welcher  die  Civilklage  mit  der  Strafklage  zugleich  im 
Ausland  eingeleitet  hat,  dann  aber  wegen  desselben  Faktums  Civil- 
verfahren bei  uns  angeht.  In  diesem  Falle  ist  nach  unserer  Meinung 
die  Regel  anzuwenden,  dafs  in  Civilsachen  die  ausnahmsweise  Litis- 
pendenz auch  da  eintrete,  wo  es  sich  um  eine  solche  bei  Gerichten 
verschiedener  Staaten  handelt 

(Siehe  bezüglich  der  ausnah  ms  weisen  Litispendenz  bei  Gerichten 

versch.  Staaten  Tl.  I  Nr.  97  meines  Werkes  [eff.  intern. 

d.  sentenee  e.  d.  atti,  Löscher  1875]). 
Im  allgemeinen  halten  wir  demnach  daran  fest,  dafs  die  hinsicht- 
lich der  exterritorialen  Wirksamkeit  ausländischer  Civilurteile  bestehen- 
den Grundsätze  dadurch  allein,  dafs  die  Civilklage  bei  Gelegenheit  des 
Ver&hrens  über  die  öffentliche  Klage  gestellt  wurde,  nicht  geändert 
werden,  nachdem  dieses  Znsammentreffen,  welches  flir  die  Kompetenz 
des  Strafgerichts  zur  Beurteilung  von  Civilrechtsmaterien  entscheidend 
ist,  keinen  Einflufs  auf  die  Natur  des  Civilveriahrens  hat  und  die  Er- 
gebnisse dieses  Verfahrens  hinsichtlich  der  exterritorialen  Wirksamkeit 
der  res  judiaUa  und  deren  Vollzieh  barkeit  zu  ändern  nicht  vermag. 
Die  Doktrin  der  französischen  Schriftsteller  stimmt  damit  überein: 
^Les  condannoHons  cimles  pronon^  par  les  trtbunaux  etrangers 
regowent  leur  exdcution  dans  Its  mSmes  cos  et  de  la  mime  moniere  qx^e 
edles  resultantes  des  jugements  des  tribunaux  civüs.^ 

(Fölix,  Dr.  int.  priv.  na.  605;  conf.  Mangin  dt.  n.  70; 

Carnot,  s,  art.  7  no.  7 — 1^ ;  Borsari  deU  az.  pen. 

§  XXXIX.) 

41.  Die  andere  Frage,  welche  wir  noch  beantworten  wollen,  ist 
die  über  den  Einflufs  des  ausländischen  Urteils  in  einer  Civilmaterie 
auf  öffentliche  Klage  und  Verfahren,  welche  bei  uns  anhängig  sind. 
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BeispielsweiBe  den  Fall  gesetzt:  Titius  ist  im  Ausland  fidlit 
erklärt  und  das  desfallsige  Urteil  in  Italien  vollziehbar.  Wenn  dort 
gegen  ihn  ein  öffentliches  Verfahren  wegen  betrügerischen  Bankerotts 
anhängig  wäre,  weil  er  zum  Nachteil  seiner  Gläubiger  in  Italien 
deponierte  Waren  hat^^),  und  der  Angeschuldigte  bestritte  seine  Kanf- 
mannseigenschaft ,  so  würde  das  ausländische  Urteil,  welches  ihn  für 
fallit  erklärt  hat  und,  als  vollstreckbar  geworden,  im  Civilpunkt  die 
Autorität  der  res  jtulicata  haben  würde,  nicht  die  gleiche  Autorität 
im  Strafverfahren  haben. 

Es  ist  klar,  dafs  sich  daraus,  dafs  man  dem  ausländischen  Urteil 
die  Kraft  der  res  judicata  im  Civilpunkt  zuspricht,  nicht  schlie&en 
läfst,  sie  habe  solche  auch  im  Strafpunkt;  es  genügt  nicht,  dafs  das 
Faktum  dasselbe  ist,  es  mufs  auch  identisch  sein  im  Streitsgf^enstaiid 
und  in  den  Parteien,  das  ist  aber  nicht  der  Fall,  da  der  Gegenstand 
der  Givilklage  ein  anderer  ist,  als  der  öffentlichen  und  die  Parteien  in 
beiden  Verfahren  andere.  Unser  Strafgericht  mufs  demnach  vorschreiten, 
als  wenn  kein  fremdländisches  Urteil  vorläge  und  der  Fallite,  welcher 
seine  Eigenschaft  als  Kaufmann  im  Civilpunkt  nach  Rechtskraft  drs 
Urteils  nicht  mehr  bestreiten  könnte,  kann  solche  im  Strafverfahren 
anfechten.  Auch  die  Beweise,  welclie  fllr  den  ausländischen  Richter 
mafsgebend  waren,  haben  keine  durchschlagende  Wirkung  in  unserem 
Strafverfahren  und  können  nur  als  Indicien  in  Betracht  kommen. 
Ebenso  müfste  man  in  dem  Falle,  wenn  im  Civilverfahren  zwischen 
dem  Versicherten  und  dem  Versicherer  betrttgliches  Vorgehen  niciit 
angenommen  wäre,  aber  wegen  Betrügerei  bei  uns  ein  Strafverfahren 
eingeleitet  würde,  weil  die  Thatbestandsmerkmale  der  Betrügerei  vom  Straf- 
richter selbständig  und  anders,  als  dies  vom  ausländischen  Civilrichter 
geschehen  ist,  beurteilt  werden  können.  Sogar  das  Zugeständnis  des 
Beschuldigten  im  Civilverfahren  würde  keinen  vollen  Beweis  erbringen, 
sondern  blofs  als  aufsergerichtliches  Geständnis  und  einfaches  Indicium 
im  Strafverfahren  gegen  ihn  gelten.  Diese  Regel  erleidet  jedoch  eine 
Ausnahme,  in  dem  Falle,  wenn  die  im  Civilverfahren  im  Ausland  ab- 
geurteilte Streitfrage  eine  wirkliche  und  wahre  Präjudizialfrage  fUr  das 
inländische  Strafverfahren  bildet  ^^). 


45)  In  diesem  Falle  ist  auch  dadurch,  dafs  das  Falliment  im  Ausland 
erklärt  ist,  und  die  hierauf  bezüglichen  Rechtsverhältnisse  zur  Kompetenz 
des  Grerichtes,  welches  dasselbe  eröffnet  hat,  gehören,  die  Kompetenz  unserer 
Gerichte  nicht  ausgeschlossen.  Der  Reat  des  Bankerotts,  auf  einen  Ver- 
trauensbruch begründet,  dessen  sich  der  Fallite  schuldig  gemacht  hat,  fallt 
unter  die  Kompetenz  des  Grerichts,  wo  die  firauduloee  mnterziehung  statt- 
gefunden hat,  er  ist  kein  Reat,  der  seiner  Natur  nach  als  am  Domizilsort 
des  Falliten  beffangen  anzusehen  ist  (cass.  franz,  1\9  37  Sir,  28^  80), 

46)  Sobald  eine  That  vom  Gesetze  nur  unter  der  Voraussetzung,  dafs 
sie  mit  einer  früheren  Handlung  zusammenhängt,  mit  Strafe  belegt  ist,  ist 
die  Existenz  dieser  früheren  Handlnne  oder  Thatsache,  eines  unerläCslichen 
Requisits  des  Reates,  eine  Präjudizialfrage  und  da  diese  notwendigerweise 
zuerst  entschieden  sein  mufs,  gilt  der  Grundsatz ,  dafs  reg  jvdiccUa  der  Prä- 
judizialfrage die  Kraft  der  res  judicata  für  die  nachfolgende  Klage  hat  (cf. 
Mang  in  ciL  no.  167  n,  413—415). 
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Man  setze  den  Fall:  Eine  Italienerin  hat  sich  im  Ausland  ver- 
heiratet, nach  dem  Tode  ihres  Mannes  ist  ein  von  ihr  in  Italien  ge- 
borener Sohn  ab  natürlicher  in  unseren  Standesamtsregistem  eingetragen 
worden.  Wenn  nun  gelegentlich  der  Verlassenschaft  des  Vaters  vor 
den  Gerichten  dessen  Vaterlandes  die  Statusfrage  eröi*tert  und  aus- 
gesprochen worden  ist,  dafs  der  Sohn  die  Rechte  eines  ehelichen  nicht 
habe,  weil  er  nach  dem  Zeitpunkt  geboren  ist,  für  welchen  die  Prä- 
sumtion für  die  eheliche  Abkunft  besteht,  so  mufs  einem  solchen  Urteile 
in  dem  gegen  die  Mutter  vom  Sohne  wegen  Unterdrtickui^  des  Per- 
sonenstands bei  unseren  Gerichten  anhängig  gemachten  Strafverfahren 
die  Kraft  der  res  iudicata  beigemessen  werden.  Grund  ist,  dafs  die 
Statusfrage  ftlr  die  Strafklage  präjudiziell  und  die  vaterländischen 
Gerichte  des  Vaters  zur  Entscheidung  über  diese  Frage  kompetent  sind. 

Ebenso  wäre  es  zu  halten,  wenn  die  Mutter  das  Bürgerrecht  bei 
aus  nach  dem  Tode  ihres  Ehemannes  erworben  hätte  und  nach  unserem 
Gesetze  die  kritische  Zeit  beztlglich  der  ehelichen  Geburt  eine  längere 
wäre.  Auch  hier  wäre  res  judicata  vorhanden,  weil  in  Statusfragen 
zweifellos  die  vaterländischen  Gerichte  ausschliefsend  kompetent  sind. 
Von  diesen  Erörterungen  der  aufgeworfenen  speciellen  Fragen  ab- 
gesehen ist  durchweg  das  Princip  aufrecht  zu  erhalten,  dafs  infolge  der 
Unabhängigkeit  der  einzelnen  Staaten  in  den  internationalen  Beziehungen 
nicht  dieselben  Regeln,  welche  die  Gesetzgebung  zur  Ordnung  des 
Civil-  und  Strafverfahrens,  im  Falle  beide  gleichzeitig  oder  successive 
im  Staatsgebiet  einzutreten  haben,  aufgestellt  hat,  zur  Anwendung 
kommen  können,  und  femer,  dafs  das  ausländische  Strafurteil  hinsicht- 
lich des  Beweises  der  Thatsachen  nicht  die  Autorität  der  res  iudicata 
haben  kann,  wenn  bezüglich  desselben  Faktums,  welches  dem  aus- 
ländischen Strafurteil  zu  Grunde  lag,  ein  Civilverfahren  in  Italien 
durchgeAlhrt  wird.  — 
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Die  Immaterialgüter  im  intemationalen  Recht 

Von  jr.  K«Uer  in  Berlin  >). 

§  1. 
Nachdruck  im  Auslande. 

Ist  es  sicher,  dafs  das  Immaterialrecfat  ein  über  ein  bestimmtes 
Territorium  sich  erstreckendes  Aasnützungsrecht  an  einer  KstheUschen 
oder  technischen  Idee  darstellt,  so  mufs  sich  von  selbst  ergeben,  dafs 
sich  das  Recht  auf  dieses  Territorium  beschränkt  und  der  Berechtigte 
nur  bezüglich  dessen,  was  in  diesem  Territorium  stattfindet,  ein  Allein* 
recht  hat 

Dies  ist  bezüglich  der.  Individualrechte  anders ,  denn  das  Indivi- 
duum kann  von  allen  Seiten  her  verletzt  werden,  und  ein  gegen  das 
Individuum  gerichteter  Schlag  vom  Auslande  aus  ist  wie  ein  vom  Aus- 
land in  das  Inland  abgeschossener  PfeiP). 

Auch  hier  kommt  es  darauf  an,  das  Urheberrecht  als  Immaterial- 
recht  von  dem  damit  zusammenhängenden  Individualrechte  zu  scheiden. 
Wer  meine  Vertrauensbriefe  im  Auslande  nachdruckt,  den  kann  ich 
darum  auch  im  Inlande  zur  Hede  stellen ;  wer  aber  mein  veröffsnüichtes 
Theaterstück  im  Auslande,  wo  ich  keinen  Schutz  geniefse,  zur  Auf- 
führung bringt,  kann  bei  uns  frei  herumgehen,  ohne  dafs  er  eine  Ver- 
folgung meinerseits  zu  gewärtigen  hätte. 

Unser  Autorgesetz  scheint  in  dieser  Hinsicht  nicht  frei  von  Fehlem; 
doch  diese  liegen  mehr  im  Ausdruck,  als  in  der  Sache. 

Es  ist  richtig,  wenn  darin  der  Nachdruck  im  Inlande  auch  fllr  den  Fall 
verboten  ist,  dafs  die  Verbreitung  im  Auslande  geschehen  soll  (§18)  — 
ebenso  wie  ja  auch  ein  Nachdruck  verpönt  ist,  wenn  die  Verbreitung  bei 
uns  erst  nach  der  Schutzfrist  geplant  ist');  ebenso  ist  es  richtig,  wenn 
bestimmt  ist,  dafs  Nachdrucksexemplare  in  Deutschland  nicht  verbreitet 
werden  dürfen,  auch  wenn  der  Nachdruck  im  Auslande  erfolgte  (§  25) 
—  allerdings  ist  die  Ausdrucksweise,  wie  ich  anderw^eit  nachgewiesen^), 
hier  nicht  korrekt;  denn  es  sollte  nicht  heifsen:  den  Vorschriften  der 
Gesetze  zuwider  angefertigte  Exemplare,  da  in  thesi  nicht  gesagt  werden 
sollte,  dafs  Exemplare,  die  im  Auslande  hergestellt  sind,  den  Vor- 
schriften des  deutschen  Gesetzes  zuwider  hergestellt  sind ;  richtiger  w9re 


1)  Indem  ich  diese  Studie  veröffentliche,  kann  ich  nicht  umhin,  meine 
Anerkennung  auszusprechen  für  das  reichhaltige  Material,  das  mir  die  vor^ 
trefflich  geleitete  Zeitschrift  des  Bemer  Unionsbnreaus  le  Droit  dfatUeur 
geliefert  hat. 

2)  Vergl.  Recht  des  Markenschutzes  S.  412  f. 

3)  Z.  f  gewerbl.  Rechtsschutz  IV  S.  403. 

4)  In  den  Studien  aus  dem  Autorrecht  im  Arch.  f.  civ.  Praxis  Bd.  85 
S.  435  f. 
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die  Ansdracksweise :  wer  im  Inlande  autorrechtswidrig  Exemplare  des 
Werkes  verbreitet  —  ganz  ebenso,  wie  ähnliches  im  Patentrechte  gilt, 
wo  sicher  die  im  Auslände  hergestellte  Ware  bei  uns  nicht  verbreitet 
werden  darf,  wenn  die  Verbreitung  dem  inländischen  Patentrechte 
zuwider  läuA:. 

Dagegen  liegt  eine  scheinbar  unrichtige  Bestimmung  im  §  22  des 
Gesetzes,  dafs  der  Nachdruck  vollendet  sein  soU,  wenn  ein  Exemplar 
des  Werkes  im  Inlande  oder  im  Auslande  «den  Vorschriften  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  zuwider^  hergestellt  worden  ist  Das  ist  nun 
eigentlich  ein  direkter  Widerspruch :  denn  da  ein  Autorgeeetz  nur 
innerhalb  des  Landesgebietes  zu  wirken  bestimmt  ist,  so  kann  eine 
Herstellung  im  Auslande  nicht  den  Bestimmungen  des  Gresetzes  zu- 
wider erfolgt  sein ;  der  Paragraph  will  sagen :  ein  Nachdruck  liege  vor, 
wenn  ein  in  Deutschland  autorgeschtttztes  Werk  im  Auslande  nach- 
gedruckt wird,  ohne  dafs  die  Bedingungen  erflillt  sind,  welche  in 
Deutschland  den  Druck  zu  einem  berechtigten  machen  würden,  also 
ohne  Genehmigung  des  Autors  oder  seines  Rechtsnachfolgers. 

So  aufge&fst,  enthält  diese  Bestimmung  zwar  keinen  Wider* 
sprach  in  sich,  sie  scheint  aber  den  Principien  des  internationalen  Privat- 
rechts  oder  vielmehr  des  Rechts,  welches  die  Tragweite  der  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Staaten  bestimmt,  zu  widersprechen:  sie  könnte 
allerdings  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dafs  entweder  das  Autor- 
recht ein  Individualrecht  ist  —  nun  wird  aber  auch  von  den  Vertretern 
des  Persönlichkeitsrechts  angenommen,  dafs  das  Urheberwerk  mehr 
oder  minder  aus  der  Person  herausgeht  und  eine  gewisse  Selbständig- 
keit annimmt^);  oder  von  der  Voraussetzung,  dafs  unser  Gesetz,  ob- 
gleich es  nur  in  der  Sphäre  unseres  Staates  waltet,  doch  nach  auswärts 
seine  Reflexe  werfe :  dies  könnte  aber  nur  kraft  Staatsvertrag  erfolgen  ®) 
oder  kraft  sonstiger  Konnivenz  des  Auslandes,  wonach  dem  Inlande 
eine  rechtliche  Einwirkung   in   das  ausländische  Gebiet  gestattet  wird. 

Beide  Voraussetzungen  sind  also  hinfällig;  mithin  kann  die  Be- 
stimmung nur  eine  indirekte  Rechtfertigung  finden.  Sie  kann  nicht 
heifsen:  durch  den  Nachdruck  im  Auslande  wird  das  vom  Inlande  ge- 
wahrte Autorrecht  verletzt,  sie  kann  nur  heifsen:  wer  dies  thut,  wird 
im  Inlande  mit  einer  Verbindlichkeit  belastet,  als  wenn  er  das  in- 
ländische Autorrecht  v«*rletzt  hätte;  und  der  Grund  ist,  weil  ein 
solches  Thun,  wenn  auch  nicht  das  inländische  Recht  verletzend  — 
denn  dieses  endigt  mit  der  Landesgrenze  —  ,  doch  den  inländischen 
Interessen  gefährlich  ist;  und  die  Gefahr  kann  darin  bestehen,  dafs 
die  im  Auslande  hergestellten  Exemplare  in  das  Inland  kommen :  allerdings 
wäre  die  Verbreitung  im  Inlande  ja  verboten  (trotz  einer  berechtigten 


5)  Verffl.  über  diese  Charakteristik  nunmehr  Arch.  f.  bürgerl.  Recht  X 
S.  246f. 

6]  Wie  z.  B.  im  französisch- seh  weizerischen  Staats  vertrag  von  1882 
den  Franzosen  in  der  Schweiz  das  Recht  des  französisclien  Gesetzes  ge- 
währt war. 
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aufllftndiBchen  Herstelltmg) ,  aber  diese  Verbreitung  ist  nicht  immer  zu 
verhüten  weder  mit  den  Hül&mitteln  der  deutschen  Polizei  noch  mit 
denen  des  deutschen  Strafrechts.  Darum  diese  Bestimmung:  sie  ist 
proplijlaktisch.  Und  dasselbe  gilt  von  dem  Passus  des  §  25,  wonach 
nicht  nur  die  Verbreitung  im  Inland,  sondern  auch  die  Verbreitung 
im  Auslande  verpönt  ist 

Man  sieht  sofort:  eine  gewisse  Rechtfertigung  tragen  diese  Be- 
stimmungen in  sich;  allerdings  fehlt  die  Konsequenz  gegenüber  dem, 
was  für  das  Patentrecht  gilt,  wo  ja  die  ausländische  Produktion,  die 
für  das  Inland  oder  für  ein  mit  dem  Inlande  im  Kartell  stehendes 
Ijand  stattfindet,  noch  viel  gefährlicher,  das  Einschmuggeln  der  Waren 
noch  viel  weniger  zu  verhindern  ist^). 

Einige  Analogie  bat  der  Fall  mit  der  ausländischen  Mtlnzf^Oschung: 
diese  ist  nach  dem  deutschen  Strafgesetzbuch  unbedingt  im  InUnde 
strafbar,  weil  die  Gefi&hr  besteht,  dafs  hierdurch  falsches  Geld  ins 
Inland  kommt,  der  Kredit  der  Münzen  erschüttert  wird  und  Verluste 
im  inländischen  Verkehre  erwachsen.  Daraus  ergiebt  sich  von  selbst, 
dafs  ein  solcher  ausländischer  Münzfälscher  im  Inlande  für  die  hierdurch 
entstehenden  Verluste  auch  civilistisch  verantwortlich  gemacbt  werden 
kann.  Allerdings  besteht  der  bedeutsame  Unterschied,  dafs  die 
Münzfälschung  ein  absolutes  Verbrechen  ist,  das  niigends  gerechtfertigt 
sein  kann  —  es  müfste  höchstens  einmal  die  Münzf^llschnng  unter  Konni- 
venz irgend  einer  Regierung  kraft  der  dieser  zustehenden  gesetzlichen 
Vollmacht  betrieben  werden ;  während  beim  Urheberrecht  viele  Fälle 
eintreten ,  wo  ein  Schriftwerk  im  Auslande  keinen  Schutz  findet ,  wie 
z.  B.  wegen  Retorsion,  oder  weil  nach  dem  Rechte  des  Landes  schon 
die  Autorfrist  verstrichen  oder  die  zur  Erhaltung  derselben  dienenden 
Mafsregeln  nicht  getroffen  sind. 

Fraglich  kann  nur  zweierlei  sein: 

1.  ist,  wer  im  Auslande  einen  Nachdruck  herstellt  oder  ver- 
breitet, fVa  den  Schaden  verantwortlich,  der  den  Inländer 
durch  Verbreitung  dieser  Drucke  im  Auslande  trifit,  wozu  auch  der 
Gewinn  gehört,  den  der  Nachdrucker  durch  seine  Drucke  erzielt^)? 
oder  nur  ftlr  den  Schaden,  der  dem  Autor  dadurch  entsteht,  dafs 
Nachdrucke    in    das   Inland    eingeführt   werden? 

2.  ist,  wer  im  Auslande  einen  Nachdruck  herstellt  oder  verbreitet, 
unbedingt  im  Inlande  strafbar,  oder  nur  nach  Mafsgabe  der  allgemeinen 
Grundsätze  des  internationalen  Strafrechts? 


7)  Für  das  Musterrecht  fuhrt  unsere  Bestimmung,  die  nach  §  14  des 
Mustergesetzes  analog  gilt,  allerdings,  in  Verbindung  mit  §  16  des  Mnster- 
gesetzes,  zu  einem  seltsamen  Resultate,  das  aber  nicht  durch  die  erstere, 
sondern  durch  die  zweite  Gesetzesstelle  veranlafst  wird ,  vergl.  Aus  dem 
Patent-  und  Industrierecht  III  S.  12. 

8)  Vergl.  über  diese  jetzt  auch  vom  Reichsgericht  adoptierte  Idee 
mein  Autorrecht  S.  309  f.,  und  nunmehr  Arch  f.  civ.  Praxis  Bd.  85  S.  455  f. 
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Die  erste  Frage  ist  sicher  nach  der  letzten  Alternative*  zn  be- 
antworten; insbesondere  kann  gewifs  der  Autor  keine  Entschädigung 
verlangen  fUr  den  Gewinn,  der  ihm  dadurch  entzogen  wird,  dafs  seine 
rechtm&rsigen  inländischen  Exemplare  im  Lande  des  Nachdruckes  nicht 
80  abgesetzt  worden  sind,  wie  dies  zu  erwarten  wäre,  wenn  kein  der- 
artiger Nachdruck  ^olgt  wäre.  Die  Quelle  der  Klage  des  Autors  ist 
sein  inländisches  Autorrecht;  die  Erwartung,  dafs  sein  Werk  auch  in  den 
aatorrechtlosen  Ländern  abgesetzt  werde,  ist  blofse  Erwartung,  der 
kein  Recht  gegenübersteht.  Die  Bestimmung  des  §  22.  25  aber  hat 
insofern  Berechtigung,  als  sie  die  Gefahr  der  inländischen  Überflutung 
mit  ausländischen  Nachdrucken  im  Auge  hat  und  diese  parieren  will; 
wie  ja  denn  auch  in  iem  viel  schwereren  Fall  der  Münzfälschung  eine 
inländische  Entschädigungshaftung  nur  f^  den  durch  die  Verbreitung 
der  Münzen  im  Liland  entstandenen  Schaden  zu  konstatieren  ist  (eine 
weitere  Entschädigungshaftung  könnte  nicht  kraft  des  inländischen, 
sondern  nur  kraft  des  am  Orte  der  That  geltenden,  allerdings  insofern 
vom  Inlande  anzuerkennenden,  ausländischen  Civilrechts  statuiert 
werden)  •). 

Dies  mufs  um  so  mehr  noch  aus  folgendem  Grunde  gelten.  Ein 
Anspruch  auf  Entschädigung  wegen  ausländischer  autorrechtswidriger 
Handlungen,  soweit  es  sich  um  die  Sphäre  des  Auslandes  handelt, 
könnte,  wie  unten  auszuftlhren ,  nicht  der  Gerichtsbarkeit  der  inlän- 
dischen Gerichte  unterliegen^^).  Da  nun  sicher  die  ausländischen 
Gerichte  über  diese  Frage  nach  ihrem  ausländischen  Rechte  entscheiden 
würden  (denn  es  handelt  sich  ja  um  Dinge,  die  in  ihrem  Lande  be- 
gangen wurden),  so  hinge  eine  inländische  Bestimmung  derart,  dafs  der 
ausländische  Nachdrucker  fUr  die  ausländischen  Handlungen,  soweit  sie 
das  Ausland  berühren,  schadensersatzpflichtig  werde,  in  der  Luft. 

Ist  aber  dem  so,  so  werden  wir  weiter  folgern  können,  dafs  die 
Entschädigungspflicht  dann  aufhört,  wenn  der  ausländische  Drucker 
die  Drucke  nur  für  sein  Land  gemacht  und  die  nötigen 
Vorsichtsmafsregeln  getroffen  hat,  um  die  Einfohr  im 
Antorlande  zu  hindern;  so  insbesondere,  wenn  auf  den  Exemplaren 
Reibst  vor  der  Einfuhr  gewarnt  wird  und  der  ausländische  Drucke 
aach  keine  Sendungen  ins  Autorland  unternimmt,  sie  auch  niclit  fordert. 
In  diesem  Falle  wäre  es  gewifs  sachwidrig,  ihn  für  den  Schaden  der 
etwa  (trotz  dieser  Vorsichtsmafsregeln)  erfolgten  inländischen  Ver- 
bereitungen  haftbar  zu  machen :  er  könnte  der  Entschädigungsklage  eine 
exceptio  doli  entgegensetzen.  Denn  mag  man  von  einem  solchen  Nach- 
druck in  autorrechtslosen  Ländern  denken,  wie  man  will,  so  mufs 
man  doch  anerkennen,  dafs,  wer  redlich  bemüht  ist,  die  Cirkulation 
der  Nachdrucke  auf  das  Nachdrucksland  zu  beschränken,  ein  Streben 
beweist,  das  wenigstens  relativ  Anerkennung  verdient;  und  wenn  die 
verschiedenen  Länder   ftlr  ihre  eigenen  Leute  gegenseitig  nachdrucken. 


>d  9)  Vergl.  über  diese  Fragen  auch  Recht  des  Markenschutzes  S.  450  f. 
10)  VergL  unten  8.  243. 
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so   darf 'man   den  Einzelnen   nicht   mit   besonderer  Strenge   beorteilen. 
Und  das  Gleiche  gilt  von  den  Verbreitungshaudlungen  im  Aaslande. 

Was  aber  die  Strafrechtsfrage  betrifit,  so  sagt  der  §  22  nur, 
dafs  der  Nachdruck  als  eine  zum  Strafrecht  geeignete  Rechtswidrigkeit 
auch  im  Auslande  begangen  werden  kann  und  dafs  die  Vergebung 
mit  Herstellung  eines  Nachdrucksexemplares  vollendet  ist,  auch 
wenn  diese  im  Auslande  erfolgte  ^^);  die  Frage  aber,  inwiefern  eine 
auf  solche  Weise  etwa  vollendete  Rechtswidrigkeit  im  Inlande  strafbar 
ist,  hat  einen  ganz  anderen  Sinn.  Hierbei  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dafs  es  gewifs  ein  unzultfssiges  Resultat  wttre,  jemanden  im  Inlande  zu 
strafen,  der  im  Vertrauen  auf  die  Gesetzgebung  seines  Landes  lediglich 
das  gethan  hat,  was  ihm  diese  erlaubte;  und  ob  das  so  erlaubte  un- 
gehörig war  vom  Standpunkte  des  SchicklichkeitsgefUhles,  kann  für  das 
Civil- ,  aber  nicht  für  das  Strafrecht  in  Betracht  kommen ;  wobei  auch 
noch  die  obigen  Erwägungen  doppelt  zutreffen. 

Nach  Grundsätzen  des  internationalen  Strafirechts  aber  ist  nur  der 
Inländer  strafbar,  der  im  Auslande  eine  Handlung  begangen  hat,  die 
nach  dem  Rechte  des  In-  und  Auslandes  zugleich  strafbar  ist  Mithin 
ist  eine  Strafbarkeit  des  Nachdruckers  nur  unter  den  zwei  Voraussetzungen 
gegeben,  dafs  der  Thäter  ein  Inländer  ist  und  dafs  das  Werk  im  Aus- 
lande ebenfalls  strafrechtlichen  Schutz  gegen  Nachdruck  geniefst. 

Dafs  aber  der  §  22  einen  solchen  im  Auslande  erfolgten  Druck 
als  etwas  bezeichnet,  das  vom  Standpunkte  des  Inlandes  als  Widerrecbt 
gilt,  hat  für  die  strafrechtliche  Behandlung  folgende  Bedeutung: 

Wie  schon  mehr&ch  ausgeführte^),  geht  unsere  Immaterialrechts- 
gesetzgebung  stets  noch  davon  aus,  dafs  das  Inland  sich  nur  um  die 
Verletzung  inländischer,  nicht  auch  ausländischer  Immaterialrechte  zu 
kümmern  und  strafend  einzuschreiten  habe.  Darum  ist,  wer  ein  aus- 
ländisches Patent  im  Auslande  verletzt,  im  Inlande  nicht  strafbar,  auch 
wenn  er  ein  Inländer  ist,  und  auch  wenn  für  dieselbe  Erfindung  im 
Inlande  ein  inländisches  Patent  besteht.  Dies  ist  nun  kraft  des  §  22 
im  Bereich  des  Autorrechts  in  dem  Falle  anders,  wenn  es  sich  um  ein 
im  Inlande  geschütztes  Werk  handelt:  wer  ein  solches  im  Auslande  an 
einem  Orte  verletzt,  wo  das  Werk  gleichfalls  Schutz  findet,  der  ist  im 
Inlande,  falls  er  ein  Inländer  ist,  strafbar,  weil  durch  §  22  aus- 
gesprochen ist,  dafs  der  im  Auslande  begangene  Nachdruck  auch  vom 
Standpunkte  des  Inlandes  ein  (in  thesi  strafbares)  Widerrecht  ist,  so 
dafs  mithin  die  im  Auslande  begangene  That,  obschon  eigentlich  gegen 
das  ausländische  Autorrecht  gerichtet  (und  als  solche  im  Inlande  straf- 
los), zugleich  als  gegen  das  inländische  Autorrecht  gerichtet  angesehen 
wird:  daher  liegen  jetzt  die  Voraussetzungen  des  inländischen  Straf- 
rechts vor;  im  Auslande  ist  vom  Inländer  eine  That  begangen,  welche 
im.  Auslande  strafbar   ist   und   zugleich   vom  Standpunkte   des  Inlands 


11)  Unrichtig  ßindtng,  Handb.  d.  Strafrechts  I  S.  429  f. 

12)  Vergl.  namentlich  meinen  Aufsatz  in  der  Neuen  deutschen  Rand- 
schau VI  S.  ^42. 
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für  strafbar  erklärt  wird.  Das  Gleiche  würde  nicht  eintreten,  wenn 
ein  DeatBcher  in  Frankreich  einen  Nachdruck  gegen  das  Werk  eines 
Franzosen  veranstaltet  hätte. 

Übrigens  ist  das  Strafirecht  des  Inlandes  hier  ein  stellvertretendes, 
kein  originäres:  das  Inland  straft,  weil  es  dem  Inländer  seine 
Btaatsrechtliche  Zoflacht  giebt,  dafür  aber  die  Pflicht  übernimmt,  flir 
ausländische  Vergehongen  des  Inländers  an  Stelle  des  Auslandes  strafend 
einzatreten.  Daher  steht  diese  Bestrafxing  wegen  ausländischer  Ver- 
gehangen durchaus  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  obigen  Grundsatze 
Aber  die  Ablehnung   der  Entschädigung  und  der  Entschädigungsklage. 

Darum  gelten  auch  alle  Folgerungen  aus  der  stellvertretenden 
Natur  des  inländischen  Strafrechts:  das  Inland  darf  nur  strafen,  soweit 
das  Ausland  sein  Strafrecht  noch  nicht  konsumiert  hat,  soweit  also  im 
Ausland  nicht  eine  Freisprechung  oder  Verurteilung  oder  ein  Erlöschen 
des  Strafrechts  durch  Verjährung  oder  Ablauf  der  Antragsfrist  ein- 
getreten ist 

Mithin  hat  der  §  22.  25  des  Gesetzes 

1.  die  prophylaktische  Bedeutung,  dafs  hierdurch  verhütet  werden 
soll,  dafs  das  Inland  durch  Eindringen  fremder  Druckexemplare  be- 
eintrtU^htigt  wird; 

2.  die  principielle  Bedeutung,  dafs  ausgesprochen  wird:  wenn  im 
Aaslande  das  dortige  Urheberrecht  eines  inländischen  Schriftstellers 
oder  Künstlers  verletzt  wird,  so  ist  dies  auch  vom  Standpunkte  des 
Inlandes  in  der  Weise  zu  mifsbilligen ,  dafs  die  beiderseitige  Mifs- 
billigung  zum  stellvertretenden  Strafrecht  des  Inlandes  Anlafs  geben 
kann  —  analog,  wie  wenn  das  ausländische  Eigentum  verletzt  wird. 

Daraus  ergiebt  sich  für  die  Frage,  ob  der  §  22  auch  Anwendung 
findet  auf  die  nichtautorisierte  ausländische  AufPÜhrung  der  Dramen 
und  Musikwerke  eines  Inländers,  die  Lösung  von  selbst:  eine  Ent- 
Bchädigungspflicht  ist  hier  undenkbar,  denn  es  werden  hier  keine  Pro- 
dukte hergestellt,  die  das  Inland  beeinträchtigen  könnten,  das  Inland 
bleibt  aufser  Spiel ;  so  hat  auch  treffend  das  Reichsgericht  entschieden  ^^). 
Dagegen  findet  auch  hier  das  stellvertretende  Strafrecht  des  Inlandes 
statt,  wenn  der  Thäter  ein  Inländer  ist  und  die  Aufifohrung  auch 
vom  Standpunkte  des  Auslandes  eine  Aütorrechtsverletzung  bildete. 

AllerdingB  spricht  der  §  22  nur  von  der  Herstellung  von  Nach- 
drucken, nicht  von  der  verbotenen  Aufführung,  und  man  könnte  mit- 
hin entgegnen,  dafs  unsere  Aufstellung  eine  für  das  Strafrecht  un- 
zulässige Analogiebildung  enthalte. 

Allein  es  handelt  sich  nicht  um  eine  analoge  Anwendung  eines 
Stra%esetzes ,  sondern  um  eine  extensive  Interpretation  des  §  22,  und 
dies  nur  nach  der  civilrechtlichen  Seite  hin,  sofern  hier  ausgesprochen 
ist:  die  Verletzung  des  Autorrechts   eines  Inländers   im  Auslande  gilt, 


13)  RG.  14./11.  1894  Entsch.  in  Civilsachen  XXXIV  S.  46. 

Z«itMhrift  U  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  VI.  16 
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obsclion  es  sich  für  das  Ausland  nur  um  Verletzung  eines  ausländiscben 
Autorrechts  handeln  kann,  auch  als  ein  Unrecht  vom  Standpunkte  des 
Inlandes  ^^). 

Bisher  ist  davon  die  Rede  gewesen,  dafs  die  Immaterialgtlter- 
rechte  sich  nur  auf  das  Staatsgebiet  erstrecken;  beizufügen  ist:  sie  er- 
strecken sich  auf  das  ganze  Staatsgebiet,  sofern  nicht  etwa  ansnahmB- 
weise  Teile  des  Territoriums  hiervon  eximiert  sind ;  sie  erstrecken  sich 
daher  auf  ein  später  dem  Staate  einverleibtes  Oebiet,  sobald  diese  Ein- 
verleibung stattgefunden  hat:  damit  hört  von  selbst  die  Wirksamkeit 
der  auswärtigen  Jmmaterialrechte  auf  dem  nunmehr  einverleibten  Terri- 
torium auf,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  den  Mitgliedern  des  auswttr- 
tigen  Staates  oder  den  Inländern  zustehen:  mit  der  Abtrennung  dee 
Staatsgebietes  ist  dieses  der  Sphäre  des  ausländischen  Immaterialrechts 
entzogen;  nur  die  bis  dahin  erwachsenen  Entschädigungs-  und  Straf- 
ansprüche  bleiben  bestehen  ^^).  £ine  separate  Behandlung  dieser  Staats- 
teile  gegenüber  dem  sonstigen  inländischen  Gebiet,  eine  verschiedene 
Wirksamkeit  des  Immaterialschutzes  innerhalb  desselben  Staatsbereiches, 
das  doch  nicht  nur  eine  politische,  sondern  auch  eine  wirtschaftliche 
und  intellektuale  Einheit  bilden  soll,  wäre  den  Lebensinteressen  des 
Inlandes  widersprechend  und  kann  darum  nur  ausnahmsweise  ange- 
nommen werden.  Allerdings  sind  immerhin  transitorische  Bestimmungen 
möglich,  welche  die  vorhandenen  Interessen  mit  dem  gegenwärtigen 
Zustande  auszugleichen  suchen. 

So  vnirden  im  Zusätze  zum  Frankftirter  Friedensvertrage  (11.  De- 
zember 1871)  Bestimmungen  getroffen  über  die  Wirksamkeit  der  fran- 
zösischen Patente  in  den  abgetretenen  Gebietsteilen  (a.  10  und  Schlufs- 
protokoU  V  a.  1  und  2),  und  über  die  Autorrechte  wurde  (in  a.  18) 
bestimmt,  dafs  die  bayerisch  -  französische  Übereinkunft  vom  24.  März 
1865  sich  auf  Elsafs -  Lothringen  erstrecken  solle,  so  dafs  die  frimzö- 
sischen  Autorwerke,  soweit  sie  hiemach  in  Bayern  Schutz  genossen, 
diesen  auch  in  Elsafs-Lothringen  geniefsen  sollten  ^^). 

§  2. 
Gerichtsbarkeit. 

Dafs  die  inländischen  Gerichte  keine  Gerichtsbarkeit  haben  bezüg- 
lich   der    dinglichen  Rechtsbeziehungen    des   Auslandes,    habe    ich   au 


14)  Der  erste  Civiisenat,  der  das  Urteil  v.  14./11.  1894  erliefs,  brauchte 
sich  natürlich  nicht  über  diese  Frage  auszusprechen. 

15)  Man  vergl.  auch  Appellhof  Colmar  8./7.  1892,  Droit  dautewr  VU 
8.  62. 

16)  Das  war  auch  noch  far  die  Folgezeit  bedeutsam  mit  Rücksicht  auf 
die  später  zu  besprechende  Bestimmung  des  deutsch -französischen  Litterar- 
Vertrags,  wonach  die  in  Deutschland  bereits  öffentlich  aufgeführten  franzö- 
sischen Dramen  in  Deutschland  schutzlos  sind,  soweit  sie  nicht  bereits  nach 
dem  früheren  Übereinkommen  mit  den  deutschen  Bundesstaaten  geschützt 
waren. 
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anderer  Stelle  ausgefllhrt,  sowie  dafs  dieser  Mangel  anch  eintritt,  wenn 
CS  sich  am  Immaterialrechte  handelt  ^^). 

Daraas  crgiebt  sich  also,  dafs  weder  das  Inland  Über  im  Auslande 
begangene  Autorverletzungen,  noch  das  Ausland  über  Autorverletzungen, 
die  im  Inlande  begangen  werden,  judizieren  darf,  soweit  es  sich  um 
die  quasid ingliche  Reaktion  handelt,  d.  h.  soweit  eine  Fortsetzung 
dieser  Verletzungen  in  Frage  steht  Das  Gleiche  mufs  aber  auch 
gelten,  wenn  es  sich  handelt  um  Entschädigung  fUr  die  durch  Ver- 
letzang  des  ausländischen  Rechtes  im  Auslande  eingetretenen  Schäden: 
wenn  die  direkte  Entscheidung  über  das  ausländische  Recht  den 
inländischen  Gerichten  entzogen  ist,  so  auch  die  indirekte;  denn  es 
handelt  sich  hier,  was  die  Bedeutung  des  dinglichen  Rechts  fllr 
die  Entschttdigungsfrage  betrifft,  nicht  um  eine  gewöhnliche  Präjudizial- 
6iige,  es  handelt  sich  um  eine  Entscheidung,  welche,  wenn  sie  dem 
Inlande  zustände,  virtuell  einer  Entscheidung  tlber  das  ausländische 
Recht  gleichkäme.  Ist  es  dem  Inlande  nicht  gestattet,  über  das  Be- 
stehen eines  ausländischen  Servitutenrechts  zu  entscheiden,  so  darf  es 
auch  nicht  entscheiden  über  Entschädigung  wegen  Ausübung  der 
Servitut  oder  wegen  Verhinderung  der  Servitutenausübung :  denn  solche 
Entscheidungen,  fortgesetzt,  würden,  wenn  sie  schliefslich  bis  ins  Un- 
erachwingliche  gingen,  einem  richterlichen  Verbote  der  Servitutenaus- 
übung  (bei  Strafvermeiden)  gleichkommen  '^). 

Daher  ist  es  unstatthaft,  dafs  ein  Richter  des  Inlandes  darüber 
entscheidet,  ob  jemand  im  Ausland  einen  Druck  verbreiten  oder  ein 
Stück  anfahren  dürfe,  es  ist  unstatthaft,  dafs  er  ihm  (bei  Straiver- 
meiden)  ein  solches  verbiete. 

So  hat  man  auch  kürzlich  in  England  entschieden.  Vor  dem 
High  Court  in  London  wurde  eine  Klage  dahin  erhoben,  dafs  es 
dem  Beklagten  verboten  werden  solle,  ein  dramatisch  -  musikalisches 
Stück  in  Berlin  oder  in  irgend  einem  der  Unionsländer  aufzuHlhren, 
und  es  wurde   zu  diesem  Zwecke  eine  einstweilige  Verfügung  (injunc- 


17)  Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozefs  S.  535  f.,  559  f.  Hiervon 
macht  eine  scheinbare  Ausnahme  nur  die  Entscheidung  über  Erbrecht 
am  inländischen  Erbschaftsforum,  sofern  hier  über  das  Elrbrecht  entschieden 
wtfd,  anch  wenn  zur  Erbschaft  ausländische  Liegenschaften  gehören.  Allein 
einersdts  läfst  sich  dies  nicht  vermeiden,  wenn  man  nicht  auf  eine  einheit- 
liche Entscheidnnff  über  das  Erbrecht  verzichten  will,  andererseits  kann  die 
Entscheidung  im  Inlande  nur  in  der  generellen  Weise  in  Vollzug  gebracht 
werden,  dals,  wenn  etwa  der  Miterbe  die  aasländischen  Liegenschaften  nicht 
beransgiebt,  ihm  das  inländische  Vermögen  vorenthalten  werden  kann,  nicht 
aber  in  der  speciellen  Weise,  dafs  man  die  Herausgabe  der  einzelnen  aus- 
ländischen Liegenschaften,  daa  Abtreten  vom  Besitz  derselben,  das  Unter- 
lassen weiterer  BMitzhandlun^en  an  denselben  nach  Mafsgabe  des  ^  775 
C.Pr.O.  erzwingen  könnte.  Diese  internationale  Bedeutung  des  Erbscnafts- 
fonuns  (|  28  CfPr.O.)  wird  in  den  jetzigen  Darstellungen  des  Civilprozefs- 
rechts  viel  zu  sehr  übersehen,  vergl.  Wach,  Handb.  d.  C.Pr.  I  S.  429, 
Planck^  Lehrb.  I  S.  66. 

lo)  Vergl.  Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozefs  S.  535  f.,  559  f. 

16* 
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tion)  begehrt  Der  engÜBche  Richter  wies  am  28.  Februar  1895 
dieses  Begehren  ab;  denn  wenn  es  auch  dem  englischen  Richter  za- 
kommen  ktfnne,  deutsches  Recht  anzuwenden,  so  könne  ihm  doch  nur 
die  Befugnis  zustehen,  das  deutsche  Recht  in  England,  nicht  es  in 
Deutschland  in  Anwendung  zu  bringen^'). 

Ebenso  hat  man  im  Gebiet  des  Musterrechts  in  Schottland  ent- 
schieden, Court  of  Sessions  Januar  1891:  dafs  ein  in  England 
registriertes  Muster  nicht  das  Recht  gebe,  gegen  eine  ausländische 
Nachahmung  dieses  Musters  aufisutreten  ^^). 

So  hat  nun  auch  das  deutsche  Reichsgericht  18.  Joni  1890  den 
Grundsatz  aufgestellt,  dafs  die  Verletzung  eines  englischen  Patentes  in 
England  nicht  zu  einer  Klage  bei  deutschen  Gerichten  Anlafs  geben 
darf"). 

Daher  ist  es  auch  unstatthaft,  im  Inlande  zu  entscheiden,  ob  der 
A  oder  B  Trttger  eines  ausländischen  Patentes  ist;  dies  gilt  nicht 
deshalb,  weil  die  Erteilung  des  Patentes  ein  Autoritätsakt  wäre,  son- 
dern weil  das  ausländische  Patent  im  Auslande  wirkt  und  darum  eme 
Einmischung  inländischer  Behörden  nicht  zuläfst  So  auch  das 
deutsche  R.G.  vom  30.  April  1894: 

„Das  durch  die  Erteilung  des  ausländischen  Patentes  begründete 
Verbot  y  sich  der  gewerblichen  Anfertigung  und  der  gewerblichen  Ver- 
treibung von  Gegenständen  der  patentierten  Erfindung  zu  enthalten, 
äufsert  im  Deutschen  Reiche  keine  Rechtswirkung,  und  daraus  ergiebt 
sich,  dafs  den  ausländischen  Patenten  der  Schutz  durch  die  deutschen 
Behörden  und  insbesondere  durch  die  deutschen  Gerichte  versagt  ist^^).'* 

Ebenso  ist  es  zwar  statthaft,  darüber  zu  entscheiden:  ob  A  ver- 
pflichtet ist,  sein  ausländisches  Patent-  oder  Autorrecht  an  den  B  zu  über- 
tragen ;  dagegen  ist  es  unstatthaft  und  unmöglich,  die  Übertragung  durch 
Richterakt  zu  vollziehen:  es  ist  dies  ebenso  wenig  möglich,  als  es, 
wenn  A  dem  B  sein  ausländisches  Grundeigentum  versprochen  hat, 
möglich  ist,  die  Übertragung  als  vollzogen  zu  erklären;  und  da  ein 
indirekter  Zwang  zur  Übertragung  nicht  stattfindet,  so  bleibt  nichts 
übrig,  als  der  Entschädigungszwang. 

Dies  gilt  insbesondere,  wenn  die  Übertragungspflicht  auf  Umständen 
beruht,  welche  der  Erteilung  des  Patentes  vorhergingen,  insbesondere 
also  auch,    wenn  der  Grund  der   Übertragungspflicht    eine  Arglist  des 


19)  Droit  (Tauteur  VIII  p.  125,  126. 

20)  Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht  III  S.  11;  hierbei  bleibt  alle]^ 
dinge  die  F'rage  offen,  wie  es  sich  verhält,  wenn  auch  im  Auslände  die  dort  not- 
wendige Registrierung  erfolgt  ist ;  aber  auch  hier  mufs  man  in  obiger  Wdse 
entscheiden. 

21)  Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht  III  S.  13.  Wenn  ich  hier 
(S.  12)  angenommen  habe,  dies  gelte  principiell  nur  für  die  quasidingiiche 
Klage,  daliegen  für  die  Entschäoigungsklage  nicht  principiell,  sondern  nur 
vom  Standpunkt  unserer  heutigen  Gesetzgebung,  so  muis  ich  diese  Nuance 
der  Begründung  hiermit  zurücknehmen. 

22)  Blätter  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwesen  I  S.  2. 
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Patenterwerbers  ist,  Bofem  er  die  Erfindung  einem  Anderen  widerrecht- 
lich entnommen  und  sich  fkkchlich  als  der  wahre  Erfinder  aus- 
gegeben hat  und  nun,  infolge  dessen,  das  erworbene  Patent  an  diesen 
Andern  zur  Ausgleichung  und  Sllhnung  seiner  Arglist  übertragen  mufs. 

Dies  ist  auch  der  richtige  Kern  in  der  oben  citierten  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  vom  30.  April  1894,  soweit  es  sich  um  die  Frage 
der  Pflicht  zur  Übertragung  handelt  Wenn  hier  der  Inhaber  des 
amerikanischen  Patentes  gegen  denjenigen,  welcher  seine  Legitimation 
bestritt,  eine  Anerkennungsklage  erhob,  so  konnte  man  etwa  diese 
Klage  (zur  Not)  so  verstehen:  es  solle  festgestellt  werden,  dafs  der 
Klltger  nicht  verpflichtet  sei,  das  ihm  erteilte  amerikanische  Patent  auf 
dod  Beklagten  zu  übertragen.  Eine  solche  Klage  wäre  an  sich  im 
Inlande  nicht  unstatthaft :  ebenso  wie  man  im  Inlande  auf  Übertragung 
des  ausländischen  Patentes  klagen  kann,  so  kann  man  auch  eine  Fest- 
stellungsklage dahin  erheben,  dafs  die  Pflicht  einer  solchen  Über- 
tragung nicht  bestehe.  Allein  die  Leistungs-,  wie  die  Feststellungs- 
klagen sind  doch  nur  in  dem  Sinne  denkbar,  dals  sie  im  Erfolg  nicht 
einen  realen  Übertragungszwang  im  Auge  haben,  weshalb  die  Klage 
weder  in  ihrem  prozessualen  Effekt  auf  eine  reale  Übertragung  aus- 
laufen, noch  als  negative  Feststellungsklage  einen  solchen  realen  Über- 
tragungszwang (der  überhaupt  ausgeschlossen  ist)  ablehnen  kann.  Da 
aber  in  dem  vorliegenden  Falle,  sofern  man  die  Klage  in  eine  negative 
Festsfcellungsklage  auflösen  wollte,  die  Feststellung  nur  in  diesem  Sinne 
gemeint  sein  konnte,  also  nur  in  dem  Sinne,  dafs  das  Inland  den 
Patentträger  nicht  durch  Rechtszwang  zu  einem  Nichtpatentträger 
machen  dürfe,  so  war  für  eine  solche  negative  Feststellungsklage  von 
voniweg  kein  Raum  gegeben. 

Daraus  ergiebt  sich  auch  von  selbst  die  Richtigkeit  der  von  mir 
B.  Z.  g^ebenen  Entscheidung,  dafs'  ein  ausländisches  Patent  (ebenso 
auch  ein  ausländisches  Autorrecht)  im  Inland  nicht  gepfändet  werden 
darf^).  Hiergegen  hat  sich  allerdings  Seligsohn  ^  Patentgesetz  S.  81, 
und  Schanee  in  dieser  Zeitschrift  III  S.  229  f.  ausgesprochen,  aber  teils 
aus  unzureichenden,  teib  aus  unrichtigen  Gründen.  6^en  Schanze 
habe  ich  mich  bereits  in  meinen  Gesammelten  Beiträgen  zum  Civilprozefs 
S.  522  gewendet  Gegen  Sdigsohns  Ausführungen  bemerke  ich  aber: 
Wenn  hier  gesagt  wird,  dafs  Patente  als  bewegliches  Vermögen  dem 
Grundsatze  mobüia  ossibus  inhaerent  unterliegen,  soweit  dieser  Grund- 
satz im  betreffenden  Lande  gelte,  so  ist  entgegenzuhalten,  dafs  Patent- 
rechte als  über  das  ganze  Territorium  eines  Staates  ausgebreitete, 
aber  hier  auch  festsitzende  und  niemals  Über  ihr  Territorium  hin- 
ausragende Rechte  (denn  das  Patentrecht  ist  in  jedem  Rechtsgebiet 
ein  individuell  besonderes  Patentrecht^^))  in  der  internationalen  Rechts- 
betiachtung  nicht  nach  Art  der  Mobiliar-,  sondern  der  Immobiliarrechte 


28)  Aus  dem  Patent-  und  Industrierecht  I  S.  35. 
24)  Vergi.  m  Buschs  Archiv  Bd.  48  S.  258. 
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behandelt  werden  müssen.     Seligsohn  behauptet  weiter,  auch  wenn 
ausländische  Patentrecht  im  Auslande  seineu  Sitz  habe,  so  wUrde  dann 
nur  folgen,    dafs   die  Ffkndung    materiell   nach   ausländischem 
behandelt  wtlrde ;  jedoch  die  Frage,  in  welcher  prozessualen  Form 
durch  welche  Organe   die  Pf)lndung   stattzufinden    habe,   sei   nach  d€|f 
Rechten  des  Landes,    wo  die  Vollstreckung    erfolge,    zu   beantworteiikj 
Dies   ist   aber   unrichtig.     Es   handelt   sich    weder   um    die    materieBf 
Frage,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  das  Patent  pf^dbar  ifllF 
noch    um    die    prozessuale   Frage   der   PflUidungsform   und   PfHndui^ 
Organe,    sondern  um  die  Gerichtsbarkeitsfrage ,    ob  sich  die  inländisdli 
Gerichtsbarkeit  auf  dieses  im  Auslande  situierte  Rechtsgut  erstreckt  uas' 
darum  den  inländisciien  Gerichtszwang  in  Bezug  auf  dasselbe   in  A^ 
Wendung   bringen   kann.     Diese  Frage   ist    keine  Frage  des  intemattj 
nalen  Rechts   im   gewöhnlichen  Sinne,    also  weder   des  internatioi 
Privat-,  noch  des  internationalen  Prozefsrechts,  sondern  eine  Frage  ü1 
den  Umfang  der  Gerichtsbarkeit.     £s  ist  dieselbe  Frage ,    wie  die, 
die  inlHndische  Konkurseröffnung  auch  im  Auslande  wirkt:  hier  komj 
weder  das  materielle  Recht  des  Konkurses,  noch  das  prozessuale 
in  Betracht    —    denn    möglicherweise    ist    nach    beiden   Gesetzen 
Konkurs  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  statthaft,  und  nach 
zessualen    Giiindsätzen   des   deutschen    Rechts   hat   das  Amtsgericht 
bestimmten  Formen  den  Konkurs  zu   eröfinen:  Formen,  welche  sicit] 
fllr  die  inländischen  Prozefshandlungen  mafsgebend  sind;   und  doch 
damit  die  Frage,    ob    ein  in  Deutschland  eröffneter  Konkurs  das  V< 
mögen  des  Kridars  in  Argentinien  trifft  und  umgekehrt,  noch  gar  nie 
berührt  ^5).      Die    Verquickung    dieser    Gerichtabarkeitsfrage    mit 
Frage   des   internationalen  Privat-  und  Prozefsrechts    hat  schon  zu 
gröfsten  MifsverstSndnissen  Anlafs  gegeben. 

Wenn    endlich    SeUgsohn    den    Umstand    betont,     dafs   auch    d({ 
ForderungspfHndung  im  Inland e  stattfindet,  obgleich  der  Drittschuldner  i| 
Auslande  wohnt,  so  ist  dies  Argument  unzureichend.    Es  ist  begreiflic 
dafs  bei   der  Forderungspföndung   der  Sitz   des  Schuldners,   nicht 
Drittschuldners    in    Betracht   kommt  ^^).     Denn    gegen   den   Schuldm 
nicht   gegen   den  Drittschuldner   findet   die  Zwangsgewalt  statt;   wc 
der  Drittschuldner  sein  Geld  darbietet,    soll  es  bei  dem  Schuldner 
fafst   und   ftlr  den  Gläubiger   festgehalten   werden.     Nicht   dazu  find? 
die  Zwangs^ewalt  statt,  dafs  das  Geld  bei  dem  störrischen  Drittschuldnff' 
geholt  wird  (das  könnte  nur  mit  Hülfe  der  Gerichtsgewalt  seines  Ortes 
geschehen),  sondern  da^s  das  von  ihm  gebotene  Geld  nicht  in  die  Ver- 


25)  Lehrbuch  des  Konkursrecbts  S.  603  f. 

26)  Anders  bei  §  24  CPr.O.;  allein  hier  ist  der  Gerichtszugriff  nicht 
das  wesentliche:  ein  indirekter  Zusammenhang  mit  dem  Inland  ist  nattlrlich 
auch  dann  gegeben,  wenn  der  ausländische  Schuldner  einen  inländischen 
DrittFchuIdner  bat;  dieser  Zusammenhang  wird  berücksichtigt,  um  eine  Kom- 
petenz gegen  den  Ausländer,  nicht  um  die  Möglichkeit  des  Zugriffs  zu 
schaffen. 
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des  Schuldners  kommt     Das  zeigt  sich  am  deutlichsten,    wenn 
ittschuldner    das   Geld    am    Orte    des    Schuldners    in    Deposito 

^afs  aber  eine  Pfändung  eines  auslttndischen  Patent-  oder  Autor- 
durch  das  Inland  zu  den  gröfsten  Mifshelligkeiten  führen  wtlrde, 
ich  bereits  a.  a.  0.  S.  522  ausgeführt  Wie,  wenn  etwa  ein 
les  Patentrecht  von*  Argentinien  aus  gepfändet  und  auf  dem  Voll- 
iwege  versteigert  wird  (vielleicht  mit  Rücksicht  darauf,  dafs 
Ltentinhaber  dort  Vermögen,  etwa  auch  ein  Patentrecht,  besitzt)? 

darauf  in  Bolivia  und  im  Kongostaate?    Gewifs  würde  dies  die 

^hen  Verhältnisse  aufs  äufserste  stören,  ihre  Ordnung  aufs  ärgste 
len.  Zwar  verkenne  ich  nicht,  dafs  auch  die  ForderungspfUndung, 
der  Drittschuldner  im  Auslande  wohnt,    zu  schweren  Konflikten 

kann^^);  aber  hier  handelt  es  sich  doch  fast  ausschliefslich 
»mentane  Abwickelungen,  wobei  der  Drittschuldner  durch  Depo- 
sich  von  der  ganzen  Frage  losmachen  kann.     Bei  dem  Imraaterial- 

aber   handelt   es   sich    um    jahrelange   Beziehungen,    an    deren 

und     gedeihlicher    Regelung   weite  Kreise   des    Inlandes   (des 

\'  oder  Autorstaates)  beteiligt   sind.     Wie,    wenn   eine  Oper   von 

[tinien    und   von    Bolivia    aus    beschlagnahmt    und    in   Fxekution 

»ert  ist?  ein  Musikwerk,  dessen  Aufführung  s.  Z.  vorbehalten  wurde? 

lat   nun   über   das    Aufführungsrecht    zu    entscheiden?    Und    soll 

md  warten,  bis  derartige  Differenzen  beglichen  sind  ?    Ich  gebe 

Lfs  auch  durch  freiwillige  Veräufserungen  Konflikte  geschaffen 
können;  aber  es  ist  etwas  anderes,    ob  die  That   des  Berech- 

zu   solchen   Stöfsen    und    Gegenstöfsen    führt,    —    die   Kechts- 

\g   kann   nicht   alle   Differenzpunkte    beseitigen   — ,    und    etwas 

ist  es,   ob  die  Rechtsordnung  selbst  durch  unkontrollierte  Zu- 

solcher  Übergriffe  Veranlassung  zu  stets  fort-  und  fortwirkenden 

ihigungen   und   Ge&hren  der   inländischen   Rechtsordnung  giebt 

Tnd  das  mufs  man  ja  doch  zugeben :  ist  es  dem  Inlande  gestattet, 
kusländische  Patente  zu  verfügen,  so  müssen  wir  dem  Auslande 
das  gleiche  Recht  für  das  Inland  geben;  wir  dürfen  uns  in 
internationalen  Fragen  nie  auf  den  einseitigen  Standpunkt 
als  kämen  nur  die  Berechtigungen  des  Inlandes  in  Betracht, 
^htsgemeinschaft  der  Staaten  führt  zur  notwendigen  Gegenseitig- 
hat  darum  eine  Rechtshandlung  des  auswärtigen  Staates  für  das 
Inland  unleidliche  Verhältnisse  im  Gefolge,  so  mufs  diese  Rechts- 
handlung auch  dem  Inland  gegenüber  dem  Auslande  versagt  sein. 

Patente  können  daher  nur  durch  die  Gerichtsgewalt  des  Staates 
gepf^det  werden,  in  dem  sie  wirken  und  Leben  haben;  daher  auch 
deutsche  Patente  nur  von  der  deutschen  Gerichtsgewalt.  Die  Kom- 
petenz ergiebt  sich,  wenn  der  Träger  des  Patentes  im  Auslande  domizi- 
liert ist,  aus  dem  §  12  des  neuen  Patentgesetzes.     Für  das  Gebrauchs- 


27)  Konknrsrecht  S.  626  f. 
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mnBter  gilt  das  Gleiche  nach  §  13  des  GebrauchsmostergeeetzeB.  FOr 
die  übrigen  Immaterialgüter  mnfs  noch  jetzt  gelten,  was  ich  s.  Z.  über 
die  LokaliBierang  der  Immaterialrechte  entwickelt  habe'^). 

§  8. 
lip-  und  Ausländer. 

Das  Urheberrecht  wird  nicht,  wie  das  Patentrecht,  In-  ond  Aus- 
ländem gegeben.  Wir  stehen  hier  noch  auf  dem  Stande,  dafs  wir  ein 
Recht  (in  civilem  Sinne)  in  (hesi  nur  dem  inländischen  Urheber  ge- 
währen ,  d.  h.  demjenigen ,  der  das  inländische  Indigenat  hat,  und  es 
dem  Aaslande  überlassen,  durch  Abschlafs  von  Litterarverträgen,  welche 
unseren  Autoren  gleiche  Rechte  gewähren,  sich  den  Schutz  seiner  Autoren 
zu  erwerben. 

Dieser  Zustand  wird  sich  mit  dem  Fortschritte  des  Rechts-  und 
Verkehrslebens  ändern  '^) ;  aber  gegenwärtig  besteht  er  noch  und  führt 
zu  manchen  schwierigen  Rechtsfragen. 

Entscheidend  ist  folgendes:  das  Indigenat  ist  nicht  eine  Voraus- 
setzung ftlr  den  Rechtserwerb,  so  dafs  je  nach  Indigenat  oder  Nicht- 
indigenat  zur  Zeit  der  Schöpfung  des  Werkes  das  Autorrecht  ein-  und 
^r  allemal  bestände  oder  nicht.  Das  Indigenat  hat  vielmehr  die  Be- 
deutung, dafs  es  die  naturale  Beziehung  des  Autors  zu  seinem  Werke 
zur  civilen  erhebt  und  dafs  sein  Verlust  die  civile  Beziehung  wieder 
zur  naturalen  herabdrückt  Daher  kann  das  Autorrecht  eines  Werkes 
flottierend  sein,  je  nach  dem  Wechsel  des  Indigenates.  Dies  gilt  von 
unveröffentlichten  Werken. 

Ist  das  Werk  aber  einmal  durch  Verbreitung  von  VervielfHltigungs- 
exemplaren  ftir  alle  veröffentlicht,  dann  mufs  der  flottierende  Zustand 
aufhören :  der  Moment  der  Veröffentlichung  und  das  Haben  oder  Nichts 
haben  des  Indigenats  in  diesem  Moment  giebt  dem  Werke  f\ir  immer 
den  Stempel  des  civilen  oder  des  blofs  naturalen  Autorrechts.  Der  Grrund 
ist  der:  weil  es  durch  solche  Veröffentlichung  zum  ganzen  Publikum, 
zum  blofs  lesenden  wie  zum  verbreitenden  und  benutzenden,  in  eine 
Beziehung  getreten  ist,  die  nicht  nach  dem  Belieben  des  Autors  ver- 
wandelt werden  darf.  Es  ist  also  ähnlich,  wie  beim  nicht  rechtlich  an- 
erkannten Eigentum,  das  der  Eigentümer  nicht  umhegt  hielt,  an  dem 
daher  das  Publikum  sich  eine  Menge  von  Gebrauchsbefugnisseo  an- 
geeignet hat:  dieser  Zustand  kann  zwar  durch  ein  Gesetz,  welches 
von  nun  an  unverbrüchliches  Eigentum  festsetzt,  durch  ein  Gesetz  mit 
sog.  Rückwirkung  geändert  werden,  und  ähnliches  ist  im  Autorrecht 
schon  geschehen,  indem  nachträglich  Werke,   die  gemeinfrei  geworden 


28)  Busch,  Archiv  47  S.  839,  jetzt  Gresammelte  Beiträge  zum  Civilprozefs 
S.  516. 

29)  Vergl.  meinen  Aufsatz  in  der  Neuen  deutschen    Rundschau  1895 
S.  742. 
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waren,  unter  den  Schatz  gestellt  worden.  Aber  dies  ist  die  That  der 
GesetBgebtmg  nnd  auch  sie  pflegt  durch  transitorische  Bestimmnngen 
die  Härten  auszugleichen;  die  That  des  Einzelnen  ist  nicht  in  der 
Lige,  auf  diese  Weise  die  Verhältnisse  des  Publikums  zu  ändern  und 
alle  die  Personen  zu  depossedieren,  welche  auf  Grund  der  Autorfreiheit 
ihre  Veranstaltungen  getroffen  haben.  Ebenso  muls  aber  auch  um- 
gekehrt gesagt  werden,  dafs  ein  Akt,  wodurch  der  Autor  das  Indigenat 
aa%iebt,  die  Rechtsstellung  aller  derjenigen  Personen,  welche  auf  Grund 
seines  Rechts  sich  Befognisse  erworben  haben  (Verleger  u.  s.  w.),  nicht 
schmälern  darf,  Daraus  ergiebt  sich  von  selbst,  dafs  die  Herausgabe 
des  Werkes  seine  Stellung  im  Autorrecht  ein-  und  flir  allemal  fixiert: 
diese  Stellung  kann  durch  die  Gesetzgebung,  aber  nicht  durch  die 
That  des  Einzelnen  gewandelt  werden'^). 

Als  solche  Veröffentlichung,  welche  die  autorrechiliche  Stellung 
des  Werkes  fixiert,  gilt  aber  nur  die  Veröffentlichung  von  Verviel- 
fUtigungsexemplaren ;  also  nicht  die  Veröffentlichung  durch  Ausstellung 
des  Gemäldes,  Vorlesen  ita  Werkes  oder  etwa  durch  öffentliche  Auf- 
ftlhmng  eines  Dramas  oder  Musikstückes.  Denn  hier  hat  ja  der  Autor 
das  Manuskript  oder  Bild  in  der  Hand :  man  kann  also  nicht  sagen,  dafs 
das  autorrechtliche  Werk  dem  freien  Gebrauche  des  Publikums  eröffiiet 
war,  und  von  einer  Kränkung  dieser  Interessen  dadurch,  dafs  der 
Autor  nachträglich  das  Indigenat  und  damit  das  civile  Autorrecht  er- 
wirbt, kann  keine  Rede  sein^^). 

Als  Inländer  gelten  natürlich  auch  die  inländischen  Korporationen 
and  Vereine,  denen  das  Autorrecht  kraft  stellvertretender  Thätigkeit 
ihrer  Mitglieder  zukommt^'). 

Ebenso  kommt  bei  sonstiger  stellvertretender  Thätigkeit  der  do- 
finmis,  nicht  der  Stellvertreter  in  Betracht ;  so  insbesondere  auch,  wenn 
es  sich  um  bestellte  Porträts  handelt,  der  Besteller,  nicht  der 
Künstler»«). 

Ist  das  Werk  das  Erzeugnis  der  Kollaboration  eines  In-  und  Aus- 
länders, so  kann  es  nicht  teilweise  im  Urheberrecht  stehen,  teilweise 
schutzlos  sein;  es  tritt  dieselbe  Folge  ein,  wie  wenn  der  Anteil  des 
£men  nach  Ablauf  der  Schutzfrist  frei  würde,  der  Anteil  des  Andern 
noch  in  der  Schutzfrist  stünde«^):  der  Schutz  des  Einen  zieht  den  Schutz 
des  Andern  nach  sich  und  beide  Teile  geniefsen  darum  vollen  Autor- 
Bchutz;  was  auch  noch  aus  dem  Gesichtspunkte  vollkommene  Billigung 


30)  Unrichtig  die  übrigen  Autoren:  Dambach ^  Gesetzgeb.  des  Nordd. 
Bundes  über  Autorrecht  S.  272,  Wächter,  Autoirecht  S.  ISO,  Urheberrecht 
S.  120,  121,  Scheele,  Deutsches  Urheberrecht  S.  158. 

81)  Umgekehrt  können  allerdings  die  an  Dritte  übertragenen  Aufführungs- 
rechte geschmiüert  worden,  wenn  der  Autor  nachträglich  auf  das  Indigenat 
verziehtet;  allein  auf  ein  im  Stadium  des  Manusknptes  befindliches  Werk 
dürfen  eben  Dritte  noch  keine  definitiven  Ansschlufsrechte  bauen. 

32)  VergL  auch  Dar  ras,  Droit  iies  auteurt  ei  de»  artUte»  p.  575  f. 

33)  Archiv  f.  bürgerl.  Recht  X  S.  274  f. 

34)  Autorrecht  a  264. 
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verdient,  dafs  einerseits  stets  zu  Gunsten  der  Rechte  der  Autoren  zu  inter- 
pretieren ist,  andererseits,  wenn  das  Gesetz  die  Kunst  des  Inländers 
besonders  schützen  will,  es  zugleich  befördern  mufs,  dafs  die  im  In- 
lande  lebenden   ausländischen  Ktlnstler   sich   den  Inländern   zugesellen. 

Übrigens  gilt  das  Gesagte  natürlich  nur,  sofern  die  Kollaboration 
zu  einem  ungeteilten  Mitrecht  führt;  nicht  auch,  wenn  sie,  wie  im 
Verhältnis  zwischen  Dichter  und  Komponisten,  zu  zwei  selbständigen 
Teilen  gelangt,  die  nur  eben  in  ihrer  Zusammenwirkung  einen  besonderen 
Gesamteffekt  machen.  Hier  wirkt  die  Attraktion  des  Inlandes  nur  ftlr 
die  Zusammenwirkung,  nicht  für  die  selbständige  Aufführung  und  Ver- 
öffentlichung des  Teiles;  so  z.  B. ,  wenn  ein  russischer  Autor  einen 
Opemtext  verfafste  und  ein  Deutscher  nachher  im  Einverständnis  mit 
ihm  die  Musik  dazu  komponierte. 

Bei  Rechtsübertragung  bleibt  das  Indigenat  des  Autors  das  ent- 
scheidende. Der  Grund  liegt  darin:  die  Rechtsordnung  will  nicht  den 
inländischen  Träger  des  Autorrechts,  sondern  den  Träger  des  am 
Werke  eines  Inländers  bestehenden  Autorrechts  schützen,  es  will  die 
naturalen  Beziehungen,  welche  zum  Werke  eines  Inländers  bestehen, 
zu  civilen  erheben.  Dies  gilt  von  dem  Fall,  dafs  der  Autor  jemandem 
sein  (noch  unveröffentlichtes)  Werk  vermacht:  das  Indigenat  im  Moment 
des  Todes  ist  entscheidend ;  es  gilt  von  der  Überlassung  des  Aufführungs- 
rechts, es  gilt  auch  von  der  Übertragung  zur  VervielMtigung :  man 
denke  sich  den  Fall,  dafs  der  Autor,  der  im  Begriffe  ist,  sich  das 
Indigenat  zu  erwerben,  Gelegenheit  hat,  vor  Perfektion  des  Erwerbes 
einen  günstigen  Vertrag  zu  unterzeichnen:  erfolgt  die  Veröffentlichung 
nach  Erwerb  des  Indi^enats,  so  ist  das  Autorrecht  gewahrt 

Hier  bricht  nun  aber  ein  Rechtssatz  hervor,  der  der  Sache  ein 
wesentlich  anderes  Bild  giebt  und  die  Bedeutung  des  Indigenats  des 
Autors  erheblich  abschwächt  Das  Autorrecht  entsteht  auch  für  Werke 
der  Ausländer  dann,  wenn  das  Werk  (zuerst)  bei  einem  Verleger  des 
Inlandes  erschienen  ist.  Nicht  nur  die  Autoren,  sondern  auch  die  Ver- 
leger des  Inlandes  sollen  geft$rdert  werden,  und  zwar  dadurch,  dafs  den 
in  ihrem  Verlage  erschienenen  Werken  das  inländische  Autorrecht  in 
vollem  Mafse  gewährt  wird.  Wesentlich  ist  aber  nicht  das  Indigmat 
des  Verl^ers,  sondern  wesentlich  ist  nur,  dafs  der  Verleger  im  In- 
lande  situiert  ist  und  dort  eine  Handelsniederlassung  hat,  in  der  das 
Werk  erscheint.  Dies  ist  fV^  Autorwerke  sicher  (§61),  es  ist  aber 
auch  für  Kunstwerke  anzunehmen,  obgleich  der  Wortlaut  des  Kunst-. 
Werkgesetzes  anders  ist  und  die  Vorarbeiten  ein  anderes  besagen; 
denn  der  verschiedene  Wortlaut  des  §  20  Kunstwerkgesetzes  kann  das 
Argument,  das  aus  dem  Parallelismus  der  Rechtsbestimmungen  zu  ent- 
nehmen ist,  nicht  aufheben,  und  die  Vorarbeiten  sind  für  die  Inter- 
pretation nicht  mafsgebend  ^^). 


35)  Wollte  man  auch  mit  den  bisherigen  Autoren  (z.  B.  Wächter,  Ur- 
heberrecht S.  121,  Scheele,  Deutsches  Urheberrecht  S.  213)  das  Gegenteil 
annehmen,  so  möfste  man  doch  heutzutage  nach  der  Benier  Konvention 
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Als  Verleger  gilt  jeder,  der  in  seinem  Interesse  das  Werk  in 
Vertrieb  bringt.  Als  Verleger  gilt  also  derjenige,  der  einen  Verlags- 
vertrag  dahin  abgeschlossen  hat,  dafs  ihm  der  Gewinn  des  Vertriebes 
ganz  oder  teilweise  zufällt;  ob  er  das  Risiko  ganz  oder  teilweise  trttgt, 
ist  gleichgfütig ;  daher  mafs  auch  der  Kommissionsverleger  hierher  ge- 
hören. Der  Grund  des  Gesetzes,  den  inländischen  Verlagshandel  zu 
untersttttzen,  trifit  beides:  auch  wer  den  Gewinn  mit  dem  Autor  teilt 
und  auch,  wer  es  thut,  nachdem  er  sich  dadurch  gedeckt,  dafs  der 
Autor  die  Druckkosten  bezahlt  oder  vorgeschossen  hat,  vollzieht  einen 
wichtigen  Akt  des  inländischen  Handels  und  verdient  den  Schutz  des 
Gesetzes. 

Ob  das  Werk  im  In-  oder  Auslände  gedruckt  wird,  ob  der  Ver- 
leger den  Druck  leitet  oder  ob  die  im  Auslände  gedruckten  Exemplare 
dem  Verlier  ins  Inland  zur  Verbreitung  überliefert  werden,  ist  gleich- 
gültig. 

Verleger  in  diesem  Sinne  ist  aber  nur,  wer  das  Werk  zuerst  in 
Vertrieb  setzt;  daher  nicht,  wer  das  vom  Originalverleger  emittierte 
Werk  als  Zwischenverleger  überkommt.  Ja,  auch  bei  geteiltem 
Verlagsrecht  kommt  nur  dann  ein  inländischer  Verleger  in  Betracht, 
wenn  er  der  erste  Verleger  ist.  Hat  der  ausländische  Autor  das 
Werk  zuerst  bei  einem  ausländischen  Verleger  erscheinen  lassen  und 
erscheint  es  dann  bei  einem  Verleger  des  Inlandes,  so  kann  ihm  dies 
kein  Autorrecht  in  Deutschland  geben;  das  Gegenteil  würde  auch  zu 
endlosen  Verwirrungen  fUhren:  so  insbesondere  auch,  wenn  etwa  das 
Werk  von  einem  ausländischen  Verleger  auf  einen  inländischen  über- 
tragen werden  sollte®*).  Und  zwar  kommt  es  auf  die  erste  Ver- 
öffentlichung des  Werkes  als  Original  an.  Sollte  also  das  Werk  im 
Auslande  in  einer  anderen  Sprache  veröffentlicht  sein,  so  wäre  der 
Schutz  in  Deutschland  dahin,  auch  wenn  hintennach  in  Deutschland 
die  erste  deutsche  Version  erschiene:  diese  könnte  zwar  immer  noch 
(als  deutsche  Version)  den  Schutz  der  Übersetzung  qua  Übersetzung, 
geniefsen,  aber  nicht  mehr  den  Schutz  des  Originals  in  Deutschland 
bewirken. 

Dagegen  kommt  der  inländische  Verlag  auch  dann  als  mafsgebend 
in  Betracht,  wenn  gleichzeitig  im  Inland  und  im  Auslande  eine  Edition 
erfolgt,  wenn  auch  in  verschiedenen  Sprachen,  z.  B.  die  Ausgabe  eines 
norwegischen  Werkes  (Ibsen)  in  Kopenhagen  (norwegisch)  und  in 
Berlin  (deutsch)  zu  gleicher  Zeit,  oder  ebenso  ein  russisches  Drama 
(Tolstoi)  russisch  in  Petersburg,  deutsch  in  Berlin  oder  Leipzig.  Dem 
gleichzeitigen  Erscheinen  würde   ein   gleichzeitig  geplantes  Er- 


(a.  3  und  4)  behaupten,  dafs  der  Künstler,  der  bei  einem  in  Deutschland 
sitnierten  Etablissement  verlegt,  unter  allen  das  Umständen  Kunstwerk- 
recht  erwirbt 

36)  R.G.    12./6.    1880,   23./11.  1891    Entsch.  in  Strafsachen  II   S.   180, 
XXII  S.  259,  263. 
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scheinen,  das  in  der  AusfÜhrang  nahezu,  dem  Effekte  nach,  gleich- 
zeitig wäre,  an  die  Seite  za  setzen  sein®"^). 

In  solchem  Falle  erwirbt  der  Autor  ein  deutsches  Autorrecht  für 
die  in  Deutschland  erschienene  Version :  diese  aber  gilt  füi  das  deutsche 
Autorrecht  als  OriginaL  Ob  der  norwegische  oder  russische  Autor 
diese  Version  selbst  gemacht  oder  sich  eines  Gehtüfen  oder  Übersetzers 
bedient  hat,  ist  gleichgültig,  sofern  nur  dieser  als' Stellvertreter  des 
Autors  handelte :  ebensogut  wie  ein  Verleger,  ebensogut  kann  sich  der 
Autor  eines  Übersetzers  bedienen,  dessen  Thätigkeit  in  die  Rechts- 
sphlfre  des  (ihm  hierdurch  übergeordneten)  dominus  Mit  Vorausgesetzt 
ist  aber,  dafs  die  Übersetzung  auf  solche  Weise  als  Werk  des  Original- 
autors erscheint;  eine  von  einem  Anderen  veranstaltete,  wenn  auch 
vom  Autor  genehmigte  Übersetzung  kann  niemals  als  Original,  sondern 
immer  nur  als  Übersetzung  gelten,  so  dafs  sie  zwar  den  ttufserlichen  Sprach- 
schutz (also  den  Schutz  qua  Übersetzung)  geniefst,  aber  nicht  ä&x 
Originalschutz  und  daher  nicht  verwehrt,  dafs  ein  Anderer  eine  neue 
Übersetzung  des  Originals  veröffentlicht  —  soweit  natürlich  nicht  andere 
rechtliche  Hindemisse  dem  im  Wege  stehen;  denn  die  Autorisation 
des  Autors  zur  Übersetzung  bewirkt  nicht,  dafs  der  Autor  als  Ver- 
fasser der  Übersetzung  gilt  und  die  Verantwortung  dafür  über- 
nimmt. Anders,  wenn  die  Version  in  die  zweite  Sprache  als  sein 
Werk  und  in  seinem  Namen  erscheint:  in  diesem  Falle  gilt  die  in 
Deutschland  erschienene  Version  als  Original  (denn  sie  kann  nicht  da- 
durch  leiden,  dafs  gleichzeitig  eine  andere  Version  im  Auslande  er- 
scheint); in  diesem  Falle  geniefst  sie  also  den  Originalschutz,  nicht 
blofs  den  Schutz  als  Übersetzung,  in  diesem  Falle  darf  also  niemand 
eine  neue  deutsche  Übersetzung  veröffentlichen  (wenn  auch  auf  Grund 
der  russischen  oder  norwegischen  Vejrsion);  ebensowenig,  als  sonst 
jemand  eine  Nachdichtung  oder  äufserliche  Umwandelung  eines  deut- 
schen Werkes  veröffentlichen  dürfte,  und  ebensowenig,  als  sonst  jemand 
sich  die  Möglichkeit  des  Nachdruckes  dadurch  verschaffen  dürfte,  dafs 
er  das  Original  für  sich  ins  Französische  übertrüge  und  davon  eine 
Rückübersetzung  machte! 

Ganz  unrichtig  ist  ja  die  verbreitete  Meinung,  dafs,  wenn  der 
Autor  eine  Übersetzung  autorisiert  hat,  es  Jedermann  gestattet  wttre, 
nachdem  bezüglich  dieser  Übersetzung  die  Frist  des  Übersetzungs- 
schutzes (5  bezw.  nach  der  Bemer  Konvention  imd  Staatsverträgen 
10  Jahre)  verstrichen  ist,  von  dieser  Übersetzung  eine  Version  in  der 
Originalsprache  zu  machen.  Doch  darüber  habe  ich  bereits  anderwftrts 
gehandelt*®). 

Die  deutsche  Version  gilt  also  als  Original,  sie  gilt  es  unter  Vor- 
behalt   des    gleichzeitig    im    Auslande    erschienenen   anderssprachlichen 


37)  Im  übrigen  genügt  natürlich  Gleichzeitigkeit  des  Tages;  die  Stunde 
kann  nicht  in  Betracht  kommen;  vergl.  Droit  dauteur  V  p.  120. 

38)  Droit  dauteur  VI  p.   149  f.,   sodann  in  meinem  Aufsatz  über   in- 
direkte  Urheberrechtsverletzung  in   Ooltdammers  Archiv  Bd.  43  S.  313  f. 
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Originals.  Eb  wird  daher  nicht  verwehrt,  dieses  anderssprachliche 
Original  in  Deutschland  einzuführen;  denn  das  verteilte  Verlagsrecht 
Trird  hier  so  aufgefafst,  dafs  ein  jedes  der  beiden  Länder  für  seine 
Version  (samt  der  etwaigen  Übersetzung  in  andere  dritte  Versionen) 
das  Autorrecht  hat,  keines  aber  dem  anderen  verwehrt,  seine  Version 
gegenseitig  einzuführen. 

Wie  aber,  wenn  der  Autor  das  Werk  sowohl  in  seinem  heimischen 
Idiom  als  auch  in  deutscher  Sprache  in  Deutschland  erscheinen  liefse, 
beides  gleichzeitig  und  beides  unter  seinem  Namen?  In  diesem  Falle 
xnafste  die  Ausgabe  in  heimischer  Sprache  jedenfiills  ab  Original  gelten ; 
zwei  Originalsprachen  aber  in  Bezug  auf  dasselbe  Werk,  so  dafs  beide 
Ausgaben  qua  Originalien  den  inländischen  Schutz  genössen,  sind  nicht 
anzunehmen,  jeden&lls  nicht  nach  deutschem  Recht  (a.  6  cf.  15),  über- 
haupt nicht  unter  einem  Recht,  das  nach  einer  bestimmten  Zeit  die  Über- 
setzung freigiebt;  denn  wo  der  innere  Kern  eines  Werkes  nach  einer 
Reihe  von  Jahren  der  Übersetzung,  d.  h.  der  sprachlichen  Neubildung, 
offensteht,  da  darf  nur  eine  Sprache  als  Originalsprache  betrachtet 
"werden :  diese  ist  dann  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  sie  ist  diejenige 
Sprache,  in  welche  hinein  eine  neue  Version  nicht  gemacht  werden  darf; 
sonst  würde  ja  die  Freiheit  der  Übersetzung  durch  gleichzeitiges  Er- 
scheinen in  mehreren  Sprachen  in  demselben  Lande  aufgehoben.  Dafs  die 
Freiheit  der  Übersetzung  ein  Ideal  ist,  behaupte  ich  nicht;  allein  so- 
lange das  Princip  besteht,  sind  dies  die  Konsequenzen.  Die  Folge  ist 
daher,  dafs  in  solchem  Falle  3ie  neben  dem  heimischen  Idiom  er- 
seheinende Version  als  Übersetzung  zu  gelten  hat  (obgleich  sie  unter 
dem  Namen  des  Autors  erscheint).  Solches  kann  allerdings  bei  inter- 
nationalen Persönlichkeiten,  die  in  mehreren  Sprachen  schreiben,  einige 
Schwierigkeiten  bereiten,  insbesondere  dann,  wenn  z.  B.  ein  Ungar 
oder  Russe  deutsch  und  französisch  schreibt  (vielleicht  gar  nicht  in 
seinem  heimischen  Idiom) ;  hier  mufs  wohl  die  Sprache,  in  der  er  vor- 
wiegend schreibt,  vorgehen,  und  sollte  keine  vorwiegen,  so  mttfste  man 
in  Deutschland  unter  den  hier  erschienenen  mehreren  Versionen  der 
deutschen  den  Vorzug  geben. 

Soweit  die  litterarischen  Werke  einschliefslich  der  Musikalien;  bei 
Werken  der  bildenden  Kunst  ist  als  Verleger  nicht  nur  der  zu  be- 
trachten, der  Stiche  machen  läfst  und  diese  durch  die  Drucktechnik 
verbreitet ,  sondern  auch ,  wer  durch  ein  anderes  VervielfUltigungsver- 
£ahren,  z.  B.  durch  Vervielf^tigung  plastischer  Werke,  die  Veröffent- 
lichung eines  Kunstwerkes  vollzieht  Verleger  ist  auch  derjenige, 
i?velcher  die  vom  Künstler  hergestellten  Vervielfältigungen  plastischer 
Werke  in  Vertrieb  bringt,  sofern  er  es  nur  thut  kraft  eines  nicht  auf 
einzelne  FflUe,  sondern  auf  das  Ganze  gerichteten  Vertrags.  Die  Voraus- 
setzung des  ersten  Vertriebs  mufs  auch  hier  aufrecht  erhalten  werden. 
Dies  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  wenn  etwa  die  Vervieltältigungs- 
weise  eine  verschiedene  ist:  durch  Photographie,  Stich,  durch  ver- 
schiedene Arten  der  plastischen  Wiedergabe;  die  erste  Wiedergabe 
entscheidet  und  bewirkt  für   das  Werk   ftkr  immer  entweder  Inländer- 
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qaalitttt  oder  Aüsschlafs  derselben  and  damit  Ausscblufs  des  Schatzes. 
Denn  der  Schutz  des  Werkes  kann  nur  einer  sein:  er  besteht  oder 
nicht :  es  handelt  sich  ja  um  den  Schutz  des  Originalwerkes,  nicht  am 
den  Schatz  der  speciellen  VervielfUltigungsform.  £s  gilt  hier  dasselbe, 
was  von  dem  Falle  ausgeführt  wurde,  dafs  ein  sprachliches  Werk 
zuerst  in  einer  anderen  Version  erschien.  Der  Schutz  der  Reproduk- 
tionsform  als  solcher  ist  natürlich  etwas  anderes  und  ist  in  jedem  FaUe 
ebenso  gegeben,  wie  der  Schutz  der  Übersetzung  als  Übersetzong, 
wenn  das  Original  vorher  im  Auslande  erschienen  ist. 

Für  den  Photographieschutz  g^lt  der  ganze  Satz  nicht,  vergL  §  9 
des  Photographi^esetzes ,  der  nur  a.  61  Abs.  1  citiert;  dies  hlbigt 
damit  zusammen,  dafs  man  dem  Photographieverlage  s.  Z.  noch  nicht 
die  Bedeutung  beigemessen  hat,  die  er  sich  heutzutage  kraft  der 
gesteig^ten  Reproduktionsmittel  erworben  hat 

Soweit  der  Verlag  im  Inlande.  Hierbei  mufs  auf  etwas  firüheres 
zurückgegriffen  werden.  Als  Verlag  gilt  nur  der  Vertrieb  von  Ver- 
vielflftltigungsexemplaren ,  nicht  die  etwaige  sonstige  Bekanntgabe  eines 
Autorwerkes,  nicht  die  Ausstellung  eines  Gemftldes,  die  Aufifllhraag 
eines  Musik-  oder  Theaterstückes.  Daher  wird  der  Schutz  des  Inlandes 
nicht  dadurch  erworben,  dafs  ein  Gemälde  zuerst  bei  einem  inlttndiscben 
Kunsthändler  ausgestellt,  eine  Symphonie  zuerst  von  einem  inländischen 
Orchester  aufgeftlhrt  oder  ein  Drama  zuerst  in  Deutschland  gespielt 
worden  ist.  Umgekehrt  kann  dem  inländischen  Schutz  nicht  im  Wege 
stehen ,  dafs  derartige  Aufführungen  und  Ausstellungen  vorher  im  Aas- 
lande stattgefunden  haben. 

Der  Unterschied  in  der  Wirkung  zwischen  Vervielfkltigung  und 
Aufführung  ist  auch  hier  offensichtlich;  denn  so  gewaltig  auch  der 
Erfolg  einer  Bühne  oder  eines  Orchesters  ist,  so  hat  er  doch  nicht 
die  Bedeutung,  den  Ausgang  des  Werkes  zu  centralisieren  und  zu 
domizilieren,  wie  dies  stattfindet,  wenn  das  Werk  in  einem  heimischen 
Verlage  seine  Verbreitungsstätte  findet 

Ist  auf  solche  Weise  das  Werk  (zuerst)  bei  einem  deutschen 
Verleger  erschienen,  so  ist  der  Rechtserfolg  der:  es  entsteht  nunmehr 
ein  vollständiges  inländisches  Urheberrecht;  es  entsteht  nicht  etwa  blofs 
für  die  Ausgabe,  die  der  betreffende  Verleger  veranstaltet;  es  entsteht 
nicht  etwa  blofs  f)lr  den  Verlag  und  soweit  der  Verlag  das  Werk  zu 
vertreiben  hat;  es  bleibt  bestehen,  wenn  auch  etwa  der  inländische 
Verlag  auffliegen  sollte  oder  sich  ins  Ausland  verlebte**);  es  gilt  für 
die  Ausstrahlungen  des  Autorrechts,  die  dem  deutschen  Verlage  fern- 
bleiben; es  gilt  insbesondere  auch  für  das  Übersetzungsrecht,  wenn 
auch  die  autorisierte  Übersetzung  gar  nicht  in  einem  deutschen  Ver- 
lage  erscheinen  sollte;    es   gilt  für  das   Recht   des  Arrangierens    der 


89)  Unrichtig   Dambcush ,   G^esetzgebung   des  Norddeutschen    Bandes^ 
betreffend  das  Urheberrecht  S.  271  f. 
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Orchestennusik ,  auch  wenn  die  Airangements  in  anderem  Verlage  zu 
erwarten  sind;  der  Autor  wird  in  Bezug  auf  sein  gesamtes  Autorwerk 
mit  allen  seinen  autorrechtlichen  Beziehungen  einem  Deutschen  gleich- 
gestdlt  Das  Gegenteil  würde  zu  den  unrichtigsten  Konsequenzen 
führen ;  es  widerspräche  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  ^^),  es  widerspräche 
seinem  Geiste:  denn  das  Gesetz  will  das  inländische  Verlegergeschäfl 
eben  dadurch  fordern,  dafs  es  dem  ausländischen  Autor,  der  im  Inlande 
verlegt,  den  vollen  inländischen  Schutz  gewährt,  so  dafs  der  inlän- 
dische Verlag  sich  als  etwas  besonders  begehrenswertes  darstellen  mufs. 

Daraus  folgt,  dafs  ein  solches  Erscheinen  im  Inlande  bei  musika- 
lischen und  dramatischen  Werken  auch  das  inländische  AufTIlhrungB- 
recht  gewährt  Während  also  die  AufFIlhrung  im  Inlande  dem  Verlage 
im  Inlande  nicht  gleichsteht,  so  bewirkt  der  Verlag  im  Inlande  auch 
das  AufUlhrungsrecht  im  Inlande. 

Daher  kann  es  kommen,  dafs  ein  längst  nach  dem  Manuskripte  im 
Inland  oder  Ausland  aufgeführtes  Werk  dadurch,  dafs  es  im  Inlande  in 
Verlag  kommt,  in  das  inländische  Autorrecht  eintritt,  während  es 
früher  frei  war.  Dies  hat  auch  keinen  Anstand ;  denn  man  mufs  ja  in 
Betracht  ziehen,  dafs  vor  der  DruckvervielfKltigung  die  inländische  Auf- 
führung nur  nach  dem  Mannskript  (oder  nach  dem  Gedächtnis)  erfolgen 
konnte,  also  von  einer  vollen  Publicität  nicht  die  Rede  war,  wie 
dies  bereits  oben  (S.  249)  entwickelt  worden  ist 


40)  Das  Gtesetz  sagt  in  Art  61  aasdrttcklich:  „so  stehen  diese  Werke 
unter  dem  Schutze  des  gesenwärtigen  Gesetzes^;  es  sagt  nicht,  „so  stehen 
äe  in  Bezug  auf  die  im  Inland  erschienene  Ausgabe  unter  dem  Schutze 
dieses  Gesetzes."    Ebenso  §  20  des  Kunstwerkgesetzes. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Bürfirerllches    Reoht,      einscMlersllch    des    Handels-, 
AVechsel-  und  Konkuirsreohts.  —  Clvllprozefs. 

Bestimmt  sich  die  Person  des  Vertreters  eines  ausländischen,  in 
Baden  klagenden  Kindes  nach   badischem   oder  nach  dem  betr. 

ausländischen  Rechte? 

L.R.S.  3  Abs.  8,  vergl.  mit  L.R.S.  141  und  S  56  des  RechtspolizeigesetEes 

vom  6.  Februar  1879. 

Mit  Urteil  vom  11.  Oktober  1895  u  S.  Mey  gßgen  Mey  hat  das 
Reichsgericht,  anter  Aufhebung  des  Urteils  des  Oberlandesgeridits 
Karlsruhe  vom  24.  April  1895«  die  Frage  in  letzterem  Sinne  ent* 
schieden. 

Thatbestand.  Der  Beklagte  hat  durch  den  am  9.  August  1890 
vor  dem  königl.  preufsischen  Notar  H.  in  Berlin  errichteten  und  durch 
das  königl.  Amtsgericht  Berlin  I  —  in  dessen  Bezirk  er  nach  der 
Beurkundung  des  Gerichts  damals  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  hatte 
—  unterm  18.  September  1890  bestätigten  Adoptionsvertrag  seinen  am 
24.  Juni  1864  in  Dresden  geborenen  natürlichen  Sohn  Kurt  Mej,  den 
er  ausweislich  des  Taufischeins  gleich  nach  seiner  Geburt  anerkannt 
hatte,  an  Kindesstatt  angenommen  und  ihm  „alle  Rechte  seines  Standes 
in  dem  Umfange  übertragen,  in  welchem  sie  durch  Geburt  aus  einer 
wirklichen  Ehe  zur  rechten  Hand  fortgepflanzt  werden."  Kurt  Mej 
verheiratete  sich  am  28.  August  1890  mit  der  Sängerin  Angelina 
Mundt  und  dieser  Ehe  ist  die  am  20.  Dezember  1891  geborene 
Klägerin  Isde  Mey  entsprossen.  Der  vermögenslose  Musikschriflsteller 
Kurt  Mey  entzieht  sich  der  Pflicht,  f\\r  den  Unterhalt  seiner  Frau  und 
seines  Kindes  zu  sorgen,  und  ist  nach  vorübergehendem  Aufenthalt  in 
Karlsruhe  zur  Zeit  au  unbekannten  Orten  abwesend.  Der  Beklagte 
hat  die  ihm  und  seiner  Familie  früher  gewährten  Unterstützungen 
neuerdings  eingestellt  und  hat  daher  Aug.  Mey  geb.  Mundt  unter  der 
Behauptung  ihrer  eigenen  Leistungsunf^ihigkeit  bei  dem  Landgericht  zu 
Karlsruhe,  dessen  Zuständigkeit  der  Beklagte  durch  Vereinbarung  sich 
unterworfen  hat,  den  Adoptivvater  ihres  Ehemanns  als  alimentations- 
pflichtig in  Anspruch  genommen  und  zwar  ursprünglich  mit  der  am 
19.  Februar  1894  zugestellten  KUge  fllr  sich  und  namens  ihres  Blindes 
auf  Entrichtung  eines  monatlichen  Unterhaltungsbeitrags  von  50  Mk., 
nachträglich  nur  fllr  ihr  Kind  auf  Zahlung  einer  monatlichen  Rente 
von  30  Mk. 
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Der  Beklagte  hat  die  Abweisung  der  Klage  beantragt,  indem  er 
in  rechtlicher  Beziehung  geltend  machte,  dafs  er  als  Adoptivvater  des 
K.  M.  nicht  verpflichtet  sei,  der  Familie  des  letzteren  den  Unterhalt 
zu  gewähren,  und  in  thatsächlicher  Beziehung  einwendete,  dafs  Ang. 
Mey  den  Lebensunterhalt  ftlr  sich  und  ihr  Rind  in  Karlsruhe  durch 
Musikunterricht  verdienen  könne. 

Auf  Antrag  der  Klägerin  erging  zunächst  am  25.  Juni  1894  eine 
einstweilige  Verfügung,  durch  welche  dem  Beklagten  die  Auf- 
lage gemacht  wurde,  zur  Ernährung  der  T.  M.  von  heute  an  einen 
monatlichen  jeweils  vorauszahlbaren  Ernährungsbeitrag  von  80  Mk.  zu 
Händen  der  Mutter  derselben  zu  bezahlen. 

Gregen  diese  Verfügung  erhob  der  Beklagte  mit  Schriftsatz  vom 
6.  Juli  1894  Widerspruch  und  beantragte  vorläufig  vollstreckbares 
Urteil  dahin,  dafs  dieselbe  wieder  aufgehoben  werde. 

Das  Landgericht  Karlsruhe  erhob  mit  Rücksicht  auf  die 
durch  Abstammung  erworbene  sächsische-  Staatsangehörigkeit  des  in 
Sebnitz  bei  Dresden  wohnhaften  Beklagten  auf  klägerischen  Antrag 
übOT  die  einschlagenden  Vorschriften  des  sächsischen  Rechts  ein  Gut- 
achten des  Landgerichts  Leipzig,  welches  von  dessen  Präsidenten  er- 
stattet wurde  und  erkannte  sodann  mit  Urteil  vom  10.  Dezember 
18  94  unter  I  auf  kosten^Uige  Abweisung  der  Klage,  hob  unter  II 
die  einstweilige  Verfügung  mit  Kostenfolge  auf  und  erklärte  dieses 
Urteil  ftlr  vorläufig  vollstreckbar. 

In  den  Gründen  ist  erwogen,  dafs  zufolge  der  sächsischen 
Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  zur  Zeit  der  Adoption  nach  Land- 
rechtssatz 3  Absatz  3  ftlr  die  Frage  der  Alimentationspflicht  das  säch- 
sische Recht  Anwendung  finden  müsse.  Nach  §§  1578  und  1797  des 
sächsischen  bflrgerlichen  Gesetzbuchs  sei  aber  der  Beklagte  weder  als 
aufserehelicher  noch  als  Adoptivvater  des  K.  M.  verpflichtet,  einem 
(wenn  auch  ehelichen)  Kinde  desselben  im  Bedürfinisfalle  den  Unterhalt 
zu  gewähren,    der  erhobene  Alimentationsanspruch   daher  unbegründet 

Die  Klägerin  hat  Berufung  eingelegt  und  Zusprechung  der 
Rente,  sowie  Bestätigung  der  einstweiligen  Verfügung  beantragt 

Zur  Begründung  vmrde  ausgeführt,  der  Beklagte  habe  durch  den 
Adoptionsvertrag  in  Erfüllung  einer  ihm  obliegenden  natürlichen  Ver- 
bindlichkeit die  Alimentationspflicht  vertragsmäfsig  übernommen 
und  zwar  nicht  nur  zu  Gunsten  des  Adoptivsohns,  sondern  auch 
etwaiger  ehelicher  Abkömmlinge  desselben,  eventuell  würde  die  nota- 
rielle Form  des  Adoptionsvertrags  insoweit  demselben  auch  ab  Schen- 
kungsvertrag die  Gültigkeit  sichern.  Übrigens  sei  bei  richtiger  Aus- 
legung des  sächsischen  Rechts  auch  nach  diesem  die  gesetzliche 
Alimentationspflicht  des  Beklagten  wegen  des  Rechtsverhältnisses  der 
Adoption  begründet.  Der  Fall  des  Bedürfnisses  bestehe  fort,  da  K.  M. 
noch  immer  abwesend  und  dessen  Ehefrau  nach  Vertrag  mit  dem 
Leipziger  Stadttheater  auf  ein  Spielgeld  von  3  Mk.  für  jede  Vorstellung 
angewiesen    sei.      Als   mafsgebendes    Recht   bezeichnete   Klägerin    das 

Z€iiaehrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafreoht  etc.,  Band  VI.  17 
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Preo&isoh'e  AUgwneine  Lsndreebt,  wäbra^d  der  Beklagte  die  Anwend- 
barkeit des  silchsisclieii  Bechts  verteidigte. 

Das  Oberlandeagerickt  zu  Karlsruhe  bat  mit  Urteil 
VQm  24.  April  1895,  unter  Aufhebung  des  landgeriohtlichen  unter  1, 
dei^  BeUagtea  fllr  schuldig  evklHrt,  an  die  minderji^ige  KUgerin  I.  M . 
zu  HKnden  ihrer  Mutter  vom  19.  Februar  1894  an  eine  monatiiehe 
Bante  von  80  Mk.,  die  hiernach  verSsülenen  und  nicht  schon  auf  Grund 
der  einstweiligen  VerfUgung  vom  25.  Juni  1894  entrichteten  BetrKge 
aofort,  die  künftig  vei&llenden  Bentenzieler  jeweils  am  ersten  Tage 
eines  jeden  Monats  zu  befahlen,  unter  2,  die  einstweilige  Verfügung 
bestätigt  und  unter  3,  die  E^osten  des  Rechtsstreits  beider  Instanzen, 
einschlielslieh  derjenigen  der  einstweiligen  Verft^gung  und  des  dieselbe 
betreSanden  Verfiüupens  dem  Beklagten  auferl^  auch  das  Urteil  zu  1 
und  8  ftir  vorläufig  vollstreckbar  erklärt 

In  den  GHInden  wird  zunächst  ansgeführt,  der  geltend  gemachte 
Anspruch  sei  ein  vermögensrechtlicher,  wenn  er  gleich  auf  em 
Statusrecbt  gegründet  sei,  so  daüs  die  Zuläasigkeit  der  Prorogation  nadi 
§  S8  und  39  (vergl.  §  40  Abs.  2  G.Pr.0.)  keinem  Bedenken  unter- 
liege. 

Auch  die  —  von  Amtswegen  zu  prüleode  —  Legitimation  der 
ehelichen  Mutter  als  gesetzlicher  Vertreterm  des  kb^enden  Kindes  — 
vergL  §  54  C.Pr.0.  —  sei  —  auch  abgesehen  von  der  eigenen  Alimeoir 
tationspflicht  der  Mutter  —  im  Hinblick  auf  Landreshlasatz  141  und 
ai^  §  5  h  des  RPol.Ges.  nicht  zu  beanstanden ,  zumal  nicht  geltend 
gemacht  sei,  dafs  die  gemäfs  §  50  CPr.O.  durch,  das.  bU&rgeirllohe 
Beobt  bestimmte  VerMtung  dar  nicht  proaefs^higen  klagenden  Pkustai 
nach  dßr  lex  fori  (vergl.  Landceehtssatz  S  Abs.  3).  zur  Anwendung 
eines  fremden.  Rechts  filhre,  welches  die  gerichtliche  Yertvetung  te 
klagenden  Kindes  duifch  seine  Multer  bei  Abwesenheub  des  Va/te»  a«B- 
SQhliefee. 

Nach  Beseitigung  des  Klag^gvundes  der  vertsagsmälsigen  Alimen^ 
tationapflicht  auf  die.  gesetzliche  übergehend  wird  vor  allem  die  Vorfrage 
erörtert,  von  welcher  Rechts  norm  der  Inhalt  des  daxch  die.  Adoption 
begründeten.  Standesrechte,  der  ehelichen  Kindschaft  und  ihsex  ver- 
mögensrechtlichen. Aui^üsae  boberrseht  wrade,  und  ansgefiltiirt,  dais<  das 
Gericht  diese  nicht  unbustsittene  Frage  in  Übereinstimmung  mit  d«r 
henrscbendea  Theorie  dahin  beantworte^  dafs  das  PersonaL&tatnt 
des.  in  Anspruch,  genommenen  Adoptivvaters:  nicht  minder  £üb  das 
Statosvenhältnja  wie  ffis  daraea  venntfgeDereehtliohe  Wirkungen  prindpieU 
entscheidend  sei,  aoweijb  nicht  etwa  zwingende  Gesetze  des  Inlands 
^ntgegensttlnden. 

Nach  bsdiscbem.  Rechte  —  nach  welchem  der  inlttndiache  Richter 
die  £rmttchtiguDg  zur  Anwendung  ircanden  Rechts  za  prüfen  habe  — 
bestimme  sieb,  aber  das  Personalstatut  nach,  den  Gesetzen  des  Staates, 
welchem  die  dem  Fersonalstatat  unterworfene  Persoui  durch,  ihre  Staats- 
angehörigkeit zugeböre,  somit  im  vorliegenden  Falle  nach  dem  Rechte 
des  Königreichs  Sachsen,   dessen.  Staatsangehöriger  der  Beklagte 
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sowohl  snir  Zeit  der  Adoption  gewesen,   als  beim   Eintritt  der  ver- 
V6rm({g!ni8reehtlichen  Wirkung  derselben  bis  hente  geblieben  seL 

Unter  näherer  Untersuchung  der  einschlagenden  Vorschriften  des 
BOigerlicben  Gesetzbuchs  für  das  Königreich  Sachsen  gelangt  sodann 
dss  Benifiing^ridit  zu  dem  Ergebnis^  daTs  die  im  Gebiete  des  badischen 
Rechts  bestritteiie  Frage,  ob  der  Adoptivimter  die  Alimentationspflicht 
auch  gegen  die  ehelichen.  Kinder  des  Adoptierten  habe,  nach  säch- 
sische» Rechte  unbedingt  zu  bejahen  sei. 

Diesen  Ausführungen  wird  noch  die  weitere  Erwägung  beigefügt, 
dais  man  cur  Anwendung  des  sächsischen  Rechts  übrigens  auch  dann 
gelangen  würde,  wenn  man  unter  ausschliefslioher  Betonung  des  ver- 
mögenarechtlichen  ö^genstandes und  des  geachäftsobligatorischen 
Charakters  der  AJimentationspflicht,  welche  am  Wohnsitze  das  Beklagten 
zu  erfüllen  sei  und  dort  ihren  Sitz  habe, 

vergL  Landreehtssatz  1247  Abs.  2, 
das  dnsoh  diesen  Wohnsitz    bezeichnete  Recht  als  die  mafsgebeode 
Norm  ansehen  woUte. 

Schliefslich  wird  noch  zur  Vorfrage  eventuell  dargelegt,  dafs  selbst 
wenn  man.  mit  dem  Vertreter  der  Klägerin  das  Recht  des  Vertrags- 
ort»,  somit  das  Allgemeine  Preufsische  Landrecht  anwenden  wollte, 
welchem  sich  die  Parteien  hinsichtlich  sämtlicher  vermögensrecht- 
licher Vertaagswirkangen  freiwillig  unterworfen  hätten,  was  im  Bereiche 
des  dispositiven  Rechts  unbedingt  zuaulassen  wäre,  auch  bei  dieser 
Entscheidung  die  gesetzliche  Alimentationspflicht  des  Beklagten  zu 
Gunsten  der  Abkt^mmlinge  des  Adoptivsohns  (nach  dem  Allg.  Preub. 
Landreoht  Tl.  II  Tit  Z  §  707)  aufsec  Frage  stehe« 

Auf  den  weiteren  die  Bestimmung  und  Zahlung  der  Rente  wie 
die  einstweilige  Verfügung  und  die  Tragweite  der  Prozeiskosten  be- 
traffinden  Teil  der  EntscheidungsgrOnde  wird  hier  lediglieh  verwiesen. 

Gkfgen  dieses  Urteil  hat  der  Beklagte  die  Revision  ergriffen 
und  beantragt:  das  Urteil  aufzuheben  und  die  eingelegte  Berufiing 
kostenpflichtig  zu  vorwerfan. 

Namens  der  KUigerin  wurde  beantragt,  die  Revision  mit  Kosten- 
folge  zurückzuweisen« 

£nt»cheidungsgrttnde.  Das  angefochtene  Urteil  konnte  nicht 
sofrecht  erhalten  weiden. 

Die  ursprüngliche  Klage  ist  nur  insoweit  fortgesetzt  worden,  als 
sie  von  der  Ehefrau  M.  namens  ihres  minderjährigen  Kindes  Is. 
«rhoben  war.  Da  wlihrend  bestehender  Ehe  dem  Vater  die  Verwaltung 
des  VerraOgMis  der  minderjährigen  Kinder  und  deren  Vertretung  in 
Bcciitsangelogenfaeiten  zusteht,  ergab  sich  gegenüber  dieser  Klage  die 
Notwendigkeit  der  Prüfting  der  Ijegitimation  der  Ehefrau,  als  gesetz- 
liche Vertreterin  ihres  Kindes,  dessen  Anspruch  auf  Entrichtung  einer 
Unterfaaltungra«ttte  geltend  zu  machen.  Das  Oberlandesgericht  hat 
Mch  gemäfs  §  54  C.Pr.O.  diese  Frage  von  Amtswegen  geprüft  und 
ist  SU  dem  Ergebnisse  gelangt,  „die  Legitimation  der  Ehefrau  M.  sei 
im  Hinblick   auf  Landt«chtssatz  141   und   arg.   §  5b    des  R.PoLGes. 

17* 
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nicht  zu  beanstanden,  zumal  nicht  geltend  gemacht  sei,  dafs  die  gen^fs 
§  50  C.Pr.0.  durch  das  bürgerliche  Recht  bestimmte  Vertretung  der 
nicht  prozefsf^higen  klagenden  Partei  nach  der  lex  fori  (veigl.  Land- 
rechtssatz 3  Abs.  3)  zur  Anwendung  eines  fremden  Rechts  ftlhre, 
welches  die  gerichtliche  Vertretung  des  klagenden  Kindes  durch  seine 
Mutter  bei  Abwesenheit  des  Vaters  ausschliefse.^  Diese  Entscheidung 
wird  von  der  Revision  mit  Grund  als  rechtsirrtümlich  angegriffen. 

Aus  dem  Rechte  des  Inlandes,  dem  badischen  Rechte,  war  za 
entnehmen,  nach  welchem  Gesetze  die  Legitimation  zu  beurteilen  sei. 
Die  Vorschrift  des  Landrechtssatzes  3  Abs.  3,  wonach  die  Gesetze, 
welche  den  Zustand  und  die  Rechtsfiihigkeit  der  Personen  bestimmeo^ 
sich  auf  die  Inländer  selbst  alsdann  erstrecken,  wenn  sie  im  Auslande 
sich  aufhalten,  verpflichtet  mittelbar  auch  das  inländische  Grericht,  den- 
selben Grundsatz  hinsichtlich  der  Ausländer  in  Anwendung  zu  bringen. 
Es  handelt  sich  aber  im  gegebenen  Falle  um  einen  unter  Landrecbts- 
satz  3  Abs.  3  gehörigen  Gegenstand,  nämlich  um  eine  der  Disposition 
der  Parteien  nicht  unterliegende  Bestimmung  des  Elternrechts  und 
speciell  um  die  von  Amtswegen  zu  untersuchende  Legitimation  der 
Mutter  zur  Rechtsvertretnng.  Diese  Frage  ist  nach  dem  Personalstatat 
des  Heimatstaates  des  Vaters,  hier  des  an  unbekannten  Orten  ab- 
wesenden Musikschriftstellers  K.  M.  zu  beurteilen,  wenngleich  die 
Parteien  selbst  auf  ein  anderes  Recht  sich  nicht  berufen  hatten.  Dafs 
etwa  der  genannte  K.  M.  badischer  Staatsangehöriger  sei,  ist  nicht 
nur  nicht  behauptet,  sondern  konnte  auch  nach  den  Angaben  der 
Klage  nicht  unterstellt  werden,  wonach  derselbe  in  Dresden  geboren 
ist,  zur  Zeit  seiner  Adoption  durch  den  Beklagten  seinen  Wohnsitz  in 
Berlin  hatte,  die  Ehe  mit  der  ELlägerin  in  Treptow  bei  Berlin  scfaloffl 
und  sich  nur  vorübergebend  in  Karlsruhe  aufgehalten  haben  soll.  Unter 
diesen  Verbältnissen  durfte  der  Beklagte  darauf  rechnen,  da(s,  wenn 
es  auf  die  Staatsangehörigkeit  der  Eheleute  M.  ankomme,  diese  zunächst 
festgestellt  und  nicht  ohne  weiteres  deshalb,  weil  eine  dem  Bekkigten 
günstige  Abweichung  des  mafsgebenden  nichtbadischen  Rechtes  nicht 
behauptet  worden,   das  badische  Recht  in  Anwendung  gebracht  werde. 

Die  angeführte  Vorschrift  des  §  5b  des  R.Pol.Ges.,  dafs  die 
Zuständigkeit  des  Amtsgerichtes  zur  Ausübung  der  vormundschaftlichen 
Rechte  sich  auch  auf  Nichtbadener  erstrecke,  welche  zur  Zeit  der 
Eröffnung  der  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  in  dessen  Bezirk  ihren 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  haben,  ist  nicht  geeignet,  zu  Gunsten  der 
Anwendbarkeit  des  badiscben  Rechts  im  vorliegenden  Falle  verwertet 
zu  werden,  da  es  sich  um  vormundschaftliche  Rechte  nicht  handelt 
und  mit  der  Anerkennung  der  Zuständigkeit  des  Amtsgerichtes  für 
Nichtbadener  über  das  liiebei  anzuwendende  bürgerliche  Recht  nicht 
entschieden   ist. 

Der  zur  Begründung  der  Legitimation  der  Klägerin  bezogene 
Landrechtssatz  141  erscheint,  obwohl  er  sich  in  dem  Titel  „Von  den 
Abwesenden''  befindet,  als  eine  auf  dem  Landrechtssatze  372,  wonach 
die   Mutter   Mitinhaberin    der  elterlichen  Gewalt   ist,    beruhende,  den 
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Laodrechtssatz  373  einschränkende  and  daram  wie  diese  Sätze  selbst 
zum  Personalstatat  gehörige  Vorschrift.  Aach  im  Falle  des  Vermifst- 
seins  eines  Vaters  von  aafserbadischer  Staatsangehörigkeit  hat  daher 
der  badische  Richter  bei  der  Entscheidang  über  vorliegende  Legitima- 
üousfnge  das  Personalstatat  des  gedachten  Nichtbadeners  in  Anwendang 
zu  bringen.  Vergl.  Hux,  Code  civil  ad  Artikel  141  ff.  (t  L  p,  506 
No.  466). 

Da  die  Staatsangehörigkeit  des  K.  M.  bis  jetzt  im  Rechtsstreite 
nicht  erörtert  and  festgestellt  worden  ist,  mafste  nach  dem  Angeilihrten 
das  Urteil  aafgehoben  werden.  Dafs  demzafolge,  wie  die  Revision 
geltend  macht,  die  von  dem  Berüfangsgerichte  aufgestellten  Grandsätze 
des  Bächsischen  Rechts  bezüglich  der  Unterhaitangspflicht  des  Beklagten 
gegenüber  dem  ehelichen  Kinde  seines  Adoptivsohns  von  dem  Revisions- 
gericht za  prüfen  seien,  konnte  dagegen  nicht  anerkannt  werden,  da 
bei  etwaigem  Mangel  der  Legitimation  der  Ehefraa  M.  zar  gesetzlichen 
Vertretung  ihres  Kindes  sachlich  überhaupt  nicht  zu  entscheiden 
wäre. 

Hieraus  ergab  sich,  dafs  die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung 
und  Entscheidung  an  das  Berufungsgericht  zurückzuverweisen  war, 
dessen  künftigem  Urteile  auch  über  die  Kosten  der  Revisionsinstanz  zu 
enscheiden  vorbehalten  wurde.  (Annalen  der  Grofsh.  Bad.  Gerichte 
Bd.  61  S.  361  ff.) 


VoUstrechungserklärung  des  Urteils  eines  österreichischen  Gerichts 

nach  §  661  der  deutschen  CJPr.O. 

ürteü  des  Reichsgerichts  (I.  Oivilsenats)  vom  6.  Februar  1895,  R.  1  364/95. 

Durch  Urteil  des  kaiserlich-österreichischen  Kreisgerichts  in  Stanis- 
lau  (Galizien)  vom  22.  März  1893  wurde  die  beklagte  Firma  verurteilt, 
dem  Kläger  1922  Mk.  10  Pf.  nebst  6  Prozent  Zinsen  seit  dem  31.  Mai 
1892,  als  dem  Tage  der  Einreichung  der  Klage,  zu  zahlen  und  ihm 
fnner  400  Säcke  in  guter  Qualität  zurückzugeben  oder  deren  Wert 
im  Betrage  von  100  Fl.  österreichischer  Währung  zu  erstatten,  sowie 
28  Fl.  41  Kr.  österreichischer  Währung  an  Prozefskosten  zu  zahlen. 
Auf  Grund  einer  Ausfertigung  dieses  Urteils,  auf  welcher  die  Rechts- 
kraft desselben  vom  Kreisgerichte  Stanislau  durch  einen  beigeftlgten, 
mit  Unterschrift  und  Amtssi^el  versehenen  Vermerk  vom  17.  Sep- 
tember 1893  bestätigt  ist,  erhob  Kläger  gegen  die  Beklagte  bei  dem 
königlich  preufsischen  Landgerichte  Ostrowo,  zu  dessen  Bezirk  Kroto- 
schin,  wo  die  beklagte  Firma  ihren  Sitz  hat,  gehört,  Klage  mit  dem 
Antrage,  das  gedachte  Urteil  für  vollstreckbar  zu  erklären.  Die  Be- 
klagte beantragte  Abweisung  der  Klage,  weil  die  Vollstreckungs- 
erklärung nach  §  661  der  G.Pr.O.  nicht  zulässig  sei.  Das  Landgericht 
erkannte  jedoch  in  Gemäfsheit  des  Klagantitiges  unter  Verurteilung 
der  Beklagten  in  die  Kosten. 

Beru&ng  und  Revision  des  Beklagten  wurden  zurückgewiesen. 
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AuB  den  Granden: Nnch  §  661  Abs.  2  der  CPr.O. 

ist  ein  VoHstreekangBcirteil  nicht  zu  eriassea,  wenn  eine  der  daselbst 
unter  Zfffar  1  bis  5  aa%efllbrten  VomuseetBangen  yoiüegt  Dies  hat 
das  nach  §  660  der  C.Pr.O.  für  die  KUge  auf  Erlassnng  eines  YoU- 
streekungsurteils  zastllndige  Oericht  daher  yon  Amtswegen  zu 
prüfen.  Das  Bemfongsgericht  hat  dies  auch  gethan,  ist  aber  ebne 
Rechtsirrtom  zn  dem  Ergebnisse  gelangt,  dafs  im  vorli^^den  Falle 
keine  dieser  Voranssetzungen  der  KUige  entgegensMie. 

Zu  1.  des  §  661  der  CPr.O.  hat  die  Beklagte  gamicht  behauptet, 
dafs  das  Urteil  des  Rreisgerichts  zu  Stanislau  nach  dem  für  dieses 
Qericht  geltenden  (österreichischen)  Rechte  die  Rechtskraft  noch  nicht 
erlangt  habe.  Das  Bemfiingsgericht  httlt  dies  auch  mit  Recht  für 
widerlegt  dadurch,  dafs  die  Urteilsausfertignng  seitens  des  erkennenden 
Gerichtes  mit  der  Bescheinigung  der  Rechtskraft  versehen  ist,  welche, 
da  ihr  das  Amtssiogel  beigedruckt  ist  und  sie  somit  nach  Art  1  des 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich  -  Ungarn  geschlossenen 
Vertrages  vom  25.  Februar  1880  der  Legalisation  nicht  bedarf,  zum 
Nachweise  ihres  Inhalts  als  ausreichend  erscheint 

Zu  2*  handelt  es  sich  um  die  Verurteilung  der  Beklagten  zur 
Zahlung  des  Restkaufpreises  für  eine  ihr  von  dem  ÜLlttger  verkaufte  und 
gelieferte  Ware  und  um  Zurtlckgabe  der  Säcke  des  Klägers,  in  welcher 
er  dieselbe  der  Beklagten  nach  deren  Wohnsitze  übersandt  hat.  Durch 
die  Vollstreckung  sollen  also  Handlungen  erzwungen  werden,  welche 
unzweifelhaft  auch  nach  deutschem  Rechte  erzwungen  werden 
dürfen. 

Zu  3.  Nach  dieser  Bestimmung  ist  ein  Vollstreckungsurteil  auch 
dann  nicht  zu  erlassen,  wenn  nach  dem  Rechte  des  über  die  ZulHssig- 
keit  der  Zwangsvollstreckung  urteilenden  deutschen  Richters  die  Gerichte 
desjenigen  Staates  nicht  zuständig  waren,  welchem  das  ausländische 
Gericht  angehört 

Nach  den  voigelegten  Akten  des  kaiserlich  königlichen  fio^ei^gerichts 
Stanislau  hatte  nun  der  EUäger  in  seiner  Kl^ge  behauptet,  dafs  der 
Kaufvertrag  über  die  hi«r  fi«gUche  Roggenkleie  mit  der  Vereiobsiung 
geschlossen  sei,  dab  die  Beklagte  sich  verpflichtete .  den  Pteis  jedar 
Sendung  sofort  nach  Empfang  derselben  in  Stanislau  zu  zahlen, 
wie  denn  auch  die  Fakturen,  die  Kläger  der  Beklagten  über  jede 
Lieferung  übersendet  habe,  den  Vermerk  ^zahlbar  in  StAnislau'^ 
enthalten  hätten. 

Auf  die  erhobene  Klage  hat  das  Kraisgericht  Stanidau  dnreh 
Beschlufs  vom  8.  Juni  1892  das  schriftliehe  Verfahren  nach  Handels- 
recht eingeleitet,  der  im  Ausland«  wohnhaften  Beklagten  auf  Gkond 
des  österreidiischen  llofdekrets  vom  11.  Mai  1883  in  der  Person  des 
Advokaten  Dr.  R.  in  St  «inen  einstweiligen  Kurator  fUr  so  lange 
beslelh,  bis  die  Beklagte  selbst  einen  Sachwalter  bestellt  und  dem 
Gerichte  namhaft  gemacht  haben  werde,  und  zugleich  das  kteiglieh 
preulsieeke  Amtsgericht  zu  Krotoschin  (dem  Wohnsitze  der  Beklagten) 
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um    ZostellHiig    der    Klage    an    die    Bcd^lagte    selbst    ersacht.     Dem 
Eisnchtmgssclirelbeii  ist  du  Fomitilar  beigefügt,  'welches  lantete: 

EmpfiiDgsbestätigaDg. 

Gefertigter  bestätigt  hiennit,  dafs  ihm  eine  Khgdekretatieii 
des  k.  k.  Krei^gericfats  zu  Btanislau  (Gralizien)  vom  8.  Jtim  1808 
(Z.  8784)  im  Wege  des  königlichen  Amtsgerichts  in  Krotoschin 
richtig  Bogestellt  wurde. 

Krotoschin,  am 

Für  die  Handelsfirma  J.  Eatzenellenbogen 

in  Krotoschin. 

Das  Amtsgericht  tu  Krotoschin  hat  daranf  mit  der  Zustellung  den 
d<»tigen  OerichtHYoUeieher  S.  beauftragt,  welcher  das  ihm  übersandte 
Formular  in  der  Weise  ausgefüllt  zurückreichte,  dafs  hinter  „Krotosdiin 
am*'  das  Datum  „14.  Juni  1892**  geschrieben,  darunter  ein  Stempel 
dss  Namens  ^J.  Katsendlenbogen*'  aufgedruckt  und  unter  diesem  der 
Name  „Epstein**  geschrieben  war.  Diese  Urkunde  ist  dann  vom  Amts- 
gerichte Krotoschin  dem  Ejreisgerichte  Stanislan  surttckgeaandt  Die 
Beklagte  hat  sich  aber  auf  die  Klage  nicht  eingelassen  and  ihrerseits 
keinen  Anwalt  bestellt  Sie  will  vielmehr  dem  ihr  bestellten  Kurator 
auch  geschrieben  haben,  das  vom  Klüger  angerufene  Gericht  sei  für 
sie  nicht  zustAndig  und  wolle  sie  sich  deshalb  auf  den  Proeefs  Hiebt 
einlassen. 

Der  für  die  Betagte  bestellte  Kurator  Dr.  R.  hat  in  seiner  Ein- 
redescbrift  zunächst  (wegen  Mangels  einer  Information)  die  Existenz 
der  beklagten  Firma  bestreiten  zu  mtlssen  geglaubt,  was  jedoch  in  den 
Gründen  des  ergangenen  Urteils  mit  Hinweis  auf  die  „im  Wege  des 
königlichen  Amtsgerichts  Krotoschin''  laut  des  in  den  Akten  liegenden 
Empfangssch^ns  vom  14.  Juni  1892  erfolgte  Zustellung  der 
Klage  an  dieselbe,  sowie  auf  den  Umstand,  dafs  der  Kurator  in 
seiner  Einrede  mehrere  in  der  Klage  angeführten  Umstände 
stillschweigend  eingestanden  habe,  als  unbeachtlich  zuiüok- 
gewiesen  wird.  Sodaiin  werden  in  den  Gründen  die  einzelnen  Punkte, 
in  welchen  in  der  Sache  selbst  der  Kurator  der  Klage  wider- 
sprochen habe,  nfther  bezeichnet  und  zwar  dahin,  dafs  Kläger  der 
Beklagten  die  fraglichen  fünf  Waggonladungen  k  10000  kg  Roggen- 
kMe  zum  Zwecke  der  Weiterreräuikerung  verkauft  habe,  dafs  Kläger 
von  der  Beklagten  in  den  Monaten  Oktober  und  November  1891  sur 
Versendung  von  nur  zwei  Waggonladungen  beauftragt  worden  sei  und 
dafb  die  Sendung  der  letzten  Waggonladungen  am  18«,  22.  und 
28.  Dezember  1891  in  der  in  der  Klage  behaupteten  Menge  und 
Anmbl  von  Säcken  unter  Auftrag  der  beklagten  Firma  erfolgt  sei. 
Im  Anschlüsse  hieiftn  heiflit  es  weiter: 

„dagegen   bat  der  Kuntor  der  belangten  Firma   alle  übrigen, 
die  klägerische  Forderung   von   1922  Mk.    10  Pf.    be- 
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gründenden  Umstände  nieht  in  Abrede  gestellt,   somit 
dieselben  stillschweigend  eingestanden*'. 

In  der  That  hat  denn  auch  der  Kurator  in  seinen  Schriftsätzen  den 
obengedachten  Behauptungen  der  Klage  in  betreff  des  Erfüllungs- 
ortes für  die  geltend  gemachten  bekhigtischen  Verpfiichtongen  nicht 
widersprochen.  Das  Kreisgericbt  Stanislau  hat  demgemäfs  in  betreff 
der  erwähnten  streitigen  Umstände  die  Entscheidung  von  dem  hierüber 
klägerischerseits  angebotenen  Beweise  durch  den  rückschiebbaren  Haupt- 
eid, sowie  in  betreff  des  Wertes  der  Säcke  von  dem  Schätzungseide 
des  Ellägers  abhängig  gemacht.  Nachdem  der  Vertreter  der  Beklagten 
ungeachtet  des  ihr  angedrohten  Präjudizes,  dafs  andererseits  der  Haupt- 
eid als  zurückgeschoben  angesehen  werden  würde,  eine  Erklärung  über 
die  Annahme  oder  Zurückschiebung  des  Eides  unterlassen  hatte,  sind 
beide  Eide  sodann  vom  Kläger  laut  ProtokoUes  vom  22.  August  1893 
abgeleistet  worden. 

Die  Beklagte  hat  nun  gegenüber  der  jetzt  vom  Kläger  bei  dem 
hierftlr  zuständigen  deutschen  Gerichte  erhobenen  Klage  auf  Voll- 
streckungserklärung des  österreichischen  Urteils  die  Zuständigkeit  des 
Kreisgerichts  Stanislau  nach  deutschem  Rechte  beetritten,  indem  sie 
geltend  macht,  dafs  nicht  Stanislau,  sondern  Krotoschin  für  sie  der 
gesetzliche  ErflQlungsort  gewesen  sei,  da  das  Geschäft  durch  Korre- 
spondenz zustande  gekommen  und  in  der  ganzen  darüber  geführten 
Korrespondenz  sich  eine  Vereinbarung,  dafs  sie  in  Stanislau  zu  er- 
flülen  habe,  nicht  finde,  da  das  Verhalten  des  ihr  bestellten,  aber 
nicht  von  ihr  bevollmächtigten  Kurators  im  Prozesse  sie  nicht  obligiere, 
die  Klage  ihr  —  der  Beklagten  —  nicht  zugestellt  sei,  übrigens  auch 
der  angeblich  vom  Kläger  auf  die  Fakturen  gesetzte  Vermerk  hinsicht- 
lich des  gesetzlichen  Erfüllungsortes  nichts  zu  ändern  und  daher  auch 
die  Zuständigkeit  des  Gerichts  in  Stanislau  nicht  zu  begründen  ver- 
möge. 

Hiervon  ist  aber  nur  richtig,  dafs  allerdings  der  blofse  nachträglich 
vom  Verkäufer  in  die  Faktura  aufgenommene  Vermerk  in  betreff  des 
2iahlungsortes  und  die  widerspruchslose  Annahme  der  Faktura  seitens 
des  Käufers  nicht  genügen,  um  einen  vertragsmäfsigen  Erfüllungsort 
und  damit  einen  Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes  zu  begründen.  Vergl. 
Entsch.  des  vormaligen  Reicbs  -  Oberhandelsgerichts  Bd.  12  S.  244  fig« 
Nicht  zutreffend  dagegen  ist  es,  wenn  die  Beklagte  bestreitet,  dafs  ihr 
die  Klage  zugestellt  sei.  Denn  einesteils  hat  sie  dies  selbst  still- 
schweigend dadurch  anerkannt,  dafs  sie  —  was  ja  nur  infolge  der 
Klagzustellung  an  sie  geschehen  sein  kann  —  dem  ihr  bestellten 
Kurator  in  dem  oben  angegebenen  Sinne  geschrieben  habe,  und  anderen- 
teils hat  das  Berufungsgericht  eine  in  rechtswirksamer  Weise  an  die 
Beklagte  erfolgte  Zustellung  der  Klage  aus  dem  zutreffenden  Grunde 
angenommen,  dafs  hier  nicht  die  den  Vorschriften  der  deutschen  Civil- 
prozefsordnung  entsprechende  Form  der  Zustellung  erforderlich  ge- 
wesen sei,  sondern  nur  eine  dem  österreichischen  Prozefsrechte 
entsprechende  Form  der  Zustellung  genüge,  das  österreichische  Gericht 
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aber  auf  Grund  des  oben  gedachten  Empfangsscheines  die  Zustellung 
als  rechtswirksam  erfolgt  anerkannt  habe.  Der  Einwand  der  Beklagten, 
dafs  (nach  deutschem  Rechte)  die  Zustellung  der  Klage  an  sie  nicht 
nachgewiesen  sei,  erscheint  daher  als  |unberechtigt.  Hatte  aber  die 
Beklagte  hiernach  die  Zustellung  an  sie  als  rechtswirksam  gelten  zu 
lassen,  so  erledigt  sich  damit  auch  ihr  fernerer  Einwand,  dafs  ihr 
Kurator  Dr.  R. ,  aus  dessen  Erklttrungen  das  teilweise  Zugeständnis 
der  Klagbehauptungen  von  dem  österreichischen  Gerichte  hergeleitet 
wird,  zu  ihrer  Vertretung  nicht  von  ihr  bevollmächtigt  und  dafs 
die  Bestellung  desselben  zum  Kurator  der  Beklagten  nach  deutschem 
Rechte  nicht  zulässig  gewesen  sei.  Denn  i\lr  die  Zulässigkeit  der  Be- 
stellung eines  vorläufigen  Kurators  dir  einen  im  (österreichischen)  Aus- 
lande wohnhaften  Beklagten  ist  selbstverständlich  nicht  das  deutsche, 
sondern  das  am  Sitze  des  Prozefsgerichts  geltende  österreichische 
Recht  mafsgebend.  Aufserdem  war  der  Kurator  der  Beklagten  nur 
für  so  lange  bestellt,  bis  sie  ihrerseits  einen  Sachwalter  bestellt  und 
denselben  dem  Gerichte  namhaft  gemacht  haben  werde.  Wenn  die 
Beklagte  dies  nun  unterlassen  hat,  ist  darin  ein  stillschweigendes 
Einverständnis  mit  ihrer  Vertretung  durch  den  ihr  vom  Gerichte 
bestellten  Kurator  zu  finden  und  kann  sie  sich  darauf,  dafs  derselbe 
nicht  ihr  Bevollmächtigter  gewesen  sei,  nicht  berufen.  Sie  hat  also 
die  f)lr  sie  von  dem  Kurator  abgegebenen  Erklärungen  gegen  sich 
gelten  zu  lassen. 

Nun  hat  zwar  das  österreichische  Gericht  die  Behauptung  der 
Klage,  dafs  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  vereinbart  sei,  die  Beklagte 
habe  den  Kaufpreis  für  die  Kleie  in  Stanislau  zu  bezahlen,  in  den 
Gründen  des  Urteils  nicht  ausdrücklich  erwähnt  und  sich  überhaupt 
über  die  Gründe.,  aus  denen  es  sich  ftlr  zuständig  erachte,  nicht 
weiter  ausgesprochen.  Dies  kann  aber  bei  der  Verhandlung  der  Sache 
im  schriftlichen  Ver&hren  nicht  für  erforderlich  erachtet  werden. 
Vielmehr  genügt  die  Aufstellung  der  hier  firaglichen  Behauptung  in  der 
Klagscbrift  in  Verbindung  mit  dem  von  dem  Gerichte  festgestellten 
Zugeständnisse  des  Kurators  zu  der  Annahme,  dafs  das  Gericht 
für  den  Fall  des  Gelingens  des  vom  Kläger  zu  erbringenden  Beweises 
als  den  vertragsmäfsigen  Erfüllungsort  ftlr  die  Verpflichtungen 
der  Beklagten  aus  dem  Kau^ertrage  stillschweigend  Stanislau  an- 
gesehen, dafs  es  durch  die  Eidesleistung  des  Klägers  über  den  be- 
strittenen Abschlufs  des  Geschäftes  zugleich  dessen  nicht  be- 
strittenen Inhalt  (in  betreff  des  Erfüllungsortes)  als  erwiesen 
angenommen  und  sich  demgemäfs  als  Gericht  des  Erfüllungsortes  für 
zuständig  erachtet  hat.  Auch  nach  deutschem  Rechte  (§  29  der 
C.Pr.0.)  ist  aber  bei  Klagen  auf  ErftlUung  eines  Vertrages  das  Gericht 
des  Ortes,  wo  die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist,  zuständig 
und  mit  Recht  hat  daher  das  Berufungsgericht  die  Voraussetzung  des 
§661  Ziffer  8  der  C.Pr.O.  als  nicht  vorliegend  angesehen,  indem  es 
zutreffend  ausführt,  dafs  es  nicht  darauf  ankomme,  ob  die  Entscheidung 
des  österreichischen   Gerichtes  auch   nach   dortigem   Rechte  gesetz- 
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flüTBig  sei  (§  661  Abt.  1  der  CPr.O.) ,  aondern  ledi^ieb  daiauf ,  ob 
du  Somgerioht  Stenislan  nach  deutschem  Bedite  nMtSndig  war. 
Nach  dem  oben  gedaebten  Inbalts  der  Klage  und  dea  Utteäs  interfiegt 
das  letztere  aber  keinem  Bedenken  and  die  Anaftihrang  der  ftevinom, 
dafs  es  bierfllr  an  einer  geottgenden  tkatBilohltohen  FeatBtellfmg  mangele, 
kann  «cht  Akr  begrttndet  eniofatet  ^rerden.  Die  Berafiong  der  Bevää<m 
«of  die  in  dem  Protokolle  über  die  Sitaung  der  Jitstiakoniimssion  des 
dentBohen  Reichstages  Tom  11.  Jvni  1875  (vergl.  Häkn,  Matterialien 
ma  C«Pr.O.  S.  ^90  7)  entfaakene,  von  dem  RegiermgsboinmfBSftr  gebilligte 
Erklärmig  tlber  den  Sinn  des  §  661  Ziffor  3  der  O.IV.O.,  nach  welcher 
der  deatsche  Rtebpler  nicbt  allein  zu  prttfen  hat,  ob  der  aoswSrtige 
Richter  die  riphtigen^  dem  deutschen  Rechte  entsprechenden  Grund- 
sfttae  über  Zuständigkeit  angenommen  habe,  sondern  auch,  ob  die 
Thatsachen,  auf  welche  diese  GrundBfttze  angewendet  sind,  die 
Znständigkeit  des  auswHTtigen  Gerichtes  zu  begründen  geeignet  und 
erwiesen  seien,  erscheint  daher  im  vorliegenden  Falle  als  gegenstandsloe. 
Es  mag  jedoch  darauf  hingewieBen  werden,  da(^  eine  seiche  Protokoll- 
erklärung  nach  den  richtigen  Grundsälizen  den  Richter  nicht  bindet. 
Vei^L  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsaohen  Bd.  27  S.  410  ff. 

Zu  4.  Der  aus  dieser  Bestimmung  zti  entnehmende  Einwand  er- 
ledigt sich  dadurch,  dafs  die  den  Prozefs  vor  dem  Osterreichischeti 
Gerichte  einleitende  Verfügung  der  Beklagten  durch  Gewährung 
der  Rechtshülfe  im  Deutschen  Reiche,  und  zwar  —  wie 
oben  ausgeführt  worden  —  in  recfatswirksamer  Weise,  zugestellt 
ist.  Einer  Zustellung  an  die  Beklagte  in  Person  bedarf  es  in 
solchen  Fsllen  nicht,  vielmehr  genügt  hier  auch  ehie  Ersatz- 
Zustellung,  wie  cTie  hier  an  den  bekln^schen  Buchhalter  Epstein  erfolg 
ist.  Überdies  setzt  die  hier  fragliche  Bestimmung  voraus,  dafs  der 
Schuldner  ein  Deutscher  ist,  was  zwar  in  den  Gründen  des 
Berufungsurteils  angenommen  ist,  von  der  B^lagten  aber,  soviel  aus 
dem  Thatbestande  ersichüich,  gamicht  behauptet  war.  Der  Umstand 
allein,  dafs  die  beklagte  Firma  in  Deutschland  ihren  Sitz  hat  und 
dafs  deren  Inhaber  in  Deutschland  wohnt,  genügt  aber  noch  nicht 
zu  der  Annahme,  dafs  derselbe  auch  —  worauf  es  hier  ankommt  (vergt. 
Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  16  S.  428)  —  deut- 
scher Reichsangehöriger  ist,  resp.  zur  Zeit  der  Zustellung  war. 

Zu  5.  ist  vom  Berufungsgerichte  auf  Grund  der  österreichischen 
Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792,  18.  Juni  1799  und  5.  Februar  1805 
in  Obereinstimmung  mit  den  in  der  Juristischen  Wochenschrift,  Jahrg. 
1883  S.  295  und  Jahrg.  11385  S.  27  ff.  abgedruckten  Entscheidungen 
des  Reichsgerichts,  sowie  unter  Bezugnahme  auf  die  in  Seufferts  Archiv 
Bd.  41  Nr.  153  abgedruckte  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes 
zu  Wien  auch  mit  Recht  angenommen,  dafs  den  österreichischen  Ge- 
richten gegenüber  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt  zu  gelten  hat. 

Die  Revision  war  hiemach  als  unbegründet  zurückzuweisen.     X. 
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Deutsche  C.Pr,0.  §  11.    Rheinschiffahrtsgerichte. 

urteil  des  ReichsgericlitB,  IL  CSvilsenats,  vom  26.  Febroar  1895 

(Bad.  Ann.  Bd.  61  S.  315). 

1.  aiV.O.  §§  11  findet  Mif  djis  Verh^kniB  der  ovdeotHchen  m  den 
besonderen  Oerichtea  (O.V.O.  §  14),  mebeaondere  die  Rb«in- 
echiffthrtagericbte  keine  Anwendung. 

2.  ZaMKndigkeit  der  RbenschiflihrtBgeridito  und  Dauer  der  Beobts- 
bängigkeil  emee  RecbtastreitB  bei  denselben. 

8.  Klagen  anf  SchadensersatE  wegen  nicht  erftülten  Vertrags  von 
Seite  eines  Rheinschiffers  gegen  einen  fahrlässigen  Schlepper  ge- 
hören nicht  zu  dem  nach  Art  34  Ha  der  revidierten  Rhein- 
sohiflahrtsakte  vom  17.  Oktober  186B  den  Rheinschi0iibi«s- 
gerichten  überwiesenen  Saefaen,  sondern  vor  die  ordentlichen 
Gerichte. 

Am  12.  November  1887  wurde  das  Schiff  „Neckaigemttnd^  des 
KUlgers,  Schtfiers  Gottfr.  Krämer  zu  Neckaigemtlnd ,  auf  dem  Rhein 
bei  Ruhrort  durch  einen  Zusamnenstofs  mit  deat  Segelschiffe  „Stadt 
Trier**  derartig  beschädigt,  dafs  es  zum  Sinken  kam.  Der  Ftlhrer  der 
„Stadt  Trier**  war  der  Schiffer  Alexander  Bleekmann  aus  Laar,  der 
EigentOmcr  die  Firma  Haniel  &  Co.  aus  Rubrort  Das  klägerische 
Schiff  „NeckargemÜnd"  befaud  sieh  in  einem  Scbleppznge,  welcher  von 
dem  Schraubendampfer  „Aurora**  geschleppt  wurde.  Der  Führer  des 
letzteren  war  der  Schifiskapitän  Heinrich  Rennings  aus  Uomberg  a./Rh., 
der  jetzige  Beklagte. 

Nachdem  der  Kläger  —  gegenüber  dem  ihn  abweisenden  Urteile 
der  Rheinschifiahrtsgerichte  zu  Duisburg,  in  der  Beruftmgsinstanz  bei 
der  Oentralkommission  für  die  Rheinschiifahrt  zu  Mannheim  xmtenn 
7.  August  1891  ein  Erkenntnis  erwirkt  hatte,  wonach  der  Führer 
(Bleckmann)  und  Eigentümer  (Haniel  ft  Cie.)  der  „Stadt  Trier**,  sowie 
der  Führer  des  Schleppers  „Aurora**  (Kramer)  verurteilt  wurden,  ihm 
den  durch  den  Zusammenstofs  seines  Schiffes  „Neckargemünd**  mit  der 
„Stadt  Trier*  entstandenen  Sehaden  —  (die  beiden  ersten  aber  nur 
bezüglich  der  Hebungskosten  mit  500  Mk.)  —  zu  ersetzen,  und  mit 
seiner  hierauf  beim  Rheinschiffkhrtsgericht  zu  Duisburg  erhobenen  Klage 
auf  Schadensersi^  in  quanto  —  weil  dieses  sich  Ulr  unzuständig  er- 
klärte —  zurückgewiesen  worden,  verfolgte  er  seinen  Anspruch  beim 
Landgericht  Duisburg  mit  dem  Beehren  auf  Verurteilung  des  Beklagten 
Rennings  zur  Zahlung  von  Mk.  4363,72  —  und  stutzte  solche  auf 
jenes  Erkenntnis  der  Oentralkommission  und  eventuell  auch  auf  die 
Anstellung,  dafs  auch  der  thatsäch  liehe  Verlauf  des  am  12.  November 
1887  erfolgten  Zusammenstofses  ein  Verschulden  des  Beklagten  er- 
kennen lasse  und  derselbe  auch  deshalb  zum  Schadensersatze  ver- 
buttden  sei. 

Der  Beklagte  hat,  ohne  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  des 
Gferichts  zu  erheben,  beantragt,  die  Klage  abzuweisen,  und  vorab 
Somäfs  §  276  der  C.Pr.0.  darüber  zu  entscheiden,  ob  das  Gericht  den 
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Grand  des  Anspruchs  durch  das  Urteil  der  Centralkommission  fbr  fest- 
gestellt erachte.  Er  machte  geltend,  dieses  Urteil  sei  prozessualisch 
ein  Zwischenurteil  im  Sinne  des  271  cit,  welches  zwar  für  dasselbe 
Gericht  unabänderlich  jedoch  nicht  der  Rechtskraft  in  dem  Sinne  &hig 
sei,  dafs  jedes  andere  Gericht  an  die  Entscheidung  gebunden  sei;  so- 
dann sei  die  Entscheidung  der  Centralkommission  für  den  gegenwärtigen 
Prozefs  nicht  mafsgebend,  weil  das  Urteil  von  einem  Sondergericht 
aufserhalb  der  Grenzen  seiner  Zuständigkeit  erlassen  worden  sei  und 
daher  den  kompetenten  Richter  nicht  binde;  es  handele  sich,  da  ein 
Schleppvertrag  zwischen  den  Parteien  bestanden  habe,  um  einen 
Schaden  aus  einem  Kontraktverhältnis,  für  welchen  die  RheinschifTahrts- 
gerichte  nicht  zuständig  seien;  endlich  werde  bestritten,  dafs  den  Be- 
klagten ein  Verschulden  an  dem  in  Rede  stehenden  Un&ll  treffe,  so 
dafs  auch  in  der  Sache  der  Klageanspruch  nicht  begründet  sei. 

Nachdem  das  Landgericht  zu  Duisburg  zunächst  durch  Urteil  vom 
22.  März  1898  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  der  Gerichte  in  dem 
Vorprozefs  verworfen  hatte  und  dieses  Urteil  auf  Berufung  des  Be> 
klagten  vom  Oberlandesgericht  zu  Hamm  unterm  17.  Oktober  1893 
aus  prozessualen  Gründen  aufgehoben  und  die  Sache  auf  Grund  des 
§  501  der  C.Pr.O.  zur  anderweitejn  Verhandlung  an  das  Landgericht 
zu  Duisburg  zurückverwiesen  war,  hat  das  letztere  durch  Urteil 
vom  28«  Februar  1894  dahin  erkannt: 

„Der  in  der  Klage  geltend  gemachte  Anspruch  wird  dem  Grunde 
nach  für  gerechtfertigt  erklärt ;  die  Entscheidung  über  die  Kosten  bleibt 
dem  Endurteil  vorbehalten." 

Li  den  Gründen  dieses  Urteils  wird  ausgeführt,  der  Grund  des 
Anspruchs  beruhe  auf  dem  die  Feststellung  des  Bestehens  eines  Rechts- 
verhältnisses gemäfs  §  231  der  C.Pr.O.  aussprechenden  rechtskräf- 
tigen Urteil  der  Centralkommission  und  werde  danach  durch  dieses 
gerechtfertigt;  mit  Unrecht  werde  auch  die  Zuständigkeit  der  Rhein- 
schif&hrtsgerichte  bestritten,  da  die  Centralkommission  die  Verurteilung 
des  Beklagten  in  ausführlicher  Darlegung  auf  ein  Versehen  des  Be- 
klagten gegründet  habe. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Beklagte  frist-  und  formgerecht  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  eingelegt  mit  dem  Antrage: 

„unter  Abänderung    des   ersten  Erkenntnisses  die   Klage   abzu- 
weisen." 

Zur  Begründung  seines  Antrages  hat  der  Beklagte  weiter  vor- 
gebracht : 

Das  Urteil  der  Rheiuschiffahrts  -  Centralkommission  sei  sowohl  als 
Zwischen-  als  auch  als  Teilurteil  anzusehen,  weshalb  er  den  Einwand 
erbebe,  dafs  der  Klageanspruch  bei  dem  Schiffahrtsgerichte  rechtshängig 
sei.  Die  im  Jahre  1888  bei  dem  Rheinschifiß&hrtsgerichte  zu  Duisburg 
erhobene  Klage,  welche  ursprünglich  generell  auf  Schadensersatz  ge- 
lautet und  vom  Kläger  ab  Feststellungsklage  bezeichnet  und  begründet 
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gewesen  sei,  sei  dann  durch  den  Zusatz  ergänzt  worden :  „insbesondere 
dem  ELläger  Schiff hebungskosten  mit  800  Mk.  zu  ersetzen". 

Der  erste  Richter  habe  die  Klage  darnach  als  Teilanspruch  auf 
800  Mk.  Schadensersatz  aufgefhfst.  In  der  Berufungsinstanz  habe 
Kläger  aber  bei  dem  Antrage,  den  Grund  seines  Oesamtschadens  fest- 
zustellen und  aufserdem  durch  Teilurteil  ihm  die  Hebungskosten,  welche 
er  auf  852,51  Mk.  erhöht,  zuzusprechen,  beharrt 

Die  Entscheidung  der  Centralkommission  sei  daher  in  Höhe  von 
500  Mk.  als  definitive  Entscheidung  (abweisendes  Teilurteil  über  den 
anfser  den  Hebungskosten  geforderten  Schaden),  im  übrigen  aber  als 
Zwischenurteil  im  Sinne  des  §  276  der  G.Pr.O.  anzusehen.  Denn  im 
anderen  Falle  habe  der  Berufungsrichter  über  800  Mk.  bezw. 
852,61  Mk.  Hebungskosten  entscheiden  müssen. 

Kläger  hat  der  Geltendmachung  der  Einrede,  die  Sache  sei 
rechtshängig,  widersprochen,  da  seiner  Behauptung  nach  der  Be- 
klagte diese  Einrede  in  erster  Instanz  überhaupt  nicht,  in  dieser 
Instanz  jedoch  erst  nach  der  mündlichen  Verhandlung  zur  Sache  vor- 
gebracht hat. 

Das  Oberlandesgericht  zu  Hamm  hat  durch  Urteil  vom 
2  8.  September  1898  die  Berufung  des  Beklagten  zurückgewiesen 
und  die  Sache  zur  weiteren  Verhandlung  und  Entscheidung  an  das 
Ijandgericht  zurückverwiesen. 

Das  Oberlandesgericht  prüft  zunMchst  in  den  Gründon  von 
Amtswegen  die  Zuständigkeit  des  Landgerichts  Duisburg  und 
bejaht  dieselbe  auf  Grund  des  §  11  der  C.Pr.0. ,  weil  das  zunächst 
mit  der  Klage  befafste  Rheinschifßihrtsgericht  (Amtsgericht  Duisburg) 
sich  rechtskräftig  f\lr  unzuständig  erklärt  habe;  eine  Erörterung  der 
^Frage,  ob  die  Bestimmung  des  §  11  auch  anwendbar  sei,  wenn  sich 
ein  nach  §  14  des  G.V.G.  zugelassenes  besonderes  Gericht  fiXr  un- 
SEUStändig  erklart  habe,  könne  unterbleiben,  weil  der  §  7  des  Gesetzes, 
betr.  die  Rheinschiffahrtsgerichte  vom  8.  März  1879,  die  Vorschriften 
tiber  das  Verfahren  bei  den  Amtsgerichten,  wozu  der  §  11  cit.  gehöre, 
auch  flir  die  Rheinschiffahrtssachen  für  anwendbar  erklärt  habe. 

Weiterhin  wird  die  Aufstellung  des  Beklagten,  das  Urteil  der 
Centralkommission  sei  teils  als  Teilurteil  teils  als  Zwischen- 
art eil  aufzufassen,  widerlegt;  dasselbe  sei  seinem  ganzen  Inhalte  nach 
ein  Endurteil,  es  habe  über  den  ganzen  Prozefsstoff  entscheiden 
'wollen,  auch  über  sämtliche  Kosten  erkannt,  zudem  sei  das  Zwischen- 
urteil  des  §  276  der  CPr.O.  dem  Verfahren  vor  der  Centralkommission, 
fUr  welches  die  Civilprozefsordnung  nicht  gelte,  unbekannt,  somit  er- 
ledige sich  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit.  Die  Rechts- 
kraft des  Urteils  ergebe  sich  daraus,  dafs  gegen  dasselbe  ein  Rechts- 
mittel nicht  zulässig  sei.  Endlich  widerlegt  das  Oberlandesgericht  die 
beklagtische  Aufetellung,  dafs  die  gewöhnlichen  Folgen  der  Rechtskraft 
nicht  eintreten  könnten,  weil  das  Urteil  von  einem  unzuständigen 
Sondergerichte  erlassen  sei,  in  Übereinstimmung  mit  dem  Landgericht 
durch   die  Ausführung,    dafs  die  letztere  Annahme   nicht  zutreffe;    die 


270  ReehtBprechiuig:  Deatachiand. 

Zustttadigkeit  d«r  RiMiivehififiihrtic^erichle  nach  Art.  34  der  reTtdiertn 
Rbeinschiffahrtsakto  ^om  17.  Oktober  1868  werde  sieht  dadurch  aus* 
geflchlosseo,  dafs  untergebenB  zwischen  den  Parteien  ein  Schleppvertrag 
bestanden  habe.  Selbst  wenn  aber  anch  thatsächUch  eine  NicbiberQck- 
sichtigung  besw.  Verletsrang  der  Vorschriften  Über  die  Zostlndigkeit 
vorläge,  so  würde  diese  dennoch  nicht  die  Nichtigkeit  des  erlassenen 
rechtskräftigen  Urteils  der  Centialkonmission  zur  Folge  haben,  sofern 
nur,  wie  geschehen,  das  Gericht  seine  Zuständigkeit  angenommen  habe. 

Der  Beklagte  hat  Revision  eingelegt,  welche  aber  vom  Beichs* 
gericht  verworfen  wurde  und  besagen  die  Entscbeidungsgrttnde. 

Es  kann  zwar,  was  zunächst  die  Frage  der  Zuständi^eit  der 
ordentlichen  Gerichte  in  der  vorliegenden  ProzefaBache  anlangt,  den 
Ausführungen  des  Oberlandesgerichts,  welches  auf  Grund  des  §  11  der 
G.Pr.0.  angenommen  hat,  dafs,  nachdem  das  Rheinschiflahrtsgeriaht  zu 
Duisburg,  vor  welchem  die  Ellage  zuerst  erhohen  war,  durch  Urteil 
vom  4.  Oktober  1892  sich  für  unzuständig  erklärt  hatte,  diese  Ent- 
scheidung für  das  demnächst  angegangene  Landgericht  Duisbuig  bindend, 
und  dieses  daher  nicht  mehr  berechtigt  gewesen  sei,  die  Entscheidung 
wegen  Unzuständigkeit  abzulehnen,  nicht  beigepflichtet  werden.  Der 
§  11  cit  findet  auf  das  Verhältnis  der  ordentlichen  zu  den  besonderen 
Gerichten  überhaupt  keine  Anwendung  und  was  speciell  die  Rhein- 
schifTahrtsgerichte  anlangt,  so  ist  es  nicht  richtig,  wenn  der  Berufung»- 
richter  annimmt,  dafii  durch  den  §  7  des  Gesetzes  vom  8^  März  1879 
der  §  11  cit  anoh  auf  Rheinschiffahrtssachen  für  anwendbar  erklärt 
worden  wäre.  Der  g  7  bezieht  sich  nur  auf  die  VorsehrifWn  über 
daa  Verfahren  m  Amtsgerichtssachen ,  nicht  aber  auch,  auf  Be- 
stimmungen über  die  Zuständigkeit,  zu  denen  §  11  gehört. 

Weiterhin  kann  die  Frage,  ob  nicht  im  vorliegenden  Falle  die 
Zuständigkeit  des  Landgerichts  Duisburg  eventuell  durch  Prorogation 
begründet  worden  wäre,  ob  insbesondere  eine  Prorogation  auf  die 
ordentlichen  Geriohte  in  den  zur  Zuständigkeit  der  besonderen 
Gerichte,  speciell  der  Rheinschif&hrtsgerichte  gdiörigen  Sachen  über- 
haupt zulässig  ist,  unentschieden  bleiben,  da  sdion  aus  sachlichen 
Gründen  diese  Zuständigkeit  als  begründet  sich  erweist  Der  Ansprach 
des  Klägers  stützt  sich  auf  eine  dem  Beklagten  zur  Last  gelegte  Fahr- 
lässigkeit bei  der  Führung  eines  Schleppzuges,  in  welchem  sich  das 
Schiff  des  Klägers  „NeckargemÜnd*'  befand,  als  dasselbe  mit  dem 
Schiffe  „Stadt  Trier"  zusammenstiefs  und  zum  Sinken  gebracht  wurde. 
Der  Beklagte  war  daher  auf  Grund  des  zwischen  ihm  und  dem  Kläger 
bestehenden  Sclileppvertrages  dem  letzteren  gegenüber  zur  ordnungs- 
mäfsigen,  den  einschlägigen  polizeilichen  und  sonstigen  Vorschriften 
entsprechenden  Schifisiühmng  verpflichtet,  und  soweit  er  durch  Fahr- 
lässigkeit diese  Verpflichtung  verletzt  hat,  liegt  neben  einer  etwaigen 
aquilischen  culpa  eine  Vertragsverletzung  vor,  welche  als  solche  ge« 
eignet  ist,  den  Schadensersataanspruch  des  Klägers  zu  rechtfertigen. 
Derartige  Vertragsklagen  gehören  nicht  zu  den  nach  Art  34  IIc 
der  revidierten  Rheinschiffahrtsakte  vom  17.  Oktober  1868  den  Rhein^ 
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scbiffiihrtacerichton  ÜbetwieaeneD  Sachen,  aottdtm  Yor  di«  oideatlichMi 
Gerichte  y  uid  da  die  erhobeoe  Klag«  dje  AuffiiaBong  aull&fiit,  dafa  sie 
aaoh  aof  das  Vertragaverhältnia  geatützt  wisd,  ao  iat  aaok  die 
ZoatHndigheit  der  ord«Biliohen  Gerichte  begrttndol. 

Zur  Sache  selbat  wird  die  Entscheidiuig.  dea  Bemfiiagigarichta 
gareehtfeftigt  durch  das  rechtakräftige  Urteil  der  CaiiralkoininiaaioBi  bb 
Maattboim  Tora  7.  Angaat  1891.  Da/s  der  Bechtastreit  aaah  beaügUeh 
der  Höhe  des  AaapmGhs  aoob  bei  der  genanBlea  Kommiaaion  an- 
li&i^gig  aei,  und  daher  der  Yorliogenden  Klage  eventoell  die  Eixureda 
der  SacKtahäDgigkeit  wirksa»  enigegenst^he,  hat  daa  Oberlandes- 
gericht  mit  rechtlich  auireffender  Be^ndiing  widerlegt  Was  aber 
die  AuiatelliiDg  dea  Beklagten  anlangt^  daa  fragliche  Urteil  könne  tso4a 
aeinec  Eechtakraft  d^sm  Ansprach  der  Klage  nicht  zu  Gh?ande  gelegt 
werden,  weil  dasselbe  als  von  einem  unzuständigen  Gretichte  eav 
lassen  nichtig  sei,  so  hat  schon  das  Oberlandesgericht  zutreffend  hervor- 
gehoben, dafs  unter  Umständen  ein  Anspruch,  der  sich  auf  einen  Ver- 
trag grflnden  läfst,  auch  lediglich  als  ein  aufserkontraktlicher  und  ohne 
Anrufung  des  bestehenden  Vertragsverhältnisses  geltend  gemacht  werden 
kann,  sowie  dafs  das  Urteil  der  Centralkommission  nach  seinen  Ent- 
Bcheidungsgründen  den  Schadensersatzanspruch  gegen  den  Beklagten 
als  durch  ein  solches  Verschuldeni  begrttndet  erachtet  hat.  Über  den 
Anspruch  in  dieser  Auflassung,  also  über  die  Deliktsklage  zu 
erkennen ,  waren  aber  di^  Bheiii^chi0ahrtsgei;ichte  zuständig ,  so  dafs 
die  bezügliche  Einwendung  des  Beklagten  aJs  unbegründet  sich  ergiebt, 
und  es  einer  Erörterung  der  Frage  nicht  bedarf,  ob  derselben  die 
Rechtskraft  des  ergangenen  Urteils  nicht  auch  für  den  Fall  der  Unzu- 
ständigkeit eatgogenatehan  wttods. 

Die  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  erscheint  daher,  wenn 
auch  zum  Te3  aus  anderen  Oiilnden,  gerechtfertigt 


Cession   des  einem  Ausländer   erstehenden  Anspruchs  an  einen 
Inländer  lediglich,  um  das  Armenrecht  zu  erlangen. 

Beschlufa  des  Oberlandesgerichts  zu  Breslau   vom  8.  Mai  1895  (Zeitschrift 

f.  deutschen  Civilprozefs  Bd.  XXII  S.  151> 

An  dea  Gründen:  Es  kann  dahin  gestdilt  bleiben,  ob  der 
Klager,  wie  er  behauptet  und  daa  Landgericht  angenommen  hat, 
preofsiacher  Staatsangehüriger  ist  Nach  den  vorsusgegangenen  Eu^ 
gaben  seines  Vaters  steht  fest,  dafs  dieser  (der  Vater)  Ausländer,  näm- 
Uah  Sahweiser  Bttrger  ist  Er  hat  mehrmals  vergeblich  versucht,  m 
demselben  Zwecke,  wie  jetzt  der  Kläger,  das  Arraenrecht  su  erkngen^ 
luid  erat  nachdem  ihm  dies  nicht  gelangen  ist,  seinen  Anspruch  an  den 
Kläger,  seinen  minderjährigen  Sohn,  cediert,  offsnaichtlich  nur  in  dMr 
AMcht,  die  gesetaliche  Bestimmnng,  auf  Orund  deren  ihm  das  Armen- 
ncht  versagt  worden  ist,  zu  umgehen.  Erhielte  jetzt  der  Kläger  das 
Armenreeht,  dann  wüide  der  Vater  aus  der  Abtretung  seiner  Forderung 
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den  Vorteil  ziehen,  dafB  der  Prozefs,  an  dessen  Ausgange  doch  offen- 
sichtlich nur  er  allein  interessiert  bleibt,  kostenfrei  geführt  werden 
könnte,  somit  ans  seinem  eigenen  Dolus  einen  Vorteil  ziehen.  Wenn 
nun  die  Civilprozefsordnung  als  Gmnd  der  Versagung  des  ArmenrechtB 
den  Mifsbrauch  der  bezüglichen  Bestimmungen  auch  nicht  ausdrücklich 
nennt,  so  kann  doch  da,  wo  —  wie  hier  —  ein  solcher  Mifsbrauch 
klar  zu  Tage  liegt,  das  Armenrecht  nach  allgemeinen  Grunds&tzen 
nicht  bewilligt  werden.  Andernfalls  könnte  eine  Partei,  welche  ihrer- 
seits wohl  in  der  Lage  wäre,  Prozefskosten  zu  bezahlen,  die  Absicht 
des  Gesetzgebers,  es  nur  einer  armen  Partei  zu  gewähren,  dadurch 
leicht  illusorisch  machen,  dafs  sie  eine  zahlungsunfähige  Person  vorschob 
und  auf  diese  Weise  Kostenfreiheit  fUr  den  Prozefs  erlangte.  Dafs 
aber  der  jetzige  Antragsteller  nur  vorgeschobene  Person  ist,  nimmt  das 
Gericht  an. 


Österreich. 

Rechtsprechung  Ssterreichischer  CferichtshSfe. 

Vollstreckung  auf  Grund  von  Urteilen  deutscher  Gerichte, 
Oberstgerichtliche  Entscheidung  vom  5.  Februar  1896  Z.  1136. 

Seit  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtig  geltenden  Cüvilprozels- 
ordnung  für  das  Deutsche  Reich  ist  auf  Grund  von  Urteilen  deutscher 
Gerichte  Exekution  in  Osterreich  erst  dann  zu  bewilligen,  wenn  im 
vorgängigen  Delibations verfahren  deren  Vollstreckbarkeit  rechtskräftig 
ausgesprochen  wurde. 

Das  auf  Vollstreckbarerklärung  des  Urteils  des  königl.  preufs. 
Landgerichtes  in  Breslau  und  sofort  auf  Bewilligung  der  Mobiliarexeku- 
tion gerichtete  Begehren  des  Klägers  wider  den  in  Brttnn  wohnhaften 
Beklagten  wegen  50  000  Mk.  wurde  in  betreff  der  angesuchten  Mobiliar- 
exekution von  beiden  Unterinstanzen  als  vorzeitig  überreicht  ab- 
gewiesen. Das  Oberlandesgericht  begründete  diese  Abweisung  in  nach- 
stehender Weise:  Nach  dem  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16 
J.G.S. ,  aus  welchem  der  klägerische  Vertreter  die  Berechtigung  zu 
dem  sofortigen  Exekutionsbegehren  ableiten  will,  konnte  allerdings  vom 
ausländischen  Richter  bei  ausgewiesener  Rechtskraft  seines  Urteils  und 
bei  gewährter  Gegenseitigkeit  ohne  weiteres  um  die  Einleitung  von 
Exekutionsschritten  angesucht  werden.  Damals  wurden  aber  auch 
wechselweise  österreichische  Urteile  in  Preufsen  auf  dieselbe  Art,  all») 
ohne   vorgängiges  Delibationsverfabren  in  Vollzug  gesetzt.     Durch  das 
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Encheinen  der  C.Pr.0.  für  das  Deutsche  Reich  vom  30.  Jänner  1877 
hat  sich  die  Sachlage  aber  wesentlich  geändert  Die  Gerichte  im 
Deutschen  Reiche  and  so  auch  alle  königl.  preufs.  Gerichte  können 
Osterreichische  urteile  nur  vollstrecken,  wenn  vorher  über  deren  VoU- 
Btreckbarkeit  gemäfs  §§  660  und  661  der  C.Pr.0.  erkannt  worden  ist. 
Nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit,  welcher  bei  Publizierung 
der  angeführten  Bestimmungen  der  deutschen  C.Pr.0.  mit  dem  Erlasse 
des  k.  k.  Justizministeriums  vom  28.  März  1880  Z.  8988  in  Erinnerung 
g;ebncht  worden  ist,  mufs  jetzt  auch  in  Österreich  vorgängig  über  die 
Vollstreckbarkeit  des  zu  vollziehenden  ausländischen  Urteils  verhandelt 
and  darüber,  was  Rechtens  sei,  erkannt  werden,  woraus  von  selbst 
folgt,  dals  erst  nach  Rechtskraft  dieses  Ausspruches,  wenn  er  zu 
Gunsten  der  Vollstreckbarkeit  ausfiel,  Exekutionsanträge  in  Erwägung 
zu  ziehen  sind. 

Den  dagegen  überreichten  aufserordentlichen  Revisionsrekurs  fand 
der  oberste  Gerichtshof  gemäfs  dem  Hofdekrete  vom  15«  Februar  1888 
J.G.S.  Nr.  2598  zurückzuweisen,  weil  die  gleichlautenden  Entschei- 
dungen der  Untergerichte  weder  eine  begangene  Nullität,  noch  eine 
öfRonbare  Ungerechtigkeit  erkennen  lassen. 

VoUstreckbarerklärung  eines  Urteiles  des  Jcanigl.  rumänischen 
Bezirksgerichtes  in  Herea  im  Inlande. 

Oberstgenchtliche  Entscheidung  vom  17.  Oktober  1895  Tu  12  400. 

In  der  Delibationsangelegenheit  des  Dr.  W.  M.  wider  Adalbert  R. 
wiegen  Zwangsvollstreckung  des  Urteils  des  kOnigl.  rumänischen  Bezirks- 
gerichtes Herza  vom  8.  Dezember  1892  pto.  40  ^  und  400  ircs.  hat 
dasLandesgericht  in  Gzernowitz  mit  dem  Erkenntnisse  vom  8.  Juni 
1895  dem  Gesuche  des  Dr.  W.  M.  de  pr.  31.  Oktober  1888  um  Be- 
willigung  der  Mobiliarexekution  zur  Hereinbringung  der  mit  dem  Urteile 
des  k0nigl.  rumänischen  Bezirksrichters  in  Herza  vom  8.  Dezember  1892 
zuerkannten  Forderung  pr.  40  :^  und  400  frcs.  keine  Folge  gegeben 
aus  nachstehenden  Gründen: 

Nach  den  allgemeinen  Vorschriften  der  Hofd.  vom  18.  Mai  1792 
Nr.  16  J.G.S.  und  vom  15.  Februar  1805  Nr.  711  J.G.S.  mufs  für 
die  Bewilligung  der  Vollstreckung  eines  auswärtigen  Urteiles  zunächst 
die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters,  die  Rechtskraft  des  Ur- 
tdles  und  die  Gewährung  richterlicher  Hülfe  im  betreffenden  auswär- 
tigen Staate  über  die  Urteile  hierländiger  Gerichte  aufser  Zweifel  gesezt 
sein.  Wenn  auch  die  letzterwähnte  Bedingung  Vorliegens  zutreffen  mag, 
da  durch  die  die  Rechtshülfe  im  Verhältnisse  zum  Königreiche  Rumänien 
betreffende,  die  Reciprocitätserklärung  kundmachende  Verordnung  des 
JustM.  vom  27.  Oktober  1871  Nr.  181  R.G.B.  den  hierländigen 
Gerichten  die  InvoUzugsetzung  der  an  dieselben  durch  das  k.  und  k. 
Ministerium   des  Äufseren   gelangten  Erkenntnisse  und  Entscheidungen 

Zohcchrifi  f.  intern.  Priratr  n.  Strafr«cht  etc.,  Bd.  VI.  18 
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nach  dem  Grundsätze  der  Reciprocität  verordnet  wurde  und  A.  R.  nicht 
nachgewiesen  hat,  dafs  hierländige  Urteile  in  Rumftnien  principiell  nicht 
vollzogen  werden,  der  von  demselben  der  Entschlufsäufserung  allegierte 
Erlafs   des   Dorohoier  Tribunales   vom    15.  Dezember  1883  Z.  14   im 
Gegenteile  darthut,  dafs  das  hg.  Urteil  ZL  2606/82  nur  darum  jenseits 
nicht  vollzogen  wurde,   weil  die   Örtliche  Kompetenz  des  Czemowitzer 
Landesgerichtes   im  betreffenden  Falle   vom   rumänischen  Gesetze  nicht 
anerkannt  wird;    wenn  auch  weiters,  was  die  Rechtskraft  des  zu  exe- 
quierenden Urteiles  anbelangt,  über  den  Mangel  der  Legalisierung  des 
rumänischen    Urteiles    durch    das   kOnigl.    rumänische   Ministerium    der 
Justiz  und  der   auswärtigen  Angel^enheiten  angesichts  der  Thatsache, 
dafs  dieses  Urteil  im  Wege  der  königl.  rumänischen  Gesandtschaft  und 
des  k.  k.  Justizministeriums  anher   gelangt  ist,   hinweggegangen,    und 
die  Einwendung  des  Mangels  der  Zustellung  der  Klage  an  den  Schuldner 
angesichts   der  auf  dem  Urteile    befindlichen  Rechtskraftsklausel   umso- 
mehr  als  irrelevant  angesehen  wird,  als  im  kritischen  Urteile  des  Herzaer 
Bezirksrichters  die  Veröffentlichung  der  Citation  im  Jassyer  Amtsblatte 
und   die  Vollständigkeit    der   Prozedur    konstatiert   ist,    so   wird   doch 
andererseits   die  Inkompetenz   des  Bezirksrichters    in   Herza   zur   Ent^ 
Scheidung  der   hier    in  Frage    kommenden  Rechtssache    hervorgehoben. 
Nach  dem  Inhalte   des   in  Vollzug   zu   setzenden  Urteiles    des  Bezirks- 
richters  in  Herza  (nicht  Friedensrichters,   wie   in  der  Übersetzung  das 
Wort  „Judele^  falsch  verdolmetscht  wird)   liegt  der  Klage  des  Dr.  M. 
die  Behauptung   zu  Grunde,    dafs  A.  R  dem  Kläger  gegentlber  unter 
Übernahme    eines    Angeldes   von    40  4t^    die  Verpflichtung   übernahm, 
eine  „Dampfmtthle''  nach  Dorohoi  zu  schaffen,   diese  Verpflichtung  je- 
doch nicht  zuhielt,  wodurch  ELläger  noch  einen  Schaden  von  1000  fircs. 
erhielt.     Nach  österreichischem  Rechte,    und  nur  dieses  ist  ftlr  die  Be- 
urteilung  der   Exequierbarkeit   eines   auswärtigen  Urteiles   im   Inlande 
mafsgebend ,    wie  aus  dem  allgemeinen  Principe  der  GleichsteUung  der 
Inländer  mit  den  Ausländem   in   der  Justizpflege  und  aus  dem  Rechte 
jedes  Staates,    bei  Gewährung   der  richterlichen  Htllfe  im  Inlande  die 
Frage   des  Zutreffens    der  gesetzlichen  Voraussetzungen   hiezu  an    der 
Hand  der  inländischen  Gesetze,  denen  allein  der  inländische  Schuldner 
unterworfen  ist,  zu  prüfen,   gefolgert  werden  mufs   (siehe  auch  Staats- 
vertrag    mit  Serbien    vom    6.  Mai  1881    Art.  IX    Abs.  2   und   §  661 
Abs.  3    der   deutschen  C.Pr.O.),   wäre  sohin    im  gegebenen  Falle   ent- 
weder  nach   §  13  J.N.   beim  Gerichte   des  Domiziles   des  A.  R    oder 
nach    §  48  J.N.  in  Dorohoi,    wo    sich    nach    dem    in    der  Entschlufs- 
äufserung  produzierten  Erlasse  sogar  ein  Tribunal  (Gerichtshof)  befindet, 
zu  klagen  gewesen,  dafs  nun  Herza  zur  Zeit  der  Klage  der  ordentliche 
Wohnsitz  des  A.  R.  gewesen  ist,    wird   vom  Dr.  M.  nicht  einmal  be- 
hauptet, noch  weniger  bewiesen,   und  ist  sonach  die  Inkompetenz  des 
Berzirksrichters    in  Herza,    einem  kleinen  rumänischen  Orte,    zur  Ent- 
scheidung  des  vorliegenden   Anspiniches  nach   österreichischem   Rechte 
aufser  Zweifel.     Der  Gesuchsteller  hat  aber  niclit  einmal  den  Nachweis 
erbracht,  dafs  nach  rumänischem  Rechte  der  Herzaer  Bezirksrichter  zur 
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Fällung  des  fraglichen  Urteils  kompetent  war;  denn  weder  ist  in  dem 
(nicht  legalisierten)  Auszage  ans  der  Procedura  cod.  civüe  Tom  9.  Sep- 
tanber  1865  eine  Bestimmung  enthalten,  dafs  Schadenersatzklagen  aus 
Verträgen  in  die  EompetenzsphHre  der  judecätrii  de  pläsi  {ocole)  fallen, 
noch  ist  in  dem  Auszuge  aus  dem  Dekrete  vom  4.  Juli  1865  ,fientru 
crganisacra  judecatoreascä^  eine  Vorschrift  zu  entnehmen,  dafs  Dorohoi 
zum  Sprengel  von  Herza,  was  auch  notorisch  tiicht  der  Fall  ist,  gehört. 
Es  mufste  sohin  die  Abweisung  des  Exekutionsgesuches  des  Dr.  W.  M. 
wegen  mangelnder  Grundlage  für  das  Exekutionsbegehren  (§  896 
w.  g.  G.O.)  erfolgen. 

Dem  Rekurse  des  Dr.  W.  M.  hat  das  Oberlandesgericht  in 
Lembeig  mit  Erledigung  vom  16.  Juli  1895  Z.  15  840  keine  Folge 
gegeben  und  den  angefochtenen  Bescheid  aus  deren  im  Wesen  zu- 
treffenden Gründen  des  ersten  Richters  bestätigt,  indem  die  Zuständig- 
keit des  Gerichtes,  welches  das  Urteil  geßült  hat,  nach  österreichischem 
Rechte  za  beurteilen  ist,  für  die  Bestimmung  der  Gerichtszuständigkeit 
die  Vorschriften  des  §  29  des  kaiserl.  Patentes  vom  20.  November  1852 
Nr.  251  R.G.B.  mafsgebend  sind,  und  nach  diesen  Vorschriften  A.  R., 
nachdem  derselbe  in  Czemowitz  wohnhaft  ist  und  die  Erfüllung  des 
Vertrages  in  Dorohoi  zu  geschehen  hatte,  entweder  bei  dem  Gerichte 
seines  Wohnsitzes  in  Czemowitz  oder  bei  dem  Gerichte  des  Vertrages 
in  Dorohoi  zu  belangen  war,  der  Bezirksrichter  in  Herza  demnach  zur 
Verhandlung  und  Entscheidung  dieser  Streitsache  um  so  weniger  kom- 
petent war,  als  A.  R.  in  dem  Gerichtssprengel  Herza  sich  nicht  auf- 
gehalten bat,  und  auf  den  angeblichen  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes 
des  Klägers,  nachdem  ein  solcher  Gerichtsstand  den  österreichischen 
Gesetzen  fremd  ist,  kein  Bedacht  genommen  werden  kann,  auch  von 
^er  Unterwerfting  unter  die  Gerichtsbarkeit  des  Bezirkrichters  Herza, 
da  ein  ansdrtickliches  Übereinkommen  mangelt,  keine  Rede  sein  kann, 
und  dieses  um  so  weniger,  als  die  Klage  dem  A.  R.  nicht  zugestellt 
wurde,  als  nicht  hervorkommt,  dafs  derselbe  von  dem  Bestände  einer 
solchen  Klage  Kenntnis  hatte,  und  als  das  Urteil  in  contumaciam  er- 
ging, sonach  dem  Urteile  des  königl.  rumänischen  Bezirksrichters  Herza 
die  zur  Statthaftigkeit  der  Vollstreckbarkeit  desselben  in  Österreich 
nach  Hofd.  vom  18.  Jänner  1799  Nr.  452  und  17.  Februar  1805 
Nr.  711  J.G.8.  und  nach  der  J.Min.V.  vom  27.  Oktober  1871  Nr.  181 
R.G.B.  erforderliche  Kompetenz  des  königl.  rumänischen  Bezirksrichters 
in  Herza  abgeht. 

Den  aufserordentlichen  Revisionsrekurs  des  Dr.  W.  M.  fand  der 
oberste  Gerichtshof  mit  Entsch.  vom  17.  Oktober  1895  Z.  12  400 
zu  verwerfen,  weil  in  den  gleichförmigen  untergerichtlichen  Entschei- 
dungen weder  eine  Nullität,  noch  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  zu 
erkennen  ist  und  es  somit  im  gegebenen  Falle  an  den  Voraussetzungen 
gebricht,  unter  welchen  allein  im  Sinne  des  Hofd.  vom  15.  Februar 
1838  Nr.  2593  J.G.S.  gleichlautende  Entscheidungen  abgeändert  oder 
au%ehoben  werden  könnten. 

18* 
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Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

1.    Deutsche  Bandesstaaten. 

Bayern. 

1.  Bekanntmachang  des  Staatsministerioms  der  Justiz  vom  20.  April 
1896,  die  Verpflichtung  der  vor  ungarischen  Gerichten 
als  Klfiger  auftretenden  Ausländer  zur  Sicherheits- 
leistung betr.  (J.M.Bl.  S.  159): 

Das  k.  Staatsministerium  der  Justiz  bringt  im  Einvernehmen  mit  dem 
k.  Staatsministerium  des  k.  Hauses  und  des  Äufsem  zur  Kenntnis  der  Gerichte, 
dafs  die  vor  den  ungarischen  Gerichten  als  Kläger  auftretenden  Ausländer  nach 

J9~12  und  §  27  Abs.  2  Ziff.  6  des  ungarischen  Gesetzartikeis  XVni  vom 
ahre  1893  im  summarischen  Bechtsstreite  und  nach  §  220  desselben  Gesetz- 
artikels  auch  im  ordentlichen  Prozefs-  und  im  Handelsverfahren  auf  Ver- 
langen des  Beklagten  zur  Deckung  der  Prozefskosten  und  der  UrteilsgebfUir 
eine  Kantion  zu  geben  verpflichtet  sind.  Zwar  kann  nach  §  9  Abs.  2  Ziff.  1 
a.  a.  0.  eine  Kaution  dann  nicht  verlangt  werden,  ^enn  in  dem  Stmate, 
dessen  Angehöriger  der  Kläger  ist,  der  ungarische  Staatsbürger  in  einem 
gleichen  Falle  zum  Erläge  einer  Kaution  nicht  verpflichtet  ist",  öiese  Voraus- 
setzung trifft  jedoch  nach  un^rischer  Auf&ssung  nicht  zu,  da  die  G^en- 
seitipkeit  weder  durch  einen  Staatsvertrag  noch  durch  den  Austausch  von 
Reciprocitätserklärun^n  verbürgt  ist 

Im  Wechselveriahren  kann  nach  §  220  Abs.  5  a.  a.  0.  die  Sicher- 
stellung der  Prozefskosten  nicht  verlangt  werden. 

2.  Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der  Justiz  and  des 
Innern  vom  19.  MHrz  1896,  die  ungarische  Ehegesetzgebang, 
hier  Eheabschlufs  bajerischer  Staatsangehöriger,  die 
in    der   Pfalz    beheimatet    sind,    in    Ungarn    betr.  (J.AI.BL 

5.  116): 

Nach  der  am  1.  Oktober  v.  Js.^  in  Ungarn  in  Kraft  getretenen  Bhe- 
gesetzgebun^  haben  Ausländer,  die  in  Ungarn  eine  £he  B(3ilie(sen  wollen, 
sofern  sie  mcht  durch  Dispens  des  ungarischen  Justizministers  beireit  nnd, 
den  Nachweis  beizubringen,  dals  der  beabsichtigten  Eheschliefsung  nach  den 
Gesetzen  ihres  Heimatlandes  kein  Hindernis  entgegensteht.  Bezüglich  der 
Ehe  zwischen  einer  Ausländerin  und  einem  Ungarn  genügt  der  Nachweis, 
dafs  die  Ausländerin  nach  den  Gesetzen  ihrer  Heimat  das  zur  Eheschlieüsang 
vorgeschriebene  Lebensalter  erreicht  hat  und  die  erforderliche  persönliche 
Ffiiiigkeit  besitzt 

Für  die  Eheschliefsung  bayerischer  in  der  Pfalz  beheimateter  Staats- 
angehöriger im  Auslande  ist  zwar  noch  die  Vorschrift  des  Art  170  des 
pf^ischen  Civilgesetzbuches  mafsgebend,  ledoch  infolge  des  Beichsgeeetzes 
über  die   Beurkundung  des  Personenstandes  und   die  Eheschüefaung   vom 

6.  Februar  1875  mit  der  doppelten  Modiflkation,  dafs  das  Aufgebot  lür  den 
betreffenden  Staatsangehörigen  auf  sein  Ansuchen  von  dem  Standesbeamten 
seines  inländischen  Wohnortes  nach  den  Vorschriften  jenes  Reichsgeeetzes 
vorgenommen  wird  und  dafs  derselbe  nunmehr  den  Bestimmungen  des  §  28  ff. 
des  Keichsgesetzes  unterworfen  ist. 

Die  Standesbeamten  der  Pfalz  haben  in  deigenigen  Fällen,  in 
denen  es  sich  um  die  Eheschliefsung  eines  in  der  Pfalz  heimatberechtigten 
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StBatsangehorigen  in  Ungam  handelt,  fortan  der  Urkunde  über  die  Vor- 
oahme  des  Aufgebots  im  Anschlüsse  an  die  Bestätigung  über  die  geschehene 
Bekanntmachung  und  an  die  Bescheinigung,  dafs  Ehehindernisse  nicht  zur 
Kenntnis  gekommen  sind,  nach  vorheriger  Prüfung  der  materiellen  £rforder- 
niase  der  Eheschliefsung  nach  Malsgabe  der  reichsgesetzlichen  Bestimmungen, 
folgende  weitere  Erklärung  beizufügen: 

a.  bei  Staatsangehörigen  männlichen  Geschlechts: 

„dals  der  beabsichtigten  Ebeschliefsung  nach  den  in  der  Pfalz 
geltenden  Gesetzen  kein  Hindernis  entgegensteht,^ 

b.  bei  Staatsangehörigen  weiblichen  Greschlechts: 

„dals  die  Braut  nach  den  in  der  Pfalz  geltenden  Gesetzen  das 
zur  Ebeschliefsung  vorgeschriebene  Lebensalter  erreicht  hat  und 
die  erforderliche  persöxulche  Fähigkeit  besitzt'' 

Hat  die  betrafiPende  Person  seit  länger  als  sechs  Monaten  den  Wohnsitz 
in  der  Pfalz  aufj^^eben,  so  ist  obiee  Erklärung  von  dem  Standesbeamten 
des  letzten  pfälzischen  Wohnsitzes  abzugeben. 

3.  J.M.Bekanntmachung  vom  26.  April  1896,  betr.  den  Vollzug 
des  Reicbsgesetzes  vom  9.  Juni  1895  über  den  Beistand  bei  Ein- 
ziehung von  Abgaben  und  Vo  llstrecknng  von  Vermögens- 
ßtrafen  (J.M.Bl.  1896  S.  167). 

Die  Vollstreckunj^  von  Vermö gensstrafen,  welche  gemäfs  §  453 
der  StPr.O.  durch  polizeiliche  Verfugung  oder  gemäls  §  101  der  Seemanns- 
ordnung vom  27.  Dezember  1872  durch  Bescheid  eines  Seemannsamtes  fest- 
ffesetzt  worden  sind,  ist  durch«  die  Staatsanwälte  bei  den  Landgerichten  su 
oethätigen.  Auf  die  Vollstreckung  finden  die  für  Vollstreckung  gerichtlicher 
Strafarteile  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 

4.  J.M.Bekanntmachnng  vom  26.  April  1896,  betr.  den  Voll- 
zug von  polizeilichen  StrafverfUgungen  und  Bescheiden 
der  Seemannsämter  in  Bayern  (J.M.BL  1896  S.  168). 

Die  Vollstreckung  von  gemäfs  §  453  Str.Pr.O.  durch  polizeiliche  Straf- 
verfügnng  von  Behöraen  anderer  Bundesstaaten  oder  gemäfs  §  101  der 
Seemannsordnung  durch  Straf  beschdd  eines  Seemannsamtes  ausgesprochenen 
Haft  strafen,  welche  in  Bayern  auf  Ersuchen  zur  Vollmehung  kommen 
Bollen,  ist  den  Staatsanwälten  bei  den  Landgerichten  übertragen;  das  Gleiche 
gilt  von  der  Vollstreckung  solcher  Haftstrafen,  die  an  Stelle  uneinbringlicher 
Geldstrafen  treten.  Auf  die  Vollstreckung  finden  die  für  Vollstreckimg 
gerichtlicher  Strafurtdle  geltenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung. 

Wllrttemlkerff. 

Bekanntmachung  der  Ministerien  der  Justiz,  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, des  Innern  und  der  Finanzen,  betr.  eine  Überein- 
kunft mit  der  grofsherzoglich  badischen  Regierung 
über  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  auf  dem  Gebiete 
des   öffentlichen  Rechts,    vom  21.  April  1896  (Reg.Bl.  S.  83). 

Zwischen  der  königlich  württembergischen  und  der  grofsherzoglich 
badischen  Regierung  ist  eine  Übereinkunft  dahin  abgeschlossen  worden: 

£Me  königlich  wfirttembergischen  und  die  grofsherzoglich  badischen 
Verwaltun^behörden  werden,  auch  soweit  reichsgesetzliche  Bestimmungen 
hierüber  mcht  bestehen,  im  Verfahren  vor  den  Verwaltungsgerichten,  sowie 
vor  den  Polizd-,  Finanz-  und  sonstigen  Verwaltungsbehörden  einanaer  auf 
Ereuchen  Beistand  leisten.  Den  gleicnen  Beistand  werden  sich  die  Gerichte 
und  die  Behörden  der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  leisten. 
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Für  das  hiebe!  einzuhaltende  Verfahren  kommen  die  VoiBcbriften  der 
§§  2  bis  9  des  Keichsgesetzes  ttber  den  Beistand  bei  Einziehung  von  Ab- 
gaben und  Vollstreckung  von  Vermögensstrafen  yom  9.  Juni  1895  zur  ent- 
sprechenden Anwendung. 

Vorstehendes  wird  hiermit  zufolge  Allerhöchster  EntschliefsungS  ein  er 
Königlichen  Majest&t  vom  11.  «Januar  d.  J.  zur  öffentlichen  Kenntnis 
gebracht. 

BrmvBseliweir« 

Für  die  Zuständigkeit  der  braunschweigischen  Ge- 
richte zur  Erteilung  von  amtlicher  Auskunft  ttber  das 
im  Herzogtume  geltende  Recht  hat  sich  ein  Reskript  des 
Oberlandesgerichts  in  Braunschweig  vom  10.  Janujir  1896  Nr.  61 
(Zeitschr.  f.  Rechtspflege  im  Herzogtum  Braunschweig,  43.  Jahrg. 
S.  24  f.)  ausgesprochen. 


II.    Auswärtige  Staaten. 

Österreieli. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12.  Febr.  1896,  Z.  2290i 
betr.  dieRückstellung  inländiBcher^)Orden  und  sonstiger 
Ehrenzeichen   nach    dem   Tode   der   Besitzer. 

An  alle  Gerichte. 

Dem  Justizministerium  ist  zur  Kenntnis  gekommen,  dafs  inländische 
Orden  und  sonstige  Ehrenzeichen  nach  dem  Ableben  der  damit  ausgezeich- 
neten Personen  oft  gar  nicht  oder  durch  Vermittelung  von  Angehörigen  der 
Verstorbenen  erst  seiir  spät  zur  Rückgabe  gelangen. 

Zur  Erzielung  eines  gleichförmigen  und  b^hleunigten  Vorg^ges  bd 
der  den  Gerichten  in  den  ^§  59  und  90  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  Au^rust 
1854,  R.G.B1.  Nr.  208,  auferlegten  Übernahme  und  Zurückstellung  der  in- 
ländischen Ordens-  und  soDstigen  Ehrenzeichen  sind  nachstehende  Vor- 
schriften erlassen  worden:  Justizministerialerlafs  vom  23.  Mai  1877,  Z.  5442^ 


1)  Vergl.  betreffs  ausländischer  Orden  die  Verordnung  des  Justiz- 
ministeriums vom  12.  Oktober  1885,  J.M.V.B1.  Nr.  68,  und  die  Nachtx%e 
hierzu,  J.M.V.Bl.  1887  Nr.  34,  1892  Nr.  9  und  Nr.  40,  1893  Nr.  14  und  1894 
Nr.  14  und  Nr.  23. 

2)  Justizministerialerlafs  vom  23.  Mai  1877,  Z.  5442:  Zur  Er- 
zielung eines  gleichförmigen,  einfachen  und  beschleunigten  Voiganges  bei  der 
den  Gerichten  im  §  59  und  §  90  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1^,  R0.B1. 
Nr.  208,  auferlegten  Übernahme  und  Zurückstellung  der  inländischen  Ordens- 
zeichen und  Givilverdienstkreuze  Verstorbener  hat  das  Justizministerium  mit 
den  Kanzleien  des  kaiserlichen  Militär- Maria -Theresien- Ordens,  des  königl. 
ungarischen  St.  Stephans-Ordens;  des  kaiserlich  Österreichischen  Leopold-Ordensi 
des  kaiserlich  österreichischen  Ordens  der  eisernen  Krone ,  des  kaiserlichen 
Franz- Joseph-Ordens,  sowie  des  kaiserl.  königl.  Stemkreuz- Ordens  folgende 
Vereinbarung  getroffen: 

Die  Einsendung  der  inländischen  Ordenszeichen  hat  von  den  Gerichten 
stets  unmittelbar  an  die  betreffende  Ordenskanzlei  in  Wien,  jene  des  goldenen 
und  silbernen  Verdienstkreuzes  mit  der  Krone  und  ohne  cQe  Krone  unmittel- 
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§  25  des  kaiserl.  Patentes  vom  16.  April  1850,  B.G.B1.  Nr.  249  (betr.  die 
Ebrenflagge).  JostizministerialerlSsse  Tom  15.  April  1870,  Z.  4348 ')  (betr.  die 
Kämmererschlfissel),  und  vom  14.  Jali  1874,  Z.  d455«)  (betr.  die  Militärver- 
dienstkrenz- Dekorationen),  Jnstizministerialyerordnongen  vom  21.  Dezember 
1889,  J.M.y.Bl.  Nr.  1  ex  1890  (betr.  das  Ehrenzeichen  für  Knnst  und  Wissen- 
schaft) und  Yom  19.  Mai  1890,  J.M.V.B1.  Nr.  23  (betr.  die  MUitärverdienst- 
medaille). 

Wenn  trotz  dem  Bestände  dieser  Vorschriften  FfiUe  vorkommen,   in 
welchen  die  Bückstellung   inländischer  Orden   und   sonstiger  Ehrenzeichen 


bar  an  die  Kanzlei  des  kaiserlichen  Franz -Joseph -Ordens  in  Wien  zu  ge- 
schehen, und  ist  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  bei  allen  Ordensgrofskreuzen 
ond  bei  den  Orden  I.  Klasse,  sowie  bei  dem  Komthurkreuze  des  Franz- 
Joseph-Ordens  mit  dem  Sterne  aufser  dem  Orden  am  Bande  auch  der  silberne 
Ordensstem,  dann  bei  den  Grofskreuzen  des  St  Stephans-Ordens ,  und  des 
Leopold -Ordens,  sowie  bei  dem  Orden  der  eisernen  Krone  I.  Klasse  auch 
die  goldene  Ordenskette  (Golane),  endlich  bei  sämtiichen  Dekorationen,  mit 
Ausnahme  des  Stemkrenz-Ordens  und  der  Verdienstkreuze,  auch  die  Statuten- 
bächer  zurückzustellen  sind. 

Bei  der  Obersendung  ist  der  Ordenskanzlei  gleichzeitig  der  Todestag 
des  Ordensträgers  oder  Besitzers  des  Verdienstkreuzes,  und  wenn  derselbe 
einen  oft  vorkommenden  Vor-  und  Zunamen  hatte,  oder  aus  anderen  GrtUi- 
den  eine  Verwechslunfj  der  Person  zu  besorgen  ist,  womöglich  auch  das 
I>itum,  des  die  Auszeichnung  betreöenden  Verleihun^sdekretee  mitzuteilen. 

Die  Frage,  ob  ein  mit  Edelsteinen  gezierter  imändischer  Orden  den 
Erben  belassen  werden  könne,  ist  jedesmal  der  Ordenskanzlei  unmittelbar 
zur  Entscheidung  vorzulegen. 

Die  Bestimmung  des  Hofdekretes  vom  3.  August  1827,  J.G.S.  Nr.  2296, 
wonach  jene  Dekorationen,  die  sich  der  Dekorierte  selbst  machen  liefs,  den 
Erben  zu  belassen  sind,  wird  hierdurch  nicht  berührt. 

Weiters  bestimmt  der  Erlafs,  dafs  mit  der  Einsendung  der  Dekorationen 
an  die  Ordenskanzleien  sofort  bei  der  Erledigung  der  Todfallsaufnahme  vor- 
zugehen ist. 

3)  Justizministerialerlafs  vom  15.  April  1870,  Z.  4348:  Seine 
k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliefsung  vom 

4.  April  1870  die  bisher  bestandene  Vorschrift,  daCs  die  k.  k.  Kämmerer- 
schlüasei  nach  dem  Ableben  k.  k.  Kämmerer  an  das  k.  k.  Oberstkämmerer- 
amt in  Wien  zurückzusenden  seien,  allergnädi^t  aufzuheben  und  zu  be- 
willigen geruht,  dafs  diese  Ehrenzeichen  der  hmterbliebenen  Familie  oder 
den  Angenörigen  des  Verstorbenen  belassen  werden  dürfen.  Hierdurch  wird 
das  fortan  aunrecht  zu  erhaltende  Normale  vom  1.  M&rz  1836,  J.G.S.  Nr.  129, 
wegen  unverweilter  dienstlicher  Anzeige  von  dem  Ableben  eines  k.  k. 
Kämmerers  nicht  beirrt,  und  werden  auch  fernerhin  bezüglich  jener  k.  k. 
Kämmerer,  welche  infolge  strafgerichtlicher  Urteile  dieser  Uofwürde  voll- 
ständig und  bleibend  entsetzt  werden,  die  betreffenden  Ehrendekrete  und 
Ehrenzeichen,  wie  bisher,  einzusenden  sein. 

4)  Justizministerialerlafs  vom  14.  Juli  1874,  Z.  9455:  Seine 
k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Entschliefsung  vom 

5.  Juli  1874  alleignädigst  anzuordnen  geruht,  daGs  dieMilitärverdienst- 
kre uz -Dekorationen  nach  dem  Ableben  der  Besitzer  nicht  mehr  wie 
Irisher  an  das  k.  k.  Oberstkämmereramt  zurückzustellen  kommen,  sondern 
der  Familie  oder  den  Erben  der  Verstorbenen  belassen  bleiben;  wonach 
lediglich  das  Ableben  der  Dekorierten,  ohne  Rückschlufs  der  Kreuze,  von 
den  betreffenden  Behörden  dem  genannten  Obersthofamte  dienstlich  anzu- 
zeigen ist 

Nur  in  Fällen  des  Verlustes  dieser  Auszeichnung  durch  gerichtlicho 
Erkenntnisse  bleibt  das  bisherige  Normale  aufrecht  erhalten. 
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nach  dem  Tode  der  Besitzer  gar  nicht,  oder  nicht  ordnonffsmäfsig  eifolgt, 
so  mufs  dies  darauf  zurttckgeiuhrt  werden,  dafs  die  zur  AoniahRie  Ton  Twl- 
flülen  abgeordneten  Organe  mit  den  bezüglichen  Bestimmongen  nieht  ge- 
nügend vertraut  sind,  und  daher  die  Erhebungen  onterlassen,  welche  not- 
wendig sind,  um  die  Rubiiken  2  und  15  des  zum  §  50  des  Verfiüirens  aniser 
Streitsachen  aufgelegten  Formulars  entsprechend  auszufüllen. 

Die  Gerichte  werden  demnach  auf&efordert ,  sowohl  die  vorerwähnten 
Bestimmungen  bei  Erledigung  von  Toaf&llen  von  Personen,  welche  Aus- 
zeichnungen genossen  haben,  sich  selbst  gegen w&rtig  zu  halten,  als  auch 
auf  der  genauen  Erhebung  der  bezüglichen  Umstände  durch  die  cUe  Todfälle 
aufnehmenden  Organe  zu  bestehen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  8«  März  1896»  Z.  4299, 
betr.  die  Änderung  in  der  Ehegesetzgebung  der  Länder 
der  ungarischen  Krone. 

An  alle  Gerichte. 

Mit  dem  hierortigen  Erlasse  vom  6.  November  1878,  Z.  15061,  wurden 
den  Oberlandesgerichten  die  Bestimmungen  des  uneazischen  Rechtes  in 
betreff  der  Berechtigung  minderjähriger  ungarischer  otaatsbürger  zur  Ein- 

fehung  von  £^en  und  insbesondere  in  betren  der  Fonn  des  durch  das  Hof- 
ekret  vom  22.  Dezember  1814,  J.G.S.  Nr.  1118,  geforderten  Zeugnisses, 
welches  die  persönliche  Fähigkeit  eines  Uneam  zur  Elingehung  einer  Ehe 
zu  konstatieren  bestimmt  ist,  zur  Kenntnisnanme  und  zur  Yerstfindigung  der 
unterstehenden  Gerichte  mitgeteilt. 

Am  1.  Oktober  1895  sind  die  neuen  ungarischen  Gesetze  über  das 
Eherecht,  über  die  Religion  der  Kinder  und  über  die  staatlichen  Matrikeln 
(Gesetzartikel  XXXI,  XXXII  und  XXXIU  vom  Jahre  1894)  in  Wirksamkeit 
getreten;  durch  diese  ist  der  Inhalt  des  obbezo^nen  Erlasses  überholt*^). 

Die  neuen  Gesetze  gelten  in  allen  Königreichen  und  Ländern  der 
ungarischen  Krone  mit  Ausnahme  von  Kroatien  und  Slavonien.  Für  die 
Stadt  und  das  Gebiet  flume  wurden  sie  mit  einigen  besonderen,  der  dort 
„bestehenden  gesetzlichen  Gepflogenheit''  Rechnung  tragenden  Verfügungen 
eingeführt. 

In  Kroatien  -  Slavonien  ist  eine  Änderung  der  bisherigen  Normen  über 
das  Eherecht  und  die  Matrikelfahrung  nicht  eingetreten,  und  es  bleiben  in 
betreff  der  zur  Eheschliefsung  in  der  diesseitiffen  Reichshälfte  beizubringen- 
den Ehefahigkeitazeugnisse  für  ungarische  Staatsoürger  oder  Staatsbürgerinnen, 
welche  nach  ihrer  Gemeindezuständigkeit  Kroatien-Slavonien  angehören,  die 
Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Untenicht 
vom  6.  September  1884,  Z.  1119^)  unverändert  aufrecht. 


^)  Von  den  neuen  Gesetzen  und  den  Einfuhrungs-  und  Durchführungs- 
verordnungen zu  denselben  ist  eine  amtliche  Ausgabe  in  deutscher 
Sprache  in  Budapest  1895,  Pester  Buchdruckerei- Aktiengesellschaft,  er- 
sdiienen,  deren  erster  die  Gesetze  enthaltende  Teü  zum  Preis  von  45  kr., 
der  zweite  die  Verordnungen  enthaltende  Teil  zum  Preise  von  1  fl.  80  kr. 
durch  jede  Buchhandlung  oezogen  werden  kann. 

^)  Der  Erlafs  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom 
6.  September  1884,  Z.  7179,  lautet:  »Zur  Beseitigung  vorgekommener  Zweifel 

beehre  ich  mich  Euer im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Blinisterium 

des  Innern  zu  eröffoen,  dafs  die  Ehefähigkeitscertifikate  für  Angehörige 
Kroatien -Slavoniens,  welche  im  Auslande  bezw.  in  der  diesseitigen  Reicbs- 
hälfte  eine  Ehe  einzugehen  beabsichtigen,  zufolge  Schreibens  des  k.  ungar. 
Ministeriums  für  Kultus  und  öffentlichen  Unterricht,  resp.  der  an  dieses 
letztere  gerichteten  Note  des  k.  kroatisch  -  slavonischcn  Ministeriums  im  lüs- 
herigen  kroatisch-slavonischen  Provinzialate  von  den  königlichen  Yicege^MUn- 
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Dagegen  ist  in  betreff  der  übri^^en  ungarischen  Staatsbürger  und  Staats- 
bfiigerinnen  hinsichtlich  des  Ehefahigkeitszepgnisses,  welches  sie  zur  Ehe- 
achuefsiing  in  der  diesseitigen  Reichshälfte  beizubringen  haben,  an  die  Stelle 
des  Erlasses  des  k.  k.  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  28.  No- 
vember 1878,  Z.  18104,  der  an  alle  politischen  LaudeschefiB  ergangene  und 
aach  dem^  k.  k.  eyangelischen  Oberkirchenrate  Augsburger  und  Helvetischen 
fiekenntnisses  zur  Kenntnisnahme  und  Veranlassung  der  weiteren  Verstän- 
digong  mitgeteilte  Erlafs  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  25.  Februar 
1896,  Z.  31828,  getreten  7). 

Schäften,  in  dem  nunmehr  mit  dem  Provinzialate  vereinigten,  vormaligen 
kroatisch-slavonischen  Grenzgebiete  von  den  königlichen  Bezirksämtern  und 
in  beiden  Grebietcn  von  jenen  Stadtmagistraten  auszustellen  sind,  welche 
als  politische  Behörden  erster  Instanz  fun^eren. 

Diese  Stadtmagistrate  sind  zufolge  Mitteilung  der  kroatisch-slavonischen 
LandesregieruBg,  Abteilung  für  Inneres,  vom  9.  April  1884,  Z.  42985 
ex  1883: 

a)  im  bisherijgen  kroatisch -slavonischen  Provinzialate:  jene  in  Agram, 
Kailstadt,  Buccari,  Sissek,  Warasdin,  Kreutz,  Kopreinitz,  Po2ega,  Essegg 
imd  Ruma; 

b)  im  vormaligen  kroatisch  -  slavonischen  Grenzgebiete:  die  Stadt- 
magistrate  in  Carlopago,  Zengg,  Petrinja,  Kostajnica,  Brod  an  der  Save, 
Mitrovic,  Semlin,  Carlovic,  Peterwardein,  Belovar  und  Festung  Ivanic. 

Indem  ich  Euere ersuche,  hiervon  sofort  sämtliche  Traunngs- 

organe  in  dem  dortigen  Verwaltungsgebiete,  im  Wege  der  denselben  vor- 
gesetzten Earchenbehörden ,  zur  genauen  Danachachtung  zu  verständi^n, 
gewärtige  ich  von  diesen  letzteren,  dafs  sie  die  Ehewerber  aus  Kroatien- 
Slavonien  zur  Vermeidung  jeder  unnützen  Weitwendigkeit  und  unter  Um- 
ständen schwere  Nachteile  zur  Folge  habenden  Verzögerung  stets  anweisen 
werden,  sich  direkt  an  die  zur  Ausstellung  der  Ehefähigkeitscertifikate,  bezw. 
Heiratsbewilligungen  kompetenten  behörolichen  Organe  und  nicht,  wie  dies 
Tielfiach  geschehen  ist,  an  die  k.  kroatisch-slavoniscne  Landesre^erung  oder 
an  das  k.  ungar.  Ministerium  für  Kultus  und  Öffentlichen  Imterricnt  zu 
wenden." 

*>)  Der  Erlafs  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  25.  Februar  1896, 
Z.  31828,  lautet: 

„Die  ungarischen  Gesetzartikel  XXXI  und  XXXIII  vom  Jahre  1894 
über  das  Eherecht  und  tlber  die  staatlichen  Matrikeln,  sowie  die  hierauf 
bezüglichen  Durchführungsverordnungen  sind  am  1.  Oktober  1895  in  Kraft 
getreten. 

Das  Gültigkeitsgebiet  dieser  Gesetze  und  Verordnungen  erstreckt  mch 
Über  alle  Länder  der  ungarischen  Krone  (insbesondere  auch  über  Stadt  und 
Gebiet  von  FiumeX  nur  mit  Ausnahme  von  Kroatien  und  Slavonien. 

Da  in  Kroatien  und  Slavonien  die  bisherigen  Normen  Über  das  Ehe- 
recht und  tlber  die  Matrikeln  fortgelten,  so  bleiben  hinsichtlich  der  Ehe, 
welche  ungarische  Staatsbürger  m&mlichen  oder  weiblichen  Geschlechtes, 
die  nach  ihrer  Gkmeindezuständigkeit  Kroatien- Slavonien  angehören,  in  der 
diesseitigen  Reichshälfte  emgehen,  die  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Ministenums  für  Kultus  und  Unterricht  vom  6.  si^tember  1884,  Nr.  7179 
(V.B1.  des  genannten  Ministeriums,  Jahrgang  1884,  S.  284)  unverändert  auf- 
reckt und  es  besieht  sich  das  Nachfolgende  nur  auf  Ehen  der  übrigen 
ungarischen  Staatsbürger,  also  derjenigen,  welche  dem  Geltungsgebiete  der 
neuen  Gesetze  und  Verordnungen  angenören. 

Ans  diesen  Gesetzen  und  Veroranungen ,  sowie  aus  einer  bezüglichen 
Mitteihing  des  k.  rm^r,  liinisteriums  am  Allerhöchsten  Hof  lager  werden 
hinsichtlich  der  Ehe  eines  ungarischen  Staatsbürgers  männlichen  oder  weib- 
lichen Geschlechtes  in  der  diesseitigen  Reichslälfte  nachstehende  Bestim- 
mungen unter  Beifügung  der  erforderlichen  Bemerkungen  hervorgehoben: 
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Ans  den  nenen  Gesetzen  wird  als  in  intemationalrechtlicher  Beäehimg 
bei  Eheangelegenheiten  besonders  bemerkenswert  das  Folgende  hervor- 
gehoben: 


Wenn  ein  ungarischer  Staatsbürger  im  Auslande,  worunter  nach  dem 
ungarischen  Spracngebrauche  auch  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  der  Monarchie  verstanden  werden,  vor  einer  ausländischen 
Behörde  eine  Ehe  schliefsen  will,  so  stellt  darüber,  dafe  die  Ehe  desselben 
nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  keinem  Hindemisse  unterliegt,  auf 
Grund  des  über  das  erfolgte  Aufgebot  ausgestellten  Zeugnisses  des  ungari- 
schen Matrikelführers  oder  des  Nachweises  über  die  Dispensation  von  dem 
Aufgebote  vom  1.  Oktober  1895  angefangen  im  Sinne  des  §  59  des  GesArt 
XXXIII  vom  Jahre  1894  der  k.  ungar.  Justizminister  die  Beurkundung 
aus.  Bisher  hat  in  einem  solchen  Falle  das  Ehefähigkeitszeugnis  der  k. 
Ungar.  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  ausgestellt.  Der  Aufj^ebotschein 
bildet  nur  die  Grundlage  für  das  gedachte  Zeugnis  des  JustiAministers,  sub- 
stituiert aber  dasselbe  nicht,  und  es  hat  die  Partei  daher  auf  Grund  des 
Aufgebotscheines  des  ungarischen  Matrikelf uhrers ,  bezw.  der  erhaltenen 
Dispens  vom  Aufgebote,  unmittelbar  beim  k.  un^r.  Justizminister  um  die 
Ausstellung  dieses  Zeugnisses  anzusuchen.  Das  diesbezügliche  Gesuch  und 
das  auf  Grund  dessen  auszufolgende  Zeugnis  des  Justizmmisters  sind  nicht 
stempelfrei. 

Was  das  vorstehend  angeführte  Aufgebot,  bezw.  den  Aufgebotschein 
anbelangt,  so  wird  bemerkt,  dafs  in  dem  Falle,  als  ein  ungarischer  Staats- 
bürger im  Auslande  vor  der  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  der  Eheschliefsung 
kompetenten  Behörde  eine  Ehe  eingehen  will,  diese  Ehe  gemäfs  §  118  des 
Ges.  Art.  XXXI  vom  Jahre  1894  über  das  Eherecht  auch  in  Ungarn,  d.  i. 
im  Geltungsgebiete  des  neuen  ungarischen  Ehegesetzes,  aufgeboten  werden 
mufs.  Diese  Bestimmung  hat  zu  gelten  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um 
einen  Mann  oder  eine  fVau,  sowie,  ob  es  sich  um  eine  erste,  oder  zweite, 
bezw.  spätere,  im  Auslande  zu  schliefsende  Ehe  handelt  Dieses  Aufgebot 
kann  jeder  Matrikelführer  Ungarns  anordnen,  welcher  nach  dem  Wohn-, 
Aufenthalts-,  Heimats-  oder  Geburtsort  der  Partei  kompetent  ist,  das  Auf- 
gebot vorzunehmen.  Wenn  der  ungarische  Staatsbün?er  in  Ungarn  weder 
einen  Wohn-,  Aufenthalts-  noch  Geburtsort  hat,  die  Gemeindezuständigkeit 
aber  zweifelhaft  ist  und  nur  nach  längerer  behördlicher  Verhandlung  fest- 
gestellt werden  könnte,  so  hat  sich  die  Partei  wegen  Anordnung  des  Auf- 
gebotes an  den  Matrikelfuhrer  in  Budapest,  Innere  Stadt,  zu  wenden.  Der- 
jenige ungarische  Matrikelfuhrer,  welcher  das  Aufgebot  anordnet  und  voll- 
zieht, stellt  auch  den  Aufsebotschein  aus.  Welche  Dokumente  dem  dies- 
bezüglichen Gesuche  beizmegen  sind,  kann  nur  nach  den  Umständen  des 
Falles  festgestellt  werden.  Das  Verfahren  vor  dem  Matrikelführer  ist  stempel- 
firei.    Manipulationskosten  sind  keine  zu  entrichten. 

Von  dem  in  Ungarn  vorzunehmenden  Aufj^ebote  kann  die  Dispens  von 
dem  ersten  Beamten  des  kompetenten  Municipiums  (Vicegespan,  Bürger- 
meister), bezw. ,  falls  dieser  dieselbe  verweigert,  vom  k.  nngar.  Minister  des 
Innern  erteilt  werden  (§  57  des  Ges.  Art.  AXXIII  vom  Jahre  1894). 

Im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
beehre  ich  mich  zu  ersuchen,  von  dem  Vorstehenden  die  politischen  Bezirks- 
behörden, sowie  sämtliche  Tranungsorgane  (mit  Ausnahme  der  Seelsorger 
der  evangelischen  Kirche)  im  Wege  der  denselben  vorgesetzten  Kirchen- 
bebörden  mit  dem  Beifugen  zu  verständigen,  dafs  dem  Erfordernisse  des 
Hof  kanzleidekretes  vom  22,  Dezember  1814  (P0I.G.S.  Nr.  108,  Bd.  42,  S.  179), 
wonach  hierlands  sich  verehelichende  Ausländer  sich  bei  der  Trauung  übet 
ihre  persönliche  Fähigkeit,  einen  gültigen  Ehevertrag  einzugeben,  gehörig 
auszuweisen  haben,  bezüglich  ungarischer  Staatsangehöriger  durch  die  Bei- 
brin^n^  der  gemäfs  §  59  des  unear.  Matrikelgesetzes  seitens  des  k.  ungar. 
Justizministers    ausgestellten  Beuiäandung  entsprochen   werde.     Selbstvc^ 
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1.  Das  neue  Ehegesetz  hat  in  Ungarn  die  obligatorische  Civilehe  ein- 
geführt; doch  wird  die  GrÜltigkeit  einer  Ehe  hinsichtlich  der  formellen 
Erfordernisse  nach  den  zur  2^t  und  am  Orte  der  Eheschliefsung  bestehenden 
Gesetzen  beurteilt. 

2.  Die  im  Aaslande  (d.  i.  anfserhalb  des  Geltangsgebietes  des  ungari- 
scben  Ehegesetzes)  za  scnliefsende  Ehe  des  angarischen  Staatsbürgers 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechtes  mofs  aach  in  Ungarn  aufgeboten 
werden. 

3.  Wenn  ein  Ausländer  in  Ungarn  eine  Ehe  schliefsen  will,  sind  be- 
züglich des  Aufgebotes  die  Normen  des  ungarischen  Gresetzes  anzuwenden. 
Der  Ausländer  hat  auch  nachzuweisen,  dafs  seine  Ehe  nach  den  Gesetzen 
seines  Vaterlandes  keinem  Hindemisse  unterli^.  Der  ungarische  Justiz- 
minister  kann  Yon  dem  diesfälligen  Nachweise  Dispens  erteilen. 

4.  Die  Gültigkeit  einer  wo  immer  geschlossenen  Ehe  wird  hinsichtlich 
des  Alters  und  der  Handlungsfähigkeit  bezüglich  eines  jeden  Ehegenossen 
ansBchliefslich  nach  den  G^etzen  seines  Vaterlandes  beurteilt. 

5.  In  allen  übri|^en  Beziehungen  wird  die  Gültigkeit  einer  wo  immer 
geschlossenen  Ehe  zwischen  ungarischen  Staatsbürgern  oder  zwischen  einem 
ungarischen  Staatsbürger  männlichen  Geschlechtes  und  einer  Ausländerin 
nach  den  ungarischen  uesetzen,  dagegen  die  Gültigkeit  einer  wo  immer  ee- 
aehlossenen  Ehe  zwischen  Ausländem  nach  den  Gesetzen  des  Vaterlandes 
beider  Parteien  beurteilt;  doch  sind  im  Falle  in  Ungarn  geschlossener  Ehen 
die  §§  11,  12  und  13  des  ungarischen  Ehegesetzes  (Ehehindemisse  wegen 
Verwandtschaft,  bestehenden  äiebandes,  Nachstellung  nach  dem  Leben  des 
dgenen  Ehegatten  oder  des  Ehegatten  des  anderen)  auch  auf  die  Ausländer 
anzuwenden. 

6.  Für  einen  in  Ungarn  einen  ordentlichen  Wohnsitz  besitzenden 
minderiäbrigen  Ausländer,  der  die  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes 
ZOT  Ebescfiiefsung  notwendige  elterliche  oder  vormundschaftliche  Ein- 
wiUigung  ohne  eigenes  Verschulden  nicht  zu  beschaffen  im  stände  ist,  bestellt 
die  nach  dem  Wohnorte  zuständige  ungarische  Vormundschaftsbehöxde  einen 
Kurator,  und  kann  die  Vormundschaftsbehörde  nach  Anhörung  des  letzteren 
die  Einwilligung  zur  Eheschliefsung  erteilen. 

7.  In  dem  Eheprozesse  eines  ungarischen  Staatsbürgers  ist  nur  das 
Urteil  des  ungarischen  Gerichtes  wirksam;  auf  Grund  eines  von  einem  aus- 
ländischen Gerichte  in  der  Eheangelegenhcit  eines  ungarischen  Staatsbürgers 
gefällten  Urteils  kann  eine  Emtragung  in  die  ungarischen  Matrikeln  nicht 
erfolgen. 

8.  In  den  Eheprozessen  von  Ausländem  können  die  ungarischen 
Gerichte  nur  dann  vorgehen,  wenn  das  Urteil  in  jenem  Staate,  dessen 
Büi^er  die  Ehegenossen  sind,  Geltung  hat;  doch  können  die  ungarischen 
Gerichte,  wenn  ausländische  Eheeenossen  sich  in  Ungarn  aufhalten,  über 
Ansuchen  eines  Ehegenossen  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (nach  der 
Terminologie  des  a.  b.  G.B.8  Scheidung  von  Tisch  und  Bett)  anordnen  und 
bezüglich  des  Unterhidtes  der  Frau  und  der  minderjährigen  Kinder,  des 
Unterbringens  der  letzteren  und  der  Ausfolgung  unentbehrlicher  Gregenstände 
an  die  Frau  provisorische  Verfugungen  treffen. 


ständlich  wird  durch  diese  Beurkundung  und  durch  das  in  Un|^m  statt- 
findende Angebot,  bezw.  durch  die  dortselbst  etwa  erteilte  Dispens  von 
demselben  die  Verpflichtung  der  hierländigen  Trauungsorgane,  aas  öster- 
reichische Recht  in  demselben  Umfange,  wie  bisher,  zur  Anwendung  zu 
bringen,  nicht  alteriert.  Es  wird  also  namentlich  in  allen  Fällen,  auf  welche 
das  österreichische  Recht  anzuwenden  ist,  und  welche  nach  diesem  Rechte 
dispenspflichtig  sind,  auf  der  Beibringung  einer  hierländigen  Dispens  zu  bo- 
stenen,  und  auch  den  hierlands  in  Bezug  auf  das  Angebot  geltenden  gesetz- 
lidien  Bestimmungen  nach  wie  vor  za  entsprechen  sein.'* 
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9.  Auf  Grand  solcher  vor  Erlangung  der  unRarischen  Staatabfirffer- 
Schaft  zustande  gekommenen  Thatsachen,  welche  nacn  dem  früheren  Beate 
der  Ehc^enossen  einen  Qrund  zur  Lösung  der  Ehe  oder  zur  Trennung  Ton 
Tisch  und  Bett  bilden,  kann  das  ungarische  Gericht  die  Ehe  eines  Ehe- 
genossen, nachdem  er  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erlangt  hat,  auf- 
lösen,  wenn  diese  Thatsachen  auch  nach  dem  ungarischen  Ehegesetze  ab 
Grnnd  zur  Lösung  der  Ehe  dienen. 

Wenn  das  ausländische  Gericht  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  vor 
Erlangung  der  ungarischen  Staatsbüigerschaft  ausgesprochen  hat,  kann  das 
ungarische  Gericht  die  Ehe  auflösen,  wenn  die  Trennung  w^gen  emer 
solchen  That  erfolgt  ist,  auf  Grund  deren  die  Ehe  auch  nach  dem  ungari- 
schen EhegejBetze  aufgelöst  werden  kann. 

10.  Die  Personen  weiblichen  Greschlechtes ,  welche  in  der  ihrer  auf 
dem  Gebiete  Ungarns  mit  einem  Ausländer  geschlossenen  Ehe  unmittelbar 
vorangegangenen  Zeit  ungarische  StaatsbütKerin  war,  kann  gegen  ihren 
Gatten  vor  dem  ungarischen  Gerichte  einen  Ungültiffkeitsprozers  anstreng, 
wenn  sie  ihrem  Joanne  nach  Schliefsung  der  Ehe  ms  Ausland  nicht 
gefolgt  ist. 

Wenn  der  Gatte  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  nach  Verübung  einer 
als  Grand  der  Lösung  der  Ehe  dienenden  nandlung  Bürger  eines  anderen 
Staates  geworden,  seine  Frau  ihm  aber  nicht  ins  Ausland  gefolgt  ist,  kann 
seine  Frau  gegen  ihn  behufis  Auflösung  der  Ehe  auch  vor  dem  ungarischen 
Gerichte  einen  Prozefs  anh&ngig  machen. 

11.  Bezüglich  der  Ehe  eines  Auslfinders,  dessen  Staatsbürgerschaft 
nicht  festgestellt  werden  kann,  sind  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Gesetee 
des  Vaterlandes  des  Ausländers  mafsgebend  wären,  die  Gesetze  seines  Wohn- 
ortes anzuwoiden. 


Internationale  Verträge. 

1.  Noveau  Eecueil  Q-en^ral  de  Traitis  etc.  von  Prof. 
Dr.  Felix  Stoerk  in  Greifewald,  Bd.  XX  der  zweiten  Serie,  enthält 
in  2.  und  3*  Lieferung  u.  a.  den  Wortlaut  folgender  internationaler 
Verträge: 

A.     Handels-    etc.   Verträge: 

1.  H.V.  zwischen  Österreich -Ungarn  und  Serbien  vom  9.  August/ 
28.  Juli  1892; 

2.  H.V.    zwischen   Österreich  -  Ungarn   und   Rumänien    vom  9>/21. 
Dezember  1893; 

3.  H.V.  zwischen  Belgien  und  Rumänien  vom  10./22.  Januar  und 
22./10.  Januar  1894; 

4.  H.-   u.  Scbiffahrts-V.    zwischen   Österreich  -  Ungarn    und    Korea 
vom  23.  Juni  1892; 

5.  H.V.  zwischen  Ägypten  und  Italien  vom  1.  Februar  1892; 
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6.  H.V.  zwischen  Ägypten  und   der  Schweiz  vom  13.  Juli  1892; 

7.  H.V.  zwischen  Spanien  nnd  Schweden  vom  27.  Juni  1892; 

8.  H.V.  zwischen  Spanien  und  Norw^en  vom  27.  Juni  1892; 

9.  Deklaration  zwischen  Spanien  und  den  Niederlanden  vom  12.  Jnli 
1892; 

10.  Gregenseitigkeitsarrangement  etc.,   betr.    die  Handelsbeziehungen 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 

a.  Brasilien  vom  31.  Januar  1891, 

b.  der  dominikanischen  Republik  vom  4.  Juni  1891, 

c.  Spanien  vom  16.  Juni  1891, 

d.  Guatemala  vom  30.  Dezember  1891, 

e.  Salvador  vom  30.  Dezember  1891, 

f.  Deutschland  vom  30.  Januar  1892, 

g.    Grofsbritannien  vom  1.  Februar  1892, 
h.    Nicaragua  vom  11.  MSrz  1892, 
i.    Honduras  vom  29.  April  1892, 
k.    Osterreich- Ungarn  vom  25.  Mai  1892; 

11.  Arrangement,  betr.  die  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  zwischen 
Frankreich  und  Serbien  vom  5.  Juli  1893; 

12.  H.-  u.  Schiüahrts-V.  zwischen  Frankreich  und  Montenegro  vom 
18./30.  Juni  1892; 

13.  H.V.  zwischen  Frankreich   und  Rufsland  vom   17.  Juni  1893; 

14.  H.-  u.  Schif&hi^s -V.   zwischen  Grofsbritannien  und  China  vom 
16.  Juli  1894; 

15.  Deklaration,   betr.   die  Fabrikmarken-  und  Handelsbeziehungen 
zwischen  Grofsbritannien  und  Griechenland  vom  27.  Juli  1894; 

16.  H.-  u.  Schifüihrts-V.  zwischen  Mexiko  und  Salvador  vom  24.  April 
1893. 

B.     Auslieferungs-Verträge: 

1.  A.V.  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Rufs- 
land vom  19.  Februar/ 3.  Mttrz  1893; 

2.  A.V.  zwischen  Grofsbritannien  und  Rumänien  vom  9./21.  März 

1893 ; 

3.  A.V.  zwischen  Monaco  und   den  Niederlanden  vom  26.  Januar 

1894. 

2.  Übereinkunit  zwischen  der  k.  wttrttembergischen  und 
der  grofsherzogl.  badischen  Regierung  über  die  Gewährung  der 
Rechtshülfe  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
vom  21.  April  1896  s.  oben  Gesetzgebung  etc.  S.  277. 

3.  Norwegen  ist  vom  13.  April  1896  der  Übereinkunft  vom 
9.  September  1886,  betr.  die  Bildung  eines  internationalen 
Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der  Litteratur  und 
Kunst  (R.G.BL  1887  S.  493)  beigetreten  (R.G.B1.  1896  S.  107). 
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Vermischte  Mitteilungen. 

1.  (österreichiscfa-nngariBche  Konsalarämter.)  Das 
k.  nnd  k.  MiniBteriam  des  Äarsem  hat  iu  der  Wiener  Zeitung  vom 
29.  Febmar  1896  eine  bis  An&ng  Febroar  1896  richtig  gestellte 
„Übersicht  des  gegenwärtigen  Standes  und  der  Amtsbesirkseinteilung 
der  k.  und  k.  österreichisch  -  ungarischen  Konsularämter  im  Auslande" 
zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht,  von  welcher  einzelne  Exemplare 
um  den  Preis  yon  20  Kreuzern  in  der  k.  k.  Hof-  und  Staatsdrudierei 
in  Wien  zu  beziehen  sind.  Diese  Übersicht  giebt  den  zu  jedem  Kon- 
sularamte  gehörigen  Konsularbezirk  an  und  ermöglicht  daher,  für  jeden 
Ort,  der  in  einem  Konsulärbezirke  liegt,  das  Konsularamt  zu  ermitteln. 
Gleichzeitig  erschien  ein  alphabetisches  Namensverzeichnis  der  k.  und 
k.  österreichisch-ungarischen  Konsularfunktionäre ,  sowie  der  k.  und  k. 
Konsularämter  im  Auslande.  Im  Stande  der  k.  und  k.  Konsularämter 
sind  gegenüber  dem  Vorjahre  nachstehende  wichtigere  Veränderungen 
eingetreten:  zum  Amtsbezirke  des  Konsulats  in  Chicago  ist  der  Staat 
Indiana,  zu  jenem  des  Konsulats  in  Pittsburg  sind  die  Staaten  West- 
virginia  und  Ohio  hinzugekommen ;  die  Staaten  Kentucky  und  Tennessee 
wurden  dem  Amtsbezirke  des  Konsulates  in  Bichmond  pro  tempore 
einverleibt  In  Parana  (in  Argentinien)  wurde  ein  Vicekonsulat  er- 
richtet, dessen  Amtsbezirke  die  Provinz  Entre  Rios  um&Tst;  das  Kon- 
sulat in  Bassim  und  das  Vicekonsulat  in  Djedda  wurden  aufgelassen. 
(J.M.V.Bl.  1896,  S.  47.) 

2*  Grofsj  ährigkeitsalter  in  den  verschiedenen 
Staaten:  16  Jahre  in  der  Türkei;  21  Jahre  in  Frankreich, 
Deutschland ,  England ,  Italien ,  Rufsland ,  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  ,  Rumänien ,  Portugal ,  Schweden ,  Belgien  ,  Luxembnig, 
Griechenland,  Brasilien  und  den  meisten  stldamerikanischen  Staaten; 
22  Jahre  in  der  argentinischen  Republik;  23  Jahre  in  den  Nieder- 
landen; 24  Jahre  in  Österreich  -  Ungarn ,  Norwegen  und  Dänemark; 
25  Jahre  in  Spanien,  Bolivia,  Chile  und  San  Salvador. 
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Zeitsebrlftem. 

Sächsisches  Archiv  für  hürgerliclies  Recht  und  Fi'ozefs,  5.  Bd. 

10.  a.  11.  Heft:  Bingner,  Bemerkungen  zn  dem  zweiten  Entwürfe  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich.  Rchanze^  Was  ist  unter 
gewerbsm&fsiger  Benutzung  einer  Erfindung  zu  verstehen ?  ^  12.  Heft: 
JtMt,  Die  Behandlung  der  Rostenhypotheken  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung des  ZwangSTersteigerungsyerfahrens.  Grütznianny  Die  zweite 
Lesung  des  Entwurfs  eines  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs..  —  6.  Bd. 
1.  Heft :  Btngner»  Bemerkungen  zu  dem  definitiven  Entwürfe  eines  büraper> 
liehen  Gesetzbuchs  für  das  DeutBche  Reich,  v,  Sommerlatt,  Ist  der  Ent- 
wurf des  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  en  bloc  annehmbar? 

Zsitechrift  für  Schweizer  Siraf recht,  8.  Jahigang,  5.  u.  6.  Heft: 
^o/8,  DtLB  Bundesstrafrecht  in  seinem  Verhältnisse  zu  der  eidgenössischen 
Special gesetzgebun^.  Oautier,  Les  nouvelles  lots  tessinoitee  aur  V Or- 
ganisation judiciair e  et  la  proct^dure  en  mattere  v^naU.  Weifs,  Glossen 
zum  Yorentwurf  des  schweizerischen  Strafgesetzbuchs.  Stoojs,  Kontro- 
Tersen  des  bemischen  Strafirechts. 

Bevue  de  droit  international  et  de  ISgislation  con^parSCt  Totn, 
XÄ  VII  (1895)  Nr.  6:  Aubert,  La  Nervige  devantle  droit  international, 
Lessona,  La  preuve  des  lois  Hranghres,  Nys,  Autour  de  la  Midi- 
terranee  (2.  Art,),  Kngelhardt,  Consid4rations  historiques  et  Juridi- 
ques  sur  les  proiectorats. 

Journal  du  droit  intemationai  privS  etc^  22*  Annie  (1895),  No.  XI— - 
XII:  Pill  et,  Le  droit  intemationai  priv^.  Essai  dun  Systeme  gSn&al 
de  Solution  des  conflits  de  lois  (suite),  Franck,  De  Vabordage  en  droit 
iniernaiional.  Oruffy^  De  la  nationalite  de  Venfant  Ugitimd.  Privat^ 
Des  patriarcats  catholiqves  d^  Orient  et  de  la  juridiction  suprhme  de  la 
Sainte  Cour  de  Borne  en  pays  ottoman  pour  les  proc^  matrimoniaux. 
Craies,  Cas  int^essants  cfextradition  en  Angleterre  pendant  les  ann^es 
1893^-1895. 

Bevue  internationale  du  droit  maritime,  11.  Annie,  Nr.  VII—  VIII: 
Verneaux,  Le  pro/et  de  modißcation  du  tiire  III  du  Uwe  II  du  Code 
de  commerce.  Baikes,  De  la  faute  commune  en  matihre  d'abordage. 
Bulletins  tie  la  Jurisprudence :  Prangaise,  Anglaise  (Vemeaux),  Brest- 
lienne  (Vemeaux),  Egyptienne  (Patioa^Bey),  Italienne  (de  Bivutte),  Tuni- 
sienne  (Martineau  des  Chesnes). 

Annales  de  droit  crnnmercial  francais^  oranger  et  international^ 

10.  A nnSe,  Nr.  1:  Buchire,  Marches  ä  terme  et  jeux  de  bourse.  Ne ssi' 
Suisse.  —  Chronique  de  Ugislation,  de  doeirine  et  de  ßirisprudence, 
Huvelin,  Les  sociitds  Hranghres  et  la  clause  de  la  nation  la  plus 
favorisie. 

ArcMvio  Oiuridicoj  Vol.  LV,  Fase.  6:  Trombettoni^  Accettazione 
taeita  deüe  sentenae  (eont).  Besta,  A  proposito  di  Biccardo  Molom- 
hra.  Cammeo,  I  monopoli  comunali  (cont.).  Esperson,  I  decreti  di 
espulsione  degli  straniert  e  la  guarta  sezione  del  Consiglio  di  State. 
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Rivisia   penale    di  doUrina,    le^Mazicne    e    giurUprudetUBa, 

VoL  XIall,   Fase,  II:    Vacea,    Dt  nuovo   ndla  poeixione  in  accusa. 
Stttdi  di  ri/orma  legiüatioa, 

La  acienza  del  diriUo  private.  Anno  IV  (1896)  Fase.  II:  Florian, 
Ingiustisie  sociali  del  Codice  penale  (cont.  e  fine),  Scillamä^  H  possessio 
nei  suai  rapporii  con  la  detewsione  e  con  la  praprietä. 

Mechtageieerd  Maff€izpn,  U.  Jaarßang,  AfleoeringölS:  Molengraaff, 
Overzicht  van  de  Engeische  Wetgebing  gedurende  het  jaar  1894.  Reuijl^ 
Het  Verslag  der  Staatscommissie ,  benoemd  bij  Koninklijk  Beeltdt  van 
16.  September  1891  No.  14^  tot  Voorbereiding  der  üitvaering  van  den 
Voorsehri/ten  der  Chondwet,  aangaande  de  regeUng  der  Administrat^eve 
Reehispraak  {Vervolg).  Stoop,  Jr.^  De  rechter  van  den  arheiter  bij 
coUecHeve  verzekering  tegen  ongelukken.  —  15.  Jaargang^  Aßevering  112: 
Bester,  Rekening  en  verantwoording  aan  een  massa  van  beUrnghebben^ 
den.  KipSf  De  omlegging  van  bouwterreinen  volgens  het  Wetsvoarstd 
van  den  burgermeester  Adickes,  van  den  Bergh,  De  wetsontwerpen 
op  de  firma.  Jitta^  Bepalingen  van  intemationaal'privaatrechtelijken 
aard  in  het  Onho.  B.  w.  v,  h.    Duitsehe  Rijk. 

mdMkrift  for  Ret9videnskab ,  8.  Aarg.,  3.  og.  4.  Heflei  Npholm, 
Ministeransvarlighed  i  det  konstitutionelle  Kongedemme.  —  9.  Aarg.j 
1.  Hefte:  Morgenstierne^  Stater  og  Statsforbindelser.  Blomberg^ 
Om  de  Konstitutionella  garantiema  for  domotolames  oafhängighet  oeh 
själfständighet,  Meiler^  Ogsaa  lidt  om  Lffs^enreoverlragelse  efler  dansk 
(og  tildels  norsk). 

Bevista  genertU  de  iegtislaci&n  y  Juriapudenoaf  Tom.  87  (I8$ö), 
Ifovembre  y  Deciembre:  Lessona,  G^nests  histörica  de  ort.  737  del 
cddigo  civü  espännol.  Estas4n,  De  las  agendas  tieHransportes  (eont^. 
Girön  y  Areas,  El  derecho  de  Mineria  (concl.).  Fosada^  Letrat 
perßidicadas.  Morell,  Articulos  759  y  799  del  cddigo  civil.  Santa' 
maria,  Cuestiones  de  Derecho  civil  y  Enjuiciamenlo  (cont.),  Horst' 
mann  yVarona.  Escrituras  desociedadno  registradas,  Oil  Maestre, 
El  soctalismo  y  et  anarfuismo  en  sus  relaciones  con  la  criminalidad  y 
las  causas  econömico-soctales  de  la  misma  (cont). 


stp  n  ,g.,  -;■-. 

Zeitschrift 

für 

MematioiisfriTiit-iiUeclt 

mit  besonderer  BerUcksiclitigung  der 

Rechtshülfe. 

Begründet 

Ferdinand  Böhm, 


heransgegeben   von    demselben    in    Verbinduug    mit 

Dr.  Theodor  Niemeyer, 

ordentl.  Profasaar  dar  Rechta  in  dar  CniveraiUt  Ki«t. 


VI.  Band.     (Jahrgang  1896.)     4.  Heft. 


Leipzig', 

Verlag   von   Duncker  &   Humblot. 


JKhrlicli  ein  Band  von  6  Heften.     Preis  des  BandcB  12  M. 


Verzeichnis  der  Herren  Mitarbeiter. 


Dr.  A,  Alexis  Ministerialrat  im  k.  Ju^tizministeriam  in  Budapest.  —  Dr,  C.  D.  Asser  jun., 
Advokat  in  Amsterdam.   —  Dr.  von  Bar,  Geh.  Justizrat  und  Univ.-Professor  in 
(röttingen.  —  Dr.  Barazetti,  Univ.-Professor  in  Hcidelberp.  —  Dr.  Beauehet,  üniv.- 
Professor  in  Nancy.  —  Dr.  Berghohm,  Univ.-Professor  in  Marburg.  —  Dr.  W.  Cahn, 
Legationsrat  in  Berlin.  —  Dr.  Ämbroise  Colin,  Univ.-Professor  in  Caen.  —  F.  P.  Con- 
iuzzi,  Univ.-Professor  in  Neapel.  —  Dr.  Delius,  Landrichter  in  Kottbus.  —  R.  Dulon^ 
Esqu.  Counscllor-at-law  in  New- York.  —  Pasquale  Finre,  Univ.-Professor  in  Neapel.  — 
G.  Fiorettif   Avv.  in  Neapel.  —   Dr.  FlaiscJden,   Tribunalpräsident  in  Galatz.  — 
Dr.  Friedberg,  Univ.-Professor  in  Leipzig.  —  H.  Fromageotj  Advokat  am  Appellliof 
in  Paris.  —  Dr.  L  Fuld,  Rechtsanwalt  m  Mainz.  —  Dr.  B.  Getz,  Reichaanwalt  in 
Christiania.  —  Dr.  J.  Goldsehmidt,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht  in  Berlin.  — 
Dr.  Grenser,  Oberlandesgerichtsrat  in  Dresden.  —  Dr.Gretener.  Univ.-pTofessorinBera. 
—  Grünewald,  Amtsgerichtprat  in  Metz.  —  Dr.  Freih.  von  Haan,  Ministerialrat  im  k. 
Justizministerium  in  Wien.  —  Dr.  Haenel,  Univ.-Professor  in  Kiel.  —  Dr.  Hafner, 
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Die  neue  gesetzliche  Formulierung  der  englischen 
Rechtssätze  Über  den  Warenicauf. 

Von   Dr.    €•  HL   P.   InMMlseH   in  LondoD. 

Mit  der  Säle  of  Qoods  Act  1893  ist  am  1.  Januar  1894  in 
England  ein  Gesetz  in  Kraft  getreten,  welches,  nach  dem  Master  der 
Bills  of  Exchange  Act  1882  und  der  Partnership  Act  1890,  eine 
bisher  in  der  Hauptsache  durch  gerichtliche  Entscheidungen  beordnete 
Materie  zum  erstenmal  legislatorisch  fixiert  hat,  und  damit  dem  nicht- 
englischen  Juristen  die  Prüfung  von  od  in  Frage  kommenden  Kechts- 
sätzen  erleichtert,  welche  frtther  in  gerichtlichen  Entscheidungen  ver- 
graben lagen  und  selbst  aus  den  besten  englischen  Abhandlungen  nur 
mit  Mtthe  ge\s'onnen  werden  konnten.  Man  scheint  in  England  mehr 
and  mehr  zu  ^er  Überzeugung  zu  gelangen,  dafs  die  modernen  Ver- 
baltnisse  eine  Kodifizierung  gewisser  Rechtsmaterien  wünschenswert  er- 
scheinen lassen,  eine  Anschauung,  welche  insbesondere  das  Ausland 
nur  willkommen  heifsen  kann,  da  die  lex  non  scripta  eines  Staates 
dem  Ausländer  in  der  Regel  unzugänglich  sein  wird.  Besondere  An- 
erkennung verdient  es,  dafs  die  kodifizierende  Thätigkeit  in  letzter  Zeit 
Materien  ausgewählt  hat,  welche  im  Gebiete  des  Handelsrechts  li^en 
und  ein  über  England  hinausgehendes  Interesse  haben.  Die  neue 
Kodifikation  der  Rechtssätze  über  den  Warenkauf  hat  übrigens  die  lex 
non  scripta  nicht  schlechthin  beseitigt;  letztere  kommt  zufolge  §  61 
Ziff.  2  des  Gesetzes  auch  fernerhin  zur  Anwendung,  soweit  dieselbe 
sich  mit  den  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Gesetzes  vereinigen  läfst. 
Da  femer  das  Gesetz  nur  ein  kodifizierendes  sein  will,  ist  selbst  der 
aufgehobene  Teil  der  lex  non  scripta  insofern  noch  von  Bedeutung, 
als  derselbe  zur  Erläuterung  der  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen 
herangezogen  werden  kann,  wenn  auch  das  neue  Gesetz  selbst,  wo  es 
keine  Zweifel  bestehen  läfst,  den  Ausschlag  geben  mufs. 

Die  Hauptabschnitte  des  Gesetzes  sind  folgende: 

1.  Die  Formation  des  Vertrages. 

2.  Die  Wirkung  desselben. 
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3.  Die  Erfttllung  desselben. 

4.  Die  Rechte  des  unbezahlten  Verkttofers  gegen  die  Waren. 

5.  Die  Klagen  wegen  Nichterfüllung  des  Vertrages. 

6.  Ergänzungsvorschriften. 

Dor  erste  Hauptabschnitt  zerfällt  in  nachstehende  Unterabtei- 
lungen: — 

a.  Der  Kaufvertrag.     §§  1,  2. 

b.  Die  Form  des  Vertrages.     §§  3,  4. 

c  Der  Gegenstand  desselben.     §§  5 — 7. 

d.  Der  Preis.     §§  8,  9. 

e.  Bedingungen  und  Garantien.     §§  10 — 14. 

f.  Der  Kauf  nach  Probe.     §  15. 

Wie  eine  Abhandlung  über  das  englische  Nachlafsrecht  in  einer 
deutschen  Zeitschrift  mit  dem  Satze  beginnen  mufs,  dafs  dem  englischen 
Recht  der  Gedanke  der  Universalsuccession  fremd  ist,  so  wird  eine  f^ 
deutsche  Juristen  geschriebene  Abhandlung  Über  die  S(üe  of  Goods  Ää 
mit  dem  Satze  einzuleiten  sein,  dafs  nach  englischem  Recht  das  Eigen- 
tum an  der  Kaufsache  bereits  vor  der  Tradition  übergehen  kann.  Der 
Eigentumsübergang  vollzieht  sich  beim  Vertragsschlusse  oder  später. 
Ersterenfalls  lag  nach  der  vor  der  Sole  of  Goods  Act  üblichen  Termino- 
logie ein  bargain  and  sale,  letzterenfalls  ein  executory  conirad  of  salt 
vor.  Die  Ad  hat  die  Ausdrücke  ^soLe^  bezw.  ^agreement  to  sdl'* 
substituiert  und  folgende  Bestimmung  getroffen: 

§  1.  1.  Ein  Kaufvertrag  über  Waren  ist  ein  Vertrag,  durch 
welchen  der  Verkäufer  gegen  eine  Gegenleistung  in  Geld  —  genannt: 
der  Preis  —  das  Eigentum  an  Waren  dem  Käufer  überträgt  oder  za 
übertragen  verspricht.  Ein  Kaufvertrag  kann  auch  zwischen  Teil- 
eigentümern abgeschlossen  werden. 

2.     Ein  Kaufvertrag  kann  unbedingt  oder  bedingt  sein. 

3*  Falls  auf  Grund  eines  Kaufvertrages  das  Eigentum  an  den 
Waren  vom  Verktiufer  auf  den  Käufer  übertragen  ist,  wird  der  Vertrag 
ein  ^sale^  genannt;  falls  dagegen  die  Übertragung  des  Eigentums  an 
den  Waren  zu  einer  zukünftigen  Zeit  oder  vorbehaltlich  einer  später 
zu  erfüllenden  Bedingung  statt^nden  soll,  wird  der  Vertrag  ein  „agree- 
ment  to  seU^  genannt 

4.  Ein  agreement  to  sdl  wird  zum  saZe,  sobald  die  2ieit  ver- 
strichen oder  die  Bedingungen  erfüllt  sind,  vorbehaltlich  welcher  das 
Eigentum  an  den  Waren  übertragen  werden  soll. 

Auf  Grund  eines  sale  wird  mithin  der  Käufer  mit  Abschlufs  des 
Vertrages  Eigentümer  der  Kaufsache,  mit  anderen  Worten,  ein  sale 
erzeugt  nicht  blofs  obligatorische  Ansprüche,  sondern  ist  gleichzeitig  — 
uffo  iäu  —  eine  Übertragung  des  Eigentums  an  der  Kau&ache. 
Andererseits  erzeugt  ein  agreement  to  sdl  nur  obligatorische  Ansprüche, 
ohne  den  Käufer  zum  Eigentümer  der  Kaufisache  zu  machen.  Ans 
Ziffer  4  ergiebt  sich  femer,  dafs  ein  sale  auch  successive  entstehen 
kann ,   d.  h.    er  kann  das   zweite  Stadium   eines  Kaufvertrages  bilden, 
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welcher  sich  zuvor  nur  als  agreement  to  seil  darstellte.  Ob  im  ein- 
zelnen Falle  säle  oder  nur  agreement  to  seil  vorliegt,  ist  im  wesent- 
lichen Intentions&age ,  für  deren  Beantwortung  das  Gesetz  im  §  18 
bestimmte  Regeln  aufgestellt  hat. 

Das  Gesetz  bleibt  auf  Kaufverträge  über  ^goocls^  beschränkt,  ein 
an  sich  mehr  oder  minder  dehnbarer  Ausdruck,  welcher  zufolge  §  62 
die  körperlichen,  beweglichen  Vermögensstücke,  mit  Ausnahme  von 
Geld ,  treffen  soll ,  so  dafs  aufser  Immobilien  auch  die  unkörperlichen 
MobiUen  aufserhalb  des  Bereiches  des  Gesetzes  verbleiben.  Ausdrück» 
lieh  eingeschlossen  werden  einmal  die  als  frudus  industriäUs  bekannten 
Erderzeugnisse,  sowie  femer  die  fhuius  naturales  und  endlich  die 
fixiureSf  d.  h.  diejenigen  Gegenstände,  welche  der  Pächter  oder  Mieter 
mit  der  Immobilie  verbunden  hat.  Es  ist  daher  etwas  ungenau,  wenn 
diese  Abhandlung  der  Kürze  zu  Liebe  und  in  Hinweisung  auf  den 
Hauptanwendungsfiül  von  Waren  spricht. 

Wie  die  Definition  in  Ziffer  1  ergiebt,  ist  dem  Kaufvertrage  — 
contrad  of  saie,  ein  Ausdruck,  welcher,  wie  §  62  Ziff.  1  nochmak 
ausdrücklich  hervorhebt,  aale  wie  agreement  to  seil  einschliefst  —  die 
Übertragung  oder  doch  das  Versprechen  der  Übertragung  des  „Eigen- 
tums*^ wesentlich.  Das  Gesetz  gebraucht  den  Ausdruck  j^property^ 
und  interpretiert  diesen  Ausdruck  im  §  62  Ziff.  1  dahin,  dafs  general 
und  nicht  speciai  property  gemeint  sei.  Eine  special  property  würde 
z.  B.  ein  P&ndgläubiger  haben.  Auf  Rechtsgeschäfte,  welche  nur  die 
Form  eines  contrad  of  sale  geborgt  haben  und  als  P&ndverträge 
wirken  sollen,  kommen  zufolge  des  §  61  Ziff.  4  die  Vorschriften  über 
conlrads  of  sale  nicht  zur  Anwendung.  Die  Substanz  und  nicht  die 
Form  des  Vertrages  hat  zu  entscheiden ;  die  Bezeichnung,  unter  welcher 
ein  Vertrag  auftritt,  kann  von  den  Kontrahenten  gewählt  sein,  um 
ihre  wahren  Intentionen  zu  verdecken ;  sind  letztere  indessen  auf  Eigen- 
tamsübertragung  gerichtet,  so  ist  dem  Umstände,  dafs  sich  der  eigent- 
liche Bestimmungsgmnd  fUr  das  Rechtsgeschäft  nicht  mit  einer  Eigen- 
tumsübertragung  vereinigen  läist,  kein  besonderer  Wert  beizumessen. 
Durch  die  Wesentlichkeit  der  Eigentumsttbertragung  grenzt  sich  femer 
der  contrad  of  saHe  gegen  diejenigen  Verträge  ab,  welche  in  eine 
Übergabe  von  Waren  zum  Verkaufe  auslaufen.  Diese  letzteren  Ver- 
träge Allen  unter  die  grofse  Klasse  der  Verträge  zwischen  prindpal 
und  agentj  d.  h.  zwischen  Vollmachtgeber  und  Bevollmächtigten.  Einen 
besonderen  Kommissionsvertrag,  wie  ihn  das  deutsche  Handelsgesetzbuch 
aufgestellt  hat,  kennt  das  englische  Recht  nicht;  der  englische  com- 
mission  agent  hat  seinen  oft  mifsverstandenen  Namen  nur  dem  Um- 
stände zuzuschreiben,  dafs  er  gegen  Provision  (commission)  arbeitet. 
Der  zweite  Absatz  des  Art  360  des  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
enthält  eine  Bestimmung,  welche  dem  englischen  Recht  fremd  ist.  Als 
ein  auf  Übertragung  des  Eigentums  gerichteter  Vertrag  unterscheidet 
sich  der  contrad  of  saie  weiter  von  den  Verträgen ,  welche  zu  einer 
Übergabe  zwecks  Aufbewahrung,  zum  Gebrauche  oder  zum  Transport 
fahren,   Verträge,    welche  man  in  England   eigentümlicherweise  unter 
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der  Bezeichnung  ^hailmeni"^  zosammengefafst  hat.  Die  Annahme  eines 
Kaufvertrages  wird  dadurch  nicht  auBgeschlossen ,  dafs  die  vom  Liefe- 
ranten gelieferten  Materialien  der  von  ihm  verrichteten  Arbeit  gegen- 
über in  den  Hintergrund  treten,  z.  B.  erwirbt  der  Besteller  eines 
Gemäldes  dasselbe  auf  Grund  eines  Kaufvertrages.  Werden  die  Materia- 
lien dagegen  ganz  oder  zum  Teil  vom  Besteller  des  Arbeitsprodukts 
geliefert,  so  stellt  sich  der  Vertrag  als  ein  contract  for  toork  bezw.  ab 
ein  contract  for  work  and  mcUerials  dar.  Ist  allerdings  das  vom 
Arbeiter  gelieferte  Material  (z.  B.  das  Papier  einer  von  einem  Anwalte 
aufgesetzten  Urkunde)  so  unbedeutend,  dafs  die  Kontrahenten  es  nicht 
in  Betracht  gezogen  haben  können,  so  bleibt  es  f\ir  die  juristische 
Konstruktion  des  Vertrages  aufser  Ansatz.  Vergl.  Dernburg,  Pandekten 
1889,  II  p.  803*  Vertrüge,  welche  auf  Verbindung  einer  Mobilie  mit 
einer  anderen  Mobilie  oder  mit  einer  Immobilie  ausgehen,  sind  nicht 
als  Mobiliarverkäufe  aufzufassen. 

Dem  Kaufvertrage  ist  ferner  wesentlich,  dafs  die  Gegenleistung  — 
oder  doch  ein  Teil  derselben  —  in  Geld  besteht.  Im  §  8  und  im 
§  9  geht  das  Gesetz  näher  auf  dieses  Essentiale  ein;  es  genügt  hier, 
zur  allgemeinen  Orientierung  zu  bemerken,  dafs  Verträge,  welche  eine 
Gegenleistung  anderer  Art  stipulieren,  —  z.  B.  harter  (Tauschvertrag) 
und  die  sonstigen,  unter  der  Bezeichnung  „special  contrads^  zusammen- 
gefafsten  Verträge  —  vielfach  den  Rechtssätzen  über  den  Kaufvertrag 
unterstehen.  Fehlt  eine  rechtlich  ausreichende  causa  ftlr  die  Eigentums- 
Übertragung  oder  das  Versprechen  der  Eigentumsttbertragung ,  so  liegt 
gift  (Schenkung)  vor,  bezüglich  welcher  zu  beachten  ist,  dafs  eine  nicht 
unter  Siegel  (deed)  errichtete  Schenkung  von  Mobilien  einen  Eigen- 
tumsübergang nur  bewirkt,  wenn  Tradition  hinzutritt 

Als  Vertrag  ist  dem  contract  of  sale  wesentlich,  dafs  die  Kontra* 
beuten  fähig  sind,  zu  kontrahieren  (§  2)t  und  ferner,  dafs  dieselben 
konsentieren. 

Der  Begriff  „condition^  (Bedingung)  wird  weiter  unten  (§  10) 
näher  zu  untersuchen  sein.  Den  Bezeichnungen  „Suspensivbedingung, 
Resolutivbedingung,  ausdrückliche  Bedingung,  stillschweigende  Be- 
dingung** entsprechen  die  englischen  Ausdrücke  y^condition  precedcnt, 
condition  sübseguent,  express  condition,  implied  condition^.  Wenn 
man  femer  voü  eigentlichen  oder  uneigentlichen  Bedingungen  spricht, 
so  versteht  man  unter  letzteren  Zuflllligkeiten,  über  welche  die  Kontra- 
henten keine  Kontrolle  ausüben. 

Zu  den  am  Schlüsse  der  Ziffer  1  gedachten  Teileigentümern  ge- 
hören auch  partners  (socii), 

§  2.  Die  Fähigkeit,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  bestimmt  sich 
nach  den  allgemeinen  Rechtssätzen  über  die  Fähigkeit,  zu  kontrahieren 
und  Eigentum  zu  übertragen  und  zu  erwerben. 

Wenn  jedoch  necessaria  an  einen  Minderjährigen  oder  an  eine 
Person  verkauft  und  geliefert  werden,  welche  zufolge  Geisteskrankheit 
oder  Trunkenheit  unfähig  ist,  zu  kontrahieren,  so  mufs  derselbe  bezw- 
dieselbe  einen  angemessenen  Preis  zahlen. 
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Necessaria  in  diesem  Paragrapbeu  bedeutet  Waren,  welche  der 
Lebenslage  einer  solchen  minderjährigen  oder  anderen  Person  und  ihren 
wirklichen  Bedürfhissen  zur  Zeit  des  Eigentnmsttbei^gangs  und  der 
Tradition  angepafst  sind. 

Die  allgemeinen  Rechtssätze,  welche  für  die  Fähigkeit,  zu  kaufen 
QDd  zu  verkaufen,  bestimmend  sein  sollen,  sind  folgende.  Unflähig,  zu 
kontrahieren,  sind  zunächst  sog.  convidSj  d.  h.  Personen ,  welche  zum 
Tode  oder  zur  penal  servüude  verurteilt  wurden ;  ferner  im  allgemeinen 
auch  die  alien  enemieSy  d.  h.  Angehörige  eines  ausländischen  Staates, 
mit  welchem  England  Krieg  führt  Ehefrauen  sind  f^hig,  bezüglich 
ihres  Sonderguts  Verträge  abzuschliefsen.  Die  Frage,  inwieweit  sie 
ihre  Ehemänner  verpflichten  können,  gehört  in  die  Lehre  vom  agent 
und  principal. 

Für  infants,  d.  h.  Personen,  welche  das  21.  Lebensjahr  noch 
nicht  vollendet  haben,  bestimmte  die  lex  non  scripta^  dafs  dieselben, 
soweit  es  sich  nicht  um  necessaria  handelte,  aus  Käufen  nicht  haften 
Bellten;  der  Kauf  war  nicht  nichtig,  sondern  nur  zu  Gunsten  des 
infant  annullierbar.  Die  Infants*  Relief  Act  1874  hat  dies  insofern 
geändert,  als  seit  dieser  Äctj  abgesehen  von  Verträgen  über  necessaria^ 
alle  von  einem  infant  geschlossenen  Verträge  über  gelieferte  oder  zu 
liefernde  Waren  absolut  nichtig  sind.  Für  den  Fall,  dafs  der  Minder- 
jährige als  Verkäufer  auftritt,  gilt  noch  heute  die  obengedachte  Be- 
stimmung der  lex  non  scripta^  d.  h.  der  Minderjährige  kann  den  Ver- 
trag erzwingen  oder  annullieren.  Auf  Grund  einer  nach  erreichter 
Grofsjährigkeit  vorgenommenen  Ratihabition  eines  während  der  Minder- 
jährigkeit geschlossenen  Vertrages  kann  nicht  geklagt  werden,  selbst 
wenn  eine  neue  causa  hinzugetreten  sein  sollte.  Dies  gilt  zufolge  aus- 
drücklicher Bestimmung  der  Infants'  Relief  Act  1874. 

Der  Klage  aus  dem  Kaufvertrage  kann  der  Einwand  der  Geistes- 
krankheit entgegengesetzt  werden.  Kläger  kann  jedoch  replizieren, 
dafs  ihm  die  Geisteskrankheit  nicht  bekannt  war  und  seinerseits  nicht 
ausgenutzt  wurde.  Diese  Replik  wird  insbesondere  dann  durchdringen, 
wenn  Kläger  ganz  oder  zum  Teil  erfüllt  hat  und  eine  Wiederherstellung 
des  ursprünglichen  Zustandes  nicht  mehr  möglich  ist  Um  den  Vertrag 
wegen  Geisteskrankheit  zu  annullieren,  mufs  Geisteskrankheit,  sowie 
Kenntnis  des  Klägers  von  derselben  behauptet  und  beides  vom  Be- 
klagten bewiesen  werden. 

Analog  kann  ein  in  vollständiger  Trunkenheit  geschlossener  Kauf- 
vertrag annulliert  werden,  falls  dem  Mitkontrahenten  die  Trunkenheit 
bekannt  war.     Nichtig  ist  auch  dieser  Vertrag  nicht. 

Absatz  2  des  §  2  beordnet  die  Verpflichtung  guasi  ex  contractu, 
welche  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ftlr  den  Fall  entsteht,  dafs 
es  sich  um  necessaria  handelt  Voraussetzung  für  die  Entstehung  dieser 
Verpflichtung  ist  zunächst,  dafs  die  Waren  in  der  Absicht,  sie  zu  ver- 
kaufen, und  zwar  in  der  Absicht,  sie  dem  infant  zu  verkaufen,  letzterem 
zum  Eigentum  Übertragen  sind.  Es  darf  keine  Schenkungsabsicht  vor- 
liegen;   der  Lieferant  darf  nicht  mit  dem  Vater  des  infant  kontrahiert 
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haben;    es  mofs  EigentumBübertragung  vorliegen.     Für  die  Entgtehong 
der  Verpflichtung  ist  femer  wesentlich,    dafs   die  Waren   dem  infmU 
geliefert  sind.     Es    bleibt    daher    irrelevant,    dafs    der   Minderjfthrige 
Zahlung  vor  der  Tradition   versprach.     Fallen  Eigentumsübeigang  und 
Tradition    zeitlich    auseinander   und    wird    der   Minderjährige   in   der 
Zwischenzeit  grofsjtthrig,   so  ist   es  zweifelhaft,   ob  der  Lieferant  sich 
auf  den  Absatz  2   berufen  kann,   da  eine  Lieferung  an   einen  infant 
nicht  vorliegt     Es  findet  sich  jedoch  die  Ansicht,  dafs  solchenfalls  die 
Verpflichtung  quasi  ex  contractu  entsteht,  dafs  mithin  in  diesem  Falle 
Minderjährigkeit   zur  Zeit   des  Eigentnrosübergangs  genügt.     Von  be- 
sonderer Wichtigkeit  ist  femer  der  Hinweis  darauf,  dafs  nur  eine  Ver- 
pflichtung, zu  zahlen,  nicht  etwa  auch  eine  Verpflichtung,  abzunehm^i, 
zur  Entstehung  gelangt     Die  Zahlungsverpflichtung  geht   endlich  nni 
auf  Zahlung    eines    angemessenen    Preises    (conf.    §  8    Ziff.    2).     Ein 
Minderjähriger  kann  mithin  keinen  bestimmten  Preis  vereinbaren.    Die 
ganze  Bestimmung   des   zweiten  Absatzes   stellt  sich  eigentlich  als  eine 
Egression  dar;  der  Gesetzgeber  verlälbt  ftlr  einen  Augenblick  die  Lehre 
vom   Kaufvertrage   und    spielt   auf  das   Gebiet    der   ungerechtfertigten 
Bereicherung  hintlber. 

Wie  sich  aus  dem  dritten  Absatz  ergiebt,  ist  der  Begriff  ^necessaria* 
ein  relativer,  mit  dem  Lebensalter  und  dem  Stande  variierender  Begriff. 
Reine  Luxusartikel  werden  stets  ausgeschlossen  bleiben;  sind  sie  in- 
dessen gleichzeitig  nützlich,  so  können  sie  möglicherweise  als  necessaria 
anzusehen  sein.  Der  Begriff  beschränkt  sich  jedenfalls  nicht  auf  die 
notwendigsten  Artikel;  ergriffen  werden  z.  B.  auch  Gegenstände, 
welche  der  Erhaltung  der  bisherigen  socialen  Stellung  dienen.  Voraus- 
setzung ist  femer,  dafs  ein  wirkliches  Bedürfnis  fllr  die  necessaria  vor- 
lag. Es  ist  daher  der  Einwand  gestattet,  dafs  Beklagter  bereits  hin- 
reichend damit  versehen  war,  und  zwar  bleibt  es  irrelevant,  ob  der 
Lieferant  letzteres  wufste  oder  nicht  Ftlr  den  Fall,  dafs  Eigentnms- 
übergang  und  Tradition  zeitlich  auseinanderfallen,  dürfte  es  genügen, 
dafs  das  Bedürfnis  in  dem  Momente  vorliegt,  wo  zum  Eigentumsüber- 
gang  die  Tradition  hinzutritt 

§  3>  „Vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  oder  irgend 
eines  anderen  bezüglichen  Gesetzes  kann  ein  Kaufvertrag  schriftlich 
(entweder  unter  oder  ohne  Siegel)  oder  mündlich,  oder  teils  schrifUich 
und  teils  mündlich  abgesclilossen  werden.  Derselbe  kann  femer  aus 
dem  Benehmen  der  Parteien  zu  inferieren  sein. 

Dieser  Paragraph  berührt  jedoch  nicht  die  füi  Korporationen 
geltenden  Kechtssätze." 

Die  vorbehaltenen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  sich  im  §  4 
(Verkäufe  gegen  ü?  10  oder  mehr)  und  im  §  61  Ziff.  3 ,  welche  die 
Bills  of  Sole  Acts  1878  und  1882  aufrecht  erhält  Der  §  4  verlangt, 
abgesehen  von  bestimmten  Ausnahmen,  ein  Schriftstück,  während  die 
Bills  of  Säle  Acts  Registriemng  vorschreiben.  Diese  letzteren  Acts 
befassen  sich  in  der  Hauptsache  mit  resolutiv  bedingten  Mobiliar- 
verkäufen   zur  Sicherung   von  Darlehnsgeschäften.     Derartige  Verkäufe 
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gehören  —  wie  die  altrömiscbe  fiduda  —  in  die  Lehre  von  den 
Verpf^indangsgeschäften. 

Unter  den  vorbehaltenen  Vorschriften  anderer  Gesetze  sind  haupt- 
sächlich die  Vorschriften  über  Pferdeverkäufe  und  über  Verkäufe  von 
Schiffen  zu  erwähnen.  In  letzterer  Beziehung  ist  jetzt  die  Merchant 
Shipping  Act  1894  mafsgebend. 

Die  lex  non  scripta  verlangt  weder  zur  Gültigkeit,  noch  zur 
Klagbarkeit  der  Mobiliarverkäufe  irgend  eine  besondere  Form.  Es 
bleibt  indessen  den  Kontrahenten  unbenommen ,  zu  vereinbaren ,  dafs 
der  Vertrag  schriftlich  fixiert  werden  soll  oder  dafs  derselbe  in  einem 
bereits  vorhandenen  Schriftstück  enthalten  sein  soll.  Solchenfalls  werden 
die  Kontrahenten  durch  das  Schriftstück  gebunden,  mögen  sie  dasselbe 
zeichnen  oder  nicht.  Der  Begriff  „Schriftlich*'  schliefst  zufolge  der 
IiUerpretation  Ad  1889  s.  20  —  falls  keine  gegenteilige  Absicht 
erheilt  —  jede  Darstellung  oder  Reproduktion  von  Worten  in  sicht- 
barer Form  ein,  z.  B.  durch  Druck,  Lithographie,  Photographie. 
Haben  die  Kontrahenten  vereinbart,  dafs  der  „ganze*'  Vertrag  schrift- 
lich fixiert  werden  oder  in  einem  bereits  vorhandenen  Schriftstück  ent- 
halten sein  soll,  so  können  in  der  Regel  keine  „mündlichen**  Beweis- 
mittel daftlr  vorgebracht  werden,  dafs  etwas  Abweichendes  vereinbart 
ist,  es  sei  denn,  dafs  das  Schriftstück  eine  mehrfache  Deutung  zuläfst 
QuoHe»  m  verbis  nuUa  est  ambiguitaSy  ibi  nulla  eospositio  contra  verba 
facienda  est.  Nicht  ausgeschlossen  sind  jedoch  mit  dem  Inhalt  der 
Vertragsurkunde  vereinbare  Handelsgebräuche,  und  möglich  ist  ferner, 
dafs  sich  aus  der  Vertragsurkunde  stillschweigend  weitere  Verpflich- 
tungen ergeben.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  die  Kontrahenten  ver- 
einbarten, dafs  „nur  ein  Teil**  des  Vertrages  schriftlich  fixiert  oder  in 
einem  bereits  vorhandenen  Schriftstück  enthalten  sein  soll.  Solchenfalls 
bringt  die  Vertragsurkunde  nur  ftir  den  schriftlich  errichteten  Teil  des 
Verteages  konklusiven  Beweis,  während  ftlr  den  mündlich  errichteten 
Teil  der  mündlichen  Beweisftlhrung  freie  Hand  verbleibt.  Wird  der 
Kaufvertrag  unter  Siegel  (Privatsiegel,  in  der  Form  einer  deed)  er- 
richtet, so  nennt  man  die  Urkunden  eine  biU  of  sah.  Von  der 
resoltttiv  bedingten  bill  of  saU  wurde  bereits  oben  gesprochen ;  fehlt 
die  Resolutivbedingung,  so  liegt  eine  absolute  biU  of  sale  vor.  Für 
blofs  mündlich  errichtete  Kaufverträge  ist  der  §  4  erlassen,  welcher  die 
Kkgbarkeit  von  bestimmten  Voraussetzungen  abhängig  macht,  falls  der 
Preis  i?  10  oder  mehr  beträgt.  Die  Bestimmungen  des  §  4  gelten 
nicht  ftlr  ganz  oder  zum  Teil  schriftlich  errichtete  Kaufverträge.  Der 
Schlnfssatz  des  ersten  Absatzes  des  §  8  dürfte  nur  diejenigen  Fälle  im 
Auge  haben,  wo  der  Konsens,  anstatt  ausdrücklich,  durch  konkludente 
Handlungen  —  stillschweigend  —  erklärt  wird,  und  die  nichts  mit  den 
anderen  Fällen  zu  schaffen  haben,  in  welchen  die  Kontrahenten  selbst 
überhaupt  nicht  konsentieren,  sondern  nur  das  Recht  einen  dem  Kauf- 
vertrage analogen  Quasikontrakt  inferiert 

Die  von  corporations  (juristischen  Personen)  abgeschlossenen  Ver- 
träge müssen,  um  die  Corporation  zu  binden,  unter  dem  Korporations- 
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Siegel  abgeschlossen  sein.  Es  besteht  jedoch  eine  Ansnahme  za  Gunsten 
von  handeltreibenden  Korporationen,  insofern  als  ihre  Verträge  nicbt 
nnter  dem  Korporationssiegel  errichtet  zu  werden  brauchen,  ^sdls  die 
Verträge  direkt  mit  den  Zwecken  der  Inkorporierung  in  Verbindung 
stehen. 

§  4.  1.  Ein  Kaufvertrag  über  Waren,  im  Werte  von  £  10  oder 
mehr,  kann  nicht  durch  Klage  erzwungen  werden,  es  sei  denn,  dafs 
der  Käufer  einen  Teil  der  so  verkauften  Waren  aceeptiert  und  die- 
selben thatsächlich  empfangt,  oder  es  sei  denn,  dafs  er  etwas  als  arrha 
giebt,  um  den  Vertrag  bindend  zu  machen,  oder  als  Teilzahlung,  oder 
es  sei  denn,  dafs  eine  Note  oder  Memorandum  schriftlich  über  den 
Vertrag  errichtet  und  von  der  zu  belangenden  Partei  oder  von  ihrem 
Vertreter  für  diesen  Zweck  gezeichnet  ist. 

2.  Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  gelten  fUr  jeden  der- 
artigen Vertrag,  mögen  die  Waren  auch  zu  einer  zukünftigen  Zeit 
geliefert  werden  sollen,  oder  mögen  dieselben  beim  Abschlufs  nicht 
wirklich  hergestellt,  beschafilt  oder  vorgesehen,  oder  zur  Lieferung 
nicht  geeignet  oder  bereit  sein,  oder  mag  endlich  eine  Handlung  er- 
forderlich sein,  um  dieselben  herzustellen  oder  fertigzustellen  oder  um 
sie  zur  Lieferung  geeignet  zu  machen. 

3.  Ein  Acceptieren  der  Waren  im  Sinne  dieses  Paragraphen  liegt 
vor,  wenn  der  Käufer  mit  Bezug  auf  die  Waren  eine  Handlung  vor- 
nimmt, welche  einen  voraufgehenden  Kaufvertrag  anerkennt,  mag  ein 
Acceptieren  in  Erfüllung  des  Vertrages  vorliegen  oder  nicht 

4.  Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  finden  auf  Schottland 
keine  Anwendung. 

Ziffer  1  giebt  mit  geringen  Abänderungen  die  eigentümliche  Be- 
stimmung des  §  17  des  alten  Stattäe  of  Frauds  wieder,  welches,  ohne 
eigentliche  Schriftlich keit  vorzuschreiben ,  die  Klagbarkeit  mündlicher 
Kaufverträge  von  bestimmten  Voraussetzungen  abhängig  machte.  Ziffer  2 
ist  dem  §  7  der  Lord  Tenteräen^s  Act  entnommen,  welche  in  Erledigung 
einer  alten  Kontroverse  bestimmte,  dafs  der  §  1 7  des  Statute  of  Frauds 
nicht  blofs  auf  säks,  sondern  auch  auf  agreements  to  seil  Anwendung 
erleidet 

Der  §  4  trifft  nur  Kaufvertrage  über  Waren  im  Werte  von  min- 
destens i^  10.  Dafs  der  Wert  zur  Zeit  noch  nicht  feststeht,  bleibt 
irrelevant,  falls  sich  schliefslich  ein  Wert  in  der  gedachten  Höhe  er- 
giebt  Worden  mehrere  Waren  verkauft  und  ist  der  Vertrag  ein  ein- 
heitlicher, so  entscheidet  der  Gesamtwert  aller  Waren.  Liegt  einheit- 
licher Kaufvertrag  über  Waren  und  andere  Vermögensstücke  vor,  so 
findet  der  Paragraph  Anwendung,  wenn  der  Wert  der  Waren  allein 
£  \0  erreicht  Eine  Rückkaufevereinbarung,  welche  mit  dem  Kauf- 
verträge einen  einheitlichen  Vertrag  konstituiert,  fUllt  nicht  unter  den 
Paragraphen. 

Anfänglich  legte  man  den  §  17  des  Statute  of  Frauds  dahin  aus, 
dafs  in  Ermangelung  der  vier  Voraussetzungen  der  Kau^ertrag  „un- 
gültig" sei.     Seit  1861    steht  jedoch   fest,    dafs    es   sich   nur  um   die 
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„Rlagbarkeit^  des  Kaufvertrages  bandelt.  Die  ganze  Vorscbrift  wird 
damit  zu  einer  prozessualiscben ,  zu  einer  Beweisvorscbrift ,  und  die 
Folge  ist,  dafs  der  Paragraph  in  „allen**,  vor  englischen  Gerichten  ge- 
führten Prozessen  zur  Anwendung  kommen  mufs,  mag  der  Kaufvertrag 
auch  materiellrechtlich  nicht  nach  englischem  Recht  zu  beurteilen  sein, 
und  femer,  dafs  man  sich  vor  ausländischen  Grerichten  auf  diesen 
Paragraphen  nicht  berufen  kann.  Obwohl  es  sich  um  Beweisvorschriften 
handelt,  hält  man  in  England,  nm  schikanöse  Klagen  zu  verhindern, 
an  dem  Satze  fest,  dafs  die  vi€r  Voraussetzungen  bereits  ^vor''  der 
Erhebung  der  Klage  vorliegen  mÜFsen.  Da  der  Paragraph  nur  eine 
—  direkte,  wie  indirekte  —  Erzwingung  des  Vertrages  durch  „Klage" 
ausschliefst,  kann  der  Vertrag,  trotzdem  die  Voraussetzungen  nicht  vor- 
liegen, unter  Umständen  erzwungen  werden.  Erhält  z.  B.  ein  Ver- 
käufer, welcher  aufser  der  Kaufgeldforderung  andere  Forderungen 
gegen  den  Käufer  besitzt,  von  letzterem  eine  Zahlung,  so  kann  er  das 
Gezahlte  auf  die  Kaufgeldforderung  anrechnen,  obschon  diese  nicht 
einklagbar  ist. 

Das  Eigenttimlichste  der  ganzen  Bestimmung  sind  wohl  die  Voraus- 
setzungen der  Klagbarkeit.  Die  ersten  drei  Voraussetzungen  haben 
insofern  Gemeinsames,  als  sich  aus  ihrem  Nachweise  ein  mehr  oder 
minder  starkes  Indiz  dafttr  ergiebt,  dafs  ein  Kaufvertrag  voraufgegangen 
ist,  und  dafs  die  Frage  nach  den  einzelnen  Vertragsfestsetzungen  noch 
offen  bleibt.  Ist  mithin  das  Vorliegen  einer  dieser  drei  Voraussetzungen 
nachgewiesen,  so  hat  sich  daran  der  weitere  Nachweis  der  Verkaufis- 
festsetzungen  zu  schliefsen.  Anders  liegt  die  Sache  bei  der  vierten 
Voraussetzung.  Die  Note  oder  das  Memorandum  mufs  alle  wesentlichen 
Festsetzungen  des  Vertrages  enthalten. 

Die  erste  Voraussetzung  ist  Teillieferung  (pari  delwery) ,  oder 
genauer,  der  Käufer  mufs  mindestens  einen  Teil  der  verkauften  Waren 
«cceptiert  und  dieselben  thatsächlich  empfangen  haben.  In  der  Liefe- 
rung einer  Probe  kann  möglicherweise  eine  Lieferung  eines  Teils  der 
verkauften  Waren  liegen ;  die  Probe  kann  eben  eine  doppelte  Funktion 
baben :  sie  kann  Probe  und  gleichzeitig  Teil  der  Kaufisache  sein.  Was 
nnier  „Acceptieren  der  Waren"  eigentlich  gemeint  ist,  hat  das  Gesetz 
löblicherweise  in  Ziffer  3  definiert.  Es  ist  kaum  zu  verwundem,  dafs 
man  bis  zum  Jahre  1850  unter  „Acceptieren  der  Waren*'  ein  „end- 
^Oltiges''  Acceptieren  verstand,  welches  eine  spätere  Beanstandung  der 
Qualität  oder  Quantität  ausschlofs.  Später  kam  man  zu  der  Erkenntnis, 
dafs  die  Teillieferung  nur  ein  Indiz  für  das  Vorliegen  eines  Kaufver- 
trages sein  sollte,  und  dafs  nur  ein  Acceptieren  gefordert  wird,  welches 
dokumentiert,  dafs  irgend  ein  Kaufvertrag  voraufgegangen  ist,  so  dafs 
die  Frage  nach  den  einzelnen  Fiistsetzungen  des  Kaufvertrages  offen 
bleibt.  In  Zifier  8  ist  dies  klar  zum  Ausdruck  gebracht  und  besonders 
hervorgehoben,  dafs  ein  Acceptieren  in  Erfüllung  des  Vertrages,  d.  h. 
ein  endgültiges  Acceptieren  der  Waren,  nicht  erforderlich  ist.  Es  wäre 
vielleicht  richtiger  gewesen,  wenn  das  Gesetz  den  Ausdruck  „Accep- 
tieren^ ganz  aufgegeben  oder  doch   wenigstens  „Acceptieren  des  Ver- 
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träges^  substituiert  hätte.  Der  Begriff  „Acceptieren  in  Erfüllung 
des  Vertrages^  ist  im  §  35  definiert  worden.  Dbb  Acceptieren  im 
Sinne  des  §  4  mufs  klar  und  unzweideutig  sein;  es  kann  dem  that- 
sächlichen  Empfange  der  Waren  voraufgehen,  gleichzeitig  stattfinden 
oder  nachfolgen.  Ersteres  findet  statt,  wenn  der  Käufer  die  Ware 
beim  Verkäufer  auswählt  Hat  der  Käufer  die  Auswahl  dem  Ver- 
käufer Überlassen,  so  liegt  in  der  Auswahl  des  letzteren  noch  nicht 
ein  Acceptieren  durch  einen  Stellvertreter  des  Käufers;  der  Käufer 
mufs  vielmehr  aufserdem  eine  Gelegenheit  gehabt  haben,  die  Waren 
zu  untersuchen.  Übrigens  kann  der  Käufer  auf  dieses  Recht  ver- 
zichten; ein  solcher  Verzicht  wtirde  anzunehmen  sein,  wenn  er  eine 
Handlung  vornimmt,  welche  dokumentiert,  dafs  er  Eigentümer  der 
Ware  sein  will.  Oeht  der  thatsächliche  Empfiing  zeitlich  vorauf,  so 
acceptiert  der  Käufer  mit  der  Vornahme  einer  Eigenttimerhandlung. 
Es  ist  aber  nicht  nötig,  dafs  eine  Eigenttimerhandlung  vorgenommen 
wird;  es  genügt  bereits  die  Untersuchung  der  Ware,  vorausgesetzt, 
dafs  darin  ein  Zugeständnis  der  Existenz  eines  Kaufvertrages  zu  er- 
blicken ist.  Eine  flüchtige  Untersuchung,  ohne  Verfügung  über  die 
Ware  und  verbunden  mit  sofortiger  RefÜsierung,  würde  nicht  genügen; 
wohl  aber  eine  wiederholte  Untersuchung  und  darauffolgende  RefÜ- 
sierung wegen  Vertragswidrigkeit.  Im  letzteren  Falle  gelangt  eben 
ein  voraufgehender  Kaufvertrag  zur  Anerkennung.  Hat  Käufer  weder 
Eigentumshandlungen,  noch  Untersuchungen  vorgenommen  und  auf 
letztere  auch  nicht  verzichtet,  so  hat  er  nicht  acceptiert  Das  Accep- 
tieren mufs  ferner  mit  Konsens  des  Verkäufers  geschehen;  letzterer 
darf  nicht  vom  Vertrage  zurückgetreten  sein.  Ein  Frachtftthrer  ist 
endlich  nicht  ermächtigt,  in  Vertretung  des  Käufers  zu  acceptieren.  — 
Aufser  dem  Acceptieren  mufs  thatsächlicher  Empfang  (actual  recf^t) 
der  Waren  vorliegen.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dafs  ein 
solcher  Empfang  eintritt,  sobald  die  Waren  oder  die  sie  vertretenden 
Urkunden  derartig  in  den  Besitz  oder  doch  unter  die  Kontrolle  des 
Käufers  geliefert  werden,  dafs  das  Retentionsrecht  des  Verkäufers  er- 
lischt. Der  gewöhnliche  Fall  wird  sein,  dafs  die  Waren  sich  bisher 
im  Besitze  des  Verkäufers  befiinden.  Solchenfalls  tritt  der  thatsächliche 
Erop&ng  in  dem  Momente  ein,  wo  der  Käufer  den  Besitz  des  Ver- 
käufers beendigt  und  selbst  Besitz  ergreift  Für  die  Zwecke  des  §  4 
genügt  die  Inbesitznahme  irgend  eines  Teils,  wie  unbedeutend  derselbe 
auch  sein  mag,  vorausgesetzt  nur,  dafs  dieser  Teil  als  Teil  der  Haupt- 
masse und  auf  Grund  des  Kau^ertrages  in  Besitz  genommen  wurde. 
Ob  darin  ein  Empfang  der  Hauptmasse  zu  erblicken  ist,  bleibt  eine 
offen  stehende  Frage.  Zum  thatsächlichen  Empfange  ist  nicht  erforder- 
lich, dafs  der  Käufer  persönlieh  Besitz  ergreift;  der  thatsächliche 
Empfang  tritt  vielmehr  ein,  sobald  der  Verkäufer  die  Waren  einem 
Frachtführer  zwecks  Transportes  zum  Käufer  oder  an  einen  von 
letzterem  benannten  Ort  behändigt,  selbst  wenn  der  Frachtführer  nicht 
vom  Käufer  benannt  sein  sollte.  Der  Verkäufer  beauftragt  in  Ver- 
tretung   des    Käufers    den    Frachtführer  und   letzterer   besitzt  für  den 
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Käufer,  ohne  jedoch ,  wie  bereits  bemerkt ,  für  den  Käufer  acceptieren 
zu  können.  Thatsächlicher  Emp&ng  ist  femer  möglich,  obschon  der 
Verkäufer  im  Besitz  verbleibt,  insofern  nämlich  der  Verkäufer  an  sich 
selbst  als  Vertreter  des  Käufers  tradieren  kann.  Letzterenfalls  wird 
jedoch  das  Retentionsrecht  des  Verkäufers  nicht  beendigt  (§41  Ziff.  2) 
and  trifit  daher  in  diesem  Falle  die  oben  gedachte  allgemeine  Regel 
nicht  zu.  War  die  Ware  bereits  vor  Abschlufs  des  Vertrages  im 
Besitz  des  Käufers,  so  hat  der  thatsächliche  Empfang  bereits  statt- 
gefunden. Endlich  ist  noch  der  Fall  möglich,  dafs  sich  die  Ware 
bisher  im  Besitz  einer  dritten  Person  befindet,  welche  in  der  Regel  in 
Vertretung  des  Verkäufers  besitzen  wird.  Der  thatsächliche  Empfang 
tritt  hier  ein,  sobald  der  Verkäufer,  die  dritte  Person  und  der  Käufer 
vereinbaren,  dafs  die  dritte  Person  fortan  für  den  Käufer  besitzen  soll. 
Eine  bezügliche  Vereinbarung  zwischen  Verkäufer  und  Käufer  würde 
nicht  ausreichen;  die  dritte  Person  roufs  konsentiert  haben. 

Der  mündlich  errichtete  Kaufvertrag  wird  zweitens  klagbar,  wenn 
der  Käufer  etwas  als  arrha  giebt,  um  den  Vertrag  bindend  zu  machen. 
Die  arrha  unterscheidet  sich  von  der  Teilzahlung  dadurch,  dafs  erstere 
gegeben  wird,  um  den  Vertrag  perfekt  zu  machen,  während  letztere 
erst  nach  Perfektion  des  Vertrages  gemacht  werden  kann.  Die  arrha 
ist  an  sich  zurückzugeben;  sie  kann  jedoch,  wie  die  Probe,  eine 
doppelte  Funktion  haben,  d.  h.  nach  Perfektion  des  Vertrages  als  Teil- 
zahlung fungieren.  Erforderlich  ist,  dafs  der  Verkäufer  als  arrha 
irgend  einen  Gegenstand  (Geldsumme,  Ring  u.  s.  w.)  thatsächlich 
erhält  und  behält;  andere  den  Vertragsabschlufs  symbolisch  andeutende 
Handlungen  reichen  nicht  aus,  uro  den  Vertrag  klagbar  zu  machen. 

Drittens  wird  der  Vertrag  dadurch  klagbar,  dafs  der  Käufer 
etwas  als  Teilzahlung  giebt.  Eine  im  ursprünglichen  Kaufverträge 
vereinbarte  Aufrechnung  würde  nicht  ausreichen ;  wohl  aber  eine  nach- 
träglich vereinbarte  Aufrechnung.  Erforderlich  ist  nur  eine  Teilzahlung 
derart,  dafs  sich  ergiebt,  dafs  irgend  ein  Kaufvertrag  voraufgegangen 
ist.  Die  Frage  nach  den  einzelnen  Festsetzungen  des  Kaufvertrages 
bleibt  auch  hier  offen. 

Man  lehrt  vielfach,  dafs  in  Ermangelung  einer  der  drei  ersten 
Voraussetzungen  der  Vertrag  schriftlich  errichtet  sein  müsse,  um  klag- 
bar zu  sein,  und  dafs  daher  die  drei  ersten  Voraussetzungen ,  wenn 
sie  vorliegen,  von  der  SchrifUichkeit  dispensieren.  Es  ist  dies  richtig, 
wenn  man  dabei  im  Auge  behält,  dafs  es  sich  bei  der  vierten  Voraus- 
setzung um  eine  ganz  specielle  Art  von  SchriMichkeit  handelt.  Ge- 
fordert wird  ein  Schriftstück  ohne  Rücksicht  darauf,  welche  Absiebt 
der  Kontrahent  beim  Zeichnen  des  Schriftstückes  hatte.  Es  genügt 
z.  B.  ein  Eintrag  in  das  eigene  Tagebuch ,  ja  selbst  ein  Brief  an  eine 
dritte  Person.  Die  wesentlichen  Vertragsbedingungen,  welche  schrift- 
lich vorliegen  milssen,  brauchen  nicht  zu  einer  und  derselben  Zeit 
niedei^eschrieben  zu  sein  und  sie  brauchen  nicht  auf  ein  und  demselben 
Stück  Papier  zu  stehen.  Es  genügen  getrennte  Schriftstücke,  mögen 
dieselben  zur  Zeit   der  Zeichnung  verbunden  gewesen  sein  oder  nicht, 
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Toraasgesetzt  nur,  dafs  sie  die  weBentlicken  Vertragsfestsetzungen  über- 
einstimmend enthalten  und  dafs  das  gezeichnete  Schriftstück  die  anderen 
Schriftstücke  derart  in  Bezug  nimmt,  dafs  alle  zusammen  als  die  wesent- 
liclien  Vertragsbedingungen  enthaltend  konstruiert  werden  können.  Das 
gezeichnete  Schriftstück  braucht  die  übrigen  Schriftstücke  nicht  zu 
identifizieren;  die  Identität  kann  durch  mündliche  Beweismittd  dar- 
gethan  werden;  wohl  aber  mufs  die  Bezugnahme  in  dem  gezeichneten 
Schriftstück  selbst  enthalten  sein.  Aus  dem  Schriftstück  braucht  meht 
hervorzugehen ,  dafs  ein  Vertrag  zu  stände  gekommen  ist ;  es  genügt 
z.  B.  eine  die  we«entllchen  Vertragsbedingungen  enthaltende,  sdirift- 
liche  Vertragsofferte,  oder  ein  die  wesentlichen  Vertragsbedingungen 
enthaltendes  Schriftstück,  welches  den  Vertrag  repudiiert  Es  blfflbt 
der  späteren ,  mündlichen  Beweisftlhrung  überlassen ,  darzuthun ,  daft 
der  Vertrag  perfekt  geworden  ist  bezw.  noch  besteht.  Das  den  Ver- 
trag repudiierende  Schriftstück  darf  allerdings  die  wesentlichen  Vertrags- 
bedingungen nicht  zweifelhaft  machen.  Alle  wesentlichen  Vertrags- 
festsetzungen  müssen  schriftlich  vorliegen.  £s  müssen  daher  die  Kontra- 
henten bestimmt  oder  doch  bestimmbar  in  dem  Schriftstück  angegeben 
sein,  und  zwar  in  ihren  betreffenden  Eigenschaften  als  Verkäufer  bezw. 
als  Käufer.  Namentliche  Angabe  ist  nicht  erforderlich,  es  genügt  eine 
derartige  Beschreibung,  dafs  sie  mit  Hülfe  weiterer,  mündlicher  Beweise 
bestimmt  werden  können.  Ebenso  braucht  sich  nicht  aus  dem  Schrift- 
stück allein  zu  ergeben,  welcher  Kontrahent  Verkäufer  und  welcher 
Käufer  ist;  es  reicht  aus,  dafs  sich  die  betreffenden  Eigenschaften  mit 
Hülfe  weiterer  mündlicher  Beweisftlhrung  bestimmen  lassen.  Das 
Schriftstück  mufs  ferner  die  verkauften  Waren  angeben,  und  aufserdem 
den  Preis,  vorausgesetzt,  dafs  die  Kontrahenten  den  Preis  überhaupt 
fixiert  haben.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  genügt  ein  über  den 
Preis  schweigendes  Schriftstück,  und  kommt  §  8  Ziff.  2  zur  Anwendung. 
Das  Schriftstück  mufs  endlich  alle  sonstigen,  wesentlichen  Vertrags- 
bedingungen enthalten.  Des  weiteren  ist  zu  beachten,  dafs  die  Be- 
dingungen gerade  desjenigen  Vertrages  schriftlich  vorliegen  müssen, 
welcher  durch  Klage  erzwungen  werden  solL  Sind  mithin  an  Stelle 
der  ursprünglichen  Bedingungen  andere  substituiert  worden,  so  sind 
letztere  nur  dann  klagbar,  wenn  sie  selbst  schriftlich  vorliegen,  während 
im  Falle  einer  Abänderung  eines  nicht  unter  §  4  fallenden,  mündlichen 
Vertrages  der  abgeänderte  Vertrag  mündlich  nachweisbar  ist.  Die 
^ gänzliche^  Aufhebung  eines  unter  §  4  fallenden  Vortrages  kann  jedoch 
mündlich  nachgewiesen  werden.  Verlangt  wird  nur  die  Signatur  des- 
jenigen Kontrahenten,  gegen  welchen  der  Vertrag  durch  Klage  er- 
zwungen werden  soll,  so  dafs  es  von  dem  nicht  signierenden  Kontra- 
henten abhängt,  ob  der  Vertrag  erzwungen  werden  soll  oder  nicht 
Die  Signatur  braucht  sich  nicht  am  Schlüsse  der  Urkunde  zu  befinden 
und  braucht  keine  Handzeichnung  zu  sein.  Es  genügt,  dafs  der  be- 
treffende Name  oder  ein  denselben  repräsentierendes  Zeichen,  Stempel 
oder  Marke  auf  der  Urkunde  an  irgend  einer  die  Gesamtheit  der  Ur- 
kunde  beherrschenden  Stelle   erscheint   und  dort  in  der  Absicht  steht, 
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um  die  Gesamtheit  der  Urkunde  zu  beherrschen.  Dafs  die  Signatur 
ursprünglich  in  einer  anderen  Absicht  angebracht,  wurde,  schadet  nicht, 
sofern  nur  zu  ihrer  ursprtlnglichen  Funktion  die  gedachte  Funktion, 
d.  b.  die  Absicht,  die  Gesamtheit  der  Urkunde  zu  beherrschen,  hinzu- 
trat £8  genügt  die  Signatur  eines  Stellvertreters  des  zu  belangenden 
Kontrahenten ,  mit  der  Beschränkung  jedoch ,  dafs  als  derartiger  Stell- 
vertreter nicht  der  Gegenkontrahent  fungieren  kann.  Der  Stellvertreter 
mnfs  femer  als  Stellvertreter,  und  nicht  etwa  blofs  als  Zeuge  signiert 
haben.  Dafs  der  Signierende  Stellvertreter  war  oder  doch  durch  nach- 
trägliche Genehmigung  wurde,  kann  im  Wege  der  mündlichen  Beweis- 
führung dargethan  werden. 

Das  alte  Statute  of  Frauds ,  welchem  der  §  4  entnommen  ist, 
wollte  die  Aufstellung  erdichteter  oder  entstellter  Vertrilge,  mithin 
Betrug  und  Meineid  verhindern.  Statt  schlechthin  Schrifllichkeit  in 
dem  gewöhnlichen  Sinne  dieses  Wortes  vorzuschreiben,  stellte  es  f\lr 
die  Rlagbarkeit  vier  Voraussetzungen  auf,  an  welchen  die  Gerichte 
herumgedoktert  haben,  bis  schliefslich  die  oben  in  ihren  Hauptzügen 
geschilderte,  höchstkomplizierte  Lehre  resultierte.  Ein  gewisser  Trost 
liegt  darin,  dafs  wohl  in  den  meisten  Fällen  eine  der  vier  Voraus- 
setzungen gegeben  ist;  insbesondere  wird  die  vierte  Voraussetzung  in 
der  R^el  da  vorliegen,  wo  der  Vertrag  im  Wege  der  Korrespondenz 
geschlossen  ist.  Mifsachtet  wird  der  §  4  indessen  noch  manchmal  von 
ftusifindischen  Geschäftsreisenden,  welche  in  England  mündlich  Be- 
stellungen entgegen  nehmen,  sowie  von  ausländischen  Fabrikanten,  bei 
welchen  der  englische  Besteller  mündlich  vorspricht. 

§  5*  1.  Die  Waren,  welche  den  Gegenstand  eines  Kaufvertrages 
bilden,  können  entweder  existierende  Waren,  im  Eigentum  oder  nur 
im  Besitz  des  Verkäufei-s,  sein  oder  aber  Waren,  welche  vom  Verkäufer 
nach  Abschlufs  des  Kaufvertrages  fabriziert  oder  erworben  werden 
sollen.     Letztere  werden  in  diesem  Gesetz   zukUni\ige  Waren  genannt. 

2.  Es  ist  ein  Kaufvertrag  über  Waren  zulässig,  deren  Erwerb 
seitens  des  Verkäufers  von  einer  Zufälligkeit  abhMngt,  welche  eintreten 
kann  oder  nicht. 

3.  Wo  nach  dem  Inhalt  des  Kaufvertrages  der  Verkäufer  einen 
gegenwärtigen  sale  zukünftiger  Waren  bewirkt,  wirkt  der  Vertrag  als 
ein  agreement  to  seU. 

Von  Verkäufen  seitens  Nichteigentümer  handeln  die  §§21  sequ. 
Wird  der  Vertrag  nur  in  der  Form  eines  Kaufvertrages  geschlospen 
und  stellt  sich  in  Wahrheit  als  eine  Wette  dar,  so  ist  der  Vertrag 
zufolge  von  8  u.  9  Vid,  c.  109  s.  18  null  und  nichtig.  Unter  Ziffer  2 
fällt  die  venditio  speif  von  welcher  der  Fall  zu  scheiden  ist,  wo  Waren 
„to  arrive**  oder  ^^on  arrival^  verkauft  werden.  liCtzterenfalls  tiber- 
nimmt der  Käufer  nicht  das  Risiko,  sondern  es  ist  zu  vermuten,  dafs 
<i6r  Vertrag  für  beide  Kontrahenten  hinfällig  werden  soll,  wenn  die 
Ware  nicht  ankommt,  so  dafs  der  Verkäufer  keine  Garantie  für  die 
Ankunft  der  Waren  giebt.  Bedingung  des  Kaufvertrages  ist,  dafs  die 
vereinbarte  Ware    innerhalb    der    etwa    vereinbarten    Frist   ankommen 
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wird.  Es  schadet  im  Zweifel  nicht,  dafs  die  vereinharte  Ware,  Bac\i- 
dem  sie  angekommen  ist,  in  der  Verfügungsgewalt  eines  Dritten  steht 
Es  ist  dies  eine  Eventualität,  gegen  welche  sich  der  Verkaufet  1^\)ia 
vorsehen  sollen. 

Ziffer  8  onthlllt  eine  Abänderung  des  früheren  Rechts.    Man  teilte 
früher   die   noch  nicht  existierenden  oder  noch  nicht  vom  Verkäufer 
erworbenen  Waren  in  folgende  zwei  Klassen :     1.    Natürliche  Produkte 
oder  erwartete  Zuwächse  von  Sachen,   welche  dem  Verkäufer  bereits 
gehörten,   z.  B.   die  Heuernte  seines  Feldes,  die  Wolle  seiner  Schafe. 
Man  sprach  hier  von  nichtexistierenden  Sachen,  welche  eine  poteii\äcili^« 
Existenz  haben.     2.    Andere  zukünftige  Waren,   z.  B.    die  Wolle  von 
Schafen,  welche  Verkäufer  im  Laufe  des  Jahres  kaufen  wird.    Wat«i 
der  ersten  Klasse  konnten  Gegenstand   eines  scUe^   Waren  der  zweiten 
Klasse  nur  Gegenstand  eines  (zgreement  to  seil  sein.     Zi£Per  8  hat  keine  v  v^ 

derartige  Unterscheidung  gemacht,   sondern  schlechthin  bestimmt,  daft  -^ 

ein  gegenwärtiger  sale  zukünftiger  Waren  nur  als  ein  agreement  to  sdl  i  a 

wirken  soll.     Die  Frage,   wann  das  agt-eemeni  to  seU  zum  aale  wird,  .^ 

ist  —  falls  der  Vertrag  hierüber  nichts  besonderes   bestimmt  —  nicbt  ; 

unzweifelhaft.     Im  Falle  von  Waren   ohne  potentielle   Existenx  V\x^  \^ 

wahrscheinlich   eine  Zuweisungshandlung  seitens   des  Verkäufers   oder  ^ 

Besitzergreifung  seitens  des  Käufers  mit  Erlaubnis  des  Verkänfei«  ex- 
forderlich  sein,  während  bei  Waren  mit  potentieller  Existenz  vielleicht 
bereits  ausreicht,  dafs  die  Waren  zur  Existenz  gelangen.     Wichtig  ist  \ 

die  ganze  Frage,   weil  zufolge  §  20  prima  fade  mit   dem  Eigentum 
die  Ge&hr  der  Kaufsache  auf  den  Käufer  übergeht. 

§  6.  Wenn  im  Falle  eines  Kaufvertrages  über  specielle  Waren 
letztere  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ohne  Kenntnis  des  Verkäufers 
untergegangen  sind,  ist  der  Vertrag  ungültig. 

Unter    „speciellen  Waren*'    sind   zufolge  §  62    Ziff.  1  Waren   zu 
verstehen,   welche  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Kaufvertrages   identi- 
fiziert und   vereinbart  wurden.     Untergegangen  sind  die  Waren  nicht 
nur,   wenn  sie  physisch   zerstört  sind,  sondern  auch,    wenn    sie    ihre 
Existenz  im  kommerziellen  Sinne,   d.  h.  ihre  Identität  verloren  haben« 
Den  Grund   der  Ungültigkeit   hat  man   bald  darin  gefunden,     dafs  der 
Verkäufer  stillschweigend  die  Existenz  der  Kaufsache  garantiere,    \Mi\ä 
darin,  dafs  die  causa  des  Versprechens  des  Käufers  ermangelt      Richtiger 
ist  wohl  die  Begründung,    dafs  überhaupt  kein  Vertrag  zu  staxkde  ge- 
kommen ist,   da  kein  Konsens  vorliegt,   wie  er  zur  Perfektion    eines 
Kau^ertrages  gefordert  wird. 

§  7.  Wenn  im  Falle  eines  agreement  to  seil  über  specielle 
Waren,  später  und  zwar,  bevor  die  Gefahr  auf  den  Käufer  Ubei^eht^ 
die  Waren  ohne  Verschulden  des  Verkäufers  oder  Käufers  antexigehea, 
so  wird  das  agreement  dadurch  ungültig. 

Es  ist  anzunehmen,  dafs  die  Kontrahenten  eine  forldsfuemäe 
Existenz  der  speciellen  Waren  kontempliert  haben,  und  dafs  der  Ver- 
trag unter  einer  stillschweigenden  Resolutivbedingung  geschloasen.  \«^ 
nämlich   unter   der  Bedingung   seiner  Wiederauf Itfsung  ftr    den     Fall« 
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dafs  die  Waren  in  der  gedachten  Weise  spfiter  untergehen  sollten.  Es 
ist  nicht  erforderlich,  dafs  die  Waren  bereits  beim  Abschlufs  des  Ver- 
trages existierten.  Speciolle  Waren  sind  z.  B.  auch  die  zuktlnfligen 
Erzengnisse  eines  bestimmten  Grundstückes.  Würde  es  sich  allerdings 
um  einen  Oenuskauf  handeln,  so  würde  Unmöglichkeit  der  Erftlllung 
nicht  entschuldigen.  Unter  Verschulden  ist  zufolge  §  62  Zi£P.  1  eine 
widerrechtliche  Handlung  oder  Unterlassung  zu  verstehen.  Der  den 
Untergang  verschuldende  Kontrahent  ist  nicht  von  der  Er^llnng 
liberiert  und  kann  nicht  auf  Schadensersatz  klagen.  Die  Gefi&hr  geht 
zufolge  von  §  20  in  Ermangelung  anderweitiger  Vereinbarung  mit  dem 
Eigentum  über,  mit  der  Qualifikation  jedoch,  dafs,  wenn  einer  der 
Kontrahenten  schuldbafterweise  die  Tradition  verzögert,  dieser  Kontra- 
hent die  Gefahr  eines  Verlustes  trftgt,  welcher  ohne  seine  schuldhafte 
Verzi^gerung  möglicherweise  nicht  eingetreten  wäre.  Geht  die  Ware 
unter,  nachdem  die  Gkfahr  auf  den  Käufer  Übergegangen  ist,  so  kommt 
§  49  zur  Anwendung,  wonach  Käufer  auf  den  Preis  verkügt  werden 
kann,  wenn  er  nach  Übergang  des  Eigentums  nicht  zahlt. 

§  8.  1.  Der  Preis  in  einem  Kaufverträge  kann  durch  den  Ver- 
trag fixiert  werden ,  oder  er  kann  der  Fixierung  in  der  darin  verein- 
barten Weise  überlassen  werden,  oder  er  kann  durch  den  geschäft- 
lichen Verkehr  zwischen  den  Kontrahenten  bestimmt  werden. 

2.  Ist  der  Preis  nicht  entsprechend  den  vorstehenden  Vorschriften 
bestimmt,  so  mufs  der  Eläufer  einen  angemessenen  Preis  zahlen.  Was 
ein  angemessener  Preis  ist,  ist  eine  von  den  Umständen  eines  jeden 
einzelnen  Falles  abhängende  Thatfrage. 

Der  Begriff  „Preis''  wird  im  §  1  als  eine  Gegenleistung  in  Geld 
definiert  Einen  Fall  der  Vereinbiming  der  Art  und  Weise,  wie  der 
Prw  fixiert  werden  soll,  giebt  §  9.  Enthält  die  Vereinbarung  eine 
Wette,  so  ist  der  Vertrag  null  und  nichtig.  Vergl.  §  5.  Die  Heran- 
ziehung des  früheren  geschäftlichen  Verkehrs  ftlr  die  Fixierung  des 
Preises  beruht  auf  der  Annahme  einer  entsprechenden,  stillschweigenden 
Vereinbarung.  Über  die  Verzinsung  des  Kaufpreises  ist  §  54  zu  ver- 
gleichen. Allgemeine  Verzugszinsen  kennt  das  englische  Recht  nicht. 
Ein  Zinsanspruch  erfordert  in  der  Regel  eine  specielle  Vereinbarung 
oder  doch  anstandslose  Zahlung  von  Zinsen  im  früheren  geschäftlichen 
Verkehr.  Werden  Waren  zollfrei  verkauft  und  ändert  sich  der  Zoll- 
tarif in  der  Zeit  zwischen  Abschlufs  und  Verzollung,  so  kann  zufolge 
der  Cusioms  Consolidation  Äd  1876  s.  20  eine  entsprechende  Be- 
richtigung des  Preises  gefordert  werden. 

§  9.  1.  Liegt  ein  agreement  to  sdl  über  Waren  mit  der  Ver- 
ttnbarnng  vor,  dafs  der  Preis  durch  Schätzung  seitens  einer  dritten 
Person  fixiert  werden  soll,  und  kann  diese  dritte  Person  die  Schätzung 
nicht  vornehmen  oder  nimmt  sie  die  Schätzung  nicht  vor,  so  wird  das 
agreement  ungültig.  Sind  jedoch  die  Waren  ganz  oder  zum  Teil  ge- 
liefert und  vom  Käufer  appropriiert,  so  mufs  derselbe  einen  angemessenen 
Preb  dafür  zahlen. 
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2.  Wird  die  dritte  Person  an  der  Vornahme  der  Schätzung  durch 
Verschulden  des  Verktfufers  oder  des  Käufers  behindert,  so  kann  der 
nicht  schuldige  Kontrahent  den  schuldigen  auf  Schadensersatz  behmgeQ. 

Ein  Beispiel  giebt  die  Vereinbarung,  dafs  von  den  Kontrahenten 
zu  bestellende  Schätzer  den  Preis  der  Kaufsache  fixieren  sollen.  Sobald 
der  Preis  entsprechend  der  Vereinbarung  fixiert  ist,  bildet  der  IVeis 
genau  so  einen  Bestandteil  des  Vertrages,  als  hätten  die  Kontrahent^ 
selbst  den  Preis  fixiert  Wesentlich  ist,  dafs  der  Preis  genau  der 
Vereinbarung  entsprechend  fixiert  wird.  Verweigern  oder  unterlassen 
die  bestellten  Schätzer  die  Fixierung  des  Preises,  so  wird  der  Vertrag 
ungtlltig  und  zwar  liegt,  fiiUs  es  sich  um  ein  agreement  to  seU  handelt, 
tlberhaupt  kein  Vertrag  vor,  mag  auch  die  Schätzung  durch  einen  der 
Kontrahenten  behindert  sein.  Anders  jedoch,  wenn  das  agreement 
bereits  durch  Lieferung  zur  Ausftlhrung  gekommen  ist.  Solcheniklls 
entsteht  ein  neuer  stillschweigender  Vertrag,  eine  dem  gewonnenen 
Vorteile  entsprechende  Gegenleistung  zu  machen.  Appropriieren  ist 
gleichbedeutend  mit  Acceptieren  im  Sinne  des  §  35;  gemeint  ist  eine 
Inbesitznahme  der  Waren  als  P]igentÜmer,  ohne  Rtlcksicht  darauf,  ob 
der  Käufer  die  Ware  konsumiert  hat  oder  nicht.  Der  bestellte  Schätzer 
hat  keine  Befugnis,  zu  delegieren;  acceptiert  er  die  Bestellung  und 
unterläfst  er  die  Schätzung,  so  setzt  er  sich  damit  möglicherweise  einer 
Schadensersatzklage  aus.  Kollusion  zwischen  Schätzer  und  einem 
Kontrahenten  würde  die  exceptio  doli  begründen. 

Die  Vereinbarung,  dafs  ein  Dritter  den  Preis  fixieren  soll,  mvol- 
viert  die  Vereinbarung,  die  Fixierung  des  Preises  seitens  des  Dritten 
zu  ermöglichen.  Der  Kontrahent,  welcher  die  Fixierung  behindi^, 
bricht  die  Vereinbarung  und  haftet  dem  Gegenkontrahenten  auf  Schadens- 
ersatz. Unter  Verschulden  ist  zufolge  §  62  Ziff.  1  eine  widerrecht- 
liche Handlung  oder  Unterlassung  zu  verstehen. 

§  10.  1.  Sofern  nicht  aus  den  Vertragsfestsetzungen  eine  ab- 
weichende Absicht  erhellt,  gelten  Stipulationen  betrefis  der  Zahlungszeit 
nicht  als  wesentliche  Bestandteile  eines  Kau^ertrages.  Ob  andere  die 
Zeit  betreffenden  Stipulationen  dem  Vertrage  wesentlich  sind  oder  nicht, 
hängt  von  den  Festsetzungen  des  Vertrages  ab. 

2.  In  einem  Kaufvertrage  ist  unter  Monat  prima  fade  Kalender- 
monat zu  verstehen. 

Nach  dem  deutschen  H.G.B.  Art.  354  kann  der  Verkäufer  vom 
Vertrage  abgehen,  wenn  der  Käufer  mit  der  Zahlung  des  Kaufpreises 
im  Verzuge  ist.  Anders  liegt  die  Sache  nach  englischem  Recht.  Der 
Zahlungsverzug  des  Käufers  berechtigt  den  Verkäufer  nur  dann  zur 
Aufhebung  des  Vertrages,  wenn  dieses  Recht  ausdrücklich  reserviert 
wurde.  Man  begründet  diesen  Satz,  welcher  in  deutschen  Geschäfts- 
kreisen viel  zu  wenig  beachtet  wird,  in  folgender  Weise.  Man  sagt 
zunächst,  die  pünktliche  Preiszahlung  sei  nicht  die  einzige  causa  ftlr 
das  Versprechen  des  Verkäufers.  Beim  säle  gehe  mit  Abschlufs  das 
Eigentum  und  damit  die  Gefahr  über;  aufser  der  Gefahr  könne  der 
Käufer  noch  andere  Verpflichtungen,    abgesehen  von  der  Preiszalilung, 
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ttbernommen  haben,  und  habe  mithin  der  Verkäufer  einen  Vorteil  aus 
dem  Vertrage,  obwohl  der  Käufer  mit  der  Zahlung  im  Verzug  sei. 
Sodann  wird  weiter  geltend  gemacht,  dafs  die  Lieferung  vor  dem 
Zahlungstermin  erfolgen  könne  und  dafs  mithin  der  Verkäufer  die 
Ware  gegen  ein  blofses  Versprechen,  zu  zahlen,  aus  der  Hand  gebe. 
Wenn  alsdann  Zahlungsverzug  eintrete,  so  sei  nur  ein  Anspruch  auf 
Schadensersatz  wegen  Nichteritülung  des  2iahlung8ver8prechenB  am 
Platze.  Als  Schaden  könne  der  Preis  liquidiert  werden,  und  könne 
ein  Zinsanspruch  hinzutreten.  £s  muls  jedoch  hinzugefügt  werden, 
dafs  möglicherweise  nicht  ein  blofser  Zahlungsverzug  vorliegt,  sondern 
gleichzeitig  eine  Offerte  seitens  des  Käufers,  den  Vertrag  aufzuheben. 
£ine  derartige  Offerte  kann  der  Verkäufer  acceptieren  und  damit  den 
Vertrag  aufheben.  Um  jedoch  einseitig  den  Vertrag  wegen  Zahlungs- 
verzuges aufheben  zu  können,  bedarf  es  einer  ausdrücklichen  Reser- 
vation dieses  Rechtes. 

Ob  andere  die  Zeit  betreffenden  Stipulationen  —  z.  B.  eine  Ver- 
einbarung hinsichtlich  der  Lieferungszeit  —  dem  Vertrage  wesentlich 
sind,  ist  eine  Interpretationsfrage.  Bejahendenfalls  ist  die  Stipulation 
als  eine  condition  precedent  anzusehen,  d.  h.  die  Nichterfüllung  be- 
rechtigt den  anderen  Kontrahenten,  den  Vertrag  als  repudiiert  zu 
behandeln. 

Die  Regel  der  lex  nan  scripta  ist,  dafs  unter  Monat  Lunarmonat 
zu  verstehen  ist 

§U1.     1.    In  England  oder  Irland:  — 

a.  kann  der  Käufer,  fidls  der  Kaufvertrag  von  einer  vom  Ver- 
käufer zu  erflülenden  condition  abhängt,  auf  die  condition  verzichten, 
oder  er  kann  sich  dafür  entscheiden,  den  Bruch  dieser  condition  als 
Bruch  einer  toarranty  zu  behandeln ,  und  nicht  als  einen  Grund,  den 
Vertrag  ab  repudiiert  zu  behandeln. 

Erklärungen  (represeniations),  welche  einer  der  Kontrahenten  dem 
anderen  gegenüber  vor  oder  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  über  einen 
den  Verteg  betreffenden  Punkt  abgiebt,  sind  entweder  blofse  Er- 
klärungen (mere  representations)  und  als  solche  für  die  Regel  ohne 
rechtliche  Bedeutung,  oder  aber  sie  bilden  einen  Teil  der  Substanz  des 
Vertrages.  Letzterenfalls  sind  die  Erklärungen  entweder  conditionSy 
d.  h.  wesentliche  Teile  des  Vertrages,  deren  Nichterfüllung  berechtigt, 
den  Vertrag  ab  repudiiert  zu  behandeln,  oder  nur  warranties,  d.  h. 
blofs  kollatenle  Teile  des  Vertrages,  d.  h.  „soweit  EngUnd  und 
Lrbnd  in  Frage  kommt,  Vereinbarungen  mit  Bezug  auf  den  Gegenstand 
eines  Kaufvertrages  bildende  Waren ,  jedoch  kollateral  im  Verhältnis 
zum  Hauptzwecke  dieses  Vertrages,  deren  Nichterfüllung  einen  Schadens- 
ereatzanspruch  entstehen  läfst,  jedoch  nicht  ein  Recht,  die  Waren  zu 
refüsieren  und  den  Vertrag  ab  repudiiert  zu  behandeln"  (§  62  Ziff.  1). 
Um  eine  warrcmty  zu  bilden,  braucht  die  Erklärung  nicht  gleichzeitig 
mit  dem  Abschlüsse   abgegeben   zu   werden;   es   genügt,   dafs   sie    im 
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Laufe  der  Vertragsliandlungen  abgegeben  wurde  und  als  Teil  in  den 
Vertrag  eintritt.  Wesentlich  ist,  dafs  die  Erklärung  Teil  des  Vertrages 
bildet.  Eine  nach  Abschlufs  des  Vertrages  gegebene  warrcmty  ist 
nicht  klagbar,  es  sei  denn,  dafs  eine  neue  rechtlich  ausreichende 
causa  hinzutritt.  Ob  eine  tcarranty  oder  eine  mere  represenUüion 
(Simplex  commendatio  non  obligat)  vorliegt,  ist  eine  Intentions&age. 
Eine  general  warranty  bezieht  sich  prima  fade  auf  alle  Mttngel  mit 
Ausnahme  der  dem  KKufei  bekannten  und  femer  mit  Ausnahme  solcher, 
welche  er  ohne  Aufwendung  besonderer  Geschicklichkeit  unschwer  hXtte 
entdecken  können.  Beide  Klassen  von  Mangeln  können  jedoch  ans- 
drtlcklich  eingeschlossen  werden.  Ist  der  warranty  eine  Zeitbestimmung 
hinzugefügt,  so  ist  zu  prüfen,  ob  eine  zeitliche  BeschxHiikung  der 
Garantie  gewollt  ist,  oder  ob  ein  zukünftiges  Ereignis  garantiert  werden 
sollte  (Garantie  der  Brauchbarkeit  wNhrend  eines  Jahres;  Garantie  der 
Brauchbarkeit  nach  einem  Jahr). 

Zufolge  der  Bestimmung  sub  a  hat  Kttufer  die  Wahl,  ob  er  die 
condition  als  solche  behandeln  oder  darin  eine  warranty  erblicken  oder 
die  condition  ganz  fallen  lassen  will.  Im  ersten  Falle  betrachtet  er 
den  Vertrag  als  repudiiert,  und  kann  mitliin  der  etwa  bereits  gcoahlte 
Kaufpreis  zurückgefordert  werden;  im  zweiten  Falle  kann  der  Käu&r 
nur  Schadensersatz  beanspruchen;  und  im  dritten  Falle  bethätigt  er 
den  Satz:  quiUbet  renuntiare  potest  juri  pro  se  introduäo, 

b.  Ob  eine  Stipulation  in  einem  Kaufvertrage  eine  condition  ist, 
deren  Bruch  ein  Recht  entstehen  lassen  kann,  den  Vertrag  als  repu- 
diiert zu  behandeln,  oder  eine  warranty,  deren  Bruch  einen  Schadens- 
ersatzauspruch  entstehen  lassen  kann,  aber  nicht  ein  Recht,  die  Waren 
zu  refOsieren  und  den  Vertrag  als  repudiiert  zu  behandeln,  h&ngt  in 
jedem  Falle  von  der  Konstruktion  des  Vertrages  ab.  Eine  Stipulation 
kann  eine  condition  sein,  obschon  sie  im  Vertrage  eine  tcarranty 
genannt  wird. 

c.  Ist  der  Kaufvertrag  nicht  teilbar  und  hat  der  K&ufer  die 
Waren  ganz  oder  zum  Teil  acceptiert,  oder  bandelt  es  sich  um  einen 
Kauf  specieller  Waren,  deren  Eigentum  auf  den  Käufer  übergegangen 
ist,  so  kann  der  Bruch  einer  vom  Verkäufer  zu  erfüllenden  condition 
nur  als  Bruch  einer  warranty  behandelt  werden,  und  nicht  als  ein 
Grund,  die  Waren  zu  refUsieren  und  den  Vertrag  als  repudiiert  zu 
behandeln,  es  sei  denn,  dafs  eine  dahingehende,  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Vertragsfestsetzung  vorliegt. 

Die  Bestimmung  sub  c  statuiert  eine  Ausnahme  von  der  Vorschrift 
sub  a  1.  für  den  Fall,  dafs  ein  einheitlicher  Vertrag  vorliegt  und  der 
Käufer  wenigstens  einen  Teil  —  nicht  notwendigerweise  einen  sub- 
stantiellen Teil  der  Waren  endgültig  (§  85)  acceptiert  hat ;  2>  ftlr  den 
Fall  eines  säle  specieller  Waren.  In  beiden  Fällen  hat  Käufer,  vor- 
behaltlich einer  abweichenden  Vertragsbestimmung,  nur  einen  Anspruch 
auf  Schadensersatz.  Käufer  braucht  allerdings  eine  TeiUieferung  nicht 
zu  acceptieren;  wenn  er  es  aber  thut,  verliert  er  im  Falle  eines  ein- 
heitlichen   Vertrags   das   ihm   etwa   bis   dahin   zustehende   Recht,    den 
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Vertrag  za  repudiieren.  Der  Grund  der  ganzen  Bestimmung  ist,  dafs 
eine  teilweise  Er^lllung  stattfand;  eine  teilweise  Erfüllung  liegt  auch 
im  Falle  eines  scUe  vor,  insofern  nämlich  letzteienfi&lls  eine  Eigentums- 
übertragung stattgefunden  hat.  Es  ist  bereits  oben  bemerkt,  dafs  das 
Eigentum  vor  der  Tradition  Übergehen  kann. 

2.  In  Schottland  bildet  die  Unterlassung  der  Erfüllung  eines 
materiellen  Teib  des  Kaufvertrages  seitens  des  Verkäufers  einen  Ver- 
tragsbruch, welcher  den  Käufer  entweder  berechtigt,  binnen  angemessener 
Frist  nach  der  Lieferung  die  Waren  zu  refüsieren  und  den  Vertrag  als 
repudiiert  zu  behandeln,  oder  aber  die  Waren  zu  behalten  und  die 
Unterlassung  der  Erfüllung  des  materiellen  Teils  ab  einen  Bruch  zu 
behandeln,  welcher  einen  Anspruch  auf  Kompensation  oder  Schadens- 
ersatz entstehen  lassen  kann. 

Die  vorstehende  Bestimmung  ist  der  Mercantile  Lato  Amendment 
(Scoilandi  Ad  1856  8,  5  entnommen. 

3.  Dieser  Paragraph  läfst  den  Fall  einer  condUwn  oder  toarrcmty 
unbertthrt,  deren  Erfüllung  das  Recht  wegen  Unmöglichkeit  oder  aus 
anderen  Gründen  entschuldigt 

Mit  „anderen  Gründen^  bt  zunächst  der  Fall  gemeint,  wo  die 
Erfüllung  wegen  Ungesetzlichkeit  entschuldigt  wird.  Man  pflegt  hier 
—  anstatt  sub  a  —  femer  des  Falles  zu  gedenken,  wo  ein  still- 
schweigender Verzicht  auf  die  EbrfÜUung  anzunehmen  bt  Damit  würde 
man  unter  Verzicht  sub  a  blofs  den  ausdrücklichen  Verzicht  verstehen, 
eine  Beschränkung,  welche  der  Wortlaut  der  Vorschrift  sub  a  schwer- 
lich rechtfertigt  Wie  dem  auch  sein  mag,  ein  stilbchweigender  Ver- 
zicht liegt  vor,  wenn  die  Annahme  der  Erfilllung  verweigert  wird  oder 
derjenige,  welcher  die  Erfüllung  fordern  kann,  die  Vornahme  derselben 
anderweitig  behindert.  Ein  stillschweigender  Verzicht  würde  weiter 
darin  zu  befinden  sein,  dafs  derjenige,  welcher  die  Erfüllung  zu  fordern 
hat,  seine  eigene  Verpflichtung  nicht  erfüllt  oder  sich  zu  deren  Er- 
füllung unfähig  macht  Die  Thatsachen,  aus  welchen  der  Verzicht  sich 
ergeben  soll,  müssen  klar  und  deutlich  vorliegen,  und  der  SchluPs  auf 
den  Verzicht  mufs  ein  notwendiger  sein.  Wird  ferner  trotz  ver- 
weigerter Erfüllung  weiter  auf  ErMlung  gedrängt,  so  ist  eine  Berufong 
auf  die  Verweigerung  nicht  melir  möglich. 

§  12.  Es  sei  denn,  dafs  die  den  Vertrag  begleitenden  Umstände 
eine  abweichende  Intention  erkennen  lassen,  ist  im  Kau^ertrage  ent- 
halten: — 

1.  eine  stillschweigende  condition  auf  Seiten  des  Verkäufers,  dafs 
er,  im  Falle  eines  sale,  berechtigt  bt,  die  Waren  zu  verkaufen,  und 
dafs  er,  im  Falle  eines  agreement  to  seU^  zur  Zeit,  wo  das  Eigentum 
übergehen  soll,  berechtigt  sein  wird,  die  Waren  zu  verkaufen. 

Bis  zum  Jahre  1864  nahm  die  herrschende  Meinung  die  gedachte 
stillschweigende  condition  nur  im  Falle  eines  sale  an.  Eine  Ent- 
scheidung aus  dem  Jahre  1864  änderte  das  bisherige  Recht  in  der 
Weise,  wie  es  in  Zi£Per  1  kodifiziert  worden  ist  Zu  beachten  bt, 
dafs  der  Verkäufer  nicht  stilbchweigend  verspricht,  dafs  er  Eigentümer 
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der  Kaufsache  ist  oder  sein  wird,  sondern  nur,  dafs  er  ein  Recht  hat 
oder  haben  wird,  das  Eigentum  an  der  Eaufsache  zu  übertragen.    Ein 
derartiges  Recht   hat   z.  B.    ein  mit  dem  Verkaufe   von  Waren  beaaf> 
tragter   Stellvertreter   (agent),    Pfandgläubiger,    Vollstreckungabeamter, 
Schiffer   u.  s.  w.     Das   englische  Recht   weicht   mithin   hier   von   dem 
gemeinen  deutschen  Rechte  ab,  wonach  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet 
ist,  den  Käufer  zum  Eigentümer  der  Kau&ache  zu  machen.     Die  still- 
schweigende condition  ist  übrigens  nur  dann  anzunehmen,   wenn  nicht 
eine    ausdrückliche   oder    stillschweigende,    abweichende   Vereinbarang 
vorliegt.     Der  Verkäufer  kann  ausdrücklich  stipulieren,  dafs  er  nur  ftir 
dasjenige  Recht  einsteben  will,   welches   ihm  seihet  au  der  Kaufsache 
zusteht,    und  auch  ohne   eine   derartige   ausdrückliche  Stipulation  kann 
die  Annahme   der  stillschweigenden   condition   durch   die   den  Vertrag 
begleitenden  Umstände  negiert  werden.     Wenn  allei-dings  der  Verkäufer 
nicht  blofs  die  Haftung   für   seine  Befugnis,    Eigentum   zu   übertrage, 
ablehnt,  sondern  überhaupt  nicht  verspricht,    Eigentum  zu  übertragen, 
und  nur  ein  weniger  weitgehendes  Recht  überträgt,  so  liegt  kein  Kauf- 
vertrag  vor   und   kann   mithin    die  Vorschrift  in  Ziffer  1   gar  nicht  in 
Frage  kommen.     Liegt  die  stillschweigende  condition  der  Ziffer  1  vor, 
so   kann   der  Käufer,    wenn   sie   nicht   erfUllt   wird,    den  Vertrag  ab 
repudiiert  behandeln,  oder  aber,    er  kann   sich  dafür  entscheiden,   nur 
einen  Schadensersatzanspruch   geltend   zu  machen.     Zur  Nichterfüllung 
der  condition  ist  keine  Eviktion  erforderlich ;  sie  tritt  vielmehr  in  dem 
Momente  ein,   wo  nach  dem  Vertrage  das  Eigentum   Übergehen  sollte. 
Von  diesem  Momente  ab  läuft  die  Verjährung. 

2.  Eine  stillschweigende  warranty  des  Inhalts,  dafs  der  Käufer 
ruhigen  Besitz  der  Waren  haben  und  geniefsen  soll. 

Der  ruhige  Besitz  bildet  —  im  Gegensatz  zu  der  Eigentums- 
Übertragung  in  Ziffer  1  —  nur  einen  Teil  der  causa  des  Versprechens 
des  Käufers;  das  Versprechen,  dafs  der  Käufer  nihigen  Besitz  haben 
soll,  ist  nur  ein  kollaterales  Versprechen ;  deshalb  spricht  Ziffer  2  nicht 
von  einer  condition,  sondern  nur  von  einer  warranty.  Die  Bestimmung 
enthält  einen  Zusatz  zum  bisherigen  Recht.  Die  Nichterftlllung  der 
warranty  tritt  in  dem  Momente  ein ,  wo  der  Käufer  im  Besitz  der 
Kaufsache  gestört  wird;  sie  berechtigt  den  Käufer  nur  zur  Geltend- 
machung einer  Schadensersatzforderung;  als  repudiiert  kann  er  den 
Vertrag  nicht  behandeln.  Im  Hinblick  darauf,  dafs  es  zufolge  von 
§  27  eine  wesentliche  Verpflichtung  des  Verkäufers  ist,  die  Waren  zu 
liefern,  könnte  man  geneigt  sein,  in  der  wairanty  in  Ziffer  2  nur  ein 
Versprechen,  dafs  der  Besitz  fortdauern  wii*d,  zu  befinden  und  nicht 
auch  ein  Versprechen,  den  Besitz  an  den  Käufer  zu  übertragen.  Nötig 
ist  eine  derartige  Beschränkung  der  warraniy  indessen  nicht.  Neben 
der  wesentlichen  Verpflichtung,  die  Waren  zu  liefern,  ist  sehr  wohl 
ein  zusätzliches,  kollaterales  Versprechen  denkbar,  eine  „ruhige"  Besitz- 
Übertragung  vorzunehmen.  Nach  dem  Wortlaut  der  Ziffer  2  ist  die 
warranty  zeitlich  unbeschränkt;  alle  Arten  von  Besitzstörungen  scheinen 
inbegriffen   zu    sein;    endlich    scheint   es   gleichgültig  zu   sein,   ob  die 
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Besitzstöning  von  dem  VerkMafer  selbst  oder  von  dritten  Personen 
ausgeht.  Soweit  die  Besitzstörong  von  selten  des  Verkäufers  selbst 
erfolgt,  dürfte  keine  Beschränkung  nötig  sein ;  wohl  aber  wird  man  im 
Falle,  wo  dritte  Personen  den  Be^tz  stOren,  zu  unterscheiden  haben, 
ob  die  den  Besitz  störende  Handlung  eine  rechtliche  oder  eine  wider- 
rechtliche war.  Für  den  Besitz  störende,  widerrechtliche  Handlungen 
Dritter  steht  Verkäufer  nicht  ein.  Aufserdem  dürfte  Verkäufer  in  allen 
Fällen  nur  fllr  solche  Konsequenzen  haften,  welche  ordentlicherweise 
aas  der  Besitzstörung  resultierten. 

3.  Eine  stillschweigende  tcarranty  des  Inhalts,  dafs  die  Waren 
von  Lasten  oder  Belastungen  zu  Gunsten  dritter  Personen  frei  sein 
werden,  soweit  dieselben  nicht  vor  oder  doch  beim  Abschlüsse  des 
Vertrages  dem  Käufer  angegeben  wurden  oder  bekannt  waren. 

Auch  diese  Vorschrift  ist  neu.  Da  das  Versprechen  der  Freiheit 
von  Lasten  zu  Gunsten  Dritter  nicht  die  ganze  causa  des  Gegenver- 
sprechens  bildet,  sondern  nur  ein  kollaterales  Versprechen,  war  eine 
warranty  und  keine  condUion  einzufllhren.  Ziffer  8  will  den  Fall 
treffen,  wo  Käufer  den  Besitz  der  Waren  erhält  und  behält,  jedoch 
gezwungen  ist,  ein  Kecht  eines  Dritten  an  den  Waren  zu  befriedigen. 
Wenn  übrigens  in  einem  solchen  Falle  der  Käufer  das  Recht  des 
Dritten  befriedigt,  so  kann  er  sich  auch  durch  eine  action  for  mon6y 
paid  wieder  bezahlt  machen.  Es  würde  nämlich  in  einem  derartigen 
Falle  ein  stilbchweigender  Auftrag,  den  Dritten  zu  befriedigen,  anzu- 
nehmen sein.  Hat  Käufer  zufolge  einer  Belastung  der  Waren  zu 
Gunsten  eines  Dritten  dieselben  überhaupt  nicht  erhalten,  so  würde  er 
sich  auf  §  27  zu  berufen  haben,  wonach  Verkäufer  verbunden  ist,  die 
Waren  zu  liefern.  Würde  ferner  der  Dritte  den  Käufer  des  Besitzes 
entsetzen,  so  käme  Ziffer  2  in  Frage.  Unter  „frei  sein  werden^  ist 
zu  verstehen,  dafs  keine  „Belästigung^  des  Käufers  wegen  Lasten  zu 
Gunsten  Dritter  eintreten  wird.  Die  Garantie  sichert  nicht  gegen  die 
^Existenz"  von  Lasten.  Daher  wird  die  Garantie  erst  in  dem  Momente 
verletzt,  wo  der  Käufer  belästigt  wird,  und  nicht  bereits  durch  die 
blofse  Existenz  einer  Last. 

§  13.  Werden  Waren  nach  Beschreibung  verkauft,  so  besteht 
eine  stillschweigende  condition  des  Inhalts,  dafs  die  Waren  der  Be- 
schreibung entsprechen  werden.  Wird  sowohl  nach  Probe,  wie  nach 
Beschreibung  verkauft,  so  genügt  es  nicht,  dafs  die  Hauptmasse  der 
Waren  der  Probe  entspricht,  falls  die  Waren  nicht  auch  der  Beschreibung 
entsprechen. 

Der  Begriff  „sak  hy  description"^  (Kauf  nach  Beschreibung,  nach 
Merkmalen,  im  Gegensatz  zu  dem  Specieskauf  oder  dem  Kauf  einer 
konkret  bestimmten  Sache)  entspricht  dem  deutschen,  gemeinrechtlichen 
Begriffe  des  Genuskaufs.  Die  condition  des  §  18  wird  nicht  schon 
dadurch  ausgeschlossen,  dafs  der  Verkäufer  eine  „ausdrückliche^ 
Garantie  fUr  eine  besondere  Qualität  übernimmt,  noch  durch  eine  „aus- 
dtttckliche"  Vereinbarung  des  Inhalts,  dafs  der  Verkäufer  bezüglich 
der  Qualität  einen   gewissen  Spielraum  haben  soll.     Andererseits  kann 
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die  condUion  nicht  in  Fällen  angenommen  werden,  wo  ausdrücklich 
vereinbart  wurde,  dafs  der  Verkttufer  wegen  Nichtkonformität  mit  der 
Beschreibung  nicht  haftet.  Die  Beschreibung  der  Waren  braucht  nicht 
notwendigerweise  ansdrtkcklich  zu  geschehen:  z.  B.  ist  es,  in  Ermange- 
lung abweichender  Vereinbarung  oder  Handelsüsance ,  stillschweigend 
Teil  der  Beschreibung  der  bei  «nem  Fabrikanten  bestellten  Waren, 
dafs  die  Waren  von  ihm  selbst  fabriziert  sein  sollen,  vorausgesetzt 
jedoch ,  dafs  der  Fabrikant  nur  Fabrikant  und  nicht  gleichzeitig  Kauf- 
mann ist.  Dies  gilt  selbst  dann,  wenn  die  Waren  anderer  Fabrikanten 
ebenso  gut  sind,  als  die  Fabrikate  des  kontrahierenden  Fabrikanten. 
Einen  Teil  der  Beschreibung  können  auch  Stipulationen  bilden,  welche 
die  Zeit,  z.  B.  die  Zeit  der  Verschiffung,  betreffen.  Damit  werden 
diese  Stipulationen  zu  dem  Vertrage  wesentlichen  Stipulationen.  Vergl. 
§  10. 

Im  Falle  eines  Kaufes  nach  Beschreibung  und  nach  Probe  gentigt 
es  nicht,  dafs  die  Hauptmasse  der  Probe  entspricht;  die  Hauptmasse 
nmfs  femer  der  Beschreibung  entsprechen,  und  zwar  ist  diese  Be- 
schreibung in  erster  Linie  mafsgebend.  Die  Probe  hat  hier  nur  die 
Funktion,  die  Beschreibung  sinnenfttlig  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

§  14.  Vorbehaltlich  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  irgend 
eines  anderen,  bezüglichen  Gesetzes,  liegt  keine  stillschweigende  tcar- 
romty  oder  condition  bezüglich  der  Qualität  der  aiif  Grund  eines  Kauf- 
vertrages gelieferten  Waren  oder  bezüglich  ihrer  Brauchbarkeit  für 
einen  bestimmten  Zweck  vor,  soweit  nicht  im  nachfolgenden  Ausnahmen 
gemacht  werden. 

1.  Giebt  der  Käufer,  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  dem  Ver- 
käufer den  besonderen  Zweck  bekannt,  fUr  welchen  die  Waren  verlangt 
werden,  so  dafs  hervorgeht,  dafs  der  Käufer  sich  auf  die  Geschicklich- 
keit und  das  Urteil  des  Verkäufers  verläfst,  imd  gehören  die  Waren 
einer  Klasse  an ,  deren  Lieferung  in  den  Bereich  des  Geschäfts  des 
Verkäufers  fällt  (mag  er  der  Fabrikant  sein  oder  nicht),  so  besteht 
eine  stillschweigende  condition  des  Inhalts,  dafs  die  Waren  iüi  den 
gedachten  Zweck  in  angemessener  Weise  brauchbar  sein  sollen.  Im 
Falle  eines  Kau^ertrages  über  einen  specifizierten  Artikel  unter  seinem 
Patentnamen  oder  einer  anderen  kommerziellen  Bezeichnung  wird  indessen 
eine  condition  bezüglich  seiner  Brauchbarkeit  für  einen  bestimmten 
Zweck  nicht  stillschweigend  angenommen. 

Die  vorbehaltenen,  gesetzlichen  Vorschriften  finden  sich  im  §  15, 
femer  in  der  Merchandise  Maries  Act  1887  und  endlich  in  einer  Keihe 
von  Gesetzen,  welche  sich  mit  Kaufgegenständen  besonderer  Art,  z.  B. 
Nahrungsmitteln,  Droguen  u.  s.  w.,  befassen.  Unter  Warenqualität  soll 
zufolge  §  62  Ziff.  1  „ihr  Zustand  oder  Beschaffenheit*'  einbegriffen  sein. 
Die  allgemeine  Regel  bezüglich  der  Qualität  lautet:  caveat  emptar. 
Soweit  nicht  der  §  14  Ausnahmen  statuiert,  mufs,  in  Ermangelung  von 
Betrug,  der  Käufer  sich  eine  „ausdrückliche^  warranty  geben  lassen, 
falls  der  Satz  y^caveat  empior^  nicht  zur  Anwendung  kommen  soll. 
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Voraussetzung  der  Ansnahme  in  Ziffer  1  ist  zunächst,  dafs  der 
Verkäufer  den  besonderen  Zweck  gekannt  hat,  und  dafs  der  Käufer 
sich  auf  die  Geschicklichkeit  und  das  Urteil  des  Verkäufers  verliefs. 
Es  genügt  nicht,  dafs  der  Verkäufer  den  besonderen  Zweck  kannte; 
der  Käufer  mufs  sich  aufserdem  nicht  auf  sein  eigenes  Urteil  verlassen 
haben,  sondern  auf  das  des  Verkäufers.  Letzteres  würde  z.  B.  nicht 
der  Fall  sein,  wenn  der  Käufer  selbst  die  Waren  auswählte.  Die 
ganze  Ausnahmebestimmung  ist  ein  besonderer  Fall  der  im  §  13  auf- 
gestellten, allgemeinen  Hegel  über  den  Verkauf  nach  Beschreibung. 
Deshalb  kann  es  auch  keinen  Unterschied  machen,  ob  der  Mangel  ent- 
deckt werden  konnte  oder  ein  latenter  war.  Macht  der  Mangel  die 
Ware  ftlr  den  besonderen  Zweck  unbrauchbar,  so  hailet  der  Verkäufer, 
selbst  wenn  der  Mangel  ein  latenter  war.  Die  Kenntnis  des  Verkäufers 
von  dem  besonderen  Zwecke  kann  sich  möglicherweise  bereits  aus  der 
Benennung  oder  aus  der  Natur  der  Waren  ergeben.  Voraussetzung  ist 
femer,  dafs  die  Waren  einer  Erlasse  angehören,  in  welcher  der  Ver- 
käufer zu  arbeiten  pflegt.  Sind  die  Waren  anderer  Art,  so  kann  man 
nicht  annehmen,  dafs  der  Käufer  sich  auf  das  Urteil  des  Verkäufers 
verlassen  hat.  Übrigens  ist  es  letzterem  unbenommen,  bezüglich  einer 
Warenklasse,  in  welcher  er  nicht  arbeitet,  eine  ,,  ausdrückliche''  Garantie 
zu  geben.  Zu  den  Waren,  in  welchen  der  Verkäufer  nicht  zu  arbeiten 
pfl^)  gehören  auch  Waren,  welche  er  nach  einem  besonderen  Plan 
des  Käufers  herstellt.  Bis  zum  Jahre  1868  war  es  kontrovers,  ob  die 
Ausnahmebestimmung  nicht  auf  Fabrikanton  zu  beschränken  sei;  seit- 
dem gilt  sie  ftlr  Kaufleute,  wie  itir  Fabrikanten.  Der  Schlufssatz  der 
Ziffer  1  giebt  einen  Fall,  wo  anzunehmen  ist,  dafs  sich  der  Käufer 
auf  sein  eigenes  Urteil  verlassen  hat.  Die  Mitteilung  der  Bestimmung 
der  Ware  wird  hier  zur  Mitteilung  eines  blofsen  Motivs  des  Kaufes; 
die  Bestimmung  der  Ware  wird  hier  nicht  zum  Teil  ihrer  Beschreibung 
erhoben.  Auch  nicht  identifizierte  Artikel  können  unter  den  Begriff 
der  specifizierten  Artikel  fallen;  erforderlich  ist  nur  eine  derartige 
Specifizierung ,  dafs  sich  ergiebt,  dafs  der  Käufer  sich  auf  sein  eigenes 
Urteil  verliefs. 

2.  Sind  Waren  nach  Beschreibung  von  einem  Verkäufer  gekauft, 
welcher  in  Waren  dieser  Beschreibung  arbeitet  (mag  er  der  Fabrikant 
sein  oder  nicht),  so  ist  eine  cofidition  dahin  stillschweigend  anzunehmen, 
dafs  die  Waren  eine  verkäufliche  Qualität  besitzen  werden.  Wenn 
jedoch  der  Käufer  die  Waren  untersucht  hat,  so  ist  bezüglich  Mängel, 
welche  diese  Untersuchung  hätte  enthüllen  sollen,  keine  condition  still- 
Bchweigend  anzunehmen. 

Hiermit  tritt  unter  bestimmten  Voraussetzungen  zu  der  condition 
des  §  13  eine  weitere  stillschweigende  condition  der  Verkauf lichkeit 
der  Waren  hinzu.  Voraussetzung  ist  zunächst,  dafs  es  sich  um  einen 
Kauf  nach  Beschreibung  handelt.  Sodann  wird  weiter  vorausgesetzt, 
dafs  der  Verkäufer  in  der  betreffenden  Warenklasse  zu  arbeiten  pflegt. 
Endlich  ist  noch  erforderlich ,  dafs  Käufer  die  Waren  nicht  untersucht 
hat.     Würde   es  sich  um  Waren   handeln ,    in  welchen   der  Verkäufer 
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nicht  zu  arbeiten  pflegt,  oder  wUrde  der  Kttafer  die  Waren  antersachen, 
80  mttfste  angenommen  werden,    dafs  der  Kttafer  sich  auf  sein  eigenes 
Urteil  verlttfst  und  das  allgemeine  Princip  ^caveat  emptor^  gelten  lassen 
will.     Der  Verkäufer  verspricht  stillschweigend  nur,  dafs  die  Ware  im 
Markte  verkttufiich  sein  wird.     Wttnscht  der  Kttufer  eine  weitergehende 
Haftung    für   die  Qualität,    so   mufs    er   dies    ausdrücklich   stipulieren. 
Nicht  verkäuflich  kann  die  Ware  auch  zufolge  mangelhafter  Verpackung 
werden.     Was  den  Fall  anbetrifft,  wo  die  Verkauf lichkeit  zufolge  des 
Transportes  leidet,    so  erstreckt  sich  die  conäUion  der  Ziffer  2  zeitlich 
ttber  die  Frist,  welche  angemessenerweise  verstreichen  müfs,  damit  die 
Ware  den  Käufer  erreicht,   und  letzterer  über  dieselbe  verfügen  kann. 
Der  Verkäufer  haftet  jedoch    nicht   für  die  notwendigerweise  aus  dem 
Transport  resultierende  Verschlechterung,   und  zwar  selbst  dann  nicht, 
wenn  der  Verkäufer  ausdrücklich   das  Transportrisiko  übernommen  hat 
(§  33).     Auf  Zufälligkeiten   während  des  Transports  zurückzufahrende 
Verschlechterungen   trägt   der   Eigentümer   der  Waren   oder   derjenige, 
welcher  die    Oefahr  übernahm.     Nach    dem  Schlufssatze   der    Ziffer  2 
kommt  die  allgemeine  Regel  ^caveat  emptor^  wieder  zu  Raum,    wenn 
der  Käufer  die  Waren  untersucht  hat,  jedoch  nur  insoweit,  als  Mängel 
in  Frage  kommen,  welche  der  Käufer  bei  der  Untersuchung  hätte  ent- 
decken sollen  oder  thatsächlich   entdeckte  oder   bereits  vorher  kannte. 
Die   stillschweigende    condition    besteht    mithin    im    Falle    der    Unter- 
suchung nur  für  latente  Mängel,    deren  Aufdeckung  dem  Käufer  nicht 
zugemutet  werden  kann.     Da   derartige  Mängel    auch   bei    einem  Kauf 
nach    Probe   vorliegen   können,    ist   Ziffer  2    mit   §  15    Ziffer  2a   ver- 
einbar. 

3.  Eine  stillschweigende  xcarranty  oder  condition  bezüglich  Qualität 
oder  Brauchbarkeit  für  einen  besonderen  Zweck  kann  zufolge  einer 
HandelsUsance  in  den  Vertrag  hineintreten. 

Z.  B.  haftet  der  Verkäufer  zufolge  von  HandelsUsance  unter  Um- 
ständen dafür,  dafs  die  Waren  keinen  Seeschaden  erlitten  haben. 

4.  Eine  ausdrückliche  warranty  oder  condUion  negiert  nicht  eine 
damit  vereinbare,  nach  diesem  Gesetze  stillschweigend  anzunehmende 
tcarranty  oder  condition. 

Diese  Vorschrift  enthält  eine  Anwendung  des  allgemeinen  Satzes: 
expressum  facit  cessare  tacitum,  falls  letzteres  mit  ersterem  unvereinbar 
ist.  Würde  dieser  Satz  fehlen,  so  müfsten  Kontrahenten  bei  jedem 
Vertragsschlusse  ausdrücklich  stipulieren,  dafs  sie  nur  durch  ihre  aus- 
drücklichen Abmachungen  gebunden  sein  wollen. 

§  15.  1.  Ein  Kaufeertrag  ist  ein  Kaufvertrag  nach  Probe,  falls 
der  Vertrag  eine  bezügliche,  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Fest- 
setzung enthält. 

Der  Kauf  nach  Probe  ist  eine  besondere  Art  des  Kaufes  nach 
Beschreibung  (§  13);  die  Probe  soll  die  Qualität  der  Hauptmasse  zum 
Ausdruck  bringen.  Es  wurde  bereits  bei  Gelegenheit  des  §  13  bemerkt, 
dafs  bei  einem  Kaufe  nach  Beschreibung  und  nach  Probe  die  Ware  in 
erster  Linie  der  Beschreibung  entsprechen  mufs.     Der  Umstand  allein, 
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dafs  der  Verkäufer  eine  Probe  produzierte,  genügt  noch  nicht,  um  den 
Verkauf  zum  Verkauf  nach  Probe  zu  machen.  Die  Vorlegung  der 
Probe  kann  möglicherweise  blofs  bezwecken,  dem  Käufer  eine  Idee 
Ton  der  Hauptmasse  zu  geben;  der  Verkäufer  kann,  trotz  der  Vor- 
legung, ausdrücklich  abgelehnt  haben,  nach  Probe  zu  verkaufen. 
Erforderlich  ist,  dafs  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vereinbart  wird, 
dafs  nach  Probe  verkauft  werden  soll. 

2>     Im  Falle  eines  Kaufvertrages  nach  Probe  besteht: 

a.  eine  stillschweigende  condUion  des  Inhalts,  dafs  die  Haupt- 
masse bezüglich  der  Qualität  der  Probe  entsprechen  wird. 

Das  Gesetz  bringt  hier  klar  zum  Ausdruck,  dafs  es  sich  um  eine 
condition  handelt,  dafs  mithin  dem  Käufer  bei  fehlender  Konformität 
das  Recht  zusteht,  den  Vertrag  als  repudiiert  zu  behandeln.  Der  Ver- 
kauf nach  Probe  negiert  in  der  Regel  die  Annahme,  dafs  die  Waren 
eine  besondere  Qualität  haben  sollen.  Es  ist  jedoch  zu  wiederholen, 
dafs,  wenn  es  sich  um  einen  Kauf  nach  Probe  und  gleichzeitig  nach 
—  weiterer  —  Beschreibung  handelt,  die  Ware  in  erster  Linie  der 
Beschreibung  zu  entsprechen  hat  Man  kann  letzteres  auch  so  aus- 
drücken, dafs  es  nicht  genügt,  dafs  die  Ware  der  Probe  entspricht, 
sondern  dafs  die  Probe  auch  der  Beschreibung  entsprechen  mufs.  Der 
Umstand,  dafs  der  Verkäufer  aus  Versehen  eine  nicht  richtige  Probe 
produzierte,  berechtigt  ihn  nicht,  eine  nichtentsprechende  Ware  zu 
liefern ;  er  kann  sich  nicht  mit  seinem  eigenen  Versehen  entschuldigen. 

b.  Eine  stillschweigende  condüion  des  Inhalts,  dafs  der  Käufer 
eine  angemessene  Gelegenheit  haben  wird,  die  Hauptmasse  mit  der 
Probe  zu  vergleichen. 

Das  Gesetz  giebt  hiermit  dem  Käufer  eine  Gelegenheit,  sich  zu 
entschliefsen ,  ob  er  wegen  mangelnder  Konformität  den  Vertrag  als 
repudiiert  behandeln  will.  Bis  zu  der  Untersuchung  liegt  zufolge  von 
§  34  Zißs  1  kein  endgültiges  Acceptieren  der  Ware  vor.  Ein  nicht 
angemessenes  Ersuchen  um  Gestattung  der  Untersuchung  kann  der 
Verkäufer  ablehnen,  ohne  dadurch  die  condUion  zu  brechen.  Wird 
dagegen  die  Untersuchung  unangemessener  Weise  verweigert,  so  darf 
der  Käufer  den  „ganzen"  Vertrag  als  repudiiert  behandeln,  mag  er 
auch  bereits  einen  Teil  der  Waren  untersucht  haben. 

c  Eine  stillschweigende  condition  des  Inhalts,  dafs  die  Waren 
von  Mängeln  frei  sein  werden,  welche  dieselben  unverkäuflich  machen 
und  nicht  bei  angemessener  Prüfung  der  Probe  hervortreten. 

Der  Verkauf  nach  Probe  ist  ein  Verkauf  nach  Beschreibung;  die 
Beschreibung  ist  keine  Beechreihnng  durch  Worte,  wohl  aber  eine 
Besehreibung  in  einer  sinnenfUlligen  Weise.  Der  §  14  Ziff.  2  exgiebt, 
dafs  im  Falle  eines  Verkaufes  nach  Beschreibung  durch  Worte  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  eine  condition  dahin  anzunehmen  ist,  dafs 
die  Ware  eine  verkäufliche  Qualität  besitzen  soll.  In  demselben  Um- 
fange statuiert  §  15  Ziff.  2  c  eine  stillschweigende  condition  für  den 
Fall  des  Verkanft^s  nach  Probe.     Da  eine  condition  der  Verkauf  lichkeit 
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zur  Voraussetzung  hat,  dafs  eine  verkauf licho  Ware  bestellt  ist,  findet 
die  Bestimmung  sub  c  nur  auf  VerkHufe  kommerzieller  Artikel  Aji- 
wendung.  8ind  die  Waren  anderer  Art,  so  besteht  nur  die  itifl- 
schweigende  condition  der  Ziffer  2  a.  Wie  im  §  14  Ziff.  2  gilt  die 
stillschweigende  condition  nur  fUr  latente  Mfingel,  welche  bei  an- 
gemessener Prüfung  nicht  entdekt  werden.  Es  gentigt  eine  angemessene 
Untersuchung  der  Probe;  der  Käufer  braucht  letztere  keinen  außer- 
gewöhnlichen Experimenten  zu  unterwerfen. 

Damit  schliefst  der  erste  Hauptabschnitt  des  Gesetzes. 


Die  Rechtstellung  der  auswärtigen  Alctiengeseilsciiaften 

in  Griechenland. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  O.  Ton  Streit, 

Privatdocent  für  Völkerrecht  und  internationales  Privatrecht 

an  der  Universität  Athen. 

(Fortoetzung  und  Schlufs.) 

IV. 

Es  ist  somit  u.  E.  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
den  den  verschiedenen  fremden  Staaten  angehörenden  Aktiengesdl- 
schalten  nicht  zu  machen. 

1.  Auch  die  im  französischen  sowie  in  den  griechischen  Gesetzen 
von  1861  und  1881  ausdrucklich  hervorgehobene  „Bedingung  der 
Unterwerfung  der  betreffenden  Aktiengesellschaften 
unter  die  griechischen  Gesetze"  kann,  meinen  wir,  eine  be- 
sondere Bedeutung  nicht  haben.  Diese  Klausel  bringt  nichts  neues; 
sie  besagt  nur,  was  sich  von  selbst  verstehen  mtlfste,  dafs  nttmlich  die 
Kechtsausübung  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften  eine  Schranke 
findet  an  den  griechischen  Gesetzen  öffentlicher  Ordnung, 
wie  dies  im  Civilgesetze  von  1859  für  alle  ausländischen  Per- 
sonen normiert  ist.  Art.  8  dieses  Gesetzes  bestimmt,  „dafs  in  keinem 
Fall  von  den  griechischen  Gerichten  fremde  Gesetze  angewendet  wer- 
den dtlrfen,  welche  inländischen  Gesetzen  öffentlicher  Ordnung  wider- 
sprechen, oder  Rechtsinstitute  betreffen,  die  von  dem  griechischen  Kechto 
nicht  anerkannt  werden",  und  Art  8  desselben  Gesetzes  bestimmt, 
„dafs  die  die  öffentliche  Ordnung  betreffenden  Gesetze  in  Griechenland 
auf  Alle  Anwendung  finden".  In  diesem  Sinne  und  unter  dieser 
Beschränkung    ist    auch    die   Klausel     „der    Unterwerfung    unter    die 
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griechischen  Gesetze^  zu  verstehen:  einen  weitergehenden  Sinn 
kann  dieselbe  niclit  haben,  da  wir  ja  sonst  zu  dem  paradoxen  Hesnltate 
gelangen  mttfsten,  dafs  die  speciell  durch  eine  Verfügung  des  Staates 
anerkannten  fremden  Aktiengesellschaften  gröfseren  Beschränkungen 
unterliegen,  als  die  nicht  anerkannten,  die  doch  nach  dem  oben  Ge- 
sagten auch  nach  ihrem  eigenen  Heimatsrechte  zu  beurteilende  Rechts- 
und Handlung^Hhigkeit  besitzen  und  nur  den  inländischen  Gesetzen 
öffentlicher  Ordnung  sich  zu  fügen  haben. 

Dies  ist  auch  die  in  Frankreich  durchgedrungene^*)  und  in 
Griechenland  adoptiertet^)  Meinung. 

2.  Doch  sollte  bezüglich  der  durch  eine  besondere,  einen  frem- 
den Staat  betreffende  Virfügung  nicht  anerkannten  fremden  Aktien- 
gesellschaften, infolge  dieser  Sätze,  auch  die  in  Art.  8  7  des 
griechischen  Handelsgesetzbuches  normierte  Notwen- 
digkeit einer  speciellen  Autorisation  bestehen^^)?  Sollte 
gar  eine  derartige  Autorisation  fllr  alle  fremden  Aktiengesellschaften 
notwendig  sein? 

Lyon^Caen  und  JRenault^^)  behaupten  jenes  erstere  betr.  des 
älteren  franz.  Rechts,  welches  eine  derartige  Autorisation  ebenfalls 
kannte;  art.  87  des  Code  de  Commerce y  sagen  sie,  hätte  eben  einen 
die  öffentliche  Ordnung  betreffenden  Rechtsatz  enthalten,  mithin  würde 
der  Ajierkennung  einer  fremden  Aktiengesellschaft,  die  keine  Autori- 
sation erhalten  habe,  das  inländische  Öffentliche  Recht  entgegenstehen. 
Wir  können  dem  nicht  beipflichten,  meinen  jedenfalls,  dafs  betr.  des 
griechischen  Rechts  diese  Lösung  ausgeschlossen  sein  dürfte '^^). 
Art  87  des  griechischen  Handelsgesetzbuchs  stellt  eine  Existenz- 
bedingung für  die  griechischen  Aktiengesellschaften  auf.  Der  Text 
des  Gesetzes  läfst  darüber  nicht  den  geringsten  Zweifel  übrig:  „Eine 
Aktiengesellschaft'',  besagt  er,  „kann  nicht  bestehen,  wenn  sie 
nicht  .  ..  .  etc.  autorisiert  worden  ist.^  Wir  sahen  aber,  dafs  die 
Existenzbedingungen  einfach  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu  beurteilen 
sind,  dem  die  Aktiengesellschaften  angehören,  selbst  wenn  in  Griechen- 
land strengere  Grundsätze  herrschen  sollten.  Die  Existenzbedingungen 
hängen  eng  mit  der  Entstehungsform  zusammen,  betr.  der  Ent- 
stehungsform  gilt  aber  auch  nach  griechischem  Rechte  die  Regel  locus 
regit  actum^^).  Durch  griechisches  Gesetz  kann  eine  Existenz- 
bedingung ftir  eine  fremde  Aktiengesellschaft  nicht  normiert  wer- 
den, da  eine  derartige  Bestimmung  mit  der  Wirklichkeit  in  Widerspruch 
geraten  würde. 


49)  So  Lyon-Caen  ei  Renault  1.  c.  1117  bis. 

50)  So  RhalliSf  Lehrbuch  1.  c,  Euclides  im  Journal  1.  c.  S.  64, 
Petritais  1.  c.  8.  403. 

51)  So  Euclides  im  Journal  S.  60. 

52)  8.    auch   W^isa,   TraiU  iheorique  et  prcUique    d.  Dr,  L  Pr.  II. 

53)  So  auch  v.  Höselin  1.  c.  und  Kittiki»  1.  c. 

54)  Art.  7  des  Civilgesetzee  von  1859. 
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Also  bezieht  sich  Art.  87  nur  auf  die  inlftndischen 
Aktiengesellschaften^^);  die  Anweudong  desselben  auch  auf 
die  auslUndischen  würde  übrigens  der  Nichtanerkennung  dieser 
Aktiengesellschaften  gleichkommen,  was  aus  den  oben  des  weiteren 
angeführten  Gründen  unzulässig  wäre.  Aach  das  Gesetz  von  1881 
und  die  darauf  gegründeten  Verordnungen,  sowie  die  Verträge  mit 
Deutschland  und  Italien  beweisen,  dafs  Art  37  auf  ausländische  Aktien- 
gesellschaften  keine  Anwendung  beanspruchen  kann ;  auch  dort  ist  ja 
die  Unterwerfung  unter  die  griechischen  Gesetze  hervorgehoben;  diese 
Unterwerfung  bezieht  sich  dort  aber  nicht  auch  auf  den  Art.  37  — 
wie  in  Frankreich  übereinstimmend  und  in  Griechenland  von  der 
herrschenden  Meinung  angenommen  wird. 

Eine  Gefahr  ist  übrigens  in  einer  derartigen  freien  Interpretation 
des  Art.  37  kaum  zu  erblicken;  wo  noch  die  Notwendigkeit  einer 
Autorisation  für  die  Existenz  der  Aktiengesellschaft  besteht,  da  ist 
darin  eben  die  Garantie  gegeben,  dafs  die  betr.  Gesellschaft  unter 
Kontrolle  des  Staates,  der  sie  gegründet  hat,  steht.  Wo  diese  Be- 
dingung der  Autorisation,  wie  in  den  meisten  neueren  Gesetzgebungen, 
gestrichen  worden,  da  ist  sie  durch  Aufstellung  anderer,  nach  Aof- 
fiwsung  des  betr.  Gesetzgebers  adäquater  Garantien  ersetzt  worden. 
Jedenfalls  existiert,  wenn  von  einer  Gefahr  überhaupt  die  Rede  sein 
soll,  eine  solche  Gefahr  doch  in  erster  Linie  für  die  Angehörigen  des- 
jenigen Staates,  in  dem  die  Aktiengesellschaft  ihren  Sitz  hat;  mithin 
wird  in  der  Regel  dieser  Staat  bei  Gründung  der  Gesellschaft  die 
nötige  Oberaufsicht  führen. 

Es  ist  ja  wahr,  dafs  bei  Gründung  einer  jeden  Aktiengesellschaft 
die  öffentliche  Ordnung  interessiert  ist  —  doch,  glauben  wir,  nicht  in 
höherem  Mafse,  als  bei  Gründung  anderer  juristischer  Personen.  Wenn 
gewisse  Schriftsteller  die  Aktiengesellschaften  strenger  beurteilen  woUen 
als  sonstige  juristische  Personen^®),  so  giebt  es  wieder  andere,  die  im 
Gegenteil  juristische  Personen,  welche  Erwerbszwecken  dienen,  so  also 
in  erster  Linie  Aktiengesellschaften,  im  Interesse  des  Handels  leichter 
behandeln ,  als  die  nicht  Erwerbszwecken  dienenden  juristischen 
Personen'^'').  Hat  sich  doch  auch  der  gröfste  Gegner  der  extraterri- 
torialen Anerkennung  der  juristischen  Personen,  Laureni^^),  seine 
strengen  Ansichten  auch  auf  die  Aktiengeselbchaften  auszudehnen 
thatsächlich  gescheut!  Und  diese  letztere  Ansicht  ist,  wie  uns  scheinen 
will,  die  wenigstens  betr.  der  inländischen  juristischen  Personen 
in  der  gesetzgeberischen  Praxis  die  vorherrschende  geworden,  ohne 
dafs  ein  Grund  vorläge,  fUr  die  internationalen  Beziehungen  den 
entgegengesetzten  Grundsatz  aufzustellen. 


55)  So  auch  v.  Bar  l,  c.  807  und  die  herrschende  Lehre. 

66)  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c,  M.Moutier  1.  c.  u.  A*  Laine'\,e. 

57)  So  Jettel  1.  c.  S.  21  u.  a. 

58)  8.  1.  c.  IV.  154  ff.,  Vm.  180  ff. 
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3.  Wenn  nun  gar  von  einigen  behauptet  wird,  dafs  die  Autori- 
sation  des  Art.  87  auch  auf  die  Gesellschaften  derjenigen  Staaten  be- 
zogen werden  rnttsse,  denen  seitens  Griechenlands,  wie  oben  gezeigt 
worden,  die  Anerkennung  der  in  ihnen  gesetzmäfsig  zustandegekommenen 
Aktiengesellschaften  zu<rcsichert  worden ^^),  so  ist  dem  noch  weniger 
beizupflichten.  Diese  Ansicht  kann  zwar  in  einem  Punkte  eine 
gewisse  logische  Konsequenz  ftlr  sich  geltend  machen ;  die  Autorisation 
des  Art.  87  sei,  sagt  man,  yerschieden  von  der  Verftlgung,  wodurch 
die  Aktiengesellschaften  eines  fremden  Staates  en  hloc  anerkannt  wer- 
den; jene  enthält  eine  specielle,  fUr  jede  Aktiengesellschaft  auf 
Grund  der  konkreten  Verhältnisse  und  nach  vorgängiger  Prüfung  der 
Statuten  und  des  Zweckes  der  betr.  Aktiengesellschaft  besonders  zu 
gewährende  Anerkennung ;  sie  habe  nichts  mit  der  generellen,  einen 
ganzen  Staat  betreffenden  Anerkennung  zu  thun;  auch  sei  ja,  trotz 
dieser  generellen  Anerkennung,  das  Postulat  der  Unterwerfung  unter 
die  inländischen  Gesetze  öffentlicher  Ordnung  besonders  hervorgehoben. 
Also  wäre,  was  die  Notwendigkeit  einer  Autorisation  anbelange,  ein 
Unterschied  überhaupt  nicht  zu  machen,  und  mOsse  diese  ftlr  alle 
fremden  Aktiengesellschaften  verlangt  werden. 

Demgegenüber  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Prämisse,  von  der  diese 
Ansicht  ausgeht,  nicht  zugestanden  werden  kann.  Denn  sie  geht  von 
der  Nichtanerkennung  der  ausländischen  Aktiengesellschaften  aus  und 
mifsversteht  vollständig  die  Natur  der  Autorisation  des  Art.  87  als  einer 
Existenzbedingung.  Diese  Ansicht  kann  aber  weiter  die  Gesetze  von 
1861  und  1881  nicht  erklären  und  setzt  sich  mit  dem  offenbaren  Sinn 
dieser  Gesetze  wie  der  völkerrechtlichen  Verträge,  wodurch  die  gesetz- 
mäfsig zustand egekommenen  Gesellschaften  gewisser  Staaten  ohne  weiteres 
anerkannt  werden,  in  grellen  Widerspruch.  Alle  jene  Verfllgungen 
haben  doch  den  ausgesprochenen  Zweck  gehabt,  von  der  Autorisation 
des  Art.  37  zu  dispensieren. 

Wenn  aber  die  Anhänger  der  hier  bekämpften*  Ansicht  sich  auf 
eine  Praxis  der  griechischen  Verwaltung  berufen*^),  wonach 
für  gewisse  auswärtige  Gesellschaften ,  trotzdem  dieselben  Staaten  an- 
gehörten, die  flir  sich  eine  Verfolgung  des  griechischen  Staates  geltend 
machen  konnten,  Specialautorisationen  ergangen  sind,  so  über- 
sehen sie  ganz,  dafs  daraus  die  Notwendigkeit  einer  Specialautori- 
sation  für  alle  auswärtigen  Aktiengesellschaften  nicht  gefolgert  werden 
kann.  Wären  sie  aber  der  Sache  näher  getreten,  so  hätten  sie  erkannt, 
dafs  jene  Specialautorisationen  fremde  Gesellschaften  betrafen,  die  in 
Griechenland  Succursalen  zu  ständigem  Gewerbebetrieb 
gegründet  haben  und  die  den  griechischen  Staat  um  eine  Special- 
autorisation  geradezu  angegangen  haben,  damit  ihre  Unter- 
werfung unter  die  griechischen  Gerichte  aufser  jeden  Zweifel,  nament- 


59)  So  Petritsis  1.  c.  406. 

60)  S.  Petritsis  1.  c. 
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lieh  dem  Pubikum  gegenüber,  gesetzt  werde,  welches  sonst  betr.  ihrer 
Unterworfenheit  anter  die  einheimische  Jurisdiktion  nicht  genügend  auf- 
geklärt sein  und  diesen  Gesellschaften  Mifstrauen  entgegenbringen 
könnte.  Durch  jene  Specialautorisationen  werden  die  Snccorsalen 
gleichsam  nostrifiziert  Nicht  ist  aber  aus  dem  VorhandenBein  einiger 
solcher  Specialautorisationen  zu  folgern,  dafs  jede  in  der 
Welt  irgendwo  begründete  Aktiengesellschaft  mit  einer  derartigen 
Autorisation  des  griechischen  wie  aller  derjenigen  Staaten  sich  venehen 
müfste,  die  eine  dem  Art.  37  des  griechischen  Handelsgesetzbacheg 
analoge  Bestimmung  in  ihrem  Rechte  aufweisen. 

V. 

Was  nun  von  dieser  einen  Existenzbedingung  gesagt  worden  ist, 
mufs  auch  bzgl.  der  übrigen  Existenzbedingungen  fremder 
Aktiengesellscliailen  wiederholt  werden.  Sie  richten  sich  alle  nach 
dem  Gesetze  des  Staates,  in  dem  eine  fremde  Aktiengesellschaft  be- 
gründet wird**). 

So  insbesondere: 

1.  Die  Bedingungen  der  Publicität,  der  Schriftlichkeit 
des  Grttndungsaktes  resp.  der  Schriftlichkeit  in  Verbindung  mit  dem 
Erfordernisse  der  Gründung  durch  öffentliche  Urkunde.  Auch 
die  Höhe  des  zu  versierenden  Prozentsatzes,  die  BeschrKn- 
kungen  betr.  der  Höhe  der  Aktien  sind  nach  demselben  Gesetze 
zu  beurteilen. 

2*  Demgemäfs  richtet  sich  auch  der  Beweis  der  Existenz 
der  Gesellschaft  nach  demselben  Gesetze,  das  diese  Existenz  normiert. 

3.  Auch  betr.  der  Nullität  der  auswttrtigen  Gesellschaft  sind 
in  erster  Linie  die  Gerichte  desjenigen  Staates  kompetent  zu  erkennen, 
dem  die  Gesellschaft  angehört*^).  Es  ist  jedoch,  insbesondere  nach 
griechischem  Rechte'^),  nicht  aus^rschlossen ,  dafs  sich  auch  ein 
griechisches  Gericht  mit  der  Nullität  einer  fremden  Aktiengesellschaft 
als  Präjudicialfrage  befasse;  nur  wird  es  in  diesem  Falle 
die  nach  dem  Personalstatut  sozusagen  der  Gesellschaft  zu  beurteilende 
Prtljudicialfrage  einfach  untersuchen,  um  auf  Grund  dieser  Unter- 
suchung die  notwendigen  weiteren  Konsequenzen  zu  ziehen,  nicht  aber 
wird  es  über  die  NuUitttt  erkennen  können ^^). 


61)  Vergl.  Lyon-Caen  ei  Renault  1118  ss.,  M.  Mouiier  1.  c  968 
u.  das.  dt.    S.  auch  Entscheidung  im  Journal  1882  S.  317. 

62)  So  u.  z.  ohne  Beschränkung  des  Satzes  Lyon-Caen  ei  Renault 
1119.    Vergl.  auch  Journal  1882  S.  317. 

63)  Einen  analogen  Fall  des  griechischen  Rechtes  yerffl.  bei  v.  Streit 
und  Dtohuniotis  in  der  Rechtsverfolgung  L  c.  S.  8.  S.  auch  unsere 
Mitteilung  in  dieser  Zeitschrift  IV  S.  372. 

64)  ^0  auch  eine  anakge  Lösung  Ym  Bayer ^  Vorträge  über  den  gem. 
CivUprozefs  §  69  S.  210. 
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4.  Konsequenter  weise  sind  endlich  auch  die  Auflösungs- 
bedingungen  nach  dem  Rechte  des  Heimatstaates  zu  beurteilen. 
Dafs  bei  Verlegung  des  Sitzes  einer  in  Griechenland  b^rUndeten 
Aktiengesellschaft  ins  Ausland  vorher  Liquidation  eintreten  mufs,  wird 
auch  nach  griechischem  Rechte  notwendigerweise  behauptet  werden 
mttssen  ®^). 

VI. 

Auf  der  anderen  Seite  sind,  wie  gesagt,  alle  die  öffentliche 
Ordnung  betreffenden  Grundsätze  der  griechischen  Gesetz- 
gebung von  den  auswärtigen  Aktiengesellschaften  einzuhalten. 

1.  Was  die  prozessualen  Regeln  anbelangt,  so  werden 
dieselben  weiter  unten  des   näheren  behandelt  werden  (s.  unter  VIII). 

2*  Wie  steht  es  nun  mit  der  Anerkennung  derjenigen  Aktien- 
gesellschaften, welche  zum  Gegenstande  ihrer  Operationen  Geschäfte 
haben,  die,  sei  es  der  völkerrechtlichen,  sei  es  der  rein  in- 
ländischen öffentlichen  Ordnung  widersprechen*^)? 

Für  den  Fall  eines  derartigen  Konfliktes  unterscheiden  Lyon' 
Caen  und  Benaultj  ob  die  vor  den  einheimischen  Gerichten  vor- 
gebrachte Klage  der  betr.  Aktiengesellschaft  sich  auf  Operationen 
bezieht,  die  nach  inlHndischen  Gesetzen  verboten  sind,  oder  auf 
einen  Gegenstand  gerichtet  ist,  der  mit  diesen  Operationen  nicht  in 
direktem  Zusammenhange  sich  befindet  Im  ersten  Falle 
meinen  sie,  sei  weiter  zu  unterscheiden;  ist  die  betr.  Operation 
aufserhalb  des  französischen  Territoriums  vor  sich  ge- 
gangen, so  ist  die  Klage  nicht  abzuweisen,  wenn  die  verletzte  Norm 
dem  inländischen  Rechte  eigenttlmlich  ist:  anders,  wenn  die  verletzte 
Norm  der  völkerrechtlichen  Rechtsordnung  angehört;  jeden- 
falls aber  sei  eine  Klage  nicht  abzuweisen,  die  auf  einen  den  an  sich 
verbotenen  gewöhnlichen  Operationen  der  betr.  Aktiengesellschaft 
fremden  Gegenstand  sich  bezieht. 

Diesen  höchst  scharfsinnigen  Unterscheidungen  pflich- 
ten wir  unter  folgender  Modifikation  bei:  unseres  Erachtens  ist 
vor  jeder  weiteren  Unterscheidung  daraufzusehen,  ob  etwa 
eine  Aktiengesellschaft  zu  einem  die  völkerrechtliche  Ordnung 
verletzenden  Zwecke  gegründet  ist;  sollte  dies  der  Fall  sein, 
80  müfste  dieser  Geselbchaft  Überhaupt  jede  Anerkennung  ver- 
sagt werden;  also  auch  solche  Klagen  derselben,  die  auf  Opera- 
tionen sich  beziehen,  welche  an  sich  erlaubt  sind,  mUfsten  abgewiesen 
werden;  denn  auch  diese  Operationen  stehen  doch  mit  dem  Zwecke 
der  betr.  Gesellschaft  in  notwendiger  Verbindung,  dienen  eben  diesem 
Zwecke   der  Gesellschaft.     Ganz   besonders   aber  darf  nicht  vergessen 


65)  Vergl.  Entscheidungen  des  R.G.  VII.  68  u.  b. 

66)  S.  Lyon-Caen  et  Renault  S.  1128,   M,  Montier  1.  c.  968  u. 
das.  est. 
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werden,  dafs  der  Staat,  der  eine  derartige  Gesellschaft  autorisiert  hat, 
resp.  ihr  gestattet  hat,  innerhalb  des  Bereiches  seiner  Grenzen  sich  m 
konstituieren  und  irgendwelche  Geschäfte  zu  treiben,  mit  dem  Völker- 
rechte sich  in  Widersprach  gesetzt  hat;  so  dürften  denn  diese  Ver- 
fügungen des  fremden  Staates  Überhaupt  keine  Geltung  beansprachen. 
Die  auswärtige  juristische  Person,  als  Kreation  eines  fremden  Rechtes, 
kann  eben  nur  dann  Anerkennung  finden,  wenn  sie  überhaupt  bat 
kreiert  werden  dürfen;  sie  hätte  aber  nicht  kreiert  werden  dürfen, 
wenn  ihre  Bestimmung  völkerrechtswidrig  ist.  Demgemäfs  sind  alle 
Akte  dieser  Gesellschaft  nichtig  und  können  sie  durch  keines  Staates 
Gerichte  geschützt  werden. 

Ist  dagegen  nur  das  inländische  Recht  verletzt ,  dann  sind 
weiter  die  Unterscheidungen  von  Lyon-Caen  und  Benault  za 
machen,  die  wir  oben  angef\ihrt  haben. 

3.  Selbstverständlich  ist  es  weiter,  dafs  die  in  Griechenland 
Geschäfte  treibenden  fremden  Aktiengesellschaften  sich  den  Polizei- 
Verordnungen  des  griechischen  Staates  —  so  z.  B.  betr.  des 
Handels  mit  verbotenen  Artikeln,  betr.  des  Handels  mit  gefährlichen 
Stoffen  etc.  —  fügen  müssen. 

4.  Über  die  aus  fiskalischen  Gründen  auch  den  auswärtigen,  in 
Griechenland  durch  ständige  Vertreter  Geschäfte  treibenden  Gesell- 
schaften auferlegte  Verpflichtung,  Specialbilanzen  der  im  Inland  statt- 
gehabten Operationen  aufzustellen,  wird  unten  (X)  die  Rede  sein. 


VII. 

Wir  haben  noch  einige  Special  fragen  zu  erörtern,  die  mit 
dem  Vorstehenden  in  engem  Zusammenhange  stehen. 

1.  Ob  eine  fremde  Aktiengesellschaft  juristische  Person  ist, 
entscheidet  den  allgemeinen  Grundsätzen  gemäfs  das  Heimatsgesetz  der 
Gesellschaft^^).  Dasselbe  Gesetz  entscheidet  auch  über  die  Ver- 
waltuugs-  und  Repräsentationsorgane  der  Gesellschaft  und 
über  die  Vollmacht  ihrer  Repräsentanten.  Danach  ist  also  auch  die 
Fähigkeit  der  fremden  Aktiengesellschaft,  vor  Gericht  zu 
stehen,  sowie  die  Vertretung  dieser  Gesellschaft  durch  ihre  Or- 
gane zu  beurteilen  ®®) ,  zumal  seitens  des  griechischen  Rechtes  die 
Prozefsf^higkeit  der  juristischen  Personen  voll  anerkannt  ist^^). 


67)  S.  0.  u.  Lyon-Caen  et  Renault  1125. 

68)  S.  dar.  auch  v.  Bar  IL  886,  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c.  1121. 
Böhm  1.  c.  8.  154  und  £ntBch.  des  K.G.  vom  14.  April  1882  (Entschei- 
dungen VI  S.  138). 

69)  Absolute  Prozefsonfähigkeit  kennt  das  griechische  Recht  nicht. 
Nach  Art.  74  O.Pr.O.  sind  alle  diejenigen  fahiff,  in  eigenem  Namen  vor 
Gericht  aufzutreten,  die  in  der  Dispositionsfllhi^eit  nicht  beschränkt  sbid. 
Von  den  Beschr&nkunffen  der  DispositionB-,  aemeemäfB  auch  der  ProzeCs- 
fähifi|keit  interessiert  die  Lehre  von  oen  Aktiengesellschaften  nur  die  infolge 
des  KLonkurses  eintretende  Beschränkung,  wer.  u.  Nr.  3. 
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2.  Ob  eine  auswärtige  Aktiengesellschaft  Civil-  oder  Handels- 
gesellschaft ist,  darüber  haben  im  allgemeinen  dieselben 
Grandsätze  Anwendung  zu  finden,  die  angewendet  werden  würden, 
wenn  es  sich  um  eine  fremde  physische  Person  handelte ^^).  Es 
wird  unseres  Erachtens  sowohl  das  Kriterium,  wonach  bestimmt  wer- 
den mufs,  ob  die  Kaufmannseigenscbaft  einer  Gesellschaft  beizulegen 
ist,  als  auch  die  Frage,  ob  diejenigen  Thatsachen  vorhanden  sind,  die 
auf  Grund  dieses  Kriteriums  die  Kaufmannseigenschaft  der  Gesellschaft 
ausmachen,  nach  demjenigen  Rechte  beurteilt  werden  müssen,  dem  die 
Gesellschaft  im  allgemeinen  unterworfen  ist^^),  also  dem  Rechte  des 
Staates,  in  dem  die  betr.  Gesellschaft  begründet  ist  und  ihren  Hauptsitz 
hat  Die  Kaufmannseigenschaft  ist  demnach  als  der  Gesellschaft  in- 
baerent  zu  betrachten,  ohne  dafs  weiter  berücksichtigt  würde,  ob  das 
inländische  Recht   —    die  lex  fori  —   ein  anderes  Kriterium  aufstellt. 

a.  Wenn  also  etwa,  nach  dem  Rechte  gewisser  Staaten,  die 
Aktiengesellschaft  schon  auf  Grund  ihrer  Form  Handelsgesell- 
schaft ist,  so  wird  jede  in  diesem  Staate  residierende  Aktiengesellschaft 
anch  im  Ausland  als  Handelsgesellschaft  gelten  müssen;  dies  wird 
auch  in  denjenigen  Staaten  der  Fall  sein,  die,  wie  z.  B,  der  griechische 
Staat,  nicht  jede  Aktiengesellschaft  als  Handelsgesellschaft  behandeln, 
sondern  ein  weiteres  Kriterium  ftir  die  Kaufmannseigenschaft  auf- 
stellen. 

b.  Nun  bestimmt  sich  nach  der  in  Griechenland  herrschenden 
Ansicht^')  der  Charakter  einer  Gesellschaft  nach  dem  Gegenstand 
der  Operationen  dieser  Gesellschaft,  gemäfs  Art  1  des  H.G.B., 
welches  besagt,  dafs  „derjenige  als  Kaufmann  anzusehen  sei,  der  Handels- 
geschäfte treibt  und  aus  dem  Handel  seinen  gewöhnlichen  Beruf  macht". 
Ein  besonderes  Gesetz  (vom  2./14.  März  1835)  bestimmt  weiter, 
welche  Geschäfte  Handelsgeschäfte  sind.  In  Konsequenz  obiger  Grund- 
sätze wird  also  jede  in  Griechenland  residierende  Aktiengesellschaft, 
die  gemäfs  dem  griechischen  Rechte  zu  bestimmende  Handelsgeschäfte 
treibt y  auch  im  Ausland  als  Handelsgesellschaft  gelten  müssen,  wie 
andererseits  auch  jede  fremde  Aktiengesellschaft  in  Griechenland  als 
Handelsgesellschaft  anzusehen  sein  wird,  fidls  sie,  abgesehen  von  den 
anter  a  erwähnten  Fällen,  nach  dem  Rechte  ihres  Heimatstaates  und 
infolge  der  nach  jenem  Rechte  zu  beurteilenden  Natur  ihrer  Operationen 
als  Handelsgesellschaft  daselbst  gilt 

Nur  eine  Beschränkung  wird  unseres  Erachtens  im  Interesse  der 
Kechtssicherheit  und  der  Rechtsgleichheit  diesen  Grundsätzen  hinzu- 
zuftigen  sein ;  wenn  eine  fremde  Gesellschaft  im  Inland  eine  Succursale 
oder  Agentur  zu  ständigem  Betrieb  von  Geschäften  gegründet 


70)  Lyon-Caen    et   EeuauU   l  c.    1127    in   Verb,    mit   I   Nr.  183 
QDd  211. 

71)  So  wohl  Äsaer-Rivier  Nr.  93.    Vergl.  r.  Bar  1.  c  II  S.  130. 

72)  S.  Petritsia  \.  c.  I.  43,  Rhallis  Lehrbuch  I  §  139. 

ZeiUehrift  U  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Band  VI.  21 
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hat,  80  wird  sie  sieb  den  nach  griechischem  Rechte  ftlr  Kanfleale 
geltenden  strengeren  Verpflichtangen  zu  fügen  haben,  falls 
ihr  infolge  ihrer  Operationen  im  Inland  die  Kaufmannseigenscbait  nach 
griechischem  Rechte  zukommen  wtlrde,  selbst  wenn  sie  von  ihrem 
Heimatstaate  nicht  als  Handelsgesellschaft  charakterisiert  sein  sollte. 
Dies  ist  eine  nattlrlicbe  Konseqaenz  der  in  der  Einleitung  ausgeftthrten 
Grundsätze,  wonacb  die  auswärtigen  juristischen  Personen  in  Vergleicb 
zu  den  inländischen  nicht  irgendwie  privilegiert  werden  können. 

Die  weitere  Frage,  wie  denn  zu  urteilen  ist,  wenn  die  Kaufimaniis* 
eigenschaft  festgestellt  werden  raufs,  damit  weiter  die  Natur  eines  von 
der  betreffenden  Person  vorgenommenen  Geschäftes  als  Handelsgeschäftea 
bestimmt  werde,  sowie  die  Fragen  nach  den  Konflikten  bei  Bestimmung 
der  Handelsgeschäfte  überhaupt  ^^) ,  wollen  wir  hier  des  näheren  nicht 
untersuchen.  Wir  können  darin  den  von  Asser  und  v,  Bar  ziem- 
lich tibereinstimmend  entwickelten  Grundsätzen  voll  beipflichten.  Irgend 
etwas  besonderes  wäre  aus  der  griechischen  Gesetzgebung  dabei  nicht 
hervorzuheben. 

Das  oben  angeführte  Gesetz  vom  2./14.  Mai  1887  über  Handels- 
geschäfte beruht  auf  ausschliefslich  französischem  Rechte.  Nur  darf 
nicht  vergessen  werden,  dafs  dieses  Gesetz,  welches  auch  Bestimmungen 
über  die  Kompetenz  der  Handelsgerichte  enthält,  darin  durch 
das  Gesetz  vom  28.  Mai  1887  modifiziert  worden  ist,  indem  dieses 
neuere  Gesetz  die  durch  die  Civilprozefsordnung  eingesetzten  beson- 
deren Handelsgerichte  aufgehoben  und  deren  Kompetenz 
auf  die  gewöhnlichen  Civilgerichte  übertragen  liat. 

8.  Auch  der  den  Konkurs  auswärtiger  Gesellschaften  betrefienden 
Grundsätze  kann  hier  nur  beiläufig  gedacht  werden.  Das  griechisehe 
Recht  enthält  bezüglich  des  Konkurses  keine  intemationalrechtlichen 
Bestimmungen,  an  denen  ein  Anhalt  gewonnen  werden  könnte,  um  sich 
ftlr  das  Territorialitäts-  oder  für  das  Universalitätsprincip  zu  ent- 
scheiden ''*). 

Die  Theorie  neigt  eher  dem  Universalitätsprincip  zu^^). 
Eine  feste  Praxis  hat  sich  nicht  gebildet.  Wichtig  ist  eme 
neuerdings  erlassene  Entscheidung  des  Athener  Appellgerichts '^) ,  wo- 
nach „die  Eigenschaft  als  Ausländer  einer  Konkurseröffnung  in  Griechen- 
land nicht  im  W^e  stehe«  zumal,  wenn  die  im  Ausland  (in  Belgien) 
domizilierte   Aktiengesellschaft'^'^)   in  Griechenland    nicht   nur  Handds- 


78)  S.  dar.  v,  Bar  1.  c.  II  §  290,  Aaser-Iiivier  Nr.  91,  Lyon- 
Jitnault  \,  c,  Böhnif  Die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen  8.  151. 

74)  Über  die  Fraffe  veivl  v.  Streit  und  Diohuniotis  1.  c.  S.  ^. 

75)  S.  Rhallis  8.  858  ff,  Diobuniotis  (IleQl  ävaxlriaeiüf  t<ov  nga^fotif 
rot'  nrtoxivoavTog),  Anfechtungslehre  im  Konkurse  §  14. 

76;  Nr.  1002  d.  Jahres  1892.  S.  dies,  in  dieser  Zeitschrift  o.  HI 
S.  187  und  im  Journal  XX.  S.  234. 

77)  Es  handelte  sich  um  eine  solche  Gesellschaft  im  vorliegenden  Pro- 
zefs;  dieselbe  war  bereite  an  ihrem  Domicil  in  Konkurs  erklärt  worden  und 
hatte  sich  auf  Grund  des  belg.  Gesetzes  vom  29.  Juni  1887  über  den  präven- 
tiven Zwangsvergleich  mit  ihren  Gläubigem  verglichen. 
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geschXfte  treibe,  sondern  ancli  einen  in  Griechenland  ansässigen  Repräsen- 
tanten habe,  der  im  Namen  der  Gesellschaft  zu  zeichnen  und  Verträge 
zu  schliefsen  befugt  sei  und  von  diesem  Recht  mehrfach  Gebrauch 
gemacht  habe/  Des  weiteren  führt  die  Entscheidung  aus,  dafs  selbst 
über  die  im  Auslnnd  an  ihrem  Niederlassungsort  in  Konkurs  geratene 
ausländische  Gesellschaft  im  Inland  ein  besonderer  Konkurs  erOfihet 
werden  könne,  wenn  sie  im  Inland  VermOgensstücke,  eine  selbständige 
Filiale  mit  besonderen  Gläubigern  und  Schuldnern,  besitze.  Der  durch 
eine  ausländische  Sentenz  eröffnete  Konkurs  wUrde  zwar  in  Griechen* 
Und  anerkannt,  ebenfalls  die  durch  dieselbe  ernannten  Liquidatoren 
und  Konkursverwalter,  sogar  ohne  besondere  Vollstreckbarkeitserklärung 
dieser  Sentenz ^^),  aber  dies  alles  gelte  nur  betr.  des  im  Ausland 
befindlichen  Vermögens  .  .  .  etc. 


VIII. 

Die  Bedingungen  und  Grenzen  der  Anerkennung,  sowie  der 
Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  der  auswärtigen  Aktiengesellschaften 
haben  wir  im  Vorstehenden  erörtert  Es  erübrigt  sich  nun  noch  der- 
jenigen Bestimmungen  des  griechischen  Rechtes  zu  gedenken,  die  auf 
alle  ausländischen  Personen,  auf  die  physischen  wie  auf  die  juristischen, 
sich  beziehen,  demgemäfs  auch  auf  die  ausländischen  Aktiengeselbchaften 
Anwendung  zu  finden  beanspruchen  können. 

Wir  sahen,  dafs  nach  griechischem  Rechte  dieAusländer  den 
Inländern  gleichgestellt  sind;  dieser  Satz  gilt  jedoch  nicht 
ohne  einige  durch  Special  Vorschriften  statuierte  Ausnahmen. 

1.  Die  wichtigsten  dieser  Ausnahmen  sind  zunächst 
folgende : 

a.  Die  Kompetenz  der  griechischen  Gerichte^*)  in  Pro- 
zessen zwischen  Ausländem  ist  nur  ausnahmsweise  begrttndet,  dann  näm- 
lich :  wenn  die  Staatsverträge  es  zulassen ;  wenn  sich  der  Ausländer  der 
griechischen  Gerichtsbarkeit  freiwillig  unterwirft;  wenn  er  in  Griechenland 
domiziliert  ist  und  es  sich  um  eine  Handelssache  handelt;  endlich  in  allen 
Fällen,  wenn  die  speciellen  Gerichtsstände  der  belegenen  Sache,  der  Identi- 
tät des  verfolgten  Rechtes  bei  dinglichen  Ansprüchen  ®^),  des  Vertrages  ^^), 


78)  Anders  allerdixiffs,  wenn  ea  sich  nicht  um  einfache  Aner- 
kennung, sondern  um  Vollstreckung  der  auswärtigen  Sentenz  handle. 
Griech.  KassaHonshof,  Entsch.  Nr.  118  des  Jahres  1850,  183  und  173  des 
Jahres  1861. 

79)  S.  dar.  r.  Streit  und  Diobnniotis  i.  d.  „Rechtsverfolgung 
i.  Intern.  Verkehr«  l.  c.  S.  16  f.   —  C.Pr.O.  Art  26-28. 

80)  Forum  continentiae  cau$arum, 

81)  Forum  eontractua;  bei  Civil  vertragen  das  Gericht  des  Ortes,  an 
welchem  nach  ausdrücklicher  Vereinbarune  erfüllt  werden  soll;  bei 
Hand^Bverträgen  das  Gericht  des  Ortes  des  v  ertragsschlusses  oder  der 
Vertragserfüllung. 

21* 
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der  geführten   Administration®^),    des  Deliktes   oder  des  Airestee  he> 
gründet  sind^). 

b.  Was  die  Prozesse  anbelangt,  in  denen  der  Klttger  In- 
länder, der  Beklagte  nicht  exterritorialer  AuslKnder  ist,  so 
kann  die  Klage  vor  jedem  sachlich  zuständigen  inländischen  Gerichte 
angestellt  werden,  gleichgtlltig ,  ob  der  Ansprach  persönlicher  oder 
dinglicher  Natur  ist,  gleichgültig  auch,  ob  derselbe  im  Inland  oder  im 
Ausland  entstanden.  Andererseits  kann  aber  auch  der  Inländer 
wegen  solcher  Verbindlichkeiten  vor  griechischen  Gerichten  belangt 
werden,  welche  derselbe  im  Auslande  gegenüber  In-  und  Ausländen 
übernommen  hat. 

c.  Der  Ausländer,  welcher  gegen  einen  Inländer  vor  einem 
griechischen  Gerichte  als  Kläger  auftritt,  hat  dem  Beklagten  auf 
dessen  Verlangen  wegen  der  mutmafslichen  Schäden  und  Kosten  Kau- 
tion zu  leisten,  aufser  wenn  er  in  Griechenland  hinreichendes  Immo- 
biliarvermögen besitzt  oder  an  seiner  Forderung  so  viel  unbestritten  ist, 
als  die  Kaution  betragen  müfste  ®^).  Die  Verbindlichkeit  zur  Kautions- 
leistung besteht  jedoch  nicht  in  Handelssachen. 

d.  Die  Ausländer  können  nicht  über  die  Hälfte  Miteigen- 
tümer an  griechischen  Schiffen  sein®^). 

e.  Nur  Inländer  haben  das  Recht  der  Küstenschiffahrt®^),  sowie 
das  Recht,  in  den  Territorialgewässem  zu  fischen. 

Dies  sind  im  wesentlichen  die  die  Rechtstellung  der  Ausländer 
beeinträchtigenden  Bestimmungen  des  griechischen  Rechts,  insoweit  es 
sich  natürlicherweise  um  Bestimmungen  handelt,  die  auch  auf  aus- 
ländische  juristische   Personen    Anwendung    haben    können.      Die 


82)  Bei  der  im  Auftrage  des  Gerichtes  geführten  Verwaltung  ist  dieses 
Gericht  zuständig.    (C.Pr.O.  Art.  19  Nr.  2.) 

83)  Bestritten  ist,  ob  in  obigen  Fällen  auch  das  Erfordernis  des  inlän- 
dischen Domizils  oder  Aufenthaltsorts  —  also  des  allgemeinen  Grerichts- 
standes  —  stets  vorhanden  sein  mufs.  Die  Frage  ist  nur  betr.  der  Handels- 
und Wechselsachen  gelöst,  indem  Art  19  §  1  der  C.Pr.O.  bestimmt,  dafs 
dieselben  vor  die  Gerichte  des  Wohnsitzes  aes  Beklagten  gehören.  Daraus 
wird  wohl  zu  schliefsen  sein,  dafs  nur  in  diesen  Sachen  das  Erfordernis  des 
Domizils  resp.  Aufenthaltsortes  zu  den  oben  im  Texte  genannten  hinzutreten 
mufs,  damit  die  Kompetenz  der  griechischen  Gerichte  in  genannten  FAllen 
begründet  sei. 

84)  S.  d.  Nähere  dar.  bei  r.  Streit  und  Diohuniolit  1.  c.  §  16. 

85)  Verordnung  vom  14.  Nov.  1836,  welche  Gesetzeskraft  besitzt.  Es 
entscheidet  natürlich  nicht  die  Nationalität  der  Aktionäre,  sondern 
die  Eigenschaft  der  Gesellschaft  selbst  als  einer  ausländischen.  S.  auch 
Desjardine,  Droit  maritime  I.  107.  Vergl.  Lyon^Caen  et  Renault 
1.  c.  y.  Nr.  57  SS.  Über  die  in  die  französische  Administration  auf  Grand 
eines  Gutachtens  des  Staatsrates  adoptierten  Beschränkungen  dieses 
Princips  vergl.  Journal  1895  8.  558  und  das  betr.  Gutachten  des  Staats- 
rates das.  1887  S.  250. 

86)  Dieses  Recht  ist  durch  speciellen  Vertrag  einigen  ausländischen 
Gesellschaften  eingeräumt. 
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ansscklierslich  auf  physische  Personen  anwendbaren  privilegia  odiosa 
brauchen  wir  hier  nicht  zu  berühren. 

2.  Diese  Aasnahznen,  besagt  Art.  13  des  Gesetzes  von  1859, 
haben  nur  da  zu  gelten,  wo  nicht  durch  yölkerrechtlichen 
Vertrag  das  Gegenteil  festgesetzt  worden  ist  So  werden  wir  dem- 
gemAfs  weiter  zu  untersuchen  haben,  welche  von  den  zahlreich  seitens 
Griechenlands  geschlossenen  völkerrechtlichen  Verträgen  eine  Änderung 
zu  Gunsten  bestimmter  Staaten  einfuhren,  dürfen  jedoch  dabei  nicht 
d  i  e  Frage  aufser  Acht  lassen,  ob  alle  für  die  „  A  n  g  e  h  ö  r  i  g  e  n  '^  der 
vertragSBchliefsenden  Staaten,  oder  wie  sonst  es  in  den  Verträgen  heifsen 
mag,  normierten  Grundsätze  ohne  weiteres  auch  auf  die  in  diesen 
Staaten  domizilierten  juristisclien  Personen,  insbesondere  die  Aktien- 
gesellschaften, angewendet  werden  dürfen. 

Es  kommen  hierbei  zweierlei  in  völkerrechtlichen  Verträgen  ent- 
haltene Vereinbarungen  in  Betracht,  und  zwar: 

a.  Zunächst  Vereinbarungen,  wonach  bestimmten  Arten  juristischer 
Personen,  insbesondere  Aktiengesellschaften,  die  beiderseitige  Anerkennung 
bei  den   vertragschliefsenden  Staaten   gesichert   wird.     Dar.  s.  o.  II.  ff. 

b.  Vereinbarungen,  wonach  den  „ Angehörigen '^  der  vertrag- 
schliefsenden Parteien  „Erwerbs-  und  Dispositionsfähigkeit  ^  , 
Bowei  „freier  Zutritt  zu  den  Gerichten  zur  Verfolgung 
and  Verteidigung  ihrer  Rechte^  in  den  resp.  Ländern  zu- 
gesichert wird.  Sei  es  ausdrücklich,  sei  es  auf  Grund  der  Klausel 
der  meistbegünstigten  Nation,  wird  die  völlige  „Handels- 
and  Schiffahrtsfreiheit '^ ,  sowie  die  völlige  Gleichheit  mit 
den  Einheimischen,  wie  in  der  Rechts-  und  Handlungs- 
fähigkeit, so  insbesondere  im  Handels-  und  Gewerbe- 
betrieb,   s  tipuliert®'). 


87)  Vergl.  auch  hier  den   Handels-   und   Schiffahrtsvertrag   zwischen 
Griechenland  nnd  dem  Deutschen  Reiche. 

„Art.  1.  Völlige  Handels-  und  Schiffahrtsfreiheit  wird  zwischen  den 
vertraf^hllefaenden  Teilen  bestehen. 

Die  Ansehörigen  eines  jeden  der  vertragschliefsenden  Teile  sollen 
in  dem  GeBiete  des  anderen  Teiles  in  Handel,  Gewerbe  und  Schiff- 
fahrt dieselben  Rechte.  Privilegien  und  Begünstigungen  geniefsen,  welche 
den  Einheimischen  oder  den  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation 
gewährt  sind  oder  werden  gewährt  weraen,  ohne  höheren  Taxen,  Steuern 
....  etc.  zu  unterliegen  .... 

Art  2.  Die  Angehörigen  der  vertragschliefsenden  Teile  werden  in 
dem  Bereiche  des  anderen  Teiles  gleich  den  Einheimischen^  das  Recht 
haben,  Jede  Art  von  Mobiliar-  und  Immobiliarvennögren  zu  besitzen,  durch 
Kauf,  Tansch,  Schenkung,  letzt  willige  Verfügung  oder  auf  irgendwelche 
andere  Art  zu  erwerben,  sowie  aufsertestamentarisch  zu  erben 

Art  8.  Die  Griechen  in  Deutschland  und  die  Deutschen  in  Griechen- 
land werden  völlige  Freiheit  haben  wie  die  Einheimischen,  ihre  ^^^elegen- 
heiten,  sei  es  persönlich,  sei  es  durch  Agenten  ihrer  eigenen  \^hl,  zu 
besorgen,  ohne  dafür  in^end welche  höheren  Taxen  etc zu  zahlen. 

Sie  werden  freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben,  um  ihre  Rechte 
geltend  zu  machen  und  zu  verteidigen;  sie  geniefsen  darin  gleiche  Rechte 
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3*     Aus  diesen  Bestiinmangen  kann  gefolgert  werden: 

a.  Nur  da,  wo  die  AktiengesellBchaften  eineti  Staates  besonders 
die  Zosicberung  ihrer  Anerkennung  in  einem  völkerrechtlichen  Yartrage 
erhalten  haben,  beeteht  für  Oriechenland  eine  völkerrechtliche 
Verbindlichkeit  zur  Anerkennung.  Mit  anderen  Worten,  es  ist  hier 
der  Ausdruck  „Angehörige''  nicht  dahin  zu  interpretieren,  dafa  er  auch 
die  Aktiengesellschaften  einbegriffe  und  die  allgemeine  Klausel  der 
meistbegünstigten  Nation  hilft  in  dieser  Beziehung  nicht  Denn  für  die 
Anerkennung  der  Aktiengesellschaften  sind  eben  specielle,  ausdrückliche 
Stipulationen  nur  iUr  bestimmte  Staaten  erfolgt^®).  Es  beweist  dies 
ganz  besonders  das  Verhalten  Griechenlands  su  England  in  dieser 
Frage;  England  hatte  mit  Griechenland  einen  allgemeinen  Handels^ 
und  Schiüahrtsvertrag  geschlossen,  worin  die  obengenannten  Zosiche^ 
mngen  betr.  der  Angehörigen  in  Verbindung  mit  der  Klausel  der 
Meistbegünstigung  enthalten  waren-,  nichtsdestoweniger  ist  es  i\ir  not* 
wendig  erachtet  worden,  dafs  eine  besondere  Abmachung  zur 
Zusicherung  der  Anerkennung  der  englischen  Aktiengesellschaften 
erfolg  te®'). 

Doch  diese  in  Frankreich  mit  besonderem  Eifer  diskutierte 
Frage,  infolge  der  daselbst  in  der  Praxis  adoptierten  strengen  Grund- 
sätze, hat  ftlr  Griechenland  nur  untergeordnete  Bedeutung.  Sahen 
wir  doch,  dafs  auch  ohne  vertragsmäfsige  Anerkennung  die  auswärtigen 
Aktiengesellscbaflen  in  Griechenland  rechtlichen  Bestand  haben  und 
dafs  den  völkerrechtlichen  Verträgen  und  den  Gesetzen  von  1861  und 
1881,  sowie  den  daraufhin  ergangenen  Verordnungen  nur  der  Sinn 
beigelegt  werden  kann,  dafs  bezüglich  der  von  diesen  Verfügungen 
betroffenen  Staaten  diese  freie  Behandlung  seitens  der  Gerichte  ge- 
sichert ist. 


wie  die  Einheimischen  und  können  wie  diese  bei  ihrem  Auftreten  vor 
Gericht  sich  der  Advokaten,  Bevollmächtigten  nnd  Agenten  bedienen,  die 
nach  den  Landeag^esetzen  zugelassen  sind.^  (Beachte  a.  o.  Anm.  30.) 
Ahnlich  gefialst  sind  die  Verträge  Griechenlands  mit  Ensland 
vom  29.  Oktober/10.  November  1886  und  Italien  vom  20.  März/1.  Apnl  1889. 
—  Eine  allgemeine  Meistbegünstigun^klansel  (resp.  die  Klausel,  wonach 
Gleichheit  mit  den  Einheimischen  stipuliert  wird)  enthalten  die  Verträge  mit 
Belgien  (Verträge  vom  13.  Augnst  1838  und  24.  Mai  1856),  Dänemark 
(Vertrag  vom  18.  Dezember  1843).  Holland  (Vertrat  vom  10.  Feluiiar 
1843),  Persien  (Vertrag  vom  15.  Januar  1862),  sowie  die  provis.  Verträge 
mit  Frankreich,  mit  Östereich-Ungarn,  mit  der  Schweiz  (Verträge 
vom  &/20.  Febr.  1891,  vom  30.  März/ 11.  April  1887,  vom  10.  Juni  1889). 
Weniger  bestimmte,  uor  auf  den  ,, Schutz  des  Handels''  bezügliche 
Vereinbarungen  enthalten  die  Verträge  mit  Rufsland  (vom  12.  Juni  1850X 
Schweden  und  Norwegen  (vom  15.  Dezember  1852),  der  Türkei  (vom 
27.  Mai  1855)  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (vom 
10.  Dezember  1837),  sowie  der  provb.  Vertrag  mit  Serbien  vom  17.  Juni  1894. 

88)  Vergl.  über  die  Frage  in  Frankreich  Lyon-  Caen  et  Renault 
L  c.  Nr.  1102,  M.  Montier  1.  c.  971  ss.  und  die  dort  cit  Lyon-Caen 
et  Renault  sprechen  sich  im  Sinne  der  im  Texte  verteidigten  Ansicht  ans. 
Anders  Weissy  Tratte  1.  c.  S.  440  u.  das.  cit. 

89)  S.  das  bes.  Dekret,  betr.  der  Engl.  Aktiengesellschaften  o.  H.  8. 
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b.  Äbnlicbes  ist  über  die  Erwerbs-  und  VerfUguugs- 
ftthigiKeit,  sowie  über  die  Frei  bei  t  zum  Handel  und  Gewerbe- 
betrieb der  Austender,  also  aucb  der  anslfindiscben  juristischen  Per- 
sonen, insbesondere  der  Aktiengesellschaften,  zu  sagen.  Aucfi  diese 
llechte  stehen  allen  AnslUndem  krai%  des  griechischen  Rechtes  zu  und 
es  ist  ein  Unterschied  zwischen  den  Angehörigen  der  Staaten,  denen 
dieselben  besonders  garantiert  sind,  und  denen  derjenigen  Staaten,  die 
sich  auf  einen  Vertrag  nicht  berufen  können,  keinesfalb  zu  statuieren. 
Die  kleinen  Ausnahnten,  betr.  der  Beteiligung  am  Eigentum  griechischer 
Handelsschiffe,  sowie  betr.  der  Küstenschiffahrt  und  Fischerei,  sind 
durch  die  Verträge,  insbesondere  auch  durch  die  Klausel  der  meist- 
begünstigten Nation,  nicht  berührt  Im  Gegenteil  ist  in  den  meisten 
dieser  Verträge  eine  besondere  Reservation  betr.  der  Küstenschifüahrt 
enthalten  und  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  die  Nationalität 
der  Schiffe  der  vertragschÜefsenden  hohen  Parteien  nach  dem  Rechte 
des  Heimatstaates  zu  beurteilen  sei;  die  Nationalität  der  Schiffe  steht 
aber  mit  jener  Eigentumsbeschränkung  ftlr  die  Ausländer  in  engem 
Zusammenhange. 

c.  Weit  wichtiger  ist  die  Frage,  betr.  der  Angehörigen  welcher 
Staaten  eine  Befreiung  von  der  Kautionsleistung  stipuliert 
ist*^).  Wo  natürlich  der  „freie  Zutritt  zu  den  Gerichten"  für  die 
Angehörigen  der  vertragschliefsenden  Staaten  garantiert  ist,  wird  von 
niemand  angezweifelt,  dafs  durch  diese  Klausel  die  Kautionsverbind- 
lichkeit aufgehoben  sei<^^),  ebensowenig  aber  auch,  dafs  diese  Auf- 
heboAg  auch  für  die  juristischen  Personen,  insbesondere  auch  die 
Aktien^eselbcbaften  des  betr.  Staates,  zu  gelten  habe.  Jedoch  auch 
auf  Grund  der  allgemein  gehaltenen,  ftir  die  „Angehörigen''  ohne  Be- 
schränkungen stipulierten  Klausel  der  meistbegünstigsten  Nation,  glauben 
wir,    mufs  das  Privileg  gewährt  werden*^).     Wo  die  Klausel  nur  auf 


90)  S.  M.  Montier  L  c.  S.  975. 

91)  Dies  ist  die  konstante  Praxis  der  ^ech.  Gerichte.  S.  v.  Streit 
n.  Diobuniotia  1.  c.  8.  26.  S.  auch  /?.  Vincent^  Les  tflrangers  tlevant 
le»  Trilmnaux  Francaia  8.  8  ff.  u.  unsere  Mitteilung  in  dieser  Zeit- 
schrift IV  375. 

92)  Ä.  M.  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c.  Nr.  1102  und  I  Nr.  409. 
Dais  der  Ausdruck  .Angehörige^  bezgl.  der  Befreiung  von  der  Kautions- 
leistimg auch  die  Aatiengesellschaften  —  insofern  sie  natürlich  anerkannt 
npd  —  ^begreift,  tragen  wir  kein  Bedenken  anzunehmen;  es  wäre  eben 
hier  kein  Grund  vorhanden,  einen  Unterschied  zu  machen  zwischen  phj- 
siachen  und  juristischen  Personen.  Schwieriger  ist  die  Frage,  ob  die  Meist- 
begünstigun^skUusel  genügt,  um  auch  von  der  Kantionsleistung  zu  befreien, 
wie  es  in  emigen  Verträgen  besonders  stipuliert  ist  Wo  diese  Klausel  so 
durchaus  aUgemein  gehalten  ist ,  wie  in  den  Verträgen  mit  Dänemark ,  Hol- 
land, Persien,  sowie  m  den  nrovis.  Verträgen  mit  Fmnkreich,  mit  Österreich- 
Ungarn  und  der  Schweiz,  aürfen  wir  u.  £.  annehmen,  dafs  vollkommene 
Gleichstellung  jre wollt,  mithin  auch  die  Exemption  vom  Kosten vorschufs  in- 
be^ffen  ist  Die  von  Lyon-Caen  Pt  Renault  (1.  c.)  gezogene  Parallele 
zwischen  der  Anerkeni^ung  der  Aktiengesellschaften  undder  fizemption  von 
der  CaiUio  pro  exjiennis  in  der  Interpretation  der  Meistbegünstigungsklausel 
ist,  glauben  wir,  nicht  am  Platze. 
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den  Schatz  dee  Handels  sich  bezieht,  wäre  nach  uoBerem  ErroeBsen 
die  Befreiung  von  der  Kaution  nur  auf  die  Handel  treibenden 
betr.  Ausländer  zu  beziehen  —  eine  Befreiung,  welche  übrigens,  wie 
wir  gesehen  haben,  in  Handelssachen  schon  durch  das  inländische 
Recht  in  Griechenland  gewährt  ist. 

Welchen  Staaten  nun  das  Privileg  zukommt,  ist  aus  der  Kom- 
bination dieser  Sätze  mit  den  oben  unter  Nr.  2  gemachten  Angaben 
leicht  festzustellen. 

d.  Inwieweit  endlich  durch  die  Klausel  des  freien  Zutritts 
zu  den  Gerichten  die  unter  la  oben,  betr.  der  exceptionellen 
Kompetenz  der  griechischen  Gerichte  in  Prozessen  unter 
Ausländem,  angefahrten  Sätze  eine  Modifikation  erleiden,  ist  eine  höchst 
delikate  Frage,  der  wir  hier  im  einzelnen  nicht  nachgehen  können**). 
Wir  neigen  zu  der  von  der  griechischen  civilprozessualen  Theorie**) 
verteidigten  Ansicht,  dafs  infolge  der  Klausel  die  Bestimmung  der 
Civilprozefsordnung  nicht  mehr  platzgreift,  wonach  nur  ausnahms- 
weise die  griechischen  Gerichte  in  Prozessen  zwischen  Ausländem 
kompetent  sind.  £^  wird  also,  wo  vertragsmäfsige  Vereinbarung 
existiert,  die  Klage  eines  Ausländers  gegen  einen  anderen  Ausländer 
nicht  abgewiesen  werden  dürfen  infolge  der  Eigenschaft  des  Klagen 
als  Ausländers,  selbst  wenn  die  speciellen  Gerichtsstände  nicht  be- 
gründet sind,  infolge  deren  die  Kompetenz  der  griechischen  Gerichte 
statuiert  sein  würde. 

Um  konsequent  zu  bleiben ,  müssen  wir  auch  hier  die  Klausel 
der  meistbegünstigten  Nation  ebenfalls  auf  die  besprochenen  Folgen 
des  freien  Zutritts  zu  den  Gerichten  beziehen,  sowie  auch  in  Prozessen, 
die  eine  Handelssache  betreffen,  denselben  freien  Zutritt  den  Angehörigen 
jener  Staaten  gewähren,  mit  denen  eine  Vereinbarung  nur  betr.  des 
Handels  getroffen  ist. 

Dafs  infolge  der  völkerrechtlichen  Verträge  die  oben  unter  1  b 
angeführten,  für  die  Inländer  gesetzten  Privilegien  nicht  ge- 
mindert werden,  unterliegt  unseres  Erachtens  keinem  Zweifel.  Anderer- 
seits sind  diese  Privilegien  auch  auf  die  Angehörigen  derjenigen  Staaten 
ausgedehnt,  denen  gleiche  Rechte  bei  ihrem  Auftreten  vor  den  griechi- 
schen Gerichten  gesichert  sind,  wie  den  Einheimischen. 

Diese  Kompetenzregel u  greifen  selbstverständlich  auch  gegenüber 
den  Aktiengesellschaften  Platz,  und  zwar  auch  dann,  wenn  das 
Heimatsgesetz  der  betr.  Gesellschaft  die  ausschliefsliche  Unterwerfting 
dieser  G esellschaft  unter  seine  Gerichte  anordnen  sollte.  Lyon-Caen 
und    Eenault^^)    bemerken    mit   Recht ,    dafs    durch    ein    derartiges 


98)  Betr.  des  franz.  Rechts  vergl.  Lyon-Caen  et  Renault  l.  c  I. 
S.  400. 

94)  S.  Feder,  Vorlesungen  über  griech.  C.Pr.  (Ai  n€Ql  Jixovo/x(as 
IlaQaJoaiis  S.  428,  und  Oeconomidesj  Handbuch  CEyx^tgt^^ov  IToX.  /lit.) 
§  45.  S.  130.    V.  Streit  u.  Diobuniotis  1.  c.  S.  16. 

95)  S.  l.  c.  1117  bis  u.  das.  cit.  Vergl.  auch  das.  I.  Nr.  405.  Vergl. 
V.  Bar  n.  S.  398  ff. 
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fremdes  Gesetz   die  einheimischen   absolut  gehaltenen  Kompetenzregeln 
nicht  modifiziert  werden  können. 


IX. 

Was  betr.  der  gewöhnlichen  Aktiengesellschaften  bisher  angeführt 
worden,  ist  unseres  Erachtens  analog  auf  die  auswärtigen  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  ohne  weiteres  zu  übertragen. 
Das  griechische  Recht,  ähnlich  dem  früheren  französischen  Rechte, 
kennt  zwar  eigentlich  diese  Form  der  Gesellschaft  nicht  ^®).  Es  ist 
jedoch  daraus  nicht  zu  folgern,  dafs  die  auswärtigen  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  etwa  in  Griechenland  nicht  anerkannt  würden. 
Auch  für  deren  Anerkennung  wird  es  genügen,  dafs  sie  in  ihrem 
Heimatstaate  gesetzmäfsig  zustandegekommen  seien.  Selbst  diejenigen, 
welche  den  oben  des  weiteren  ausgeftlhrten  strengeren  Grundsätzen 
betr.  der  fremden  Aktiengesellschaften  und  der  Interpretation  der  Gesetze 
von  1B61  und  1881  huldigen,  werden,  glauben  wir,  jene  strengen 
Grundsätze  auf  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  die  im  Ausland 
gegründet  worden,  nicht  ausdehnen  wollen,  da  doch  die  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  von  den  Gesetzen  von  1861  und  1881  nicht 
betroffen  sind'^).  Es  mufs  aber  bezüglich  dieser  Gesellschaften  jeden; 
fiills  die  allgemeine  Regel  gelten.  Sollte  das  fremde  Recht,  dem  die 
betr.  Gesellschaft  unterworfen  ist,  zur  Gründung  einer  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  das  Erfordernis  einer  Genehmigung  aufstellen, 
so  mufs  selbstverständlich  dieses  Erfordernis  erfüllt  worden  sein,  damit 
die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  dieser  Gesellschaft  auch  in  Griechen- 
land anerkannt  würde.  Das  Erfordernis  des  griechischen  Rechtee  da- 
gegen, das  in  Art.  37  des  H.G.B.,  betr.  der  Aktiengesellschaften,  auf- 
gestellt ist,  hat  ebensowenig  auf  auswärtige  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  wie  auf  auswärtige  Aktiengesellschaften  überhaupt  Geltung 
zu  beanspruchen. 

X. 

Wir  haben  nur  noch  mit  einigen  Worten  der  Besteuerung 
der  auswärtigen  Aktiengesellschaften  zu  erwähnen. 

A.  Neben  der  Gewerbesteuer,  der  nach  Art.  1  des  Gesetzes 
vom  16.  April  1867  jeder  In-  oder  Ausländer  unterliegt,  der  innerhalb 
des  Bereichs  des  griechischen  Staates  Handel  oder  Gewerbe  treibt, 
sowie  der  Gebäudesteuer,    die  für  im  Inland  belegene  Immobilien 


96)  Die  Fra^e  ist  jedoch  ftlr  das  griechische  Recht  bestritten.  Für  die 
im  Texte  verteidigte  Ansicht  s.  Euclide$  im  Journal  1.  c.  S.  60,  Anm. 
A.  M.  anf  Grund  Art  38  d.  H.G.B.  Petritsia  l.  c.  IL  8.  142.  Rhallis, 
Lehrb.  249.  —  Die  Kontroverse  bestand  übrifens  auch  betr.  des  früheren 
französiBGhen  Rechts.    S.  PardeasuH  Nr.  10^  u.  A. 

97)  So  bezgl.  der  französischen  Gesetze  M.  Montier  im  Journal  1.  c. 
958.  —  A.  M.  konsequent  ihrer  Ansicht  betr.  der  auswärtigen  Aktiengesell- 
Bchaften  Lyon-Caen  et  Renault  1.  c.  S.  794. 
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entrichtet  wird  —  Gesetze  vojcn  31*  Dezember  1867*^)  —  existierea 
gewisBe,  speciell  auf  den  Aktiengesellschaften  lastende 
Steuern.     Die  Bestimmungen  darüber  lauten  folgendermafsen : 

1.  Die  im  Ausland  residierende  Aktiengesellschaft,  die  im  Inland 
eine  Agentur  besitzt,  mufs  durch  ihren  Agenten  eine  jährliche  Bilanz 
der  im  Inland  vorgenommenen  Operationen  aufteilen  und  dar  zostttn- 
digen  Verwaltungsbehörde  unterbreiten  ^*).  Der  Finanzminister  hat  das 
Recht  —  ohne  dafs  dagegen  Rekurs  zullissig  wäre  —  gegen  den 
Agenten  einer  solchen  Gesellschaft  eine  Geldstrafe  von  50 — 500  Dr.  zu 
erkennen,  falls  derselbe  es  unterlassen  sollte,  innerhalb  eines  Monats 
nach  Aufstellung  der  Gesamtbilanz  der  betr.  Gesellsdiaft,  die  erwähnte, 
auf  die  im  Inland  stattgehabten  Operationen  bezügliche  Speeialbilanz 
zu  unterbreiten  ^^).  In  jedem  Falle  hat  der  Finanzminister  das  Recht, 
die  Untersuchung  der  Bücher  der  Agentur  anzuordnen  und  kann  er, 
falls  die  Gesellschaft  die  betr.  Jahresspecialbilanz  nicht  aufstellt,  den 
mutmafslichen  Reingewinn  aus  den  Operationen  der  Gesellschaft  fixieren, 
um  daraufhin  die  zu  entrichtende  Steuer  zu  fixieren  ^^^). 

2.  Innerhalb  dreier  Monate,  nach  Aufttellnng  der  Bilanz,  ist  eine 
Steuer  von  5  Prozent  vom  Reingewinn  in  die  Staatskasse  zu 
entrichten  ^^^).  Bei  nicht  fristgemäfser  Entrichtung  laufen  gegen  die 
]t>€tr.  Gesellschaft  Verzugszinsen  der  geschuldeten  Summe  und  ist 
eine  Geldstrafe  zu  zahlen,  die  sich  auf  das  ^/s  eben  dieser  Summe 
beläuft. 

Befreit  von  dieser  Besteuerung  sind  sämtliche  Aktiengesell- 
schaften y  welche  ihre  Kapitalien  ausschliefslich  auf  Viehzucht  und 
Ackerbau  verwenden  **^*). 

8.  Innerhalb  eines  Monats,  nach  Aufstellung  der  Bilanz,  ist 
eine  weitere  Steuer  in  Form  einer  Stempelgebtthr  zu 
entrichten,  indem  die  Quittungen,  die  von  den  Aktionären  der 
Gesellschaften  ftlr  den  Empfang  der  Dividenden  oder  sonstigen  Zinsen 
und  Gewinne  ausgegeben  werden,  einer  Gebühr  von  2  Prozent 
der  betr.  Summe  unterliegen. 

Bei  fremden  Aktiengesellschaften  ist  diese  Gebühr  nur  für  die 
in  Griech enland  gezahlten  Coupons  zu  entrichten ^^^).  Auch 
hier  laufen  Verzugszinsen  und  wird  eine  Geldstrafe  erkannt, 
die  der  geschuldeten  Summe  gleich  ist. 


98)  Sowohl  über  Gewerbe-  wie  über  Gebäudesteuer  sind  in  Menge 
spätere  Gesetze  ergangen,  die  im  Detail  manche  Modifikation  der  im  Texte 
erwähnten  anfänglichen  Gesetze  einführen.  Eine  Zusammenfassung  der  ver- 
schiedenen Gesetze,  wobei  wahrscheinlich  auch  materielle  Änderungen  we^ 
den  eingefolurt  weiden,  ist  in  Aussicht  genommen. 

99)  Ges.  vom  21.  Juni  1877  Art  2. 

100)  Art  2  des  Ges.  vom  18.  April  1880. 

101)  Art  2  §  5  des  Ges.  vom  21.  Juni  1877. 

102)  Vergl.   die    cit   Gesetze    m   Verbindung   mit    dem   Gesetz   vom 
24.  Juli  :885. 

103)  Ges.  vom  31.  März  1889. 

104)  Stempelges.  vom  30.  Dezember  1887  Art  16. 
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B.  Aufser  diesen  Steuern  unterliegen  einer  in  progressiver  Skala 
von  0.50  Dr.  bis  500  Dr.  (auf  Summen  von  400  bis  500  000  Dr.) 
steigende  Stemp^lgiebtthr,  di^  in  Griecbenli^pd  cirkulie*» 
renden  fremaen  Werte,  Farticipationsscheine,  Aktien- 
werte von  jeder  Art  ausländischer  Aktiengesellschaf- 
ten, sowie  die  jeder  Art  cirkuliereoden  zinstragenden  Obliga- 
tionen derselben*®*). 

CL  Es  wQide  zu  weit  fahren,  hier  weiter  noch  sämtliche  Stempel- 
gebtthren*®^)  zu  erwähnen,  die  allgemein  gehalten  sind  und  dem- 
gemäTs  auch  eine  AktiengesellBchaft  treffen  können. 

Interessant  ist  eine  im  Stempelgesetz  vom  30.  Dezember  1887 
Art  50  §  2  enthaltene  Bestimmung,  wonach  einer  AktiengeseUechaft 
zur  Strafe,  bei  Übertretung  der  Stempelgesetze,  die  durch  Dekret  ge- 
währte Autorisation  genommen  werden  kann.  Konsequent  kann  auf 
aosländiache  Aktiengesellschaften  diese  Bestimmung  nur  dann  Anwendung 
finden,  wenn  für  die  betr.  Gesellschaft  ein  sie  autorisierendes  besonderes 
Dekret  erlassen  worden.  Jedoch  auch,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ge- 
wesen, wird  gewi(s  einer  fremden  Aktiengesellschaft,  die  ihren  Steuer- 
verpflichtungen nicht  nachkommt,  der  Gewerbebetrieb  in  Griechenland 
verboten  werden  können. 


Nachtrag. 

Nach  Einsendung  dieses  Artikels  hat  Griechenland  noch  zwei 
wichtige  völkerrechtliche  Verträge  geschlossen: 

1.  den  Handelsvertrag  mit  Ägypten  vom  21.  März  1895, 

2.  den  Handels-  und  SchifTahrtsvertrag  mit  Belgien  vom  13./28«  Mai 
1895. 

Ersterer  enthält  die  Meistbcgünstignngsklausel  nur  bzgl.  des  Handels 
und  der  Schiffahrt. 

Letzterer  sichert  in  einem  besonderen  Artikel  die  Anerkennung 
der  Aktiengesellschaften  —  was  bereits  zwischen  Belgien  und  Griechen- 
land durch  die  oben  (IL  4)  angeftihrte  Deklaration  geschehen  war  — 
und  gewährt  in  einer  ausführlich  gefafsten  der  in  dem  Vertrage  mit 
Deutschland  (s.  Anm.  87)  enthaltenen  ähnlichen  Klausel  den  resp. 
ünterthanen  die  Rechte  der  meistbegünstigten  Nation  und  völlige  Gleich- 
stellung mit  den  Einbeimischen« 


105)  Art  15  dess.  Gesetzes. 

106}  So  z.  B.  in  Art  17  dess.  Gesetzes  die  auf  Fahrkarten  (Eisenbahn- 
bülets,  Schiffahrtsbillets  etc.)  belegte  Steuer  —  so  auch  die  Wechsel-,  Erb- 
Steuer  etc.,  die  Stempelgebühren  toi  notariellen  Urkunden  u.  s.  w. 
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Ist  die  Erhebung  einer  Widerklage  in  dem  Verfahren 
nach  §§  660  und  661  der  deutschen  CPr.O.  zulässig? 

Von  Laiidgericbtsrat  Hax  Klein  in| Ansbach. 

Die  deutsche  Civilprozefsordnung  hat  die  ZwangsvoUstreckung  aus 
in-  und  ausländischen  Urteilen  hinsichtlich  der  Voraussetzungen  der- 
selben nicht  in  gleicher  Weise  geregelt.  Während  ein  inlandisches 
Endurteil  auf  Grund  einer  vollstreckbaren  Ausfertigung  desselben  sofort 
in  Vollzug  gesetzt  werden  darf,  ist  die  Zwangs volbtreckung  aus 
ausländischen  Entscheidungen  von  einem  den  Ausspruch  ihrer  Voll- 
streckungszulässigkeit  bezweckenden  Rechtsstreite  abhängig  gemacht. 

Beztlglich  des  in  dem  letzteren  zu  beobachtenden  Verfahrens, 
für  welches  die  §§  660  und  661  der  CPr.O.  vorzugsweise  mafsgebend 
sind ,  ist  unter  anderem  die  Frage  streitig  geworden ,  ob  in  demselben 
die  Stellung  einer  Widerklage  statthaft  erscheine.  Die  in  be- 
jahendem Sinne  sich  aussprechenden  Ansichten  von  Wach  (Handb.  des 
deutschen  C.Pr.R.  [1885]  S.  485  Aum.  37)  und  von  Francke  (Zeitschr. 
f.  deutschen  C.Pr.  Bd.  8  S.  1  u.  flg.,  insbesondere  S.  99-— 101)  sind 
bei  I^ke  (Leske  und  Löwenfddj  Die  Rechtsverfolgung  im  intemat 
Verkehr  Bd.  I  S.  698  ü.  flg.,  insbesondere  S.  809)  und  besonders  bei 
V,  Bar  (Theorie  und  Praxis  des  internat.  Privatrechts,  2.  Aufl., 
Bd.  II  S.  523  u.  524)  entschiedenem   Widerspruche  begegnet. 

Aus  diesem  Grunde  dürfte  zu  einer  in  dieser  Beziehung  anzu- 
stellenden Untersuchung  vielleicht  ein  zureichender  Anlafs  gegeben  sein. 


I. 

Der  dem  inländischen  Gerichte  zustehende  Ausspruch ,  daCs  auf 
Grund  der  ausländischen  Entscheidung  eine  Zwangsvolbtreckung  zu- 
lässig sei,  erfolgt  nach  §  660  der  CPr.O.  in  einem  Vollstreckungs- 
urteile, welches  auf  die  dessen  Erlassung  anstrebende  Klage  ergeht. 
Aus  der  dieser  letzteren  in  prozefsrechtlicher  Hinsicht  zukommenden 
Eigenschaft  einer  gewöhnlichen  Klage  oder  —  wie  Wach  sich  ausdrückt 
—  einer  „Ordinarklage"  läfst  sich  allerdings  mit  diesem  Schriftsteller 
im  allgemeinen  der  Schlufs  ziehen,  dafs  gegenüber  derselben  eine 
Widerklage  ebenso  erlaubt  sei,  wie  gegenüber  einer  auf  Verurteilung 
des  Beklagten  gerichteten  Schuldklage.  Doch  ist  dieser  Folgerung  der 
von  Wach  nicht  erwähnte  Vorbelialt  noch  beizuftigen:  „falls  aus  der 
Civilprozefsordnung  nicht  etwas  Gegenteiliges  zu  entnehmen  ist.^ 

Eine  die  Widerklage  ausdrücklich  ausschliefsende  Vorschrift  enthält 
das  bezeichnete  Gesetz  allerdings  nicht  Ob  aber  ein  deren  Statthaftig- 
keit entgegenstehender  Wille  des  Gesetzes  aus  dessen  Bestimmungen  zu 
entnehmen  ist,  wird  im  Nachfolgenden  noch  dargelegt  werden. 
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II. 

Ehe  die  letztere  Frage  näher  zur  Erörterung  gebracht  werden 
wird,  mag  es  nicht  unzweckmäfaig  sein,  vorerst  noch  die  Einschrän- 
kungen in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  welche  für  die  Widerklage,  i  m 
Falle  dieselbe  als  zulässig  erachtet  werden  sollte,  durch  §  88 
der  C.Pr.0.  bedingt  sind. 

Nach  §  38  Abs.  1  kann  bei  dem  Gerichte  der  Klage  eine  Wider- 
klage erhoben  werden,  wenn  der  Gegenanspruch  mit  dem  in  der  Klage 
geltend  gemachten  Ansprüche  oder  mit  den  gegen  denselben  vor- 
gebrachten Verteidigungsmitteln  in  Zusammenhang  steht.  Diese  Be- 
stimmung findet  jedoch  nach  Abs.  2  des  §  88  keine  Anwendung,  wenn 
die  Zuständigkeit  des  Gerichts  für  eine  Klage  wegen  des  Gegenanspruchs 
auch  durch  Vereinbarung  nicht  würde  begründet  werden  können. 

Der  in  Abs.  1  verlangte  Zusammenhang,  d.  h.  rechtliche  Zusammen- 
hang (Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Civils.  Bd.  11  S.  428),  dürfte  wohl 
mit  der  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  besonders  aus  den  bei  Seufferty 
Kommentar  z.  C.Pr.0.,  7.  Aufl.,  S.  45 — 47,  entwickelten  Gründen  als 
materiell-rechtliche  Voraussetzung  der  Widerklage  und  nicht 
etwa  blofs,  wie  Löhning  in  seiner  ausführlichen  Abhandlung  über  die 
Widerklage  (Zeitschr.  f.  deutschen  CPr.  Bd.  4  S.  1  u.  flg.,  insbesonders 
S.  57 — 64)  behauptet,  als  Voraussetzung  des  Gerichtsstandes  der  Wider- 
klage anzusehen  sein. 

Hinsichtlich  der  in  §  88  gewählten  Ausdracksweise  „mit  dem  in 
der  Klage  geltend  gemachten  Ansprüche  oder  mit  den  gegen  denselben 
vorgebrachten  Verteidigungsmitteln''  wird  nun  von  Francke  auf  S.  100 
a.  a.  0.  folgendes  bemerkt: 

„Jedenfalls  aber  ist  hier  Klage  die  Klage  des  §  660,  nicht 
etwa  die  durch  das  ausländische  Urteil  erledigte  ursprüngliche  Aus- 
landsklage, der  mit  jener  Klage  geltend  gemachte  Anspruch  der  in 
diesem  Urteile  festgestellte  und  jetzt  zu  deutscher  Vollstreckung 
geltend  geroachte  Anspruch  und  sind  hier  daher  die  gegen  den  An- 
spruch vorgebrachten  Verteidigungsmittel  die  Vertcidigungsmittel  des 
Ver&hrens  der  §§  660  und  661«  nicht  etwa  diejenigen  des  Auslands- 
prozesses. ** 

Dieser  Auffassung  dürfte  beizutreten  sein.  Die  Rechtskraft  des 
Urteiles  hat  wohl  nach  allen  in  Deutschland  geltenden  und  auch  nach 
den  meisten  anderen  Civilrechten  die  Wirkung,  dafs  —  abgesehen  von 
dessen  Unabänderlichkeit  und  Vollstreckbarkeit  —  dasjenige,  worüber 
dasselbe  entschieden  hat,  unter  den  Parteien  nicht  weiter  mit  Erfolg 
bestritten  und  dasjenige,  was  in  dem  durch  dasselbe  abgeschlossenen 
Rechtsstreite  nicht  vorgebracht  wurde,  nicht  mehr  eingewendet  werden 
kann.  Sonach  sind,  wenn  die  Zulässigkeit  der  Widerklage  für  das 
Verfahren  nach  §  660  der  C.Pr.0.  lediglich  vom  Standpunkte  des  §  88 
der  C.Pr.0.  aus  beurteilt  wird,  unter  den  Verteidigungsmitteln 
nicht  die  im  Rechtsstreite  vor  dem  ausländischen  Gerichte  gegen  den 
Klaganspruch   vorgebrachten   oder   dort   versäumton  Einreden,    sondern 
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nur  diejenigen  zu  verstehen,  welche  auf  die  in  §  661  Abs.  2  der  C.Pr.0. 
ausdrücklich  hervorgehobenen,  der  ErUssung  eines  Vollstreckungsurteils 
entgegenstehenden  Gründe  sich  stützen. 

Anfserdem  sind ,  wie  das  Reichsgericht  in  seinen  Entschei- 
düngen  Bd.  13  S.  347  in  Übereinstimmung  mit  der  Mehrzahl  der 
Schriftsteller  mit  Recht  ausgesprochen  hat,  im  Verfuhren  nach  §  660 
der  C.Pr.0.  noch  die  nach  der  mündlichen  Schlufsverhandlnng  ent- 
standeneuy  den  durch  das  Urteil  festgestellten  Anspruch  selbst  betreffea- 
den  Einwendungen  gemäfs  §  686  der  C.Pr.0.  statthaft,  welche  hier 
auch  mittels  Einrede  zur  Geltung  gebracht  werden  können.  Sie  be- 
ziehen sich  nicht  auf  die  Gesetzmäfsigkeit  des  ausländischen  ElriLeimt- 
nisses,  sondern  vielmehr  nur  auf  das  Fortbestehen  des  durch  dieses 
entschiedenen  Anspruclis. 

Die  von  Francke  (S.  100)  ftlr  den  rechtlichen  Zusammenbang  von 
Verteidtgpingsmitteln  und  Widerklage  ang^ebenen  Beispiele  sind,  wie 
Wach  richtig  hervorhebt  (S.  485),  nicht  als  zutreffend  zu  erachten, 
weil  in  denselben  die  Widerklage  nur  für  den  Fall,  dafs  die  Einrede 
als  grundlos  befinden  würde,  als  erhoben  gelten  soll. 

Die  von  Wach  a.  a.  0.  vertretene  Meinung,  dafs  die  Widerklage 
statthaft  sei,  wenn  teilweise  kompensiert  und  teilweise  auf  dieselbe  hin 
verurteilt  werden  solle,  wird  ebenfalls  keine  Billigung  verdienen,  da 
die  nach  §  661  Abs.  2  zulässigen  Einreden  nicht  die  Geltendmachung 
einer  Gegenforderung  zum  Gegenstande  haben,  also  zur  Aufrechnung 
nicht  verwertet  werden  können. 

Ein  solcher  rechtlicher  Zusammenhang  wäre  etwa   dann  gegeben, 

a.  wenn  der  Beklagte  sich  damit  verteidigte,  dafs  die  in  §  661 
Abs.  2  Nr.  1—5  der  C.Pr.0.  in  negativer  Fassung  ausgedrückten 
gesetzlichen  Voraussetzungen  eines  Volktreckungsurteües  nicht 
.vorliegen,  und  wenn  derselbe  in  Anbetracht  dessen  eine  auf 
Grund  des  ausländischen  Urteiles  allenfalls  geleistete  Teilzahlung 
Widerklagsweise  zurückforderte  oder 

b.  wenn  der  Beklagte  behauptet  hätte,  dafs  er  nach  erfolgter  Er- 
lassung des  ausländischen  Erkenntnisses  den  durch  dieses  zur 
Zahlung  ihm  auferlegten  Betrag  entrichtet  oder  in  dieser  Beziehung 
mit  dem  Kläger  einen  Vergleich  abgeschlossen  habe,  und  wenn 
derselbe  zugleich  eine  bei  der  Zahlung  oder  Vergleichserfttllung 
irrtümlich  zu  viel  geleistete  Summe  mit  Widerklage  zurück- 
verlangt haben  würde. 

Der  im  Falle  zu  a  prozefsrechtlich  nicht  zu  beanstandenden  Wider- 
klage könnte  allerdings  aus  materiell  -  rechtlichen  Gründen  kaum  ein 
Erfolg  zu  teil  werden,  da  die  im  Hinblick  auf  die  ausländische  Ent- 
scheidung bethätigte  Zahlung  nicht  als  ohne  rechtfertigenden  Grund 
erfolgt  anzusehen  wäre. 

Der  „mit  der  Klage  geltend  gemachte  Anspruch''  be- 
deutet ftlr  die  liior  erörterte  Frage  nicht  etwa  den  Antrag  auf  Er- 
lassung  eines    Vollstrockungsurteiles ,    sondern   die    vom    ausländischen 
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Richter  festgestellte  Forderung.  Das  im  auswärtigen  Staate  erlassene 
Urteil,  welches  einen  Klaganspruch  ganz  oder  teilweise  für  begründet 
erklärt,  bat  denselben  zur  richterlichen  Anerkennung  und  Feststellung 
gebracht,  nicht  aber  aufgehoben.  Die  Grundsätze  des  älteren  römischen 
Rechts  in  Bezug  auf  den  durch  die  Klage  bewirkten  Verbrauch  (Kon- 
samtion) der  Forderung  erscheinen  heute  nicht  mehr  als  anwendbar. 
Im  Verfiihren  nach  §  660  der  CPr.O.  darf  desiialb  nach  Mafsgabe  des 
§  33  der  CPr.O.  eine  Widerklage  erhoben  werden,  welche  mit  dem 
durch  die  (remdrichterliche  Entscheidung  für  begründet  erkannten  An- 
sprache in  rechtlichem  Zusammenhange  steht.  So  eingeschränkt  hie- 
nach  vom  G^iehtspunkte  dieses  Paragraphen  aus  das  Gebiet  der  mit 
den  vorgebrachten  Verteidigungsmitteln  in  rechtlichem  Zusammen- 
hange stehenden  Widerklage  ist,  so  ausgedehnt  erscheint  deren  Anwend- 
barkeit, wenn  zwischen  ihr  und  dem  in  der  Klage  geltend  ge- 
machten Ansprüche  ein  solcher  Zusammenhang  vorhanden  ist. 
Damit  erledigt  sich  die  Ansicht  Jjeskes  a.  a.  0.  S.  809,  dafs  die  Er- 
hebung der  Widerklage  um  deswillen  unstatthaft  sei,  weil  zwischen 
dem  materiellen  Gegenansprüche  oder  den  vorgebrachten  Verteidigungs- 
mitteln und  dem  bei  der  Vollstreckungsklage  geltendgemachten  An- 
sprache aufZnlässigkeit  der  Vollstreckung  das  Erforderais  der  Konnexität 
nicht  bestehe. 

III. 

Ob  die  im  Vorstehenden  für  die  beschränkte  Zulässig- 
keit  der  Widerklage  aus  §  38  der  CPr.O.  gezogenen  Folge- 
rungen mit  den  §§660  und  661  dieses  Gesetzes  in  Übereinstimmung 
zu  bringen  sind,  bat  nunmehr  den  Gegenstand  der  weiteren  Erörterung 
zu  bilden. 

Die  beiden  Absätze  des  §  661  der  CPr.O.,  mit  einander  in  Ver- 
bindung gebracht,  lassen,  wie  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  6  S.  100 
u.  %. ,  insbesonders  8.  104,  näher  dargelegt  wird,  zwei  Regeln  ent- 
nehmen, nämlich  dafs  das  Vollstreckungsurteil 

a.  nur  unter  den  in  Abs.  2  angegebenen  Voraussetzungen  und 

b.  —  vorbehaltlich  der  in  Abs.  2  erwähnten  Fälle  —  ohne  Prüfung 
der  Gesetzmäfsigkeit 

zu  erlassen  ist  Wie  f\lr  ein  solches  Urteil  weitere  als  die  in  §  661 
Abs.  2  angeführten  Voraussetzungen  nicht  mafsgebend  sind,  so  darf 
dasselbe  aber  auch  aus  anderen  als  den  dort  erwähnten  Gründen  — 
abgesehen  von  dem  Falle  des  §  686  der  CPr.O.  —  nicht  verweigert 
werden  (Seuffert^  Kommentar  zur  C.Pr.O.  §  661  Anm.  2  S.  848  der 
7.  Aufl.).  Demnach  ist,  von  §  686  abgesehen,  fUr  Einreden  im 
Verfahren  nach  §  660  der  CPr.O.  nur  insoweit  Raum  gegeben,  als 
dieselben  geltend  machen,  dafs  den  Erfordernissen  des  §  661  Abs.  2 
nicht  Genüge  geleistet  sei. 

Das  Gleiche  roüfste  für  die  Widerklage  gelten,  wenn  derselben 
die  rechtliche  Eigenschaft  einer  Einrede  zukäme.     Dies  ist  indes  nicht 
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der  Fall.  Obwohl  aus  dem  Wortlaute  des  §  251  der  C.Pr.O.  za 
Bchliefsen  sein  möchte,  dafs  die  Widerklage  nur  als  ein  Yerteidignngs- 
mittel  zu  erachten  sei,  so  wird  dennoch  bei  näherer  Inbetrachtziehung 
der  Civilprozefsordnung ,  wie  dies  seitens  Löhnings  in  der  bereits  er- 
wähnten Abhandlung  (S.  22—29)  geschah,  der  dort  auf  S.  28  aas- 
gesprochene Satz  gerechtfertigt:  „Die  Widerklage  wird  beztiglich  der 
Form  und  Zeit  ihrer  Geltendmachung  wie  eine  Einrede  behandelt; 
ihre  innere  rechtliche  Natur  als  wirkliche  Klage,  sowie  ihre 
sonstige  prozessualische  Behandlung   wird  aber  hiervon  nicht  berührt." 

Trotz  dieses  rechtlichen  Unterschiedes  sind  Einrede  und  Wider- 
klage für  die  hier  besprochene  Frage  nicht  verschiedenartig  zu  be- 
handeln. Soweit  die  Entstehungsgeschichte  der  Civilprozefsordnung 
ersehen  läfst,  hat  der  Gesetzgeber  die  Frage,  ob  die  Widerklage  im 
Verfahren  nach  §  660  zuzulassen  sei,  garnicht  in  das  Bereich  seiner 
Erwägungen  gezogen.  Hätte  er  dies  gethan  und  hierüber  eine  Ent- 
scheidung getroffen,  so  wäre  er  bei  der  letzteren  sicherlich  durch  die 
Rücksichtnahme  auf  die  eigenartige  Gestaltung  jenes  Verfahrens  geleitet 
worden.  Der  dem  §  661  Abs.  2  zu  Grunde  liegende  Zweck  würde 
nicht  erreicht,  wenn  es  dem  Beklagten  freistünde,  die  durch  jene 
Gesetzesstelle  in  der  Eigenschaft  von  Einreden  zurückgewiesenen  Ver« 
teidigungsmittel  in  den  nach  §  88  der  C.Pr.O.  hiezu  sich  eignenden 
Fällen  in  der  Form  von  Widerklagen  unbeanstandet  einzuführen.  Ab- 
gesehen von  d«n  Gesichtspunkten  der  Folgerichtigkeit  und  Zweck- 
mäfsigkeit  müfsten  aber  auch  Billigkeitsrücksichten  eine  bestimmende 
Wirkung  auf  den  Gesetzgeber  äufsorn.  Solchen  Rücksichten  entspricht 
es  zwar,  dafs  es  einem  Beklagten  gestattet  ist,  bei  seinem  eigenen 
Gerichtsstände  den  dem  letzteren  nicht  unterworfenen  Kläger  wc^n 
eines  ihm  gegen  diesen  zustehenden,  mit  der  Klagforderung  rechtlich 
zusammenhängenden  Anspruches  während  des  Rechtsstreites  im  Wege 
der  Widerklage  zu  belangen.  Es  mufs  aber,  wie  v,  Bar  a.  a.  0.  II 
S.  528  mit  gutem  Grunde  bemerkt,  als  die  gröfste  Unbilligkeit  an- 
gesehen werden,  wenn  dem  Beklagten  die  Befugnis  zur  Erhebung  der 
Widerklage  nach  abgeschlossenem  Rechtsstreite  gegenüber  dem  auf 
ein  rechtskräftiges  Urteil  sich  stützenden  Kläger  eingeHlumt  wird. 
Denn  hierdurch  wird  der  letztere  genötigt,  den  Vollzug  der  voU- 
streckungsreifen  Entscheidung  insolange  aufzuschieben,  bis  ein  weiterer 
ordentlicher  Rechtsstreit,  in  welchem  Beweisbeschlüsse  und  ein  be- 
dingtes Endurteil  möglich  sind,  seine  rechtskräftige  Erledigung  ge- 
funden hat. 

Demgemäfs  darf  als  Wille  des  Gesetzgebers  gelten,  dafs  die 
Widerklage  —  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  686  der  C.Pr.O. 
—  im  Verfahren  nach  §  660  unstatthaft  sein  solle.  Der  Vorbehalt 
des  in  §  686  vorgesehenen  Falles  findet  darin  seine  Rechtfertigung, 
dafs  die  nach  der  Schlufsverhandlung  entstandenen,  durch  Einsprach 
nicht  mehr  geltend  zu  machenden  Einwendungen  durch  diese  Gesetzes- 
Btelle   ohne   Einschränkung   zugelassen   und   dafs    deshalb   die  für  die 
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AofiachliefBang    der    Widerklage    oben    angeführten    Erwttgongen    hier 
nicht  anwendbar  sind. 

IV. 

£b  fragt  sich  nnnmebr,  ob  in  der  Civilprozefsordnang  jener  Wille 
des  Gesetzgebers  auch  in  erkennbarer  Weise  Ausdruck  gefunden 
hat  Denn  nicht  die  unausgesprochene  Vorstellung  und  Absicht  des  letz- 
teren, sondern  nur  sein  in  verfassungsmäfsiger  Weise  zur  Erscheinung 
gelangter  Gedanke  und  Wille  bilden  das  Gesetz.  (Ähnlich  ftufsert 
sich  Wach  a.  a.  0.  S.  256.) 

Durch  §  661  der  CPr.O.  ist,  wie  bereits  in  Ziffer  III  oben 
erwähnt  wurde,  die  Bestimmung  getroffen  worden,  dafs  das  vorbehalt- 
lich der  Fillle  in  Abs.  2  dieses  Paragraphen  ohne  Prüfung  der  Gesetz- 
rnttTsigkeit  zu  erlassende  Vollstreckungsurteil  unter  den  in  Abs.  2  an- 
gegebenen Voraussetzungen  eingehen  mtisse  und  nur  unter  diesen 
ergehen  dürfe.  Die  Infinitivkonstruktion  „ist  —  zu,  ist  nicht  —  zu^ 
(nilmlich :  erlassen),  welche  bei  der  nicht  immer  folgerichtigen  Ausdrucks- 
weise der  Civilprozefsordnung  in  letzterer  sowohl  für  blofs  instruktio- 
nelle  (reglementHre) ,  als  auch  für  sehr  wesentliche  (obligatorische) 
Vorschriften  gewählt  wird  (man  vergl.  die  Abhandlung  von  Heilbutj 
„Müssen  und  Sollen  in  der  deutschen  Civilprozefsordnung**  im  Arch. 
f.  civilist  Praxis  Bd.  69  S.  831  flg.,  insbes.  S.  402—414),  ist  in 
§  661  in  obligatorischem  Sinne  gebraucht  Sind  die  Voraussetzungen 
des  §  661  Abs.  2,  bei  deren  Beurteilung  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenartigkeit der  einzelnen  Gesetzgebungen  dem  richterlichen  Er- 
messen allerdings  ein  gewisser  Spielraum  eingeräumt  ist  (diese 
Zeitschr.  Bd.  6  S.  118 — 120),  als  erfüllt  zu  erachten,  so  erscheint 
das  Gericht,  eben  weil  dasselbe  alsdann  zur  Erlassung  des  VoU- 
Btreckungsurtdles  verpflichtet  ist,  auch  nicht  mehr  dazu  berechtigt, 
wegen  der  von  ihm  nach  §  33  der  CPr.O.  als  statthaft  erkannten 
Widerklage  etwa  noch  einen  Beweisbeschlufs  oder  ein  bedingtes  End- 
urteil zu  erlassen.  Die  Nichterwähnung  der  Widerklage  in  §§  660 
0.  flg.  der  C.Pr.0.  ist  daher  in  dem  Sinne  auszulegen,  dafs  dieselbe 
für  das  diesbezügliche  Verfahren  ausgeschlossen  worden 
ist  Eine  Ausnahme  bildet  die  mit  den  Einwendungen  gemäfs  §  686 
in  rechtlichem  Zusammenhange  stehende  und  auf  diesen  Paragraphen 
sich  stützende  Widerklage ,  deren  Zulässigkeit  nicht  nach  §  661 ,  son- 
dern nach  §  38  der  CPr.O.  zu  bemessen  ist. 

V. 

Nach  der  in  Ziffier  IV  enthaltenen  Darlegung  kann,  wie  hier 
nicht  unbemerkt  bleiben  soll,  der  Annahme  IVanckes  (S.  99  unten 
and  S.  100  oben),  dafs  gegenüber  einer  Klage  auf  Erlassung  eines 
VoUstreekungsurteils  eine  „auf  deutsche  Zwangsvollstreckung  einer 
anderen  Entscheidung^  gerichtete  Widerklage  zulässig  sei,  nicht  bei- 
getreten werden. 

ZeiUehrifl  f.  intern.  PriT»t-  u.  StralEreoht  eto.,  B«nd  VI.  22 
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Nicht  im  Rahmen  der  Torliegenden  Bearbeitung  ist  die  Frage 
gelten,  ob  gegen  eine  im  ordentlichen  Verfahren  erhobene  Klage 
eine  Widerklage  voxgebracht  werden  kann,  welche  ein  VoUstreckungB- 
orteil  im  Sinne  des  §  660  der  C.Pr.O.  bezweckt  Da  für  eine  der- 
artige Widerklage,  welche  sich  nicht  gegen  den  Antrag  auf  Erlassong 
eines  Vollstreckungsurteiles  richtet,  nicht  §  661«  sondern  vielmehr  nur 
§  33  entscheidend  ist,  so  ist  dieselbe  mit  FVancke  8.  98  allerdings 
für  statthaft  zn  erachten,  insofeme  die  Voranssetzang  der  letzteren 
Oesetzesstelle  in  Abs.  1  zntriffi:  nnd  in  den  betreffenden  seltenen  FülieD 
die  Bestimmung  des  Abs.  2  nicht  entgegensteht.  — 


Die  Immaterialgüter  im  internationalen  Recht 

Von  jr.  KoUer  in  Berlin. 
(Fortsetzung.) 

§4. 
Die  Principien  der  Bemer  Konvention^^*). 

A. 

Die  Bemer  Konvention  will  die  Ausländer  der  Verbandsstaaten 
den  Inländern  gleichstellen,  also  eine  Gemeinsamkeit  mehrerer  Staaten 
bilden ,  kraft  welcher  die  Mitgliedschaft  zum  einen  Staate  die  Autor- 
rechte bezüglich  aller  Verbandsstaaten  gewährt.  £b  soll  also  den  Be- 
stimmungen der  einzelnen  Länder,  wonach  nur  der  Inländer  zum  Autor- 
schütze  zugelassen  wird ,  eine  Ergänzung  gegeben  und  sollen  die  Mit- 
glieder der  Verbandsländer  so  betrachtet  werden,  als  wenn  ihnen 
tiberall  im  Verbände  das  Indigenat  zustände. 

Es  Iragt  sich  aber,  ob  dies  das  einzige  Ziel  der  Bemer  Konven- 
tion war;  ob  sie  nicht  noch  folgendes  erstrebte:  dafs,  wenn  ein  Mit- 
glied eines  Verbandsstaates  in  diesem  Staate  nach  den  Voraussetzungen 
seiner  Gesetze  das  Autorrecht  erworben  hat,  es  im  ganzen  Verbände 
das  Autorrecht  erwirbt,  ohne  dafs  es  noch  weiter  diejenigen  Forma- 
litäten zu  erftlUen  hat,   welche  die  übrigen  Verbandsländer  verlangen? 


40«)  Meine  Abhandlung  ist  vor  der  Pariser  Konferenz  von  1896 
und  vor  der  Veröffentlichung  ihrer  Beachltlsse  im  Droit  ctavteur  IX  p.  77  f. 
übergeben  worden.  Über  diese  Beschlüsse  vergl.  nunmehr  Note  56^  60,  63, 
70*,  7U. 
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Eine  der  schwerwiegendsten  Fragen  der  Bemer  Konvention;  denn 
yon  ihrer  Beantwortung  hängt  Tomehmlich  die  praktische  Bedeutung 
des  in  ihr  gewährten  Ausländerrechts  ab. 

Meines  Erachtens  kann  es  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  der 
Geist  der  Bemer  Konvention  dahin  geht,  dafs  nicht  nur  der  Ausländer, 
der  in  seinem  Lande  die  Bedingungen  erfüllt  hat,  im  Inlande  als  In- 
länder behandelt  wird,  sondern  dafs  auch  die  Erfüllung  der  Be- 
dingungen in  seinem  Lande  die  Erfüllung  der  Bedingungen  im  ganzen 
Gebiete  der  Bemer  Konvention  reprilsentiert ;  mit  anderen  Worten, 
dafs  das  Staatsgebiet  der  Bemer  Konvention  insofern  als  Einheit  zu 
betrachten  ist,  dafs,  wer  in  einem  Teil  dieses  Gebietes  nach  den  dort 
bestehenden  Gesetzen  den  Schutz  erlangt  hat,  hiemach  den  Schutz  im 
ganzen  Verbände  geniefst. 

Dies  ergiebt  sich  meines  Erachtens  aus  a.  2  der  Konvention  auf 
das  klarste;  denn  wenn  hiemach  der  „Genufs  dieser  Rechte**  von  der 
Erfüllung  der  Bedingungen  und  Formalitäten  des  Ursprungslandes  ab- 
hängig ist,  so  kann  dies  nicht  so  gemeint  sein,  dafs  der  Ausländer 
durch  Erfüllung  dieser  Bedingungen  erst  die  Möglichkeit  erwirbt,  sich 
durch  Erfüllung  der  Bedingungen  der  übrigen  Staaten  das  dortige 
Autorrecht  zu  erwerben ;  sonst  würde  die  Fassung  wohl  so  lauten :  sie 
geniefsen  diese  Rechte,  sofern  sie  im  Ursprungslande  und  sodann  in  den 
übrigen  Verbandsländem  die  Bedingungen  erfüllt  haben ;  eine  Ausdracks- 
fonn  wie  die  vorliegende  wäre  gegenüber  einem  Sinne  derart: 

der  Ausländer,  der  im  Urspmngslande  die  Bedingungen  erfüllt  hat, 
erlangt  dadurch  in  den  übrigen  Verbandsstaaten  die  Rechte  des  In- 
länderSf  nämlich  die  Rechte,  durch  Erfüllung  der  dort  dem  Inländer 
vorgeschriebenen  Bedingungen  das  inländische  Urheberrecht  zu  er- 
werben, 

wenig  kongruent.  Auch  liefse  sich  nicht  gut  absehen,  warum 
denn  die  Erfüllungen  der  Bedingungen  im  Ursprungslande  vorausgesetzt 
wird.  Das  Autorrecht  ist  nicht,  wie  das  Markenrecht,  ein  Individual- 
recht, das  als  einheitliches  Recht  für  das  gesamte  Rechtsgebiet 
vom  Heimatlande  abgeleitet  werden  kann,  so  dafs  das  Recht  im 
fremden  Staate  nur  die  Erstreckung  und  Ausstrahlung  des  heimatlichen 
Rechts  wäre.  Allerdings  hat  die  Bemer  Konvention  in  a.  2  die  Be- 
stimmung, dafs  das  Recht  in  den  übrigen  Staaten  nicht  länger  dauert, 
als  das  Recht  im  Ursprangsstaate ;  allein  diese  Bestimmung  hat  einen 
anderen  innerlichen  Grand.  Ursprangsstaat  im  Sinne  der  Bemer  Kon- 
vention ist  ja  nicht  gleich  Heimatland,  sondern  das  Land,  in  welchem  die 
erste  Veröffentlichung  erfolgte  ^^).  Der  Autor  des  Landes  A  kann 
daher  im  Lande  B  die  erste  Veröffentlichung  unternehmen,  dann  ist 
das  Land  B  das  Ursprungsland  und  ^r  die  gesetzlichen  Bedingungen, 
wie  für  die  Dauer  des  Rechts  mafsgebend.  Es  ist  nun  erklärlich,  dafs 
man    für   das   ganze  Konventionsgebiet   eine    gleiche   Autorfrist   haben 


41)  Nur  bei  nicht  veröffentlichten  Werken  gilt  das  Heimatümd. 

22* 
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wollte:  dies  kommt  aber  nicht  davon,  dafs  das  Heimatland  des  Auto» 
für  das  Schicksal  seines  Werkes  mafsgebend  wäre,  sondern  davon,  dafs 
womöglich  nur  eine  Frist  für  das  ganze  Verbandsgebiet  besteben  soU 
und  daher  natargemäfs  das  Land  der  ersten  Veröffentlichung  für  das 
Autorschicksal  entscheidend  sein  mnfs.     Doch  davon  sofort. 

Ist  aber  dem  so,  dafs  das  Ursprungsland  vom  Heimatlande  ver- 
schieden ist  und  dafs  das  Autorrecht  nicht  etwa  im  Heimatlande  als 
dem  für  die  Individualität  des  Autors  mafsgebenden  Lande  seine  Aus- 
strahlung nimmt,  so  kann  auch  die  Erfüllung  der  Bedingungen  im  sog. 
Ursprungslande  nicht  die  Bedeutung  haben,  dafs  hier  nur  zunächst  ein 
Grundrecht  geschaffen  würde,  zu  dem  das  Recht  in  den  Verbands- 
ländem  als  Accessorium  hinzutreten  müfste  unter  Erfüllung  der  dortigen 
Bedingungen;  ist  das  Recht  proklamiert,  eines  der  Verbandsländer  ab 
Staat  des  ersten  Erscheinens  auszuwählen,  so  kann  damit  nur  gesagt 
sein :  in  diesem  Lande  müssen  die  Bedingungen  des  Autorschutzes  »• 
füllt  sein,  und  sind  sie  hier  erfüllt,  so  ist  damit  alles  geschehen,  um 
einen  Schutz  im  Gebiete  der  Konvention  zu  erlangen. 

Dazu  kommt  noch  folgendes:  nach  dem  Geiste  der  Berner  Kon* 
vention  soll  womöglich  der  Schutz  durch  das  ganze  Verbandsgebiet 
gelten  oder  nicht  gelten;  der  Autor  soll  entweder  im  ganzen  Gebiets- 
verbande Schutz  geniefsen  oder  gar  keinen.  Nun  könnte  sich  ja  sehr 
leicht  der  Fall  ergeben,  dafs  jemand  im  Ursprungslande  die  Bedingungen 
erfüllte,  in  einem  zweiten  oder  dritten  Lande  aber  nicht,  so  dafs  die 
Schrift  im  ersten  geschützt,  im  zweiten  und  dritten  Lande  nicht  ge- 
schützt wäre  (und  vielleicht  in  einem  vierten  Lande  wieder  geschützt). 
Das  wären  sehr  unleidige  Verhältnisse ;  darum  hat  auch  die  Konvention 
die  obige  Bestimmung  über  das  gleichzeitige  Erlöschen  des  Aator- 
schutzes;  darum  ist  auch  bei  gleichzeitigem  Erscheinen  in  mehreren 
Staaten  derjenige  Staat  maßgebend,  welcher  die  kleinste  Frist  be- 
stimmt, damit  das  Erlöschen  des  Rechts  in  einem  Staate  zugleich  ein 
Elrlöschen  in  den  übrigen  Staaten  herbeiführt  (a.  2  Abs.  3). 

Es  mufs  zugegeben  werden,  dafs  dieser  Zweck  der  Bemer  Konvention 
nicht  immer  erreicht  wird.  Es  ist  möglich,  dafs  jemand  im  ersten  Ver- 
öffentlichungsland die  Bedingungen  nicht  erftUlte,  sie  aber  im  zweiten 
Veröffentlichungslande  erfüllt  und  dort  nach  den  dortigenLandes- 
gesetzen  einen  Schutz  geniefst^^).  Es  ist  möglich,  dafs,  wenn  die 
Bedingungen  im  ersten  Staate  erfüllt  sind  und  das  Werk  sodann  hinter- 
einander in  mehreren  Staaten  erscheint,  die  Frist  des  zweiten  Staates 
eine  kürzere  ist,  als  die  Frist  des  ersten. 


42)  Nicht  kraft  der  Bemer  Konvention,  denn  kraft  dieser  wäre  er  schnta- 
los,  wie  unten  (S.  347)  näher  auszuführen.  Der  Fall  kann  auch  so  liegen, 
dafs  nach  den  Landesgesetzen  gar  keine  Bedin^ngen  gesetzt  werden;  so 
in  Deutschland,  wenn  der  Autor  ein  Deutscher  ist;  er  genieist  den  Autor- 
schutz in  Deutschland,  auch  wenn  er  zuerst  in  England  publiziert  und  dort 
die  Bedingungen  vernachlässigt  hätte:  er  geniefst  um  aTOr  nach  deutschem 
LandesgesetB  (nicht  nach  der  Bemer  Konvention). 
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Aber  dies  sind  Konstellatioi^n ,  die  nicht  darch  die  Bemer  Kon- 
yention«  sondern  durch  die  Landesgesetzgebungen  herbeige^brt  werden, 
in  welche  die  Konvention  nur  spKrlich  eingreifen  wollte. 

Der  Grnnd  unserer  gansen  Bestimmung  ist  auch  leicht  einzusehen: 
sie  ist  für  die  ganze  Klasse  der  Autoren  und  Künstler,  also  für  die- 
jenige Klasse  von  Personen,  welche  zu  den  hauptsMchlichen  Kultur- 
bnogem  gehören,  eine  Wohlthat  ersten  Ranges. 

Man  kann  dem  Autor  nicht  zumuten,  in  allen  Staaten  und  bei 
allen.  Behörden  dieser  Staaten  Umschau  zu  halten  über  die  oft  ver- 
wickelten  Depot-  und  Anzeigeverhttltoisse;  dies  wäre  für  das  aus- 
ULndisehe  Verbandsmitglied  noch  ungleich  schwerer,  als  für  das  in- 
Ittndiscbe;  ihm  ist  die  Ordnung  seiner  Heimat  oder  die  Ordnung  im 
Lande,  wo  er  sein  Werk  an  die  Öffentlichkeit  bringt,  gelKufig  —  ihm 
oder  seinem  Verleger,  dem  er  seine  Vertretung  gegenüber  den  Behörden 
überlassen  hat  Ihm  dagegen  zumuten,  in  allen  Verbandsstaaten  seine 
Agenten  aufisustellen ,  die  hier  die  nötigen  Depots  und  Anzeigen 
machen,  das  hiefse  den  Autor  zwingen,  sich  an  eine  Art  von  littera* 
rischem  Patentbureau  zu  wenden,  das  sodann  in  den  verschiedensten 
Staaten  direkt  oder  indirekt  die  Formalitftten  erfüllte  —  was  dem 
litterarischen  Gubrauche  nicht  entspricht;  nur  bei  AufiÜhrungsstücken : 
Dramen,  Opern,  hat  die  Notwendigkeit  des  Geschäftslebens  zur  regel- 
mäfsigen  Mitwirkung  von  Agenten  geführt  ^^). 

Man  sage  darum  auch  nicht,  diese  Auslegung  führe  zu  einer 
Begünstigung  des  Ausländers  gegenüber  dem  Inländer;  denn 

1.  hat  der  Ausländer  in  seinem  Lande  oder  im  Lande  der 
ersten  Publikation  die  dort  vorgeschriebenen  Bedingungen  zu  erfüllen; 

2.  ist  die  Stellung  des  Ausländers  gegenüber  den  Organen  des 
inländischen  Staates,  an  die  er  sich  wegen  Erfüllung  der  Bedingungen 
zu  wenden  hätte,  eine  viel  schwierigere,  als  die  Stellung  des  Inländers. 

Wir  kommen  also  zum  Schlufs,  dafs  es  genügt,  wenn  das  Mitglied 
eines  Verbandsstaates  auch  nur  die  in  seinem  Heimatstaate,  bezw.  in  dem 
Lande  der  ersten  Publikation  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  hat, 
und  dafs  in  diesem  Fall  sein  Urheberrecht  nach  allen  Seiten  hin,  ins- 
besondere auch  nach  der  Seite  des  Übersetzer-  und  des  Aufftthrungs- 
rechts,  im  ganzen  Verbände  gewahrt  wird^^). 

Eine  Modifikation  dieses  Princips  bietet  allerdings  die  Konvention 
selbst  in  a.  9  Abs.  S^*^);  doch  davon  wird  besser  später  in  anderem 
Zusammenhange  gesprochen  werden. 

43)  Damit  will  ich  der  Frage  nicht  zu  nahe  treten,  ob  es  sich  nicht 
empfiehlt,  in  Deutschland  (namentlich  auch  wegen  der  Staaten,  die  der 
Ronventioii  nkht  beigetreten  sind)  ein  Centralbureau  zur  Wahrung  der 
deatacben  biteresaen  im  Auslande  zu  schaffen,  oder  etwas  ähnliches,  wie  die 
französische  Association  zum  Schutze  der  musikalischen  Werke  u.  deigl. 
Vergl.  auch  Mühlbrechtj  Denkschrift,  betreffend  die  Errichtung  eines  Central- 
bnreans  zum  Schutze  des  Urheber-  und  Verlagsrechtes  (Berlin  1891). 

44)  S.  auch  Resolution  des  Litterarkongresses  in  Barcelona  1893;  vergl. 
DroU  d^auteur  VI  p.  119. 

45)  Vetgl  auch  O.L.G.  Rolmar  8./7.  1892  Droit  cPauteur  VII  p.  62. 
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Schon  jetzt  ist  aber  zu  bemerken,  dafs  die  Bestimmung  des  a.  9 
Abs.  3  insofern  limitativ  ist,  als  anderweitige  LandesbeschrXnknngen  in 
den  von  der  Bemer  Konvention  geschaffenen  Besdehnngen  oessieren. 
Der  erwähnte  Artikel  bezieht  sich  nur  auf  rein  musikalische,  nicht  auf 
dramatische  and  dramatisch-musikalische  Werke  und  bestimmt  bezüglich 
der  erstem,  nicht  auch  beztlglich  der  beiden  letztem  die  Notwendi^eit 
eines  AufiftlhrungsTorbehaltes.  Wenn  daher  ein  dramatisches  oder 
dramatisch  -  musikalisches  Werk  in  einem  Staate  erscheint,  wo  ein 
solcher  Vorbehalt  nicht  nötig  ist,  wenn  daher  die  Voraussetzungen  des 
Schutzes  im  Staate  des  Erscheinens  erfllllt  sind,  so  mufs  es  auch  in 
der  Schweiz  Schutz  finden,  obgleich  die  Schweiz  in  a.  7  ihres  Gesetzes 
einen  Vorbehalt  verlangt  (mindestens  nach  der  herrschenden  Auslegung 
dieses  Artikels)^*). 

Soweit  was  die  Voraussetzungen  des  Schutzes  betrifft  Das 
Princip  ist  also:  Schutz  der  Mitglieder  der  Verbandsstaaten,  wenn  sie 
im  Urspmngsstaate  geschtttzt  sind.  Es  gilt  allerdings  nicht  etwa  das 
Princip,  dafs,  bezüglich  der  Voraussetzungen  des  Schutzes,  die  Mitglieder 
der  Verbandsstaaten  so  behandelt  werden,  wie  wenn  sie  in  irgend  einem 
andern  Verbandsstaate  zuerst  publiziert  hätten.  Eine  solche  Gleicbstellnng 
gilt  im  allgemeinen  für  den  Um&ng  und  die  Energie  des  Schutzes,  wo- 
von unten  (S.  851)  zu  sprechen  sein  wird;  sie  gilt  aber  nicht  fbr  die 
Voraussetzungen  des  Schutzes.  Die  Konvention  sagt :  der  Engländer,  der 
in  England  sein  Werk  veröffentlicht,  findet  in  Deutschland  vollen  Inländer- 
schutz, aber  nur  dann,  wenn  er  in  jenem  Lande  die  Bedingungen  er- 
füllt, die  es  verlangt;  die  Konvention  sagt  nicht:  der  Engländer,  der 
in  England  veröffentlicht,  steht,  was  die  Bedingungen  des  deutschen 
Schutzes  betrifft,  dem  Deutschen  gleich,  der  in  Deutachland  sein 
Werk  veröffentlicht  Die  Konvention  glaubte  von  einem  jeden,  der 
in  einem  Verbandslande  veröffentlicht,  verlangen  zu  dürfen,  dafs  er  die 
Bedingungen  dieses  Verbandslandes  erfüllt :  dies  soll  genügen,  dies  wird 


46)  Unrichtig  daher  das  Schweizer  BundesRCiicht  v.  25./11.  1898  Droä 
dauieur  VII  p.  1S9:  hiergegen  Ordli  ib.  IV  p.  16,  femer  die  Bedaktionsnote 
ib.  VIl  p.  141  und  die  üBrieen  dortiffen  Allegate.  Hierff^n  kann  man 
nicht  behaupten,  dafs  die  schweizer  HestimmaDg  des  Art.  7  eine  materielle 
Bestimmung  bezüglich  der  Wirksamkeit  des  Autorschutces,  nicht  eine  for- 
melle über  die  Voraussetzunf^en  enthalte.  Allerdings  enthält  er  das  erstere, 
soweit  er  die  Bestimmang  giebt,  dafis  ein  jeder  Autor  sich  die  AuffÜhiung 
gefallen  lassen  mufs,  wenn  ihm  mindestens  2  Prozent  der  Bruttoeinnahme 
gesichert  sind:  dem  muis  sich  auch  der  VerfiEUser  eines  in  Deutschland, 
Frankreich  oder  Italien  erschienenen  Dramas  in  der  Schweiz  unterwerfen; 
formeU  ist  aber  die  Bestimmung,  sofern  hiernach  ein  Auffühmnsnvorbehalt 
an  der  Spitze  der  veröffentlichten  Ausgabe  stehen  mufs;  dies  WXt  für  die 
dramatischen  Autoren  weg,  deren  Werke  in  einem  Verbiuidslande  enchienen 
sind,  welches  diese  Bestimmungen  nicht  hat.  Dagegen  müfste  ein  zuerst  in 
der  Schweiz  erschienenes  Drama  allerdings  diesen  Vorbehalt  haben,  wenn 
es  kiaft  der  Bemer  Konvention  den  Aufführungsschutz  geniefsen  wollte, 
weil  for  die  Notwendigkeit  eines  Vorbehalts,  überhaupt  rar  die  Erfüllung 
der  ffesetzUchen  Bedin^^gen,  die  GesetzgebunK  des  Luides  entscheidet,  wo 
das  Werk  zuerst  erschienen  ist.    Vergl.  unten  S.  847. 
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aber  auch  verlangt,  aaf  dafs  die  Konvention  ihren  Schutz  ttber  ihn 
breite.  Wenn  daher  ein  Autor  in  dem  Lande,  wo  ein  Vorbehalt  nötig 
iBt,  ohne  Vorbehalt  publiziert,  so  kann  er  sieh,  um  die  Bemer  Kon- 
vention anzurufen,  nicht  darauf  stützen,  dafs  es  in  dem  oder  jenem 
Lande  eines  Vorbehaltes  nicht  bedurft  hätte.     Vergl.  S.  347. 

Ob  nicht  die  Konvention  nach  dieser  Seite  zu  ergänzen  wäre,  ist 
eine  andere  Frage.  Einstweilen  kann  auf  diesem  Oebiete  die  interne 
Gresetzgebung  der  einzelnen  Länder  und  ein  Separatabkommen  einzehier 
Staaten  einige  Ergänzung  bieten. 

Damit  sind  die  Grenzen  der  Bemer  Konvention  nach  dieser  Seite 
hin  abgesteckt 

Das  ganze  hier  entwickelte  Princip  ist  allerdings  fern  davon,  überall 
von  der  Praxis  anerkannt  zu  werden  ^^)  und  diese  Praxis  hat  sehr  viel 
dazu  geführt,  dafs  die  Vorteile  der  Bemer  Konvention  den  Autoren 
bis  jetzt  nur  sehr  teilweise  zu  Gute  gekommen  sind.  Insbesondere  ist 
die  Beurteilung  der  Frage  durch  die  englischen  Gerichte,  wo  wegen 
der  dortigen  Anmeldeverhältnisse  die  Sache  besonders  brennend  ist, 
sehr  verschieden  gewesen.  Doch  läfst  sich  eine  erfreuliche  Wendung 
zum  Richtigen  wahrnehmen,  und  im  kurzen  werden  wir  erwarten 
könnoi,  dafs  uns  die  Vorteile  der  Konvention  in  vollem  Mafse  zu- 
kommen. 

Die  Entwickelung  in  der  englischen  Jurisprudenz  war  nämlich 
folgende : 

In  Sachen  Jl8^5ufw  v.  HoUingshead*^)  nahm  der  High  Court  (Richter 
Stirling)  im  Januar  und  Febraar  1891^*)  an,  dafs  eine  Registriemng 
deutscher  Werke  in  England  notwendig  sei,  um  dort  den  Schutz  zu  ge- 
niefsen,  da  die  Bemer  Konvention  nur  besage,  dafs  der  Nichtengländer 
in  England  die  Rechte  eines  Engländers  habe,  d.  h.  also  das  Recht, 
seine  Werke  eintragen  zu  lassen  und  sich  dadurch  das  Klagerecht  zu 
erwerben.  Doch  handelte  es  sich  hier  um  eine  blofse  vorläufige  tn" 
juncHon^  nicht  um  eine  definitive  Entscheidung,  auch  war  die 
Registrierung  erfolgt,  mithin  die  Entscheidung  der  Frage  eigentlich 
überflüssig.  Darum  galt  dieses  Urteil  der  Folgezeit  nicht  als  so  prä- 
Judicien,  wie  es  sonst  nach  dem  englischen  Brauche  gegolten  hätte. 

Im  gegenteiligen  Sinne  entschied  darum  bereits  der  County  Court 
Brightan  7./8.  1891*®),  während  der  Richter  Stirling  im  Dezember 
1892  im  Princip  auf  seiner  Ansicht  verharrte^'). 

Doch  die  Folgezeit  wandte  sich  entschieden  der  entgegengesetzten 
Ansicht  zu.     So  hat  der  High  Court  (Queen  Benchy  Richter  Charles)  in 


47)  Richtig  Soldan^  Union  internationale  pour  la  protection  des 
ceuvres  iitle'raires  p.  15. 

48)  Es  handelte  sich  um  das  bekannte  PiglheimKhe  Panorama. 

49)  Droit  d'auteur  IV  p.  56  f. 

50)  Droit  d'auteur  V  p.  52. 

51)  VergL  die  Darstellung  des  Prozesses  im  Droit  d'auteur  VI  p.  26 
und  die  injunction  ebenda  VI  p.  34 :  diese  war  bezüglich  des  nicht  ein- 
regutrierten  Werkes  nur  infolge  eines  Vertrages  mit  dem  Gegner  erfolgt 
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Sachen  Hanfstängl  v,  Holloway  15./4.  1898  im  richtigen  Sinne  ent- 
schieden *■). 

Und  die  richtige  Entscheidung  triumphierte  weiter  in  Hanfstänffl 
V.  The  American  Tobacco  Company^  wo  das  englische  Appellations- 
gericht  sich  am  6./12.  1894  dahin  aussprach,  dafs  bei  deutschen  Werk« 
keine  Registrierung  nötig  sei,  um  den  Antorschutz  in  England  zu  er- 
werben **). 

Virtuell  ergiebt  sich  diese  Ekitscheidung  auch  aus  dem  neuerlichen 
Urteil  Siirling's  (High  Court)  25/4.  1895  in  Hanfstängl  v,  The 
Empire  Palace^^). 

Die  richtige  Ansicht  ist  also  in  England  durchgedrungen  ^^).  Was 
für  England  gilt,  gilt  auch  für  die  englischen  Kolonien,  also  Indien, 
Canada,  Kapland  und  Australien  *•)"»). 

B. 

Eine  zweite  Frage  der  Bemer  Konvention  bezieht  sich  auf  die 
Veröffentlichung  und  die  Art  der  Veröffentlichung. 

Die  Konvention  unterscheidet  zwischen  veröffentlichten  und  nicht- 
veröffentlich  ten  Werken:  bei  letzteren  ist  das  Heimatland  des  Urhebers 
als  Ursprungsland  anzusehen,  bei  ersteren  das  Land  der  ersten  Ver- 
öffentlichung bezw.,  bei  gleichzeitiger  Veröffentlichung,  das  Land  der 
geringsten  Schutzfrist. 

Es  gilt  also  folgendes:  ist  ein  Buch  oder  ein  Bild  nicht  ver- 
öffentlicht, so  entscheidet  für  den  Schutz  das  Recht  des  Heimatlandes; 
wird  daher  von  dem  unveröffentlichten  Bild  oder  Manuskript  eine  un- 


52)  £>roü  d'atUeur  Vi  jp.  86  f.;  vergl.  auch  ib.  p.  82  f. 

53)  Broü  dauteur  Vlll  p.  9. 

54)  Droit  dauteur  VIII  p.  105. 

55)  Man  hätte  etwa  zu  Gunsten  der  Re^istrierungsnotwendigkeit  noch 
ssj^en  können,  dafs  diese  in  England  nicht  eme  Voraussetzung  des  civilisti- 
schen Rechts,  sondern  nur  eine  Voraussetzung  für  die  Wirksamkeit  (Reak- 
tionsfähigkeit) des  Anspruchs  gegen  die  Verletzer  ist;  verffl.  Qesammelte 
Beiträge  zum  Civilprozefs  S.  14  f.  Allein  es  entspricht  dem  Greiste  der 
Berner  Konvention  sicher,  dafs,  wer  in  seinem  Lande  die  Bedingungen  er- 
füllt hat,  in  den  übrigen  VerbandsIäDdem  nicht  nur  ein  theoretisches  CSvil- 
recht,  sondern  auch  einen  reaktionsfähigen  Anspruch  zur  Verfolgung 
des  Verletzers  hat:  auch  das  gehört  zu  den  dem  Urheber  eingeräumten 
Rechten  (a.  2);  es  ergiebt  sieb  auch  aufs  klarste  aus  a.  11  der  Konvention. 
Ein  anderes  könnte  nur  verteidigt  werden,  wenn  die  Registrierung  eine 
prozessuale  Vorschrift  wäre  (ähnlich  der  catUio  pro  expentisy^  das  ist  sie 
aber,  wie  an  obiger  Stelle  (S.  14  f.)  dargelegt,  nicht;  daher  die  grofse  Be- 
deutung jener  Ausführung. 

56)  Eine  gesonderte  Behandlung  könnte  allerdings  durch  die  im  Schlnfs- 
Protokoll  (a.  1)  von  England  vorbebaltene  Mög^lichkeit,  blofs  für  eine  ein- 
zelne Kolonie  zu  kündigen,  entstehen.  Davon  ist  aber  m.  W.  bis  jetzt  kein 
Gebrauch  gemacht  worden.  Vergl.  im  übrigen  noch  Droit  ePauteur  V 
p.  113. 

56»)  Die  richtige  Ansicht  ist  nunmehr  durch  die  Pariser  Dekla- 
ration vom  4./5.  1896  bestä.tigt  worden  (Droit  cfauteur  IX  p.  79). 
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beftigte  Veirielf^ltiguDg  yerbreitet,  so  ist  nach  diesem  Rechte  zu  ent- 
scheiden, ob  ein  Schatz  besteht  oder  nicht. 

Dafür  sprechen  denn  auch  zwei  Grttnde:  bei  einem  unveröffent- 
lichten Werke  spielt  neben  dem  Autorschatz  der  Persönlichkeitdechutz 
mit'^^),  und  ftb>  diesen  ist  vor  allem  die  Heimat  mafsgebend;  sodann 
konnte  für  den  Autorschatz  als  solchen  nur  entweder  der  Ort  der 
Schöpfung  oder  der  Ort  des  Wohnsitzes  oder  der  Ort  der  Heimat  ent- 
scheiden: die  ersten  zwei  Alternativen  aber  würden  zu  sehr  unsicheren 
Resultaten  führen:  durch  wieviel  Orte  wälzt  der  Autor  seine  Idee, 
bis  sie  zur  definitiven  Fassung  kommt  und  welcher  Autor  regelt  seine 
Manuskripte  so,  dafs  der  Ort  der  Entstehung  und  das  Verhältnis  zum 
etwa  wechselnden  Wohnsitz  überall  klar  gelegt  wird*^)!  Daher  kann 
nur  die  Heimat  übrig  bleiben;  und  dies  ist  um  so  ansprechender, 
als  gerade  der  Autor  und  Künstler  mit  seinen  innersten  Fasern  an  die 
Heimat  gekettet  ist  und  die  heimatliche  Ideensphäre  mitbestimmend 
ist,  ob  etwas  freischwebende  Idee  oder  ob  es  eigenes  Geisteserzeugnis  ist 

Entsprechend  hat  ja  auch  das  deutsche  Recht  die  Heimat  des 
Autors  und  Ktlnstlers  ftir  mafsgebend  erklärt  (a.  61  Autoigeeetz,  a.  20 
Kunstwerkegesetz,  a.  9  Photographiegesetz)  ^*). 

Mit  der  V^eröffentlichung  tritt  die  Veränderung  ein,  dafs 

1.  nanmehr  für  die  Schutzfrist  der  Staat  der  ersten  Veröffent* 
Hebung  entscheidet,  indem  er  die  Maximalfrist  für  den  ganzen  Verband 
abgiebt;  bezw.  bei  gleichzeitiger  Veröffentlichung,  der  Staat,  der  die 
geringste  Schutzfrist  hat;  dafs 

2.  für  den  Schutz  der  Bemer  Konvention  die  Voraussetzungen 
erfüllt  sein  müssen,  welche  das  Land  der  ersten  Veröffentlichung 
statuiert;  oder,  bei  gleichzeitiger  Veröffentlichung,  irgend  eines  der 
Veröffentlichungaliinder. 

Vorausgesetzt  ist  aber  in  allewege,  da(s  die  (erste)  Veröffent- 
lichung in  einem  Verbandsstaate  erfolgte;  würde  die  Veröffentlichung 
aufserhalb  des  Verbandes  geschehen,  so  wäre  zwar  immer  noch  ein  in- 
terner Autorschutz  möglich;  so  in  Deutschhiud,  wenn  der  Verfasser 
ein  Inländer  ist  (§61  Autorgesetzes):  er  geniefst  den  inländischen 
Schutz,  auch  wenn  er  sein  Werk  in  den  Vereinigten  Staaten  publiziert. 
Allein  der  Schutz  der  Berner  Konvention  wäre  nicht  gegeben,  und  der 
Deutsche  könnte  sein  Recht  nicht  in  anderen  Verbandsstaaten  durch- 
führen, wenigstens  nicht  nach  der  Bemer  Konvention:  denn  diese 
gewährt  ihren  Schutz  nur  den  in  einem  Verbandsstaate  veröffentlichten 
und  den  noch  gar  nicht  veröffentlichten,  nicht  aber  den  aufserhalb  ver- 


57)  Archiv  f.  bflzgerl.  Recht  X  S.  258  f. 

58)  Das  bayerische  Gesetz  von  1865  a.  66  erklärte  den  ständigen 
Aufenthalt  un  Inland  für  mafsgebend;  vergl.  hierzu  Mandrys  Kommentar 
S.  365  f. 

59)  Damit  will  ich  natürlich  nicht  sagen,  dafs  der  Schutz  auf  die 
Hdmat  beschränkt  sein  soll,  sondern  nur,  dafs  bei  nicht  veröffentlichten 
Werken  am  besten  die  Heimat  als  Ursprungsland  anzunehmen  ist. 
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ö£fentlichten  Werken.  Auch  würde  dieser  Fehler  nicht  dadurch  ye^ 
bessert,  dafs  eine  Veröffentlichung  in  einem  Verbandslande  nachfolgte; 
dagegen  würde  eine  gleichzeitige  Veröffentlichung  in  einem  Ver- 
bandslande und  im  Auslände  gentigen.  Es  gelten  in  dieser  Hinsicht 
die  oben  (S.  251  f.)  entwickelten  Grundsätze  ^^). 

Hat  also  die  erste  Veröffentlichung  in  einem  Verbandsstaate  statt- 
gefunden, so  ist  dieser  für  die  Maximalfrist  und  zugleich  für  die  Er- 
füllung der  Schutzbedingungen  mafsgebend.  Bei  gleichzeitiger  Ver- 
öffentlichung in  mehreren  Verbandsländem  soll  dasjenige  Land  ab 
Ursprungsland  gelten,  das  die  kleinste  Schutzfrist  hat 

Dies  letztere  könnte  in  unbedingter  Weise  verstanden  werden,  so  dafs 
gerade  die  Bedingungen  der  Gesetzgebung  dieses  Staates  erfüllt  sdn 
müfsten.  Es  kann  aber  auch  heifsen:  es  genügt  die  Erfüllung  der 
Bedingungen  eines  der  Veröffentlichungsstaaten,  nur  dafs  eben  die  Frist 
nicht  länger  sein  kann,  als  die  Frist  des  Staates,  der  die  kürzeste  Zeit 
statuiert. 

Die  letztere  Auslegung  ist  unbedingt  die  richtige.  Besteht  ein 
Autorschutz  für  die  ganze  Konvention,  wenn  bei  Veröffentlichung  in 
einem  Staate  die  Bedingungen  dieses  Staates  erfüllt  sind,  so  dafs  die 
Veröffentlichung  in  irgend  einem  anderen  Vertragsstaate  nunmehr  inner- 
halb des  Autorschutzes  der  Konvention  steht,  so  läfst  sich  nicht  ab- 
sehen, warum  das  Autorrecht  fehlen  soll,  wenn  zu  gleicher  Zeit  mit 
einer  solchen  Ausgabe  die  Ausgabe  in  einem  anderen  Konventionsstsate 
erfolgt.  Man  könnte  höchstens  sagen,  dafs  durch  die  gleichzeitige 
Ausgabe  (ohne  Er^llung  der  Bedingungen)  die  Ausgabe  des  andern 
Staates,  bei  dem  die  Bedingungen  erfüllt  sind,  neutralisiert  werde.  Das 
würde  zu  dem  Resultate  führen,  dafs  bei  gleichzeitiger  Veröffentlichung 
die  Bedingungen  in  allen  Staaten  erfüllt  werden  müfsten:  aber  das 
will  wieder  die  Bemer  Konvention  nicht,  da  sie  nur  das  eine  Land, 
das  Land  der  geringsten  Autorfrist,  als  das  Ursprungsland  bezeichnet 
und  nur  die  Bedingungen  des  UrsprungsUndes  erfüllt  sein  müssen. 

Der  Gedanke  ist  vielmehr  der:  es  genügt  die  Erfüllung  der  Be- 
dingungen in  einem  der  Länder  der  gleichzeitigen  Veröffentlichung,  nur 
dafs  fUr  die  Dauer  der  Schutzfrist  das  Land  der  kürzesten  Frist 
mafsgebend  ist;  mit  anderen  Worten:  das  Land  der  kürzesten  Schutz- 


60)  Man  hat  allerdings  die  Frajge  aufgeworfen,  ob  in  diesem  Falle  nicht 
das  Recht  des  NichtverbsSidlandes  insofern  in  Betracht  komme,  dafs,  wenn 
seine  Autorfrist  die  kürzere  ist,  diese  entscheide,  vergl.  Soldan ^  Union 
intemcuionale  n.  19.  Dies  ist  aber  strikte  zu  verneinen.  Dafs  ein  Werk  in 
der  Union  gescoützt  und  in  einem  NichtverbaniUande  frei  würd,  kann  auch 
sonst  vorkommen  und  ist  kein  Punkt,  der  das  Recht  des  Verbandes  beein- 
flussen könnte.  —  Die  Pariser  Konferenz  hat  in  der  neuen  Fa88iui|^  des 
a.  2  und  3  der  Konvention  ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs  es  sich  um 
Werke  lumdle,  die  zuerst  in  einem  Verbandslande  veröffentlicht  wxtrden 
{Droit  d'auteur  IX  p.  78). 
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frist  iflt  mafsgebend  für  die  Maximaldauer,  es  ist  nicht  notwendig  mafs- 
gebend  für  die  Erfüllung  der  Bedingungen®^). 

In  solcher  Weise  ist  also  das  Land  der  ersten  Yeröffentlichnng 
entscheidend,  und  die  hier  vorgeschriebenen  Bedingungen  müssen  ereilt 
sein.  Ist  dies  nicht  geschehen,  hat  also  z.  B.  in  Deutschland  die  Ver- 
öffentlichung von  Noten  ohne  Vorbehalt  des  Aufl^lhrungsrechts  statt- 
gefunden, so  ist  immerhin  die  Möglichkeit  gegeben,  dafs  der  Autor 
nach  der  internen  Gesetzgebung  eines  anderen  Staates  einen  Schutz 
geniefst*'),  aber  er  geniefst  im  anderen  Staate  keinen  Schutz  mehr 
nach  der  Bemer  Konvention.  Er  kann  sich  also  nicht  mehr  auf  die 
Bemer  Konvention  berufen,  wenn  ihm  andere  Staaten  des  Verbandes 
wegen  seiner  Auslftndereigenschaft  die  Thüre  schliefsen. 

Natürlich  gilt  als  Veröffentlichung  nur  die  berechtigte,  nicht  die 
unberechtigte  Veröffentlichung,  insbesondere  auch  nicht  die  unberechtigte 
Veröfientlichuug  in  einem  anderen  Verbandslande ;  dies  auch  dann  nicht, 
w€»n  etwa  der  Autorberechtigte  gegen  die  Veröffentlichung  nicht  die 
zulässigen  gerichtlichen  Schritte  gethan  hätte  *,  auch  dann  nicht,  wenn  er 
etwa  nach  den  Gesetzen  des  Vertragsstaates  gegen  diese  bestimmte  Art 
der  Veröffentlichung  nichts  unternehmen  konnte.  Nach  dem  ganzen 
Geist  der  Konvention  kann  nur  eine  vom  Autor  selbst  veranstaltete 
oder  gutgeheifsene  Veröffentlichung  den  Bann  brechen  und  das  Werk 
der  Norm  des  Veröffentlichungsstaates  (anstatt  des  Heimatstaates)  unter- 
werfen. Denn  es  soll  dem  Autor  freistehen,  selbst  das  Land  der  ersten 
Veröffentlichung  zu  wählen  und  sich  dadurch  den  Schutz  zu  sichern. 
Wäre  es  anders,  so  könnte  ein  Nachdrucker,  indem  er  das  Land  der 
geringsten  Schutzfrist  wählte,  dem  Autor  das  Recht  verkümmern,  ja 
sein  Beeht  (was  die  Konvention  angeht)  ganz  zu  nichte  machen,  indem 
er  in  einem  Lande  seinen  Nachdruck  bewirkte,  in  dem  zum  Schutze 
des  Autorrechts  gewisse  (von  ihm  nicht  befolgte)  Bedingungen  erfüllt 
sein  müssen. 

Als  Veröfientlichung  gilt  aber  nur  die  Veröffentlichung  durch  Aus- 
gabe in  vervielfkltigender  Weise.  Dies  geht  auch  aus  a.  4  am  Schlüsse 
hervor,  worin  besonders  bemerkt  wird,  dafs  als  Gegenstände  der  Bemer 
Konvention  diejenigen  Werke  gelten,  die  auf  dem  Wege  der  Ver- 
vielfältigung veröffentlicht  werden  können;  die  in  der  Konvention 
vorbehaltene  Veröffentlichung  ist  eben  eine  Veröffentlichung  in  der  Weise 
der  Vervielflütigung. 

Daher  ist  nicht  mafsgebend  die  öffentliclie  Aufführung;  es  gelten 
hier  die  oben  (S.  249.  254)  bezeichneten  Erwägungen. 

Noch  weniger  kann  bei  Gemälden  oder  Skulpturen  das  Land  der 
ersten  Ausstellung  entscheiden:  entscheiden  kann  nur  das  Land,  wo 
das    Bild  in  Gestalt   des   Stiches  oder  in  anderer  VervielfUtigung   er- 


61)  Der  Mailänder  Kongrefs  von  1892  will,  dafs  das  Land  der  längsten 
Schutzfrist  entscheiden  solle,  Droit  iVaviewr  V  p.  125. 
62}  Vergl.  oben  8.  d40.  843.  345. 
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schienen  ist;    ist  dies  nicht  der  Fall,  dann  gilt  das  W^k  insofi^u  ala 
nicht  yerOffentlicht  und  das  Heimatland  des  Urhebers  entscheidet. 

So  richtig  denn  auch  der  Appell hof  London  6./12.  1894  in  Sachen 
Hanfstäfigl  v.  The  American  Tobacco  Co,<,  wonach  das  Land  des  Er- 
scheinens der  Verviel^ltigung  mafsgebend  ist^'). 


C. 

Was  aber  die  subjektiven  Voraussetzungen  betri£ft,  so 
verlangt  die  Berner  Konvention  (unter  Anwendung  der  Grunds&tze 
des  deutschen  Hechts),  dafs  der  Urheber  einem  der  Verbandsländer  an- 
gehöre, also  kraft  Nationalität;  wobei  es  aber  unwesentlich  ist,  ob  er 
gerade  dem  Verbandslande  zugehört,  in  dem  die  erste  Veröffentlichung 
erfolgte.  Also  gilt  der  Schutz  auch  ftlr  den  Schweizer,  der  in  Berlin 
oder  Leipzig  verlegt  Die  Person  des  Urhebers  aber  wird  nach  den 
oben  (S.  249)  angegebenen  Principen  bestimmt,  insbesondere  also  auch, 
was  das  Stell vertretungs Verhältnis  betrifft;  natürlich  wird  hierbei  nach 
der  Rechtsordnung  des  Landes,  in  der  sich  das  Stell  vertretungs- 
Verhältnis  entwickelt,  bemessen,  inwieweit  ein  solches  Stellvertretungs* 
Verhältnis  zu  Recht  besteht 

Dabei  ist  aber  die  Konvention  nicht  stehen  geblieben,  sondern 
sie  bestimmt,  ebenfalls  in  Anwendung  eines  deutschrechtlichen  Prin- 
cips**)  weiter,  dafs  die  Veröffentlichung  durch  einen  Verlier  eines 
Verbandslandes  der  Veröffentlichung  eines  Werkes  eines  Verbands- 
autors gleichsteht  (a.  3) ;  mit  anderen  Worten :  wie  nach  deutschem  Recht 
der  Ausländer,  der  sein  Werk  bei  einem  Verleger  des  Inlandes  er- 
scheinen läfst,  im  Inlande  Autorrecht  erwirbt,  so  erwirbt  ein  Aus- 
wärtiger, der  bei  dem  Verleger  eines  Verbandslandes  (also  bei  einem 
in  einem  Verbandslande  niedergelassenen  Verleger)  sein  Werk  ver- 
öffentlicht, die  Rechte  der  Berner  Konvention;  er  erlangt  daher,  sofern 
nur  die  Bedingungen  dieses  Veröffentlichungsstaates  erfüllt  sind,  ob- 
gleich Ausländer, 

1.  den  Autorschutz  in  dem  Lande  der  Veröffentlichung,  sowie 
ihn  dort  der  Inländer  erwirbt;  er  erlangt  femer 

2.  den  Autorschutz  auch  in  den  übrigen  Verbandslttndem,  so  wie 
er  ihn  in  den  übrigen  Verbandsländern  erwerben  ^ilrde,  wenn  er 
Mitglied  eines  Verbandsstaates  wäre. 

Der  a.  3  der  Berner  Konvention  greift  also  hiermit  in  das  interne 
Recht  eines  jeden  Verbandsstaates  ein;  er  verfUgt  die  Bestimmung  des 
deutschen  Gesetzes,  —  wonach  das  Erscheinen  bei  einem  im  Inlande 
situierten   Verlier    der  Veröffentlichung    des   Werkes    eines    Inländers 


68)  Droit  dauteurVULv»  9.  —  So  nun  auch  die  Pariser  Deklara- 
tion vom  4./5.  1896  (Droit  ^autenr  IX  p.  79). 

64)  Das  auch  in  die  neuen  deutschen  Lttterarvertr&ge  aufgenommen  ist 
(mit  Frankreich,  Belgien,  Italien)  als  a.  2. 
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f  ieichsteht,  —  für  ein  jedes  Verbandsland  ^^).  Dies  scheint  eigentlich  über 
den  internationalen  Zweck  der  Konvention  hinauszugehen.  Allein  wenn 
die  Konvention  bestimmen  wollte,  dafs  ein  bei  dem  Verleger  eines 
Verbandsstaates  erschienenes  Werk  in  den  ttbrigen  Verbandsstaaten 
Schutz  geniefsen  solle,  so  mufste  sie  davon  ausgehen  und  mithin  zu- 
gleich verfügen,  dafs  ein  solches  Werk  natnrgemäfs  auch  in  dem  Lande, 
wo  es  erschienen  ist,  diesen  Schutz  geniefsen  soll^^).  Höchstens  wMre 
eine  Bestimmung  in  der  bedingten  Art  möglich  gewesen,  dafs,  wenn  das 
Land,  wo  das  Werk  erscheint,  eine  solche  Bestimmung  hat  und  somit 
nach  seiner  einheimischen  Bestimmung  den  Schutz  gewährt,  dies  auf 
die  Verbandsländer  zurtlckwirken  solle.  Das  htttte  aber  die  Ungewißi- 
beiten  nnd  Zweifel  bedeutend  erhöht  und  zu  recht  verwirrten  Resultaten 
geführt  Daher  hat  die  Bemer  Konvention  ein  und  für  allemal  fest- 
gesetzt, dafs  die  bei  einem  Verleger  des  Inlandes  erschienenen  Werke 
den  Werken  des  Inländers  gleichgestellt  sind. 

Dies  hat  eine  Menge  Folgerungen,  die  sich  aus  den  früheren  Ent- 
wickelungen  (S.  251  f.)  von  selbst  ergeben;  so  insbesondere  auch,  was 
das  geteilte  Autorrecht,  was  die  Betrachtung  einer  Version  als  Original 
oder  Übersetzung  betrifft  u.  s.  w.  Da  die  Bemer  Konvention  hier 
nur  eben  die  Norm  des  deutschen  Gesetzes  wiedergiebt,  so  gelten  die 
Entwickelungen  zu  diesem  auch  für  die  Konvention  ^^) ;  und  was  die 
weitere  Bestimmung  der  Konvention  angeht,  dafs  ein  solches  durch 
iniindischen  Verlag  begründetes  Autorrecht  nun  auch  in  den  t&brigen 
Verbandsländem  gilt,  so  trifit  hier  dasjenige  zu,  was  bisher  über  die 
internationalen  Bestimmungen  der  Konvention  bemerkt  worden  ist. 

Dabei  ist  es  sicher,  dafs  dasjenige  Verbandsland,  in  dem  das  Werk 
zuerst  erscheint,  auch  hier  als  Ursprungsland  gilt,  und,  wenn  in 
mehreren  gleichzeitig,  dasjenige,  welches  die  ktlrzeste  Autorfrist  hat^®); 
dagegen  kommt  die  Lage  des  Autors  in  seinem  auswärtigen  Heimatlande, 
issbesondere  die  Dauer  des  dortigen  Urheberrechts,  nicht  in  Betracht^*). 

Ein  gewichtiger  Zweifel  scheint  sich  hier  allerdings  aus  folgendem 
zu  ergeben.  In  Art.  9  der  Konvention  heifst  es,  dafs  die  Bestimmungen 
des  Art  2  auf  die  öfientliche  Ausführung  dramatischer  und  drama- 
tisch -  musikalischer  und  musikalischer  Werke  Anwendung  finden ; 
vom  Art.  3  ist  das  Gleiche  nicht  gesagt,  er  ist  nicht  erwähnt    Daraus 


65)  VergL  auch  oben  S.  250. 

66)  Verel.  S.  342.  350. 

67)  Auch  für  die  Frage  über  den  Begriff  des  Verlegers  gilt  das  obi^e. 
Verlag  ist  daher  nicht  die  Theaterverwattunjor  oder  Musikgeseilschaft,  die 
das  Werk  mit  Genehmirang  des  Autors  aufrahrt,  was  zudem,  wenn  die 
AufiÜhrang  in  einem  VerMndslande  mit  geringerer  Urheberrechtsfrist  er- 
folgte oder  wenn  sie  zuerst  im  Auslände  BÜitt^eranden  hätte,  den  Autoren 
sehr  verhäugnisvoll  werden  könnte.  Unrichtig  Clunet,  citiert  im  Droä 
(Tauteur  1  p.  43. 

68)  Vergl.  Soldan  p.  22.  Natttrlich  gilt  dies  in  der  oben  (S.  346)  ent- 
wickelten Weise. 

69)  VergL  Droit  d'auttur  I  p.  42. 
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könnte  man  entnehmen,  dafs  der  Art  3  hier  nicht  zutreffe  und  mithin 
der  Schutz  der  Konvention,  waa  die  öffentliche  Aufführung  angeht,  sich 
nur  auf  diejenigen  Werke  beziehe,  die  dem  Autor  eines  VerbandslandeB 
angehören,  nicht  aber  auf  Werke,  die,  von  einem  Answttrtigen  verfiifst, 
bei  dem  Verleger  eines  Verbnndslandes  erscheinen,  z.  B.  die  Werke 
eines  Russen,  der  seine  Musik  in  Deutschland  verlegt:  dafs  dieser  in 
Deutschland  den  Aufführungsschutz  geniefst»  ist  nach  dem  internen 
deutschen  Rechto  sicher;  aber  es  fragt  sich,  ob  er  sich  in  den  übrigen 
Verbandsländem  auf  den  Schutz  der  Hemer  Konvention  berufen  daif. 
Das  mufs  aber  bejaht  werden.  Die  blofse  ErwKhnung  des  a.  2,  Btatt 
2  und  8t  ist  nur  ein  Versehen  des  Ausdruckes ;  der  ofienbare  Gredanke 
ist:  die  Konvention  mit  den  hierhergehörigen  Bestimmungen  (welche  die 
Subjektivschranken  aufheben)  soll  auch  das  Aufführungsrecht  um&ssen; 
dem  entspricht  auch  die  sehr  allgemeine  Fassung  des  a.  3. 


D. 

Objektiv  bezieht  sich  die  Bemer  Konvention  soweit,  als  sich  das 
deutsche  Autor-  und  Kunstwerkrecht  erstreckt  (a.  4),  wozu  noch  gemftfs 
dem  SchlufsprotokoU  die  Photographien  kommen.  Die  Konvention  er- 
fiafst  dieses  alles,  aber  sie  erfiifst  nicht  Werke  der  Architektur  als 
solche''®)  —  wenigstens  nicht  unbedingt^®*). 

Diese  Dinge  sind  im  Qebiete  der  Konvention  geschützt,  sobald 
die  Voraussetzungen  des  Schutzes  im  Ursprungs- (bezw.  Heimat)  Unde 
gegeben  sind. 

Daraus  ergiebt  sich  von  selbst  der  wichtige  Satz:  finden  sie  im 
Ursprungs«(Heimat-)Iande  keinen  Schutz,  nicht  weil  die  speciellen  Be- 
dingungen des  Heimatstaates  nicht  erfüllt  sind,  sondern  weil  sie  im 
Heimatstaate  des  Urhebers  bezw.  im  Lande  der  ersten  Veröffentlichung 
keinen  Schutz  finden  konnten,  weil  dieser  Staat  solchen  Werken 
keinen  Schutz  gewährt,  so  findet  auch  im  Verbände  kein  Schutz  statt, 
auch  in  denjenigen  Ländern  nicht,  wo  sonst  ein  solcher  Schutz  gewährt 
wird;  er  findet,  um  mich  präciser  auszudrücken,  nicht  statt  nach  der 
Bemer  Konvention,  er  kann  natürlich  stattfinden  nach  dem  internen 
Recht  dieser  Länder  oder  nach  besonderen  Verträgen. 

Dies  geht  auch  schon  daraus  hervor,  dafs  die  Bemer  Konvention 
für  die  übrigen  Verbandsländer  keine  längere  Schutzfrist  giebt,  als  solche 
im   Heimat-    oder   Ursprungslande    gewährt  ist;    mithin   kann,    wenn 


70)  Die  Aufnahme  der  Architektur  unter  die  des  Urheberrechts  teU- 
hafdgen  Künste  ist  unterdessen  mehrfach  begehrt  worden,  so  auf  dem  Kon- 
gresse in  Neuchatel,  in  Mailand,  in  Antwerpen  (1891.  1892.  189i);  Dr<nt 
d'auteur  IV  p.  112,  V  p,  126,  VH  p.  126,  Association  liUiraire  et  artüHque 
II  S6rie  nr.  19  p.  75  f. 

7(H)  Die  Pariser  Konferenz  von  1896  bestinmit,  dafs  die  Architektur- 
werke in  den  Staaten,  in  welchen  Architekturwerke  ffeschützt  sind,  den 
Schutz  der  Konvention  geniefsen  (Droit  d*auteur  IX  p.  79). 
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gar   kein  Schatz   und   damit  auch  gar   keine  Schutzfrist  besteht,   von 
einem  Schatz  in  den  VerbandslXndem  nicht  die  Rede  sein^^). 

So  stehen  z.  B.  in  Deutschland  Schriftstücke,  die  jemand  nicht 
verfafst,  sondern  aufgefunden,  aus  den  Archiven  oder  Inschriften  her- 
vorgeholt hat,  aufserhalb  des  Schutzes;  mithin  kann  der  Autor  ftlr  ein 
solches  in  Deutsehland  erschienenes  Schriflstttck  keinen  Schutz  in  anderen 
LAndern  verlangen,  auch  wenn  diese  dem  Herausgeber  eines  aufgefun- 
denen Werkes  einen  in  der  Person  des  Auffinders  erwachsenden  Autor- 
sehntz  geben.  Und  das  gleiche  gilt,  was  das  Recht  betriflft,  Parlaments- 
reden im  einzelnen  oder  in  Sammlungen  zu  veröffentlichen^^*). 


E. 

Ist  es  also  sicher,  dafs  der  Urheberschutz  der  Verbandsstaaten 
nur  stattfindet,  sofern  ein  solcher  im  Ursprungs-(Qeimat-)staate  erfolgt, 
so  ist  es  anders  mit  der  Ausdehnung  des  Schutzes.  Ist  nämlich  das 
Werk  im  Ursprungsstaate  geschützt  und  sind  insbesondere  auch  die 
Bedingungen  dieses  Staates  erfUllt,  so  geniefst  das  Werk  in  jedem 
Verbandsstaate  denjenigen  Schutz,  den  dieser  Verbandsstaat  gewährt, 
in  vollem  Umfange,  wie  die  Autoren  der  dortigen  Werke  —  mit  der 
einen  Ausnahme,  dafs,  wenn  die  Schutzfrist  des  Ursprungslandes 
geringer  ist,  der  Schutz  mit  Ablauf  dieser  verringerten  Frist  zu 
Ende  geht. 

Dies  steht  mit  dem  vorigen  Princip  nicht  im  Widerspruch.  Es 
ist  etwas  anderes,  ob  der  Autor  in  seinem  Lande  gar  keinen  Schutz 
findet  oder  einen  verringerten.  Hat  er  gar  keinen,  so  kann  er  über- 
haupt nicht  auf  die  Hülfe  der  Gesetze  rechnen;  hilft  man  ihm  aber, 
so  soll  er  im  Kampfe  um  die  Geltendmachung  seiner  Werke  nirgends 
hinter  dem  Inländer  zurückstehen.  Gewährt  sein  Land  einen  geringeren 
Schutz,  so  ist  es  vielleicht  wegen  der  dortigen  Lebensverhältnisse; 
wozu  kommt,  dafs  ja  im  dortigen  Gebiete  alle  Werke  sich  gleichstehen 
und  unter  denselben  Bedingungen  den  Konkurrenzkampf  unternehmen. 
Wie,  wenn  sein  Land  keinen  AuffUhrungsschutz  musikalischer  Werke 
kennt,  etwa,  weil  solche  Aufifllhrungen  selten  sind?  soll  der  Musiker 
dieses  I/andes  des  Aufftihrungsschutzes  in  einem  Hauptmusiklande  ent- 
behren, wo  er  mit  den  Komponisten  dieses  Landes  um  die  Palme  ringt  ? 

Und  die  eine  Schranke,  die  Zeitschranke,  —  sofern  die  etwaige 
kürzere  Schutzfrist  des  Ursprungslandes  entscheidend  bleibt  — ,  kann  hier- 
g^en  nicht  in  Betracht  kommen;  denn  das  Plus  der  Zeit  gilt  ja  doch 


71)  Vergl.  auch  Droit  datUeur  VIII  n.  163, 

71»)  Eine  Ausnahme  von  dem  angege  Denen  Princip  besteht  aber  nach 
den  Beschlflssen  der  Pariser  Konferenz  von  1896  für  Architekturwerke 
und  Photographien:  sie  geniefsen  den  Schutz  in  jedem  Verbandslande,  wo 
derartige  Wene  Schutz  finden,  auch  wenn  sie  im  Heimatlande  des  Urhebers 
nicht  geschützt  sind  (vergl.  Droit  dCautew  IX  p.  79)  —  ein  Ausdruck  des 
Bestrebens,  diesen  Werken  möglichst  weiten  Schatz  zu  sichern. 
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regelmäfsig  nicht  dem  Autor,  eoadem  seinen  Erben  und  tritt  ein,  wenn 
das  Werk  schon  den  Hauptteil  seiner  Wirksamkeit  hinter  sich  za 
haben  pflegt.  Es  ist  etwas  wesentlich  anderes,  ob  die  Schutzfrist  von 
50  Jahre  nach  dem  Tode  auf  30  Jahre  reduciert,  oder  ob  dem 
Werke  von  Anfang  an  ein  ▼erkUmmertes  Recht  gewährt  wird. 
Die  Bestimmung,  dafs  die  Schutzfrist  des  Ursprungslandes  nicht  Über- 
schritten werden  kann,  darf  daher  nicht  dahin  ausgedehnt  und  ver- 
standen werden,  ab  ob  damit  gesagt  wäre,  dafs  der  Autor  Überhaupt 
nicht  mehr  Rechte  in  den  Verbandsländern  erwerben  könnte,  als  ihm 
das  Ursprungsland  gewährt^'). 

Bedenken  und  Zweifel  hat  man  in  dieser  Hinsicht  in  England 
erhoben:  so  der  englische  Appellationshof  in  der  Sache  Hanfstängl 
V.  Daüy  Oraphic  11. /6.  1894^").  Allein  diese  Bedenken  beruhen  auf 
der  besonderen  Fassung  der  die  Bemer  Konvention  in  Eugland  ein- 
führenden Verordnung  ^^)  und  können  darum  für  uns  aufser  Betracht 
bleiben. 

Obgleich  daher  beispielsweise  in  Deutschland  der  Satz  gilt,  dafs  es 
gestattet  ist,  von  einem  Werke  der  zeichnenden  Kunst  ein  Abbild  in 
plastischer  Kunst  zu  machen,  so  kann  der  deutsche  Künstler  in  anderen 
Verbandsländem  dieses  verwehren,  wenn  nach  dem  Rechte  anderer 
Verbandsländer  der  Kunstwerkschutz  weiter  geht  und  auch  die  ver- 
änderte Raumform  beherrscht.  Wenn  sich  femer  in  Deutschland  der 
Dichter  gefiiUen  lassen  mufs,  dafs  ein  Komponist  seinen  Text  unter 
die  Noten  setzt,  so  kann  er  in  einem  anderen  Verbandslande  dagegen 
protestieren,  wenn  dort  dem  Komponisten  eine  ähnliche  Bentitzung 
nicht  gestattet  ist 

Und  was  gerade  das  Übersetzungsrecht  betrifft,  so  hat  das  deutsche 
Gesetz  weit  geringere  Rechte  des  Originalautors,  als  die  Konvention 
für  die  Verbandsstaaten  und  för  das  Recht  dieser  festsetzt;  trotzdem 
treten  in  den  Verbandsländem  diese  weiteigehenden  Bestimmungen 
der  Konvention  ein  (a.  5);  was  allerdings  damit  zusammenhängt,  dafs 
eine  irmnzösische  Übersetzung,  die  in  Frankreich  erseheint  oder  in 
Frankreich  verbreitet  wird,  dem  deutschen  Autor  viel  verhängnisvoller 
ist,  als  französische  Übersetzungen  für  ein  Lesepublikum  in  Deutsch- 
land  (z.  B.    in    einem  Journal   de  Berlin   oder  einem    in  Deutschland 


72)  Richtig  Soldan^  Union  wUemationale  p.  16  f. 

78)  Droit  tTaiUeur  VIH  p.  8.  Auch  die  erste  Instanz,  vergL  ib.  VII 
p.  78. 

74)  V.O.  vom  28.  Novbr.  1887  (auch  bei  Lyon-Caen  ei  Delalain^ 
Lots  eur  la  propr,  liUir,  I  p.  359.  361),  wo  es  allerdings  in  a.  3  helfet,  dafo 
die  fremden  Autoren  weder  ein  ausgedehnteres  Recht,  noch  eine  längere 
Schutzfrist  hätten,  als  im  Lande  der  ersten  Publikation.  So  auch  schon  das 
dieser  Verordnung  vorhergehende  Gesetz  von  1886:  any  greater  rigkt  or 
longer  term.  Die  Worte  any  greater  righi  sind  durch  Versehen  ins  Gesetz 
gekommen  und  sind  der  Bemer  Konvention  nicht  gemäfs;  vergL  über  die 
Qeschichte  dieses  Ausdrucks  JJroü  d'auteur  VHI  p.  164. 
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gebräuchlichen  Schalbache);  die  entere  kann  ihm  den  ganzen  Absatz 
in  Frankreich  verderben,  die  letztere  wird  ihm  nar  in  beschränkten 
Kreisen  Abnehmer  entziehen.  Daher  ist  es  möglich,  dais  in  Deatsch- 
knd  eine  französische  Übersetznng  eines  deatschen  Werkes  gedruckt 
werden  darf,  die  in  Frankreich  nicht  gedruckt  werden  dürfte,  ja  dafs 
eine  anf  solche  Weise  in  Deutschland  gedruckte  fitinzösische  Über- 
setzung in  Frankreich  nicht  verbreitet  werden  darf. 

Anders  ist  es  natttrlicb,  wie  schon  aus  dem  Obigen  erbellt,  wenn  der 
geringere  Schutz  im  Ursprungslande  darauf  beruht,  dafs  die  Bedingungen 
des  Ursprungslandes  nicht  erfüllt  sind,  wenn  also  beispielsweise  in 
Deutschland  bei  Musikalien,  in  der  Schweiz  bei  musikalischen  und 
dramatischen  Werken  der  Aufführungsvorbehalt  fehlt.  Hier  tritt  der 
geringere  Schutz  nicht  kraf^  der  Rechtsordnung  des  Inlandes  ein, 
sondern  kraft  der  mangelhaften  Vorkehrung  des  Autors  oder  Verlegers, 
der  vielleicht  an  diesem  weitergehenden  Schutz  kein  genügendes  Inter- 
esse hat.  In  solchem  Falle  ist  dieser  Teil  des  Autorschutzes  ver- 
wirkt; der  Schutz  in  den  übrigen  Konventionsländem  ist  hier  ebenfalls 
geringer,  nicht  weil  er  im  Ursprungslande  geringer  ist,  sondern  weil 
die  Bedingungen  für  den  Erwerb  des  Schutzes  nur  teilweise  ereilt 
worden  sind. 

(Schlafs  folgt) 


Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   Bürgrerllohes  Recht,  elnsohlleilslioh  des  Handels-, 
^Wechsel-  und  Konkursrechts.  —  Clvllprozefs« 

Kostenvarschufspflicht  aus    §  85   Oerichtskosiengeseizes  im  Ver^ 

hältnis  eu  Orofshritannien. 

Beschluls  des  Kammeiverichts  in  Berlin  (10.  (Svils.)  vom  19.  Februar  18%. 
Mitgetdlt  Ton  flerm  Rechtsanwalt  und  Notar  Dr.  W.  L&wen/eld  in  Berlin. 

Die  Klägerin  ist  nach  Inhalt  der  Klageschrift  eine  in  London 
domizilierte  Aktiengesellschaft.  Auf  Orund  des  §  85  des  Gerichts- 
kostengesetzes  ist  deshalb  durch  die  angefochtene  Verfügung  vom 
21.  Januar  1896  die  von  ihr  beantragte  Tenninsbeetimmung  von  dem 
Nachweise  der  Einzahlung  eines  AuslKndervorschusses  von  132  Mk. 
zur  Gerichtskasse   abhängig  gemacht     Hiergegen   richtet   sich  die  von 

Z«itMhrift  f.  int«rn.  Privat-  u.  Strafreoht  etc.,  Band  VI.  28 
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der  Rlilgerin  eingelegte  BescLwerde,  welche  darch  den  Beschlafs  der 
II.  OiyiUuunmar  des  königl.  Landgerichts  II  zu  Beiiin  für  onbegrllndet 
erftebtet  and  dem  Kammergericht  zur  Entsefaeidang  eingereicht  ist 

Die  Beechwerdeftahrerin  macht  geltend,  dafB  ansUmdisehe  Oeeell- 
Bchaften,  die  in  Preufsen  eine  Zweigniederhmnng  haben,  von  der 
Zahlung  dee  AoBländerrorechnflses  befreit  seien.  Es  bedarf  indes  einer 
Prtlfung  nicht,  ob  ein  solcher  Befreiungsgrand,  sofern  die  VorsoB- 
setzungen  des  §  85  des  Oerichtskostengesetzes  im  übrigen  vollen, 
als  zutreffend  anzuerkennen  sein  würde.  Die  Verpflichtung  zur  Zah- 
lung des  Auslftndervorschusses  tritt  nach  Nr.  1  des  §  85  a-  a.  0. 
nicht  ein: 

y,wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kliger 
angehört,  ein  Deutscher  in  gleichem  Falle  zu  einer  besonderen 
Vorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Oerichtskosten 
nicht  verpflichtet  ist." 

Ausschlaggebend  ist  hiernach ,  ob  der  Heimatstaat  des  klagenden 
Ausländers  an  die  Deutschen,  gerade  weil  sie  Auslttnder  sind,  eins 
solche  Anforderung  stellt,  während  seine  eigenen  Staatsangehörigen 
hiervon  befreit  sind.  Um  deswillen  ist  das  Anwendungsgebiet  des 
§  85  4ei  ßeiiehtskostengesetzes  jedenfalls  ein  engbegrenztes.  In  dem 
Aufsatze  von  Dnuiker  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1887  S.  184, 
185  wird  ausgeführt,  dafs  allen  Gesetzgebungen  der  aufserdeutschen 
Staaten  europäischer  Rechtsordnung  ein  derartiger,  gerade  nur  die 
klagenden  Ausländer  treffender  Anspruch  des  Fiskus  auf  Vorauszahlung 
oder  Sicherstellnng  der  Gerichtskosten  durchgehend  fremd  sei.  Dies 
findet  sich  auch  bestliügt  bei  Leske  und  Ukomftld^  Rechtsverfolgung 
im  internationalen  Verkehr,  Bd.  I  (1895)  S.  771—772.  Was  ins- 
besondere die  Gesetzgebung  von  Grofsbritannien  anbetrifil,  so  ist  in 
dem  letztcitierten  Werke  S.  671,  672  des  näheren  dargel^,  dafs 
sowohl  bei  den  County  CotiHi,  als  «uoh  beim  High  Court  und  Court 
of  Appetü  die  Gerichtskosten  durcbgehends  vor  der  Vornahme  jeder 
kostenpflichtigen  Prozefshandlung  von  derjenigen  Partei,  welche  die 
Prozefsbandlung  betreibt,  zu  entrichten  sind.  Diese  Verpflichtung 
besteht  aber  flir  den  Inländer  nicht  minder,  wie  für  den  Ausländer, 
ist  also  nicht  als  eine  besondere  im  Sinne  des  §  85  Nr.  1  des  G^phts* 
kostengesetzes  anzusehen. 

Das  Beschwerdegericht  trägt  hiemach  kein  Bedenken,  die  Be- 
freiung^ der  Klägerin  als  einer  Staatsangehörigen  von  Grofsbritannien 
von  der  Vorschufspflicht  des  §  85  a.  a.  0.  als  glaubhaft  dargethan  zu 
erachten. 
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B.    ReohtBlitUfe. 

Mechtshiäfe.    —   Srswohen  -eim^   MiVtäraerithtS.    —   Ablehnung 
durch  das  Amtsgericht  —  Beschwerdegericht. 

B«8chhifli  des  Oberla&deegeiichtft  Köln,  Strafteaat,  vom  21.  Januar  1896 
(Archiv  f&r  das  Civil-  nnd  Kximinalrecht  der  k.  prenls.  BheinpTOvinz, 

90.  Bd.  a  82  f.). 

Das  Oberlatideagerieht  hat  ausgeBproeheti ,  die  Etitscheidang  ttber 
die  fiflsthwevde  gegen  die  dnich  das  Atitsgericbt  erfolgte  Abl^tmiig 
des  GesaoheB  eines  Milittbrgerichts  um  RocbtshtÜftB  stdie  niefat  dem 
OberiaBdesgerichte,  sondern  dem  Landgerichte  tn,  ans  folgenden 
OrQnden: 

«^  .,«  .^  in  der  JEk-wHgong,  da&  tufblge  §  2  des  fiiof^Oei.  zum 
Ger.Veif.Ges.  die  Vorschriften  des  GeriditsverfassongBgwetaes  nv  auf 
die  ordentliche  streitige  Geriditsbarkeit  und  deren  Ausübung  Anwen» 
diuüg  Aiden,  also  lediglich  auf  diejenige  Genditsbarkeit^  Welche 
diifdi  die  uti  §  12  des  Ger.Verf.Ges.  genannten  Gerichte^,  nicht  aber 
auf  diejenige  Geiichlsbarkeit,  welche  doioh  die  reichsgesetelich  be» 
stiauDlen  MiiitMigeriohte  ausgeübt  wird  (veigL  §  18  des  Ger.Verf.Q«s., 
§  Se  des  Heichs^MiUtJligesetBes  vem  2.  Mai  1874); 

dafs  Budem  der  §  7  des  £inf.Ges.  ourn  €br.Veif.Ges.  auch  noch 
ausdrüdclteh  bestimmt,  dm(k  die  MüitiIxgeriehtsbHMt  durch  daa  Oerichts« 
▼erfiusungsgesetz  nicht  bertlhrt  wird,  und  dafe  der  §  110  des  Ausf-Gres. 
■ntn  Ger.VeBf.6es.  eine  Bestimmung  desselben  Inhalts  enthält; 

dafii  demnaieh  der  dveiaehnte  Titel  des  GenohlsveiAuMnengsgeeetaes, 
weicher  die  Überschrift  „BachtshttUe''  IzKgt,  keine  Anwendung  indet 
auf  das  VsrhKltnis  zwischen  den  BUitSr-  «ad  den  CHvilgerichtea,  seiea 
diese  nun  mit  der  Verwaltoog  der  G^iohtsbarkcil  ia  htLigerliehea 
Rechtsstreitigkeiten  oder  in  Straisachen  betraut; 

dafs  für  dasselbe  vielmehr  die  früheren  Bestimmungen  bestehen 
geblieben  sind ,  wie  denn  auch  durch  den  §  6  der  Str.Pr.O.  die  straf- 
prozefsrechtlichen  Vorschriften  der  Landesgesetze  nur  für  diejenigen 
Straftacfaen  aufser  Kraft  gesetzt  weiden,  deren  Entscheidung  nach  den 
Vorschriften  der  StiafprozeTsordnuog  zu  erfolgen  hat; 

da(s  dann  aber  auch  die  Vorschrift  des  §  160  des  Ger.Verf.6es. 
hier  ebenfalls  nicht  anwendbar  erscheint,  zufolge  dessen  im  Falle 
der  Ablehnung  eines  Ersuchens  um  Rechtshtllfe  dem  Oberlandesgerichte, 
zu  dessen  Bezirk  das  ersuchte  Gericht  gehOrt,  die  Entscheidung 
ansteht; 

dalb  daher,  allgemeitten  Gmndsfttsen  genüfo,  das  dem  ersuchten 
Qerichte  vorgesetzte  Landgericht  tlber  die  Besehwerde  zu  befinden 
Imbeu  wird. 
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Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     ReichBgesetze,   kaiserliche  Verordnangen  etc. 

1.  RGeeetsE  vom  27.  Mai  1896,  betr.  die  Abttndernng  das 
ZuckersteuergeBetzeB  (R.O.BL  8.  109  ff.,  Neue  Redaktion  des 
ZuckeTSteuergesetzes  vom  gleichen  Tage,  R.0.B1.  S.  117  ff.). 

Die  vom  StrafVeriahren  handelnden  §§  62 — 64  (s.  diese  Zeitschr. 
Bd.  I  8.  529)  sind  unverändert  geblieben. 

2.  R.GeBetz  znr  Bekämpfung  des  unlauteren  Wett- 
bewerbes vom  27.  Mai  1896  (R.G.B1.  8.  145  ff). 

§  2.  Fflr  Klagen  auf  Grund  des  §  1  ist  ausschlielklich  zuständig 
das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  der  Beklagte  seine  gewerbliche  Nieder- 
lassung oder  in  Ermangelung  einer  solchen  seinen  Wohnsitz  bat.  Fttr 
Personen,  welche  im  Inlande  weder  eine  gewerbliche  Niederlassung 
noch  einen  Wohnsitz  haben,  ist  ansschlieOslich  zuständig  das  Gericht 
des  inländischen  Aufenthaltsortes,  oder  wenn  ein  solcher  nicht  bekannt 
ist,  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  die  Handlung  begangen  ist 

§  16.  Wer  im  Inlande  eine  Hauptniederlassung  nicht  besitzt,  hat 
auf  den  8chutz  dieses  Gesetzes  nur  insoweit  Anspruch,  als  in  dem 
8taate,  in  welchem  seine  Hauptniederlassung  sich  befindet,  nach  einer 
im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  deutsehe  Gewerbe- 
treibende einen  entsprechenden  Schutz  geniefsen. 

2.     Gesetze,  Verordnungen  etc.  der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

1.  Allgemeine  Verf.  des  JustMin.  vom  6.  März  1896,  betr.  die 
Beglaubigung  der  zum  Gebrauche  in  Rufsland  be- 
stimmten gerichtlichen  und  notariellen  Urkunden  (J.M. 
Bl.  8.  92). 

Nach  den  fnr  Rufsland  geltenden  BcBtimmungen  weitien  gerichtliche 
und  notarielle  Urkunden  dort  als  heweiskräftig  nur  angesehen,  wenn  mit 
der  Beglaubigung  seitens  des  zuständiffen  russischen  Konsalats  eine  von 
diesem  in  russiscner  Sprache  zu  erteilende  Bescheinigung  darüber  verbanden 
wird,  dafs  die  Urkunae  den  am  Orte  ihrer  Errichtung  geltenden  Gesetzen 
entspricht  Nach  neuerer  Entscheidung  der  kaiserl.  russischen  Re^enmg 
können  die  fraglichen  Erklärungen  in  gfiltiKer  Weise  nur  von  demjenigen 
russischen  Konsulate  abgegeben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Landgericnts- 
nräsident,  welcher  die  auf  Grund  der  Allg.  Verf.  vom  17.  Oktober  1891 
(J.M.B1.  8.  264)  zu  erteilende  Bescheinigung  ausgestellt  hat,  seinen  Amtssits 
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hat  Mit  Röckricht  hierauf  wird  eine  Beglaubigunjg^  der  (Jnterschriften  der 
Land^erichtspr&sidenten  auf  den  für  RufsGmd  Metimmten  Urkunden  behufs 
Herbof&hmng  einer  Beglaubigung  durch  das  Auswärtige  Amt  seitens  des 
Jostixministers  nicht  menr  erfolgen,  Tielmehr  mufs  es  den  Beteiligten  über- 
kssen  bleiben,  das  betreffende  russische  Konsulat  um  Lesalisation  der  Unter- 
schrift des  Landgerichtspräsidenten  und  Beifügung  des  fraglichen  Vermerks 
anzugehen. 

2.  Bekanntmachung  vom  7.  März  1896,  betr.  die  Ver- 
pflichtang  der  vor  angarischen  Gerichten  als  Kläger 
auftretenden  Ausländer  zur  Sicherheitsleistung  (J.M.BL 
1896  8.  93). 

8.  Gem.  Verf.  des  Ministers  des  Innern  und  des  Justizministers 
vom  23.  März  1896,  betr.  die  Erledigang  von  Ersuchen  k. 
niederländischer  Behörden  um  Beschlagnahme  in  Straf- 
sachen (J.M.BL  1896  S.  106). 

Von  der  k.  niederländischen  Regierung  wird  die  Auffassung  vertreten, 
daffl  es  den  dortigen  Behörden  gesetzlich  nicht  gestattet  sei,  aiu  Ersuchen 
deutscher  Behörden  Gegenstände,  welche  sich  in  den  Niederlanden  befinden 
und  für  ein  in  Deutschland  schwebendes  Strafverfahren  von  Bedeutung  sind, 
so  beschlagnahmen.  Eine  Ausnahme  hiervon  soll  nur  dann  eintreten,  wenn 
es  sich  um  eine  von  deutschen  Behörden  beantragte,  in  den  Niederlanden 
zur  Ausführung  zu  bringende  Auslieferung  handelt.  Die  Beschlagnahme  soll 
aber  auch  in  diesem  Falle  sich  auf  Gegenstände  beschränken,  welche  an 
und  bei  dem  Auszuliefernden  voigefnnden  werden. 

Mit  Bezug  hierauf  wird  bestimmt,  dafs  in  Strafaachen  auf  Ersuchen 
k.  niederländischer  Behörden  Gegenstände  nur  dann  mit  Beschlag  zu  be- 
llen sind,  wenn  eine  Auslieferung  au  die  Niederlande  zur  Ausführung 
georaeht  werden  soll  und  die  Gegenstände  an  und  bei  der  auszuliefernden 
rerson  vorgefiinden  werden. 

4.  Die  Bestimmung  unter  Ziff.  34  der  im  J.M.BL  von  1889 
S.  8  ff.  mitgeteilten  Übersicht,  welche  das  Verfahren  behufs  Er- 
wirkang  von  Auslieferungen  aus  Frankreich  betreffen,  sind 
einer  NachprUfting  unterzogen.  Danach  hat  an  Stelle  der  erwähnten 
Ziff.  34  Abs.  6  die  folgende,  den  gegenwärtigen  Vorschriften  ent- 
sprechende Fassung  zu  treten: 

Die  vorläufige  Festnahme  des  Angeschuldigten  kann  in  der  Regel 
nur  im  diplomatischen  Wege  beantragt  werden  (vergl.  Ziff.  23)-  Es 
ist  jedoch  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  Festnahme  auf  diesem  Wege 
nicht  mehr  herbeizuführen  sein  würde,  also  namentlich  dann,  wenn  der 
Angeschuldigte  über  einen  der  französischen  Hafenorte,  wie  Havre, 
Bordeaux  oder  Marseille,  flieht  und  die  verfolgende  preufsische  Behörde 
erst  kurz  vor  der  Abfkhrt  des  vom  Flüchtling  vermutlich  benutzten 
Schifies  hiervon  Kenntnis  erhält,  zulässig,  die  Vermittelnng  des  zu- 
stäudigen  kaberL  Konsulats  behufs  Herbei^hrung  der  vorläufigen  Fest- 
nahme in  Anspruch  zu  nehmen.  Sollte  der  Verfolgte  in  Paris  ver- 
mutet werden,  so  darf  —  wenn  besondere  Beschleunigung  geboten  ist 
—  die  dortige  kaiserl.  Botschaft  unmittelbar  um  Vermittelnng  ersucht 
werden  (Pr.J.M.Bl.  1896  S.   8). 
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ISAtschL  des  k*  Stfti^t9inüiiitQrimB0  dea  lonAnt  vQia  iO*  Aforil  18M» 
die  Ebeacbli^rtang  bayerischer  Staatsangehöriger  in 
Öaterreieh-Uiirgaiin,  sowie  tfsterreichiseher  uod  na^s- 
rischer  StaatsaDgehOriger  in  Bayern  betr.  (AmtsbL  d.  IL  d.. 
Innern  1896  S.  124). 

Unter  Besqgnahme  auf  die  Bekantmachnng  der  Staatsminigterien 
der  Justiz  and  des  Innern  vom  19.  März  1896  Nr.  7279  ^)  wird  darauf 
hingewiesen,  dafs  ftlr  die  im  rechtarlieinischen  Bayern  hejmathereehtigtm 
bayerischen  Staatsangehörigen  münnlichen  Oeschlechts  das  aiak 
Art.  88  des  Oesetaes  über  Heimat,  Vereheiichnng  nnd  Aufenthalt  vom 
16.  April  1868  aosanstellende  Vereheliehnngssengnis  den  Bostimmuigea 
der  unganeehen  Ehegesetagebnng  ttber  die  von  AnslKndem  vor  ihrer 
Voreheliehong  in  Ungarn  beisabringenden  UnbedeoUichkeitsatteBte 
genügt 

Bei  hayensehen  Staatsangehörigen  weiblichen  Oeschlechts  ist 
im:  rechtsrheinischeQ  Bayern  die  in  vorerwähnter  gemeinacbaftUchac 
Bekanntmachung  angeordnete  Bestätignng  auf  Grund  voigitngigtp  PrOAmg 
der  materiaUeii  Erfordernisse  der  Ekesehliafemig  nach  Mal^be  der 
reiohsgesetatidieM  Bestimmungen  von  der  Distrikttfverwaltungsbehdrde 
des  Heimatortes  der  Braut  dahin  aufzustellen,  ,ydars  die  Braut  nach 
den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  d«9  wx  EhescbUefeung  voigeachriebene 
liebensaJtfp  enreiobt  hat  und  die  ecfoidediehe  peraönHeke'  fUhigkeit 
besitBt^ 

IMe  von  den  k.  k.  Bezirkshauptmannschaften  ausgesteUtei^  Zeng- 
nisse  über  die  persönliche  Fähigkeit  Österreichischer  Staatsange- 
höriger zur  Ehescbliefsung  genügen  auch  fortab  den  Bestimmungen  des 
Art.  89  des  erwähnten  Heimatgesetzes. 

Für  ungarische  Staatsangehörige  werden  diese  EhefUhigkeitB- 
zeugnisse  nnnmehr  von  dem  k.  ungarischen  Justizministerium  auf  Grund 
einer  Bescheinigung  des  ungarischen  Civilstandsbeamten  über  das  in 
Ungarn  vorschriftsmäf^ig  vollzogene  Eheaufgebot,  bezw.  auf  Grund  der 
davon  erhaltenen  Dispens  ausgestellt 

Femer  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dafs  in  Österreich  eine 
Eheschliefsung  zwischen  Juden  und  Christen  verboten  ist,  während  die 
nunmehr  geltenden  ungarischen  Ehegesetze  ein  solches  Verbot  nicht 
enthalten. 

Einem  österreichischen  Staatsangehörigen  ist  demnach  seitens 
d«r  DistrifctsverwaltungBbehörden  das  in  Art.  39  a.  a.  0.  vorgeschriebene 
Zeugnis  trotie  beigebrachten  EheschliefsYingscertifikates  seines  Heimat- 
staates dann  zu  verweigern,  wenn  das  erwähnte  Verhältnis  hinsichtlich 
der  Konfession  der  Brautleute  vorliegt 

Die  Ministerialentschlieftung  vom  4.  Februar  1889  Nr.  1628,  die 
EheschK^ftung    ötnrreichischer    und     ungarischer   Staatsangehöriger   in 


1)  S.  oben  S.  276. 
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Bibern  bettcffrad  (Amtsblatt  des  k.  Stafttsmmiflteciam»  des  Innem 
9.  91)  wird  durch  vorstehende  Entschliefffang  ersetzt  und  hiermit  auf- 
gehoben. 

1.  Verordnung  vom  27.  Dezember  1895  asur  Ausführung  der 
Keichsgesetse  vom  15-  Juni  1895,  betr.  die  privatrechtlichen 
Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt  und  der  Flöfserei 
(S.  G.  u.V. El.  1896  S.  2). 

2.  Bekanntmachung  des  Min.  d.  Innern  vom  7.  Februar  1896, 
einen  bei  Anwendung  der  Bestimmungen  in  §  18  des  R.6.  Aber  die 
Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staats- 
angehörigkeit vom  1.  Juni  1870  entstandenen  Zweifel  betr. 
(G.U.V.BI.  1896  S.  26). 

hl  der  Verwaltongspraxis  der  einzelnen  Bundesstaaten  war  eine  Ver- 
schiedenheit in  der  ^undlung  der  Aufiiahme-  und  EatlasBun^esudie 
Bolcher  Peiaonen  hervorgetreten,  welche  innerhalb  des  Bnndesgebi^B  ihre 
Staatsangehörigkeit  zu  wechseln  beabsichtigen.  Nachdem  nun  zur  Vermei- 
dnng  der  aus  dieser  Verschiedenheit  sich  embenden  Unzutrftfilichkeiten  unter 
den  sämtlichen  Bundesregierungen  und  oem  kaiserl.  Statthalter  in  Elsafs- 
fiOthringen  ein  JSnvwständnis  über  den  Grundsatz  erräelt  worden  ist,  dafs 
in  Zukunft  Personen,  welche  aus  der  Staatsangehörigkeit  dnes  Bundesstaates 
entlassen  worden  sind  und  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach  Aushändigung 
der  EntlMsuageafkundes  ohne  in  der  Zwischenzeit  ihren  Wohnsitz  in  das 
Anelffnd  ved^  xm  habe»,  den  Erwerb  der  StaatsangebSfigkeit  in  einem 
anderen'  Bundesstaate  nachsuchen  (s.  vergl.  d.  oben  angeaBsoen  §  18),  nicht 
als  AnsiäDder  im  Sinne  von  §  8  des  in  Rede  stehenden  iuittktt^esetzes  zu 
behandeln  sind,  so  wird  sofehes  hierdurch  zur  Nachachtong  öffentlicb  bekannt 


WUrttemberv« 

1.  Verf.  des  Justizministeriums  vom  16.  Mai  1896,  betr.  die 
Eheschliefsung  von  Württembergern  in  Ungarn  (AmtsbL 
d.  J.M.  1896  S.  3a> 

2.  Bekanntmaebung  de»  Justizministeriums  vom  18.  Mai  1896, 
betr.  die  Verpflichtung  der  vor  ungarischen  Gerichten 
al»  Kläger  auftretenden  Ausländer  zur  Sieherheits- 
leietung  (Amtabi.  d.  J.M.  S.  34). 

8.  Verf.  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern,  betr.  die 
Hrledigung  von  Ersuchen  königl.  niederländischer  Be- 
hörden um  Beschlagnahmen  in  Strafsachen,  vom  15«  Juni 
1896  (Reg.BI.  8.  139). 

Von  der  königl.  niederländischen  Bedierunff  wird  die  ÄufiGassung  ver- 
treten, dafs  es  den  dortigen  Behörden  gesetdrch  nicht  gestattet  sei,  auf  Errachen 
deutscher  Behörden  Gegenstände,  welche  sich  in  den  Niederlanden  befinden 
and  f&r  ein  in  Deutschland  schwebendes  Strafverfahren  von  Bedeutung  sind, 
zn  beschlagnahmen.  Eine  Ausnahme  hiervon  soll  nur  dann  eintreten,  wenn 
es  sich  um  eine  von  deutschen  Behörden  beantragte,  in  den  Niederlanden 
anr  AnsfÜhrnng  zu  bringende  Auslieferung  handelt.  IMe  Beschlagnahme  soll 
sieh  aber  anch  in  diesem  Falle  auf  Gregenstände  beschränken,  welche  an  und 
bei  dem  Auszuliefernden  vorgefunden  werden.  Mit  Bezug  hierauf  wird  be- 
stimmt, dafs  in  Strafeachen  auf  Ersuchen  kÖnigL  niederländischer  Behörden 
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Oegenstände  nur  dann  mit  Beschlag  zu  belesen  sind,  wenn  dne  Ansliefenrng 
an  die  Niederlande  zur  Auafuhrune  gebracnt  werden  soll  und  die  Gegen- 
stände an  und  bei  der  ansznliefemaen  Person  gefonden  werden. 


II.   Ausw&rtif^e  Staaten. 

Mlederlande. 

Durch  Gesetz  vom  20.  Januar  1896  (Staatablad  Nr.  9)  ist  be- 
stimmt worden,  dafs  die  neue  niederländische  Konkurs-  und 
Moratorienordnung  vom  30.  September  1893  (StaatsbUd  Nr.  140) 
am  1.  September  1896  in  Kraf^  tritt 

Die  von  Anmeldung  und  Prüfung  der  Forderungen,  Zwangs- 
vergleich, Fltlssigmachung  und  Verteilung  der  Konkursmassen,  sowie 
von  gerichtlichen  Moratorien  handelnden  Artikel  des  G^etzes  sind  im 
deutschen  Elandflsarchiv  1896  I  S.  488  ff.  in  deutscher  Übersetzung 
mitgeteilt. 

Die  internationalrechtliche  Bestimmungen  enthaltenden 
Artikel  203—205  lauten: 

Art.  203.  Gläubiger,  welche  nach  der  Konkurseröffhunff  ihre  Forde- 
rungen ganz  oder  teilweise  aus  im  Auslände  befindlichen  nient  als  Unter- 
pfand etc.  haftenden  Eligentumsstücken  des  in  den  Niederlanden  für  bankerott 
erklärten  Gemeinschuldners  gedeckt  erhalten  haben,  sind  verpflichtet,  das 
auf  diese  Weise  erhaltene  an  die  Masse  zu  vergClten. 

Art.  204.    Gläubiger,  weiche  ihre  Forderungen  an  den  Gemeinschuldner 

fanz  oder  teilweise  einem  Dritten  zu  dem  Zwecke  abtreten,  diesen  in  den 
tand  zu  setzen,  die  Forderung  ganz  oder  teilweise,  abgesondert  oder  mittels 
Vorrechts  aus  im  Auslande  befindlichen  Vermögensstäcken  des  Gemein- 
schuldners gedeckt  zu  erhalten,  sind  verpflichtet,  das  auf  diese  Weise  Er- 
haltene der  Masse  zu  vergüten. 

Es  wird  vorbehaltlicn  des  Gegenbeweises  angenommen,  dala  die  Ab- 
tretung zu  diesem  Zweck  erfolgt  ist,  wenn  sie  mit  der  Kenntnis  davon 
geschieht,  dafs  die  Konkurseröffiiimg  beantragt  war  oder  beantragt  werden 
sollte. 

Art  205.  Die  gleiche  Verpflichtung  zur  Rückgabe  an  die  Masse  liegt 
demjenigen  ob,  der  seine  Forderung  oder  seine  Schuld,  ganz  oder  teilweise, 
an  einen  Dritten  überträft,  welcher  dadurch  in  den  Stand  gesetzt  wird,  sich 
im  Auslande  auf  ein  durch  dieses  Gesetz  nicht  zugelassene  Schnldaus- 
gleichung  zu  berufen. 

Der   zweite  Absatz   des   vorhergehenden   Artikels   findet   hier  An- 


wendung. 


Oaterreicli. 


1.  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  über  das  Exekutions-  und 
Sicherungsverfahren  ( Exekntionsordnung),  Ost.  K.G.B1. 
1896,  Stück  XXX,  S.  269  ff. 

Erster  Teil,  1.  Abschn.,  Tit.  1  §§  1—78,  handelt  von  der  Exe- 
kution aus  inländischen  Akten  und  Urkunden. 
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Exekutionstit^el. 

§  1.  Exekutionstitel  im  Sinne  des  gegenwärtigen  Gesetzes  sind  die 
nachfolgenden  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetses  errichteten  Akte  und 
Urkunden: 

1.  Endnrteile  und  andere  in  Streitsachen  ergansene  Urteile,  Beschlüsse 
und  Bescheide  der  Cirilgerichte,  wenn  ein  weiterer  Kechtszuff  dawider  aus- 
geschloasen  oder  doch  ein  die  Exekution  hemmendes  Rechtsmittel  nicht 
gewährt  ist; 

2.  Zahiunffsaufträge  (Zahlungsbefehle),  welche  im  Mandats-  und  Wechsel- 
verfahren  oder  In  GemlTsheit  des  §  19  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1872,  R. 
G.Bl.  Nr.  112,  erlassen  wurden,  wenn  wider  dieselben  nicht  rechtzeitig  £in- 
wendongen  erhoben  worden  sind; 

3.  die  im  Mahnverfahren  (Gesetz  vom  27.  April  1873,  RG.Bl.  Nr.  67) 
erlassenen  bedingten  Zahlungsbefehle,  welche  emem  Widerspruche  nicht 
mehr  unterliegen  und  auch  nicht  durch  Ablauf  der  Zeit  anCser  Kraft  ge- 
treten sind; 

4.  gerichtliche  Aufkündigungen  eines  Bestand  Vertrages  über  Grund- 
stücke, Gebäude  und  andere  unbewegliche  oder  {gesetzlich  für  unbeweglich 
erklärte  Sachen,  über  Schiffmühlen  und  auf  Schiffen  errichtete  Bauwerke, 
wenn  ge^en  die  Aufkündigung  nicht  rechtzeitig  Einwendunffen  erhoben 
worden  smd,  sowie  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  gerichtlichen  Auf- 
träge zur  Über^be  oder  Übernahme  des  Bestandgegenstandes; 

5.  Vergleiche,  welche  über  brivatrechtiiche  Ansprüche  vor  Civil-  oder 
Stra^richten  abgeschlossen  wuroen; 

6.  in  nichtstreiti^n  RechtsangeWenheiten  ergangene  Verfügungen  der 
Civilgerichte,  soweit  sie  nach  den  darar  weitenden  Vorschriften  m  Vollzug 

gesetzt   werden  können  (§    12  des  kaisen.   Patentes   vom  9.  August  1854 
:.G.B1.  Nr.  208); 

7.  im  Konkursverfahren  abgeschlossene,  gerichtlich  bestätigte  Vergleiche, 
die  während  eines  solchen  Verfahrens  ergangenen  rechtskräftigen  gericht- 
lichen Beschlü&se  und  die  mit  der  Wirkung  der  Vollstreckbarkeit  ausge- 
statteten amtlichen  Auszüge  ans  dem  wShrend  des  Konkursverfahrens  auf- 
genommenen Liquidierunesprotokolle ; 

8.  rechtskräftige  Erkenntnisse  der  Strafgerichte,  welche  über  die  Kosten 
des  Strafverfahrens  oder  über  die  privatrechtlichen  Ansprüche  ergehen  oder 
eine  bestellte  Sicherheit  für  verfallen  erklären; 

9.  rechtekräftige  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Civil-  und  Straf- 

S »richte,   wodurch  gegen    Parteien  oder  deren  Vertreter  Geldstrafen  oder 
eldbufsen  verhängt  werden; 

10.  Entscheidungen  über  privatrechtliche  Ansprüche,  welche  von  Ver- 
waltungsbehörden oder  anderen  hiezu  berufenen  Öffentlichen  Organen  gefällt 
wurden  und  einem  die  Exekution  hemmenden  Rechtszuge  nicht  mehr  unter- 
worfen sind,  sofern  die  Elzekution  durch  gesetzliche  Bestimmungen  den 
Gerichten  fiberwiesen  bt; 

11.  nicht  oder  nicht  mehr  anfechtbare  Urteile  der  Gewerbegerichte  und 
die  vor  denselben  abgesehlossenen  Vergleiche; 

12.  in  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Rechtes  ergangene  rechts- 
kräftige Erkenntnisse  des  Reichsgerichtes,  der  Verwaltungsbehörden  oder 
anderer  hierzu  berufener  öffentlicher  Organe,  sofern  die  Exekution  durch 
gesetzliche  Bestimmungen  den  Gerichten  überwiesen  ist: 

13.  die  über  direkte  Steuern  und  Gebühren,  sowie  über  Landes-,  Bezirks- 
and Gemeindezuschläge  ausgefertigten,  nach  den  darüber  bestehenden  Vor- 
schriften vollstreckbaren  Zahlun^ufträge  und  Rückstandsausweise; 

14.  rechtskrSftige  Entscheidungen  der  in  Z.  10  und  12  genannten  Be- 
hörden und  öffentlichen  Onorane,  durch  welche  Geldstrafen  oder  Geldbufsen 
verhängt  werden  oder  der  Ersatz  der  Kosten  eines  Verfahrens  auferlegt  wiid, 
aofeme  die  Exekution  durch  gesetzliehe  Bestimmungen  den  Gerichten  über- 
wiesen ist; 


362  ÜMetagebniig,  VeFOidmuigeo,  Evlane  etc. 

15.  Vergleiche,  welche  vor  einem  GemeindeTennittelnDgeBmte,  Tor 
Polizeibehörden  oder  vor  anderen  zur  Aufnahme  von  Vergleichen  berufenen 
OffentHehen  Organen  abg^Mchloeeen  wurden,  Aills  denedlMB  durch  die  be- 
stehendeB  Vorschriften  die  WiriLung  dnee  gerichtlichen  VergleicheB  hä- 
gelegt  ist; 

10.  die  einer  Anfechtung  ror  einer  hdheien  eehiedegerichflichen  loBtanz 
nicht  mehr  uttterliegenden  Sprüche  vob  Schiedflriehtem  und  Sefaiedegerichten 
und  die  vor  dieeen  abgesehloseenen  Vergleiche; 

17.  die  im  §  3  des  Gesetzes  vom  25.  JuU  1871,  R.a.Bl.  Nr.  75,  be- 
zeichneten Notaviatsakte: 

18.  aufseigeriehtlicb  erfolgte  Aufkttndigungett  eines  BMsn^ertrages 
ftber  (fie  in  Z.  4  bezeiehneten  Gegensllnde,  wenn  fiber  die  Auf kündtgung 
eine  notarielle  Beurkunduns,  ein  amtliches  Protokoll  oder  aeaet  eine  bewds- 
kr&ftige  Urkunde  beigebracht  wird  und  gegen  die  AufkttMÜgmg  nicht  redit- 
zeitig  iSnwendungen  erhoben  worden  sind. 

§  2.    Den  im   §  1   Z.  1—10  und   12—15  bezeichneten,  un  Geltung»- 

febiete  dieses  Gesetzes  errichteten  Akten  und  Urkunden  stehen  in  Ansehung 
er  Exekution  die  gleichartigen  Akte  und  Urkunden  jener  Behörden  oder 
Öffentlichen  Organe  gleich,  welche  sich  zwar  auTserhalb  des  Geltungsgebietes 
dieses  Gesetzes  befinden,  aber  einer  Behörde  untersteben,  welche  in  diesem 
Geltungsgebiete  ihren  Sitz  hat  IXe  ron  dieeen  Behörden  oder  öfientÜchen 
Oreanen  nerrflhrenden  Beurkundungen  sind  in  betreff  der  im  §  1  Z.  18  an- 

fenihrten  Exekutionstitel   den  Beurkundungen  inlSndischer  Behörden  oder 
ffentlicher  Organe  gleichzuachten. 

Bewilligung  der  Exekution* 

§  3.  Zur  Bewilligung  der  Exekution  auf  Grund  der  in  §§  I  und  2  an- 
geführten Exekutionstitel  sind  die  Civilgerichte  berufen. 

Die  Bewilligung  erfolgt  auf  Antrag  der  anspruchsberechtigten  Partei 
(^betreibender  Glfiubiger).  Über  den  Antrag  auf  Bewilligung  der  Exekution 
ist,  sofern  im  geffeuwärtiKen  Gesetze  nicht  etwas  anderes  angeordnet  ist, 
ohne  Torhergehende  mündlicbe  Verhandlung  und  ohne  Einvernehmung  des 
Gegners  Beschlufs  zu  fassen. 

^  4.  Soweit  nicht  im  Gesetze  etwas  anderes  angeordnet  wird,  ist  zur 
Bewilligung  der  Exekution  zuständig: 

L  wenn  der  Antrag  auf  einen  des  im  §  1  Z.  1,  2  und  3  bezeichneten 
Ezekttlionetitei ,  auf  einen  in  bürgerlichen  StmtBachen  abgesehiossenen  Ver- 

fleich  (§  1  Z.  5)  oder  auf  einen  während  eines  Verfahrens  in  bürgerlichen 
treitsachen  ergangenen  Straf  beschlufa  (§  1  Z.  9)  gegrasdet  wird,  das  Gericht» 
bei  welchem  der  Prozefs  in  eiater  Instanz  anhängig  war; 

2.  wen»  sich  der  Antrag  auf  die  im  §  1  2L  4  angeführten  Eaekvtions- 
titel  gründet,  das  Gtoridit,  bei  welchem  die  Auf^adignng  übemchl  oder 
der  Antrag  auf  Erlassung  eines  Auftrages  wegen  Übergabe  oder  Dbeinafanie 
des  Bestandgegenslandes  in  erster  Instanz  geiMlt  wutrie; 

3.  in  Ansehung  der  im  §  1  Z.  6  an^lUhrte»  Ezekurionstitel  und  der 
in  nicht  streitigen  bürgerlichen  Beehtsaachen  abgeschlossenen  Vergleiche  ood 
ergangenen  SlmbeBchlüsse  (§  1  Z.  5  und  9)  das  Gericht,  bei  welchem  die 
Bähtsangekttenheit  in  erster  Instanz  anhängig  war; 

4.  TOi  Berufung  auf  einen  der  im  §  1  Z.  7  angegebenen  EzekolieaS' 
tüel  dos  Konkursgencht; 

5.  bei  Beru&n^  auf  einen  der  im  §  1  Z.  18  angegebenen  EsekotLnifl' 
titel  das  Bezirksgencht,  in  dessen  Sprengel  sich  (w  Bestandgegenstand 
befindet; 

6.  in  allen  übrigen  Fällen  das  Bezirksgericht,  bei  welchem  degenige, 
wider  den  die  Exekution  geführt  werden  soU  (Verpflichteter),  seinen  sU^ 
Bseinen  Grerichtsstand  in  Streitsachen  hat.  Ist  em  solcher  für  den  ver- 
pflichteten im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nicht  begründet,  se  ist  die 
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Ezekntioittbcwiiligaog  bei  dem  inltodinchen  Bezirkegerichte  anzmuchen ,  in 
deaaen  Sprengel  sich  das  Venn(>gen  befindet,  auf  welches  die  £xelration 
§9i0Ümt  werden  soll,  oder  fiülB  raf  bdoherlich  ehngetrageae  Laegenaehaftea 
md  Rächte  daran  £zekotion  geführt  weiden  soll,  Mi  weichem  sich  die  Ein- 
lage ttber  die  betreffende  Liegenschaft  befindet  Falls  keine  dieser  Vorans- 
satsnagett  sotaff^,  ist  Ar  die  Ezekntionsbewilligong  das  inlttndische  Bezirks- 
g«nehtziistftiidig,  in  dessen  Spfenjs^el  die  erste  ExekntionshandlongthatiKehlieh 
▼orsmiehmen  ist»  Insofon  anf  Foidemngen  Ezekation  gefülut  werden  soll, 
hat  ala  Ort,  aa  welchem  sieh  das  Vermögen  befindet,  der  WofanMta,  Sita 
oder  AaAnthalt  des  DrittschuldnerB,  oder  wenn  dessen  Wohnsita,  Sitz  oder 
▲nfionthalt  onbekanat  oder  nicht  im  Geitonffsgebiete  dieses  G^esetaea  gelegen 
wtee,  der  Ort,  an  welchem  sieh  das  för  die  Pordening'  eingerttnmte  Pfand 
befindet,  and  bei  bücherlich  dcherg^tellten  Fordemn^^  der  Sita  des  Oe^ 
ncfatea  zn  gelten,  bei  welchem  sich  die  Einlage  ttber  die  verpfUndete  Liegen- 
aehait  befiadet 

Sofern  die  Znatftadigkeit  im  Sinne  des  TOfvtehenden  Absatzes  (Z.  6) 
dmeh  die  büeherliche  Einlaß  bestimmt  wird,  letztere  sich  aber  bei  einem 
Gerichtshöfe  erster  Instana  Befindet,  ist  die  Bewilligung  der  Exekution  beim 
Bezirksgerichte  am  Sitae  dieses  Gerichtshofes  anzusuchen.  Zwischen  mehreren 
dsMclbet  befindlichen  Bezirksgerichten  hat  der  betreibende  Gläubiger  die 
Wahl 

§  5.  Soll  ans  einem  der  im  §  1  Z.  8  nnd  10—17  bezeichneten  Exe- 
tnitionatitei  ans  einem  ttber  priTatrechtliehe  Ansprüche  vor  einem  iniftndischen 
Stra%erichte  ab^esehlossenen  Verglei^e  (§  1  Z.  5)  oder  ans  dem  Straf* 
beaehhisse  eines  mlänctischem  Straft^erichtes  (§  1  Z.  9)  auf  ein  aufserhalb  des 
Gveltnng^gebietes  dieses  Gesetaes  oefindlidies  Vermö^n  Exekution'  geführt 
werden  und  ist  fftr  den  Verpflichteten  ein  allgememer  Gerichtsstaad  im 
QeitBnfpgebiele  dieses  Gesetzes  nicht  be^rttndet,  so  ist  die  Bewilligung  der 
Exekution  bei  dem  inl&ndischen  Bezirksgerichte  anzusuehea,  in  dessen  Sprengel 
die  Behöide  oder  das  öfientliche  Organ,  von  welchem  der  Exekutionstitel 
herrührt,  ihren  Sita  haben  oder  der  Schiedsspruch  geföllt  oder  der  Vergleich 
ab^eechlossen  wurde. 

§  6.  Wenn  sich  die  Zuständigkeit  zur  Exekutionsbewilligung  nach  dem 
allffemeinen  Gknriehtsstande  des  Verpflichteten  bestimmt,  für  letzteren  aber 
bei  mehreren  inländischen  Bezirksgerichten  ein  allgemeiner  Gerichtsstand 
beifründet  ist,  so  hat  der  Gläubiger  die  Wahl,  bei  welchem  dieser  Gerichte 
er  um  Bewilligunff  der  Exekution  ansuchen  wolle. 

IXssglei^hen  nat  der  Gläubiger  unter  den  mehzeren,  mit  Rücksicht  anf 
die  I^ago  dea  Exekutionsobjektes  oder  auf  den  Ort  der  ersten  Exekutious- 
haodlxing  (§  4  Z.  6)  für  die  Exekutionsbewüligung  in  Frage  kommenden 
Gerichten  insbesondere  auch  dann  die  Wahl: 

1.  wenn  das  Vermögen,  anf  wekhes  Exekution  geffihrt  werden  soll, 
aieh  in  den  Sprengeln  verschiedener  (verichte  befindet: 

2.  wenn  es  mit  Bfieksicht  anf  die  Grenzen  yerschiedener  Gtorichts- 
sprengel  uneewifs  ist,  im  Sprengel  weiches  Gerichtes  das  Vermögen  sich 
befiMet,  auT welches  Exekution  geftthrt  werden  soll; 

3.  wenn  we^en  des  gleichzeitigen  Ansuchens  mehrerer  Exekntionsarten 
wider  denselben  verpflichteten  in  verschiedenen  Gerichtssprengeln  einleitende 
Exekutionshandlungen  vorzunehmen  sein  würden. 

Ersuchen  an   eine   Behörde. 

§  69.  Wenn  der  Vollzug  der  bewilligten  Exekution  nicht  dem  G^chte 
zusteht,  welches  die  Exekution  bewilligt  mit,  so  hat  letzteres  das  zum  Ein- 
schreiten als  Exekutionsgericht  berufene  Gericht  von  Amtsw^en  um  den 
Kxtfkntionsvollzug  zu  ersuchen.  Ist  das  Ezekutionseericht  einstweilen  noch 
Dicht  bekannt,  so  kann  dennoch  das  Ersuchen  auf  Antrag  des  betreibenden 
GULnbigers,  und  zwar  ohne  Benennung  des  Exckntionsgerichtes,  ausgefertigt 
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und  dem  Glftubiger  behufs  AushäDdiffung  an  daajeniffe  Gericht  übergeben 
werden,  das  nach  G^estaltung  der  Verhältnisse  zum  £inschreiten  als  £ie- 
kntionsffericht  berufen  sein  wird.    Das  auf  diese  Art  enachte  Exekutions- 

Sericht  nat  dem  Gerichte,  das  die  Exekution  bewilligt  hat,  von  dem  Elmpfange 
es  Ersuchens  Mitteilung  zu  machen. 

Das  Exekutiousgencht  hat  mit  der  Erlassung  der  erforderlichen  Ersuch- 
schreiben  von  Amteweffen  vorzugeben,  wenn  sich  im  Liaufe  eines  Ezekutions- 
verfahrens  die  Notwenaigkeit  ersieht,  bebu£B  Vornahme  einzelner,  anfserhalb 
des  Sprengeis  des  Exekutionsgenchte«  zu  bevrirkender  Exekutionsomfsregelo 
oder  überhaupt  zur  Erledigung  eines  anhängigen  Exekutionsreifüirens  die 
Mitwirkung  eines  anderen  G^chtes  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder  wenn 
während  emes  Exekutionsverfahrens  die  Mitwirkung  anderer  Behörden  not- 
wendig wird. 

Bei  Ersuchen,  welche  an  anfserhalb  des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes 
befindliche  Behörden  gerichtet  werden,  sind  die  besonderen  Vorschriften  zu 
beobachten,  die  für  den  geschäftlichen  Verkehr  mit  denselben  bestehen. 


Tit  2.     Exekution    auf  Grund    im   Auslande    errichteter 

Akte    und    Urkunden. 

I  79.  Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  nicht  zu  den  im  §  2 
bezeicnneten  Exekutionstiteln  gehören,  aber  anfserhalb  des  Geltunm^ebietes 
dieses  Gresetzes  ei  richtet  und  nach  den  daselbst  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen exekutionsföhig  sind,  darf  die  Exekution  oder  die  Vornahme 
einzelner  Exekutionshandlnngen  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  uar  dann 
und  in  dem  Mafse  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsverträge 
oder  durch  darüber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatte  Kundgemachte  Begierungs- 
erklärungen verbürgt  ist. 

§  80.  Einem  Exekutionsan trage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis  einer 
auswärtigen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  auf  einen  vor  diesen  ge- 
schlossenen Vergleich  gründet,  ist  überdies  nur  dann  stattzugeben: 

1.  wenn  die  Bechtssache  nach  Mafsgabe  der  im  Inlande  über  die  Zu- 
ständigkeit geltenden  Bestimmungen  im  auswärtigen  Staate  anhängig  gemacht 
werden  konnte; 

2.  wenn  die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  die  das  Verfahren  vor  dem 
auswärtigen  Gerichte  oder  der  auswärtigen  Behörde  eingeleitet  wurde,  der 
Person,  wider  welche  Exekution  ^zefÜhrt  werden  soll,  entweder  in  dem  be- 
treffenden auswärtigen  Gebiete  oder  mittels  Grewährung  der  Rechtshttlfe  in 
einem  anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu  eigenen  Händen  zugestellt 
wurde; 

3.  wenn  das  Erkenntnis  gemäfs  dem  darüber  vorliegenden  Zeugnisse 
der  ausländischen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  nach  dem  für  letztere 
geltenden  Rechte  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge  nicht 
mehr  unterliegt. 

§  81.  Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekntions- 
handlung  ist  ungeachtet  des  Vorbandenseins  der  in  den  §§  79  und  80  an- 
geführten Bedingungen  zu  versagen: 

1.  wenn  der  Person,  wider  welche  die  Exekution  geführt  werden  soll, 
die  Möglichkeit,  sich  an  dem  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der  aas- 
wärtigen  Behörde  stattfindenden  Verfahren  zu  beteiligen,  infolge  einer  Un- 
regelmäfsigkeit  dieses  Verfahrens  entzogen  war; 

2.  wenn  durch  die  Exekution  eine  Handlung  erzwungen  werden  soll, 
welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  überhaupt  unerlaubt  oder  doch  nicht 
erzwingbar  ist; 

8.  wenn  der  Exekutionstitel  den  Personenstand  eines  Österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifft  und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll; 
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4.  wenn  vermittels  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekutionshand- 
lung  ein  Rechtsverhältnis  zur  Anerkennung  oder  ein  Anspruch  zur  Verwirk- 
UehuDg  gelangen  soll,  welchem  durch  das  inländische  Gesetz  im  Inlande 
aus  Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der  Sittlichkeit  die  Gültigkeit 
oder  Klagbarkeit  versagt  ist. 

§  82.  Zur  Bewilligung  der  beantragten  Exekution  oder  Exekutions- 
bandluDff  ist  der  Gerichtshof  erster  Instanz  zuständig,  in  dessen  Sprengel 
das  im  g  4  Z.  6  bezeichnete  Bezirksgericht  gelegen  ist 

Der  Antrag  kann  vom  betreibenden  Gläubiffer,  von  dem  ausländischen 
Gerichte  oder  von  einem  anderen  hierzu  berufenen  ausländischen  öffent- 
lichen Organe  gestellt  werden. 

Das  Gericht  kann  im  Bedarfsfälle  vor  der  Entscheidung  über  den 
Antrag  die  auswärtige  Behörde,  von  welcher  der  Exekutionstitel  herrührt 
oder  welche  die  Bewilligung  der  Exekution  beantragt  hat,  um  Aufklärung 
ersochen. 

§  83.  Wenn  dem  Antrage  stattgegeben,  wird,  ohne  dafs  die  in  den 
§§  79 — 81  angeführten  ffesetzlicheu  BMingunffen  der  Exekutionsbewillignng 
vorhanden  sind,  kann  derjenige,  wider  den  die  Exekution  bewilligt  wurde, 
unbeschadet  eines  allfftliigen  Rekurses,  gegen  die  Exekutionsbewilligung 
Widerspruch  erheben. 

Der  Widerspruch  ist  bei  dem  nach  §  82  in  erster  Instanz  zur  Be- 
willigung der  fhcekution  berufenen  Gerichte,  und  zwar,  sofern  er  sich  nicht 
auf  den  Mangel  der  Gegenseitigkeit  oder  auf  einen  der  im  §  81  Z.  2—4  an- 
geführten Gründe  stützt,  bei  sonstigem  Ausschlüsse  binnen  vierzehn  Taffen 
Dach  Zustellung  der  Exekutionsbewilligung  zu  erheben.  Über  den  Wider- 
sprach ist  nach  mündlicher  Verhandlung  durch  Urteil  (§§  461  ff.  der  C.Pr.O.) 
zu  entscheiden.  Nach  Erhebung  des  Widerspruches  kann  das  Gericht  auf 
Antrag  die  AufiBchiebung  der  Exekution  anoranen. 

Die  Frist  zum  Rekurse  gegen  die  Entscheidung  über  den  Exekutions- 
antraff  beträgt  vienehn  Tage.  Gegen  die  Entscheidung  über  einen  wegen 
BewiUigung  oder  Verweigerung  der  Exekution  erhobenen  Rekurs  ist  ein 
weiterer  Rekurs  auch  dann  zulassig,  wenn  das  Gericht  zweiter  Instanz  den 
angefochtenen  erstrichterlichen  Beschlufs  bestätigt  hat. 

§  84.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  kommen  nicht  zur  Anwendung, 
sofern  in  Staatsverträgen  oder  in  Rej^ierungserklärungen ,  die  im  Reichs- 
gesetzblatte  kundgemacht  sind,  über  die  Gewährung  der  Exekution  und  die 
V  oransaetzungen  der  Vollstreckbarkeit  ausländischer  exekutionsfUhiger  Akte 
und  Urkunden  abweichende  Anordnungeii  enthalten  sind. 

§  85.  Für  die  Vornahme  und  Durchführung  einer  auf  Grund  aus- 
ULndiacher  exekutionsfähiger  Akte  und  Urkunden  bewilligten  Exekutions- 
handlung oder  Exekution  nahen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zu  gelten. 

§  86.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  haben  auch  fSr  die  Exekution  auf 
Gmnd  von  exekutionsf&higen  Akten  und  Urkunden  zu  gelten,  die  in  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  errichtet  wurden. 

Im  Bestände  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  (§  79)  mufs  auf  Grund 
gerichtlicher  Erkenntnisse,  die  m  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gefällt 
worden,  und  auf  Grund  von  gerichtlichen  Vergleichen,  die  daselbst  abge- 
flchloflsen  wurden,  die  Exekution  angeordnet  weraen,  sofern  nur: 

1.  ein  gerichtliches  Zeugnis  darüber  beigebracht  wird,  dafs  das  Er- 
kenntnis einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge  nicht  mehr 
unterliegt,  und 

2.  keiner  der  im  §  81  Z.  2—4  angefahrten  Versagungsgründe  vorliegt 
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Zweiter  Teil.    Sicherung.    1.  Abschu.    Exekationshandlangen 
zur    Sicherang     von    Geldforderangen    (Exekation    zar 

Sicherstellung. 

$  378.  Im  Bestände  der  verbürgten  GeRenseitigkeit  g  79)  kann  die 
Vomanme  von  Exekntionsbandlungen  zur  Sicherunff  von  GddfordenmgeD 
auf  Grand  von  noch  nicht  rechtskräftigen  oder  noch  nicht  unbedingt  voll- 
streckbaren,  civilgerichtlichen  Endurteiien  und  Zahlungsbefehlen  bewilligt 
weiden,  die  m  den  Lftndam  der  ungarischen  Krone  ergangen  sind,  wenn: 

1.  das  Ansuchen  von  dem  Prozefsgerichte  oder  von  dem  GMchte 
bestellt  wird,  das  den  Zahlungsbefehl  erlassen  hat, 

2.  von  diesem  Gerichte  besttttigt  wird,  dafs  ohne  diew  Esdmtions- 
hAndliuwen  die  Einbringung  der  suerkaonten  Geldfordenmg  vereitelt  oder 
erheblich  erschwert  weiden  würde,  ond 

3.  zugleich  keiner  der  im  §  81  Z.  2-4  angeführten  Gründe  für  die 
Versagung  der  Exekution  vorliegt. 

2.  Gesetz  vom  27.  Mai  1896,  betr.  die  Einführung  des 
Gesetzes  über  das  Ezekutions-  und  Sicherungsver* 
fahren  (Ost.  R.G.B1.  1896  S.  261  ff). 

Art.  XX.  AU  Inland  im  Sinne  der  Exekntion8ordna[i|^  gilt  das  Gebiet 
der  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  Personen,  welche 
in  diesem  Gebiete  das  Stastsbürgerrecht  nicht  ffeniefsen,  sind  in  Bezog  auf 
die  Vorschriften  der  Ezekutionsordnung  als  Ausiftnder  anzusdien. 

3.  Verordnung  des  Jastizministerinms  vom  29.  l^iai  1896  Z.  25  795/9^, 
betr.  die  Bestreitung  von  Kosten  für  andere  Gericht«  (J.H. 
V.BI.  1896  S.  111). 

Alle  das  Amtspauschale  belastende  Kosten  des  civilgerichtlichen  Ve^ 
fifthrens  in  und  aufser  Streitsachen,  welche  im  Rechtshülfeveikelir  der  inlfo- 
dischen  Gerichte  untereinander  auflaufen,  sind  von  dem  ersuchten  Oerichte 
vorzuschiefsen  und  hn  UneinbringUcfakeilsftille  endgültig  zu  bestreiten,  so 
dafs  eine  wechselseitige  Versütung  solcher  Kosten  zwischen  inlfindiseheo 
Gerichten  nicht  stattzimnden  hat.  Dies  gilt  insbesondere  auch  von  den  bei 
Untersuchung  des  Geisteszostandes  vermögensloser  Pflegebefohlener  auf- 
laufenden Gebühren  jeder  Art. 

Sache  der  Oberlandesgerichts- Präsidien  ist  es,  schon  bei  Bestimmung 
der  Quoten  des  Amtspauschales  für  die  einzelnen  Gerichte  hierauf  Bedacht 
zu  nehmen. 

4.  Erlafs  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  3.  Juni  1896  Z.  .9671, 

GebührenbehandluBg    de«    in    Österreich    befindlichen 

beweglichen  Nachlafs  Vermögens   der  Angehörigen   der 

Kantone  Seh wyz,  Appenzell,  Aufserrhoden,  Obwalden, 

Tessin  und  Wallis  (J.M.V.Bl.  1896  S.  183). 

Entsprechend  dem  Grundsätze  der  G^egenseitigkeit  ist  das  in  den  im 
Beichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  befindliche  foew«fliche 
Nachlafsvermögen  der  Angehörigen  d^  bezeichneten  Rantone  Scnw^ 
Appenzell,  Aufserrhoden,  Oowalden  und  Wallis  im  Sinne  des  Erlaases  rem 
8.  April  1854,  B.G.BI.  Nr.  84,  gebührenfrei  zu  behandehi.  BesILrlich  des 
Kantons  Tessin  bleibt  die  Veroranung  vom  15.  Dezember  1860  Z.  '64'620, 
J.M.V.BI  Nr.  56,  aufrecht. 

5*  LandeS'Gesetz  vom  6.  Dezember  1894,  den  Landeaschul- 
fondsbeitrag  von  Verlassenschaften  in  Galizien  betr. 
(Lande8-GeB.Bl.  1896  Nr.   19,  Ost  JustMin.Y.Bl.  1896  S.  87.) 
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Nach  §  5  werden  der  Wert  des  zum  Naclilasse  gehörigen,  aufser- 
halb  des  Königreiches  Galivien  und  Lodomerien  samt 
dem  Grofsherzogtum  Krakau  liegenden  anbeweglichen 
Vennögens,  sowie  die  Schulden,  welche  aaf  einem  solchen  unbeweg- 
licban  Venn(Sg«n  dergratalt  haften,  dafs  der  übrige  Nachlais  lUefÜr 
gesetzlich  nicht  anfzukommen  hat,  bei  Berechnung  des  reinen  Nach- 
lasses nicht  in  Anschlag  gebracht  Schulden  bingeigen,  Air  welche  die 
ganze  Verlaasenachaft  gesetzlich  haftet,  sind  bei  dieser  Berechnung  in 
Abzog  zu  bringen,  wenn  dieselben  auf  jenen  Immobilien  yersichert 
wSrsn. 

HieKU  Dmvhftlhningsverordnung  Tom  4.  Dezember  1895  Z.  25  135 
(Lande»-6e8.Bl.  L  c;  Ost  Jmi.Min.V.Bl.  1896  8.  89). 

Sekweii. 

Kantonalgesetzgebung. 

Kanton  Baselstadt 

Geeetz  (des  OrodBen  Rats  des  Kantons),  betr.  Wahl  und  Or- 
ganisation der  Gerichte  und  der  richterlichen  Beam- 
tungen,  vom  27.  Juni  1895  (G.S.  23  S.  179  ff.);  seit  1.  Januar 
1896  in  Kraft.  Die  Gerichte  erster  Instanz  siod  das  Civilgericht  und 
das  Gericht  ftir  Strafsachen.  Die  Kompetenz  der  Gerichte  ist  im  ganzen 
auTerMndert  geblieben.  Die  Einzelrichter  der  Landgemeinden  entscheiden 
endgültig  bis  auf  20  Frcs.  Auch  an  der  bisherigen  Kompetenz  des 
Appellationsgerichts  ist  nichts  geändert. 

Kanton  St  Gallen. 

1.  YoUziehungsverordnung  (des  Reg.  Rats  des  Kantons)  vom  4.  Ok- 
tober 1895,  betr.  die  Fischerei  im  Bodensee  (G.Slg.  N.  F.  7 
S.  229  ff.),  betrifft  die  Vollziehung  der  Übereinkunft  für  die  Fischerei 
im  Bodensee  vom  5.  Juli  und  22.  Dezember  1893« 

2.  Vollzugsverordnung  (des  Reg.Rats)  vom  22«  Januar  1895,  zur 
Revision  des  Vertrags  zwischen  den  Bodenseeuferstaaten,  betr.  eine 
internationale  Schiffahrts-  und  Hafenordnung  für  den 
Bodensee  vom  6.  Mai  1892  und  30.  Juni  1894  (G.S.  N.  F.  7 
8.  63  ff.). 

Kanton  Glarus. 

Civilprozefsordnung  (der  Landgemeinde  des  Kantons  Glarus) 
vom  5.  Mai  1895. 

Alle  privatrechtlichen  Streitigkeiten  gelangen  zuerst  an  die  Ver- 
mittelungsämter ,  bei  Mifslingen  der  Vermittelang  entscheidet  bis  auf 
den  Betrag  von  50  Fr.  der  Civilgerichtsprüsident  endgültig.  Erste  Instanz 
ist  das  Civilgericht  und  das  Angenscbeinsgericht ,  zweite  Instanz  das 
Obeigericht  im  Streitwerte  über  200  Frcs«,  für  dingliche  lüagen, 
Vaterschaftsklagen  und  Eheetreitigkeiten. 
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Kanton  Luzern. 

Gesetz  ttber  das  Civilrechtsver fahren  vom  5.  März  1895 
(S.  d.  G.  Bd.  7  S.  882  ff.),  in  Kraft  seit  1.  Januar  1896. 

Die  bürgerlicbe  Rechtspflege  verwalten  a)  die  Friedensrichter; 
b)  die  Gerichtspräsidenten;   c)  die  Bezirksgerichte;  d)  das  Obeigericht 

Die  Friedensgerichte  behalten  ihre  richterliche  Kompetenz  bis  auf 
einen  Streitwert  von  Frcs.  10  und  den  Vermittelungsversuch  aller  in 
ihrem  Kreise  sich  erhebenden  Civilrechts-  und  Injorienstreite  (aufser  in 
Aberkennungsprozessen  und  im  beschleunigten  Verfahren  des  eidgen. 
Betreibungsgesetzes).  Die  Bezirksgerichte  entscheiden  endgültig  über 
Streitwert  bis  auf  300  Frcs.  Das  Obergericht  urteilt  als  AppellationB- 
instanz  über  alle  appellierten  Sachen,  die  den  Wert  von  800  Frcs. 
übersteigen,  femer  als  Kassationsbehörde  über  alle  Nichtigkeitsbeschwerden 
und  als  Rekursbehörde  über  Bosch  werden  gegen  untergerichtliche  Er- 
kenntnisse, gegen  die  das  Gesetz  Rekurs  gestattet 

Kostenkaution  mufs  der  Kläger  leisten,  wenn  er  keinen  Wohnsitz 
im  Kanton  hat  oder  nachweisbar  zahlungsunfähig  ist  Ausnahme  beim 
Armenrecht 

Für  nichtschweizerische  Urteile  mufs  die  Exekution  vom  Ohet- 
gerichte  bewilligt  werden,  wobei  die  Staatsvertrttge  und  Reciprocittt 
mafsgebend  sind. 

Kanton  Schaffhausen. 

VoUziehungsverordnung  (des  Reg.  Rats  des  Kantons)  vom  9*  Januar 
1895,  zur  Revision  des  Vertrags  zwischen  der  Schweiz  und 
dem  Grofsherzogtum  Baden  über  die  Schiffahrts-  und 
Hafenordnung  für  den  Untersee  und  Rhein  zwischen 
Konstanz  und  Schaff  hausen  vom  18.  Mai  1898  (Amtsbl.  Nr.  4). 

Kanton  Tessin. 

Legge  (del  Or.  Com,  dd  cantone  dd  Tieino)  di  procedura 
per  la  trattazione  delle  cause  civili  in  appello.  dd 
3,  maggio  (BuU.  off.  d,  L.  N.  5,  JSl  p.  73  88.). 

Das  Appelhitionsgericht  urteilt  in  Civilsachen  a)  als  einzige  Instanz 
in  den  Sachen,  die  ihm  durch  Übereinkunft  der  Parteien  unterbreitet 
werden  gemäfs  Gesetz  vom  9.  Mai  1877;  b)  als  zweite  Instanz  in 
Civil-  und  Strafsachen  infolge  von  Appellation. 

Kanton  Thurgau. 

Vollziehungsverordnung  (des  Reg.Rats  des  Kantons)  vom  26.  Sep- 
tember 1895,  betr.  die  Fischerei  im  Bodeusee  (Amtsbl.  Nr.  78). 

Näheres  über  die  Kantonalgesetzgebung  des  Jahres  1895  s. 
Heuslerf  Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  1895  in  Zeitschrift  ftlr 
Schweizerisches  Recht,  87.  Bd.,  N.  F.  15.  Bd.  S.  857  ff. 

Verordnung  der  k.  ungarischen  Minister  der  Justiz  und  des  Inneni 
vom  12.  Februar  1896  Z.  7870,  betr.  Vorgangsweise  bei   der 
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in  Ungarn  vorzunehmenden  Verkündnng  und  Beurkun- 
dung jener  Ehen,  die  aufserhalb  Ungarns  geschlossen 
werden  (erlassen  auf  Orund  des  §  150  des  Gesetzartikels  XXXI 
Yom  Jahre  1894  und  des  §  96  des  Gesetzartikels  XXXIII  Tom  Jahre 
1894),  Ost  JustMin.V.BL  1896  St  8  8.  73  ff. 

I  1.  Die  Ehe,  welche  ein  in  Ungarn  eemeindezuBtftndiger  ungarischer 
StaatsMrger  (Mann  oder  Weib)  in  Kroatien-Slavonien  oder  im  Auslände  mit 
einem  nnffaiisehen  Staatsbttiffer  oder  einem  Auslftnder  vor  einer  nach  dem 
Gesetze  oes  Ortes  der  Ehesehlielsang  zur  Vornahme  der  Eheschlielsung  zu- 
atftndigen  weltlichen  oder  konfessionellen  Behörde  eiiu^hen  will,  muTs  auch 
in  Ungarn  aufgeboten  werden,  ohne  Rucksicht  daraui^  ob  die  eheschliefsen- 
den  Aiteien  oder  eine  derselben  in  Ungarn  einen  ordentlichen  Wohnsitz 
oder  einen  Aufenthalttort  haben  oder  niät  (§§  118  und  147  G.A.  XXXI, 
§  49  Abs.  2  a.A.  XXXTTT  v.  J.  1894,  JustBünJustraktion  y.  29.  Juni  1895, 
Z.  27  243  ez  1895,  §  85  Abs.  1). 

L2.  Das  Au%ebot  der  im  §  1  der  gegenwärtigen  Verordnung  er- 
a  Ehe  kann  mtbidlich  oder  schriftlich  angesucht  werden,  und  zwar 
dnrcb  die  Ehesehliefsenden  selbst  oder  durch  deren  gesetzlichen  Vertreter 
oder  aber  durch  hiezu  8i>eciell  Bevollmächtigte  (§  45  G.A.  XXXIll  y.  J. 
1894.  §§  4  und  86  der  dtierten  Instr.).  In  dem  schriftlichen  Gesuche  mnfs 
die  tJnfarschrift  bezw.  das  Handzeichen  der  Gesuchsteller  —  falls  dieselben 
das  €^esuch  nicht  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  haben  —  be- 
glaubigt oder  durch  zwei  SSengen  anerkannt  sein.  In  den  meisten  Fällen 
muBsen  beim  Ansuchen  um  Anordnung  des  Aufgebotes  dem  ungarischen 
Matrikelftthrer  (Standesbeamten)  fol^nde  Dokumente  yorgelegt  weraen:  die 
Geburtescheine  und  die  Heimatscheme  (eyentuell  gendgen  auch  Arbeits-  oder 
iMenatbotenbücher,  Leg^timationskarten,  der  Milit&paTs  etc..  insofern  nämlich 
die  Parteien  keine  Heimatscheine  bentzen),  femer  die  Wohnungszeugnisse 
der  Elheschlielsenden;  die  militärischen  Dokumente  des  Bräutigams  oder  aber 
toie^  welche  sich  auf  dessen  Befreiung  yom  Militärdienste  beziehen^  die 
Emyyilligung  bezw.  Grenehmi^ung  des  Mrechtigten  Eltemteils,  ffcsetzhchen 
Vertreters  oder  der  Vormun&chaftsbehOrde  zur  Eheschliefsung  der  minder- 
jäbrisen  eheschlielsenden  Partei,  im  Falle  einer  früheren  &e  der  einen 
Partei  oder  beider  Eheschlielsenden  das  Sterbezeugnis  des  frttheren  Ehe- 
gatten oder  die  auf  die  Auflösung  der  £röheren  j^e  bezüglichen  richter- 
ficben  Urteile;  die  Dispensation  von  einem  eyentuell  yorlieg^den  Ehehinder- 
niaee.  Im  übrigen  dienen  der  S  7  und  die  folgenden  Faramphen  der 
ervriUmten  Instraktion  als  Richtschnur.  Jene  Schriftstücke,  welche  in  einer 
vom  ungarischen  Matrikelführer  überhaupt  nicht  oder  nur  mangelhaft  yer- 
fltandenen  Sprache  ausgefertigt  sind,  müssen  auf  Kosten  der  Partei  mit  einer 
beglanbi^n  unwischen  Ürorsetzung  yersehen  yorgelegt  werden  (3t  22  der 
cit.  InstrOi  In  ESrmaiiffelnng  solcher  Übersetzungen  unterbreitet  der  Matrikel- 
fübrer  die  Schriftstücke  dem  kOnigl.  ungar.  Ministerium  des  Innern,  welches 
auf  Kosten  der  Parteien  die  Übersetzung  besorgt,  fiftlls  ersichtlich  ist,  dafs 
die  Parteien  die  Übersetzung  in  anderer  Weise  nicht  beschaffen  konnten. 
Im  Falle  die  Parteien  die  dem  ungarischen  Matrikelftthrer  yorgelegten 
Orlginalschriftstttcke  znrücky erlangen,  müssen  sie  glachzeiti^  für  etnfiiMche, 
stempelfreie  Abschriften  derselben  sorgen,  welche  der  ungarische  Matrikel- 
führer  stempelfrei  beglaubigt  und  an  Stelle  der  OriffinaUen  in  seiner  Urkunden- 
Banunlung  zurückbehält  (§  24  der  dt  Instr.).  un  Falle  persönlichen  £r- 
Bebeinens  giebt  der  ungarische  Matrikelführer  jene  Schriftstücke,  welche  blofs 
asnm  Nachweise  der  persönlichen  Identität  dienen,  ohne  Zurückbehaltung 
einer  Abschrift  zurück  (§  24  der  dt  InztrA  Die  behufis  Anordnung  des 
£beaufgebotes  an  den  ungarischen  Matrikelfuhrer  gerichteten  Gesuche  und 
deren  Bdlagen  sind  stempdfrd  (§§  32  und  50  G.A.  XXXTII  y.  J.  1894). 

Z«Hsobrift  f.  inUrn.  Prirai-  u.  Strafteoht  etc.,  Band  VI.  24 
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I  4.  Der  letzte  Abs.  des  §  113  G.A.  XXXI  r.  J.  1894  und  jener  fe 
§  51  G.  A.  XXXIII  ▼.  J.  1894  haben  auf  die  auflMrhalb  Unffams  m  schUelsen- 
den  Ehen  keinen  Besag  und  ist  infolce  dessen  jener  in  Kroatien -SlavonieD 
gemeindesuständige  un^purische  StaatsDttrger  oder  jener  Ausländer,  der  mit 
einem  in  Ungarn  gememdeauständigen  ungarischen  Staatsbtiitter  aufserhalb 
Unffams  eine  Ehe  eingehen  will,  behufs  Aufgebotes  dieser  Ene  in  Unaam 
nieM  Tefjpflidrtet,  mü  einem  kroatisoh-slavoniraen,  bciw.  aaslttndisehen  Zeug- 
nisse SU  beweHen,  dafa  sein«  Ehe  naeb  dem  Sonderreebte  Kresitien-SlavenieaB, 
beaw.  nach  den  Gesetaan  de»  Valerlandes  der  aaeUtaidiaehen  ehesebiiefseBden 
Partei  kdnem  Hindernisse  unterliege  (§  79  der  cit  Inatr.)  Der  onmasehe 
MaiMEeHÜhrsr  bat  daher  die  Anordnung  des  Ao^ebotoa  der  im  |  1  dar 
gegenwürügen  Verordanng  erwühntea  Ehe  nur  dann  um  venrcigera,  #eim 
einee  der  in  den  Paukten  1  bis  14  des  §  7  der  iMMtMinJaBtc.  Z.  271243/1895 
ang^hvten  Hbidemisse  obwaltet  (§  86  Abs.  1  der  dt  instr.).  Es  ist  seftsl- 
Tentändiicb,  dafii,  wen»  die  EhescySeisenden,  ton  ihrer  anprUngliahea 
Absicht  abweichend,  ihre  Ehe  in  Ungarn  eingehen  wollten,  diemben  ve»- 
pflichtet  wären,  yor  SehlieTsanff  der  Ene  das  tur  den  in  Kroatien -SlaTonien 
gemeindezustäiMÜgea  ungarisc&n  Staatsbürger  oder  für  die  aosländisebe 
ebeaohlierseade  Partei  nach  §|  113  und  147  G.A.  XXXl  und  naeh  §  51^0^. 
X^UIIl  ▼.  J.  1894  nötige  Zeusmis  oder  aber  die  auf  Grand  des  §  US  GJl. 
XXXI  y.  J«  1894  vom  köai^.  nngar.  Justiaaüaistev  erteilte  Dispensation 
voflaiilegen« 

§  8.  Der  §  57  O.A.  XXXIU  ▼.  J.  1894  bestimmt,  dafa  die  Dimea. 
salioa»  vom  Att%ebote  seitens  des  ersten  Beamten  de»  Municipiams  uaa  im 
VerwttgenngsfaUe  seitens  des  kdnigL  uagar.  A'tinistera  des  Innera  nur  dann 
evteilt  wofdcB  kann,  wenn  die  E^eecnliefsendm)  persöalioh,  mündlich  oder  in 
begkuftbifpter  Urkunde  erklttrea,  dafs  nach  ihrem  besten  Wissen  awisobea 
UuMtt  keinerlei  Ebebiademis  obwaltet*  Die  Beglaubigung  einer  solchen  Ur- 
kunde snm  Zwecke  der  Dispeasayon  yom  AulfBebote  in  Ungarn  in  betreff 
der  iaa  ^  1  der  cegenwävtige»  Vefordniag  erwähnten  Ehen  kann  entweder 
durch  die  zur  iJefflaubigung  von  Namensunterschriften  (Handzeichen)  über- 
haupt betfufenen  Organe  oder  aber  durch  jenen  Matnkelluhrer  (StandeB- 
beamten),  Priester  oder  ReligioBSVorsteher  geschebeni  yor  welchem  die 
Ehesohliefaanden  au&erhalb  lAgams  die  Ehe  eingehen  wollen.  Beim  Ab- 
suchen  um  Dispensation  vom  i^aebote  müeBca  neben  der  im  Abs.  t  des 
flegenwirtigen  Paragmahen  erwi^i^n  Erkläraag  voivelegt  weiden:  die 
ueourtszeugnisse  der  Eheschliefsenden  oder  die  dönsmben  gleichwertigen 
SehrifiBtUcke,  femer  jene  Dokumente,  aus  welchen  erhellt,  dafs  zwischen  den 
Ebeschliersenden^  keinerlei  Ehehiademia  obwaltett  i)ec  erste  Beamte  ist  aar 
Dispensation  vom  Aufgebote  kompetent,  wen&  der  Amtssitz  ^ues  nach  |  3 
der  gegenwärtigen  Verordnung  anständigen  unffarisehea  Alatrikelfuhren  sich 
in  seiaem  Admtsbezirke  befindet.  Wenn  zur  Di^ensation  vom  Atifgebote 
die  ersten  Beamten  mehrerer  Munidnien  ber^hti^  wären ,  kSimen  die  Ehe- 
schliefsendeo  unter  denselben  freie  Wahl  trefft.  Die  Dispensation  vom  Auf- 
gebote sowohl ,  als  auch  die  auf  Grund  der  §§  7,  11,  17,  18,  20^  23,  24  und 
Ua  G.A.  XXXI  y  beaw.  8  51  G.A.  XXXln  v.  J.  1894  erteilten  Dispen- 
sationen sind  Blempelfrei,  uingMpen  unterliegen  die  Einnben  um  Erlangung 
eiaer  Dispensation  von  jedem  Bogen  einer  Stentqiielgelmhr  von  50  kr.  und 
die  Beilagen  von  jedeaa  Stack  und  Bo^en*  einer  Stemnelgebnhr  von  15  kr. 
Das  mit  den  EheseUielaenden  auf  Grund  ihrer  mttndiicb  abgegeben^  Er- 
klärung aofgenommene  Protokoll  daiüb«,  dals  naeh  ihrem  oesten  Wiswn 
awischen  ihnen  keinerlei  Ehehindemis  obwaltet  (§  57  G.A.  XXXIH  y.  J. 
1894),  ist  stempelfrei,  falls  jedoch  das  Protokoll  auch  dae  Ansuchen  am 
Diepensalion  enihäit,  unterhat  daa  Protokoll  einer  StempelgebOhr  von 
50  kr. 

§  9.  Im  Sinne  des  Abs.  2  §  59  G.A.  XXXIH  y.  J.  1894  erteilt  in 
dem  Falle,  wenn  der  in  UngMu  gemeindezuständij^  ungarische  Staatsbüner 
im  Auslande  vor  einer  ausländischen  Behörde  die  Ehe  eingehen  will,  die 
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BmchaakpXMt  dafüber,  dafe  gMen  sdiMd.Ehe  aiteh  den  Qesetoeii!  seiiiee 
▼atezknoee  lein  Hindernia  obwMtet^  der  Justizminkter  auf  Grund  des  Aii^ 
ffebötsäeogniflaes  des  tfatrikelführ^ra  oder  auf  Grund  d^  Bescheides  über 
die  Tom  Anfffebote  erteilte  Befreiung.  t>^  an  disn  köiiigf.  o^ar.  JtMa^ 
mmästfg  wn  nebteaden  und  von  jeden  Boaen  einer  Stevpelgebtthr  yov50  kr. 
UQterufiMnden  Gesuche  um  eine  solche  Mscheinigung  sind  —  aufser  einem 
Sb^pdooisfeiiipel  oder  Baiseld  für  diesen  letzteren  —  beizulegen':  enl!weder 
dui^  ^het  den^  volh^  deis  Attft|«bot)M  liicfa  rbrfaei^^gä^B^elns  nbr  dbf  §^  1 
bi»  6'  der  gsgenwtrtLgeu  Verordnung)  gevsgelteir  YeMstm  duxoh'  mi 
opmisohea  luiiteikeMBrer  laut  FcmnolartB  12  der  Jii8tlfin4l>ali«ktion 
Z.  27  243/1895  aasgefertigte  Zeugnis  oder  aber  der  Bescheid  ttber  die  in 
G^ettdUjBbeit  de^  g  8  der  g^enwfträJBpen  Verordnuhe  erlangte  Dispensatioii 
▼om  Aufgebote:  un  letzteren  Falle  überdies  die  Graburtszeugnisse  der  £he- 
schlieüsenden  oder  die  denselben  gleichwertigen  Schriftstücke.  Die  Beilagen 
anteriiegen  von  jedem  Stflck  und  Bo£^n  einer  StempelgebClhr  von  15  kr. 


Wl0nHRIVIMll9  VVI  If  oQS. 

1.  Dfeta  deütadM^  Handelaarebir  entfalAt  ati  den  nttcbbetotoichlleten 
Stellen   den  Wortlaut  folgender  Vertrttge   (in  deutscher  Übeitoetzung) : 

a.    Pretind8<^hafbii- ,     Niederlassttngs-    und    Handdsveii'Cra^    zwitehen 

l^elgi^n    uhd    dem   Oranjefreistflia't    tom    2?.    Dez^inber 

1^74,    Au6iau!toH  der  Raeiükufionsiirkaiidi^tk   11.   t^ebi'itar  1896 

(H.A.  1896  I  S.  472  ff.). 
ti:    FretindBchafts- ,    Sandeb-    unJ   Schiffahrtbvei^Crfllg    zWiäc^heü-  der 

Argentinischen  Republik  und  Seh  wdd'eii'- Nor  wegen 

voni  17.  J^ulf  1885,  Austauslih  der  R.Ü.  14.  Januai*  1896  (ibid. 

ff.  4Ö6). 
c    Friedens-   und  Frenndschaftsvertni^  sWisdlien   fiPoiidti^ras    und 

S^piCnien  vom  17.  NoVeinb^  1894,  Anstatideh  d'er  ä:U.  28.  August 

AflS  (ibid.  8.  512). 
d.    Freundschafts-   eil!c.  Vertrag  zwischen  Guateiii'i^la'  und   Hon- 

äurtL'i  Vom   10.   iSHi^  1895,  Austausch   der  R.^.   20.  Januar 

1896  (ibid.  8.  411). 
€>    Hand^.'   und  Schtffahrtgvertrag   zwibcheh  Jä'pan   uixA  ^ufs- 

land  vom  27.  Mai/ 8.  Juni  1895  (ibid.  8.  59). 
t    ftönsnlarvertrag  zwfädhän  Italien  und' der  Argentinischen 

Repnblik'  vom  28.  Dezember  1895,   seit   17.  April  1896   in 

ÄÄft  (ibid.  8.  471). 

2.  Die* Regierang  des  Oranjefreistaates  ist  unterm  10.  Febr. 
1896  der  GeoeraLikte  der  Brüsseler  Antisklavereikonferenz 
vom  2.  Juli  1890  beigetreten. 

Beteiligt  ai^  der  Generalakte  sind  nunmehr:  Deutsches  Reich, 
Österreich-Ungarn,  Belgien,  Danemark,  Spanien,  Kongoetaat,  Vereinigte 

24* 


372  Yennischte  Mitteilungen. 

Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Grofsbritannien,  Italien,  Luxemburg, 
Niederlande,  Persien,  Portugal,  Rufsland,  Schweden-Norwegen,  Türkei, 
Zanzibar,  Liberia,  Oranjefreistaat 

3.  Der  Handek-,  Schifihhrts-  und  Konsularvertrag  zwischen  dem 
Deutschen  Reich  und  der  Dominikanischen  Republik  Tom 
80*  Januar  1885  ist  Ton  der  Dominikanischen  Regierung  gekündigt 
worden.  Infolge  dieser  Kündigung  werden  die  Bestimmungen  des  ge- 
nannten Vertrages  mit  Ablauf  des  26.  Januar  1897  aufser  Ejraft  treten. 
(CentralbL  f.  d.  Deutsche  Reich,  1896,  S.  51,  D.  H.A.,  1896, 1  S.  815). 


Vermischte  Mitteilungen. 

L    Institut  de  droit  internationah    Session  de  Vemse 
1696.    Ordre  du  jour  pour  tassewibUe  gSn^äle  le  jeudi  21  septemifrej 
ä  2  heures  de  Vapris-midiy  et  les  jours  suimnts. 
1^  R6ception  par  les  autorit^. 
29  Alloeution  du  Prteident.  Prodamation  et  installation  des  nouyeaux 

Aus. 
8^  Rapport  du  Secr^taire  g4n£ral  sur  les  travauz  de  Plnstitot 
40  Notices  nicrologiques  de  H.  Kleen  sur  M.  Aubert,  de  M.  Weiss 
sur  M.  Demangeat,  de  M.  Njs  sur  M.  Qeffcken  et  de  M.  Beiriu> 
sur  M.  de  Martens-Ferriu). 
50  D^  conflits   entre  les  dispositions  legislatives   de   droit    inter- 
national priv& 

I'^^  Commission.    —  Rapporteurs:    MM.  Buzzatti  et  Laine. 
6^   Conflits  de  lois  et  legislation  internationale  en  mati^  de  fiullite; 
riglement  d'ex^cution. 

n®  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.  Weiss  et  Asaer. 
7^   Regime  l^gal   des  navires  et  de  leurs  ^uipages  dans  les  ports 
itrangers;  droit  de  police  et  de  juridiction. 

in«  Commission.    —  Rapporteurs:    MM.  Fdraud - Girand  et 
Kleen. 
8^  R&gles  relatives  k  Tusage  du  pavillon  national  pour  les  navires 
de  commerce. 

lY«  Commission.  —  Rapporteurs:  M.  Asser  et  Lord  Reay. 
9<>   De  la  capacitö  des  personnes   morales   6trang6res  (Etats,   pro- 
vinces,     d^partements ,    communes,    Etablissements    publics    ou 
d^utilitE  publique). 

V«  Commission.  —  Rapporteurs :  MM.  Lyon-Caen  et  de  Bar. 
10^   De  la  litispendance  dans  les  rapports  entre  jnridictions  d*£)tat8 
diffi&rents. 

VI*  Commission.  —  Rapporteurs:  MM.  Sacerdoti  et  Ljon- 
Caen. 
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11*^   R&glementation  internationale  da  droit  relatif  aax  moyens   de 
tiansport  et  de  communication. 

VII®  CommiBsion.    —    Rapportenrs:    MM.   Bozzatti   et  de 
Seigneoz. 
12^  BÄglementation  internationale  de  la  contrebande  de  gnerre. 

YIU*  CommiBsion.    —  Rapportenis:    MM.  Kleen  et  Brosa. 
13®  BesponBabilite  des  J^tats  k  raison  des   dommages  soafferts  par 
des  6trangers  en  cas  d^emente  ou  de  gnerre  civile. 

IX*  Commission.  —  Bapporteors:  MM.  Brosa  et  Catellani. 
140   Gonflits  de  lois  en  matiire  de  nationalite  (natoralisation  et  ez- 
patriation). 

X®  Commission.  —  Rapportears:   MM.  Catellani  et  Weiss. 
15®   Conflits  de  lois  en  mati&re  de  titree  an  portear. 

XI*  Commission.    —    Bapporteors:    MM.   Lyon-Caen    et 
Sacerdoti. 
16®   Mesores  internationales  k  prendre  poar  la  protection  des  pro- 
prietaires  de  titres  an  porteor  d^possMfa. 

Mdme  Commission.  —  Rapportears :  MM.  Asser  et  Vincent 
17®  R^lementation  internationale  des   difficalt^  räsoltant  des  colli- 
sions  en  mer. 

XII*  Commission.    —    Rapportears:    MM.    de  Montinc   et 
StoBrk. 
18®   Immanitte  consolaires. 

XIII*  Commission.    —    Rapportears:    MM.  Engelhardt  et 
Feraad-Qiraad. 
19®   De  la  constitation  d*an  oa  de  plasiears  tribanaaz  intemationaox 
eharg^  d*interpr6ter  les  Conventions  d*anions  internationales. 
XIV*  Commission.  —  Rapportears :  MM.  Darras  et  Rogain. 
20®  Des  doables  impositions  dans  les  rapports  intemationanx,  notam- 
ment  en  matiire  de  droits  de  matation  par  dec&s. 

XV*  Conmiission.  —  Rapportears:  MM.  Barclay  et  Stosrk. 
21®  Examen  de  la  l^itimiti  da  bombardement  de  villes   oavertes 
par  des  forces  navales. 

XVI*  Commission.   —  Rapportears:   MM.  Holland  et  Den 
Beer  Poortagael. 
22®  Enameration  des  oavrages  oa  docaments  o£Perts  k  T  Institut 
28®   Comptes  rendas  et  appr^iation,  s'il  7  a  liea,  de  &its  et  actes 

intemationaox  intervenos  depois  la  demiire  session. 
24®   Examen   de  toote  proposition  dont  Torgence  secrait    reconnoe 

par  TAssembl^e. 
25®   Choix  des  sojets  k  porter  k  Tordre  da  joor   de  la  procbaine 

Session.  —  Nomination  des  commtssions  et  des  rapportenrs. 
26®  Dteignation  do  lieo  et  de  F^poqoe  de  la  procbaine  session. 

2«  Vorladong  von  im  Aaslande  wohnenden  Zeogen 
mit  der  Androhong  der  Vorftlbrong  onzolässig.  Ein 
preafsisches   Strafgericht   wollte   einem   sich    in    Ungarn   aofhaltenden 
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ZßugßKk  «inen  Vorladsbeflcbfiid  jnit  dar  Amhohmig  der  VorAdunng  and 
eventaell  Anwendung  von  Zwangiimittflln  durch  dasjmgje  angurische 
Oexkht  natdlen  lassen,  in  dcuMian  Sprengel  der  Vorgekdene  seinen 
AufenthaltBort  genommen  hatte.  Über  Vorlage  4ieser  Requisition  hat 
der  k.  ungarisch«  Justiimlnisler  nach  gepflogener  diplematladier 
y«rfaandiuBg  «ntaehieden,  dalf  die  von  anslttndiachen  Oerichten  in 
fitanftsrhen  eri^nenan  Voeladnogen,  in  welchen  der  A,d«essat  :bei 
sonstiger  VorMirung  oder  Inhaftieanng  aum  Encheiow  vor  iem  ans- 
ttniiaoben  Oeriehte  aa%efoidert  wird,  von  den  ungarisehen  Oerichten 
ttiehit  zugestellt  marken  dürfen,  daher  anch  dar  erwähnte  Baeeheid  dem 
requirierenden  preufsischen  Oerichte  ein&ch  zurttckzueteUan  sei.  (Jur. 
Butter  1896  fi.  17.) 

%^  Eidliche  Vernehipung  der  Ze-ugen  b«i  Rechts- 
hülfe  in  Militärstrafsachen  (O.V.G.  §  159).  Im  militXr- 
gei^chtlichen  StaifFeKfiihiien  kommt  es  nicht  selten  vor,  daft  der  zu- 
ständige  Miiit&runteisudinngariohter  sieh  veranlagt  sieht,  mm  die  Ver- 
nehmung von  Zeugen,  inshesondens  von  solehen  Personen,  welche  zur 
Zeit  der  Verttbong  diar  den  Oegenstand  der  Untowaefanng  Mdeiden 
Strafthat  noch  dem  aktiven  Dienststande  angehörtra,  inzudsehen  eher 
aus  solchem  ausgeschieden  sind,  od«  auch  von  Personen  dea  CHvil- 
standes,  welche  Wahrnehmungen  Über  das  von  einer  Person  des 
Soldatenstandes  begangene  Verbrechen  oder  Veigehen  gemacht  haben, 
dasjenige  Amtsgericht  «n  ersiicjhen,  in  dessen  Besirk  der  Zeuge  sdnen 
Wohn-  oder  Aufenthaltsort  hat. 

Die  »Verpflichtnng  des  enfieliten  Amtsgerichts,  die  Zeugenrer- 
nehmung  an  ibethKtigen,  kann  ün  flinbUeke  auf  die  Bestimaongen  der 
§§  157  ff.  ßt.^.G.  und  Alt  77  bayer.  Ausf.Ges.  zum  O.V.G.  einem 
Zwai&l  nicht  unterliegen. 

Der  Milittnmteisi^hungsrichter  requiriert  mm  in  solchen  Fällen 
ngeknttfiiig  und  ohne  weitere  Begründung  um  eidliche  Vernehmung 
des  Zeugen.  Es  hat  sieh  mber  gezeigt,  dais  £rsnchen  aoldier  Ait  auf 
Beanstandung  stofsen,  indem  das  ersuchte  Amtsgeri^t  unter  Hinweis 
auf  die  Beatimmung  des  «weiten  Absatzes  in  §  169  O.V^.  die  eid- 
liche Vernehmung  ablehnte  mit  der  Motivierung,  dafs  gemäfs  §  65 
der  8tt.¥rX).  fttr  das  Deutsche  Reich  die  Beeidigung  der  Zeugen  in 
der  Voruntersuchung  in  der  Regel  unzulässig,  hezw.  ei^er  der  fiüle 
ausnahmsweise  sulttssiger  Beeidigu^  nicht  gegeben  oder  doch  nicht 
dargelegt  sei. 

Dieses  Verfii.hren  ist  jedoch  offenbar  ein  gesetzwidriges. 

Abgesehen  znnifcchst  von  der  Thatsache,  dais  der  MülitXnater- 
suchungsrichter  einer  soiehen  Weigerung,  die  Vernehmung  ids  eidliche 
zu  bewirken,  jeden  Augoiblick  dadurch  begegnen  könnte,  dnls  er  sein 
Ersuchen  unter  Behauptung  der  Notwendigkeit  der  Beeidigung  wegen 
Vorhandenseins  einer  der  Orttnde  des  §  66  Abs.  2  emeuoct,  da 
zweifellos  nicht  der  ersuchte,  sondern  lediglich  der  die  Untersuchung 
^Üurende  Richter   darüber  zu  befinden  hat,    ob    einer   der   hier 
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gefleheneo  AiiBnftbmsfime  g^eben,  insbesondare  ob  z.  B.  die  Beeidigung 
aJfl  Mittel  £ur  HerbeifUhruqg  einer  wabijbeit^emftrsen  Aussuge  erforder- 
lich erscheint  ^),  abgesehen  von  dieser  thatsttchlichen  Unzweckmttfsigkeit 
and  Erfolglosigkeit  der  Verweigerung  der  nachgesuchten  Beeidigung 
to  Zeugen,  so  werden  bc;!  den  erwllhnten  Ablehnungen  auch  ausdrück- 
liche und  klftre  Gesetzesbestimmungen  aufser  Acht  gelassen,  welche  die 
Anwendbarkeit  des  §  65  Str.Pr.O.  tlberhaupt  ausschliefsen. 

In  KonsequQAz  des  VorJ)ehalts  ja  Bezug  auf  die  Militärgerichts- 
bsrkeit  durch  §  7  des  £inf.6es.  zum  G.V.6.  bestimmt  nämlich  §  8 
EiatOes.  zur  Str.Pr.O.,  dafs  letztere  auf  alle  (aber  auch  nur  auf  jene) 
Strafaichen  Anwendung  findet,  welche  vor  die  ordentlichen  Gerichte 
gehören. 

Die  Militttrgerichte  gehören  jedoch  nicht  zu  den  ordentlicheUf 
sondern  zu  den  besonderen  reichqgesetzlich  beatellten  Gerichten 
(O.V.G.  §  13  mit  §  7  Einf.Ges.).  Unter  den  in  §  14  des  ersteren 
zugelassenen  besonderen  Gerichten  brauchten  die  Militäigerichte  deshalb 
nicht  genannt  zu  werden  >). 

Gemäfs  Art  8  des  bayer.  Ansf.Ges.  zur  Str.Pr.O.  verblieben  von 
den  bis  zum  1.  Oktober  1879  in  Geltung  gewesenen  landesgesetzlichen 
Normen  über  Strafrecht  und  Strafverfiihren  mit  den  in  diesem  Gesetze 
selbst  enthaltenen  AbHndemngen  und  Zusätzen  u.  a.  auch  gemäfs 
Ziff.  12  noch  in  Kraft:  „Die  Bestimmungen  der  Militärstraf-  und 
Sta^urozefsgesetaae.  ^ 

Das  am  Tilge  des  Inkrafttretens  der  Strafprozefsordnung  und  in 
Emangelung  einer  für  das  gesamte  Gebiet  des  Deutseben  Heiches  be- 
stehcmden  Militärstrafprozefsordnnng  auch  zur  Stunde  noch  geltende 
ProzeJbgesetz  in  Militärstrafsachen  ist  demnach  die  Militärstrafgerichts- 
ordnung  fUr  das  Königreich  Bayern  Tom  29.  April  1869  samt  Novellen 
vom  28.  April  und  27.  September  1872°)* 

Axt.  100  dieser  Militär Str.G.O.  verordnet  aber,  dafs  das  Militär- 
stEslver£ü)ren  sich  nach  den  fUr  das  bfligerliche  Strafverfahren  in  den 
lAndeateilen  rechts  des  Rheins  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
richtet,  und  zur  Vermeidung  eines  jeden  Zweifels  über  das  in  Zukunft 
noch  anzuwendende  Becbt  ist  durch  Art.  77   Ansf.Ges.    zur  Str.Pr.O. 


1)  In  den  Fällen  der  Voruntersuchung  besteht  hierüber  kein  Streit, 
wohl  aber  besüglieh  des  vorbereitenden  Verfahrens  (Abs.  3  des  §  65).  8. 
emerseits  Loewe  (Kommentar  Anm.  4  zu  §65  8.  Aufl.  S.  811)  und  StenaUin 
(Aam.  4  S.  196),  anderatseits  John  (StrJPr.O.  Bd.  1  S.  624-625),  weicher 
nicht  nur  dem  Amtsrichter,  sondern  auch  dem  Staatsanwalt  die  Entscheidung 
über  die  Beeidigungsfrage  zuweist. 

2)  8.  Lotwe,  Anm.  10  z.  G.V.G.  8.  38;  DtMde,  StrPr.O.  und  G.V.G. 
Anm.  7  zn  §  13  G.V.G. 

3)  Die  reichsgesetzliche  Grundlage  für  den  Fortbestand  des  Liandes- 
rechts  bilden  die  Bestimmungen  in  Nr.  III  §  5,  I  des  Bündnisvertrsfes  vom 
23.  November  1870  und  Reichsverfassung,  Scnlufsbestimmnnff  zu  Abschnitt  XI 
-  •  Eine  Zusammenstellung  der  geltenden  Gesetze,  VolLEUffsinstniktionen 
n.  s.  w.,  znm  Teile  mit  erläuternden  Anmerkungen  enthält:  Jreigsl,  (7.,  Der* 
bayer.  Milltärstra^rozefs,  Nfimberg  1889. 
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ausdrücklich  erklärt,  dafs,  insoweit  die  Militärstrafgerichtsordniuig  auf 
die  fUr  das  bürgerliche  Strafeerfahren  geltenden  gesetzlichen  Bestimmongen 
verweise,  unter  letzteren  die  der  bisherigen  Landesgesetze  za  ver- 
stehen seien. 

Es  kommt  also  hier  aafser  der  MilitSrStr.G.O.  vom  29.  April 
1869,  den  zu  derselben  erlassenen  Novellen,  insbesondere  auch  der 
Art  78 — 83  des  citierten  Ansf.Ges.,  lediglich  das  sog.  Str.Pr.Gee.  vom 
10.  November  1848  und  der  Inhalt  des  Str.G.B.  von  1813  Tl.  11, 
insoweit  letzterer  nicht  durch  das  erstere  Gesetz  (Art.  368,  369)  auf- 
gehoben wurde,  in  Betracht  und  ist  demzufolge  die  Frage  der  Beeidigung 
von  Zeugen  in  der  Voruntersuchung  lediglich  nach  Mafsgabe  des  Art  46 
des  Ges.  vom  10.  November  1848  und  der  Art  209,  210  TL  II 
Str.G.B.  von  1813  zu  beantworten,  gemftfs  welcher  Bestimmungen  jeäer 
Zeuge,  sofeme  nicht  eine  der  daselbst  vorgesehenen  Ausnahmen  vor- 
liegt, vor  seiner  Vernehmung  zur  Sache  zu  beeidigen  ist.  (Blätter  f. 
Rechtsanwendung,  Erg. Bd.  14  S.  1  ff.) 

4«  Über  die  Behandlung  der  Nachlassenschaften 
deutscher  Reichsangehöriger  in  Bosnien  und  der  Herze- 
go vi  na  spricht  sich  ein  Bericht  des  k.  deutschen  Konsulats  für  Bos- 
nien und  die  Herzegovina  an  den  Reichskanzler  d.  d.  Sarajevo,  den 
16.  Juli  1895,  wie  folgt,  aus: 

„Seit  Aufhebung  der  Gerichtsbarkeit  des  hiesigen  kaiserl.  Konsulats 
erfolgt  die  Regulierung  der  Nachlässe  von  Reichsangehörigen  in  Bosnien 
und  der  Herzegovina  regelmftfsig  durch  die  Landesgerichte,  und  zwar 
auf  Grund  einer  Verordnung  der  hiesigen  Landesregierung  vom  5.  Februar 
1881  (Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  illr  Bosnien  und  die 
Herzegovina,  Jahrg.  1881,  S.  127  u.  128),  wonach  die  Reichsange- 
hörigen „in  allen  gerichtlichen  Angelegenheiten  gleich  den  Landes- 
angehörigen Bosniens  und  der  Herzegovina  der  Gerichtsbarkeit  der  in 
diesen  Ländern  aufgestellten  Gerichtsbehörden  und  den  bei  denselben 
in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetzen  unterstehen*'.  Das  Konsulat  ist 
bei  dem  Nachlafsverfahren  insofern  beteiligt  geblieben,  als  ihm  von 
dem  Ableben  der  Reichsangehörigen  unter  Beifügung  der  Sterbeurkunden 
und  Todesfallsaufnahmen  Kenntnis  gegeben,  und  sodann  von  der  Er- 
ledigung der  Verlassenschaftsabhandlungen  Mitteilung  gemacht  wird. 
Auf  eine  Beschwerde  meines  damaligen  Herrn  Amtsvorgttngers  vom 
3.  August  1883,  dafs  ihm  die  Anzeigen  über  den  Eintritt  der  betr. 
Sterbef^lle  häufig  verspätet  und  ungenau  erstattet  würden,  hat  die 
Landesregierung  an  die  mit  den  Nachlafsregulierungen  betrauten  Bezirks- 
ämter einen  Cirkularerlafs  vom  17.  August  1883  gerichtet,  worin  ihnen 
eine  pünktliche  und  genaue  Erledigung  der  fraglichen  Geschäfte  zur 
Pflicht  gemacht  wird.  Wie  in  dem  Erlafs  weiter  ausgeführt  ist,  sollen 
die  Nachlässe  von  Reichsangehörigen ,  die  in  Bosnien  und  der  Herze- 
govina nur  einen  vorübergehenden  Aufenthalt  hatten,  dem  kaiserl.  Kon- 
sulate zur  Abhandlung  überlassen  werden,  während  die  Regulierung 
von  Verlassenschaften  der  hier  wohnhaft   gewesenen  Reichsangehörigen 
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dureh  die  Landesbehörden  za  erfolgen  hat  Diese  Vorschriften  sind 
bisher  nicht  abgeändert  worden,  obwohl  sie  bei  dem  gegenwärtigen 
RechtBEOstande  nicht  mehr  völlig  zutreflfend  sind.  Die  Landesregierung 
hat  nAmUch  unter  dem  14.  April  1885  eine  Verordnung,  betr«  die 
proTisorisehe  Regelung  des  bei  Verlassenschaften  der  Nichtmohamedaner 
in  Bosnien  und  der  Herzegovina  zur  Anwendung  gelangenden  Erb- 
rechtes und  Ver&hrens  (Gkisetzsammlung  1885,  S.  77 — 83)  erlassen, 
worin  unter  Artikel  11  folgendes  bestimmt  ist:  ,Die  österreichisch- 
ungarischen  Staatsangehörigen  sind  in  Verlassenschaftsangelegenheiten 
als  Ausländer  zu  behandeln  und  sonach  bei  Verlassenschaften  derselben 
die  Bestimmungen  der  §§  22 — 24  und  187—140  des  kaiserl.  Patentes 
Tom  9.  August  1854  sinngemäfs  anzuwenden."  Hiemach  soll  offenbar 
für  die  Behandlung  der  Nachlässe  von  Ausländem  gleichfalls  das  ge- 
nannte österreichische  Verlassenschaftspatent  mafsgebend  sein.  Der  §  22 
dieses  Patents  bestimmt,  dafs  die  Abhandlung  über  die  innerhalb  des 
österreichischen  Staates  liegenden  unbeweglichen  Gtlter  eines  verstorbenen 
Ausländers,  soweit  nicht  etwa  durch  Staatsverträge  ein  anderes  Über- 
einkommen getroffen  ist,  den  österreichischen  Gerichten  zukommt  Da- 
gegen soll  nach  §  28  a.  a.  0.  der  bewegliche  Nachlals  des  Verstorbenen, 
fiklls  der  betr.  ausländische  Staat  nach  gleichen  Grundsätzen  vorgeht, 
den  zuständigen  heimatlichen  Behörden  des  Erblassers  Überlassen  und 
nur  dann,  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  beobachtet  wird,  von  den 
österreichischen  Grerichten  abgehandelt  werden.  Bei  sinngemäfser  An- 
wendung dieser  Grundsätze  auf  Bosnien  und  die  Herzegovina  würden 
die  bew^lichen  Nachlässe  von  Angehörigen  derjenigen  deutschen  Bundes- 
staaten, die  das  bewegliche  Vermögen  dort  verstorbener  bosnischer 
Landesangehöriger  an  die  hiesigen  Gerichte  ausfolgen,  den  zuständigen 
deutschen  Behörden  zu  überliefem  sein,  während  nach  dem  oben 
erwähnten  Cirkularerlafs  die  Reguliemng  der  beweglichen  wie  der  un- 
beweglichen Nachlafsgüter  aller  in  Bosnien  und  der  Herzegovina  wohn- 
haft gewesenen  Reichsangehörigen  durch  die  hiesigen  Gerichte  zu  er- 
folgen hat  Nun  sind  allerdings  in  den  meisten  Bundesstaaten  die 
Verlassenschaftsabhandlungen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit 
des  Verstorbenen  und  ohne  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und 
unbeweglichem  Vermögen,  den  eigenen  Behörden  vorbehidten.  Doch 
werden,  soweit  hier  bekannt,  von  einzelnen  Bundesstaaten,  z.  B.  von 
Anhalt  und  Hamburg,  die  Nachlässe  von  Ausländem  deren  Heimat- 
behörden zur  Verfolgung  gestellt 

Was  die  Frage  betrifft,  welches  materielle  Erbrecht  von  den  hiesigen 
Gerichten  bei  Abhandlung  der  Nachlässe  von  Reichsangehörigen  zur 
Anwendung  gebracht  wird,  so  ist  zu  unterscheiden,  ob  das  Nachlafs- 
vermögen  in  Jftrie -  Grandstücken  oder  in  sonstigen  Gutem,  sei  es 
beweglichen  oder  unbeweglichen,  besteht  Bezüglich  der  Jlfirie-Grund- 
stücke  —  einer  eigentümlichen  Bildung  des  mohammedanischen  Rechts, 
die  dadurch  entstand,  dafs  Staatsländereien  ab  beschränktes  Eigentum 
an  Privatpersonen  verliehen  wurden  —  gelten  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Erblasser  Ausländer  oder  Inländer  ist  und  ob  er  dem  mohamme- 
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i/foiackjBü  JäekßxmtDiaae  angehört  oder  nicht,  die  .£Iijbfo]§ebeBti]QiDiii^9f»i 
^  tM^iicben  Gimet^  üb^r  4ep  6niiKlb«flU^  «om  7.  Ba«ia9f^  Xt74 
(^.  Mai  16^8)  nai  ttb<^  die  &w;^terimi;  4«  iEr<bc^htt  hinTObllicb 
dnr  Jlfirie-Qxfipdftöcfce  vom  17.  MuhamvD  ^^84  (}8«7).  K^h  4ie8en 
Oeeetaev,  dip  jn  4er  .QeaetaipRiBlv^  Ar  187;8/80  fid.  9  S.  ;275--^0 
und  882-— 334  ip  4«rticl¥v  ITb^iset^w^  jJi^edrackt  s^,  £od0  hei 
Jlfiri^GruiMfatnffJDpn  ^or  die  ^nte^tf^terh&yjge,  opd  anoti  4me  amut  j^ner- 
halb  besehilUikt^  Orenaen  a^att.  Übefr  die  Erbfolge  jn  das  ao^atig^ 
y^eimi^igen  der  JbÄQr  «eratodbeiifin  AupiIHader  .lo^d  beaotndeqB  Yoischrifteii 
x^chtt  ,9tka»fi^  w^jB^m-    l^e  Jhieeigep  Gmchie  l^iiigepi  bei  fWbanditmg 

Bol<^her  NacUAive  von  Reicbeivqgehtfrigen  j6ge)iBä(aig  j  die  «erbreobtlicheiL 
Bea^immuqgen  4fm  öaterreichiBc^en  «Ilgomeinen  .bt|rs^rliehi9i  deaet^bochs 
zur  Anwendung,,  a^  ißB  mri^  «iner  Vf^rDndB^mig  d^  J44idearegienu|g 
T«(m  17.  Juli  1879  (S.  23  §  Mi  der  ffwiümim  Oflsetzaamnku^)  in 
awei£^lbaAe<i  FißXeu  anrttcvtw^e^fai  wird.  Yereinafelt  iat  jdlerdöiga  die 
Verteibujig  desiurtigiir  Ni^chUliaa  yo»  JBeirbM^qgehtfrigwi  nach  dem  hiQr 
geltenden  n»Qbaqnnej<^ntfrhffi  Grbrecbt  eriblgt.,  das  |;ewohnheitftP8Jtffty 
anqh  bei  V^IaaaenichAften  vcn  niebttnoh^mmedaniaehfln  I^vuodesange^ 
böj^gea  angewandt  wird*  IMe  hiesige  Begierong  pflegt  ind^  seit 
Wiger  Zeit  in  jfldepn  ^^c^lnen  Fjdle,  wo  ea  aich  jm  die  QegnU^ou^ 
des  Nachlaaa^  ein^  JBeiohaMlgebiirigen  handelt,  das  .betreflEende  Q^ricbt 
fknan weisen,  «das  nicht  anr  Kategorie  Mirie  gehörige  Vennögen  n«^ 
ießi  tfaterreiobisphen  allgeme^itti  bttisgcrlichen  Gesetabaohe  an  bebandeHn, 
und  wird  y<vranssi<Atlich  demnVjchat  nine  entaivrecb^nde  »llgemeine  Yer^ 
Ordnung  erle^aen".  (Zeitscih^r.  f.  Rech/tspfi^e  ini  Bei^aogtuni  firaon- 
echweig,  48.  Jal¥:g.  S.  19  ff.) 


LittAraturberJchte. 


)L  Or.  JF»  M^eiU,  ordentl.  Professor  des  internationalen  Priyatrecbts  an  der 
Uniyendt&t  Zürich,  Advokat,  Der  Staatsbankerott  und  die  moderne  Bechts- 
wJBBenschaft.  Vortrag,  gehalten  in  der  intematioBalen  Vereiniginig  Ar 
Tergleiehende  Reobtswiasensehaft  mdd  VolkawiitsehaiftBlwhre  in  mriiB. 
Berlin  1806,  Pnttkammer  &  Mühlbr^eht. 

In  dieaem  aehr  aeitgemäfseB  und  höchst  intavesqanten  Vo^r^ge  tagt 
Prof.  Meili  dar,  dafis,  wenn  es  sich  am  priyatrechtliche  BechtBansprttcne  ron 
Privaten  segen  aogw&rtige  Staaten,  die  ihre  2^hlnn|sverpflichtangen  nicht 
erfSUen,  nandelt,  grundätzlich  nnd  theoretisch  der  Privatmann  gegen  den 
Staat,  also  auch  gegen  den  auswftrtigen  l^aat,  die  ans  dem  aSraBC&nsD 
Beebfe  sich  «^gebenden  Befiignisse  habe,  dals  aber  praktisch  angesehen  aaeh 
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dem  dennalig«]  Zustande  der  Olänhiger  einee  ▼ortbrüehigen  «nswArtigen 
Htmtes  gar  aiekts  jiMudien  könne  and  daüs  et  eine  Bemednr  dioaea  gegen- 
wärtigen YmtthmfJM  gaben  mfiMe.  £r  itthnt  dce  NJ&faeMn  die  LJnhak&ämt 
nnd  unzoreickendheit  der  schon  in  üiterer  Zeit  vorgeflehlagenen  Ma&nahnea, 
wie  der  Inanspruchnahme  der  Haftung  der  einzelnen  Staatsangehörigen  für 
4Ke  ßcMden  des  (Staates,  der  Anwendaag  von  Bepsessalien  ans,  verkennt 
nicht,  dafs  dnrch  die  GesetzgekuDg  wenigstens  einige  Bchnnkaa,  Ysnnöge 
deren  g/^wietß  Qaximtiien  karhiQigef^tft  wi£rdeo,  aofgenchtet  weiden  könnten 
imd  wfliit  in  dieser  Beziehnng  auf  die  in  Deutschland  in  neuerer  ^eit  g^ 
AMushten  Y^prsohllige  hin,  dajb  dem  Beiche  eine  gewisse  Kompetenz  jeap^  jpur 
«ehreiteia  gegeben  werde ,  dßü  deswegen  eine  ftnistponabehikde  £esch|Ll(eii 
wenden  soUe,  da(s  die  jEmisalanuhtoaer  innerhalb  bestimmter  Schca&kea 
haften  moditeja  n«  s.  w..  weift  auch  da^uf  bin,  dafs  man  ficb  nach  dein 
beutigen  Stande  des  in^mationalen  Rechts  nicht  damit  bc^ttge^  kanfit  die 
v^ii  einem  Staate  gfachftdigten  Gliiubiger  hloü  mit  der  Absenaung  sro« 
ÄÜplomatiseben  Noten  zu  schützen  und  kommt,  indem  er  daTou  ausgeht,  dais 
s»  sich  bm  den  Sobuldscheinen  der  Staaten  um  privatxechUieh  begründete 
.Becsbtspfli^ten  bandele  und  dafs  das  oberste  Friucip  des  Becbts  darin  be* 
4rtebe,  dafis  die  eingegangenen  Pl^iicbten  eufÜUt  werden  mtlMen,  daJ&  der 
^pwÖbnlicfae  Hechts-  und  £x«kAtionsweg  (Eintreibung  und  Konkurs)  g£^en» 
über  aaswärt^n  Staaten  vemcbkMven  sei,  ^  der  Lösnagf  fiß  sei  der  in 
meinen  Scbuldrerpflichümgen  s&nmige  oder  w^MrtbrUebige  StfiM  anzuhalten, 
aieh  einem  ans  Mitgliedern  anderer  Nationen  zusammen* 
gesetzten  Gerichtshöfe  oder  einer  internationalen  Kommission 
zu  unterwerfen,  welche  lostanz  nicht  nur  den  bankerotten  Staat  zur 
Zahlumgr  SU  y^rmteileo  habe,  sondern  auch  befugt  sei,  eine  Oberaufsicht  der 
Staatsfioanzen  anzuordnen,  xechtswidxige  die  iatemen  Ol&ubiger  bfigünstügcside 
.Anordnungao  au&ubeben,  Veim^gensstücke  und  Ländereien  mit  jSescbl«^  zu 
belegen  u.  dej^l«  Der  Verfasser  oe^emet  scbliersliGb  den  (gewifs  niC|ht  un- 
berechtigten) ZweifelsgrUnden,  ob  wirklich  solche  internationale  Urteile  exe- 
quiert würoen,  mit  dem  Vorbehalt  der  Thatsache,  es  ^be  kein  einziges 
Seispiel,  wonach  Urteile  vereinbarter  internationaler  Gerichte  ignoriert  und 
bestritten  wo^en  wären«  obwohl  schon  aufserordentlich  riele  internationale 
JEntscheidnngen  gefäUt  worden  seien  und  es  sei  nicht  zu  yeigessen,  dafs  der 
Öffentlichen  Aleinunff  auch  im  Völkerrechte  eine  hohe  Bedeutung  zukomme 
Wid  dafs  zumal  kreqitbedürftige  Staaten  mit  diesem  Faktor  der  öffentliche^ 
Ideinnng  rechnen  mübten. 

Mag  man  a\icb  die  Vorschläge  des  Verfassers  f&r  schwer  durchfahrbar 
bajiten,  gewiis  ist  es  eip  hohes  Veraienst  des  unermüdlichen  Vorkämpfers  far 
die  Bessenmig  internationaler  Rechtszustände,  die  vo^wurfige  Frajge  yom 
jEUxihtwtandpnnkte  einer  ebenso  gründlichen  wie  geistreichen  Würdigung 
unterzogen  zu  haben.  E!r  bezeichnet  den  Vortrag  auch  selbst  nur  als  eine 
»A^  Prolegomena,  welche  vielleicht  eine  tiefere  Entwickelnng  hervorrufen 
Könnte^,  waß  im  Interesse  der  Beseitigung  der  Kalamität  der  notleidenden 
Staatspapiere  nur  zu  wünschen  wäre.  B. 

;g»   Dr.  ^Yanz  von  lA^xtf  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  6m  durch- 
gearbeitete Auflage,  Berlin,  J.  Guttentag  1894,  665  S. 

Weniger  als  anderthalb  Jahre  nach  dem  Erscheinen  der  5.  Auflage 
4jQP  Xt«2/scnen  Lehrbuchs  ist  die  vorliegende  6.  durchgearbeitete  Auflage 
eiBchiepen.  In  völliger  Neubearbeitung  erscheint  der  kriminalpolitische  oder 
xecbtspbilosophische  Teil  der  Einleitung.  Die  bei  der  Durcharbeitung  vor- 
genommenen Kürzungen  von  Citaten  älterer  unbedeutender  Schriften  etc.  — 
-:-  der  UmfanjB^  des  Buches  ist  von  710  auf  665  Seiten  zurückgeflogen  -^ 
fi^statteten  die  Verwertung  des  gewonnenen  Raums  zu  sachlichen  Aus- 
führungen. Die  wissenschaftliche  Gediegenheit  des  Inhalts  und  klare  und 
fesselnde  Form  der  Darstellunfi:  sind  Vorzüge,  welche  dem  Lehrbuch  schon 
^oise  Verbreitung  gesichert  haben  und  dessen  Beliebtheit  immermehr  steigern 
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werden.  Über  das  räumliche  Geltangs^ebiet  der  Strafrechtssätze  handeln 
die  §§  20  bis  22;  in  §  20  werden  die  allgemeinen  Grandaätze  erörtert,  §  21 
behuidelt  den  Standpunkt  der  deutschen  Reichsgesetagebung  und  §  22  die 
internationale  Bechtsnülfe,  das  Auslieferungswesen.  B, 

3.  SUUzeU  Addf.  Schulung  für  die  civilistische  Praxis,  2.  Auflage,  Berlin 
1896,  Yahlen,  372  und  XI  8.,  geb.  9  Mk. 

Das  Werk  ist  aus  einer  öffentlichen  Vorlesung  entstanden,  welche  der 
Verfasser,  Vorsitzender  der  Kommission  für  die  grofse  Staatsprüfong  in 
Preufsen,  im  Winter  1893  und  1894  gehalten  hat,  wobei  allwöchentlich  dem 
Zuhörer  dn  ans  Gerichtsakten  entlelmter  Prozefsstoff,  der  nun  dem  Werke 
in  einem  j^etrennten  Heftchen  beiliegt,  mitgeteilt  und  dann  ben>rochen  wurde. 
StöUel  zeigt  an  vorffelegten  fehlerhaften  Prozefsschriften  und  fAtscheidnngen, 
wie  es  nicht  gemacht  werden  darf  und  wie  die  Aufgabe  zu  verbessern  ist 
Die  Schrift  ist  nicht  nur  für  junge  Juristen  sehr  wertvoll  und  zur  ESn- 
führung  in  die  Praxis  besonders  geeignet,  auch  reifere  Juristen  werden  solche 
noch  mit  Nutzen  lesen,  da  hauptsächlich  die  gangbarsten  Rechtsfalle  des 
tätlichen  Lebens  und  dabei  auch  die  häufig  in  der  Praxis  noch  wahxza- 
nenmenden  Fehler  und  Verstöfse  behandelt  sind.  Von  dem  Buche  mulste 
in  Anlafs  der  alsbald  beim  Erscheinen  der  ersten  Auflage  im  Oktober  1894 
eingegangenen  Bestellungen  noch  im  November  desselben  Jahres  ein  Neu- 
druck veranstaltet  werden,  so  dafs  die  gegenwärtige  Auflage  thatsftchlich 
die  dritte  ist,  ein  Beweis,  welche  beifäluge  Aufnahme  das  Werk  gefunden. 
Die  Neuauflage  ist  durch  eine  Reihe  von  zusätzlichen  Noten  vermehrt    B. 

4»  Ffafferothf  Carl,  Ranzleirat  im  Reichsjustizamt.  Jahrbuch  der  deut- 
schen Gerichts ver&ssung,  herausgegeben  auf  Veranlassung  des  Reichs- 
Justizamts,  5.  Jahrgang  1896.    Berlin,  Carl  Hermanns  Verlag,  1896,  5  M. 

Der  im  vorigen  Jahre  nach  längerer  Pause  erschienene  5.  Jahrgang 
des  für  die  Orientierung  über  die  Gerichtsverfassung  des  Reiches  und  der 
einzelnen  Bundesstaaten  unentbehrlichen  und  als  höchst  wertvoll  anerkannten 
Jahrbuches  ist  nun  der  6.  Jahrgang  für  1896  gefolgt.  Der  erste  Teil  g^ebt 
einen  allgemeinen  Überblick  uoer  die  zum  Teil  recht  verschiedenartigen 
Justizeinrichtunffen  im  Deutschen  Reiche,  soweit  es  sich  um  die  ordentliche 
Gerichtsbarkeit  nandelt,  schildert  in  ihren  Grundzügen  die  G^richtsverfasBung 
und  beleuchtet  nach  verschiedenen  Seiten  hin  die  Verhältnisse  der  Richter, 
Staatsanwälte  und  Rechtsanwälte,  insbesondere  hinsichtlich  der  Prüfungen 
und  der  Vorbereitung,  sowie  auch  in  betreff  ihrer  Gehalts-  und  Pensions- 
ansprüche. Der  neu  bearbeitete  zweite  Teü  gewährt  Auskunft  über  sämtliche 
Justizbehörden  einschliefsUch  der  obersten  Justizverwaltungsstellen  und  der 
Prüfungsbehörden  mit  Angabe  aller  höheren  Justizbeamten.  Im  Anschlufs 
daran  findet  sich  ein  Verzeichnis  der  im  Auslande  einfi;esetzten  deutschen 
Konsulargerichte  und  der  Gerichtsbehörden  in  den  deutschen  Schutze^ebieten. 
Der  dritte  Teil  enthält  statistische  Übersichten  und  Tabellen  und  sehr  prak- 
tische Orts-  und  Namensverzeichnisse.  B. 

öm  Zachariäa  Handbuch  des  franzosischen  Civil  rechts,  bearbeitet 
von  Universitäts-Professor  Dr.  Crame,  8.  Auflage,  4.  Band.  Verlag  von 
Ernst  Mohr  zu  Freiburg  in  Br. 

Der  vorliegende  letzte  Band  dieser  im  organischen  Anschlufs  an  den 
Standpunkt  deutscher  Rechtsauffassung  ausgerohrten  Neuloearbdtung  des 
„alten  Zachariä^,  deren  hohe  Bedeutung  för  die  Rechtsprechung  wir  bereits 
mehrfach  genügend  hervorgehoben  haben,  hat  zum  Hauptge^enstand  das 
Erbrecht.  Für  das  internationale  Privatrecht  kommt  hieraus  besonders  in 
Betracht,  dafs  hierin  unter  Beachtung  der  herrschenden  internationalen 
Rechts^rundsätze  Wissenschaft  und  Rechtsprechung  die  verwickelten  und 
schwierigen  Beziehungen  gelegentlich  klare  und  einfache  Liösung  gefunden 
haben,  namentlich  diejenigen ,  die  sich  bei  Teilung  und  Auseinandersetzung 
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▼on  Yerlaaseiischafteii  der  ans  andern  Rechtsgebieten  stammenden  Erblasser 
ans  der  AnfiEusang  des  französischen  Oerichtsgebrauchs  ergeben,  wonach 
die  Geaetie  des  Landes,  dem  der  Erblasser  angeoört,  nnr  ftlr  die  BenrteÜong 
des  beweglichen  Nachlasses  mafsgebend  sind,  zomal  wenn  hierzu  Mobiliar- 
und  ImmoDiliarreohte  gehören  una  zugleich  fremde  eheliche  Gflter-  und 
Elrbrechte  konkurrieren.  Ghrünewald. 


%•   ZeltsehrlfleH. 

Archiv  für  hürgerliches  Becht,  Bd.  11,  Heft  1:  Kohler,  Einführung 
|znr  zweiten  Dekade  des  Archivs),  örtmann,  Das  bürgerliche  G^esetzbuch 
un  Deutschen  Reichstag.  SchanBe,  Die  offenkundige  Vorbenutzunff  von 
Erfindungen  und  Gebrauchsmustern.  Hihe^  Das  richterliche  Entscheiaungs- 
recht  in  StreitflUlen  aus  der  Kranken-  und  UnfalWersicherung.  Rönnher a^ 
Die  Grenzscheidnngsklage  nach  römischem  und  gemeinem  Recht,  sowie 
nach  den  Entwürfen  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  DeutMhe 
Beich. 

ZeiUehrift  für  deuUchen  Civiiprozefs,  Bd.  XXI,  4.  Heft:  PßMer, 
ETentuefles  Vorbringen.  Friedrich»,  Das  versäumnisurteil  im  Falle  des 
Kichtyerhandelus  über  einen  Teil  des  Ansprudbs.  Meyer,  Die  Vorlesung 
der  Protokolle  im  CiTilprozesse.  Mugdan,  Über  den  Gerichtsstand  des 
§  686  der  C.Pr.0.  v.  £ang ,  Die  Fortsetzung  eines  Anfechtungsprozesses 
nach  abgeschlossenem  Zwangsyergleich.  v.  Weinrich,  Die  französischen 
Entwürfe  eines  Gesetzes  Über  die  Zustftndigkeit  der  Friedensgerichte  und 
eines  neuen  eode  de  proe^tUfre  eivile  unter  Berücksichtigung  der  Reichs- 
gesetagebung.  HeUdmann^  Über  die  heutige  Anwendbarkeit  der  Judikats- 
klage.  —  Bd.  XXII,  1./2.  Heft:  Holder,  Klage  und  Rechtsverletzung. 
örünann.  Die  Inzidentfeststellungsklage.  Bolgiano,  Über  die  Klage  und 
Widerklage  auf  Nichtigkeit  einer  Ehe.  Micha&is,  Die  Pfftndunff  der 
Pertinenzen  von  Grundstücken  im  Wege  der  Mobiliarexekution.  •  Schnitze^ 
Über  die  Beweisbedeutung  der  Privaturkunde  für  schriftliche  Willens- 
ei^lftrungen  nach  der  deutschen  Civilprozefsordnung. 

ZeiUchriftfür  die  gesamte  Strafrechtewisßenechtrft^  16.  Bd.,  8.  Heft: 
ßirkmeyer,  Die  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in  recntsvergleichender 
Darstellung  (Schlufs).  Kulemann,^  151  aes  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sieherungsiresetzes.  Nikoladoni,  Die  Strafinilndigkeit  der  Jugend,  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  österreichischen  Gesetzgebung.  Chuchul, 
Zar  Einrichtung  und  Verwaltung  kleiner  QefHn^isse.  Dmttl,  Die  Todes- 
strafe und  eine  noch  nicht  vierzehnjährige  Giftmischerin  in  Kursachsen 
(1684).  Kurt,  Zur  Frage  der  Verneinung  der  Willensfreiheit  im  Deter- 
minismus. Bartolom&ue ,  Der  strafrechtliche  Schutz  des  Rechts  auf  freie 
Meinungsäufserung. 

SüehHeehes  Archiv  für  bürgerliches  Beeht  und  Proxefs,  6.  Bd., 
2.  Heft:  Herold,  Veräufserunffen  des  Erblassers  unter  Lebenoien  bei  der 
Erbteilung.  Freee,  Gedanken  noer  die  nichtstreitige  Rechtq^fleffe.  Richter, 
Zur  Fassung  von  §  312  des  Entwürfe  zweiter  Lesung  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  ftir  das  Deutsche  Reich.  3.  und  4.  Heft:  Oeneel,  Unsere 
Juristensprache.  Aron,  Die  Vorschriften  des  Entwurfs  eines  Einführungs- 
gesetzee  zum  bürgerlichen  G^esetzbuch. 

Jahrbücher  der  WürUembergischen  Bechispflege ,  7.  Bd.,  3.  Heft: 
Sche/old^  Zur  Lehre  vom  iiecretum  de  alienando. 


g82  Litteraturbericlite. 

Zeiiwkt'ifi  für  die  frehüUUffe  GerMiUben'keU  und  die  €^etne§nde^ 

tmwal^MVrrCWttrttambeiv),  38.  Jahi^iiiig(1896):  Pregizer,  BegfUnbigwig 
▼on  UrkuBdeB.  Hirsch  j  SolennisslioD  yod  Ehevertrilgen  (1).  Pregimt, 
Beraehnmg  der  Gerichtsgebübr  bei  ZliröckaahiBe  der  Bemfimg  (2).  Pfeiffer, 
Obar  deft  Anftchub  der  E^eattuüieilailg'  (4»  5). 

Meckienburgisclie  ZdtschHft  für  Itechtspfleae  und  Rechts^ 
tvissensehaftj  14.  Bd.,  8.  Heft:  r.  Buchka^  Der  Eotwarf  eines  bürger- 
lichen Geseäbucbs  für  das  Deutsche  Reich  und  das  Meckloibargische 
Priyatrecht 

Zeitsehriß    für    ReehUpflege    im    Herzofftutn    Braunechweig, 

XXXXIII.  Jahrgang  (1896):  Raabe,  Zum  Abschnitte  „Bauemrecht''  in 
Ä.  Bampet  partuLUOkrem  BraanscKw^tgischem  Priratreehte. 

Zeit9chrm  für  fr^iizSHaenes  (Hvitrecht,  Bd.  X2YI,  Heft  4:  Jäger, 
Zar  Lehre  vom  Mietpfandrechte,  mit  besonderer  Berflcksichtigniig  der 
tfntlBrmiete. 

Att^erAetn^  Öeterreiehieehe  &eft€eht^zeitutig ,  47.  Jahrgang  (1896): 
r.  Gemethf  Zur  Verhütung  irrtümlicher  Wahrsprüche  bei  behaupteter 
Notwehr.  Zuck^,  Ein  Sdilufswort  zur  Fragestellung  bei  behaunteter 
Notwehr  (9).  Frfa.  v.  S^iUer,  Da»  Urheberrecht  an  Werken  der  Photo- 
graphie (10).  ffi^  Das'  Stntfirecht  in  demokratischer  Ausdehnung  Ql). 
f^eumann,  Das  Venahrcm  nach  der  C.Pr.O.  vom  1.  AuguM  tö95  an  ^chts- 
fkilcn  dargestellt  (14  ff.l  Gro/s.  Die  Fesfist^llung  der  Rückfälligkeit 
Priedländery  Die  anwaltschaftlicbe  Vertretung  der  Partdelk  im  neuen 
Civilprozessd  (16  f.). 


2Settschrift  fi»r    Notariat  und   freiwi^e'  Ge/i'iöhtMdtkfit   in 
6iseerreich\   Jahrgang   1896 :   Die 
rerfah^ns^  in  Ungarn  (16). 


Österreich'^   Jahrgangs   1896:   Die  DüteÜführung  des   neuen  Nachlaüi- 


Jurististhe  Tierte^athrsschrift  (Wien),  N.  F.,  II.  Brf.,  4.  Beff:  Popper, 
Vertia^mftfsige  Beschränkungen  der  Gewerbe-  utid  HaiidelsfWfiheit  nach 
dstörreichisChem  Rechte. 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht.  Sl.  Bd.,  N.  F.  15.  Bd.,  Heft  2: 
^hnell,  Das  Stadtbuch  ßfunicipale}  von  Freibtifg  ini  Uechtland.  v,  Tifhr, 
Über  die  Mängel  des  vertVagsabschluatfes  nach  sch^eSketischem  Obligationen- 
recht. 

ZeHsehrm  desBenmiechen  Jur^stenvereen^j  XX^OI.  Bd.,  2.  Boft: 
P,  Zeerleder,  Über  Fertigung  und  Grundbuchemtragungen,  betr.  iHäno- 
bilien  ^n  KolldKtivglsseUsoliartM; 

Z^it^ehrißt  für  Sehw^eeir  mt&f^ech^.  8.  Mugattg,  5.  ü:  6.  Heft: 
Stooes,  Das  Bundesstrah-echt  in  seinem  Verhältnisse  ea  det  ^dgenOnlMhen 
Specialstrafgesetzgebung.  Gau  Her,  Lee  nouveiles  loie  ieeeinoises  wr 
Pargani9€Uitm  Jt^ciaire  et  la:  proikdure  en  materi^e  penAle,  Weift, 
Gmsen'  srom  Vorentwurf  des  sehweizerinehen  ^rfeifgiSBetebüchs.  Stöois. 
Rontrovwseti'  de»  bemiBcheii  StMMdhtsi 

IDe^me  de'  df^Hi  ifUemoHanfal  et  de  tSgieHdtimi  eo^npar^^^  Totn, 
MXVllJt  iVr.  1:  Dee campe,  JEeeai  eur  V Organisation  de  l^arMrofe 
intemational.  Aubert,  La  Norvige  äievant  U  droit  intemattomü  fyn^ 
et  ßn).  Nr,  2:  De  Loutir^  La  question  du  Transvaal.  Lehr.  JStude 
eomparative  et  cHtique  sur  les  Uns  relatiues  aux  sneeessions  li^ifkms, 
Lessona,  Le  serment  ßtdieiaire  m  droit  eompari.    Flai stehle ^,  Ia 
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nouüeUe  UgialaÜon  romnaine  sur  Ua  fatlUfes*  Ma  «  a  # «  0 ,  Jurigprudmee 
des  tridumaux,  sp^t^ttemenl  de»  tribtmaux  eoiuuM^»  frcm^at§  »kr  h 
dmii  applicable  dane  les  Eehelles  du  Levant, 

^ßimtwea  du  d^&ie  inM»<MsliofMii  pH/vS  ei  Oe  91»  ßkr%0prudfähce 
co^nwarief  28.  Annie  (1996),  No.  I-^I:  Fi II et,  Le  droa' imetnnfional 
pHnl,  Enal  dtm  epwti^me  giniral  de  soluHon  de9  donßits  de  Ms, 
Levillain^  Ventes  volontaires  de  navires  nationaux  h  des  Arangers. 
Sneefdaii^  D^  emvßilk  de  Uns  «f»  tmiddh^  dv  eotn^mmtfimi  dstf^Ü- 
gations,  TypaidO'Biirsietj  Formaliz4s  et  tfonditwuH^  requises  pat' la 
UgiskUion  gree^ue  pöur  eoniraefer  tnariajge.  Dienet,  De  la  wjdiditi 
des'jeux  de  bonrse  dans  lee  rapports  intertudibtunuß.  Chm^r^gin',  Nvies 
ei  f^ensifign&mmts  sm^  Im  ptopnki  litifraire  et  atfädi^ue  dcmsdhei^k  pctys, 

JNiMflif M*  de  dT&9li  COIIIilli0lVi€rf'/lrillli^Afl0f  0A'CllC|^^  et  ^l%tei *f MlVi<MMlly 

9*  Änn^,-  Nr,  6>  Ckampeammunal,  Les  proeifs  eommermiaiMe  et  la 
eamdöH  yfjudhntmfn  soM^.  Thaller ,-  France.  -^  Ckrcni^e  du  ligis- 
kdhrtf-  de-  d&ett^ine  et  de  jurisprf/dence  en  maiihre  de  drad  eommerf;ial 
et  induePHeL  le.  Aimee,  Nr,  1:  Buehire,  Marchie  ä  ierme  et  jew»  de 
böulßlte*  Nr.-^T  D&  Lap'tadell^  et  Itevy^  Ullman'ny  Lee  n^geeml(&ns 
dB  tPiitoM»lP  eefiee  effeeti4es  petr  Vitdermiidicdre  des  eeukssiers  deca:nt'  la 
j9^weprfseuw9^ 

Bevue  iniematUmale  du  droit  tnariUtmey  Tl.  Annäej  Nr,  IX^X: 
Verneaux,  Le  projet  de  modißcation  du  titre  III  du  livre  II  du  code 
eommerce. 

Arehiivio  OiuridioOf  Vol.  LVI,  Fase,  IS:  Fampaloni,  Contributi 
alla  deterininaMione  deali  emblemi  nette  Pandetie.  Arnb^  II  eontratto 
c(m  si  medesimo  (Selbstkontrahieren).  Tromhettoni,  Accetiazione  tacita 
deüe  sentens^^  (eotU,  e  fine),  Gameo,  I  manopoli  communali  (cont), 
Andrieh,  DelV  alveo  abbandonato  dal  fiume  in  diritto  romano,  Fer- 
rtnt,  Sulla  seoperta  di  parti  perdute  dei  Basüici,  Sacchi,  La  tUspar 
causa  nella  eompensaxione  e  il  §  5,  tit.  6  lib,  2«  delle  Setentiae  di  baslo. 
Fase,  3 — 4:  Sterio,  DeUe  nuUitd  delle  obUgasioni,  Arnb,  II  contratto 
con  s^  medesimo  (cont,),  Chiapelli,  II  summus  Arrianus  delle  diesen- 
siones  tlominorum,  Coviello,  Della  successione  n^  debiti  a  titolo  par- 
ticolare,  Rossiy  Air  aggiudi  catario  erritto  compete  Vazione  di  rtpeti- 
9ione  contra  i  creditori  esproprianti,  Cameoy  I  monopoli  eomunali 
{eont,), 

La  ecienaa  del  diriUo private ,  Anno  IV,  Fase,  III:  Malpeli,  La 
delegasttone  dei  er  editon  h  isiituto  necessario  nel  giudizio  di  fallimentof 
Perrone,  Origine  della  garanxia  dei  tersi,  Acampora,  Lasione  di 
reintegrcaione  inpossesso  nei  rapporti del  conduttore.  De  Bella,  Con- 
tratto  e  legge,  Fase,  IV:  Sterto,  Osservasioni  sulV  art.  133  cod,  civ, 
Puglia^  rfeeessith  di  meglio  coordinare  e  redigere  motte  dispoeisioni 
dei  nostri  Codici.     Caltara^  Vimpossibile  ned  contratti  di  lavoro. 

Bivieta  penaie  di  doitrina,  ieffieiazione  e  giurisprudentsa, 
VoL  XLIII^  Fase,  III:  Alpi,  S^to  della  giurisprudenza  in  tema 
damnista,  Fase,  4:  Heil,  Il  nuovo  progetto  di  codice  di  procedura 
penaie  per  Vüngheria.  Paletti,  8e  possa  nn  minore  degli  anni  nove 
sporgere  querela,  Supplemento  etc,  Vol,  IV,  Fase.  IV:  Fioeca, 
Remissione  et  ricettazione.  De  Mauro,  Ascora  sulP  articolo  428. 
Tuozzi,  I  delitti  contro  lo  „staius  familiae**  di  un  infante,  Moschini, 
AgenU  della  pubblica  Forea  e  persone  legittimamente  incaricate  di  un 
pubUico   servtzio,     Lombardi,    8ui   delitti   contro    Vinviolabilitä    dei 
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$igretü     Ferrara^  üna  questiane  tuUa  eareerasdane  prevenHvcu    Fa^e, 
V:  Hetl^  n  nuovo  progetto  del  Codiee  di  procedura  etc.  (eani^, 

Meehiageieerd  Maga9{fn,  15,  Jaargang^  AAeoermg  3:  Suyling,  De 
echareende  krackt  van  het  onregeknaHg  appel.  Beeier^  Bekenmg  en 
verantfoording  aan  een  maesa  van  belangheSSenden  (Vervolg).  Drucker, 
De  taal  owter  vonnieeen.    Polah^  Het  voorrecht  van  tUn  verhuurder, 

RevUta  general  de  ieg€t&iaei&n  y  JuriapudeneiOf  ^(>f^  88,  Enero 
yFebrero^  1896:  Fiore,  El  estado  y  los  dereehoe  del  hombre.  Vida, 
iJn  caso prdeiico  ff  varias  cuestionee  proceeales.  de  ünamuno,  Dereeho 
coneuetudmario  de  Eepa^,  Leeeona^  Oinesie  hietörica  del  ort.  737 
del  codtgo  civil  eepa^Uu  (conL).  Oil  Maeetre,  El  eoci^Uemo  etc.  (cont,), 
Santamaria,  Cfuestionea  de  Derecho  civil  y  Ef\fuiei4»mento  (coni^.  de 
Tejada,  La  pereonalidad  juridiea  en  el  delincuente.  Tavaree  de 
Mede iros,  Derecho  pübUco  coneiitucional portuguis.  Mar noy  Abril: 
FiorCy  Contrabando  de  guerrtt.  Poeada,  El  debor  del  mtfragio  y  et 
voto  ohligatorio.  Leeeona^  OSneeie  hietörica  etc.  (cont.),  Eetaein^ 
El  arreeto  de  loe  quebradoe.  R,  von  Jhering.  Dietindön  entre  la 
relaciön  poseeoria  yla  mera  relaciön  de  lugar,  Conetane^  Be/ormae 
legielativae  urgentee  que  et  comercio  reckuna  en  la  materia  reitUiva  ä  ea$ 
auepensione»  de  pagoe.  Costa.  Derecho  coneuetudinario  de  Eepotku 
Santamaria^  Öueetionet  de  Derecho  etc,  Buy  Ha  y  Älegre^  La 
eueeti6n  obrera  y  ku  leyee. 
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mit  besfuidefor  Ber(icksiclitigimg  der 

Rechtshülfe. 

Beerundet 

Ferdinand  Bthm, 

lUt  um  k.  Ohur<leu  Luida«eerichle  in  HUnihi^o. 

ber.u.eefcibe»    v..n    ,1  cn,  sol  lic  n    in    Verbindung   mil 

Dr.  Theodor  Niemeyer, 

ordeml.  PrataHBor  d^r  Recl.lB  „u  dar  Umvnrsiljn  Kisl. 

VI.  Band.     (Jahrgang  1896.)     5.  Heft. 

Leipzig. 

Verlag   von   Duncker    &    Humblot. 

1896. 

Jahrlich  ein  Band  von  6  Hellen.     Preis  dea  Bandes  12  M. 


Verzeichnis  der  Herren  Mitarbeiter. 

Dr.  A.  Alexi,  Ministerialrat  im  k.  Justizministerium  in  Budapest.  —  Dr.  C.  D.  Asser  jun., 
Advokat  in  Amsterdam.  —  Dr.  von  Bar,  Geh.  Justizrat  und  Üniv.-Professor  in 
Göttingen.  —  Dr.  Barazetti,  Üniv.-Professor  in  Heidelberg.  —  Dr.  Beauehet,  Univ.- 
Professor  in  Nancy.  —  Dr.  Bergbohm,  Univ.-Profes^or  in  Marburg.  —  Dr.  W.  Cahn, 
Legationsrat  in  Berlin.  —  Dr,  Ambroise  Coliriy  Univ.-Professor  in  Caen.  —  F.  R  Con- 
tuzzi,  Univ.-Professor  in  Neapel.  —  Dr.  Delius,  Landrichter  in  Kottbus.  —  R.  Dulon, 
Esqu.  Counsellor-at-law  in  New- York.  —  Panquale  Fiore,  Univ.- Professor  in  Neapel.  — 
(j.  Fioretti,  Aw.  in  Neapel.  —  Z?*-.  Flaischlen,  Tribunalpräsident  in  Galatz.  — 
Dr.  Friedberg,  Univ.-Professor  in  Leipzig.  —  H.  Fromaqeot,  Advokat  am  Appcllhof 
in  Paris.  —  Dr.  L  Fuld,  Rechtsanwalt  m  Mainz.  —  Dr.  B.  Getz,  Reiehsanwalt  in 
Christiania.  —  Dr.  J.  GoMschmidt ,  Rechtsanwalt  am  Kammergericht  in  Berlin.  — 
Dr.  Grensery  Oberlandesgericht^rat  in  Dresden.  —  Dr.Gretener,  Univ.-Professor  in  Bern, 

—  Grunewald,  Amtsgerichtsrat  in  Metz.  —  Dr.  Freih.  von  Haan,  Ministerialrat  im  k. 
Justizministerium  in  Wien.  —  Dr.  Haenel,  Univ.-Professor  in  Kiel  —  Dr.  Hafnfr, 
Bundesgerichtspräsident  in  Lausanne.  —  Dr.  Hamaker,  Uni versitäts- Professor  in 
Utrecht.  —  Dr.  Harburger,  Landgcrichterat  und  Dozent  a.  d.  Universität  München 

—  von  Hartmann,  kaiserl.  deutscher  Konsul  in  Madrid.  —  Dr.  Htck,  Universitiii-J- 
Professor  in  Greifswald.  —  Dr.  Heimburger,  Universitäts-Professor  in  Giessen.  — 
W.  Heinzerlinq,  Oberlandesgerichtsrat  in  Darmstadt.  —  Dr.  Hübler,  Universitüt^- 
Professor  in  Berlin.  —  Dr.  Jellinek,  Üniver^itats-Professor  in  Heidelberg.  — 
Dr.  von  Jettel.  Sektionschef  im  Ministerium  d.  Äufseni  in  Wien.  —  Dr.  Jitta,  J-. 
Advokat  in  Amsterdam.  -  Dr.  Inhülsen  in  London,  —  Milan  Paul  Jovanovic  in  Vn- 
kovar  a./I).,  korresp.  Mitgl.  der  Society,  de  legisl.  comp,  de  Paris.  —  Dr.  Kahn,  Amt- 
richter  in  Bretten.  —  Dr.  Kayser.  W.  Geh.  Legationsrat  und  Dirigent  der  Kolonial- 
abteilung im  Auswärtigen   Amt  zu  Berlin.  —  H.  Keussner,  Kammcrgerichtsrat  in 


Professor  in  Wien.  —  A.  Lebon,  Clief  des  Kabinetts  des  Präsidenten  des  Senats  un<l 
Professor  der  Staatswissenschaft  in  Paris.  —  Dr.  Emest  Lehr,  üniversitüts- 
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(Schluft.) 

F. 

So  weit  die  Principien  der  Bemer  Konvention.  Von  grofser  Be« 
deatnng  aber  ist  ihre  rückwirkende  Kraft:  nach  a.  14  soll  sie 
gelten  ftlr  alle  Werke,  die  znr  Zeit  des  Eintritts  der  Konvention  in 
ihrem  Ursprungslande  noch  nicht  frei  sind  (sollten  sie  auch  in 
den  übrigen  Verbandsländem  als  frei  gegolten  haben).  Doch  diese 
mächtige  Bestimmung  hat  verschiedene  Einschränkungen  erfahren;  denn 
die  Rückwirkung  soll  nur  eintreten  vorbehaltlich  der  gemeinsam  zu 
vereinbarenden  Einschränkungen  (a.  14)  oder,  in  Ermangelung  dessen, 
vorbehaltlich  der  internen  Gesetze  der  einzelnen  Verbandsländer  (a.  4 
des  Schlufsprotokolls). 

Es  ist  nun  wohl  begründet,  dafs  man  der  Rückwirkung  nicht  un- 
bedingt stattgegeben,  sondern  das  nunmehr  erstehende  neue  Recht  mit 
den  unter  dem  bisherigen  Zustande  erwachsenen  Interessen  zu  versöhnen 
versucht  hat 

Allerdings  eine  Rückwirkung  im  eigentlichen  Sinne  findet  ja  nicht 
statt,  da  nicht  Recht  und  Recht  einander  gegenübersteht  und  nicht  von 
früheren  Rechten  gesprochen  werden  kann,  die  durch  die  neue  Gesetz- 
gebung ihren  Untergang  feinden.  Wenn  nämlich  die  ausländischen  Autor- 
werke im  Inlande  keinen  Schutz  fanden,  so  kann  trotzdem  von  einem 
Rechte  des  Nachdruckers  keine  Rede  sein;  allerdings  lag,  was 
der  Nachdrucker  that,  nicht  in  der  Sphäre  des  gesetzlichen  Unrechts, 
wenn  es  auch  nicht  immer  passend  und  angemessen  war  ''*) ;  doch  man 
darf  nicht  immer  so  streng  ins  Gericht  gehen,  wie  das  vielfach  geschieht. 


74)  Oder  dem   „naturalen''  Rechte  ßn  dem  oben  gebrauchten  Sinne) 
widersprach. 

Z«itoohrift  f.  intern.  Priyat-  u.  Stnfreeht  etc.,  Band  VI.  25 


886  Prof.  J.  Kohler  in  Berlin, 

Wie  schon  bemerkt,  war  das  Verhältnis  viel&ch  so,  dafs  die  geschädigten 
Staaten  einander  gegenseitig  nachdruckten  nnd  dafs  man  infolge  solcher 
Repressalien  nicht  die  Empfindung  eines  Unrechts  hatte;  und  was  ins- 
besondere die  Übersetzungen  betrifil,  so  mufs  man  berücksichtigen,  dafs 
es  vielfiich  an  den  entsprechenden  Veranstaltungen  fehlte,  dem  Inlands 
autorisierte  Übersetzungen  zu  liefern,  mithin  ein  gewisses  Bedürfnis  nach 
Herstellung  unautorisierter  Übersetzungen  nicht  abzusprechen  war. 

Also  der  Nachdrucker  be&nd  sich  de  jure  nicht  im  Unrecht;  er 
hatte  aber  auch  kein  Recht,  kein  jus  qutiesitum.  Vielleicht  hatte  aller- 
dings der  Obersetzer  ein  jus  quaesiJtum  an  seiner  Übersetzung,  aber  er 
hatte  es  doch  nur  inbezug  auf  die  Übersetzung  als  Übersetzung,  nicht 
inbezug  auf  das  hinter  dem  sprachlichen  Kleid  liegende  ideelle  Gedanken- 
gebilde. 

Mithin  kann  man,  wenn  das  neue  Gesetz  völlig  durchschlügt,  nicht 
von  einer  Rückwirkung  im  Sinne  der  Zerstörung  vorhandener  erworbener 
Rechte  sprechen.  Immerhin  aber  können  durch  ausnahmslose  Herrschaft 
der  neuen  Ordnung  Interessen  gekränkt  werden,  die  doch  nicht  rechtlich 
aufser  Acht  zu  lassen  sind. 

Und  zwar  kann  hier  das  Interesse  derer  in  Betracht  kommen,  die 
bereits  Mühe  und  Kosten  aufgewendet  haben,  um  ein  Werk  zu  drucken 
und  aufzuführen,  und  nun  vom  ganzen  ablassen  müssen.  Diese  Inter- 
essen können  dadurch  gewahrt  werden,  dafs  man  es  gestattet,  die  bereits 
geschaffenen  Materialien  auszunutzen,  die  vorhandenen  Exemplare  zu 
verbreiten,  die  vorhandenen  Vorrichtungen  zur  Geltung  zu  bringen, 
alles  entweder  unbeschränkt  oder  mit  einer  den  Kosten  and  Vorbeoreitungen 
entsprechenden  Zeitbegrenzung. 

Man  kann  auch  zu  Gunsten  dessen,  der  als  Autor  seine  H&nd  ans 
Werk  gelegt  hat,  weiter  gehen  und  z.  B.  dem  Übersetzer  oder  Be- 
arbeiter das  Recht  geben,  nicht  nur  das  vorhandene  physische  Material 
zu  benutzen,  sondern  überhaupt  seine  Übersetzung  und  Bearbeitmig 
weiter  zu  autorrechtlicher  Darstellung  zu  bringen,  ohne  Rücksicht  auf  das 
nunmehrige  Recht  des  Originalautois. 

Soweit  die  Interessen  dieser  Personen;  aber  auch  das  übrige 
Publikum  kann  in  Betracht  kommen:  das  lesende,  hörende,  wie  das 
vervielfältigende,  darstellende  Publikum.  Ist  ein  Werk  sosehr  in  öffent- 
lichen Gebrauch  gekommen,  dafs  das  Publikum  gewohnt  war,  es  üb«9rall 
zu  sehen,  zu  hören,  es  in  Volksausgaben  zu  drucken  und  zu  lesen,  so 
spricht  ein  gewisses  allgemeines  Interesse  dafür,  dafs  das  Werk  nun 
allgemein  frei  bleibt  und  keinem  Individualismus  mehr  unterliegt  Voraus- 
gesetzt ist  natürlich,  dafs  der  bisherige  usus  kein  rechtlicher  äbusus 
gewesen  ist,  d.  h.  kein  Gesetz  die  bisherige  Benützung  im  Inland 
beanstandet  hat 

Das  kann  ftlr  die  AufFÜbrnng  gelten,  es  kann  für  Druck  und  Ver- 
breitung gelten,  insbesondere  wenn  man  so  an  Übersetzungen  gewöhnt 
ist,  dafs  das  Publikum  die  Erwartung  hegen  konnte,  dafs  auch  künftig- 
hin Übersetzungen  unbeanstandet  bleiben  werden. 
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In  verBchiedener  Weise  haben  sich  nun  die  transitorischen  Gesetz- 
gebangen  mit  diesen  Ideen  abgefunden.  Nicht  selten  fühlt  man,  dafs 
za  ihrer  Zeit  die  Wissenschaft  die  Probleme  noch  nicht  in  voller  Klar- 
heit angestellt  hatte;  und  auch,  was  in  den  Vorarbeiten  der  Bemer 
Konvention  gesagt  ist,  zeigt,  da(s  die  Ideen  noch  nicht  allseitig  gereift 
waren. 

Deutschland  hat  eine  Ansftlhrangsverordnung  vom  1 1 .  Juli  1888 
gegeben,  welche  auf  verschiedene  Verhältnisse  Rücksicht  nimmt. 

Am  weitesten  wird  das  vorhandene  Interesse  bezüglich  der  drama- 
tischen und  dramatisch-musikalischen  Werke  in  Betracht  gezogen,  und 
zwar  so  sehr,  dafs  die  Bestimmung  gilt,  dafs  dramatische  und  dramatisch- 
musikalische Werke,  die  in  Deutschland  vor  der  Konvention  erlaubter- 
weise aufgeführt  wurden,  fernerhin  frei  sind  (§  1  nr.  3)^^)* 

Dies  geht  nun  allerdings  viel  zu  weit  Eine  solche  Freiheit 
lieise  sich  nicht  aus  den  Einzelinteressen  der  einzelnen  AufPtihrenden, 
sondern  nur  aus  den  allgemeinen  Interessen  des  Publikums  heraus  ent- 
nehmen; aber  es  läfst  sich  billig  fragen:  ist  ein  solches  Intertrsse  des 
Publikums  zur  Entstehung  gekommen?  sind  die  Verhältnisse  auf  solche 
Weise  angethan,  wenn  ein  dramatisches  Werk  einmal  bei  uns  auf- 
geführt worden  ist?  Sodann  liefse  sich  allerdings  die  Bestimmung  auch 
vom  Standpunkte  der  einzelnen  Unternehmer  erklären ,  sofern  nicht  nur 
der  einzelne  Aufführende,  sondern  wohl  mancher  andere  sich  zur  Auf- 
f^lhrung  vorbereitet  hatte.  Doch  den  Nachweis  solcher  Vorbereitungen 
könnte  man  ja  abwarten,  und  zudem  würde  dieses  doch  nur  gelten,  wenn 
die  eine  Aufführung  im  Gefühl  der  bisherigen  AuffÜhrungsfreiheit  statt- 
gefunden hätte,  nicht  wenn  speciell  unter  Autorisation  des  Autors ;  denn 
dann  wäre  die  EinzelanffÜhrung  nicht  etwa  als  Symptom  dafür  an- 
zusehen, dafs  man  sich  allgemein  zur  Aufführung  gertlstet  habe. 

Doch  das  deutsche  Recht  hat  solches  bestimmt  Natürlich  müssen 
wir  diese  zuweitgehende  Bestimmung  auf  ihren  Fall  beschränken;  sie 
darf  nicht  auf  rein  musikalische  Werke  ausgedehnt  werden,  bei  welchen 
zudem,  da  sie  meist  ab  Aufführungsstücke  weniger  populär  werden,  als 
die  Dramen,  und  viel  weniger  Aufführungskosten  macheu,  die  obigen, 
wenn  auch  nicht  durchschlagenden,  doch  immerhin  annehmbaren  Gründe 
nicht  zutreffen  würden''^). 

Hat  allerdings  der  dramatisch-musikalische  Autor  mit  Genehmigung 
des  Originalautors  einen  Gesang  oder  ein  sonstiges  Musikstück  in  sein 
Werk  aufgenommen,  so  mufs  auch  dieses  an  der  Freiheit  des  ganzen 
Werkes  teilnehmen^'').  Anders  wenn  die  Aufnahme  eine  (nach  dem 
Rechte  des  Originallandes)  unberechtigte  gewesen  wäre. 


75)  Vergl.  hierzu  O.L.G.  Colmar  8.  Juli  1892,  Droit  tTaftteur  VII  p.  61. 
Die  Auffährun^j  in  Elsafs-  Lothringen  ist  natürlich  als  Aufführung  auf  deut- 
schem Tenritonum  zu  betrachten,  sofern  sie  nach  der  Einverleibang  in 
Dentschland  erfolgte;  wenn  vorher,  nicht.  Im  übrigen  ist  über  den  Zustand 
in  Ebafs- Lothringen  auf  das  obige  zu  verweisen. 

76)  Vergl.  auch  Droit  (Tanteur  VII  p.  66. 

77)  Vergl.  über  den  Fall  Bizct  (bezüglich  der  Havanera  in  der  Carmen) 
Reichsgericht  16./12.  1890,  Droit  cPauteur  IV  p.  68  f. 
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Die  Aufitehmn^freiheit  tritt  nun  also  in  DeatBcfalftnd  ein,  mag 
auch  die  frühere  ttffBntliche  AufFUbmng  vom  Autor  selbst  veranstaltet 
worden  sein,  z.  B.  mit  einer  Truppe,  mit  der  er  in  Deutschland  umzog ; 
sie  tritt  ein,  auch  wenn  diese  öffentliche  Aufführung  nur  einmal  statt- 
£ind.  Sie  tritt  aber  natürlich  auch  ein,  wenn  die  Aufführung  dorch 
einen  Dritten  erfolgte  mit  Rücksicht  auf  die  bisherige  Schutslosigkeit 
des  ausländischen  Werkes;  sie  tritt  namentlich  auch  ein,  wenn  solche 
Aufführung  oft  stattgefunden  hat  und  populär  geworden  ist 

Allerdings  wird  hier  immer  vorausgesetzt,  dafs  die  öffenüiche  Auf- 
führung eine  erlaubte  war;  also  entweder  infolge  der  Schutzlosigkeit 
des  Werkes  oder  infolge  der  Oestattung  des  Autors  oder  seiner  Rechts- 
nachfolger. War  sie  eine  unerlaubte,  so  tritt  die  AufPÜhrungsfreiheit 
selbst  dann  nicht  ein,  wenn  sie  sich  öfters  wiederholte  und  wenn  auch 
der  Autor  und  seine  Rechtsnachfolger  hiergegen  keine  Schritte  unter- 
nommen, selbst  nicht  dagegen  protestiert  haben.  Es  wäre  sehr  schw^, 
aus  einem  solchen  Stillschweigen  eine  Konnivenz  mit  der  Bedeutung  zu 
entnehmen,    dafs  es  einer  Zustimmung  für  künftige  Fälle  gleichstände. 

Im  Falle  einer  solchen  erlaubten  Aufführung  vor  Eintritt  der 
Konvention  tritt  AufiPÜhrungsfreiheit  ein,  und  zwar  völlige  AnfiÜhrungs- 
freiheit;  es  ist  nicht  etwa  so,  als  ob  blofs  der,  der  bisher  au%efühit 
oder  die  Aufführung  gekannt  und  Vorbereituugeu  getroffen  bat,  im 
Besitz  der  AufRlhrungsbefugnis  bliebe. 

Soweit  die  AuffÜhrungsfreiheit.  Die  viel  zu  weit  gehende  Be- 
stimmung wird  nun  allerdings  dadurch  abgeschwächt,  dafs  die  Bemer 
Konvention  den  Rechtsschutz,  den  sonstige  Staatsverträge  bieten,  be- 
stehen läfst.  Mithin  werden  solche  Werke  nicht  frei,  die  durch  die 
deutsch-französische,  deutsch- belgische ,  deutsch-italienische  Konvention 
u.  s.  w.  gebunden  sind,  welche  Konventionen  teilweise  noch  auf  frühere 
Verträge  mit  einigen  deutschen  Staaten  zurückgehen  und  die  daraus 
entspringenden  Rechte  bestätigen. 

Im  übrigen  bewirkt  die  AuffÜbrungsfreiheit  natürlich  nicht  aach 
die  Freiheit  des  Drückens  und  der  Verbreitung  der  Druckexemplare, 
insbesondere  also  nicht  die  Freiheit  der  Herstellung  und  Verbreitung 
von  Arrangements  und  Bearbeitungen^®). 

Nur  die  Herstellung  der  Partitur  durch  Abschrift  und  die  Her- 
stellung der  Stimmen  in  gleicher  Weise  müfsten  dann  als  gestattet 
gelten,  wenn  diese  auf  dem  Wege  des  ordentlichen  Buchhandels 
vom  Originalverleger  nicht  zu  erlangen  wären.  Dies  liegt  nicht  in  den 
Worten,  aber  im  Geiste  der  Verordnung,  welche,  indem  sie  die  Frei- 
heit der  Aufführung  gewährt,  notwendig  auch  die  Mittel  der  Auf- 
führung bieten  mufs. 

Soweit  was  die  AuffÜbrungsfreiheit  betrifil.  Bezüglich  der  Verviel- 
fältigung und  der  Verbreitung  der  Vervielf^tigungen  geht  die  deutsche 
Verordnung  vom  11./7.  1888  von  dem  Princip  der  Einzelinteressen 
aus ;  sie  bestimmt  daher : 


78)  R.G.  16J12.  1890  cit 
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1)  die  bereits  gedruckten  Exemplare  dttrfen  verbreitet  werden  (so- 
weit der  Druck  erlaubt  war), 

2)  die  teilweise  gedruckten  Exemplare  dürfen  vollendet  und  sodann 
verbreitet  werden  (natürlich  auch  hier  vorbehaltlich  dessen,  dafs  die 
teilweise  Herstellung  erlaubt  gewesen  ist). 

Dies  gilt  beides  ohne  Zeitschranke. 

Femer  sollen  8)  die  zu  Vervielfllltigungen  eines  Kunstwerkes  be- 
stimmten Vorrichtungen  weiter  benutzt  werden  dürfen  (sollten  auch 
dadurch  Kopien  von  nunmehr  geschützten  Kunstwerken  zustande 
kommen),  aber  nur  bis  zum  31.  Dezember  1891.  Dies  kommt  daher 
fükr  die  Gegenwart  nur  noch  indirekt  in  Betracht,  insofern  als  die  vor 
dem  31.  Dezember  1891  hergestellten  Exemplare  frei  sind  und  ver- 
kauft werden  dürfen.  Vorausgesetzt  ist  natürlich  auch  hier,  dafs  die 
Herstellung  dieser  Vorrichtungen   s.  Z.    in  erlaubter  Weise   erfolgt   ist 

Zur  Sicherung  ist  die  bewährte  Art  der  öffentlichen  Abstempelung 
gewählt  worden  ^^);  diese  hatte  zu  erfolgen  zu  1)  und  2)  bezüglich  der 
(ganz  oder  teilweise  hergestellten)  Exemplare,  zu  3)  bezüglich  der  Vor- 
richtungen. Allerdings  bietet  hiemach  die  obligatorische  Stempelung  keine 
Sicherung  dafür,  dafs  von  den  gestempelten  Vorrichtungen  die  Exemplare 
vor  dem  31.  Dezember  1891  abgenommen  worden  sind;  doch  war  zu 
diesem  Zweck  eine  fakultative  Stempelung  gestattet 

Hier  also  gilt  das  Einzelinteresse,  und  zwar  in  der  individuell  be- 
schränkten Form,  dafs  es  sich  —  im  grofsen  und  ganzen  —  soweit  und 
nur  soweit  entwickeln  kann,  als  es  durch  physische  Veranstaltungen  bereits 
verkörpert  worden  ist;  und  eine  solche  Verkörperung  nimmt  man  an^ 
wenn  Exemplare  ganz  oder  teilweise  hergestellt  oder  wenn  dauernde 
Vorrichtungen  zu  ihrer  Herstellung  getroffen  sind  —  jedoch  letzteres  nur 
mit  einer  Zeitbegrenzung,  weil  sonst  die  Benutzung  ins  nngemessene 
ginge.  Ähnlich  hatte  schon  der  deutsch-französische  Staatsvertrag  eine 
Frist  von  4  Jahren  f\lr  die  Benutzung  solcher  Matrizen,  Platten,  Stereo- 
typen (Protokoll  a.  1)  und  ebenso  der  Vertrag  mit  Belgien  und  Italien, 
während  das  Gesetz  von  1870  a.  58  eine  solche  Frist  nicht  kannte  ^<^). 

Einen  Mittelw^  hat  die  deutsche  Verordnung  bezüglich  der  Über- 
setzungen eingeschlagen.  Sofern  nämlich  bereits  eine  Übersetzung  er- 
laubterweise (ganz  oder  teilweise)  veröffentlicht  wurde,  ist  der  Über- 
setzer nicht  nur  berechtigt,  die  hergestellten  Exemplare  zur  vollen  Ver- 
breitung zu  bringen,  sondern  auch  die  Übersetzung  neu  zu  drucken, 
unverändert  oder  auch  in  verbesseiler ,  veränderter  Gestalt  Allerdings 
ist  er  nicht  berechtigt,  eine  zweite  Übersetzung  in  die  nämliche  oder 
eine  andere  Sprache  zu  veröffentlichen:  er  ist  also  ebenfalls  an  das  in 
seiner  Person  individualisierte  Interesse  gebunden,  nur  dafs  dieses  einen 
weiteren  Umfang  nimmt,  so  dafs  die  ganze  autormäfsige  Entwicklung 
des   Interesses   an    der  Vei breitung    der   solchermafsen   ausgearbeiteten 


79)  So  §  2  dieser  V.O.  und   AuffÜhrungsO.   des  Reichskanzlers  vom 
8.  August  1888. 

SO)  Vergl.  auch  B.G.  23./11.  1891,  Entsch.  Strafsachen  XXII  S.  259. 
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Übersetzung  gewahrt  wird ;  daraus  dttrfte  zu  schliefsen  sein,  dals  selbst 
die  Aafftihrung  einer  solchen  Übersetzung  als  erlaubt  gelten  mtt&te, 
auch  wenn  vor  Eintritt  der  Konvention  keine  Auflftihrung  stattgefunden  hat 

Weiter  ging  der  deutsch-franz(J6ische  Staatsvertrag,  der  im  Protokoll 
a.  4  die  Bestimmung  gab,  dafs,  wenn  bei  Eintritt  des  Staatsvertrages 
die  5jährige  Übersetzungsfrist  des  alten  Rechts  schon  verstrichen  und 
eine  Übersetzung  erschienen  war,  das  ausschliefsliche  Übersetzungsrecht 
völlig  verlustig  gehen  sollte ;  eine  Bestimmung,  die  auch  im  Staatsvertiag 
mit  Belgien  und  mit  Italien  wiederkehrt;  hier  war  also  nicht  nur  das 
Recht  des  Übersetzers  zur  Verbreitung  seiner  Übersetzung  anerkannt, 
sondern  es  war  für  diesen  Fall  das  Übersetzungsret' lit  auch  fUr  Dritte 
freigegeben. 

So  die  deutsche  Verordnung. 

Andere  Staaten,  sofern  sie  besondere  Bestimmungen  geben,  folgen 
dem  einen  oder  anderen  Princip.  Dem  deutschen  Recht  kommt  Belgien 
am  nächsten. 

Die  belgische  V.O.  vom  15./11.  1887  (Lyon  Caen  et  De- 
lalain^  Lois  sur  la  propr.  liUer.  II j  p.  J243)  hat  nämlich  gleichfalls 
das  Stempelungssjstem : 

a)  inbezug  auf  die  Exemplare, 

b)  inbezug  auf  die  Platten,  Glicht  u.  s.  w. ;  sie  bestimmt  aber 
weiter,  dafs  von  diesen  nur  bis  5.  Dezember  1889  Abzüge  gemacht 
werden  dürfen  und  dafs  auch  diese  gestempelt  werden  müssen. 

Österreich  hat  das  System  der  deutschen  V.O.  in  seinem  neuer- 
lichen Litterarvertrage  mit  Italien  (von  1890  a.  7)  und  mit  EIngland 
(von  1894  a.  8)  durchgeführt. 

England  stellt  sich  in  seiner  Copyright  Act  von  1886  (49.  50 
Vict  eh.  83)®^)  a.  6  völlig  auf  den  Standpunkt  des  Einzelinteresses 
und  bestimmt,  dafs,  soweit  der  Effekt  der  Konvention  auf  vorhandene 
Rechte  oder  Interessen  stofse,  er  diesen  weichen  solle.  Aber  das  Gesetz 
bestimmt  nicht  genauer,  weder  wann  solche  Interessen  (rights  or  interests 
.  .  .  .  subsisting  and  väluäble)  vorhanden  sind,  noch  wie  weit  die 
auf  solche  Weise  zu  Tage  tretenden  Interessen  sich  entwickeln  dürfen  ^^). 

Auf  Grund  dessen  hat  man  angenommen: 


81)  Der  a.  6  sagt:  Where  an  Order  in  Council  is  made  undsr  the 
International  Copyright  Ada  with  respect  to  any  foreign  country,  the  author 
and  publüther  of  any  Itterary  or  artistic  work  firsl  pmduced  before  the 
date  at  which  auch  order  com  es  into  Operation  shall  he  entitled  to  the  eame 
rights  and  remedies  as  if  the  said  Acts  and  this  Act  and  the  said  order 
had  applied  to  the  said  foreign  country  at  the  date  ofthe  said  produetion: 
Provided  that  where  any  person  has  produced  any  work  in  the 
United  Kingdom^  nothing  in  this  section  shall  diminish  or 
prej'udice  any  rights  or  interests  arising  from  or  in  eonnexion 
with  such  produetion  which  are  subsisting  and  valuable  at  the 
said  date. 

82)  Dasselbe  System  hat  England  auch  neuerdings  im  englisch -öster- 
reichischen Litterarvertrag  angenommen  (v.  1894  a.  8).    VeigL  unten  S.  396. 
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1)  e'ti  Theater,  das  ein  Stück  bereits  aufgeftlhrt  und  in  sein 
Reper'o'Ve  r  -  ^enommen  hat,  darf  es  weiter  aufiFÜhren;  so  County 
Court  Brighton  7./8.  1891 »«). 

2)  '  ' '6  Musikgece^lflcb^r^,  die  vorher  Musikalien  gekauft  und 
darauf b'n  "' i  Stttck  auf^e.  '«v.  hat,  darf  es  weiter  aufführen,  namentlich 
wenn  es  zugleich  ein  en^lix^er  Veile^er  war,  der  das  Musikstück  liat 
drucken  lassen  und  darum  an  der  Aufführung  ein  Interosse  hat;  so 
Countff  Court  Brighton^  so  High  Court  (als  Appell-Instanz) 
und  Appellhof  3./7.  1891  in  Mayeur  v.  Grönings  und  Moul 
V.  Grönings^), 

Das  Prindp  des  öffentlichen  Interesses  dagegen  wird  von  der  eng- 
lischen Jurisprudenz  in  der  Anwendung  vertreten,  dafs  ein  vor  Eintritt 
der  Konvention  erloschenes  Übersetzerrecht  als  erloschen  gilt,  sodafs  es 
durc^  die  Konvention  nicht  mehr  ins  Leben  gerufen  wird;  so  der 
High  Court  (Chancery  Division)  vom  5.  Mai  1892  und  der 
Appellhof  3./6.  1892  in  Sachen  Lauri  v.  Renad^'^). 

Andere  Staaten  vertreten  völlig  den  Standpunkt  des  öffentlichen 
Interesses,  ja  sie  nehmen  ihn  auch  ohne  weitere  transitorische  Be- 
stimmung ein:  sie  folgern  ohne  weiteres  aus  a.  14  der  Konvention  und 
aus  a.  4  des  SchluPsprotokolb,  dafs  Werke,  welche  bereits  Gegenstand 
„des  öffentlichen  Eigentums*',  „res  pübUd  juris^  geworden  sind,  res 
publieae  verbleiben;  so  insbesondere  wenn  nach  fVtlheren  Vertr&gen 
kein  Schatz  bestand  oder  wenn  die  nach  früheren  Vertrügea  erforder- 
lichen Voraussetzungen  des  Schutzes  nicht  erfüllt  waren.  So  S  p  a  n  i  e  n  ^^), 
80  Italien^^). 

G. 

Die  Bemer  Konvention  ist  nicht  ausschliefslich. 
Es   kann    jemand,    obgleich    ihm   die   Bemer   Konvention   keinen 
Schutz  bietet,  einen  Schutz  im  Auslande  erwerben  ^^); 


83)  Droü  eTatdeur  Y  p.  52. 

84)  Droü  cTauteur  IV  p.  49,  55,  129. 

85)  Droit  d'atdeur  V  p.  101.  Diese  Entscheidung  ist  wenig  begründet. 
Von  allen  Foleen  der  sog.  Rückwirkung  ist  die  leichteste  die,  dafs,  wenn 
ein  Werk  gescnützt  war,  die  Schutzfrist  verlängert  wird;  so  wenn  sie  ver- 
längert wird,  während  die  alte  Schutzfrist  noch  besteht;  aber  auch  wenn 
nach  Ablauf  der  alten  Schutzfrist  und  nach  Verstreichen  einer  autorrecht- 
losen  Zeit  eine  neue  Frist  eingeschaltet  wird:  hnt  in  dieser  autorrechtlosen 
ZwiKhenzeit  keine  energische  Benutzung  des  Werkes  durch  öffentlichen 
Gebrauch  stattgefunden,  so  spricht  wirklich  sehr  wenig  dafür,  den  KUck- 
wirkungseffekt  m  diesem  Falle  auszuschliefsen ;  weniger,  als  in  den  Fällen, 
wo  fiberhaupt  nie  ein  Schutz  bestanden  hatte. 

86)  So  das  Madrider  Urteil  vom  8./11.  1891,  Droit  iVauteur  V  p.  89. 

87)  Entsch.  des  Kassationshofs  Turin  vom  9./8.  1892  in  GturiMpvuflenza 
Italiana  1892  I  p.  1084;  hier  wurde  mindestens  angenommen,  dafs  die  vor 
1840  (vor  dem  österreichisch -sardinischen  Abkommen)  aufgeführten  Dramen 
als  frei  zu  gelten  hätten. 

88)  Vergl.  hierüber  auch  Droit  cTauteur  V  p.  93  f.,  105  f. 
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80  kraft  der  internen  Gesetzgebung  dieses  Staates,  so- 
fern diese  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität  einen  Schutz  bietet  (z.  B. 
wenn  das  Werk  bei  einem  Verleger  dieses  Staates  erschienen  ist),  oder 
auch  infolge  der  Rechte  der  Nationalität,  wenn  etwa  das  Werk  in  einem 
andern  Lande,  als  dem  der  Nationalität  erschienen  ist,  das  Erscheinungs- 
land mithin  fUr  die  Wirkung  der  Bemer  Konvention  mafsgebend 
ist:  hier  kann  möglicherweise  das  Land  der  Nationalität  günstigere 
Bestimmungen  haben,  und  dann  gelten  eben  in  seiner  Sphäre  diese 
günstigeren  Bestimmungen ;  so  z.  B.  wenn  ein  Deutscher  in  der  Schweiz 
ein  Drama  erscheinen  läfst  und  den  AuMhrungsvorbehalt  vergifst^'): 
in  diesem  Fall  geniefst  er  kraft  der  Konvention  keinen  Aufftlhrungs- 
schütz,  aber  er  geniefst  nichtsdestoweniger  in  Deutschland  einen  Auf- 
ftlhrungsschutz  kraft  seiner  deutschen  Nationalität;  noch  mehr  gilt  dies, 
wenn  das  Werk  aufserhalb  der  Konvention  erscheint  und  darum  den 
Schutz  der  Konvention  gar  nicht  geniefst 

Ein  weiter  gehender  Schutz  kann  ferner  eintreten  kraft  beson- 
deren Staatsvertrages;  denn  die  Staatsverträge  einzelner  Staaten 
bleiben  bestehen  und  können  neu  geschlossen  werden,  soweit  sie  den 
Autoren  noch  günstigere  Bestimmungen  bieten,  als  die  Berner  Kon- 
vention, so  a.  15  derselben  und  Zusatzartikel  *^).  Sie  können  also 
eine  günstigere  gegenseitige  Behandlung  der  Autoren  bedingen, 
und  das  ist  mehrfach  der  Fall  gewesen,  wie  unten  erhellt 

Unter  Umständen  kann  selbst,  kraft  der  internen  Gesetzgebung,  eine 
gegenseitig  günstigere  Stellung  eintreten,  nämlich  im  folgenden  Fall: 

Der  a.  9  Abs.  8  der  Berner  Konvention  bestimmt,  dafs  für  ver- 
öffentlichte musikalische  Werke  ein  Aufführungsrecht  nur  dann  besteht, 
wenn  bei  der  Veröffentlichung  ein  Aufführungsvorbehalt  gemacht  worden 
ist^^).  Dieser  Artikel  enthält  eine  Ausnahme  von  dem  Princip  des 
a.  2 ,  wonach  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  des 
Ursprungslandes  genügt,  um  dem  Werke  den  vollen  Schutz  in  allen 
Verbandsländem  zu  gewähren*^);  denn  wenn  auch  das  Ursprungsland 
einen  solchen  Vorbehalt  nicht  verlangt,  so  ist  er  doch  nötig,  um  dem 
Werke  in  den  übrigen  Verbandsländern  den  AuffUhrungsschutz  su  er- 
werben.    Hier  sind  nun  folgende  Fälle  möglich: 


89)  Immer  die  herrschende  Auslegung  des  a.  7  des  Schweizer  Gesetzes 
vorausgesetzt. 

90)  Vergl.  insbesondere  Schweizer  Bundesgericht  vom  13./12.  1890  und 
25./9.  1891 ,  Droit  (Tauteur  IV  p.  11  und  130.  Soweit  die  Separatverträge 
ein  weniger  günstiges  Recht  enthalten,  treten  sie  infolge  der  Bemer  Kon- 
vention aufser  Kraft,  vergl.  auch  Drott  dtauteur  V  p.  106. 

91)  Vergl.  auch  die  Züricher  Entscheidung  vom  81./5.  1893,  Droü 
{Tauteur  VI  p.  113. 

92)  Davon  war  bereits  oben  S.  841  die  Hede.  Für  Streichung  dieser  Be- 
stimmuDK  war  der  Kongrefs  von  Neuchatel  von  1891  und  von  Mailand 
von  189§,  Droü  (Vauteur  IV  p.  112;  V  p.  126.  Auch  auf  dem  Londoner 
Konmfs  1890  hat  man  für  Streichung  dieser  Bestimmung  gesprochen; 
vergl.  Association  liUirairG  et  artiatique  IL  S^rie  nr.  15  (Bericht  von  Southon). 
—  Vergl.  auch  unten  zu  Note  103. 
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1.  Das  Unpmngsland  verlangt  nach  seiner  internen  Gesetzgebung 
einen  solchen  Vorbehalt  nnd  ebenso  das  Auffilhmngsland  —  hier  ist 
die  Notwendigkeit  eines  solchen  Vorbehalts  einleuchtend,  sie  ergiebt 
sich  schon  ans   allgemeinen  Principien    (auch   ohne   den  a.  9  Abs.  3); 

2.  das  Ursprungsland  yerlangt  nach  seiner  internen  Gesetzgebung 
einen  Vorbehalt,  das  Aufführungsland  nicht;  auch  hier  ist  schon  kraft 
a.  2  der  Konvention  ein  Vorbehalt  nötig; 

3.  das  Ursprungsland  verlangt  kraft  seiner  internen  Gesetzgebung 
keinen  Vorbehalt,  dagegen  das  Aufführungsland:  dies  ist  nun  vor* 
Dehmlich  der  Fall  des  a.  9  Abs.  3.  Nach  dem  allgemeinen  Princip 
des  a.  2  wäre  hier  ein  Vorbehalt  nicht  nötig,  da  das  Ursprungsland 
ihn  nicht  verlangt  und  daher  ohne  ihn  die  Bedingungen  des  vollen 
Schutzes  kraft  der  Gesetzgebung  des  Ursprungslandes  erfüllt  sind.  Aber 
die  Konvention  verlangt  hier  trotzdem  den  AuffÜhrungs vorbehält :  offen- 
bar, weil  in  den  Lfindem,  wo  solcher  Vorbehalt  verlangt  wird  und 
darum  allgemein  üblich  ist,  vielfach  die  Meinung  auftauchen  würde, 
dafs  die  ohne  den  Vorbehalt  erscheinenden  Musikalien  frei  aufführbar 
seien. 

4.  Wie  aber,  wenn  weder  das  Ursprungsland,  noch  das  Auf- 
führungsland  den  Vorbehalt  begehren?  wenn  z.  B.  ein  Musikwerk  in 
Frankreich  erscheint  und  in  Belgien  aufgeführt  werden  soll?  Nach 
dem  strengen  Wortlaut  der  Konvention  wäre  zwar  auch  hier  ein  Auf- 
fübrungsvorbehalt  nötig,  um  dem  Werke  aufserhalb  des  Ursprungslandes 
den  durch  die  Konvention  gewährten  Schutz  zu  geben.  Nach  dem 
ganzen  Sinne  der  Konvention  ist  aber  hier  von  einem  solchen  Vor- 
behalt abzusehen*'):  denn  wenn  der  Vorbehalt  im  Urspruugslande 
nicht  erfordert  wird,  so  hat  er  einen  Sinn  nur  für  diejenigen  Verbands- 
Iftnder,  welche  von  sich  aus  einen  solchen  Vorbehalt  begehren,  damit 
die  Sicherheit  des  Rechtsverkehres  in  Bezug  auf  die  Aufführung  musika- 
lischer Stücke  nicht  gefährdet  wird;  wenn  aber  auch  hier  ein  Vor- 
behalt nicht  nötig  ist,  so  fehlt  auch  vom  Standpunkte  der  Erfordernisse 
des  Rechtsverkehrs  dieses  Landes  jeder  Grund  fllr  eine  solche  An- 
kündigung und  Androhung;  und  daJier  mufs  in  diesem  Falle  die  Not- 
wendigkeit eines  Vorbehaltes  verneint  und  das  ausschliefsliche  Auf- 
ftlhrungsrecht  auch  ohne  denselben  als  gewahrt  erachtet  werden. 

§5. 
Principien  anderer  modemer  Litterarkonventionen, 

Die  Bemer  Konvention  hat  die  übrigen  Litterarverträge  nicht  be- 
seitigt, soweit  sie  für  die  Autoren  günstigere  Bestimmungen  haben: 
diese  müssen  daher  immer  noch  in  Betracht  kommen. 


98)  Vergl.   Droit  dmUeur  VII   p.  67.     Teilweise  unzutreffendes  bei 
Darras  p.  Sfe  f. 
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Für  uns  sind  die  Litterarvertrttge  mit  Frankreich,  Belgien  und 
Italien  aus  den  Jahren  1883,  1884  von  mafsgebender  Bedentong  ge- 
wesen; sie  sind  die  Vorgünger  der  Bemer  Konvention  nnd  enthalten 
eine  Reibe  von  Grundsätzen,  die  in  der  Bemer  Konvention  ihre  weitere 
Bestätigung  gefunden  haben. 

Allerdings  ein  wichtiger  Unterschied  besteht:  sie  haben  noch  nicht 
das  Prineip,  dafs  die  Erfüllung  der  Bestimmungen  des  Ursprungslandes 
gentigt,  um  in  dem  Vertragslande  den  Schutz  zu  erwerben;  sie  wollen 
vielmehr  zunächst  nur  die  Inhabilität  des  Ausländ ertums  abstreifen  und 
behandeln  den  Autor  des  Vertragslandes,  als  ob  er  ein  Inländer  wäre, 
erstrecken  dabei  allerdings  diese  Grundsätze*^)  auch  auf  die  bei  einem 
Verleger  des  Vertragslandes  erschienenen  Werke  solcher  Autoren, 
die  keinem  Vertragslande  angehören.  Sie  gewähren  aber  dem  Aus- 
wärtigen nur  die  Rechte,  die  er  hätte,  wenn  er  Inländer  wäre,  d.  h. 
sie  gewähren  ihm  das  inländische  Autorrecht  unter  Vorbehalt  der 
Erfüllung  der  inländischen  Bestimmungen:  es  genügt  also  nicht, 
wenn  er  die  Bedingungen  seines  Landes  erfüllt  hat  Daraus  geht 
hervor,  dafs  Musikstücke  von  Franzosen,  die  in  Deutschland  oder  in 
Frankreich  erscheinen  und  auch  Musikstücke  anderer  ausländischer 
Personen,  die  in  Frankreich  erscheinen,  in  Deutschland  einen  Auf- 
führungsschutz  nur  geniefsen,  wenn  sie  den  AußÜhrungsvorbeihalt 
haben ®^);  dagegen  sind  deutsche  Musikstücke,  auch  ohne  Vorbehalt, 
in  Frankreich  gegen  die  Au^hrung  geschützt:  denn  der  deutsche  Autor 
steht  auf  dem  Standpunkte  des  französischen,  auch  wenn  sein  Werk  in 
Deutschland  erschienen  ist.  Ein  Zweifel  bestünde  nur  nach  a.  1  Abs.  2: 
denn  hiemach  sollen  die  Autoren  des  einen  Liandes  im  anderen  keine 
länger  dauernden  Rechte  haben,  als  in  ihrem  eigenen;  aber  dies  be- 
zieht sich,  wie  bei  der  Bemer  Konvention,  nur  auf  die  Frist,  nicht  auf  den 
Umfang  der  Rechte,  und  nur  auf  die  Frage,  ob  überhaupt  ein  Recht 
besteht  (denn  wenn  im  Heimatlande  kein  Recht  besteht,  so  ist  auch 
die  Schutzfrist  ==  0),  aber  nicht  auf  den  Umfang  des  Autorschutzes. 

Da  nun  nach  der  Bemer  Konvention  ein  anderes  Prineip  gilt,  — 
das  Prineip,  wonach  die  Bedingungen  des  Heimatlandes  erfüllt  sein 
müssen,  wogegen  von  den  Bedingungen  des  Verbandslandes  abstrahiert 
wird,  —  so  ist  insofern  der  deutsch-französische  Vertrag  den  deutschen 
Autoren  günstiger,  als  die  Bemer  Konvention  und  bleibt  somit  in 
Kraft »«). 


94)  Wie  bereits  oben  (S.  348)  hervorgehoben. 

95)  Appellhof  Colmar  8./7.  1892,  Droit  tTauteur  VII  p.  63. 

96)  Eine  besonders  interessante  Frage  bot  hier  der  schweizer- franzö- 
rische  Staatsvertrag  vom  23./2.  1882,  der  am  1.  Februar  1892  anfser  Kraft 

getreten  ist;  er  bestimmte  in  a.  20,  dafs  die  französischen  Autoren  in  der 
chweiz  dasselbe  Recht  hätten,  wie  die  schweizer  Autoren  in  Frankreich; 
dafs  ihnen  also  dort  die  weitergehenden  Bestimmungen  des  französischen  Rechts 
in  der  Schweiz  zu  teil  würden,  sie  also  in  der  Schweiz  fi;ünstieer  behandelt 
würden,  als  die  Schweizer  selbst.  Diese  Bestimmung  galt  als  fortbestehend 
trotz  der  Bemer  Konvention,  denn  sie  gab  günstigere  Bestimmungen;  so 


Die  Immaterialgater  im  internationalen  Recht.  395 

In  der  dentsch- italienischen  Konvention  ist  dagegen  ein  Vorbehalt  für 
musikalische  Werke  ausdrücklich  verlangt;  er  ist  also  für  Italiener  bezüglich 
ihres  Schutzes  in  Deutschland  ebenso  nötig,  wie  für  Deutsche  bezüglich 
ihres  Schutzes  iu  Italien;  nur  hat  das  Protokoll  dieser  Konvention  die 
merkwürdige  Bestimmung,  dafs,  wenn  Musikalien  im  einen  Vertrags« 
lande  veröffentlicht  und  im  anderen  Vertragslande  nocli  nicht  öffentlich 
aufgeführt  worden  sind,  der  Auffllhrungsschutz  auch  ohne  Vorbehalt 
eintreten  soll:  also  der  Aafflihrungsschatz  deutscher,  d.  h.  in  Deutsch- 
land erschienener  Musikalien  (ob  von  einem  deutschen  oder  italienischen 
Komponisten)  (fXr  Italien  und  umgekehrt  der  AnffÜhrungsschutz  italie- 
nischer Musikalien  für  Deutschland;  so  dafs  also  hier  die  Anomalie 
eintritt,  dafs  in  Deutschland  musikalische  Noten  aus  Italien  nicht 
öffentlich  gespielt  werden  dürfen,  obgleich  solches  statthaft  wäre,  wenn 
sie  in  Deutschland  erschienen  wMren! 

Während  also  diese  Konvention  im  allgemeinen  Deutsche  und 
Italiener  auf  die  gleiche  Stufe  setzt,  indem  sie  den  Vorbehalt  für  die 
Regel  verlangt,  setzt  sie  auch  für  die  Ausnahme  die  beiderseitigen 
Autoren  gleich,  indem  sie  in  diesem  Falle  auf  den  Vorbehalt  verzichtet 
—  was  in  Deutschland  wohl  zu  beachten  ist. 

Auch  dies  ist  ein  Fall,  wo  die  Separatkonvention  günstigere  Be- 
stimmungen giebt,  als  der  generelle  Berner  Vertrag. 

Auch  bezüglich  des  Übersetzungsrechts  bieten  die  Separatverträge 
Bestimmungen,  welche  unter  Umständen  Vorteile  bieten  gegenüber  der 
Bemer  Konvention.  Es  besteht  nämlich  ein  Unterschied,  auf  den  ich 
schon  anderwärts  aufmerksam  gemacht  habe. 

Die  Bemer  Konvention  giebt  ein  Obersetzungsrecht  für  10  Jahre 
seit  dem  Erscheinen  des  Originals  (ohne  weitere  Bedingungen);  der 
deutlich- französische,  deutsch- belgische  und  italienische  Vertrag  aber  haben 
das  System:  Schutz  während  10  Jahre  von  der  rechtmäfsigen  Über- 
setzung an,  diese  mufs  aber  in  drei  Jahren  erschienen  sein. 

Die  Situation  ist  also  die:  erscheint  in  drei  Jahren  eine  recht- 
mäfsige  Übersetzung,  so  geht  der  Separatvertrag  vor  (er  ^iebt  jetzt 
einen  Schutz  bis  zu  13  Jahre);  erscheint  sie  nicht,  so  gilt  der  Schutz 
der  Bemer  Konvention*''). 


Appellgericht  Genf  U./7.  1890  (gegen  die  Entsch.  erster  Instanz  5./6.  1890), 
Droit  cTafUeur  III  p.  98,  122;  sowie  weitere  Entscheidungen,  auch  des 
Bnndesgerichts  ib.  III  p.  100,  VI  p.  28.  Gerade  diese  Bestiromong  aber  gab 
im  Verein  mit  denen  der  Bemer  Konvention  zu  Unsicherheiten.  SchwierijB^- 
keiten  und  Mifslichkeiten  Anlafs  und  war  einer  der  Hauptgründe  für  die 
Kündigung  des  Vertrags  von  selten  der  Schweiz,  verfti.  jjrott  (fnutenr  IV 
p.  14.  Der  projektierte  Staatsvertrag  von  1892  ist  bekanntlich  gescheitert; 
vergl.  auch  Droft  cFaufeur  VI  p.  41. 

97)  Veigl.  meine  Ausführungen  in  Sthönb^qs  Handb.  der  Polit.  Öko- 
nomie II  S.  olO.  Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  in  der  sonst  recht  brauch- 
baren Ausgabe  der  Gesetze  (und  Verträge)  über  das  Urheberrecht 
von  Hede /er  (die  allerdings  die  grofse  Auspibe  von  J^ytm-t'a^n  und 
Deialain  nicht  entbehrlich  macht,  aber  als  Handausgabe  ffute  Dienste 
leistet)  S.  208  der  Abs.  8  und  4  des  a.  10  des  deutsch-fnmzösiscnen  Ldtterar- 
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Ein  weiterer  Vorteil  gegenüber  der  Bemer  Konvention  ist  subjek- 
tiver Art.  Die  Bemer  Konvention  verlangt,  dafs  die  Werke  in  einem 
Verbandslande  erschienen  sein  müssen;  anch  die  Werke  eines  der 
Nationalität  eines  Verbandslandes  Angehörigen  geniefsen  den  Schatz  der 
Konvention  nicht,  wenn  sie  aufserhalb  des  Verbandes,  z.  B.  in  Amerika 
(zuerst)  erschienen  sind.  Anders  die  interne  deutsche  Gesetzgebung, 
anders  die  Specialvertrftge :  die  Werke  eines  Franzosen  sind  hiemaeh 
in  Deutschland  geschützt,  auch  wenn  sie  in  Amerika  erschienen  sein 
sollten,  denn  der  Franzose  geniefst  denselben  Schutz  in  Deutschland, 
den  der  Deutsche  geniefst,  und  der  Deutsche  geniefst  in  diesem  Falle 
den  internen  Schutz.  Als  Ursprungsland  zur  Bestimmung  des  Minimum 
der  Schutzfrist  (a.  1  des  Vertrags)  gilt  hier  natürlich  nicht  Amerika,  sondern 
Frankreich,  denn  der  Gedanke  ist:  der  Franzose  soll  in  Deutschland 
nicht  länger  geschützt  sein,  als  er  in  der  Heimat  geschützt  ist;  wobei 
eben  der  Name  Ursprungsland  dem  häufigsten  Falle  entnommen  ist, 
dafs  der  Franzose  seine  Werke  auch  in  seiner  Heimat  erscheinen  läfst 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  diese  Litterarkonventionen  aber  wegen 
der  beschränkten  Retroaktivkraft  der  Berner  Konvention.  Werke, 
die  infolge  dieser  beschränkten  Rückwirkung  schutzfrei  vt^Lren,  geniefsen 
den  durch  diese  Vertrilge  erlangten  Schutz  und  geniefsen  ihn  fort- 
während; wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dafs  diese  Specialkonventionen 
ihrerseits  eine  Rückwärtswirkung  haben,  die  allerdings  oftmals,  ins- 
besondere bezüglich  der  dramatischen  und  dramatisch  •  musikalischen 
Werke,  beschränkt  ist;  aber  auch  hier  ist  wiederum  ftlr  die  be- 
schränkte Rückwirkung  insofern  einiger  Ersatz  gegeben,  als  der  Schatz 
bestehen  soll,  wenn  er  nach  früheren  Verträgen  mit  den  einzelnen 
Staaten  bestanden  hat.  Das  ftihrt  zu  formellen  Komplikationen,  die 
aber,  indem  die  älteren  Werke  allmählich  frei  werden,  in  Bälde  ihren 
akuten  Charakter  verlieren  werden. 

Von  grofsem  Interesse  sind  für  uns  die  neuen  Litterarverträge 
nach  der  Berner  Konvention;  sie  sind  besonders  interessant 
für  die  Richtung,  welche  nunmehr  der  internationale  Rechtsschutz  seit 
der  epochemachenden  Bemer  Vereinbarung  einschlägt 

Dahin  gehört  vor  allem  der  österreichisch-italienische 
Vertrag  von  1890^®)  und  der  österreichisch-englische  Vertrag 
von  1894»»). 

Beide,  namentlich  der  letztere,  vertreten  mit  grofser  Klarheit  das 
Princip   der   Bemer  Konvention:    die   Erfüllung   der   Bedingungen  des 


Vertrags  mit  dem  Bemerken  beseitigt  sind,  dafs  sie  durch  die  Bemer  Kon- 
vention hinföUig  geworden  seien.  Über  die  Greschichte  des  a.  5  der  Bemer 
Konvention  vergl.  Orelliy  Der  internationale  Schutz  des  Urheberrechte 
S.  38  f. 

98)  Droit  dauteur  IV  p.  6. 

99)  Droit  d'anteur  VI  p.  143  und  VII  p.  138,  134.  Er  gilt  auch  für 
gewisse  englische  Kolonien,  verg].  die  englische  Verordnung  vom  2J2.  1895, 
Droit  dauteur  VIII  p.  29. 
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UnprangBlandes  ist  gentlgend,   um  in  beiden  Lttndem  den  Schatz  zn 
finden  »00). 

Beide  erstrecken  den  Schatz  in  sabjektiver  Richtang,  wie  folgt: 
während  irüher  entweder  die  Nationalität  (die  nationale  Zagehörig- 
kdt  za  einem  der  beiden  Staaten)  oder  das  Erscheinen  in  einem  der 
Staaten  entscheidend  war,  soll  hiemach  der  Schatz  eintreten: 

1.    in  diesen  beiden  Fällen, 

2-    wenn  der  Autor  anch   nor  in  einem  der  beiden  Staaten  seinen 
gewöhnlichen  Aufenthalt  hat. 

Anch  das  Übersetzungsrecht  ist  bedeutend  erweitert ;  während  der 
österreichisch-italienische  Vertrag  einßush  das  Übersetzungsrecht  als  Teil 
des  Autorrechts  bezeichnet  (a.  1),  hat  das  österreichisch  -  englische  Ab- 
kommen zunächst  einen  allgemeinen  Ausspruch  dieser  Art,  sodann 
die  beschränkende  einseitige  Bestimmung,  dafs,  wenn  von  einem  öster- 
reichischen Werke  in  10  Jahren  keine  englische  Übersetzung  erschienen 
ist,  das  Übersetzungsrecht  ins  Englische  frei  sein  soll  (a.  2). 

Beide  Bestimmungen  gehen  weit  über  das  Gebiet  der  Bemer 
Konvention  hinaus;  auch  die  letztere.  Denn  daraus  geht  hervor,  dafs, 
wenn  der  Autor  in  10  Jahren  fUr  eine  englische  Übersetzung  sorgt, 
sein  Übersetzungsrecht  jetzt  auf  solange  gewahrt  ist,  als  sein  Autor- 
recht überhaupt  reicht;  denn  nur  wenn  eine  solche  Übersetzung  in 
10  Jahren  nicht  erscheint,  soll  das  Übersetzungsrecht  erlöschen.  Das 
Übersetzungsrecht  ist  also  zwar  nur  unter  einer  Bedingung  dauernd, 
bei  Erfüllung  dieser  Bedingungen  aber  steht  es  dem  Autorrecht 
äqual  101). 

Dies  ist  das  Ziel  der  modernen  Entwickelung :  Gleichstellung  von 
In-  und  Ausländer  im  weitesten  Sinne,  Autorschutz  in  anderen  Lttndem 
ohne  Registrierung  und  andere  derartige  Formalitäten,  sofern  nur  die 
Formen  des  Ursprungslandes  gewahrt  sind ;  weitgehendes  Übersetzungs- 
recht —  alles  dieses  ist  das  Recht  der  Zukunft.  Fürwahr,  es  ist  ein 
mächtiger  Fortschritt  in  den  letzten  15  Jahren  geschehen,  und  so 
manches,  was  man  im  Jahre  1880  in  meinem  Autorrecht  extravagant 
und  undurchführbar  finden  wollte,  —  ich  erinnere  nur,  was  meine 
Ausftlhrungen  über  Adaptation  und  Übersetzung  betrifiit,  —  hat  im  ernsten 
Ringen  der  Geister  und  der  intellektuellen  Mächte  der  Nationen  bereits 
seine  Verwirklichung  gefunden;  und  was  noch  aussteht,  das  wird 
sich  in  den  nächsten  Decennien  verwirklichen.  Zeitweilige  Rückschritte, 
wie  das  österreichische  Autorgesetz,  können  hieran  wenig  ändern. 


100)  So  insbesondere  a.  5  des  Ö8terreich.-eDgU8chen  Vertrags;  für  Ungarn 
nnd  jedoch  Vorbehalte  gemacht 

101)  Ähnliches  hat  man  auf  dem  Mailänder  Kongrefs  von  1892  als 
AbändeniDg  der  Bemer  Konvention  yorgeschlagen,  dabei  auch  eine  Ver- 
ISngemng  der  Frist  von  10  auf  20  Jahre.  Ebenso  der  Kongrefs  von  Barce- 
lona 1893  und  der  Antwerpener  Kongrefs  von  1894;  vergl.  Droit  d'atUeur 
V  p.  126,  VI  p.  119,  VII  p.  125. 
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Zusatz.  Die  Pariser  Konferenz  über  die  Abftndemng  der  Bemer 
Konvention  vom  4.  Mai  1896  hat  wieder  einen  Teil  unserer  Postulate 
erfllUt,  indem  sie  das  Überoftzungsrecht  in  ähnlicher  Weise  erweiterte, 
wie  dies  im  österreichisch  -  englischen  Abkommen  der  Fall  war:  das 
Übersetzungsrecht  soll  nunmehr  solange  dauern,  als  das  Autorrecht, 
unter  der  VoraussKzung ,  dafs  in  10  Jahren  eine  autorisierte  Über- 
setzung erscheint '^^)  ->  ein  Fortschritt,  den  man  vor  15  Jahren  kaum 
für  möglich  gehalten  hättt^.  Auch  was  die  musikalischen  Werke  betrifit, 
ist  mindestens  der  Wunsch  ausgesprochen  worden,  dafs  die  einzelnen 
Staaten  Bestimmungen  treffen,  die  es  ermöglichen,  mit  mehr  oder  minder 
Beschränkung  das  Ziel  zu  erreichen,  dafs  das  ausschliefsliche  Auf- 
ftlhrungsrecht  dem  Autor  auch  ohne  Vorbehaltserklärung  gewahrt 
bleiben  solle  i<»^. 


Bemerkungen  zu  der  Frage,  ob  hinsichtlich  der  zur 
Vollstreckung  zu  bringenden  Entscheidungen  deutscher 
Gerichte  in  England  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  erscheint 

Von  Landgerichtsrat  Hax  Klela  in^Anshaeh. 

In  seinem  Urteile  vom  19.  Mai  1882  hat  das  Reichsgericht 
(Entsch.  in  Civ.S.  Bd.  7  S.  406  u.  flg.)  angenommen,  dafs  in  Eng- 
land bezüglich  der  dort  zu  vollstreckenden  Urteile  deutscher  Grerichte 
die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  dt*s  §  661  Abs.  2  Nr.  5  der  B.C.Pr.0. 
nicht  verbürgt  sei. 

Dafs  diese  Anschauung  im  Jahre  1882  eine  zutreffende  gewesen 
und  auch  heute  noch  eine  berechtigte  sei,  scheint  im  fünften  englischen 
Briefe  des  Herrn  Dr.  InhiÜsen  (Bd.  6  S.  133  u.  flg.  dieser  Zeitschr.) 
in  Zweifel  gezogen  zu  werden.  Da  nach  diesem  Schriftsteller  die  all- 
gemeine Lehre  von  der  Vollstreckuug  auswärtiger  Urteile  innerhalb 
der  letzten  14  Jahre  in  England  in  mancher  Hinsicht  eine  Änderung 
erfahren  hat,  so  erscheinen  die  Mitteilungen,  welche  derselbe  auf  Grund 
eines  von  dem  englischen  Advokaten  G.  Q-,  PhiUimore  auf  der  vor- 
jährigen internationalen  Konferenz  in  Brüssel  über  den  heutigen  Rechts- 
zustand  Englands  abgehaltenen  Vortrages  macht,  besonders  dankenswert. 
Mit  Rücksicht  hierauf  dürfte  vielleicht  eine  nähere  Prtlfung  der  Frage 


102)  Droit  cTauteur  IX  p.  78. 

103)  Droit  d'auteur  IX  p.  79. 
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sich  rechtfertigen,    ob  fllr  die  EntBcheidangen   deutscher  Gerichte  in 
England  znr  Zeit  die  Gegenseitigkeit  verbttrgt  ist 

n. 

1.  Ans  dem  Vortrage  PkiUimores  ist  za  entnehmen,  dafs  im 
neuesten  englischen  Rechte  die  Zuständigkeit  des  ausländischen 
Gerichtes,  dessen  Urteil  in  England  zum  Vollzug  gebracht  werden  soll, 
nur  in  wenigen  Fällen  mit  Erfolg  bekämpft  werden  kann.  Der  Be- 
klagte des  ausländischen  Rechtsstreites  darf,  abgesehen  von  dem  Falle, 
dafs  es  sich  um  Grundstücke  handelt,  welche  in  dem  betreffenden  aus- 
wärtigen Staate  nicht  gelegen  sind,  gegenüber  der  in  England  erhobenen 
Vollstreckungsklage  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  nicht  vorbringen, 
wenn  er  zur  Zeit  der  Klagestellung  im  auslllndischen  Staate  seinen 
Aufenthalt  hat  oder  dort  nur  thatsächlich  anwesend  ist  Trifil  keine 
dieser  Voraussetzungen  zu,  so  ist  zwar  das  englische  Gericht  berechtigt, 
die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Richters  einer  Prüfung  zu  unter- 
stellen. Dasselbe  hat  jedoch  die  Zuständigkeit  als  gegeben  zu  erachten, 
wenn  —  um  es  in  Kürze  auszudrücken  —  für  den  Beklagten  im 
ausländischen  Staate  ein  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes,  des  Aufenthalts- 
ortes, der  Vertragserftlllung  oder  des  Delikts  gegeben  ist  oder  wenn 
das  Urteil  Immobilien  betrifit,  welche  im  Machtbereiche  des  auswärtigen 
Gerichtes  gelegen  sind  oder  solche  in  dessen  Bezirke  befindliche  beweg- 
liche Gi^genstände,  welche  nach  dem  Rechte  des  ausländischen  Gerichtes 
zum  Zwecke  der  ZuständigkeitsbegrUndung  mit  Arrest  bel^  werden 
können.  Das  Gleiche  ist  auch  dann  der  Fall,  wenn  das  Urteil  auf 
ausländische  Gesellschafter  einer  im  Bezirke  des  auswärtigen  Gericlites 
bestehenden  Gesellschaft  sich  bezieht  oder  wenn  die  beklagte  Partei 
ausdrücklich  oder  durch  Einlassung  vor  dem  fremden  Gerichte,  also 
stillschweigend,  auf  die  Bemängelung  der  Unzuständigkeit  verzichtet  hat 

2.  Was  hingegen  die  sachlichen  Einreden  betrifit,  so  wurde 
der  Einwand,  dafs  die  natürliche  Gerechtigkeit  verletzt  sei, 
vom  Reichsgerichte  schon  im  Jahre  1882  als  ein  jeder  materiell- 
rechtlichen  und  überhaupt  jeder  selbständigen  Bedeutung  entbehrender 
angesehen.  Auch  PhtUiinore  hält  eine  solche  Verteidigung  angesichts 
der  bestehenden  Vermutung,  dafs  ein  ausländisches  Urteil  gerecht  sei, 
ftlr  „zu  vag,  um  oft  mit  Erfolg  geltend  gemacht  werden  zu  können". 
Er  räumt  jedoch  ein,  dafs  dieselbe  nach  einer  in  England  ergangenen 
Entscheidung  ^eigentlich  nur  mit  Bezug  auf  das  Verfahren  vor  dem 
ausländischen  Gerichte  zulässig*'  sei. 

8.  Ebenso  hat  die  reichsgerichtliche  Entscheidung  von 
1882  hinsichtlich  der  Einrede  des  Betrugs  und  Irrtums  im 
wesentlichen  dasselbe  angenommen,  was  von  Phülimore  als  dermalen 
geltendes  Recht  erklKrt  wird.  Der  letztere  erwähnt  zwar  nicht  mehr 
den  Fall  eines  dem  Gerichte  —  abgesehen  von  einem  absichtlichen 
Irrtume  desselben  —  zum  Vorwurfe  zu  machenden  Betruges.  Wohl 
aber  giebt  derselbe  zu,  es  sei  —  wie  dies  auch  das  Reichsgericht 
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anssprach  —  die  Einrede  zolüBsig,  dafs  der  Betrag  auf  Sdie  einer 
Prozerspartei  vorliege,  selbst  wenn  hierdurch  ein  Eingehen  anf  die 
Sache  selbst  erforderlich  werde.  Der  reichsgerichtlichen  An- 
nahme, dafs  man  die  Nichtanwendung  des  englischen  Rechtes  in  FftUen, 
in  denen  dasselbe  nach  Meinung  des  englischen  Richters  offenbar  zu 
Grunde  zu  legen  gewesen  wäre,  als  absichtlich  verweigert  ansehe 
und  in  diesem  Verhalten  einen  Betrug  des  ausländischen  Richters  er^ 
blicke,  tritt  FhüUmore  nicht  entgegen,  insofeme  er  den  diesbeztlg- 
lichen  Einwand  zwar  fllr  schwer  nachweisbar,  aber  nicht  f)lr  aus- 
geschlossen erachtet.  Dafs  die  Verteidigung,  das  Urteil  beruhe  auf 
einem  thatsächlichen  Irrtume  des  Richters,  in  dieser  Allgemeinheit  nicht 
mebr  zugelassen,  wohl  aber  bezüglich  des  offensichtlichen  (handgreif- 
lichen) Irrtums  auch  eine  abweichende  Ansicht  vertreten  werde,  be- 
hauptet PhiUimore  in  Übereinstimmung  mit  dem  Reichsgerichta 
Basselbe  gilt  auch  hinsichtlich  der  Würdigung  des  Vorbringens,  dafs 
der  fremde  Richter  in  der  Beurteilung  eines  ausländischen  Rechtes 
einen  rechtlichen  Irrtum  begangen  habe,  jedoch  mit  der  Einschränkang, 
dafs  PhiUimore  die  Geltendmachung  eines  Rechtsirrtums  dann  für  erlaubt 
hält,  wenn  beide  Parteien  darüber  einverstanden  sind,  da(s  das  aus- 
ländische Gericht  bei  Zugrundlage  seines  eigenen  Rechtes  sich  geirrt 
habe. 

4.  FhüUmore f  welcher,  nebenbei  bemerkt,  über  die  vom  Reichs- 
gerichte näher  erörterte  Verjährungsfrage  sich  nicht  ausspricht,  er- 
achtet das  Vorbringen,  welches  einen  bei  Anwendung  des  englischen 
Rechtes  unterlaufenen  Rechtsirrtum  des  ausländischen  Richters  zu  be- 
mängeln sucht,  für  ausgeschlossen,  wärend  die  Statthaftigkeit  eines 
solchen  vom  Reichsgerichte  als  eine  streitige  angesehen  wird. 
Eine  Verletzung  des  englischen  Rechtes  berechtigt  nach  PhiJUmore 
nur  dann  zu  einem  die  Abweisung  der  Vollstreckungsklage  herbd- 
föhrenden  Einwände,  wenn  das  ausländische  Urteil  „auf  einem  Delikte*' 
beruht,  „welches  nach  englischem  Rechte  keinen  Kiaganspruch  giebt*'. 

5.  Hinsichtlich  der  vom  Reichsgerichte  für  statthaft  er- 
kannten Einrede  eines  Verstofses  gegen  internationale 
Rechtsgrundsätze,  insbesondere  der  dem  internationalen  Rechte 
zuwider  unterlassenen  Anwendung  des  englischen  Rechts  ist  wohl 
PMlXimore  gleicher  Meinung,  wenn  derselbe  S.  136  erklärt:  „Nicht 
klagbar  ist  in  England  ein  Urteil,  welchem  ein  positives  ausLändischea 
Recht  in  Verletzung  einer  allgemein  adoptierten  Regel  zu  Grunde 
gelegt  ist** 

III. 

1.  Nach  dem  in  Ziff.  II  Angeführten  wird  die  Zuständigkeit  des 
ausländischen  Gerichtes  in  England  jedenfalls  nicht  in  weitergehendem 
Mafse  geprüft,  als  dies  nach  §  661  Abs.  2  Nr.  3  CPr.O.  in  Deutsch- 
land der  Fall  ist.  Es  ist  daher  zutreffend,  wenn  das  Reichsgericht 
in  seinen  Entsch.  Bd.  7  S.  406  flg.,  insbes.  S.  414  bemerkt,  die  zu- 
lässige  Einrede,  dafs  das  fremde  Gericht  nicht  kompetent  gewesen  sei. 
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werde  in  ihrer  Tragweite  tlber  die  Erfordemiflse  des  §  661  Abs.  2 
Nr.  3  im  allgeineinen  nicht  hinausgehen.  Allerdings  fkhrt  das  Reichs- 
gericht sodann  fort:  „Allein  es  ist  hierbei  hervorzuheben  und 
gerade  für  die  Zustftndigkeitsfrage  des  vorliegenden  Falles  von  Be- 
dentang,  dafs  in  der  englischen  Praxis  noch  Meinungsverschiedenheiten 
darüber  bestehen,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  das  ursprüng- 
lich unzuständige  fremde  Gericht  durch  freiwillige  Unterwerfung 
des  Beklagten  zuständig  wird." 

Diesem  Umstände  dürfte  indes  die  vom  Reichsgerichte  demselben 
beigelegte  Wichtigkeit  nicht  zukommen.  Der  erwähnte  Gerichtshof 
sagt  an  einer  anderen  Stelle  des  in  Rede  stehenden  Urteiles  (S.  413 
unten  u.  414)  mit  Recht,  dafs  der  Fall  einer  vollständigen  Uberein- 
Btimmung  der  Gesetze  verschiedener  Staaten  sich  nicht  in  Rechnung 
ziehen  lasse  und  dafs  man  deshalb  bei  Vergleichung  der  in-  und  aus- 
ländischen Gesetzesbestimmungen  weniger  auf  die  theoretische  Kon- 
struktion, als  auf  den  praktischen  Inhalt  sehen  müsse.  Nicht  dadurch 
wird  die  Annahme  der  Gegenseitigkeit  ausgeschlossen,  dafs  in  einem 
anderen  Lande  die  Voraussetzungen  eines  Gerichtsstands  in  einer  von 
unseren  gesetzlichen  Bestimmungen  abweichenden  Weise  geregelt  sind. 
Wohl  aber  ist  dies  dann  der  Fall,  wenn,  wie  Wach  in  seinem  Handb. 
des  deatschen  C.P^. Rechts  8.  236  richtig  bemerkt,  der  fremde  Staat 
„iigend  welchen  Urteilen  des  Inlands  um  deswillen  die  Anerkennung 
versagt,  weil  sie  auf  einem  bestimmten  Kompetenzgrunde  beruhen,  den 
an  und  für  sich  das  Aasland  als  Gerichtsstand  anerkennt,  wenn  also 
z.  B.  das  Ausland  den  nach  seinem  Rechte  geltenden  Gerichtsstand 
des  Vertrags  oder  der  Erbschaft  oder  der  unerlaubten  Handlung  für 
die  in  Deutschland  geführten  Prozesse  nicht  gelten  lassen  will.^ 

luBofeme  nun  das  Reichsgericht  am  Schlüsse  seines  hier  in 
Frage  stehenden  Urteiles  noch  ausführt,  dafs  der  in  England  bestehende 
Rechtszostand  in  Bezug  auf  die  Urteile  deutscher  Gerichte  eine  Ver- 
bürgung der  Gegenseitigkeit  auch  um  deswillen  nicht  enthalte,  weil 
ginsbesondere  die  Zuständigkeit  eines  deutschen  Gerichtes,  welches 
unter  gleichen  Umständen  wie  im  vorliegenden  Falle  das  englische 
Gericht  erkannt  hat,  nicht  als  in  England  zweifellos  unanfechtbar  an- 
gesehen werden  kann,"  wird  man  daher  jenem  Gerichtshofe  nicht 
beipflichten  können. 

2.  Andera  verhält  es  sich  mit  jenem  Urteile  in  den  übrigen 
Punkten. 

Die  von  PhiUifnore  gleichwie  vom  Reichsgerichte  für  zulässig 
angenommene  Einrede,  dafs  ein  Ventofs  gegen  internationale  Rechts- 
grundsätze vorliege,  der  als  statthaft  anzusehende  Einwand,  dafs  das 
Urteil  auf  eine  betrügerische  Handlungsweise  des  Klage»  zurückzu- 
führen sei,  sowie  das  nach  Phülimore^  wenn  auch  schwer  nachweis- 
bare, jedoch  nicht  ausgeschlossene  Vorbringen  des  Beklagten,  dafs  auf 
Seite  des  ausländischen  Gerichtes  ein  sog.  absichtlicher  Irrtum  in  that- 
Bftchlicher  oder  rechtlicher  Beziehung  obwalte,  endlich  die  nach  PhiUi' 
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more  bei  Elmigiuig  der  Partien  erlaubte  Geltendniachaiig  emes  riebler- 
liehea  Bechtsirrtimui  lassen  sich  mit  dem  Standpunkte  der  deatschen 
Civilproaefsordnung  durchaus  nicht  in  Einklang  setaen.  Ebenso  TerfalÜt 
es  sich  mit  der  nach  dem  Reichsgerichte,  sowie  nach  PMXUmare 
hinsichtlich  ihrer  Zulüssigkeit  allerdings  streitigen  Bezugnahme  auf  einen 
offensichtlichen  (handgreiflichen)  Irrtum. 

In  allen  diesen  I^len  kommt  nach  der  in  England  vertretenen 
Auflassung  dem  über  jene  Einreden  urteilenden  englischen  Richter  das 
Recht  zu,  die  G^etsmäfsigkeit  des  vom  ausländischen  Gerichte  erkssenen 
Urteiles  in  sachlicher  Einsicht  zu  untersuchen.  Ein  solches PrüfbngB- 
recht  ist  dem  deutschen  Richter  durch  §  661  Abs.  2  Nr.  2  CPr.O. 
nur  in  einem  sehr  beschränkten  Mafse  zugestanden  worden.  Dafs  bei 
einer  so  gro(sen  Verschiedenheit  der  dem  englischen  Richter  einers^ts 
und  dem  deutschen  andererseits  durch  ihre  Rechte  in  sachlicher  (sei  es 
that^khlicher ,  sei  es  rechtlicher)  Beziehung  eingeräumten  PiQfui^ 
befognisse  ftr  die  Urteile  deutscher  Gerichte  die  Gegenseitigkeit  in 
England  nicht  als  verbürgt  erscheint,  ist  in  dem  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  6  8.  97  u.  ff.  enthaltenen  Auftatze,  auf  welchen  zur 
Vermeidung  von  Wiederholungen  hiermit  Bezug  genommen  wird,  ins- 
besondere aufS.  100 — 107  u.  118 — 120  näher  dargelegt  worden.  Fttr 
die  Frage  der  Gegenseitigkeit  ist  es  nicht  entscheidend,  ob  in  England 
die  Urteile  deutscher  Gerichte  überhaupt  Vollstreckung  finden^).  Es 
kommt  vielmehr  darauf  an,  dafs  die  Zulässigkeit  der  Vollstreckung 
nicht  von  wesentlich  anderen  Voraussetzungen  abhänge,  ak  §  661 
Abs.  2  CPr.O.  in  negativer  Fassung  aufstellt,  und  dafs  vorbehalüi^ 
der  in  diesem  Abs.  2  erwähnten  und  anderer  wesentlich  gleichartiger  Fälle 
keine  Prüfung  der  Gesetzroäfsigkeit  in  Bezug  auf  Entscheidungen  deut- 
scher Gerichte  gestattet  sei  (Bd.  6  S.  114 — 120  dieser  Zeitschr.). 

Wenn  der  am  Schlüsse  des  vorer?rähnten  Ansatzes  (S.  132)  ent- 
haltene Abänderungsvorschlag  bezüglich  des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  die 
Billigung  des  Gesetzgebers  fände,  so  konnte  für  die  Länder  des  ei^- 
lischen  Rechtes  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt  erachtet  werden.  la- 
solange  aber  die  erwähnte  Gesetzesstelle  ihre  bisherige  Fassung  bei- 
behält, ist  auch  bei  dem  durch  Fhüümore  geschilderten  Zustande  des 
neuesten  englischen  Rechtes  keine  andere  als  die  im  reichs- 
gerichtlichen Urteile  vom  19.  Mai  1882  ausgesprochene 
rechtliche  Auffassung  möglich.  — 


1)  Eiine  Vollziehung  deutscher  Urteile  ist  ungeachtet  der  reichseericht- 
lichen  EntschddoDg  von  1882  in  England  heute  noch  möglich,  weil  dort  die 
Verbfimmg  der  (^genseitigkeit  keine  Voraussetzung  für  die  VoUstreekimg 
ausläacuscher  Entscheidungen  bildet 
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Vallstreckung  der  Civilurteile  deutscher  Gerichte 

in  Serbien. 

In  m«ner  Abhandlung 

über  das  Erfordernis  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  bei  Voll- 
streckung auslftndischer  Urteile  in  Deutschland  (diese  Zeit- 
schrift Bd.  6  S.  97  u.  flg.) 

ist  unter  anderem  ausgeführt  (S.  105  u.  129),  dals  in  Serbien 

a.  die  von  ausländischen  Gerichten  erUsseoen  Urteile  nur  im  Falle 
eines  diesbezüglichen  Staatsvertrages  zur  Vollstreckung  gelangen 
können  und 

b.  in  Ermangelung  eines  solchen  Vertrages  für  die  Urteile  deut- 
scher Gerichte  die  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2 
Nr.  5  C.Pr.O.  zur  Zeit  nicht  verbürgt  erscheine. 

Diese  Ansicht  ist  in  ihrem  zweiten  Teile  (zu  b)  nicht  auft«cht 
zu  erhalten  und  zwar  im  Hinblick  auf  den  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Serbien  abgeschlossenen  Handels-  und  Zollver- 
trag vom  21./9.  August  1892  (R.G.B1.  1893  S.  269),  dessen  Art  II 
Abs.  3  in  folgender  Weise  lautet: 

„So  weit  die  beiderseitigen  Angehörigen  w^en  Verfolgung 
oder  Verteidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen  sich  an  die  Be- 
börden  und  Gerichte  des  Landes  zu  wenden  haben,  sollen  sie 
gleichfalls  alle  Rechte  und  Befreiungen  der  Inländer  und  der 
Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation  geniefsen.^ 

Nach  dieser  Bestimmung  kommen  nunmehr  den  Deutschen  bei  gericht- 
licher Verfolgung  ihrer  Rechte  und  Interessen  in  Serbien  diejenigen 
Rechte  zu,  welche  den  Angehörigen  der  meistbegünstigten  Nation,  d.  i., 
wie  bei  Leske  und  Löwenfdd  ^Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehr*'  Bd.  1  S.  838  u.  Bd.  2  S.  222  bemerkt  wird,  österreich- 
Ungarn  zustehen. 

Art.  IX  des  zwischen  diesem  Reiche  und  Serbien  zu  Stande 
gekommenen  Rechtshülfevertrags  vom  6.  Mai/ 24.  April  1881 
schreibt  nun  nachstehendes   vor  {Leske  und  Löwenfeld  Bd.  1  S.  441) : 

„Die  Zwangsvollstreckong  auf  Grund  eines  gerichtlichen 
Erkenntnisses  findet  nur  statt:  1.  Wenn  die  Zustellung  im 
Erkenntnisverfahren  an  den  Beklagten,  gegen  welchen  das  zu 
vollstreckende  Erkenntnis  gefüllt  wurde,  ordnungsmäfsig  erfolgt 
und  demselben  nicht  entzogen  war,  im  Erkenntnisverfahren 
seine  Rechte  zu  wahren.  Die  Zustellung  ist  nur  dann  als 
ordnungsmttibig  anzusehen,  wenn  die  den  Prozefs  einleitende 
gerichtliche  Verfügung  dem  Beklagten  in  dem  Gebiete,  wo  das 
EiTkenntnis  geflillt  wurde,  persönlich  oder  in  dem  Gebiete  des 
anderen  vertragenden  Teiles  durch  die  darum  angesuchte  zu- 
stllndige  Behörde  zugestellt  worden  ist.     2.    Wenn  die  Zustttn- 
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digkeit  des  Gerichtes,  welches  das  Erkenntnis  gefüllt  hat,  nach 
den  fUr  das  ersachte  Gericht  geltenden  Vorschriften  begründet 
ist  8.  Wenn  das  £rkenntnisgericht  dem  Erkenntnisse  die  Be- 
stätigung beigeftlgt  hat,  dafs  dasselbe  in  Rechtskraft  erwachsen  ist" 

Angesichts  der  in  Bd.  6  dieser  Zeitschr.  S.  97  flg.,  insbes. 
S.  114  flg.  enthaltenen  Darlegung,  kann  es  demgem&fs,  wie  unter 
ausdrücklicher  Berichtigung  des  bezüglich  Serbiens  auf  S.  105 
u.  129  daselbst  Gesagten  hervorgehoben  wird,  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dafs  in  Serbien  für  die  dort  zur  Vollstreckung  zu  bringenden 
Civilurteile  deutscher  Gerichte  die  Gegenseitigkeit  im  Sinne 
des  §  661  Abs.  2  Nr.  5  C.Pr.O.  verbürgt  erscheint  — 

Klein. 


Unser  englischer  Brief  (VI). 

Von   Dr.   C.  BL  P.  Inktllsen  in  London. 

Im  Oktober  1895  wurde  auf  S.  383  dieser  Zeitschrift  einer  Ent- 
scheidung in  Sachen  Orainger  and  Son  v.  Gaugh  gedacht,  welche  sich 
mit  der  Ansetzung  auswärtiger  Firmen  zur  Einkommensteuer  in  Eng* 
land  beschäftigte.  Das  Oberhaus  hat  nunmehr  —  am  1.  Mai  —  die 
Entscheidung  des  Court  of  AppeaA  aufgehoben  und  erkannt,  dafs 
Boederer  nicht  im  Sinne  des  Verzeichnisses  D  der  Income  Tax  Ad 
1853  ein  Geschäft  im  Vereinigten  Königreich  betreibt  und  mithin  nicht 
auf  Grund  des  §  41  der  Income  T(mx  Act  1842  im  Namen  seines 
Handelsvertreters  zur  Einkommensteuer  angesetzt  werden  kann.  (Über 
die  englische  Einkommensteuer  im  allgemeinen  vergl.  Schang,  Finans- 
archiv,  Mai  1896,  S.  253  flP.)-  — 

Der  Auslieferungs&U  „Dr.  OomeliiM  Herz^  (cf.  diese  Zeitschrift, 
Mai  1896,  S.  139),  welcher  nach  einer  Mitteilung  des  Regierungs- 
vertreters  im  Unterhause  der  englischen  Regierung  M.  20  620  an  Kosten 
verursacht  hat,  ist  durch  Abweisung  des  Auslieferungsantrages  erledigt 
worden.  Dr.  Herz  wurde  im  Januar  1893  in  Boumemouth  verhaftet. 
Die  französische  Regierung  beschuldigte  ihn  damals  der  Beteiligung  an 
dem  sog.  Panamaschwindel  und  femer  der  Erpressung,  welche  gegen- 
über dem  verstorbenen  Baron  Bemadk  begangen  sein  sollte.  Da  bis 
zur  Eactradition  Act  1895  die  Auslieferungsverhandlung  nicht  in  Bonr- 
nemouth  abgehalten  werden  konnte,  die  Überftlhrung  des  Auslieferungs- 
gefangenen  nach  London  ausgeschlossen  war,  und  in  London  noch 
heute  nicht  in  Abwesenheit  des  Auslieferungsgefangenen  ver&hren  wer- 
den darf,  ruhte  das  Verfahren  bis  zum  Inkrafttreten  der  Exiraä^üon 
Act  1895.     Die  französische  Regierung  zog  schliefslich  die  Beschuldigung 
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der  Teilnahme  am  sog.  Panamaschwindel  zurttck  und  hielt  nur  noch 
die  Anklage  w^en  Erpressang  aofirecht,  obschon  dieses  Delikt  verjährt 
war  und  erst  nach  dem  Tode  des  Baron  R^inach  zur  Last  gelegt 
worde.  Im  Anschlafs  an  diesen  Fall  ^Herz^  hat  man  in  England 
neuerdings  den  Vorschlag  gemacht,  falls  der  Aoslieferongsgefangene 
konsentiert,  eine  Verhandlang  in  London  in  seiner  Abwesenheit  zu 
gestatten.  Man  ftlgt  hinzn,  dafs  in  fitllen  k  la  Dr.  Herg  die  Möglich- 
keit gegeben  sein  müsse,  das  Ver&hren  aufzuheben.  Der  im  Mai  1896 
S.  189  erwähnte  Fall  ^Arton^  hat  endlich  zur  Erwägung  Veranlassung 
gegeben,  ob  nicht  die  Fassung  der  gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich 
politischer  Delikte  abänderungsbedürftig  ist.  — 

Aus  dem  §  568  der  deutschen  RCPr.O.  ergiebt  sich,  dafs  eine 
nach  der  deutschen  Heimat  zurückgekehrte  Ehefrau,  welche  von  ihrem 
in  England  domizilierten  Ehemanne  verlassen  wurde,  in  Deutschland 
nicht  auf  Scheidung  klagen  kann,  falls  der  Ehemann  ein  britischer 
Staatsangehöriger  war.  In  England  selbst  ist  in  einem  derartigen  Falle 
eine  Scheidung  nur  dann  zu  erlangen,  wenn  die  Ehefrau  aufser  Deser- 
tion auch  Ehebruch  nachzuweisen  vermag.  Angenommen,  dieser  Nach- 
weis ist  nicht  zu  erbringen,  der  Ehemann  verliefs  England,  d.  h.  das 
eheliche  Domizil,  und  hat  Jahre  lang  nichts  von  sich  hören  lassen.  Um 
der  verlassenen  Ehefrau  eine  neue  Eheschliefsnng  zu  ermöglichen, 
würde  in  England  eine  gerichtliche  Todeserklärung  nicht  herbeigeftlhrt 
werden  können.  Sollte  die  Ehefrau  eine  neue  Ehe  schliefsen,  so  ist 
dieselbe  nach  englischem  Recht  ungültig,  falls  der  Verschollene  zur 
Zeit  dieser  neuen  Eheschliefsung  am  Leben  war.  Was  sodann  die 
strafrechtlichen  Folgen  der  neuen  Eheschliefsung  anlangt,  so  wird  eine 
nach  der  deutschen  Heimat  zurückgekehrte  Eheft*au  mit  dem  §  171 
des  deutschen  RStr.O.B.s  zu  rechnen  haben.  Das  englische  Strafrecht 
würde  wohl  nur  dann  relevant  werden,  falls  sich  die  Ehefrau  wieder 
in  das  Geltungsgebiet  desselben  begiebt  Zufolge  der  24  u.  25  Vid. 
c.  100  s.  57  ist  unter  ^higamy^  eine  neue  Eheschliefsung  während 
Lebzeiten  des  früheren  Ehegatten  zu  verstehen,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  neue  Ehe  im  Vereinigten  Königreich  oder  sonstwo  geschlossen 
wird.  Die  Strafe  (Zuchthaus  bis  zu  7  Jahren)  fällt  jedoch  in  folgenden 
Fällen  fort: 

1.  falls  nicht  -  britische  Staatsangehörige  die  neue  Ehe  weder  in 
England,  noch  in  Irland  eingingen; 

2.  falls  der  frühere  Ehegatte  während  der  letzten  7  Jahre  be- 
ständig abwesend  war  und  der  Angeklagte  nicht  wufste,  dafs  der 
frühere  Eh^;atte  innerhalb  dieser  siebenjährigen  Frist  am  Leben  war; 

8.    fiills  die  frühere  Ehe  geschieden  war; 

4.  falls  dieselbe  von  dem  zuständigen  Gericht  für  ungültig  erklärt 
wurde. 

In  Verbindung  mit  diesen  gesetzlichen  Vorschriften  ist  die  wichtige 
Entscheidung  in  Sachen  JRegina  v.  Tolson  anzuführen,  wonach  trotz 
Nichtabiauf  der  siebenjährigen  Frist  der  Angeklagte  frei  zu  sprechen  ist, 
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« 

fbU»  er  sich  im  guten  Glauben  befand  und  triftige  Orttnde  zu  der  An- 
nahme hatte,  dafs  der  irttbere  Ehegatte  nicht  mehr  am  Leben  war. 

Es  bedarf  kaum  der  HinzufÜgnng,  dafs  die  Freisprechung  im  Falle  2 
die  neue  Ehe  nicht  gültig  macht.  — 

Dem  dritten  Kongrefs  der  Handebkammem  des  brttischen  BaicheB 
ist  eine  Abhandlung  vorgelegt  worden,  welche  eine  Kodifizierung  des 
Handelsrechts  empfiehlt  Der  Verfasser  —  einer  der  früheren  Beamten 
des  Supreme  Court  of  JwUcature  in  England  —  behauptet,  dafs,  wenn 
man  Indien,  die  britischen  Kolonien  und  die  Vereinigten  Staaten  ein- 
rechnet, die  Handelsbeziehungen  von  etwa  800  Millionen  Menschen  sich 
nach  englischem  Recht  oder  doch  nach  englisch  -  rechtlichen  Principien 
bestimmen.  Die  Kodifizierung  des  bürgerlichen  Rechts  im  Deutschen 
Reiche  nehme  allerdings  sehr  viel  Zeit  in  Anspruch;  indessen  dürfe 
nicht  übersehen  werden,  dafs  das  Handekrecht  sich  weit  leichter  kodi- 
fizieren lasse,  als  das  bürgerliche  Recht.  In  dem  Judicial  Cammütee 
of  ihe  Privy  Council  in  London  besitze  man  bereits  heute  ein  Beruflings- 
gericht für  das  gesamte  britische  Reich,  so  dafs  man  darauf  rechnen 
könne,  dafs  das  einmal  kodifizierte  Handelsrecht  einheitlich  verbleiben 
würde.  Der  Verfasser  der  gedachten  Abhandlung  geht  sodann  zu  den 
Schwierigkeiten  über,  welche  der  Kodifizierung  des  Handelsrechts  heute 
entgegenstehen.  Das  Handelsrecht  in  seiner  heutigen  Gestaltung  habe 
eine  Reihe  von  Fragen  ungelöst  gelassen,  welche  für  die  Geschäftswelt 
von  der  allergröfsten  Wichtigkeit  seien  und  deren  Lösung  bei  der 
Kodifizierung  werde  erfolgen  müssen.  Beispielsweise  wird  an  die  Frage 
erinnert,  ob  es  auTser  Tratten  und  eigenen  Wechseln  noch  weitere 
negotiable  Papiere  giebt  und  worin  dieselben  bestehen.  In  Rechts- 
gebieten mit  römisch  -  rechtlicher  Grundlage  habe  man  im  W^e  der 
Gesetzgebung  die  Handelsgebräuche  mit  den  Rechtsdoktrinen  in  Elin- 
klang  bringen  müssen.  Sodann  beantworte  das  heutige  Handelsrecht 
manche  Fragen  in  einer  Weise,  welche  voraussichtlich  nicht  tiberall 
genehm  sein  dürfte.  Die  Abhandlung  erinnert  hier  an  die  fehlenden 
Handelsregister,  sowie  an  den  Mangel  von  Vorschriften  über  die  kauf- 
männische Buchführung.  In  letzterer  Beziehung  sei  allerdings  mit  der 
Bankruptcy  Act  1890  insofern  eine  Änderung  eingetreten,  als  in  FttUen, 
in  welchen  der  Konkursschaldner  nicht  gehörig  Buch  geführt  habe, 
das  Gericht  ihn,  wenn  überhaupt,  nur  unter  Bedingungen  von  seinen 
Verbindlichkeiten  liberiren  dürfe  (§  8  Zifi.  3  a).  Es  wird  weiter  daran 
erinnert,  dafs  das  englische  Recht  gehörig  geführten  Büchern  keine 
besonders  weitreichende  Beweiskraft  zuspricht  England  besitze  femer 
keine  besonderen  Handelsgerichte  und  kein  besonderes  Ver&hren  ftir 
Handelssachen,  insbesondere  sei  kein  specielles  Wechselverfiihren  ge- 
geben. Man  könne  allerdings  aus  einem  Wechsel  summarisch  klagen; 
es  bedürfe  indessen  erfahrungsmäfsig  nur  einer  in  schriftlicher,  eidlicher 
Erklärung  vorgebrachten  Einrede  irgend  welcher  Art,  um  eine  Ver- 
weisung der  Sache  zum  ordentlichen  Verfahren  durchzusetzen.  Weitere 
Eigentümlichkeiten  des  englischen  Rechts  ftlnden  sich  auf  seerechtlichem 
Gebiete,    insbesondere  bezüglich  der  Beordnung  des  Seefrachtvertrages, 
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wihrend  Aiidere»eit8  die  Vonchrifteii  über  grofse  Havarei  und  Seever« 
aicbemog  nur  in  nntergeoidneten  Punkien  yariierten.  Abweichmigeii 
besttnden  beittglich  der  rechtlichen  Behandlung  der  Sehätzangspolizen, 
welche  man  in  England  in  Ermangelang  von  Betrug  aufrecht  erhalte^ 
wie  sehr  auch  Überschätzt  sein  mdge.  Den  Inhalt  der  Konnossemente 
überlasse  man  in  England  der  Parteivereinbarung;  man  sei  noch  heute 
der  Ansicht,  dafs  der  Befrachter  seinen  Verfraciiter  frei  wählen  und, 
soweit  letzterer  Risiko  ablehne,  sich  durch  Versicherung  decken  könne. 
Der  Einwand,  da(s  die  Reedereigesellsehaften  praktisch  den  Seetransport, 
wie  die  Eisenbahnen  den  Landtransport,  monopolisiert  hätten,  und  dafs 
daher  die  Gksetzgebung  dem  Befrachter  zur  HlÜfe  konraien  mtlsse,  habe 
bis  jetzt  in  England  keinen  Beifall  gefunden.  Wie  verschieden  das 
Konkursreeht  beordnet  sei,  habe  man  zur  Zeit  der  australischen  Finanz- 
krisis  gefdhlt  Dies  sei  bereits  im  Hinblick  aut  die  britischen  Kolonien 
zu  sagen ,  und  gelte  in  noch  viel  höherem  Grade  mit  Bezug  auf  aus- 
ländische Staaten.  Die  Vorschriften  über  die  Voraussetzungen  der 
Konkurseröfinung,  über  die  Wirkung  derselben,  über  die  Behandlung 
der  Konkursmasse,  über  Vorzugsrechte,  Zwangsvergleiche  und  Libe- 
rierung  des  Konkursschuldners  von  seinen  Verbindlichkeiten  seien 
äuiserst  verschieden.  Fraglich  sei  femer,  ob  die  heutigen  englischen 
Vorschriften  über  Zeitgeschäfte  in  anderen  Gebieten  auf  Adoptierung 
rechnen  könnten.  In  Anbetracht  dessen,  dafs  ein  grofser  Teil  des 
Handekverkehrs  international  sei,  müsse  man  bei  der  Kodifizierung  des 
Handelsrechts  die  internationalen  Rechtsgrundsätze  in  Rücksicht  ziehen, 
d.  h.  England  werde  mehrere  Ideen  aufzugeben  haben,  welche  tief 
Wurzel  gelafst  hätten.  Die  Abhandlung  erinnert  sodann  daran,  dafs 
ein  kodifiziertes  Recht  weit  gröfseren  Einflufs  ausübt,  als  ein  zum  Teil 
ungeschriebenes  Recht,  wie  das  heutige  englische  Handelsrecht  Beweis 
hierftlr  sei,  dafs  man  in  den  modernen  Handelsgesetzbüchern  deutsche 
oder  französische  Sätze  und  keine  englischen  Principien  finde.  Eb  wird 
femer  auf  den  Einflufs  des  römischen  und  des  kanonischen  Rechts  hin- 
gewiesen, sowie  auf  den  Einflufs,  welchen  die  anglo -  indischen  Kodi- 
fikationen zur  Zeit  in  Indien  ausüben.  Möge  das  englische  Handels- 
recht auch  inhaltlich  den  Vorzug  verdienen,  es  vermöge  nicht  mit  dem 
kodifizierten,  französischen  Handelsrecht  zu  konkurrieren.  Zwecks  Vor- 
bereitong  der  Kodifiziemng  in  England  empfiehlt  der  Verfasser  der 
gedachten  Abhandlimg  ein  weitgehendes  Adoptieren  derjenigen  gesetz- 
lichen Vorschriften,  welche  sich  im  Mutterlande  oder  in  den  Kolonien 
bewährt  haben;  eine  Kenntnisnahme  von  den  wichtigeren  Ereignissen 
im  britischen  Reiche  auf  handelsrechtlichen  Gebieten  und  ein  beständiges 
Streben  nach  Einheitlichkeit.  Es  bedürfe  der  Mitarbeit  hervorragender 
Juristen  im  Mutterlande  und  in  den  Kolonien,  und  insbesondere  sei 
auch  die  Mitwirkung  des  Kolonialamts  wesentlich.  So  wichtig  aber 
auch  eine  derartige  Unterstützung  sei,  als  eigentliche,  treibende  Kraft 
mOfsten  die  britischen  Handelskammern  selbst  funktionieren.  Heutigen 
Tages  spreche  man  oft  von  Kodifikationen  als  geringwertigen  Erzeug- 
nissen; man  bestreite  ihre  praktische  Bedeutung  und  betone,  dafs  der 
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Geschllftsmann  seinen  Anwalt  nicht  minder  nOtig  habe,  wie  Tor  der 
Kodifiziemng.  Man  behaupte  femer,  eine  Kodifikation  nehme  dem 
Becbt  seine  Elastizitftt,  so  dafs  sich  dasselbe  neuen  VerhXltnissen  nicht 
mehr  anpassen  lasse;  in  iiüheren  Zeiten  sei  das  Bedürfnis  nach  Kodi- 
fikationen gröfser  gewesen.  Die  Abhandlung  giebt  zu,  dals  der  Wert 
der  Kodifikationen  frflher  etwas  ttberschutst  worden  ist.  Andererseits 
sei  nicht  zu  yerkennen,  dafs  man  in  modemer  Zeit  den  Wert  manch- 
mal unterschätze.  Die  Frage  könne  als  endgtlltig  beordnet  angesehen 
werden.  Denn  in  allen  Staaten  sei  die  Gesetzgebung  thtttig  und 
schränke  das  richterliche  Ermessen  mehr  und  mehr  ein;  man  frage 
nicht  mehr,  ob  man  kodifizieren  solle  oder  nicht,  sondern  diskutiere 
allein  noch  die  Frage,  wie  eine  Kodifikation  am  besten  zu  ^Bissen  sei. 
In  einer  Kodifikation,  wie  auf  einer  Landkarte,  finde  man  allerdings 
nicht  alles;  man  bedürfe  noch  der  Specialschriften  bezw.  der  Special- 
karten; indessen  Kodifikationen,  wie  Landkarten,  ermöglichten  eine 
allgemeine  Orientierung,  welche  von  der  allergröfsten  Wichtigkeit  sei. 
Hinzutrete,  dafs  die  Kodifikation  das  Recht  dem  Volke  näher  bringe. 
Die  Behauptung,  dafs  mit  der  Kodifikation  das  Prozessieren  nicht  ab- 
nehme, sei  höchst  firaglich;  jedenfalls  habe  man  seit  Inkrafttreten  der 
Wechselordnung  eine  Abnahme  der  Prozesse  konstatiert,  welche  wechsel- 
rechtliche Fragen  zum  Gegenstand  hätten.  Kodifizieren  sei  zudem  ein 
Reinigungsprozefs ,  welcher  verwerfliche  Rechfssätze  ans  Tageslicht 
bringe  und  ausstofse.  Beispielsweise  verweist  die  Abhandlung  auf  den 
in  der  Jauuamummer  S.  567  näher  besprochenen  Satz,  wonach  eine 
dem  Hauptschuldner  erteilte  Stundung  den  nicht-konsentierenden  Bürgen 
liberiert,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  letzterer  Schaden  erlitt  und  wie 
hoch  sich  sein  Schaden  belief.  Dieser  Satz,  meint  die  Abhandlung, 
werde  schwerlich  in  eine  Kodifikation  aufgenommen  werden.  Die  Ab- 
handlung citiert  sodann  aus  einem  Aufsatze  eines  bekannten,  amerika- 
nischen Juristen,  welcher  im  Jahre  1893  gegen  den  Versuch  protestierte, 
,die  lex  non  scripta  in  einen  Kerker  von  Schriftzeichen  einzusperren, 
und  an  Stelle  der  lebendigen  Prlncipien  trügerische,  unzureichende 
Worte  zu  substituieren".  Der  Amerikaner  erinnert  an  einen  vor 
mehreren  Jahrhunderten  lebenden  Richter,  welcher  erkürte,  ihm  sdea 
auf  dem  Gebiete  der  lex  non  scripta  nur  eine  oder  zwei  Fragen  vor- 
gekommen, welche  den  Richtern  Schwierigkeiten  bereitet  hätten;  er 
würde  sich  schämen,  wenn  er  eine  Frage  aus  der  lex  non  scripta  nicht 
sofort  beantworten  könne ;  andererseits  würde  er  sich  Vorwürfe  machen, 
falls  er  eine  die  lex  scripta  berührende  Frage  ohne  erneute  Einsicht- 
nahme des  betreffenden  Gesetzes  beantworten  würde.  Der  Amerikaner 
verweist  femer  auf  das  Statute  of  Frauds^  welches  bekanntlich  Ver- 
anlassung zu  einer  Unzahl  von  Kontroversen  gegeben  hat  Schliefs- 
lich  bemerkt  der  Amerikaner  noch,  dafs  eine  Kodifikation  in  recht 
kurzer  Zeit  zu  einer  Unmasse  von  gerichtlichen  Entscheidungen  fllhrt, 
welche  den  Wert  der  Kodifikation  illusorisch  machen.  Die  dem 
Kongresse  der  Handelskammern  vorgelegte  Abhandlung  betont  schliefs- 
lich,  unter  besonderer  Hinweisung  auf  Deutschland,    dafs  überall,  wo 
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in  moderoer  Zeit  eine  engere  Verbindung  Ton  Territorien  stattgefunden 
hat,  der  Wonach  nach  Kodifiziemng  des  Rechtes  hervorgetreten  ist; 
man  habe  in  der  Kodifikation  das  Siegel  und  Symbol  der  Einheit  er- 
blickt Ein  Handelsgesetsbach  mit  gemeinsamer  Verbindlichkeit  wtlrde 
im  britischen  Reiche  das  Einheitsbewnfstsein  neu  kräftigen  und  stiirken. 
Der  Kolonialminister,  welcher  dem  britischen  Reiche  ein  allgemeines 
Handelsgesetzbach  gebe,  werde  seinen  Namen  anf  lange  Zeit  hinaus 
der  Nachwelt  ttberliefem.  Die  von  Napoleon  I.  eroberten  Territorien 
seien  Ittngst  wieder  verloren  gegangen ;  seine  Kodifikationen  seien,  trotz 
der  Unbeständigkeit  Frankreichs^  in  Geltung  verblieben,  trügen  neue 
Siege  davon  und  beherrschten  Oebiete,  in  welchen  das  Andenken 
Napoleons  verhafst  sei.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dafs  ein  all- 
gemeines britisches  Handelsgesetzbuch  auch  im  Auslande  mit  Freuden 
begrüfst  werden  wttrde.  Man  wird  indessen  nicht  Übersehen  dürfen, 
dafs  im  Deutschen  Reiche  eine  Kodifikation  viel  leichter  zu  beschaffen 
ist,  als  in  England,  und  zwar  aus  dem  Orunde,  weil  man  in  England 
das  Recht  viel  zu  wenig  theoretisch  durcharbeitet,  vielmehr  eigentlich 
nur  f^  die  Praxis  denkt  oder  schreibt,  während  die  deutschen  Universi- 
täten die  theoretischen  Vorarbeiten  so  gut  wie  erledigt  haben,  wenn 
man  in  Deutschland  zu  einer  Kodifizierung  schreitet  — 

Es  giebt  bekanntlich  eine  nicht  unbeträchtliche  Anzahl  von  Oeschäfts- 
leuten,  welche  es  für  angemessen  erachten,  ihren  Verträgen  eine  Schieds- 
vertragsklausel  anzuhängen,  im  Vertrauen  darauf,  dafs  ein  Schiedsspruch 
in  Gemäfsheit  des  §  12  der  ArbUration  Ad  1889,  wie  ein  gericht- 
lichee  Urteil,  erzwungen  werden  kann.  Deutsche  Kontrahenten  lassen 
dabei  häufig  aus  dem  Auge,  dafs  der  in  England  gefüllte  Schiedssprach 
auch  im  Deutschen  Reiche  vollstreckbar  ist,  während  ein  englisches 
Urteil  in  Deutschland  nicht  vollstreckt  werden  kann.  Es  ist  allerdings 
hinzoBufÜgen ,  dafs  die  Vollstreckung  eines  englischen  Schiedsspruches 
im  Deutschen  Reiche  oft  dadurch  unmöglich  wird,  dafs  der  Schieds- 
spruch nicht  mit  Gründen  versehen  ist  Man  vermeidet  nämlich  in 
England  absichtlich  die  Angabe  der  Gründe.  Neuerdings  hat  man  in 
England  zum  erstenmal  sich  mit  der  Frage  beschäftigt,  ob  auf  Grund 
eines  unbefriedigten  Schiedsspruches  das  Konkursverfahren  eröfinet  wer- 
den kann.  Es  war  in  Gemäfsheit  des  citierten  §  12  die  gerichtliche 
Erlaubnis  erwirkt,  den  Schiedsspruch  wie  ein  gerichtliches  Urteil  er- 
zwingen zu  dürfen,  und  es  wurden  Mobilien  gepflUidet  und  verkauft. 
Der  nur  zum  Teil  befriedigte  Gläubiger  reichte  den  Konkursantrag  ein 
und  berief  sich  auf  den  §  1  der  Banhrupicff  Act  1890.  Dieser  Para- 
graph bestimmt,  dafs  eine  die  Konkurseröffnung  rechtfertigende  Hand- 
lung vorli^,  falls  in  einem  Civilverfiihren  im  High  Court  eine 
Zwangsvollstreckung  gegen  den  Schuldner  durch  Pfändung  seiner 
Mobilien  stattfimd,  und  die  Mobilien  entweder  verkauft  wurden  oder 
21  Tage  im  Gewahrsam  des  Vollstreckungsbeamten  verblieben.  Der 
R^strar  lehnte  die  Eröffnung  des  Konkurses  mit  der  Begründung  ab, 
dafs  das  auf  Grund  des  §  12  der  Arbitration  Act  1890  betriebene 
Verfahren  die  Vollstreckung  eines  Schiedsspruches  bezwecke,  und  dafs 
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ein  BchiedsricliterlicbflB  VeHahren  nicbt  als  ein  „  Civil verikhren  im  Etgh 
Couri^  angesehen  werden  könne.  Der  Fall  wurde  sodann  dem  Richter 
vorgelegt  Der  Glttabiger  lie(b  vortragen,  mit  dem  Antrage  anf  gericht- 
liche Erlaubnis,  den  Schiedsspruch  vollstrecken  au  dürfen,  beginne  ein 
^Civilverfahren  im  High  CouH^.  Der  Schuldner  machte  geltend,  da& 
die  gesetalichen  Vorschriften  über  Handlongen,  welche  die  Konkurs- 
eröffnung rechtfertigten,  strikt  auszulegen  seien,  und  dafs  man  im 
Zweifel  zu  Gunsten  des  Schuldners  auslegen  mUsse.  Unter  „Civilver- 
fahren '^  sei  nur  ein  Ver&hren  zu  verstehen,  in  welchem  irgend  eine 
Frage  streitig  sei  und  mithin  eine  Entscheidung  gefällt  werden  müsse. 
Der  Richter  adoptierte  die  Auf&ssung  des  Gläubigers  und  entschied, 
dafs  mit  dem  Antrage  auf  gerichtliche  Vollstreckungserlaubnis  „ein 
Civilver&hren  im  High  Coart^  seinen  Anfiing  nehme.  Es  läfst  sich 
nicht  leugnen,  dafs  hiermit  der  praktische  Wert  eines  Schiedsspruchs 
in  England  erhöht  worden  ist,  da  gerade  der  Eonkursantrag  in  Eng« 
land  als  das  wirksamste  Mittel  gilt,  um  einen  Schuldner  zum  zahlen 
zu  zwingen.  — 

Der  Verfiaisser  hatte  Gelegenheit,  im  Oktober  1895  im  Archiv  fär 
öffentliches  Recht  den  Bericht  der  Unterhauskommiseion  mitzuteilen, 
welche  die  Frage  nach  der  Einfllhrung  eines  amtlichen  irustee  einer 
eingehenden  Prüfung  unterzog.  Man  hat  vor  kurzem  dem  Parlamente 
über  die  gedachte  Materie  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  weleher  sich 
etwa  wie  folgt  wiedergeben  läfst: 

§  1.  Anf  Antrag  derjenigen  Person,  welche  das  ^ni5^ -Verhältnis 
ins  Leben  rief  oder  ins  Leben  zu  rufen  beabsichtigt,  femer  auf  Antrag 
eines  irustee  oder  eines  benefiziarisch  Berechtigten  kann  das  Gerieht 
nach  Ermessen  einen  ^gerichtlichen*'  irustee  bestellen,  als  alleinigen 
irustee  oder  gemeinschaftlich  mit  einem  anderen  gerichtlichen  irusiee 
oder  mit  anderen  Personen.  Werden  hinreichende  Gründe  nach- 
gewiesen, so  kann  ein  gerichtlicher  irusiee  auch  an  Stelle  eines  vor- 
handenen irusiee  bestellt  werden. 

Als  irust  bezw.  irustee  im  Sinne  dieses  Paragraphen  gelten  auch 
die  Rechtsnachfolge  in  das  Vermögen  einer  verstorbenen  Person  bezw. 
der  Repräsentant  des  Nachlasses.  Ist  ftir  einen  Nachlafs  ein  gericht- 
licher irusiee  bestellt,  so  kann  das  Gericht  anordnen,  dafs  derselbe  in 
den  Nachlafs  succediert. 

Zum  gerichtlichen  irusiee  kann  ein  Gerichtsbeamter  oder  irgend 
eine  andere  Person  bestellt  werden.  Der  Bestellte  unterliegt  in  allen 
Fällen  wie  ein  Gerichtsbeamter,  der  Au&icht  des  Gerichts. 

Das  Gericht  kann,  sowohl  ex  officio^  wie  auf  Antrag,  dem  gericht- 
lichen trustee  allgemeine  oder  specielle  Weisungen  erteilen. 

Innerhalb  der  vorgeschriebenen  Maximalsätze  darf  dem  gericht- 
lichen trustee  die  vom  Gericht  im  einzelnen  Falle  festgesetzte  Remune- 
ration gezahlt  werden,  vorbehaltlich  der  AusfÜhrungsvorschriften  über 
die  Verwendung  der  Remuneration  in  Fällen,  wo  der  gerichtliche 
irttstee  ein  Gerichtsbeamter  ist     Soweit  das  Gericht  nicht  aas  beson- 
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deren  Gittnden  enderweitig  verfügt,  ecfaliefst  die  Remnnenttion  alle 
MflhewBltangeii  und  persönlichen  Auslagen  ein. 

Ein  gerichtlicher  trustee^  welcher  ein  Gerichtsbeamter  ist,  braucht 
keine  Bürgen  beizubringen,  um  zum  Nachlafsreprüsentant  bestellt  zu 
werden. 

§  2.  Die  in  diesem  Gesetz  dem  Gericht  beigelegten  Befugnisse 
können  vom  High  Court  und,  vorbehlütlich  der  vorzuschreibenden 
Limitierung,  von  den  Gra&chaftsgerichten  ausgeübt  werden,  welche  in 
den  AnsfÜhrungsvorschriften  mit  der  Ausübung  betraut  sind. 

§  3.  Wenigstens  einmal  jtthrlich  sind  die  Rechnungen  eines  jeden 
gerichtlichen  irusiee  einer  Revision  zu  unterziehen.  Dem  Gerieht  ist 
ttber  den  Ausfall  der  Revision  zu  berichten.  Die  AusfÜhrungsvor* 
Schriften  haben  die  Revisoren  und  das  Revisionsverfiüiren  ntther  zu  be- 
stimmen* Nicht  vom  Gerichte  sanktionierte  Zahlungen  sind  bei  der 
Revision  abzusetzen,  unter  Berichterstattung  an  das  Gericht. 

Soweit  das  Gericht  nicht  abweichend  verfolgt,  hat  der  gerichtliche 
tvustee  die  abgesetzten  Betrüge  zu  erstatten,  unbeschadet  seines  etwaigen 
Rechts,  diese  Betrüge  von  Dritten  beizutreiben.  Über  das  zur  Er- 
zwingung der  Entattung  einzuleitende  Verfahren  bestimmen  die  Aus» 
fÜhningBVorschriften. 

8o  oft  das  Gericht  es  anordnet,  hat  eine  Untersuchung  der  fiduzia» 
rischoi  GeschllftsfÜhrung  des  gerichtlichen  trusUe  stattzufinden  und  ist 
dem  Gericht  über  den  Ausfall  zu  berichten.  Ober  die  mit  der  Unter- 
suchung zu  beauftragenden  Personen  und  über  das  Verfiihren  bestimmen 
die  Auflf^ihrungsvorschriften. 

Die  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  hat  ver- 
mittels Ausftohrungsvorschriften  zu  geschehen. 

Die  Kosten  der  Durchftlhrung  dieses  Paragraphen  trägt  die 
Staatskasse. 

§  4.  (Gelangt  das  Gericht  zu  der  Ansicht,  dafs  ein  tmuAee^  mag 
derselbe  in  Gemftfsheit  dieses  Gesetzes  bestellt  sein  oder  nicht,  wegen 
Nichterfüllung  der  ihm  auferlegten  irust  persönlich  haftet,  jedoch  ehr- 
lidier-  und  angemessenerweise  und  mit  der  Absicht  handelte,  die  trust 
SU  erfüllen,  so  dafs  er  billigerweise  wegen  der  NichterfüUung  und  wegen 
der  unterlassenen  Einholung  gerichtlicher  Weisungen  zu  entschuldigen 
ist,  so  darf  das  Gerieht  den  tnnstee  ganz  oder  zum  Teil  von  der  persön- 
lidien  Haftung  entbinden. 

Das  Gericht  darf  eihe  Abweichung  von  den  Bestimmungen  der 
Unui  gestatten,  fiiUs  nachgewiesenermafsen  seit  der  Konstituierung  der 
trust  die  Verhältnisse  sich  geändert  haben,  die  Abweichung  die  bcnefizia- 
risch  Berechtigten  nicht  benachteiligt,  vielmehr  denselben  oder  doch 
einigen  derselben  zum  Vorteil  gereicht,  und  überhaupt  die  Gestattnng 
der  Abweichung  dienlich  erscheint 

§  5.  Die  Vorschrift  des  §  80  der  Larceny  Ad  1861,  wonach 
ein  tmsteej  welcher  (rus^  - Verraögensstücke  zum  eigenen  Nutzen  oder 
zum  Nutzen  Dritter  konvertiert,  appropriiert,  absetzt  oder  zerstört,  sich 
strafbar  macht,   gilt  auch  Air   den  trustee  einer  blofs   mündlich   kon- 
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stituierten  trugt,  falls  nachgewiesen  wird,  dafs  er  wuTste,  dafs  er  that- 
sächlich  ein  tnaiee  war. 

§  6.  Zur  Ansfühmag  dieses  Gesetzes  können  insbesondere  mit 
Bezog  auf  nachstehende  Punkte  Vorschriften  erlassen  werden: 

a.  Sicherheitsleistung  seitens  derjenigen  gerichtlichen  trustees, 
welche  nicht  Gerichtsbeamte  sind; 

b.  Sicherung  der  Artist -Vermögensstücke,  und,  wo  thnnlich, 
gerichtliche  Aufbewahrung  derselben; 

c  Remunerierung  der  gerichtlichen  trustees;  Oerichtskosten ;  Zah- 
lung der  Remuneration  und  der  Gerichtskosten  aus  der  (rus^-Masse; 

d.  Entbindung  von  der  Erbringung  formeller  Nachweise  für  Tfaat- 
sachen  in  geeigneten  Fällen; 

e.  Erleichterung  der  Erfüllung  der  dem  Gericht  auferlegten  Pflichten 
durch  Entbindung  von  den  Prozefsvorschriften ,  sonstige  Beordnung  des 
Varftkhrens,  unter  Berücksichtigung,  dafs  es  einfach  und  billig  zu  ge- 
stalten  ist; 

f.  Übertragung  von  Befugnissen  an  die  Grafschaftsgerichte  und 
Limitierung  ihrer  Befugnisse; 

g.  Suspendierung  und  Absetzung  der  gerichtlichen  trustees ;  Elrsatz 
für  zurücktretende,  gerichtliche  trustees  und  die  damit  erforderliehe 
Succession  in  die  Vermögensstücke; 

h.  Fälle,  in  welchen  Gerichtsbeamte  überhaupt  nicht,  oder  doch 
nur  zeitweilig  oder  bedingt  als  gerichtliche  trustees  ftingieren  sollen; 

i.  Anerkennung  oder  Bestellung  von  gerichtlichen  trustees  zu 
Nachlafsrepräsentanten. 

k.  Verhinderung  der  Verwendung  Dritter  seitens  der  gerichtlichen 
trustees  auf  Kosten  der  <ru^- Masse,  abgesehen  von  Fällen  abeolater 
Notwendigkeit 

§  7.  Gerichtsbeamter  bedeutet  Inhaber  eines  der  in  den  Aus- 
fÜhrungSYorschriften  näher  bestimmten,    besoldeten  gerichtlichen  Ämter. 

§  8.  Auf  Schottland  und  Irland  findet  dieses  Gesetz  keine  An- 
wendung. 

Es  ist  unschwer  zu  ersehen,  dafs  diese  J%tdicidl  Trustees  BiU  sich 
eng  an  den  obengedachten  Bericht  der  Unterhauskommission  anschlielst 
Der  deutsche  Leser  wird  bei  Prüfung  der  einzelnen  Bestimmungen 
vielfach  an  seine  heimische  Vormundschaftsordnung  erinnert  werden. 
Man  begegnet  auch  thatsächlich  einem  trustee  in  England  an  den- 
jenigen Stellen ,  wo  man  in  Deutschland  au^  einen  Vormund ,  Kurator 
oder  Administrator  stöfst  Die  juristische  Konstruktion  der  Begriffe  ist 
indessen  grundverschieden. 
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Die  Zuständigkeit  der  grieciiisclien  Gericlite  und  der 
Gericlitsstand  im  internationaien  Privatreciit 

Von  Dr.  C^orr  BiolbowBlotis, 

Priyatdozent  bei  der  Universität  in  Athen  und  Bezirkflgerichtsrichter. 

Theorie  und  Praxis  haben  sich  mit  der  Regelung  der  Znstilndig- 
keit  der  inländischen  Gerichte  und  des  Gerichtsstandes,  wenn  die  eine 
oder  beide  Parteien  Ausländer  sind,  schon  in  einer  Zeit  zu  beschäftigen 
gehabt,  wo  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  internationalen  Privat- 
rechtes als  eines  eigenen  und  selbständigen  Faches  der  Rechtswissen- 
schaft noch  nicht  begonnen  hatte.  Schon  in  den  älteren  griechischen 
Gesetzen,  und  zwar  in  der  Civilprozelsordnung  ^) ,  sind  einige  Ver- 
fUgungen  flber  diese  Materie  angenommen  vorden. 

Zuerst  sei  bemerkt,  dafs  es  Ausländer  giebt,  welche  ffbc  die 
prozessualische  Verfolgung  ihrer  Rechte  den  Inländern  gleichstehen  und 
auf  welche,  was  hier  über  die  Ausländer  gesagt  werden  wird,  keine 
Anwendung  findet.  Solcher  Ausländer  giebt  es  nach  griechischem  Rechte 
zwei  KUissen.  Der  ersten  Klasse  gehören  diejenigen  Ausländer  an, 
welche  in  der  Absicht,  das  griechische  Indigenat  zu  erwerben,  in  einer 
G^emeinde  Griechenlands  sich  niedergelassen  haben  und  nachdem  sie 
ihre  Absicht,  das  griechische  Indigenat  zu  erwerben,  dem  Vorsteher 
der  Gemeinde  (d^f^ag^o^)  kundgegeben  haben,  eine  Bittschrift  an  den 
König  Griechenlands  mit  der  Bitte  einreichen,  um  ihnen  für  den  Zeit- 
raum zwischen  ihrer  Niederlassung  in  Griechenland  und  ihrer  Naturali- 
sation, welcher  Zeitraum  zwei  Jahre  für  die  dem  griechischen  Volks- 
stamme  angehörenden  Ausländer  und  drei  Jahre  ftbr  alle  anderen  Aus- 
länder betlägt,  der  Genufs  aller  Cüvilrechte  gestattet  sei.  Die  Genehmigung 
wird  durch  königliches  Dekret  erteilt,  nach  dessen  Veröffentlichung  der 
Ausländer,  was  die  Civilrechte  anbetrifit,  dem  Inländer  gleichsteht,  also 
auch  vor  den  griechischen  Gerichten  mit  denselben  Vorteilen  und  Nach- 
teilen zu  erscheinen,  wie  die  griechischen  Staatsangehörigen  berechtigt 
ist  (Gesetz  vom  29.  Oktober  1856  Art  16  —  Kassationshof  zu 
Athen,  Jahrgang  1872  Nr.  75  —  KäUiga^  System  des  Civilrechtes, 
Bd.  I  §  105  —  PaparigopouloSy  Lehrbuch  des  in  Griechenland  gelten- 
den Pandektenrechtes,  Bd.  I  §  203).  Der  König  kann  die  Genehmigung 
durch  ein  neues  Dekret  aufheben  und  xar  i^ox^y,  ^Us  der  Ausländer 
den  obigen  Zeitraum  verstreichen  läfst,  ohne  den  Eid  vor  dem  Nomarchen 
(Departementschef)  zu  leisten,    durch  welchen  Eid   der  völlige  Erwerb 


1)  Die  griechische  C.Pr.O.  wurde  am  2.  April  1884  veröffentlicht  Sie 
wurde  von  einem  deutschen  Juristen,  dem  ans  Bayern  stammenden,  mit  König 
Otto  von  München  nach  Griechenland  gekommenen  H.  Maurer  bearbeitet 
uid  beruht  meistens  aof  den  in  dem  französischen  code  de  procidure  dviU 
angestellten  Principien  mit  Beifflgun^  vieler  Bestimmungen  des  deatschen 
gemeinen  Prozefsrecbtes.  Sie  hat  seitdem  keine  vollständige^  Umarbeitung 
erfahren,  einige  spätere  Verttnderungen  betreffen  unsere  Materie  nicht 
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des  griechischen  Indigenats  eintritt  (Kassationshof  zu  Athen,   Jahrgang 
1855  Nr.  14> 

Die  zweite  Klasse  hilden  diejenigen  Ausländer,  welche  doreh  einen 
Staatsvertrag  zwischen  Griechenland  und  ihrem  Heimatsstaat  den  Griechoi 
für  den  Genufs  der  Girilreohte  usd  den  iMCcks  Obre  devofd  les  iribunaux 
gleichgestellt  werden.     Staatsyertittge  Griechenlands  mit  anderen  Staaten, 
welche  accis  Ubre  devant  les  tribunaux  grecs  den  Ausländem  gewähr- 
leisten,  sind   folgende:     mit  England   (Vertrag  vom  4.  Oktober  1887 
Art    11);    mit   Osterreich    (Vertrag    vom    80.    März/ 11.   April    1887 
Art  15  §  8);  mit  Deutschland  (Handeb- und  Schiffithrtsvertrag  zwischen 
dem   Deutschen  Reiche  und   Griechenland  vom   9.  Juli  1884  Art  8: 
^Die  Deutschen  in  Griechenland  und  die  Griechen  in  Deutschland  .  .  . 
sollen  freien  Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  zur  Verfolgung  und  Ver- 
teidigung ihrer  Rechte;   sie  sollen  in  dieser  Hinsicht  dieselben  Backte 
und  Befreiungen  wie  die  Inländer  geniefsen  und  wie  diese  befugt  sein, 
sich  in  jeder  Rechtssache   der  durch   die  Landesgesetze   zugelassenen 
AnwXlte,    Bevollmllchtigten  oder  Agenten  zu  bedienen.");   mit  Italien 
Art.  2  und  8 ;  mit  Dänemark  Art  1 ;  mit  Belgien  (dauee  de  la  nation 
la  phis  fawmsde) ;  mit  Frankreich  {daiuse  de  la  nation  la  pl/ua  favorisSe) ; 
mit  Holland  Art  2  (dause  de  la  noHon  la  plus  faoorisie) ;   mit  der 
Türkei  Art.  14  (daase  de  la  nation  la  plus  favoris^  fütr  die  Unter- 
thanen,  die  Handel  treiben);  mit  Persien  Art  4  (clause  de  la  naÜon 
la  plus  favorisde  unter  Voraussetzung  der  Reciprocität  für  die  Unter- 
thanen).     Die  Verträge  mit  Rufsland,  mit  Schweden  und  mit  den  Ver- 
einigten  Staaten    drücken   sich   nicht  ganz  klar  aus.     {Löwenfüd  ui»d 
Leske^    Rechtsverfblgnng    im    internationalen   Verkehr;    Griechenland, 
bearbeitet  von  &.  v.  Streit  und  Q.  Biohowmotis  II  §  6). 

Wir  gehen  jetzt  zur  Erörterung  der  Hauptfrage  über.  Diese  ent- 
hält zwei  Fälle,  einmal  wann  die  griechischen  Gerichte  zuständig  sind, 
wenn  die  eine  oder  beide  Parteien  Ausländer  sind,  sodann  bei  welcheoi 
von  allen  zuständigen  griechischen  Gichten  der  Ausländer  seinen 
Gerichtsstand  hat 

Was  den  ersten  Fall  anbetrifft,  ist  noch  weiter  zu  unterseheidea, 
ob  nur  die  eine  oder  beide  Parteien  Ausländer  sind.  Für  den  FaH, 
dafs  beide  Parteien  Ausländer  sind,  haben  die  neuere  Theorie  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  und  viele  neuere  Gesetzgebungen  die  Regel 
aufgestellt,  dafs  die  inländischen  Gerichte  in  derselben  Weise  för  die 
Ausländer  wie  für  die  Inländer  zuständig  sind.  Das  griechische  Recht 
befindet  sich  leider  auf  dem  entgegengesetzten  älteren  Standpunkt,  nach 
welchem  die  Unzuständigkeit  der  inländischen  Gerichte  für  P^rozesse 
zwischen  Ausländern  die  Regel  bildet  und  nur  ausnahmsweise  ans 
Billigkeitsgründen  hat  der  Gesetzgeber  die  inländischen  Geridite  den 
Ausländern  ^r  die  Entscheidung  ihrer  Prozesse  zur  Verfügung  gestellt 
Über  diese  Frage  hat  der  griechische  Gesetzgeber  in  der  griechischen  Civfl- 
prozefsordnung  genaue  und  detaillierte  Bestimmungen  getroffen,  welche 
zu  einer  den  neueren  Fortschritten  der  Theorie  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  gtlnstigeren  Auslegung  keine  freie  Hand  lassen. 
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AusnahiMn,  wo  in  Promsen  eines  AnBlttnden  gegen  einen  Ans- 
länder  die  griechiflcfaen  Oericlite  zuständig  sind,  sind  folgende:    A*  in 
Proseaeen   in   HaadelMachen ,    wenn    der    beklagte    Ausländer    seinen 
Wohiisits   in  Grieehenknd   hat;    der  blofse  Aufenthalt   des   Beklagten 
genttgt  nicht  (OeibonofiiwIeB,  Handbuch  der  CävilproaeTsordnung :  Oivoyo- 
fAiSoVj  3fx^iQ(Sioy  'njg  noXtriKfjg  jJatoyofiiag  §  45  oup.  11).     Man  hat 
behauptet    {Feder,  CtyilproBefsordnung ,    8.    429:     0%ii^    TIoXiTixij 
Jtxot^fiia)^   dafs  eine  weitere  Bedingung  noch  hinzutreten  soll,  d.  h. 
Griechenland   der  Ort  der  Abschliefsung  oder  der  Exekution  des  Ver- 
tngs  sein  soll.     Es  wird   dafür  angeführt,   daft  der  Art  28  C.Pr.0., 
um  die  Zuständigkeit  der  griechischen  Gerichte  zu  begründen,  auf  zwei 
andere  Artikel  derselben  CiTÜprozefsordnung  verweist:    1)  Art  19  §  1, 
welcher  lautet:    Prozesse,    welche  den  Handels-   und  Wechselverkehr 
betreten,    sind  von  den  Handelsrichtem  des  Ortes  des  Wohnsitzes  des 
Beklagten  zu  entscheiden;    2)    Art  22  §  7  bei  Prozessen,  welche  den 
Handys*  und  Wechselverkehr  betroffen,  hat  der  Kläger  die  Wahl,  was 
den  Gerichtsstand  betrifft,    zwischen   dem  Gerichte  des  Wohnortes  des 
Beklagten  und  dem  Gerichte  des  Ortes  der  AbschHefsung  oder  der  Exe- 
kution des  Vertrags.    Es  müssen  also  beide  Bedingungen  zusammentrefien, 
um  die  Zuständigkeit  der  griechischen  Gerichte  zu  begründen,  weil  der 
Art  28  auf  beide  Art  19   §  1   und  22   §  7  verweist  und   es   keinen 
Grund  giebt,  um  den  Art  19  §  1  vorzuziehen  und  dem  Art.  22  §  7 
keine  Bedeutung  zuzuschreiben.     Es  kommt  noch  ein  anderes  Argument 
in  Betracht:  nach  französischem  Rechte  sind  die  französischen  Gerichte 
zuständig  bei  Prozessen  zwischen  Ausländem,  welche  aus  dem  Handels* 
und  Wechselverkehr  entstehen,   nur  wenn   der  Ort  der  Abschliefsung 
oder   der  Erfüllung  des  Handelsvertrages  in   Frankreich   liegt  (Qar^ 
sonnet,  Traiid  de  procidure  cmk  I  §  151  —  Merlin^  Repertoire, 
verbo  Etranger  §  H  —  Toullierf  Gours  de  droit  cttnl  I  Nr.  265  — 
Demolomhe,   Cours  de  droit  dvü  I  §  261   —  Äubr^  et  Rau^ 
Cours  de  droit  cml  VIII  pag.  147  —  Pardessue,  Droit  cammercial 
V  §  1477   —   Glase on,   De  la  compAence  des  tribunawc  frangais 
entre  ärangers  pag.  21  —  Bonfils^  De  la  compäence  des  tribunatix 
fran^ais  ä  Vigard  des  ärangers  §  211  bis).     Ist  der  griechische  Gesetz* 
geber,  dem  die  französische  Gesetzgebung  als  Vorbild  gedient  hat,  ihm 
hier  nicht  gefolgt?     Wenn   der  griechische  Gesetzgeber  das  Gegenteil 
des  im  französischen  Rechte  Geltenden  klar  und   bestimmt  in  seinem 
G-esetae  niedergeschrieben   hätte,   dann  würde  es    kUr,   dafs  er   vom 
französischen  Rechte  abweichen  wollte,  was  er  übrigens  oftmals  gethan 
hat;    aber   bei  der  Undeutlichkeit,    mit  welcher  sich   der  griechische 
Gesetzgeber  ausgesprochen   hat,  ist  zu  vermuten,   dafs   er  sich   auch 
in  diesem  Falle,  wie  gewöhnlich,  vom  französischen  Rechte  und  der  in 
der    Zeit   im    internationalen   Privatrecht    herrschenden  Meinung   nicht 
entfernen  wollte.     Ich  kann  keiner  von   diesen  Meinungen  beistimmen. 
Meines  Erachtens  ist  die  einzig  richtige  Auslegung  des  Gesetzes,    dafs 
die   eine   von   beiden  Bedingungen  genügt,   um   die  Zuständigkeit  der 
griechischen   Gerichte    zu  begründen.     Es   sind    also    die   griechischen 
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Gerichte  fUr  die  aus  dem  Handeb-  und  Wechselyerkehr  entstehenden 
Prozesse  zwischen  Ausländern  in  zwei  Fällen  zuständig:  1)  wenn  der 
beklagte  Ausländer  seinen  Wohnsitz  in  Griechenland  hat,  2),  abgesehen 
vom  Wohnsitze,  wenn  der  Ort  der  Abschliefsung  oder  der  ErfWnng 
des  Handelsvertrages  in  Griechenland  liegt  Diese  Meinung  wird  haupt- 
sächlich darauf  gestützt,  dafs  in  Art  28  der  CPr.O.,  die  Art  19  §  1 
und  22  §  7  nicht  im  Zusammenhange  miteinander,  sondern  separiert 
von  einander  citiert  sind.  —  fi'  In  Prozessen,  welche  dingliche  EJagen  auf 
unbewegliche  Sachen  und  Besitzklagen  zum  Gegenstand  haben,  wenn 
diese  unbeweglichen  Sachen  in  Griechenland  li^en.  F'  In  Prozessen, 
welche  aus  der  Vermögensverwaltung  auftauchen,  wenn  diese  Verwal- 
tung in  Griechenland  geftlhrt  worden  ist  ^'  In  Prozessen,  weldie  ans 
Erfüllung,  Aufhebung  etc.  eines  Vertrages  entstehen,  wenn  als  £r- 
ftillungsort  ausdrücklich  im  Vertrage  ein  Ort  Griechenlands  bestimmt 
worden  ist  E'  In  Prozessen,  welchen  die  Begehung  einer  unerlaubten 
Handlung  zu  Grunde  li^t,  wenn  diese  unerlaubte  Handlung  in  Griechen- 
land begangen  worden  ist  Z'  In  Prozessen,  welche  aus  einem  Per- 
sonalarreste oder  einer  Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  oder 
unbewegliche  Vermögen  des  Schuldners  entstehen,  wenn  der  Personal- 
arrest oder  die  Zwangsvollstreckung  in  Griechenland  vozgenommen 
worden  ist  Femer  ist  das  griechische  Gericht  in  solchen  Fällen  zu- 
ständig, auch  über  die  EUtuptforderung  zu  entscheiden,  auf  deren  Grund 
der  Personalarrest  oder  die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  ist  (Kassations- 
bof  zu  Athen,  Jahrgang  1864  Nr.  137  —  Jahigang  1891  Nr.  155  — 
Jahrgang  1893  Nr.  89  —  Appellationshof  zu  Athen,  Jahrgang  1861 
Nr.  8461  —  Appellationshof  zu  Larissa,  Jahrgang  1895  Nr.  137). 
Z'  In  Prozessen,  welche  eine  Widerklage  zum  Gegenstand  haben,  wenn 
die  Hauptklsge  bei  den  griechischen  Gerichten  anhängig  ist.  H'  In 
Prozessen,  welche  dingliche  Klagen  oder  Besitzklagen  auf  mehrere 
selbständige,  unbewegliche  Sachen  zwischen  demselben  Kläger  und 
demselben  Beklagten  zum  Gegenstand  haben,  wenn  diese  viele  un- 
beweglichen Sachen  zum  Teil  in  Griechenland,  zum  Teil  im  Auslande 
liegen.  Die  entgegengesetzte  Meinung  vertritt  Oekonomides  (op.  cit 
§  45  not  12),  der  sich  auch  auf  Feder  (op.  cit  S.  431)  beruft.  Es 
ist  aber  nicht  einzusehen,  warum  der  griechische  Gesetzgeber,  welcher 
für  die  inländische  Gerichtsbarkeit  alle  die  die  unbeweglichen  Sachen 
betreffenden  Streitigkeiten  vorbehalten  hat,  nicht  auch  hier  das  näm- 
liche gethan  hat:  es  kommt  noch  hinzu,  dafs  Art  27  der  C.Pr.0.  auf 
Art.  22  §  5  hinweist,  welches  von  mehreren,  in  den  Bezirken  ver< 
schiedener  Gerichte  liegenden  Grundstücken  spricht.  Wenn  Oekonomides 
annimmt,  dafs  ein  Grieche  einen  Ausländer  auch  für  die  im  Auslande 
liegenden  Grundstücke  in  Griechenland  beklagen  darf,  warum  räumt  er 
dem  Ausländer  als  Kläger  eine  nicht  ebensoweitgehende  Befugnis 
nicht  ein  ?  @ '  In  Prozessen,  in  welchen  sich  der  beklagte  Ausländer 
ausdrücklich  oder  stilbchweigend  den  griechischen  Gerichten  unterworfen 
hat.  (Art.  27  der  CPr.O.).  Die  ausdrückliche  Erklärung  der  Aner- 
kennung der  Zuständigkeit   der  griechischen   Gerichte   kann   entweder 
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anfBergerichtlich  oder  vor  dem  Gericht  ahgegeben  werden;  eine  siill- 
Bchweigende  Unterwerfang  des  Beklagten  unter  die  griechischen  Ge- 
richte liegt  nach  griechischem  Prozefsrechte  vor,  wenn  der  Beklagte, 
ohne  die  Einrede  der  Unzuständigkeit  vorzubringen,  die  Klage  be- 
antwortet (Oekonomides  op.  cit  §  44  Note  6  —  Griech.  C.Pr.O.  Art 
545  §  8).  Ist  aber  der  Beklagte  im  Prozefstermine  bei  der  Verhand- 
lang ausgeblieben,  dann  soll  das  griechische  Gericht  seine  Unzuständig- 
keit ex  professo  aussprechen  und  eine  stillschweigende  prorogatio  tritt 
nicht  ein  (Art  25  der  C.Pr.0.).  Es  ist  femer  die  Frage  aufgeworfen 
worden,  ob  in  obigen  Fällen  der  beklagte  Ausländer  seinen  Wohnsitz 
oder  seinen  Aufenthalt  in  Griechenland  haben  soll.  Wir  haben  schon 
oben  für  den  Fall  1  das  nOtige  gesagt  Was  die  übrigen  Fälle  an- 
betrifEt,  so  ist  Feder  (op.  cit.  S.  432)  der  Meinung,  dafs  in  allen  diesen 
faulen  auch  die  Bedingung  des  Wohnsitzes  oder  des  Aufenthaltes  des 
beklagten  Ausländers  in  Griechenland  erforderlich  ist,  um  die  Zuständig- 
keit der  griechischen  Gerichte  zu  begrtlnden.  Zur  Rechtfertigung  dieser 
Behauptung  wird  angeführt,  dafs  der  Art  22  der  C.Pr.0.,  auf  welchen 
der  Art  28  hinweist,  überall  von  einer  Wahl  des  Klägers  über  zwei 
Gerichtsstände,  demjenigen  des  Wohnsitzes  und  demjenigen  der  Wider- 
klage, Delikts,  Vermögensverwaltung  etc.,  spricht,  also  bei  allen  diesen 
Fällen  auch  die  Existenz  eines  Wohnsitzes  oder  Aufenthaltes  des  Be- 
klagten in  Griechenland  vorausgesetzt  wird.  Dagegen  ist  Oekonomides 
(op.  cit  §  45  Not  14)  der  Ansicht,  dafs  die  Anführung  im  Art.  22 
des  Gerichtsstandes,  des  Wohnsitzes  oder  des  Aufenthaltes  nie  die  Be- 
deutung einer  Voraussetzung  der  Zuständigkeit  der  griechischen  Gerichte 
hat  Andererseits,  die  griechische  Civilprozefsordnung  schreibt  die  Weise 
vor,  wie  die  Zustellung  bei  beklagten  Ausländem  im  Auslande  geschehen 
soll  (Art  145  §  6  in  Verbindung  mit  Art  27),  sie  nimmt  also  an, 
dafs  auch  die  in  Griechenland  nicht  wohnenden  Ausländer  vor  den 
griechischen  Gerichten  zu  erscheinen  verpflichtet  sein'  können.  Diese 
Argumentation  ist  verfehlt,  denn,  wenn  auch  der  Ausländer  Wohnsitz 
oder  Aufenthalt  in  Griechenland  haben  sollte,  um  vor  den  griechischen 
Gerichten  als  Beklagter  erscheinen  zu  müssen,  würde  doch  die  Anwen- 
dung des  Art.  145  §  6  nicht  ausgeschlossen  sein,  weil  der  in  Griechen- 
land wohnende  Ausländer,  welcher  also  vor  den  griechischen  Gerichten 
zu  erscheinen  verpflichtet  würde,  im  Auslande  sich  aufhalten  könnte  und 
in  diesem  Falle  eine  vor  den  griechischen  Gerichten  gültig  erhobene  Klage 
ihm  im  Auslände  zuzustellen  wäre,  wo  Art  145  §  6  volle  Anwendung 
findet.  Wir  glauben  aber  auch  die  Meinung  von  Feder  aus  folgenden 
Grtlnden  nicht  annehmen  zu  können.  Was  die  Fälle  2  und  6 — 9 
anbetrifft,  hier  ist  es  nicht  nötig,  dafs  der  beklagte  Ausländer  Wohnsitz 
oder  Aufenthalt  in  Griechenland  hat,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
die  Artt  20,  22  §  5,  19  §  3,  19  §  5  und  545  §  3  der  griech.  C.Pr.0.  nichts 
vom  Wohnsitze  oder  Aufenthalte  des  Beklagten  wissen.  Bei  den  übrigen 
Fällen  bildet  der  Wohnsitz  oder  der  Aufenthalt  des  beklagten  Aus- 
länders  in    Griechenland    keine  Voraussetzung    der  Zuständigkeit   der 
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griechiBchen  Gerichte,  weil  die  Hinzaftlgang  des  WohnsitseB  im  Art  22 
der  Pr.O.  nur  für  die  Wahl  mehrerer  GeriehtBStKnde  nötig  war  und 
nur  insoweit  einen  Sinn  hat  Aber  daraus  die  fernere  Folge  ziehen 
wollen,  dafs  der  Wohnsitz  zur  Begründung  der  Zuständigkeit  nötig  ist, 
ist  nicht  gentlgend  gerechtfertigt 

Ist  diese  Unzuständigkeit  im  griechischen  Bechte  eine  incompdenHa 
ratume  materiae  oder  eine  incompdenHa  roHone  personae?  Diese 
Frage,  welche  an  und  für  sich  eine  grofse  Bedeutung  wegen  der  damit 
▼erhundenen  wichtigen  Folgen  hat,  ist  im  Gesetze  selbst,  freilich  nicht 
ausdrücklich,  beantwortet  worden.  Wenn  die  Civilprozefsordnung  (Art  27 
in  fine)  als  einen  Fall  der  Zuständigkeit  der  griechischen  Gerichte  die 
freiwillige,  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Unterwerfung  des  be- 
klagten Ausländers  unter  die  Jurisdiktion  der  griechischen  Gerichte 
erklärt,  giebt  sie  damit  zu  verstehen,  dafs  sie  die  vorliegende  Unzu- 
ständigkeit als  eine  incompetmtia  ratione  personae  behandelt ,  weil  sie 
sie  durch  stillschweigenden  oder  ausdrücklichen  Vertrag  beseitigen  läfst 
So  auch  das  französische  Recht  {Aubry  et  Bau  op.  cit  tom.  I  pag.  148 
—  Bon^U  op.  cit  §  219  —  Qarscynnd  op.  cit  §  161  Not  20). 

Es  kommt  jetzt  zur  Erörterung,  in¥neweit  die  griechischen  G^chte 
zuständig  sind,  wenn  die  eine  Prozefspartei  ein  Ausländer,  die  andere 
ein  Inländer  ist  Nichts  Besonderes  gilt  für  den  Fall,  wo  der  Elläger 
ein  Ausländer,  der  Beklagte  aber  ein  Grieche  ist;  da  greifen  eben  die- 
selben Regeln  Platz,  wache  bei  den  Prozessen  eines  Griechen  gegen 
einen  Griechen  stattfinden.  Mehreres  läfst  sich  für  den  anderen  Fall 
sagen,  wenn  der  Kläger  ein  Grieche,  der  Beklagte  aber  ein  AuslSnder 
ist  Nach  Art  28  der  griechischen  C.Pr.0.:  „kann  der  Aus- 
länder von  einem  Inländer  vor  jedem  griechischen  Ge- 
richte wegen  aller  im  In-  oder  Auslande  gegen  einen 
Inländer  kontrahierten  Verbindlichkeiten  belangt 
werden. " 

Somit  ist  die  weitgehendste  Zuständigkeit  für  alle  diese  Prozesse 
des  griechischen  Klägers  gegen  den  Ausländer  begründet,  indem  jedes 
griechische  Gericht  als  für  einen  solchen  Prozefs  zuständig  erklärt 
wird.  Der  griechische  Gresetzgeber  ist  hier  der  älteren  Theorie  und 
Praxis  des  französischen  Rechtes  gefolgt  Nach  Art  14  oode  cwü: 
Vetranger  mSme  non  rüidant  en  France  pourra  6tre  cite  devani  Us 
tnbu/naux  frangais  pour  Vex^cution  des  ohligations  par  UU  contractSes 
en  France  avec  un  Frangais ;  il  pourra  itre  traduit  devant  Zes  Mbunanix 
de  Fra/nce  pour  les  obUgaHons  pars  lui  contradies  en  pays  itranger 
envers  des  Dran^is.  Die  älteren  juristischen  Schriftsteller,  sowie  die 
ältere  Praxis  in  Frankreich  haben  diesen  Artikel  dahin  interpretiert, 
dafs  „alle"  französischen  Gerichte  ^r  zuständig  erklärt  würden  und 
der  Franzose  den  Ausländer  vor  jedem  französischen  Gerichte  belangen 
könnte.  (FoeliXy  Conflit  des  lots,  tom.  I  Nr.  171  Note  a).  Diese 
im  Texte  des  französischen  Gesetzes  nicht  ausdrücklich  ausgesprochene, 
doch  im  Sinne  des  damaligen  Gesetzgebers  liegende  Zuständigkeit  aller 
Gerichte    ist    vom   griechischen    Gesetzgeber   adoptiert   word^i,    dieser 
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aber  hat  es  ftlr  seine  Pflicht  gehalten,  kUurer  and  aosdrUcklicher  in  seinem 
Gk»etae  das  damalige  Princip  des  französischen  Rechts  za  formalieren. 
Indem  nnn  die  heutige  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privat- 
rechtes  in  Frankreich  einen  fast  entgegengesetzten  Sinn  dem  Art.  14 
des  Code  cwU  durch  Auslegung  giebt,  ist  man  ftlr  das  griechische 
Recht  verpflichtet,  nach  dem  klaren  WorÜaute  des  Gesetzes  bei  der 
älteren  Auf&ssung  stehen  zu  bleiben. 

Durch  diese  Fassung  des  griechischen  Gesetzes  wird  noch  die 
weitere  Frage  aufgeworfen,  ob  dem  griechischen  Kläger  nur  die  exceptio 
Husompetemtiae  raHone  personae  von  einem  AusUlnder,  Beklagten,  nicht 
entgegengesetzt  werden  darf,  oder  ob  noch  die  exceptio  incompeteniiae 
raHone  materiae  nicht  entgegensteht,  ob  also  eine  der  sachlichen  Zu* 
stttndigkeit  des  Beziriesgerichtes  angehörende  Klage  vor  den  Friedens- 
richter gebracht  werden  darf,  oder  ob  eine  der  sachlichen  Zuständigkeit 
des  Handelsgerichtes  gehörende  Klage  vor  dem  Bezirksgerichte  verfolgt 
werden  dar£  Bei  der  ganz  generellen  Fassung  des  Gesetzes  „vor 
jedem  Gericht*  würde  man  vielleicht  in  erstem  Anblick  diese 
Frage  zu  bejahen  geneigt  sein,  doch  bei  einer  genaueren  Untersuchung 
der  Sache  ist  diese  erste  Auslegung  entschieden  zu  verwerfen.  Der 
griechische  Gesetzgeber  ist  hier  dem  coäe  civÜ  gefolgt,  diesem  aber 
ist  niemals  eine  zu  Gunsten  der  Inländer  soweitgehende  Auslegung 
gegeben  werden.  Würde  nun  aber  der  griechische  Gesetzgeber  eine 
vom  französischen  Rechte  so  gewaltig  abweichende  Neuerung  einfÜhrMi 
wollen,  dann  würde  er  sich  viel  bestimmter  und  viel  ausdrücklicher 
im  Gresetze  aussprechen.  Wenn  er  es  nicht  gethan  hat,  ist  es  an- 
gemeseen  zu  glauben,  dafs  er  beim  französischen  Rechte  stehen  ge- 
blieboi  ist 

Nach  der  französischen  Theorie  und  Praxis  findet  der  Art  14 
Code  cwU  nur  auf  die  persönlichen  und  die  die  beweglichen  Sachen 
betreffenden  dinglichen  Klagen  Anwendung,  seine  Wirkung  ist  niemals 
auf  die  die  unbeweglichen  Sachen  betreffenden  dinglichen  Klagen  und 
die  Beeitzklagen  erstreckt  worden  (Garsonnet,  op.  cit  §  CLXXV  Note  6 
—  Dallotf,  verbo  Droit  civil  §  472).  Bei  uns  ist  die  Tragweite 
des  Art.  28  der  griech.  C.Pr.0.  in  dieser  Hinsicht  sehr  bestritten. 
Einerseits  Feder  (op.  cit  pag.  436)  und  Fsaraa  (Va^ä,  IIoXijixij 
Ji^ioyofjLia  Xid-oyQoqyrifxlyri ,  S.  812)  wollen  nicht  weiter  als  die  franzö- 
sische Theorie  und  Praxis  gehen;  andererseits  Oekonomides  (op.  cit 
§  45  Note  7)  und  Flogaitis  (OkoyiilTov ,  IIoXtTix^  Jimovofxla  unter 
Art  28  der  C.Pr.0.:  es  ist  offenbar,  dafs  unter  dem  Worte  Ver- 
bindlichkeiten nicht  nur  die  obligatorischen,  sondern  auch  die  ding- 
lichen zu  verstehen  sind)  behaupten,  dafs  die  Worte  des  Art  28: 
„wegen  aller  .  .  .  kontrahierten  Verbindlichkeiten*^ 
den  möglichst  weitesten  Sinn  haben,  d.  h.  sie  enthalten  nicht  nur  die 
Ellagen  aus  persönlichen  Rechten,  sondern  auch  die  Klagen  aus  ding- 
lieben Rechten,  sowohl  mobiliar  als  immohiliar;  so  z.  B.  ein  Grieche 
könnte  in  Athen  gegen  einen  Schweden  eine  Vindikationsklage  fUr  ein 
Grundstück  erheben,    welches    in  Schweden  liegt     Sie   gründen  diese 
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Behauptung  darauf,    dafs  der  griecbische  G^esetzgeber  die  Worte  „alle 
.  .  .    kontrahierten  Verbindlichkeiten*'    aus   dem   französischen   Rechte 
entnommen   hat,    wo    das  Wort    (oUigcUums   contractu)  in   weiterem 
Sinne  genommen  wird,  und  wenn  es  einmal  sich  nicht  auf  die  obligato- 
rischen Verpflichtungen   beschränkt,   sondern   auch  die  möbütar  ding- 
lichen  auffalst,   ist  nicht   einzusehen,   warum   es   nicht  auch   die  tm- 
mobüiar  dinglichen  Rechte  in   sieb  aufiiehmen   soll.     Dals   ein  urteil 
der   griechischen  Gerichte,   welches  einem  Griechen   ein  in  Schweden 
liegendes   und  einem  Schweden  gehörendes  Grundstück   überweist,   in 
Schweden  nicht  zu  vollstrecken  ist  und  infolge  dessen  der  Grieche  de  facto 
nie  eine  solche  Klage  vor   den  griechischen  Gericbten  erheben   wird, 
wenn  er  das  errungene  Urteil  nicht  vollstrecken  darf,  ist  kein  Ghmnd, 
um  die  rechtliche  Möglichkeit,    einen  solchen  Prozefs  zu  führen,  dem 
Griechen  zu  versagen.     Übrigens  ^ebt  es  FvUe,  wo  auch  die  Exekution 
eines  solchen  Urteils  möglich  ist;  z.  B.  wenn  das  in  Schweden  liegende 
Grundstück  verloren  geht  und  das  griechische  Gericht  dem  griechischen 
Kläger   seinen  Wert  zuerkennt;   diese   Geldkondamnation   kann   durch 
Beschlagnahme  des  in  Griechenland  liegenden  Vermögens  des  Sebwedea 
exekutiert  werden.     Diese  Meinung  ist  nicht  zu  billigen.     Die  Worte 
(Migations  contractu  des  Art  11  code  civü  sind  fireilich  in  Frankreich 
ab   nicht  nur   die   obligatorischen   Verpflichtungen,    sondern   auch   die 
mobiliar  dinglichen  Verpflichtungen  enthaltend  bezeichnet ;  aber  niemand 
hat  da  behauptet,  dafs  unter  diesen  Worten  auch  die  immöbüiar  ding^ 
liehen  Klagen  gemeint  sind  (Qarsonnet^  op.  cit  §  CLXXV  Note  6  — 
Dalloß^  verbo  cit  §  472).     Wenn  nun  die  Worte  „kontrahierte  Ver- 
bindlichkeiten'^    des  griechischen  Gesetzes   in   weitem  Sinne   genommen 
werden,   weil   sie  auch  im  französischen  Rechte   in  weitem  Sinne  ge- 
nommen   sind,    ist    es   nicht    erlaubt,    sie    in    griechischem  Rechte   in 
weiterem  Sinne   zu  nehmen,   als   es   in   französischem  Rechte  der  Fall 
war.     Man   darf  sich  auch   nicht  auf  diese  Auslegung,   als   auf  dem 
präsumierten  Willen  des   griechischen  Gesetzgebers  beruhende  berufen« 
weil   der  Gesetzgeber,    wenn   er   einen   solchen   Sinn  seinem   Gesetze 
geben  wollte,  welcher  nicht  nur  der  Theorie  des  internationalen  Privat- 
rechtes,   sondern  auch  der  Praxis  fast   aller  Staaten  widerspricht,   sich 
hätte   deutlicher   und   ausdrücklicher  aussprechen    müssen.     Hat  er  es 
nicht  gethan,    dann   ist   die   Auslegung  nicht   befugt,   seinen  Worten 
einen  Sinn   zu  geben,  der  ihnen  ganz  ferne  liegt     Es  sind  also  unter 
dem  Worte  des  Gesetzes  ^  Verbindlichkeiten **  nur  die  persönlichen  und 
die  mo&iZtar  -  Klagen  zu  verstehen. 

Was  den  Gerichtsstand  anbetriflt,  ist  folgendes  zu  sagen: 

a.  Nichts  besonderes  gilt  ftlr  den  Fall ,  wo  der  Klüger  ein  Aus- 
lllnder,  der  Beklagte  aber  ein  Grieche  ist.  Da  gelten  eben  dieselben 
Regeln,  als  wenn  beide  Parteien  Griechen  wären. 

b.  Ist  der  Kläger  ein  Grieche,  der  Beklagte  aber  ein  Ausländer, 
so  greifen  besondere  Regeln  Platz.  Diese  Besonderheiten  der  Gerichts- 
standslehre  sind  schon  oben  im  Zusammenhange  mit  dem  über  Zu- 
ständigkeit Gesagten  erledigt 
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c  Fttr  den  Fall,  wo  berde  Parteien  Aosländer  sind,  gelten  ttber 
GerichtBStand  diejenigen  Regeln,  welche  stattfinden  würden,  wenn  beide 
Parteien  Griechen  wären. 

Eine  specielle,  das  internationale  Privatrecht  betreffende  Bestimmung 
über  Zuständigkeit  und  Gerichtsstand  enthält  ein  Gesetz  vom  15.  Fe- 
bruar 1893  ttber  den  Industrie-  und  Handelsmarkenschutz.  Nach 
diesem  Gesetze  mUssen  die  Personen,  deren  Handelsniederlassungen 
aufserfaalb  Griechenlands  liegen,  ungeachtet,  ob  sie  griechische  Staats- 
angehörige sind  oder  nicht,  um  den  Markenschutz  zu  geniefsen, 
folgende  Bedingungen  erfüllen:  Sie  mtlssen  bei  dem  Gerichtsschreiber 
des  Civilgerichts  erster  Instanz  in  Athen  folgende  SchriftetUcke  etc.  de- 
ponieren: 1.  die  Marke,  2.  ein  Gertifikat  ihres  Heimatstaates,  beglaubigt 
▼on  dem  dortigen  griechischen  Konsul,  dafs  sie  ihre  Marke  auch  in 
ihrem  Heimatsstaate  deponiert  haben,  3.  einen  Notariatsakt  der  Er- 
nennung eines  Insinuationsbevollmächtigten  in  Athen  vom  Deponenten 
(in  Abweichung  von  der  Regel,  nach  welcher  die  im  Auslande  ver- 
weilenden Personen  eine  Prozefsvollmacht  auch  durch  Privatschrift  er- 
teilen können),  4.  eine  schriftliche  Erklärung,  durch  welche  der  De- 
ponent sich  der  Zuständigkeit  der  griechischen  Gerichte  in  Athen 
unterwirft  Diese  letztere  Bestimmung  ist  hier  näher  zu  betrachten: 
Einen  doppelten  Sinn  können  diese  Worte  des  Gesetzes  haben:  der 
Deponent  unterwirft  sich  den  griechischen  Gerichten  entweder  ftlr 
alle  Prozesse,  bei  denen  er  in  Griechenland  als  Kläger  oder  Beklagter 
auftritt,  oder  für  diejenigen  Prozesse,  welche  in  Beziehung  mit  dem 
Markenschutze  stehen.  Dieser  letzteren  Auftassung  ist  eher  beizutreten. 
Auf  den  Markenschutz  sich  beziehende  Prozesse  sind  die  vom  Deponent 
wegen  Anerkennung  seiner  Marke  und  Bezahlung  eines  Schadenersatzes 
erhobenen,  sowie  die  gegen  den  Deponent  von  einem  Dritten,  wegen 
regelvridriger  Deposition  der  Marke.  Diese  Bestimmung  ändert  nicht 
nur  die  Zuständigkeit,  sondern  auch  den  Gerichtsstand,  indem  nur 
die  in  Athen  sitzenden  Civilgorichte  (Handelsgerichte  giebt  es  seit  1887 
in  Griechenland  nicht  mehr)  für  zuständig  erklärt  werden. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   BürgrerUclies  Reoht,  einscliliefslioli  des  Handels«, 
A^eolisel-  und  Konkursreclits.  —  Civllprozefs. 

örtliches  Becht  für  die  Zulässigheit  der  Klage  des  Ehemcmns  (mf 
Anfechtung  der  Ehelichheit  eines  von  seiner  Ehefrau  geborenen 

Kindes. 

Urteil  des  ReichsgerichtB  vom  10.  Juni  1895  (Enteeh.  in  CiTÜs.  Bd  86  S.  207X 

In  der  Ehe  des  Kltfgers  ist  am  7.  September  1884  von  seiner 
Ehefraa  wtthrend  ihres  Aufenthaltes  in  Köln  a.  Rh.  ein  Sohn  geboren^ 
dessen  Ehelichkeit  der  Kitiger  durch  die  am  2.  November  1890  gegen 
den  Sohn  erhobene  Klage  mit  dem  Antrage  anficht,  zu  erkennen,  dafa 
er  nicht  der  Vater  dieses  Kindes  sei.  Der  KlMger  be&nd  sich  zur  Zeit, 
als  das  Kind  geboren  wurde,  auf  dem  englischen  Dampfer  Leibnitz  auf 
der  Rückreise  nach  EngUind  von  Südamerika,  wo  er  im  Jahre  1883« 
auch  noch  im  Jahre  1884  und  bis  zu  seiner  Einschiffung,  die  am 
28.  August  1884  erfolgte,  zu  Assuncion  in  Paraguay  seinen  Wohnsitz 
geliabt  hatte.  In  England  langte  er  in  Sonthampton  am  19.  September 
1884  an  und  blieb  dann  einige  Jahre  in  London  wohnen.  Spftter 
kehrte  er  nach  Deutschland  zurück.  Hier  will  er,  während  er  in 
Charlottenburg  wohnte,  zum  erstenmal  am  11.  August  1890  Kenntnis 
Ton  der  Geburt  jenes  Kindes  erhalten  und  darauf  am  4.  Oktober  1890 
seiner  Ehefrau  erklärt  haben,  dafs  das  Kind  nicht  von  ihm  sei.  Am 
2.  November  1890  erhob  er  dann  die  Kla^e  gegen  das  Kind  selbst 
vor  dem  zuständigen  Landgerichte  11  in  Berlin.  Letzteres  wies  die 
Klage  ab  und  das  Kammergericht  wies  die  Berufung  zurück.  Die 
Revision  des  Klägers  hatte  keinen  Erfolg  aus  nachstehenden  Gründen: 

Das  Berufungsgericht  geht  davon  aus,  dafs  nach  dem  Rechte  des 
Wohnsitzes,  den  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  hatte, 
sich  die  Zulässigkeit  der  Illegitimitätsklage  gegen  das  Kind  bestimme, 
und  gelangt  auf  Grund  der  im  §  16  A.  G.O.  I.  2  nnthaltenen  Vor- 
schrift, dafs  der  durch  den  Wohnort  begründete  persönliche  Gerichts- 
stand sich  verändere,  wenn  jemand  diesen  Ort  gänzlich  verlasse  und 
seinen  Wohnsitz  anderswo  aufschlage,  zu  der  Annahme,  dafs  der 
Kläger  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  noch  seinen  Wohnsitz  in 
Paraguay  hatte.  ^  In  Anwendung  des  Art.  254  des  dort  geltenden 
Cddigo  civil  de  la  Bepüblica  Argentina  y  der  in  deutscher  Übersetzung 
lautet: 
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„Jeder  Einsprach  des  Ekemannes  gegen  die  Ehelichkeit  eines 
während  der  Ehe  von  seiner  Ehefrau  empfangenen  ELindes  mufs 
innerhalb  sechzig  Tagen  von  dem  Tage  an  geltend  gemacht  werden, 
an  dem  er  von  der  Geburt  Kenntnis  erhielt,^ 

und  der  nach  der  Auslegung  des  Berufungsgerichtes  die  Bedeutung  hat, 
dafs  die  Illegitimitätsklage  gegen  das  Kind  nur  innerhalb  sechzig  Tagen 
seit  Erlangung  der  Kenntnis  von  der  Geburt  des  Kindes  zulässig  ist, 
trifit  dann  das  Berufbngsgericht  seine  Entscheidung  dahin,  dafs  die  von 
dem  Kläger  am  2.  November  1890  erhobene  Klage  mit  Ettcksicht 
darauf,  dafs  er  nach  seiner  eigenen  Angabe  bereits  am  11.  August 
1890  Kenntnis  von  der  Geburt  des  Kindes  erhalten  habe,  verspätet 
angestellt  und  deshalb  unzulässig  sei. 

In  dem  Ausgangspunkte  und  dem  Schlufsergebnisse  seiner  Be- 
gründung ist  dem  Berufungsgerichte  beizutreten.  Denn  da  der  Ehe- 
mann das  Haupt  der  Familie  ist,  und  sich  deshalb  ebenso,  wie  (%br  ihn 
selbst,  auch  für  die  tlbrigen  Familienglieder  die  persönlichen  Rechte 
und  Befognisse  nach  seinem  Wohnsitze  bestimmen,  zu  den  Familien- 
gliedern  aber  jedes  in  seiner  Ehe  geborene  Kind  solange  gehört,  bis 
durch  Richterspruch  das  Gegenteil  festgestellt  ist,  'so  ist  mit  Recht  von 
dem  Berufongsgerichte  angenommen,  dafs  die  Zulässigkeit  der  Illegitimitäts- 
klage nach  dem  Rechte  des  für  den  Ehemann  zur  Zeit  der  Gfeburt  des 
Kindes  bestehenden  Wohnsitzes  zu  beurteilen  sei.  Nach  der  Fest- 
stellung des  Berufungsgerichtes  hatte  der  Kläger  zur  Zeit  der  Geburt 
des  Kindes,  am  7.  September  1884,  seinen  bisherigen  Wohnsitz  Assun- 
cion  in  Paraguay  verlassen  und  befond  sich  auf  der  Rückreise  nach 
England  an  Bord  eines  englischen  Dampfers,  hatte  aber  einen  neuen 
Wohnsitz  noch  nicht  genommen.  Damit  sind  die  Voraussetzungen  fUr 
die  Anwendung  des  in  Paraguay  geltenden  Rechtes  gegeben.  Der 
Grund  hierftir  liegt  nicht,  wie  das  Berufungsgericht  annimmt,  in  der 
angeblich  allein  mafsgebenden  Vorschrift  des  §  16  A.  G.O.  I.  2,  son- 
dern in  den  auf  gleicher  Auf&ssung  beruhenden  Bestimmungen  des 
internationalen  Privatrechtes.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  auf 
folgende  Schriftsteller  hinzuweisen: 

VeigL  V.  Bar,  Internat  Privatrecht,  Bd.  1  §  46  S.  160:  Man 
mufs  die  Fortdauer  des  früheren  Domizils  bis  zu  dem  Zeitpunkte  des 
Erwerbes  eines  neuen  Domizils  annehmen,  denn  der  gänzliche  Mangel 
eines  Domizils  ist  eine  juristische  Unmöglichkeit;  Dernburg,  Pan- 
dekten, Bd.  1  §  46  Ziff.  1^  Anm.  6 :  Für  das  internationale  Privat- 
recht gilt  das  aufgegebene  Domizil  als  noch  fortbestehend  bis  zur 
Begründung  eines  neuen;  Stohbe^  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  I  §  30 
Ziff.  3 :  Jeder  bleibt  seinem  Domizil  solange  unterworfen,  als  er  kein 
anderes  erworben  hat;  v,  Samgnyj  System  etc.,  Bd.  8  S.  101,  102; 
V.  HoUschuher,  Theorie  und  Kasuistik,  Bd.  1  §  6  S.  66^:  Hatte 
die  Person  früher  erweislich  einen  Wohnsitz,  denselben  aber  auf- 
gegeben, so  ist  dieser  frühere  Wohnsitz  als  Bestimmungsgrund  ^r 
ihr  örtliches  Recht  anzunehmen;  denn  es  ist  in  diesem  Falle  gewifs 
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amsoweniger   ein   zwingender  Grund  zur  Annahme   einer  Änderung 
vorhanden. 

Die  gleiche  Ansicht  über  die  Fortdauer  des  firüberen  Wohnsitzes, 
wenn  dieser  ohne  Begründung  eines  neuen  Wohnsitzes  aufgegeben 
wurde,  hat  in  Beziehung  auf  die  gesetzliche  Erbfolge  auch  der  YL  Qvil- 
senat  des  Reichsgerichtes  in  dem  Urteile  vom  27.  April  1898,  Reg. 
VI  881/91, 

vergl.  Entsch.  des  R.6.S  in  GyIIs.  Bd.  81  S.  189, 
ausgesprochen. 

Die  Feststellung,  dafs  in  Paraguay  der  Codügo  cwil  de  la  Be- 
publica  Argentina  gilt,  und  dafs  dessen  Art  254  den  oben  angegebenen 
Wortlaut  hat,  ist  nicht  anfechtbar;  die  Auslegung  dieser  Gesetzes- 
vorschriffc  betrifil  eine  nicht  revisible  Rechtsnorm. 

Hiemach  war  das  Berufungsurteil  aufrecht  zu  erhalten  und  die 
Revision  auf  Kosten  des  RevisionsklKgers  zurückzuweisen. 

Welches  Recht  ist  für  Rechtsverhältnisse  an  leweglichen  Sachen 
mafsgebend,  wenn  diese  ihren  Standort  wechseln? 

Urteil  des  Reichsgerichts,  ÜL  CS.,  vom  25.  November  1895. 

Aus  den  Gründen: 

Die  Streitfrage  selbst  anlangend  ist  der  Revision  zuzugeben,  dafs 
der  Grundsatz,  wonach  Rechtsverhältnisse  an  beweglichen  Sachen  nach 
dem  Rechte  ihres  Stand-  oder  Aufbewahrungsortes  (lex  rei  sitae)  zu 
beurteilen  sind,  nicht  ohne  weiteres  dazu  Mhren  kann,  einmal  ent- 
standene Rechte  an  solchen  Sachen  untergehen  und  wieder  aufleben 
zu  lassen,  je  nachdem  letztere  ihren  Standort  wechseln.  Insbesondere 
ist  in  Bezug  auf  den  vorliegenden  Fall  anzuerkennen,  dafs  das  Eigen- 
tumsrecht der  Klägerin  an  den  fraglichen  Maschinen,  welches  auf  den 
ftlr  Mannheim,  also  ftlr  das  Gebiet  des  badischen  Landrechts,  verein- 
barten und  nach  diesem  Rechte  gültigen  Eigentumsvorbehalt  gestützt 
wird,  an  sich  auch  dann  fortdauern  würde,  wenn  die  Maschinen  in 
ein  anderes  Rechtsgebiet  übergehen,  welches  einen  derartigen  Eigentums- 
vorbehalt nicht  kennt  Anders  aber  steht  es,  wenn  die  Rechtsordnung 
des  neuen  Standortes  eine  positive  Schranke  aufstellt,  einem  derartigen 
Eigentumsvorbehalte  überhaupt  die  Anerkennung  versagt  In  dieser 
Weise  ist  im  Orofsherzogtum  Weimar,  in  dessen  Gebiet  die  Maschinen 
gebracht  worden  sind  und  dessen  Recht  von  dem  angerufenen  Weima- 
rischen Richter  in  erster  Linie  anzuwenden  ist,  durch  den  von  den 
Yorinstanzen  angezogenen  §  60  des  Weimarischen  Pfiindgeeetzes  — 
eine  nach  der  irrevisibeln  Feststellung  der  Vorinstanzen  im  öffentlichen 
Interesse  erlassene  und  daher  zwingende  Vorschrift  —  ein  derartiger 
Eigentumsvorbehalt  fUr  ungültig  erklärt  worden.  Einem  solchen  Verbots- 
gesetz mufs  der  in  einem  anderen  Rechtsgebiet  begründete  Eigentums- 
vorbehalt weichen,  wie  der  jetzt  erkennende  Senat  bereits  in  dem 
Urteile  vom   28.  Februar  1898    in   der  Oldenburger   Sache  K.    contra 
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KonkoTBverwalter  G.  Rep.  in.  297/92  aoBgesprochen  hat,  siehe  aach 
Windscheid^  Pandekten  I  §  34  bei  Anm.  4.  Hiergegen  kann,  bei  der 
von  den  Vorinstanzen  festgestellten,  unbedingten  nnd  allgemeinen 
Fassung  des  angeftüirten  §  60,  weder  der  Hinweis  der  E^lägerin 
daraof,  dafs  in  dem  (ersten)  Vertrage  L.-U.  ausdrtlcklich  Mannheim 
als  ErBÜlangsort  bezeichnet  sei,  noch  die  Bemerkang  am  Schlosse 
ihrer  Ansftlhrangen  Beachtung  finden,  dafs  die  angefllhrte  Vorschrift 
nur  zu  Gunsten  gutgläubiger  Dritter,  nicht  aber  in  dem  hier  vor- 
liegenden Verhältnisse  von  Vertragsbeteiligten  zu  einander  wirken 
kOnne.  X. 

örtliches  Becht  des   dem   Geschenkgeber    in  §  1133  A.  Preufs. 
LM.  /,  11  gewährten  Kompetenzanspruches. 

Urtdl  des  Beichsgerichts  Tom  14.  Norember  1895  (£ntsch.  d.  B.Q.8  in  CItIIs. 

Bd.  36  S.  282). 

Aus  den  Gründen: 

Der  Berufungsrichter  geht  zunächst  mit  Recht  davon  aus,  dals  ftlr 
die  Beantwortung  der  Frage,  welches  örtliche  Recht  bei  der 
Kollision  verschiedener  Rechte  anzuwenden  sei,  das  Recht  des  mit 
der  Entscheidung  befafsten  Gerichtes,  hier  also  das  AUg. 
Landrecht  mafsgebend  sei.  Es  bestimmt  nun  §  23  Einl.  zum  A.  L.R. : 
„Die  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen  werden 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit  beurteilt,  unter  welcher  derselbe 
seinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat"  Zu  prüfen  ist  also,  was  unter  „den 
persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnissen**  zu  verstehen  ist,  und  ob 
zu  denselben  auch  der  dem  Geechenkgeber  in  §  1123  a.  a.  0.  ge- 
währte Kompetenzanspruch  gerechnet  werden  kann.  Der  Berufungs- 
richter hat  letzteres  verneint,  indem  er  diesen  Anspruch  nur  insofern 
als  einen  höchst  persönlichen  erachtet,  als  derselbe  nur  dem  Geschenk- 
geber selbst,  nicht  aber  dessen  Erben  zustehe,  und  indem  er  ferner 
ausftlhrt,  dafs  jene  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  in  der 
Rechtsftlhigkeit  und  Handlungsfähigkeit  bestehen,  dafs  die  Personal* 
Statuten  aufserdem  im  allgemeinen  über  erb-  und  familienrechtliche 
Verhältnisse,  sowie  Über  die  aus  den  letzteren  fliefsenden  Alimentations- 
verbindlichkeiten  entscheiden,  dafs  das  Recht  des  Geschenkgebers  auf 
Gewährung  der  Kompetenz  jedoch  nicht  aus  dem  dauernden  Verhält- 
nisse der  Familie  entspringe  und  es  somit  unerheblich  sei,  dafs  im 
Streit&Ue  der  Vater  die  Kompetenz  von  seinen  Kindern  beanspruche. 
Diesen  Erwägungen  des  Bemftingsgerichtes  ist  beizutreten.  Die  Vor- 
schrift des  §  23  a.  a.  0.  bezieht  sich  namentlich  auf  die  Rechte  und 
Pflichten  hinsichtlich  der  sog.  Zustandsverhältnisse  eines  Menschen,  und 
wenn  auch  in  der  Lehre  vom  internationalen  Privatrechte  die  Ansicht 
aufgestellt  worden  ist,  dafs  das  Recht  zum  Widerrufe  einer  Schenkung 
überhaupt  nach  dem  Personalstatute  des  Geschenkgebers  sich  richten 
müsse, 

vergl.  V,  Barj  Litern.  Privatrecht  Bd.  2  S.  113, 
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00  ist  bereits  in  dem  Urteile  des  VL  Civüsenats  des  Beichsgeriehts  vom 
28.  Dezember  1891, 

▼ergl.  Entsch.  des  R.G.B  in  Cirils.  Bd.  28  S.  186, 

ansgeftlhrt  worden,  es  könne  dahingestellt  bleiben,  ob  diese  AnfiEassnng 
im  allgemeinen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  der  Widerm&grttnde 
in  den  einzelnen  Rechten,  richtig  sei,  es  komme  vielmehr  bei  Beurteilung 
der  Frage,  ob  der  Wohnort  des  Geschenkgebers  zur  Zeit  der  ErklArung 
der  Schenkung  mafsgebend  sei,  auf  die  in  dem  objektiven  Rechte  für 
die  Zulflssigkeit  des  Widerrufes  gegebenen  Grundsätze  an.  Von  dieser, 
auch  in  dem  Urteile  des  vormaligen  preufsischen  Obertribunals  vom 
16.  Mai  1896, 

vergl.  StrieOiont,  Archiv,  Bd.  96  S.  98, 

geteilten  Aufikssung  geht  der  Berufungsrichter  gleichfalls  ans  und  ge- 
langt so  in  zutreffender  Weise  zu  dem  von  ihm  gewonnenen  Ergebnisse. 
Das  Recht  auf  Kompetenzgewtthrung  ist  nach  den  Randbemerkungen 
zu  den  §§  1089,  1091,  1113,  1117,  1123,  1129,  1184,  1140,  1151 
A.  L.R.  I.  11  von  dem  Gesichtspunkte  eines  Widerrufes  der  Schen- 
kung zu  beurteilen. 

Vergl.  Urt    des  IV.  Civils.   des  R.G.S   vom  9.  Oktober  1890 
in  Entsch.  Bd.  27  S.  194. 

Der  Betrag  der  Kompetenz  von  Sechs  vom  Hundert  ist  gesetzlich  ein 
für  allemal  ohne  Rücksicht  auf  das  Mafs  des  Unterhaltungsbedürfiiisses 
des  in  Dürftigkeit  geratenen  Schenkers  festgesetzt 

Veigl.  Urt  des  IV.  Civils.   vom  4.  Mai  1891   in  Entsch.  des 
R.G.S  Bd.  28  S.  201. 

Das  Recht  wird  dem  Geschenkgeber  ohne  Rücksicht  darauf  gegeben, 
in  welchem  iamilienrechtlichen  Verhältnisse  er  zu  dem  Beschenkten 
steht  Das  Recht  entspringt  also,  wie  der  Berufnngsrichter  mit  Recht 
annimmt,  aus  dem  Vertrage  selbst.  Die  Rechts-  und  HandlungsflLhigkeit 
des  Schenkers  werden  ebensowenig  wie  erb-  und  fiimilienrechtliche 
Verhältnisse  oder  Zustandsverhältnisse  dadurch  berührt.  Danach  ist  die 
Ausführung  des  Berufungsrichters  gerechtfertigt,  dafs  die  Frage  nach 
dem  Widerrufe  einer  Schenkung  nach  denselben  Gesetzen  zu  beurteilen 

ist,  welche  für  die  Wirkung  der  Schenkung  mafsgebend  sind.  — 

Die  aus  der  Sachlage  entnommene  Feststellung,  dafs  sftmtliche  Akte 
in  Rostock  vorgenommen  sind,  und  dafs  nach  Absicht  der  Kontrahenten 
in  Rostock  die  Erfüllung  stattfinden  sollte  und  daselbst  auch  statt- 
gefunden hat,  ist  nicht  zu  beanstanden  und  ebensowenig  die  daraus 
gezogene  Schlufsfolgerung,  dafs  Rostock  als  der  Sitz  der  Obligation  an- 
zusehen sei.  Hiemach  kommt  aber  nicht  das  preufsische  Landrecfat, 
sondern  das  in  Rostock  geltende  gemeine  Recht  zur  Anwendung  .... 
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BeektUche  Folgen  der  Annullierung  eines  Lieferungsvertrags. 

Urteil  doB  BeichsgericlitB  vom  18.  D^^mber  1895  (Bolze  etc.,  Bd.  19  8.  22). 

B.  &  B.  in  Ronneboig  hatten  von  R.  &  FiIb  in  Roubaiz  5000  Kilo 
Oarn  zum  Preise  von  7  Mk.  25  Pf.  das  Kilo  dergestalt  gekauft,  „dafs 
dieser  Gresamtaaftrag  in  einzelnen,  durch  specielle  Ordres  von  der 
Käuferin  zu  bestimmenden,  bis  Ende  1890  5000  Kilo  «reichenden 
Lieferungen  bis  Januar  1891  komplet  geliefert  wird.  Die  Klägerin  ist 
verpflichtet,  zwei  Monate  nach  Empfang  der  Ware  Zahlung  zu  leisten**. 
Später  haben  B.  &  B.  ihren  Auftrag  annulliert  und  Abnahme  und  Be- 
orderung der  noch  rückständigen  4380  Kilo  verweigert  Der  von 
R.  &  Üls  erhobene  Schadensanspruch  ist  nicht  nach  französischem 
Recht,  sondern  nach  deutschem  Handelsgesetzbuch  zu  beurteilen.  Denn 
die  rechtlichen  Folgen  der  Annullierung  des  Lieferungsvertrages  durch 
die  Beklagten  bestinmien  sich  nach  dem  Rechte  des  Orts,  wo  sie  abzu- 
nehmen und  zu  zahlen  hatten.  Das  war  ihr  deutscher  Wohnort,  der 
sogleich  der  Ort  ihrer  Handlungsniederlassung  war. 


Provision  für  Vermittehmg  eines  Gutskaufes. 
Urteil  des  Rdchsgerichts  vom  3.  Januar  1895  (Bolze  etc.  Bd.  20  8.  1). 

Der  Anspruch  des  Klägers  beruht  auf  einem  Auftrage  und  der 
Zosichening  einer  Provision ,  die  ihrem  Betrage  nach  unbestimmt  ge- 
lassen war.  Das  Beruftingsgericht  nimmt  an,  dafs  der  Beklagte  die  in 
Berlin  tlbliche  Provision  habe  versprechen  wollen,  weil  der  Kläger 
dort  wohne.  Wenn  aber  der  Auftrag,  einen  Käufer  ftir  ein  sächsisches 
Gut  zu  verschaffen,  auf  diesem  Gute  erteilt  ist,  und  sich  auf  dieses 
bezog,  mufste  geprüft  werden,  ob  nicht  Beklagter,  welcher  damals  auf 
dem  Gute  wohnte,  an  die  an  seinem  Wohnorte  fUr  angemessen  gehaltene 
Provision  gedacht  habe. 


Unerlaubte  Nachahmung  eines  Warenzeichens. 
UrteU  des  Rdchsgerichts  vom  29.  März  1895  (BoUe  etc.  Bd.  20  B.  8). 

Ftlr  die  Klägerin,  eine  englische  Gesellschaft,  ist  bei  dem  Amts- 
gericht zu  Leipzig  ein  Warenzeichen  eingetragen,  dessen  sie  sich  ftlr 
ihr  Nähgarn  bedient  Die  Beklagte,  eine  deutsche  Firma  in  Beirut, 
ftOirt  Nähgarn  mit  einem  Zeichen  aus  Deutschland  in  Beirut  ein,  das 
Zeichen  soll  eine  unerlaubte  Nachahmung  des  Warenzeichens  der 
Klägerin  sein.  In  dem  Prozefs  ist  von  dem  deutschen  Konsulargericht 
zu  Beirut  mit  Recht  das  deutsche  Markenschutzgesetz  angewendet 
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Aufgaberecepisse  der  DonmhDampfschiffcihrtsgesellschaß  m  Wien 
hat  nicht  die  Natur  des  Ladescheins.     Übergang  des  Eigenimms 

an  Frachtgut  aus  Serbien. 

Urteil  des  Reichsgerichts  Yom  28.  Juni  1894  {Bolze  etc.  Bd.  19  Nr.  40  o.  15). 

Paul  C.  in  Schobatz  hatte  dem  Beklagten,  einem  Kaufmann  in 
Bamberg,  serbische  Pflaumen  verkauft;  er  hat  aber  die  Pflaumen, 
welche  für  den  Beklagten  bestimmt  und  von  Seh.  &  Co.  in  Wien  der 
Donau  -  Dampftchiffahrtsgesellschaft  zum  Transport  nach  Regensbrn^g 
c^nfgegeben  waren,  der  Klttgerin,  einer  Handlang  in  Mannheim,  welcher 
er  die  Pflaumen  schwimmend  Regensburg  zum  E^auf  angeboten,  was 
diese  acceptiert  hatte,  fakturiert,  und  diese  der  Verabredung  mit 
dem  Verkäufer  entsprechend  den  Preis  am  10.  November  an  ein 
Bankhaus  in  Mannheim  gezahlt  und  von  diesem  das  Aufgaberecepisse 
erhalten,  sie  hat  aber  dasselbe  an  Seh.  &  Co.  in  Wien  mit  der  An- 
weisung tlbersandt,  die  Pflaumen  nach  ihrer  Ankunft  in  Regensbuig 
nach  Mannheim  zu  versenden.  Wegen  ihrer  Ansprüche  aus  dem  Kanf 
an  Paul  C.  hat  die  Beklagte  einen  Arrest  auf  die  Pflaumensendung 
extrahiert ,  infolge  dessen  die  Sendung  von  dem  Grerichtsvollzieher  am 
11.  November  in  Regensburg  auf  einem  Schleppschiff  der  Donau- 
Dampfechiffahrtsgesellschaft  und  am  12.  November  im  Lagerhaus  der 
Agentie  der  Gesellschaft  gepfUndet  vnirden.  Die  Widerspruchsklage 
der  EJflgerin  ist  abgewiesen.  Das  Aufgaberecepisse  enthalte  allerdings 
die  Angaben,  welche  nach  H.G.B.  414  ftü:  einen  Ladeschein  erfordere 
lieh  seien,  dasselbe  sei  aber  keine  Urkunde,  durch  welche  sich  der 
Frachtführer  zur  Aushändigung  des  Frachtgutes  verpflichtete,  vielmehr 
habe  die  Frachtführerin  die  Verftlgungen  des  Absenders,  ftir  welchen 
sie  Waren  detiniert,  bis  zur  Ankunft  am  Bestimmungsorte  und  nach 
der  Ankunft  solange  zu  befolgen  gehabt,  als  sie  nicht  den  Frachtbrief 
an  den  in  demselben  bezeichneten  Empfänger,  die  Agentie  in  Regens- 
burg, übergeben  habe.  Durch  Ausantwortung  des  Recepisse  habe  also 
die  Klftgerin  Eigentum  nicht  erworben.  Eine  Übergabe  der  Ware 
an  die  Klägerin  habe,  wie  sie  nach  dem  in  Regensbuig  geltenden 
gemeinen  Rechte  zur  Eigentumsübertragung  erforderlich  war,  nicht 
stattgefunden. 

Revision  zurückgevriesen  und  ist  bezüglich  der  Anwendung  des  in 
Regensburg  geltenden  Rechtes  bemerkt:  Nach  der  Fassung  der  bezüg- 
lichen Bemerkung  in  dem  angefochtenen  Urteile  kann  man  allerdings 
annehmen,  das  Berufungsgericht  sei  der  Ansicht,  dafs  für  die  Frage, 
ob  das  Eigentum  an  einer  Ware  übergegangen  sei,  nicht  der  Ort  ent- 
scheide, wo  sich  die  Ware  zur  Zeit  des  betreffenden  Vorgangs  befinde, 
sondern,  wenn  die  Eigentumsübertragung  auf  Grund  eines  Vertrags 
erfolgen  solle,  der  Ort,  nach  dem  die  Ware  zu  liefern  sei.  Die  Ansicht 
würde  aber  ftlr  die  vorliegende  Sache  imerheblich  sein.  In  den  Ver- 
handlungen ist  nicht  davon  die  Rede  gewesen,  dafs  die  Pflaumen- 
sendnng  am  10.  November  1890  sich  an  einem  anderen  Orte  befunden 
habe,   als  in  Regensburg.     Die  Ellägerin  hat  nur  vorgebracht,   es  sei 
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daß  in  Mannheim  geltende  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen,  weil 
dort  der  Kau^reis  bezahlt  und  das  Au^aberecepisse  ausgehändigt  sei. 
Dafs  die  Ware  sich  damals  nicht  in  Regensburg,  wo  sie  am  10.  No- 
vember auf  dem  Schiffe  gepfändet  wurde,  befunden  habe,  hat  sie  nicht 
behauptet  Mufste  das  Berufungsgericht  demnach  annehmen,  dafs  die 
Parteien  darttber  einverstanden  seien,  dafs  die  Ware  am  11.  November 
schon  in  Regensborg  gewesen  sei,  so  hat  es  mit  Recht  f\ii  die  Ent^ 
Scheidung  der  Frage,  ob  der  Vorgang,  auf  den  Eltfgerin  sich  beruft 
and  der  an  diesem  Tage  stattgefunden  hat,  den  Eigentumsübergang 
bewirkt  hat,  das  in  Regensburg  geltende  Recht  zur  Anwendung 
gebracht  Unerheblich  ist  es,  ob  der  Orund,  aus  welchem  es  solches 
gethan  hat,  richtig  ist  Damach  kommt  auf  die  Ausführung  der  Revision 
nichts  an,  dafs  das  Berufungsgericht  mit  Unrecht  Regensburg  als  den 
Erfüllungsort  für  den  Vertrag  zwischen  B.  und  der  Klttgerln  ansehe. 

Nach  dem  Recht  welchen  Staates  bestimmt  sich  der  VerfaUtag 
eines  in  Hamburg  ausgestellten  Wechsels,  welcher  auf  eine  in 
Portugal  domissüierte  Firma  gezogen  und  von  dieser  a^ceptiert 
ist?  —  Rechtzeitigkeit  und  Form  eines  in  Portugal  aufgenommenen 

Wechselprotestes. 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  11.  Dezember  1895  in  Sachen  Gtöts  (Gebrüder  &  Co. 
m  Hamburg  gegen  den  Kaufmann  Thomas  Morgan  in  Hamburg  (Hanseatische 

GerichtBzeitung  1896,  HaupU>i.  S.  79). 

Vergl.  Zeitschrift  Bd.  V  S.  570. 

In  dieser  Sache  verwarf  das  Reichsgericht  durch  Urteil  vom  11.  De- 
zember 1895  die  Revision  des  Beklagten. 

Entscheidungsgrttnde:  Nach  Art.  82  der  deutschen  Wechsel- 
ordnung wilre  der  KUgewechsel  am  16.  November  1894  fällig  gewesen, 
der  vorliegende  Protest  würde  demnach,  weil  vor  Eintritt  des  Zahlungs- 
tages erhoben,  unwirksam  sein.  Nach  portugiesischem  Recht  ist  da- 
gegen zufolge  der  von  der  Revision  nicht  beanstandeten,  auf  einer 
bedenkenfreien  Würdigung  des  fremden  Rechtes  beruhenden  Feststellung 
des  Berufungsgerichts  die  Frist  vod  drei  Monaten  einer  solchen  von 
neunzig  Tagen  gleichzusetzen,  so  dafs  nach  dem  Recht  des  Zahlungs- 
ortes der  Wechsel  bereits  am  15.  November  mangels  Zahlung  protestiert 
werden  konnte.  Das  Berufungsgericht  nimmt  an,  dafs  die  Bestimmungen 
des  portugiesischen  Rechtes  in  Bezug  auf  die  Verfallzeit  und  die  Recht- 
zeitigkeit des  Protestes  auch  für  die  R^efspflicht  des  Ausstellers  mafs- 
gebend  seien.  Die  Revision  erachtet  die  Anwendung  des  ausländischen 
Rechtes  für  rechtsirrttlmlich  und  meint,  da  es  sich  hier  um  einen  in 
Deutschland  von  einem  inländischen  Trassanten  gezogenen  Wechsel 
handele,  so  sei  die  Regrefspflicht  des  Beklagten  lediglich  nach  den 
Vorschxifien  des  einheimischen  Rechts  zu  beurteilen.  Der  entgegen- 
gesetzten Auffassung  des  Berufungsgerichts  wird  vorgeworfen,  dafs  sie 
gegen  die  Grundsätze  des  internationalen  Privatrechts,  sowie  gegen  den 
Grundsatz  verstofse,  dafs  die  verschiedenen,  durch  Ziehung,  Annahme 
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und  Begebimg  demeiben  Weefasels  begründeten  Obligationen  sdbstindige 
▼on  einander  nnabbftngige  Verpfliefatangen  danstelien.  Aach  dem  nach 
der  Nator  der  Sache  voranazosetzenden  Verpfliehtongawillen  dea  Be- 
klagten werde  das  Beraftmgsarteil  nicht  gerecht,  denn  es  sei  nicht  an- 
zunehmen, dafs  Beklagter  bei  AuBStellnng  des  Klagewechsels  die  vor- 
erwähnte Bestimmung  des  portugiesischen  Rechtes  im  Auge  gehabt 
habe;  es  stehe  nicht  einmal  fest,  dafs  sie  ihm  bekannt  gewesen  sd, 
keinesfalls  sei  eine  Unterwerfung  des  Beklagten  unter  die  gedachte 
Bestimmung  festgestellt  Als  unrichtig  bezeichnet  die  Revision  den 
Rechtssatz,  auf  welchem  das  Berufungsurteil  beruhe,  dafs  für  die  Recht- 
zeitigkeit des  Protestes  immer  nur  ein  einziger  VeiHfiültag  bezüglich 
aller  Wechselverpfiichteten  mafsgebend  sein  könne  und  dafs  dies  selbst^ 
verständlich  der  Tag  sei,  den  die  ersten  Wechselverbundenen  (^  ihr 
Verhältnis  zum  Verfalltag  erhoben  haben.  Im  vorliegenden  Falle  sei 
der  am  15.  November  angenommene  Protest  vielleicht  den  portugie- 
sischen Indossanten  gegenüber  ausreichend  gewesen;  zur  Wahrung  des 
Regresses  gegen  den  deutschen  Aussteller  hätte  ein  nach  den  Vor- 
schriften der  deutschen  Wechselordnung  rechtzeitiger  Protest  auf- 
genonmien  werden  müssen.  Es  sei  dies  auch  möglich  gewesen,  da 
nichts  im  Wege  gestanden  habe,  dem  Protest  vom  15.  November  noch 
einen  zweiten  Protest  folgen  zu  lassen. 

Die  hier  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  wiedergegebene  Revisions- 
b^ründung  ist  nicht  zu  billigen,  vielmehr  ist  die  Rechtsauffassung,  die 
den  Instanzurteilen  und  namentlich  dem  Berufungsurteil  zu  Grunde 
liegt,  für  zutreffend  zu  erachten.  Der  Standpunkt  des  Berufungsgerichts 
verstöfst  nicht  gegen  den  Grundsatz  der  Selbständigkeit  der  Wechsel- 
Obligationen.  Dieser  Grundsatz  bedeutet,  dafs  verschiedene  in  derselben 
Urkunde  verbriefte  Wechselverpflichtungen  ihrem  Rechtsbestande  nach 
selbständig,  d.  h.  insofern  von  einander  unabhängig  sind,  als  keine 
derselben  an  die  Rechtsgültigkeit  einer  anderen  Wechselverpflicbtung 
gebunden  ist  Die  Selbständigkeit  der  Wechselverpflichtung  des  Be- 
klagten in  diesem  Sinne  wird  durch  die  Auffassung  des  BemfuzigB- 
gerichts  nicht  beeintiächtigt  Das  angefochtene  Urteil  beruht  nicht 
auf  der  Annahme  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  zwischen  dem 
Wechselversprechen  des  Beklagten  und  der  Rechtsgültigkeit  des  von 
der  Bezogenen  durch  das  Accept  des  Klagewechsels  abgegebenen 
Zahlungsversprechens,  sondern  stützt  sich  auf  diejenige  Eigentümlichkeit 
der  Wechselregrefsschuld ,  die  v»  ScHpiuB  in  der  Abhandlung:  „Über 
die  Anwendung  ausländischen  Rechts  auf  den  Wechselregrefs**  (Zeit- 
schrift für  das  gesamte  BLandelsrecht  Bd.  XIX  S.  1  flg.)  treffend  als 
den  relativen  Inhalt  derselben  bezeichnet  hat  Der  Aussteller 
verspricht  Zahlung  für  den  Fall,  dafs  der  Trassat  nicht  bezogenermafsen 
Zahlung  leistet,  d.  h.  dem  ihm  im  Wechsel  erteilten  Zahlungsauftag 
nicht  nachkommt  Mit  dem  Eintritt  dieser  Bedingung  wird,  gleichviel 
ob  der  Wechsel  angenommen  war  oder  nicht,  der  Regrefs  an  den  Aus- 
steller eröffiiet  Das  Wechselversprechen  des  Ausstellers  wird  mithin 
durch  den   Inhalt  des  aus  der  Tratte   ersichtlichen  Zahlungsauftrages 
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beBÜmint.  Dies  gut  nsmeiitlich  in  Bezog  auf  den  Fttlligkeitstermin. 
Der  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Tnunat  bezogenennafsen  Zahlnng  zu 
leisten  hat,  fkllt  zusammen  mit  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Begrefs* 
pflicht  des  Ausstellen  existent  wird.  Bei  einem  Wechsel,  der  in  Bezug 
auf  alle  Wechselverbundenen  unter  der  Hemchaft  des  einheimischen 
Rechtes  steht,  unterliegt  dies  keinem  Zweifel.  Aus  dem  Wesen  der 
Tratte  folgt  aber,  dafs  der  gleiche  Grundsatz  auch  dann  Anwendung 
finden  mufs,  wenn  es  sich  um  einen  vom  Inlande  auf  das  Ausland 
gezogenen  Wechsel  handelt  Hieraus  ergiebt  sich  zugleich,  dafs  die 
Rflge,  das  Berufnngsurteil  verletze  die  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts ,  nicht  begrtlndet  ist.  Dafs  das  in  der  Trassierung  eaU 
haltene  Wechselversprechen  des  Beklagten  hinsichtlich  seiner  Rechts- 
wirksamkeit nach  inländischem  Rechte  zu  beurteilen  ist,  verkennt  das 
Berufungsgericht  keineswegs.  Wenn  das  angefochtene  Urteil  aber  be* 
zllglich  der  Frage,  in  welchem  Zeitpunkt  der  Wechsel  von  der  Trassatin 
zu  bezahlen  war,  und  in  Ermangelung  der  Zahlung  notleidend  wurde, 
den  nach  portugiesischeod  Rechte  sich  ergebenden  Verfalltag  auch  dem 
Beklagten  gegenüber  fttr  durchgreifend  erachtet,  so  beruht  diese  Ent- 
scheidung auf  einer  Verwertung  des  richtigen  Grundsatzes,  dafs  der  in 
der  Tratte  enthaltene  Zahlungsauftrag  dem  Recht  des  Zahlungsortes 
unterstellt  ist,  in  Verbindung  mit  dem  vorerwähntoi  relativen  Element, 
welches  der  Wechselverbindlichkeit  des  Ausstellers  innewohnt.  Ob 
und  inwieweit  ein  die  Anwendung  des  portugiesischen  Rechtes  aus- 
schliefs ender  Wille  des  Beklagten  zu  berücksichtigen  wäre, 
wenn  er  in  der  Wechselurkunde  hervorgetreten  wäre  oder  wenn  die 
Beteiligten  bei  der  Begebung  des  Wechsels  ein  dahin  gehendes  Über- 
einkommen getroffen  hätten,  braucht  nicht  erörtert  zu  werden,  da 
kemer  dieser  Fälle  vorliegt  Die  Feststellung,  dafs  Beklagter  sich  dem 
Rechte  des  Zahlungsortes  unterworfen  habe  oder,  dafs  er  sich  der 
vom  deutschen  Recht  abweichenden  Bestimmungen  desselben  bewufst 
gewesen  sef,  ist  nicht  erforderlich,  um  die  Anwendbarkeit  des  aus- 
ländischen Rechtes  zu  begründen.  Ungerechtfertigt  ist  endlich  auch 
der  Vorwurf,  dafs  die  Auffiusung  des  Berufungsgerichts  mit  zwingenden 
Vorschriften  der  deutschen  Wechselordnung  in  Widerspruch  stehe.  Von 
einem  solchen  Widerspruch  kann  schon  deswegen  keine  Rede  sein, 
weil  die  deutsche  Wechselordnung  über  den  hier  in  Frage  kommenden 
Kollisionsfall  verschiedener  örtlicher  Rechte  keinerlei  Bestimmung  ent- 
hält Auf  die  sonstigen,  den  vorstehenden  Revisionsangriff  betreffenden 
Ausführungen  des  Beklagten  ist  nicht  einzugehen,  da  sie  Über  den 
gegenwärtig  zu  entscheidenden  Fall  hinansgreifen.  Dafs  die  vom  Be- 
klagten angezogenen  Entscheidungen  des  Reichs  -  Oberhandelsgerichts 
(Bd.  I  Nr.  81  und  Bd.  XXI  Nr.  48)  sich  auf  ganz  anders  geartete 
Fälle  beziehen,  ist  bereits  im  Berufungsurteil  dargethan. 

Mit  dem  Wegfidl  dieses  Revisionsangriffes  sind  die  Beschwerden 
über  Verletzung  materieller  Rechtsgrundsätze  erledigt  Im  übrigen  ist 
im  Berufungsurteil  namentlich  Entscheidung  über  die  Fragen  getroffen, 
ob  der  in  Oporto  erhobene  Protest,  abgesehen  von  der  Rechtzeitigkeit, 
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ordnangsmärsig  sei  und  ob  Emilio  Edelheim  als  KommaoditiBt  der 
Acceptantin  Branner  &  Co.  direkt  für  deren  Schulden  in  Ansprach 
genommen  werden  könne.  Dafs  bezüglich  dieser  beiden  Fragen  aaf 
das  portugiesische  Recht  zurtlckzugehen  ist,  hat  auch  die  Revision  nicht 
in  Zweifel  gezogen.  Dagegen  bat  sie  Bedenken  erhoben,  die  darauf 
hinauslaufen,  dafs  das  Berufungsgericht  den  Inhalt  des  portugiesischen 
Rechtee  unrichtig  gewürdigt  habe.  Diese  Bedenken  können  keine 
Berücksichtigung  finden,  da  die  in  Betracht  kommenden  Rechtsnormen 
selbst  nicht  revisibel,  und  die  Feststellungen  des  Berufungsgerichtes  auf 
höchst  eingehende  und  gründliche  Erwftgungen  gestützt  sind,  mithin  sa 
prozessualischen  Rügen  keine  Veranlassung  geben. 

örüiches  Recht  für  die  Frist  sswr   Präsentation  und  Einlösung 
eines  auf  das  Ausland  (Italien)  gezogenen  Checks. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  vom  16.  November  1895  (AnnalcQ 

der  grofsh.  badischen  Gerichte,  Bd.  62  S.  97). 

Aus  den  Gründen: 

Der  Rechtsstreit  dreht  sich  darum,  ob  Elttger,  der  den  Beklagten 
Kredit  in  laufender  Rechnung  gewährt  hatte,  den  am  6.  Januar  1894 
von  Beklagten  auf  M.-W.  u.  K.  in  Mailand  gezogenen  und  ihm 
zahlungshalber  (Begebung  an  Zahlungsstatt  ist  von  keiner  Seite 
behauptet  und  steht  aufser  Frage)  am  gleichen  Tage  begebenen,  bei 
Sicht  zahlbaren  Check  über  12  000  ^,  den  der  KlMger  den  Beklagten 
auf  12.  Januar  1894  gutgeschrieben  hat,  —  wegen  Nichteinlösung 
durch  die  bezogene  Firma,  nachdem  diese  am  23.  Januar  ihre  Zahlungen 
eingestellt  hat  und  der  Check  sich  noch  in  Händen  des  Klägers  be&nd 
und  ihr  bis  dahin  nicht  zur  Zahlung  präsentiert  war,  den  Beklagten 
wieder  abschreiben  durfte. 

Zweifellos  bt  für  die  Verpflichtungen  der  bezogenen  Firma, 
die  ihren  Sitz  in  Mailand  hatte,  dem  Check  g^enüber,  das  italienische 
Recht  mafsgebend.  Das  italienische  U.G.B.  vom  2.  April/dl.  Oktober 
1882  enthält  in  Art.  842  die  Bestimmung,  dafs  Platzchecks  binnen  8 
und  Distanzchecks  binnen  15  Tagen,  den  Tag  der  Ausstellung  nicht 
eingerechnet,  dem  Bezogenen  zu  präsentieren  sind.  Art.  348  knüpft 
daran  die  Folge,  dafs  der  Inhaber  des  Checks,  der  die  Präsentation 
nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  vornimmt  oder  die  Zahlnng 
nicht  bei  Fälligkeit  verlangt,  seinen  Anspruch  gegen  den  Aussteller 
verliert,  wenn  nach  Ablauf  der  bezeichneten  Fristen  die  Summe  durch 
Handlung  des  Bezogenen  nicht  mehr  verfügbar  ist 

Was  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Aussteller  und 
Empfänger  des  Checks  betrifit,  sind  zunächst  folgende  Erwägungen 
mafsgebend : 

Der  Check  ist   eine  Unterart  der  kauAnännischen  Anweisung,  — 

vergl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Stra&achen  Bd.  18  S.  155, 
auch  PucheU  •  Förtsch  Bd.  U  Note  6   zu  Art  801  D.  H.G.B. 

(S.  822  ff.)  — 
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und  unterliegt  im  allgemeinen  denselben  Bechtsgnmdsätsen ,  denen  die 
Anweisungen  unterworfen  sind, 

Seufferts  Archiv  Bd.  48  S.  809  ff.  (O.L.O.  Hamburg). 

Das  Checkverhältnis  zwischen  Aussteller  und  Empfänger  ist  hiemach 
eine  zahlungshalber  gegebene  Anweisung,  d.  L  ein  Mandat;  vergL 
LuR.S.  2010a, 

auch  I.  Entw.  des  B.G.B.  §  610  ff.  und  IL  Entw.  §  624, 
Casack,  Handelsrecht,  EI.  Aufl.  1895,  S.  870  Ziff.  8, 
Birnbaum  in  aoldschmidts  Zeitschrift  f.  H.R.  Bd.  80  (1884) 

8.  10  und 
Kapp  ebendaselbst  S.  889. 

Auch  die  französischen  Entscheidungen  gehen  in  den  feilen,  in 
welchen  die  Specialbestimmungen  über  Ch^ques  (Lai  vom  14.  Juni 
1865,  die  in  §  1  den  Check  als  4crit  80U8  forme  de  mandat  de  pay^ 
mani  definiert^))  defizieren  und  auch  nicht  eine  Aufirechterhaltung  als 
Wechsel  oder  Wlet  ä  ordre  möglich  ist,  auf  das  ^simple  mandat^ 
Borttck, 

Pandectes  ckroncH.   Bd.  V  (1870—77),   I.   8.  350  ff.,  urteil 
des  Kassationshofes  vom    19.  Dezember  1877,   und  Noten 
8 — 7,  insbesondere  in  fine  8.  851, 
Sirey  84,   II.  8.  188  ff.  (Appellhof  Caen)  nebst  Noten  1 — 4 

und 
Das.  86,  I.  8.  478  ff.  (Kassationshof  im  vor.  Falle). 

Nimmt  man  an,  dafs  fUr  die  Verpflichtungen  des  Klttgeis,  als 
Empfllngers  des  Checks,  aus  diesem  Mandate  inlKndisches  Recht 
zur  Anwendung  zu  kommen  habe,  das  eines  Checkgesetzes  entbehrt, 
so  entscheiden,  da  beide  Teile  Kaufleute  im  Sinne  des  Handelsgesetz- 
buchs sind  und  der  Check  im  Betriebe  des  Handelsgewerbes  ausgestellt, 
begeben  und  genommen  wurde,  somit  eine  Handelssache  vorliegt,  — 
insoweit  das  Handelsgesetzbuch  keine  Bestimmungen  enthält,  die 
Handelsgebräuche  und  in  deren  Ermangelung  das  allgemeine  bttrger- 
liehe  Recht 

Nach  Handelsgebrauch,  wie  nach  allgemeinen  GrundiAtzen  des 
bfligerlicben  Rechtes  ist  der  Anweisungs-(Check-)Empfknger  für  ver- 
pflichtet zu  erachten,  tempestive  (^in  reasonäble  Hme*^)  Zahlung  vom 
Angewiesenen  (Bezogenen)  zu  verlangen; 

JToch    m  Busch  Archiv    f.    H.    und  W.R.   Bd.   48  8.    140, 

Note  28, 
KiMenheck,  Check,  8.  111  ff.,  insbesondere  8.  112/^, 
Cokn  in  Endemanns  Handbuch  des  H.R.,  Bd.  lU  8.  1158  ff. 

Ziff.  10, 
Entsch.   d.   O.L.O.   Köhi  vom    21.   Februar  1888   in  Busek 

Archiv,  Bd.  45  8.  864  Ziff.  21, 


1)  Durch  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1874  ist  dies  nicht  geftndert 

Z«itMhrift  f.  intern.  Privat-  u.  Strafrecht  etc.,  Bd.  VI.  28 
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auch  Entsch.   d.  R.O.H.O.  Bd.  16  S.  416  £  (b.  anch  Bd.  1 

S.  72  und  Bd.  5  S.  859); 
▼ergL  femer:  Motive  sam  Entw.  des  B.Q.B.  Bd.  n  S.  563/4, 
Goaack  a.  a.  0., 
Simmson  in  JStisc^  Archiv  f.  H.  n.  W.R.   Bd.  47  S.  19  £, 

insbeB.  S.  24/5^ 
BWnhaum  a.  a.  0.  S.  12   (cf.  hierzu   die  engL  Gesete^bniig 

nach  MUtemuiier  in  Ooldachmidts  Zeitschr.  f.  H.R.  Bd.  29 

(1888)  S.  494  ff., 
Kapp  a.  a.  0.  889/90  und 
Ouülouardj  Mandat,  2.  Aufl.,  S.  428  N.  105  Abu.  1. 

Aach  die  in  erster  Instanz  von  drei  Bankiers  erhobenen  Gntachten 
erweisen  das  Bestehen  eines  Handelsgebranches  mindestens  insoweit» 
dafs  Kläger  nach  den  Umsti&nden  des  Falles  zn  prompter  Präsentation 
des  Qiecks  zur  Zahlung  verpflichtet  gewesen  wäre. 

Fttr  badisches  Recht  kommt,  abgesehen  vom  Handelsbrauch,  noch 
L.R.S.  2010  g  in  Betracht,  wonach  der  Anweisungsempfltnger  den  An* 
weisungszahler  ohne  Aufenthalt  um  Zahlung  anzugehen  hat; 

veigl.  Kuhienbeck  S.  112/3  und 
Koch  a.  a.  0. 

Indessen  war  das  Mandat,  und  zwar  sowohl  dasjenige,  welches  im 
Verhältnisse  zwischen  den  Parteien  vorliegt,  auf  Ziahlungserhebung,  als 
das  weitere,  im  Checkverhältnisse  zwischen  Beklagten  und  der  be- 
zogenen Firma  gegebene,  auf  Leistung  der  Zahlung,  durch  Erhebung 
und  Leistung  der  Zahlung  in  Mailand  zu  erfüllen.  Danach  war 
Mailand  Erftlllungsort  und  dieser  ist  nach  konstanter  oberstrichterlicher 
Rechtsprechung  ftlr  das  anzuwendende  Recht  in  einem  obligatorischen 
Verhältnisse  der  Regel  nach  mafsgebend; 

vergl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  Bd.  12  S.  84. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  kämen  auch  für  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  Kläger  und  Beklagten  die  Bestimmungen  des  italienischen 
Rechtes  zur  Anwendung.  Während  der  in  Art  342  Codhe  d,  Cbfnm. 
voigeschriebenen  Frist  von  15  Tagen  für  Distanzchecks ,  also  bis  zom 
21.  Januar  einschliefslich,  ist  der  streitige  Check  der  bezogenen  Firma 
nicht  präsentiert  worden.  Es  findet  sich  die  Anschauung  vertreten, 
dafs  bei  Fristversäumung  dieser  Art  der  Aussteller  wegen  Unterlassung 
der  rechtzeitigen  Angehung  des  Bezogenen  seiner  Haftung  ohne  weiteres 
ledig  sei; 

vergl.  Kapp  a.  a.  0.  S.  389/90  und 
Entsch.  des  R.O.H.G.  Bd.  5  S.  859  ff., 

wo  ausgeftlhrt  ist,  dafs  ein  Kaufmann  Dritten  gegentlber  so  lange  als 
zahlungsfähig  gelten  müsse,  als  er  seine  Zahlungen  thatsächlich 
nicht  eingestellt  habe,  und  aus  einer  vorher  vorhandenen  ansehnlichen 
Unterbilanz  nicht  folge,  dafs  er  nicht  doch  Mittel  zur  Honorierung 
gefunden  haben  könnte. 
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Allein  in  der  oben  wiedergegebenen  BeBtimmung  des  Art  843 
Cod,  d.  Comm,  („wenn  nach  AbUnf  der  Fristen  der  Betrag  durch 
Handlang  des  Benogenen  nicht  mehr  Yerftlgbar  ist**)  ist  ausgedrückt, 
dab  an  sich  dem  Aussteller  nur  Liberierung  seu  teil  wird,  wenn 
während  der  Flüligkeit,  folgeweise  an  jedem  Tage,  an  welchem  der 
Inhaber  den  Check  noch  rechtzeitig  präsentieren  konnte,  der  Bezogene 
die  Deckung  disponibel  hatte.  Im  gegebenen  Falle  ist,  ohne  dafs  auf 
die  Frage  der  Beweislast  eingegangen  zu  werden  braucht,  auf  Grund 
der  ErklMrungen  des  in  erster  Instanz  als  Sachverständigen  Temommenen 
Konkunverwalten  in  Mailand  als  erwiesen  zu  erachten,  dafs  der  In- 
haber des  Checks  am  20.  und  21.  Januar  1894,  wenn  er  ihn  an 
einem  dieser  Tage,  an  welchen  er  es  noch  rechtzeitig  nach  Art.  842 
Codice  de  Camm,  konnte,  präsentiert  hätte,  von  der  beaogenen  Firma, 
die  sich  materiell  in  diesen  Tagen  bereits  im  Zustande  der  Zahlungs- 
einstellung befand,  Zahlung  nicht  erhalten  haben  würde. 

VergL  hierzu  die  Diskussionen  zu  §  5  Abs.  2  des  die  gleiche 
Bestimmung,  wie  Art  343  Cod,  d.  Comm,^  enthaltenden 
franz.  Gheckgesetzes  in  Sirey,  65,  ÜI.  S.  52  ffl,  Note  14 
und 

Siretf  86,  IL  8.  39  ff.  (Appellhof  Bordeaux)  nebst  Noten  1 — 8. 

Die  angeführte  Bestimmung  des  italienischen  Handelsgesetzbuches 
enthält  jedoch  unfraglich  nur  dispositives  Recht,  insbesondere  ist 
in  Art  343  cit  nicht  ausgeschlossen,  dafs  nach  dem  Willen  der  vertrag- 
schliefsenden  Parteien  das  Verhältnis  zwischen  ihnen  abweichend  sein 
kann. 

Dem  Gerichtshöfe  steht  aber  thatsächlich  fest,  —  und  insoflam 
kommt  es  auf  die  Frage,  ob  an  und  fllr  sich  die  Präsentationsfrist  des 
fraglichen  Checks  nach  inländischem  oder  italieuischem  Rechte  zu  be- 
messen wäre,  nicht  weiter  an,  —  dais  der  beiderseitige  Yer- 
tragswille  bei  Ausstellung,  Begebung  und  Annahme  des  Checks 
zwischen  Kläger  und  Beklagten  auf  prompte,  thunlichst  be- 
schleunigte Einlösung  desselben  beim  Bezogenen  ging.  Der 
Kläger  hatte  in  seinem  Briefe  vom  6.  Dezember  1893,  durch  welchen, 
seinem  eigenen  Vorbringen  zufolge,  Beklagte  zur  Ziehung  des  Checks 
mit  veranlafst  wurden,  die  Beklagten  selbst  auf  die  prekären  all- 
gemeinen Verhältnisse  in  den  Bankkreisen  Italiens  hingewiesen  und  — , 
offenbar  auch  im  Interesse  des  vom  Kläger  den  Beklagten  gegebenen 
Kredits  und  wegen  des  grofsen  Guthabens  des  Klägers  an  BekUigte 
eine  Verringerung  des  Guthabens  der  Beklagten  bei  italienischen  Bankien 
für  geboten  erklärt  Nachdem  Beklagte  daraufhin  dem  Kläger  den 
fraglichen  Check  über  eine  sehr  beträchtliche  Summe  begaben,  gelangte 
im  Zusammenhange  dieser  Vorgänge  unzweifelhaft  die  Intention  der 
Parteien  zum  Ausdrucke,  dafs  Kläger  umgehend  Zahlung  durch  die 
bezogene  Firma  herbeiführen  solle.  Dieser  Verpflichtung  hätte  sich 
Kläger  auch  dadurch  nicht  entschlagen  können,  dafs  er  den  Check  in 
Umlauf  setzte;    eine  Weiterbegebung  an  dritte  Inhaber  wäre  vielmehr 
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auf  seine  Gefahr  erfolgt.  Aach  auf  die  Ton  ihm  behaopteten  (angeblich 
bei  Übeigabe  des  Checks  erfolgten)  Änfserangen  des  Beklagten  Oskar  K. 
(„die  Firma  M.-W.  u.  K.  sei  prima^  bei  dieser  habe  es  keine  GTefiüir^) 
kann  Klfiger  sich  der  festgestellten  Intention  den  Parteien  gegenflber 
nicht  berufen;  sollten  dieselben  auch  so  gelantet  haben,  wie  EJflger 
vortrug,  so  würde  eine  derartige  Zusage  nur  auf  die  gegenwärtige  Zeit, 
bei  der  dem  Vertragsverhttltnisse  entsprechenden  ungesäumten  Angehung 
des  Schuldners,  besogen,  nicht  aber  ab  Garantie  der  BonitJit  auch  Akr 
die  Zukunft  betrachtet  werden  können;  vergl.  anal.  L.R.S.  1695. 

Dadurch,  dafs  Klüger  die  Einholung  der  Zahlung  verabsttumte 
und  den  Check  in  seinem  Portefeuille  behielt,  hat  er  es  an  der  Diligens, 
zu  welcher  er  nach  dem  VertragsyerhHltnisse  mit  Beklagten  verpflichtet 
war,  fehlen  lassen;  bei  gewöhnlicher  SoigftJt  des  ordentlichen  Kanf- 
manns  (veigl.  Art  262  D.  H.G.B.)  htttte  er  die  Nichtzahlung  des  Checke 
bei  Zurückhaltung  desselben  als  mögliche  Folge  hiervon  umsomehr 
voraussehen  können  und  müssen,  als  er  selbst  schon  einen  Monat  vor 
Empfang  des  Checks  auf  die  Unzuverläasigkeit  der  Verhältnisse  in 
italienischen  Bankkreisen  hingedeutet  liatte. 

Dafs  der  Reisende  der  Beklagten,  wie  Kläger  in  erster  Instana 
vortrug,  bei  seiner  Anwesenheit  in  Mailand  den  Betrag  des  Checks  bei 
der  bezogenen  Firma  hätte  erheben  sollen,  widerlegt  sich  schon  da- 
durch, dafs  der  Aussteller  eines  Checks  durch  dessen  Begebung  jeden- 
fiills  die  Verpflichtung  eingeht,  den  angewiesenen  Betrag  in  der 
Zwischenzeit  nicht  selbst  zu  erheben; 

vergl.  Kapp  a.  a.  0.  S.  889. 

Der  Kläger,  der  die  nötige  Sorgfalt  in  Einziehung  des  zahlungs- 
halber  von  Beklagten  empfangenen  Checks  nicht  angewendet  hat,  kaim 
den  Nichteingang  desselben  infolge  ZaldungsunfiÜiigkeit  der  bezogenen 
Firma  den  Beklagten  gegenüber  nicht  geltend  machen,  da  angenommen 
werden  mufs,  dafs  zu  der  Zeit,  in  welcher  nach  dem  Parteiwillea 
Kläger  die  bezogene  anzugehen  hatte,  diese  noch  zahlungsfähig  war 
und  gezahlt  haben  würde; 

vergl.   anal.    Seufferts  Archiv    Bd.    43   8.    268   ff.    (R.G.   IL 
Civilsachen). 

Danach  erschien  der  Kläger  nicht  befugt,  den  Beklagten  die 
Valuta  des  Checks  wieder  abzuschreiben. 


örtliches  Recht  für  die  Verjährung  der  Forderung  eines 

Schiffsgläubigers. 

Urteil  des  hanseat  Oberlandesgerichts  in  Ebimbang  vom  18.  Januar  1896 

(Hans.  QeiichtBzeuung,  1896,  Hauptbl^  Nr.  37). 

Aus  den  Gründen: 

—    Die  Beklagte  würde  gemäfs  dem  ursprünglichen  Klag- 
antrage zu  verurteilen  sein,  wenn  nicht  ihre  Beruftmg  auf  die  einjährige 
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von  Art  906  H.6.B.  Eatrafiend  enchienci.     Das  aber 
war  ansanehineD  ent^negen  der  Entach.  des  RO.H.G.  Bd.  22  8.  89. 

£a  ist  gewifs  richtig,  dafa  für  die  Benrteilong  der  VerjahnmgB- 
einrede  im  allgeaMinen  daa  örtliche  Recht  der  Obligation  entscheidend 
ist  und  dafa  hier  als  solches  das  schottische  Becht  in  Betracht  kommen 
würde,  da  in  Schottland  das  Fordenmgsrecht  der  Kltfgenn  entstanden 
ist  und  SEU  erftlllen  war.  —  Die  kurze  seerechtliche  Verjährung  des 
Art  906  H.G.B.  ist  aber  zur  Hauptsache  gerade  für  im  Auslande  ent- 
standene Forderongen  eingeftlhrt,  woselbst  nach  der  Natur  des  See- 
▼erkebrs  die  weitaus  meisten  der  in  Art  757  H.6.B.  aufgeztthlten 
Forderungen  erwachsen  werden.  Wenn  das  Gesetz  in  Form  der  Ein- 
fiihrung  einer  kurzen  Verjährungsfrist  die  Haftung  des  Beeders  aus 
Geschäften  des  Schiffers  zeitlich  beschränken  wollte,  so  hat  dasselbe 
gewifs  nicht  den  auslltaidischen  Schifisgläubigem  eine  je  nach  den 
Gksetsen  ihves  Landes  mehr  oder  weniger  privilegierte  Stellung  be- 
lassen. Das  wtlrde  der  mehrfisch  auch  in  den  Kommissionsberatungen 
ausgesprochenen  Tendenz  des  Gesetzes  widersprechen. 

In  der  Kommission  ist  betont  —  yergl.  lAtte^  Protokolle  VI 
S.  2948  — ,  es  sei  die  Einftihrung  kurzer  Verjährungsfristen  notwendig, 
weil  die  aus  dem  Seeverkehr  entspringenden  Forderungen  nach  Verlauf 
einiger  Zeit  der  Frttfung  und  Kontrolle  sich  entzögen,  weil  nur  ihre 
schleunige  Abwickelung  den  ordnnngsmäfiiigen  und  sicheren  Betrieb 
der  Beedevei  und  des  Seehandels  ermögliche  und  weil  eine  grofse  Zahl 
jener  Forderungen  dingliche  Beehte  gewähre,  welche  den  Verkehr  zu 
geftlhrden  drohten,  wenn  sie  zu  lange  bestehen  blieben.  —  Speciell 
wurde  —  S.  2961  a.  a.  0.  —  zur  Motivierung  auf  das  dringende 
Bedtlrfikis  des  Beeders  hingewiesen,  dafs  alle  Ansprüche  ans  jeder  ein- 
zelnen Beise  in  einer  nicht  allzulangen  Zeit  ihre  vollständige  Erledigung 
ftlnden,  damit  das  ganze  betreffende  Geschäft  seinen  definitiven  Abschlufs 
habe  und  neue  Spekulationen  nicht  behindere.  Wiederum  wurde  betont 
—  S.  2968  a.  a.  0.  — ,  der  hauptsächlichste  Grund  für  die  Einftihrung 
einer  kurzen  seerechtlichen  Verjährung  liege  darin,  dafs  den  Gläubigem, 
denen  der  Beeder  nur  mit  dem  der  See  anvertrauten  Vermögen  hafte, 
grofoe  Privilegien  rllcksichtlich  dieses  Vermögens  hätten  eingeräumt 
werden  mttssen,  und  dafs  es  bedenklich  sei,  diesen  Privilegien  eine 
allzulange  Dauer  zu  sichern.  — 

Diese  Anführungen  zeigen  zur  Genüge,  dafs  es  die  Absicht  war, 
einmal  die  Härte  zu  mildem,  welche  für  den  Beeder  darin  liegt,  dafs 
er  kraft  Gesetzes  in  einer  seinerseits  gegen  gutgläubige  Dritte  nicht 
einschränkbaren  Weise  aus  den  Geschäften  des  Schiffers  haftet,  und 
femer  dem  allgemeinen  Verkehrsinteresse  zu  genügen,  welches  erfordert, 
dafs  ein  Schiff  nicht  mit  unübersehbaren  Pfandrechten  belastet  ist 

Ist  aber  die  seerechUiche  Verjährung  in  solcher  Tendenz  ein* 
geftlhrt,  und  bezieht  sich  die  bezügliche  Bestimmung  ihrem  Wortlaute 
nach  auf  alle  im  Art.  757  aufgezählten  Forderangen,  so  hat  es  sich 
schlechthin  um  eine  zeitiiche  Begrenzung  der  Haftung  des  Beeders  aus 
sämUichen  hier  in  Betracht  kommenden  Forderungen  gehandelt 
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Mufste  somit  angenommen  werden,  dafs  die  Verjähruggabeetimmong 
auch  gegenüber  den  im  Anstände  entstandenen  Forderungen  Anwendung 
finden  soll,  so  blieb  selbetventHndlich  dem  positiven  jus  apecicHe 
g^enttber  für  die  Anwendung  derjenigen  Principien  kein  Raum,  nach 
denen  im  allgemeinen  unsere  Rechtsordnung  die  Mafsgeblichkeit  fremder 
Verjährungsgesetze  beurteilt  — 


Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweig^ 

betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster-  und  Markenschutjt, 

vom  13.  Aprü  1892,  R.G.BI  1694  Nr.  35. 

Urteil  des  ReicbBgericbts,  L  CS.,  vom  22.  April  1896. 

Grttnde:  Der  Schweizerischen  metallurgischen  Gesellscbaft  in 
Neuhausen  ist  auf  ihr  Gesuch  vom  7.  Dezember  1887  das  deutsche 
Reicbspatent  47  165  auf  einen  Apparat  zur  kontinuierlichen  Erzeugung 
von  Legierungen  des  Aluminiums  und  ähnlicher  Metalle  auf  elektrolj- 
tischem  Wege  erteilt;  die  Patentschrift  ist  am  7.  Juni  1889  ausgegeben. 
Nach  einem  zu  den  Patenterteilungsakten  genommenen  Zeugnis  des 
Handelsregisterführers  des  Kantons  Schaffhansen  vom  1.  Juli  1895  hat 
gemäfs  einem  am  14.  August  1894  im  Handelsregister  erfolgten  Ein- 
trage die  Generalversammlung  der  Aluminium-IndustrieaktiengesdlBchsft 
am  12.  Mai  1894  in  Frankftirt  a./M.  einem  Vertrage  die  Gendimigung 
erteilt,  wonach  eine  Fusion  der  Aktiengesellschaft  ^Schweizerische 
metallurgische  Gesellschaft  in  Neuhausen"  mit  der  Aluminium- Industrie- 
aktiengesellschaft  daselbst  in  der  Weise  stattfindet,  dafs  sich  erstere 
Gesellschaft  aufltet  und  deren  Aktiven  und  Passiven  von  der  letzteren 
G^ellschaft  übernommen  werden. 

Die  Elektricit&ts- Aktiengesellschaft  vormals  Schuckert  &  Co.  in 
Nürnberg  hat  am  1.  Februar  1895  wider  die  ursprüngliche  Inhaberin 
des  Patents  Klage  auf  Zurücknahme  des  Patents  erhoben  auf  Grund 
§11  Nr.  1  des  Patentgesetzes.  In  der  mündlichen  Verhandlung  „ist 
die  neue  Patentinhaberin  zur  Unterstützung  der  Beklagten  aufgetreten". 
Die  Klage  ist  darauf  gestützt,  dafs  das  Patent  nur  dazu  benutzt  werde, 
der  ausländischen  Produktion  ein  Monopol  für  Deutschland  zu  ver- 
schaffen. Das  kaiserliche  Patentamt  hat  die  Klage  mittebt  Entscheidung 
vom  10.  Oktober  1895  abgewiesen.  KUlgerin  hat  rechtzeitig  Berufung 
mit  dem  Antrage  eingelegt,  die  patentamtliche  Entscheidung  aufiEuheben 
und  das  der  ursprünglichen  Beklagten  erteilte,  auf  die  in  den  P^rozefs 
eingetretene  Alumioium-Industrieaktiengesellschaft  umgeschriebene  Patent 
zurückzunehmen. 

Die  Berufiingsbeklagte  hat  Zurückweisung  der  Beruftmg  beantragt 
Das  Reichsgericht  vermag  der  Schlufsfolgerung  des  kaiserlichen  Patent- 
amts nicht  zu  folgen.  Das  Deutsche  Reich  hat  mit  der  Schweiz  ein 
Übereinkommen,  betreffend  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster  und 
Markenschutz,  geschlossen.  Das  Übereinkommen  datiert  vom  13.  April 
1892;    es  hat   einen  Zusatz  am    16.  Juni  1893   erhalten   und   ist  mit 
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Zneats  ratifiziert  Die  AoswechBelong  der  Ratifikationsorkimdeii 
hat  am  2.  August  1894  Btattgefonden  (R.0.B1.  von  1894  S.  511). 
Nach  don  Übereinkommen  geniefsen  die  Angehörigen  des  einen  der 
▼ertragschÜefsenden  Teile  in  dem  Gebiete  des  andern  in  Bezug  auf 
den  Schats  von  Erfindungen,  von  Mustern  und  Modellen,  von  Handels- 
nnd  Fabrikmarken,  von  Finnen  und  Namen  dieselben  Rechte  wie  die 
eigenen  Angehörigen.  Sie  werden  demgemäfs  denselben  Schutz  und 
dieselben  gesetzlichen  Mittel  g^gen  jede  Verletzung  ihrer  Rechte  haben, 
wie  die  Inländer,  vorausgesetzt,  dafs  sie  die  Förmlichkeiten 
erfüllen,  welche  die  innere  Gesetzgebung  eines  jeden 
der  beiden  Staaten  den  Inländern  auferlegt  (Art  1). 

Der  Sinn  dieser  Bestimmung  ist  völlig  klar.  Wenn  ein  Schweizer 
eine  Bindung  gemacht  hat,  so  erhalt  er  darauf  im  Deutschen  Reich 
unter  denselben  Bedingungen  ein  Patent,  unter  denen  ein  solches  einem 
Deutschen  nach  dem  deutschen  Patentgesetz  erteUt  würde,  wenn  der 
Deutsche  die  Erfindung  gemacht  und  zur  Patentierung  angemeldet  hätte. 
Und  umgekehrt.  Nachdem  aber  dem  Schweizer  das  deutsche  Reichs- 
patent erteilt  ist,  wird  er  wegen  seiner  patentierten  Erfindung  im 
Deutschen  Reiche  ebenso  geschützt,  wie  ein  Deutscher,  der  ein  deut- 
sches Reichspatent  erlangt  hat,  innerhalb  der  Grenzen  des  Deutschen 
Reichs  geschützt  wird.  Dagegen  ist  es  selbstverständlich  nicht  der 
Sinn  des  Artikeb  1 ,  dafs ,  wenn  der  Schweizer  in  der  Schweiz ,  aber 
nicht  im  Deutschen  Reich,  ein  Erfindungspatent  erlangt  hat,  der  Schweizer 
nun,  weil  er  in  der  Schweiz  ein  Erfindungspatent  erlangt  bat,  denselben 
Erfindungsschutz  im  Deutschen  Reiche  geniefsen  soll,  den  er  infolge 
der  Patentierung  seiner  Erfindung  in  der  Schweiz  geniefst  Mit  einem 
Worte:  trotz  des  Übereinkommens  bleiben  nach  wie  vor  in  Beziehung 
auf  Erteilung  von  Erfindungspatenten  und  in  Beziehung  auf  den  Schutz 
patentierter  Erfindungen  das  Deutsche  Reich  und  die  Schweiz  zwei 
von  einander  getrennte  Gebiete.  In  jedem  Gebiet  werden  die  Patente 
erteilt  und  geschützt  nach  seinen  Gesetzen,  nicht  nach  den  G^esetzen 
des  anderen  Gebiets.  Nur  sollen  die  Angehörigen  des  andern  Gebiets 
nicht  zurückgesetzt  werden  hinter  die  Angehörigen  des  eigenen  Gebiets, 
wenn  sie  hier  ein  Patent  suchen  und  erlangt  haben  nach  Mafsgabe  der 
für  dieses  letztere  Gebiet  erlassenen  Gesetze.  Nach  Art  2  sind  den 
Angehörigen  im  Sinne  des  Übereinkommens  gleichgestellt  andere  Per- 
ionen, welche  in  dem  Gebiet  des  einen  der  vertragschliefsenden  Teile 
ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Hauptniederlassung  haben.  Nach  Art  3 
und  4  steht  die  frühere  Anmeldung  der  Erfindung  in  dem  einen 
Gkbiete  der  Patenterteilung  in  dem  anderen  Gebiete  nicht  entgegen, 
wenn  nur  die  Anmeldung  der  Erfindung  in  dem  zweiten  Gebiete  inner- 
halb einer  Frist  von  drei  Monaten  erfolgt,  nachdem  das  Patent  in  dem 
ersten  Gebiet  erteilt  ist  Hieran  schliefst  sich  die  Vorschrift  des  ersten 
Absatzes  des  Artikeb  5: 

„Die  Rechtsnachteile,  welche  nach  den  Gesetzen  der  vertrag- 
schliefsenden Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung  .  .  .  nicht  innerhalb 
einer    bestimmten    Frist   ausgeführt    wird,    sollen    auch    dadurch   aus- 
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gesehloiBen  werden,  dafs  die  Aosftlfaning  ...  in  dem  Gebiet  des 
andern  Teiles  erfolgt.^ 

Da  nach  den  vorangegangen  Bestimmungen,  insonderheit  des  Art.  1, 
das  Gebiet  des  anderen  Teiles  in  Beriehung  auf  patent  rechtliche 
Verhältnisse  ftlr  die  gemachte  Erfindung  nnr  in  Betracht  kommt, 
sofern  fUr  dieses  andere  Gebiet  ein  Patent  nachgesucht  werden  soll, 
eine  Erfindung  snir  Patentierung  angemeldet  oder  ein  Patent  erteilt  ist, 
so  kann  dieser  erste  Absats  des  Art  5  nur  bedeuten: 

Die  Reohtsnachteile ,  welche  nach  den  Gesetzoi  der  vertrag- 
schliefsenden  Teile  eintreten,  wenn  eine  Erfindung  nicht  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  ausgeführt  wird,  sollen  ftlr  eine  in  beiden  Ge- 
bieten patentierte  Erfindung  dadurch  för  beide  Gebiete  ausgeschlossen 
werden,  dafs  die  Ausführung  nur  in  dem  einen  Gebiete  erfolgt 

Nach  §  11  des  deutschen  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891  kann 
nach  Ablauf  von  drei  Jahren  yom  Tage  der  ttber  die  Erteilung  des 
Patents  erfolgten  Bekanntmachung  gerechnet  das  Patent  zurückgenommen 
werden,  wenn  der  Patentinhaber  es  unterläfst,  im  Inlande  die  Er- 
findung in  angemessenem  Umfange  zur  Ausführung  zu  bringen,  oder 
doch  alles  zu  tbun,  was  erforderlich  ist,  um  diese  Ausführung  zu 
sichern. 

Nach  dem  schweizer  Patentgesetz  vom  29.  Juni  1888  erlischt  das 
erteilte  Patent  (§  9  Nr.  8),  wenn  die  Erfindung  nach  Ablauf  des 
dritten  Jahres,  vom  Tage  der  Anmeldung  an  gerechnet,  nicht  zur 
Anwendung  gekommen  ist 

Es  läfst  sich  nicht  annehmen,  dafs  das  Deutsche  Reich  einem 
Engländer  oder  Amerikaner,  der  nur  ein  deutsches  Reichspatent,  aber 
weder  ein  englisches,  noch  ein  amerikanisches,  noch  ein  schwräer 
Patent  genommen  hat,  den  Fortbestand  des  deutschen  Patents 
während  der  ganzen  15  Jahre  der  Patentdauer  habe  sichern  wollen, 
wenn  er  die  durch  das  deutsche  Patent  überall  bekannt  gewordene 
und  danach  im  Ausland  allgemein  als  Gemeingut  benutzte  Erfindung 
nur  in  der  Schweiz,  wo  der  Erfinder  eine  Hauptniederlassung  be- 
gründet hat,  zur  Ausführung  gebracht  hat,  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches  aber  auszuführen  geflissentlich  unterläfst.  Die  Ausführung  in 
der  Schweiz  ist  Ausführung  einer  patentierten  Erfindung  ttberiiaupt 
nicht,  wenn  in  der  Schweiz  für  diese  Erfindung  ein  Patent  nicht  ge- 
nommen, dieselbe  vielmehr  dort  als  Gemeingut  von  jedermann  benutzt 
werden  kann.  Es  wttrde  sich  in  diesem  Falle  um  einen  gegen- 
seitigen Patentschutz,  zu  dessen  Sicherung  das  Übereinkommen  vom 
18.  April  1892  getrofien  ist,  überhaupt  nicht  handeln.  Vielmehr  würde, 
wenn  dieser  Fall  unter  das  Übereinkommen  gezogen  wttrde,  das 
Deutsche  Reich  den  Angehörigen  der  Schweiz  einschliefslich  der  Frem- 
den, welche  dort  eine  Hauptniederlassung  begründet  haben,  oder  dort 
wohnen,  ein  Privilegium  für  eine  Fabrikation  gewährt  haben,  welche 
von  der  Schweiz  selbst  als  patentfähige  Erfindung  nicht  geschützt  wird, 
blofs  weil  jene  Person  im  Deutschen  Reich  ein  Patent  auf  eine  Er- 
findung genommen  hätte,  die  sie  hier  auszuführen  unterläfst  und  deren 
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Aüsttbimg  sie  jedem  Dritten  untersagt.  Das  wHre  eine  Hintansetzung 
der  Interessen  der  deutschen  Industrie,  welche  bei  der  deutschen  Reichs- 
regierung nicht  zu  unterstellen  ist 

Vielmehr  sind  offenbar  die  kontrahierenden  Teile  bei  Fassung  des 
Art  5  des  Übereinkommens  von  dem  gewöhnlichen  Falle  aus- 
gegangen^ dafs  ein  Angehöriger  des  Deutschen  Reichs  nicht  unterlassen 
wild,  ein  Patent  Air  das  Deutsche  Reich  zu  nehmen,  wenn  er  seine 
Erfindung  in  der  Schweiz  zur  Patentierung  anmeldet 

Und  umgekehrt  wird  gewöhnlich,  sofern  die  Erfindung  in  beiden 
Gebieten  patentierbar  ist,  der  Angehörige  der  Schweiz  nicht  unterlassen, 
seine  Erfindung  in  der  Schweiz  zur  Patentierung  anzumelden,  wenn  er 
em  deutsches  Reichspatent  nimmt 

Für  diesen  gewöhnlichen  Fall  ist  der  Art.  5  Abs.  1  vereinbart, 
und  das  Vorhandensein  eines  solchen  Falles  ist  deshalb  die  Voraus- 
setzung f^  die  Anwendung  des  Art  5. 

Zum  Überflufs  haben  das  die  kontrahierenden  Regierungen,  eine 
jede  offiziell  zum  Ausdruck  gebracht  Der  deutsche  Reichskanzler  hat 
das  Übereinkommen  dem  Deutschen  Reichstag  zur  yerfassungsmttrsigen 
Beschlure&stnng  am  8.  Dezember  1898  mit  einer  Denkschrift  vorgelegt 
—  Nr.  85  der  Drucksachen  des  Reichstages,  9*  Legislaturperiode  — , 
und  zwar  mit  dem  SchlufsprotokoU  vom  16.  Juni  1893.  Die  Denk- 
schrift führt  zu  Art  5  aus: 

^Nach  den  deutschen,  wie  nach  den  schweizerischen  Oesetzen  kann 
die  Säumnis  in  der  Ausführung  einer  unter  Schutz  gestellten  Neuerung 
den  Verlust  des  Schutzes  zur  Folge  haben.  Diese  Bestimmung  ist  ftlr 
diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  in  Deutschland  und  in  der 
Schweiz  den  Schutz  nachgesucht  und  erlangt  haben,  insofern  lästig,  als 
sie  es  notwendig  macht,  in  beiden  lilndem  oft  mit  erheblichen  Kosten 
und  Weiterungen  Anstalten  zur  Herstellung  des  geschützten  Gegen- 
Standes  zu  treffen.  Es  liegt  daher  im  beiderseitigen  Interesse,  dafs  im 
Sinne  derjenigen  Vorschriften,  welche  unter  Androhung  des  Rechtsver- 
Instes  die  Ausführung  im  Inlande  erfordern,  die  im  Gtebiete  des  einen 
Teils  erfolgende  Ausführung  auch  für  das  Gebiet  des  anderen  Teils 
als  wirksam  anerkannt  wird.^ 

In  ganz  gleicher  Weise  hat  sich  die  Botschaft  des  schweizerischen 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft vom  24.  Mai  1892  ausgesprochen  —  Patentblatt  1892  S.  696.  — 

„Bis  dahin  mufsten  die  schweizerischen  Erfinder,  welche  in 
beiden  Staaten  Patente  nehmen,  dafür  soigen,  dafs  ihre  deut- 
schen Patente  innerhalb  drei  Jahren  in  Deutschland  zur  gewerblichen 
Ausbeutung  gelangten,  wenn  sie  sich  nicht  der  Zurücknahme  derselben 
aussetzen  wollten.  Von  nun  aber  wird  die  Ausbeutung  der  Patente 
in  der  Schweiz  genügen,  um  die  deutschen  Patente  aufrecht  zu  erhalten ; 
dadurch  erhalten  auch  unsere  Patente  gröfseren  Wert,  und  unsere 
industriellen  Etablissements,  welche  schweizerische  und  deutsche  Patente 
besitzen,  werden  beide  Lttnder  für  die  Erzeugnisse  ihrer  Fabrikmonopole 
zu  AbsatSEgebieten  haben.  ^ 


442  Beehtoprechung:  Deatschland. 

Haben  aber  die  kontrahierenden  Teile  diesen  Fall  im  Auge  geihabt, 
und  Lüfst  sich  nach  dem  Zweck,  den  das  Übereinkommen  verfolgt,  der 
Art  5  nur  auf  diesen  Fall  beziehen,  so  mnls  derselbe  aach  in  diesem 
Sinne  verstanden  werden. 

Das  kaiserliche  Patentamt  hat  ihn  anders  verstanden.  Wdl  die 
Beklagte  nach  der  Annahme  des  kaiserlichen  Patentamts  die  Elrfindnng 
in  der  Schweiz  zur  AnsfUhrong  gebracht  hat,  wo  sie  ein  Patent  nicht 
genommen  hat,  and  nach  den  £rkUlningen  des  Bemfongsbeklagteo  nicht 
mehr  nehmen  konnte,  weil  die  Erfindang  in  der  Schweiz  schon  derart 
bekannt  geworden  war,  dafs  die  Ansfährung  durch  SachverstlLndige 
möglich  ist,  —  Art  2  des  schweizer  Patentgesetzes  — ,  erachtet  das 
kaiserliche  Patentamt  den  §  11  Nr.  1  des  deutschen  Patentgeeetzes 
nicht  flbr  anwendbar. 

Diese  Auslegung  des  Art.  5  Abs.  1  des  Übereinkommens  ist 
rechtsirrtttmlich  und  wird  durch  die  Entscheidungsgründe  des  kaiser- 
lichen Patentamts  nicht  gerechtfertigt 

Dal^  das  Übereinkommen  in  diesem  Punkte  leicht  so  hfttte  gefafst 
werden  können,  dafs  die  in  der  Entscheidung  des  kaiserlichen  Patent- 
amts wiedergegebene  Auslegung  auch  schon  durch  den  Wortlaut  des 
Übereinkommens  ausgeschlossen  gewesen  wilre,  ist  richtig. 

Wenn  in  dieser  Beziehung  nicht  eine  gröfsere  Sorgfalt  auf  die 
Redaktion  verwendet  ist,  so  läPst  sich  das  doch  gentigend  durch  die 
Annahme  erklttren,  dafs  die  Verfasser  des  Übereinkommens  gamicht 
daran  gedacht  haben,  dafs  jemand  auf  eine  Auslegung  kommen  konnte, 
welche  dem  Grundgedanken  des  Übereinkommens  geradezu  widerspricht 
Das  Argument,  die  Einschränkung  des  Art  5  auf  den  zu  unterstellenden 
Fall  sei  nicht  zum  Ausdruck  gekommen,  ist  ohne  Wert  Denn  das  ist 
bei  der  einschränkenden  Auslegung  von  Gesetzen,  die  so  häufig  geboten 
ist,  regelmäfsig  der  Fall. 

Wenn  sich  die  Entscheidung  auf  die  Kundgebung  der  beiderseitigen 
Regierungen  bezieht,  nach  denen  das  Gebiet  beider  Staaten  für  die 
Ausfllhrungspflicht  bezüglich  eines  Patents  ab  ein  einheitliches  gelten 
soll,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dafs  jene  Kundgebungen  nicht  den 
in  den  Entscheidungsgrttnden  eingeschobenen  Zusatz  enthalten  bezüglich 
eines  nur  von  dem  einen  Teile  erteilten  Patents. 

Die  schweizer.  Botschaft,  welche  jenen  Gedanken  wiedergiebt, 
lautet  nach  S.  695  des  Patentblatts  von  1892: 

„In  Beziehung  auf  Ausbeutung  des  gewerblichen  Eigentums 
vereinigt  Art  5  die  beiden  vertragschliefsenden  Teile  gleichsam  au 
einem  einzigen  Gebiete,  in  dem  Sinne  nämlich,  dafs  wegen  Nicht- 
ausbeutung  im  Gebiete  des  einen  Teils  oder  wegen  Import  vor- 
gesehene Erlöschungsgründe  nicht  anwendbar  sind,  wenn  die  Aus- 
beutung im  Gebiete  des  anderen  Teils  oder  die  Einfuhr  von  dem 
Gebiete  dieses  anderen  Teiles  aus  stattfindet*' 

Ob  die  Annahme  der  schweizer.  Botschaft,  dafs  das  schweizerische 
Patentgesetz  die  Nichtausftlhrung  einer  dort   patentierten  Erfindung  im 
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Inlande  nicht  ab  Erlösehangflgraiid  vorsieht,  gegenüber  dem  Art.  9 
Nr.  3  jenes  Gesetzes  richtig  ist,  ist  hier  nicht  m  entscheiden.  Wenn 
anf  Qrond  jener  Aoslegong  dort  erklärt  wird,  Art  5  des  Überein- 
kommens bedinge  deshalb  keine  Änderong  des  gegenwilrtigen  Zostandes 
für  die  Schweis,  so  kann  diese  Erkblrong  nicht  als  Orond  für  die 
Annahme  verwertet  werden,  die  schweiaer.  Bandesregierang  habe  den 
Art  5  in  dem  Sinne  verstanden,  dafs  dadurch  die  Erlöschung  eines 
schweizer.  Patents  beseitigt  werde,  wenn  die  Erfindung  nur  in  Deutsch- 
land, obechon  dort  nicht  (»atentiert,  zur  Ausführung  gebracht  sei.  Die 
Botschaft  spricht  aber  weiter  den  Satz  aus: 

„Auf  der  anderen  Seite  kann  Deutschland  diejenigen  Patente 
nicht  mehr  zurücknehmen,  welche  anf  seinem  Gebiete  nicht,  auf  dem 
unserigen  aber  in  einem  den  deutschen  Bedürfnissen  genügenden 
Umfimge  ausgebeutet  werden,'' 

ohne  dafs  sich  hier  auch  nur  eine  Spur  von  der  Aufißissnng  findet,  als 
solle  die  Ausführung  der  Erfindung  in  der  Schweiz  die  Zurücknahme 
des  deutschen  Patents  auch  dann  ausschliefsen,  wenn  für  die  Erfindung 
in  der  Schweiz  ein  Patent  gamicht  genommen  ist 

Im  Gregenteil  wird  dann  auf  S.  696  in  völlig  klarer  Weise  der 
Art  5  nur  auf  den  Fall  bezogen,  dafs  ein  Schweizer  in  beiden 
Staaten  Patente  genommen  hat.  Als  ein  einheitliches  Gebiet 
können  demnach  die  beiden  Staatsgebiete  nur  für  solche  Erfindungen 
angesehen  werden,  welche  thatsllcblich  in  Deutschland  und  in  der 
Schweiz  patentiert  sind. 

Nun  haben  freilich  die  beiden  kontrahierenden  Teile  noch  in  dem 
Zusatzprotokoll  vom  16.  Jani  1898  ausgesprochen: 

„Die  Bestimmungen  des  Art.  5  des  Übereinkommens  finden  auf 
diejenigen  Erfindungen  nicht  Anwendung,  welche  nach  den  Gesetzen 
eines  der  vertragschliefsenden  Teile  vom  Patentschutz  ausgeschlossen 
sind." 

Allein  diese  Bestimmung  ist  in  keinem  Falle  geeignet,  die  patent- 
amtliche Entscheidung  zu  tragen.  Denn  ausgeschlossen  vom  Patent- 
schutz sind  nach  dem  schweizer.  Patentgesetze  vom  29.  Juni  1888 
nicht  blofs  Erfindungen,  welche  nicht  durch  Modelle  darstellbar  sind, 
sondern  u.  a.  auch  solche  Erfindungen,  welche  in  der  Schweiz 
bekannt  und  deshalb  zur  Zeit  ihrer  etwa  erfolgten  oder  möglichen 
Anmeldung  nicht  mehr  neu  waren  —  Art  1  und  2  des  schweizer. 
Patentgesetzes  vom  29.  Juni  1888.  —  Eine  Erfindung  kann  für  das 
Deutsche  Reich  neu,  und  für  die  Schweiz  z.  B.  infolge  einer  nur  in 
der  Schweiz  geschehenen  ofienkundigen  Vorbenutzung  bekannt  sein. 

In  diesem  Falle  würd.e  der  schweizer.  Erfinder  immer  noch  ein 
deutsches  Beichspatent,  aber  nicht  mehr  ein  schweizer.  Patent  erlangen 
können.  Er  wird  dann  aber  genötigt,  die  Erfindung  innerhalb  des 
Deutschen  Reichs  auszuführen.  Denn  seine  Erfindung  ist  nach  den 
Gesetaen  der  Schweiz  von  dem  Patentschutz  ausgeschlossen. 

Eben   dasselbe   lag  hier   vor.     Die  Erfindung  der  Beklagten  war 
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neu,  als  sie  bei  dem  deutschen  Patentunt  enr  Patentiening  angemeldet 
wurde.  Sie  war  nicht  mehr  neu,  als  das  schweiser  Patentgesetz  in 
Kraft  trat,  und  deshalb  hat  die  Beklagte  nach  ihren  eigenen  Eiklftrungen 
in  der  Schweiz  ein  Patent  nicht  nehmen  kOnnen.  Jedenfalls  lag  also 
zu  der  Zeit,  als  das  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  der  Schweiz  ratifiziert  wurde,  der  Thatbestand  des  Zusatzpro- 
tokolb  vor. 

Aus  diesem  ZusatzprotokoU  iHfst  sich  aber  auch  nichts  ftr  die 
Auslegung  des  Übereinkommens  entnehmen,  welche  in  der  patentamt- 
lichen Entscheidung  ausgesprochen  ist  Man  mufs  die  Entstehungs- 
geschichte dieses  Zusatzprotokolls  berücksichtigen,  um  seine  Bedeutung 
zu  würdigen. 

Als  das  Abkommen  bekannt  wurde,  fUlilten  sich  die  Industriellen 
der  chemischen  Branche  in  Deutschland  beunruhigt.  In  der  Schweiz 
wurden  vielfach  chemische  Erfindungen,  die  in  Deutschland  und  in 
anderen  Staaten  patentiert  waren,  nach  ibrem  Bekanntwerden  aus- 
gebeutet Die  dortigen  Fabrikanten  machten  dann  dem  Erfinder  auf 
den  Märkten,  auf  denen  solches  zugelassen  wurde,  Konkurrenz. 

Das  geschah  vor  dem  schweizer.  Patentgesetze,  und  es  geschah 
nach  dem  Inkrafttreten  des  schweizer.  Patentgesetzes.  Denn  dieses 
hatte  die  Patentiening  eines  blofsen  Verfahrens,  wie  es  vornehmlich 
die  chemischen  Erfindungen  charakterisiert,  von  der  Patentierung  aus- 
geschlossen. 

Der  Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  Industrie 
Deutschlands  beantragte  deshalb  beim  Bundesrat  an  erster  Stelle,  dem 
Abkommen  mit  der  Schweiz  die  Zustimmung  zu  versagen.  In  dieser 
Eingabe  findet  sich  schon  die  irrtümliche  Auslegung  des  Art  5  des 
Übereinkommens.  Die  Antragsteller  sprechen  die  Ansicht  aus,  die 
Beseitigung  des  AusfUhrungszwanges  auf  diesem  Gebiete  wirke  einseitig 
zu  Gunsten  der  Schweiz.  Es  werde  ein  Monopol  für  den  Import  aus 
dem  Auslande  geschaffen.  Die  Antragsteller  beantragen  deshalb  eventuell 
das  Abkommen  mit  der  Schweiz  nur  mit  der  Mafsgabe  zu  genehmigen, 
dafs  dasselbe,  soweit  es  sich  um  den  Patentschutz  handelt,  eingeschränkt 
werde  auf  solche  Erfindungen,  fttr  welche  auch  nach  dem  schweizer. 
Patentgesetz  Patente  erteilt  werden  können.  —  Vergl.  Zeitschrift  (^ 
den  gewerblichen  Rechtsschutz  vom  3.  Dezember  1892  S.  843.  Mit 
vollem  Recht  hat  bereits  ein  schweizer.  Jurist,  Sitnon^  zu  Bern  in  der- 
selben Zeitschrift  vom  1.  Dezember  1894  S.  868  nachgewiesen,  dafs 
die  dem  eventuellen  Antrage  zu  Grunde  li^ende  Auslegung  falsch  ist 
Aber  sie  gewann  in  Deutschland  Boden,  und  nachdem  der  Bundesrat 
den  Antrag  abgelehnt  hatte,  entstand  eine  Bewegung,  welche  zur  Folge 
hatte,  dafs  der  Reichstag  das  Abkommen  beanstandete.  Nun  bemühte 
sich  die  deutsche  Reichsregierung,  wie  sich  aus  der  bereits  citierten 
deutschen  Denkschrift  ergiebt,  bei  der  Schweiz  eine  Änderung  nach 
den  beiden  Gesichtspunkten  herbeizuführen,  von  welcher  aus  jene  Ein- 
gabe des  Vereins  zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  Industrie 
verfiifst  war. 
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Eine  Aadenug  der  scbweizer.  GeeetagebuDg  oder  auch  nur  des 
Abkommens  dabin,  dafs  in  Znkanft  in  der  Schweiz  überhaupt  oder  ftü: 
die  Angehörigen  des  Deutschen  Beiches  Patente  anf  Erfindungen  erteilt 
würden^  welche  lediglich  ein  Verfahren  betreffen,  wurde  nicht  erreicht. 
Dagegen  diente  es  zur  Beruhigung  der  Gemtlter,  dafs  in  dem  Zusatz- 
protokolle etwas  ausdrücklich  ausgesprochen  wurde,  was  sich  von  selbst 
▼erstand,  von  den  beiderseitigen  Kontrahenten  von  vom  herein  gewollt 
war  und  deshalb  von  der  Schweiz  leicht  zugestanden  werden  konnte. 
Und  nun  genehmigte  der  Deutsche  Reichstag  das  Abkommen  mit  dem 
Zusatzprotokolle.  Dafs  hierdurch  an  dem  Sinn  des  Abkommens  nichts 
geändert  wurde,  ergiebt  sich  ohne  weiteres. 

Hiemach  würde  die  Entscheidung  des  kaiserlichen  Patentamts 
au%ehoben  werden  müssen,  wenn  sie  nicht  aus  anderen  Gründen  zu 
bestätigen  wäre. 

Aus  dem  eben  geschilderten  Vorgänge  und  aus  der  Thatsache, 
dafs  auch  das  kaiserliche  Patentamt  einer  Auslegung  des  Überein- 
kommens beigetreten  ist,  welche  das  Reichsgericht  für  gänzlich  un- 
haltbar erachtet,  ergiebt  sich,  da(s  wohl  angenommen  werden  darf,  dafs 
auch  die  Beklagte  jener  ihr  vorteilhaften  Auslegung  des  uxsprttnglichen 
Obereinkommens  vertraut  und  sich  also,  nachdem  das  am  13.  April 
1892  abgeschlossene  Übereinkommen  bekannt  geworden  war,  durch 
ihre  Ausführung  der  ihr  patentierten  Erfindung  in  der  Schweiz  um  so 
mehr  gegen  eine  Zurücknahme  des  deutschen  Patents  gesichert  gefühlt 
hat,  als  ja  die  Bekanntmachung  der  Patentierung  erst  im  März  1889 
erfolgt,  die  dreijährige  Frist  des  §  11  des  Patentgesetzes  also  erst  kurz 
vor  dem  Abschlufs  des  Übereinkommens  abgelaufen  war.  Nun  war 
freilich  das  Übereinkommen  noch  nicht  ratifiziert  Aber,  wenn  die 
Beklagte  diese  Ratifikation  eines  von  einem  kaiserlichen  Bevollmächtigten 
doch  nicht  ohne  Ermächtigung  abgeschlossenen  völkerrechtlichen  Ver- 
trags erhofft  und  deshalb  die  Herstellung  sehr  kostspieliger  Unter- 
nehmungen innerhalb  der  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  vorläufig 
unterlassen  hat,  so  kann  ihr  dieses  wohl  nachgesehen  werden.  Frei- 
lich wurde  nun  das  Zusatzprotokoll  vom  16.  Juni  1893  veröffentlicht 
Und  selbst  vom  Standpunkte  ihrer  Auslegung  hätte  sich  die  Beklagte 
nun  sagen  sollen,  dafs  sie  durch  ihre  Ausführung  in  der  Schweiz  nicht 
mehr  gedeckt  war,  da  bei  der  gegebenen  Lsge  der  Sache  ihre  Er- 
findung vom  Patentschutz  in  der  Schweiz  nach  den  dortigen  Gesetzen 
ausgeschlossen  war,  so  dafs  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  des  Zusatz- 
protokolls der  Art  5  keine  Anwendung  findet  Allein,  wenn  man 
auch  hier  die  Beklagte  durch  den  Umstand  nicht  entschuldigt  erachten 
wollte,  dafs  nachträglich  ihre  AufPassung  von  dem  kaiserlichen  Patent- 
amte als  berechtigt  angesehen  ist,  so  sieht  das  Reichsgericht  trotz  der 
Bestreitung  der  Berufuugsklägerin  es  als  durch  die  von  der  Berufimgs- 
beklagten  vorgelegten  und  in  der  mündlichen  Verhandlung  in  Abschrift 
beigebrachten  Schriftstücke  einigermafsen  glaubhaft  gemacht  an,  dafs 
die  Beklagte  seit  der  Zeit  ernstliche  Bemühungen  aufgewendet  hat,  um 
die  ihr  für   das  Deutsche  Reich   patentierte  Erfindung  innerhalb  der 
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Orenaen  des  Deatscben  Reichs  and  zwar  in  Rheinfeiden  bot  ^asfiihiQiig 
Bu  bringen.  Das  Reichsgericht  hat  weiter  erwogen,  dafs  die  Ansftlhniiig 
nach  den  yon  der  Bemftingsklllgerin  nicht  bestrittenen  Angaben  der 
BemfnngBbeklagten  in  nntabringender  Weise  nnr  nnter  Benntziing  einer 
grofsen  Wasserkraft  erfolgen  kann,  wie  sie  nnr  an  einzelnen  Stellen 
zur  VerfHgang  steht,  und  dafs  die  Aosftlhning  auch  dann  noch  die 
Aufwendung  bedeutender  Kosten  Terursacht,  dafs  ferner  eine  Klage 
auf  Zurttcknahme  des  Patents  erst  im  Februar  1895  erhoben  ist,  dafs 
endlich  zu  erwarten  steht,  die  Beklagte  werde,  um  die  Zurttcknahme 
ihres  Patents  auf  Grund  einer  erneuten  Klage  zu  vermeiden,  enogiscbe 
und  erfolgreiche  Mafsnabmen  zur  baldigen  Ausführung  ihres  Plsaee 
treffen,  die  Erfindung  in  Rheinfeiden  der  Ausnutzung  entgegenzuftlhrea. 
Das  Reichsgericht  hat  es  deshalb  für  angemessen  erachtet,  zur  Zeit  toh 
der  Anwendung  des  §  11  Nr.  1  des  Patentgesetzes  abzusehen,  und 
aus  diesem  Orunde  die  Entscheidung  des  kaiserlichen  Patentamts  m 
bestätigen.  X. 


Erbrecht  von  Mmnesoia.  —  Fardemmgen  an  den  Nachlafs  emes 

dort  verstorbenen  Deutschen. 


Urteil  des  Reichsgerichts  yom  22.  April  1895  (BoUe,  Praxis  des  KGs  '^ 

Bd.  20  8.  8). 

Nach  dem  Rechte  von  Minnesota,  wie  es  vom  Berufongsrichter 
ermittelt  ist,  sind  die  Erben  nicht  über  den  Betrag  des  ererbten  und 
an  sie  gelangten  Vermögens  haftbar ;  wenn  ein  Testament  mit  Ernennung 
eines  Testamentsezekutors  fehlt  und  das  NachlaTsregulierungBver&hien 
vor  der  Prcbate  Court,  in  welchem  die  Gläubiger  edictoRter  gdaden 
werden,  eintritt,  haftet  der  Erbe  nicht  persönlich,  sondern  nur  der 
Nachlafs,  und  auch  dieser  nur  so  lange,  als  er  den  Erben  noch  nicht 
ausgehändigt  ist  Die  Klägerin  hatte  ihre  Forderung  an  einen  in 
Minnesota  domizilierten  und  verstorbenen  Deutschen  bei  dem  dortigea 
Nachlafsgericht  angemeldet,  ohne  Berttcksichtigung  zu  finden.  Mit  der 
in  Deutschland  gegen  die  Erben  erhobenen  Klage  ist  sie  auf  Orond 
jenes  Rechts  abgewiesen;  denn  es  läfst  sich  bei  der  Anwendung  dieses 
amerikanischen  Rechts  nicht  zwischen  materiellem  und  formellem  Recht 
unterscheiden. 


Wird  die  Anwendung  des  am  Wohnsitze  des  Verstorbenen  geltenden 
Erbrechtes  durch  dcLS  eheliche  Güterrecht  beeinftufst,  nach  welchem 

er  bis  ßu  seinem  Tode  gelebt  hat? 

Urteil  des  Rdchsgerichts  vom  8.  Wkn  1896  (Entsch.  in  Oivils.  Bd.  36).; 

Aus  den  Grtlnden: 

Zutreffend  geht  das  Berufungsgericht  davon  aus,  dafs  das  Prozefs- 
gericht  nach  dem  Rechte  seines  Landes  die  Frage  zu  entscheiden 
habe,  nach  welchem  Landesrechte  ein  Rechtsverhältnis  zu  beurteilen  sei. 
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pHÜt  daiin  Bonilcbst,  ob  das  wüittembergtscbe  Purtiknlairecbt  Be- 
Btimmniigen  darttber  enthalte,  welcbem  örtlichen  Rechte  die  Beerbnng 
eines  in  Württemberg  VeiBtorbenen  nnteriiege,  und  verneint  dies.  Nach 
dem  hiemach  anzuwendenden  gemeinen  Bechte  richtet  sich,  wie  das 
Berofongsgericht  sodann  mit  Recht  annimmt,  die  Beerbnng  nach  dem 
Rechte  des  letzten  Wohnsitzes  des  Erblassers,  nnd  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  seine  Staatsangehörigkeit  znr  Zeit  seines  Todes,  im  vorliegenden 
Falle  also  nach  wtlrttembergiscben ,  eventaell  nach  gemeinem  Rechte, 
anch  wenn  der  Erblasser  bis  zn  seinem  Tode  badischer  StaatBangehOriger 
war.  Allerdings  lebte  er  mit  seiner  Ehefrau,  der  KlHgerin,  in  der 
Gütergemeinschaft  des  badischen  Landrechtes,  weil  in  dessen  Bezirke 
das  erste  Ehedomizil  war,  und  die  RevisionsklSger  haben  aoszmtthren 
gesucht,  dafs  in  solchem  Falle  auch  die  Beerbung  nach  badischem 
Landrechte  sich  richte.  Diese  Ansicht  ist  nicht  zu  billigen.  Zuzugeben 
ist,  dafs  in  Deutschland  Güterrechte  vorkommen,  die  so  eng  mit  dem 
Erbrechte  der  Ehegatten  verknüpft  sind,  dafs  dieses  nur  einen  Ausfluft 
des  ehelichen  Güterrechts  bildet,  namentlich  dann,  wenn  dem  über- 
lebenden Ehegatten  sein  Anteil  an  der  gemeinschaftlichen  Gütermasse 
in  der  Form  eines  Erbrechtes  gewKhrt  wird.  So  liegt  es  aber  im  vor- 
liegenden Falle  nicht.  Beim  Tode  des  einen  Eh^atten  wird  das 
güteigemeinschaftliche  Vermtfgen  entsprechend  dessen  rechtlicher  Natur 
gletchmftfsig  geteilt;  nur  die  eine  Hafte  bildet  den  Naehlafs  des  Ver- 
storbenen und  vererbt  sich  dann  nach  den  allgemeinen  GmndsKtzen. 
Es  fehlt  aber  an  jedem  Grunde  ftlr  eine  Abweichung  von  der  allge- 
meinen Regel  des  gemeinen  Rechtes 


Befreiung  einer  als  Klagpartei  vor  deutschem  Gerichte  auftretenden 
rtiSsischM  offenen  Handelsgesellschaft  von  der  Sicherheitsleistung 

f&r  Prozefshosten  nach  §  102,  C.Pr.O. 


Urteil  des  Keicfasgerichts  vom  11.  Mftrz  1896  (Hans. 

Hanptbi^  1^  Nr.  52).    Yergl.  Bd.  V  d.  Zeitsohr.  S.  174. 


In  der  Bd.  V  S.  174  referierten  Sache  wies  das  Reichsgericht  am 
11.  Müiz  1896  die  Revision  des  Beklagten  zurück  mit  folgenden 
Gründen: 

Es  wird  nicht  bestritten,  dafs  die  klagende  Gresellschaft  in  War- 
schau ihren  Sitz  habe  und  nach  den  daselbst  bestehenden  G-esetzen  als 
eine  offene  Handelsgesellschaft  rechtsgtlltig  errichtet  worden  sei.  Dem- 
nach findet  Art  4  des  Handels-  und  Schif&hrtsvertrages  zwischen 
Deutschland  und  Rufsland  vom  29.  Januar/ 10.  Februar  1894  An- 
wendung, in  dem  vereinbart  ist,  dafs  solche  in  einem  der  beiden  Länder 
errichteten  Gesellschaften  auch  in  dem  anderen  Lande  als  gesetzlich 
bestehend  anerkannt  werden  nnd  dort  namentlich  das  Recht  haben, 
vor  Gericht  als  KlHger  oder  als  Beklagte  Prozesse  zu  führen.  Mu(s 
hiemach,  wie  es  auch  gemäik  Art  111  des  deutschen  H.G.B.  bezüglich 
einer  in  Deutschland  errichteten  offenen  Handelsgesellschaft  der  Fall 
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ist  (R.a.EDt8ch.  Bd.  XXX  No.  11  S.  84),  die  ParteifUhigkeit 
der  klagenden  Oesellschaft  anerkannt  werden,  so  findet  weiter  auch 
die  Bestimmung  des  Art  2  des  erwähnten  Vertrages  Anwendung,  dafs 
die  Angehörigen  jedes  der  beiden  vertragsschliefsenden  Teile  freien 
Zutritt  zu  den  Gerichten  haben  sollen,  um  als  Kläger  oder  Beklagte 
aufisutreten  und  ihnen  in  dieser  Hinsicht  alle  Rechte  und  Befreiungen 
der  Inländer  zugesichert  sind.  Hiemach  tritt  gemäfs  §  102  Ziff.  1 
der  CLPr.O.  die  Verpflichtung  der  Klägerin  zur  Sicherheitsleistung  für 
die  Prozefskosten  nicht  ein,  weil  eine  solche  Verpflichtung-  flir  das 
russische  und  deutsche  Gebiet  vertragsmäTsig  ausgeschlossen  ist 

Es  kann  daher  unerörtert  bleiben,  ob  noch  insbesondere  für  das 
Gebiet  des  Generalgouvernements  Warschau  die  Verbindlichkeit  einer 
deutschen  Handelsgesellschaft  als  Klägerin  zur  Sicherheitsleistung  schon 
deshalb  nicht  besteht,  weil  daselbst  seit  1.  Mai  1808  das  französische 
Civilprozefsrecht  gilt,  nach  dessen  Art  423  in  Handelssachen  Ausländer 
von  der  Sicherheitsleistung  befreit  sind,  so  dafs  also  auch  von  solchen 
in  Warschau  bestehenden  Gesellschaften  keine  Sicherheit  für  Prozefs- 
kosten gefordert  werden  kann,  wenn  sie  in  Deutschland  in  einer 
Handelssache  klagend  auftreten. 


Die  Bestifnmimg  des  §  39  der  deutschen  CJ?r.O,  ist  nicht  geeignet, 
die  Zuständigkeit  eines  ausländischen  Gerichtes  im  Sinne  von  §  661 
Abs,  2  Ziff.  3  selbst  dann  ssu  begrimden,  wenn  das  ausländische 
Gericht  nach  dem  dort  geltenden  Rechte  auch  ohne  stillschweigende 
Vereinbarung  der  Parteien  zuständig  war. 

Urteil  des  ReiohagerichtB ,  H.  CS.,  vom  13.  März  1896  (Säishs.  Archiv  für 

bttrgerl.  Recht  u.  Prozefs,  Bd.  6  S.  324). 

Aus  den  Gr  flu  den: 

Das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  geht  zur  Beseitigung  des  aus 
§  661  Abs.  2  Ziff.  8  der  C.Pr.O.  erhobenen  Einwände  gegen  das  be- 
antragte Vollstreckungsurteil  bezüglich  des  von  dem  italienischen  Appell- 
hof in  Mailand  in  der  Berufungsinstanz  erlassenen  Urteils  vom  14.  No- 
vember 1898  davon  aus,  dafs  das  italienische  Civil-  und  Handeisgericht 
in  Mailand,  welches  in  erster  Instanz  erkannt  hatte  (und  damit  auch 
der  in  der  Berufungsinstanz  erkennende  Appellhof  in  Mailand),  schon 
deshalb  als  nach  deutschem  (bezw.  im  Grofsherzogtum  Baden  gelten- 
den) Recht  zuständiges  Gericht  zu  betrachten  sei,  weil  sich  der  Be- 
klagte bei  dem  bezeichneten  erstinstanzlichen  Mailänder  Gericht  auf 
die  dort  gegen  ihn  erhobene  Klage  ohne  Vorschtttzuug  einer  Einwendung 
der  Unzuständigkeit  dieses  Gerichts  eingelassen  habe  und  hiemach  §  39 
der  C.Pr.0.  Anwendung  finde,  und  erblickt  kein  Hindernis  gegen  diese 
Auffassung  in  dem  beklagterseits  in  dem  jetzigen  Rechtsstreit  über  die 
Erlassung  des  Vollstreckungsurteils  gegen  die  Anwendbarkeit  des  §  39 
der  C.Pr.0.  geltend  gemachten  Umstände,  dafs  das  Civil-  und  Handels- 
gericht in  Mailand  nach  italienischem  Prozefsrecht  zur  Verhandlung 
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der  bei  demselbeQ  gegen  den  Beklagten  erhobenen  Klage  zuständig 
gewesen  sei  und  daher  der  Beklagte  nach  itaüenischem  ProzeHarecht 
bei  dem  bezeichneten  italienischen  Oericht  eine  £inwendaiig  d^ 
IJnznständigkeit  mit  Erfolg  nicht  habe  geltend  machen  können. 
Dieser  Anschauung  des  Oberlandesgerichts  kann  nicht  beigetreten  .werden. 

§  89  der  C.Pr.0.  setzt  zufolge  seines  Zusammenhangs  mit  §  ,88 
der  C.Pr.0.  nach  der  Fassung  des  §  38  „ein  an  sich  unzustän- 
diges Gericht **  Toraus.  Wenngleich  nun  gemäfs  §  661  Abs.  2  Ziff.  $ 
der  C J^r.O.  der  über  die  Zultfssigkeit  der  Zwangsvollstreckung  urteilende 
doitsehe  Richter  die  Frage  der  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts 
nach  dem  Rechte  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwangsvollstreckung 
urteilenden  deutschen  Richters  zu  beurteilen  hat  und  wenngleich  er 
hierbei  nach  diesem  Rechte  auch  Thatsachen,  die  fhr  die  Zuständigkeit 
in  Betracht  kommen,  zu  beurteilen  hat,  wenngleich  femer  auch  bei 
§  661  Abs.  2  Ziff.  8  der  C.Pr.0.  eine  Begründung  der  Zuständigkeit 
des  ausländischen  Gerichts  durch  einen  dem  §  89  der  C.Pr.0.  ent- 
sprechenden Vorgang  an  sich  nicht  ausgeschlossen  ist,  so  ist  doch  hier- 
bei für  die  Frage,  ob  die  vorhin  bezeichnete  Voraussetzung  des  §  .89 
der  CPr.O.,  dafs  jenes  ausländische  Gericht  „an  sich  unzuständig*'  -sei^ 
vorli^e,  nicht  das  Recht  des  über  die  Zulässigkeit  der  Zwaqgsvoll- 
streckung  urteilenden  deutschen  Richters,  sondern  das  am  Sitze  des 
ausländischen  Gerichts  geltende  Recht  in  der  Weise  mafsgebendy 
dafs  eine  nach  §  89  der  C.Pr.0.  eingetretene  „stillschweigende  Verein- 
barung* über  die  Zuständigkeit  des  ausländischen  Gerichts  dann  nicht 
anzunehmen  ist,  wenn  nach  dem  am  Sitze  des  ausländischen  Gerichts 
geltenden  Rechte  dieses  ausländische  Gericht  zuständig  ist  Denn 
nur  von  dem  Standpunkt  der  Unzuständigkeit  des  angegangenen 
ausländischen  Gerichts,  und  zwar  nach  dessen  Recht,  kann  die  Ein- 
Isasung  des  Beklagten  bei  demselben  ohne  eine  Einwendung  der  Un- 
zuständigkeit sich  als  eine  stillschweigende  Vereinbarung  über  die  Zu- 
ständigkeit dieses  Gerichtes  darstellen. 

War  das  italienische  Civil-  und  Handelsgericht  in  Mailand  nach 
italienischem  Prozefsrecht  zuständig,  von  welcher  Unterstellung 
als  einer  Möglichkeit  wenigstens  das  Oberlandesgericht  ausgeht,  so 
konnte  daher  das  dortige  Unterlassen  einer  Einwendung  der  Unzu- 
ständigkeit durch  den  bei  jenem  italienischen  Gericht  verhandelndem 
BdLlagten  nicht  die  Annahme  einer  stillschweigenden  Vereinbarung  über 
die  Zuständigkeit  nach  §  89  der  C.Pr.0.  begründen. 

Haftet  der  Staat  den  Dritten  Personen  für  die  ErfüUwng  der  in 
einem  öffentlich  beJcannt  gemachten  Stautsvertrage  Obemommenen 

Pflichten  ?    Elbschiffahrtsakte, 

Urteil  des  Reichsgerichts,  III.  CS.,  vom  8.  Oktober  1895  (Entsch.  d.  RG.8 

in  Civils.  Bd.  86  S.  188). 

Die  Klägerin  klagte  auf  Ersatz  des  Schadens,  den  sie  dadurch 
erlitt,   dafs  ein   ihr  gehöriges  Schiff  im  mecklenburgischen  Fahrwasser 

Zeitflchrift  f.  intern.  Prirai-  u.  Strafreoht  eto.,  Band  VI.  29 


450  Bechtsprechimg:  DeatBchland. 

der  Elbe  auf  einen  Felsen  stieiB  und  leck  wnrde.  Die  Haftung  des 
Beklagten  war  namentlich  daraus  hergeleitet,  daft  die  mit  der  Wahr- 
nähme der  besttglichen  Pflichten  betaute  Behörde  in  diesem  Falle 
schnldTollerweise  versäumt  habe,  die  zur  Sicherung  der  Schif&hrt  in 
der  Elbschiffahrtsakte  vom  28.  Juni  1821  und  der  Additionalakte  ▼om 
18.  April  1844  vorgesehenen  Mafsnahmen  zu  treffen.  In  den  Yor- 
instanzen  wurde  die  Klage  abgewiesen,  und  die  Revision  der  EJSgerm 
ist  zurückgewiesen  worden  aus  folgenden  Gründen: 

Dem  Berufungsgerichte  ist  darin  beizustimmen,  dafs  der  Klag- 
ansprach  auf  Erstattung  des  Schadens,  welcher  durch  schuldvolle  Unter- 
lassung der  Beseitigung  eines  Hindernisses  im  Flufsbette  seitens  der 
grofsherzoglichen  Amtsbaubehörde  zu  Dömitz  herbeigeführt  sein  soll, 
gegen  den  Staat  Mecklenburg -Schwerin  nicht  schon  daraus  hergeleitet 
werden  kann,  dafs  demselben  an  der  fraglichen  Strecke  des  Elbstromes 
ein  Hoheitsrecht  einschliefslich  der  Strompolizei  zusteht  Ein  kontrakt- 
licher Anspruch  der  Klägerin  auf  Erhaltung  des  Flufsbettes  in  be- 
stimmtem Zustande  besteht  nicht,  und  ihr  Ersatzanspruch  wttrde  daher 
nur  dann  fUr  rechtlich  begründet  erachtet  werden  können,  wenn  der 
Beklagte  durch  eine  allgemeine  oder  besondere  gesetzliche  Norm  ver- 
pflichtet war,  Hindemisse,  welche  die  Schiffahrt  gefährden  konnten,  aus 
dem  Strome  zu  entfernen. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  eine  derartige  Rechtsnorm  in 
einem  publizierten  Staatsvertrage  enthalten  sein  kann,  und  dals  der 
Staat  durch  öffentliche  Bekanntmachung  solcher  Verträge  eine  Vor- 
schrift des  öffentlichen  Rechts  schaffen  kann,  durch  welche  er  sich 
selbst  allen  Interessenten  gegenüber  zu  bestimmten  Leistungen  oder  zur 
Erhaltung  einer  Anlage  oder  eines  Zustandes  dergestalt  verbindlich 
macht,  dafs  er  fOr  den  Ersatz  des  Schadens  hailet,  welcher  auf  eine 
verschuldete  Unterlassung  der  zur  ErfBllung  seiner  Zusage  forder- 
lichen Mafsnahmen  zurückzuführen  ist  Es  ist  jedoch  nicht  ersichtÜeh, 
dafs  das  Berufungsurteil  in  dieser  Richtung  auf  rechtsirrtümlicher  Grund- 
lage beruht.  Dasselbe  gelangt  zur  Klagabweisung,  weil  es  die  frag- 
lichen Staatsverträge  in  dem  Sinne  auslegt,  dafs  die  kontrahierenden 
Staaten  sich  nur  untereinander,  nicht  jeder  an  der  Sachlage  interessierten 
Privatperson  gegenüber  verpflichten  wollten,  und  diese  Auffassung  mufs 
auch  bei  wiederholter  Prüfung  in  dieser  Instanz  gebilligt  werden. 

Die  Elbschiffahrtsakte  vom  23.  Juni  1821  und  die  Additional- 
dekrete  zu  derselben  vom  13.  April  1844  enthalten  die  vertragsmäfsige 
übereinstimmende  Regelung  des  im  Art  113  der  Wiener  Kongrefsakte 
au^eetellten  Grrundsatzes  für  den  schiffbaren  Teil  der  Elbe  zwischen 
den  Uferstaaten,  wie  dies  auch  das  mecklenburgische  Publikationsreskript 
vom  21.  Februar  1822  hervorhebt  Die  öffentliche  Bekanntmachung 
dieser  Verträge  erklärt  sich  schon  aus  dem  Umstände,  dafs  deren  Inhalt 
den  öffentlichen  Verkehr  auf  dem  Flusse  und  die  Interessen  weiter 
Kreise  in  vielfacher  Beziehung  berührte,  und  eine  wirksame  und  zweck- 
mäfsige  Aus^rung  der  seitens  der  Staaten  übernommenen  Vertzags- 
pflichten  deren  Kenntnis   und  Beachtung  durch   die  Behörden  und  die 
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im  Flu&gebiete  YttkAnoämt  Privatperaonen  erforderte,  wonmf  die 
gedachte  Bekanntmachang  voni  21.  Febmar  1822  aoBdrficklLch  ver- 
weist. Es  kann  daher  ans  der  Bekanntmachang  der  Verträge  nicht 
ohne  weiteres  der  Schlafii  geiogen  werden,  dafii  die  vertragschiiersenden 
Staaten  sich  Dritten  Personen  gegenüber  zor  ErfÜllong  der  Verpflich- 
tongen  verbindlich  machen  wollten,  welche  sie  unter  sich  und  gegen- 
einander ttbemommen  hatten.  Die  Absicht ,  eine  so  weitgehende  Haf- 
tung za  ttbemehmen,  kann  anch  nicht  aas  dem  Zwecke  der  Vertrüge 
hergeleitet  werden;  denn  fUr  die  Interessen  des  Verkehrs  and  Handels 
auf  dem  Strome  wurde  auch  dann  in  erheblich  besserer  Weise,  als 
früher,  Fürsorge  getroffen,  wenn  die  kontrahierenden  Staaten  sich  nur 
untereinander  verpflichteten.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  die  Ver- 
weisung darauf,  dafs  die  gewissenhafte  Erftlllung  der  Vertragspflichten 
seitens  jedes  der  Kontrahenten  vorauszusetzen  war,  und  für  den  Fall 
der  Säumnis  der  Vertrag  jedem  Kontrahenten  eine  wirksame  Handhabe 
bot,  auf  die  Erfüllung  zu  dringen  und  dadurch  die  Interessen  seiner 
Unterthanen  zu  schützen.  Zu  einer  anderen  Beurteilung  geben  endlich 
anch  die  Wort&ssung  und  der  Inhalt  der  Vertrifge  keinen  Anhalt 
Soweit  in  dem  Art  28  der  Elbschiffiihrtsakte  und  dem  §  2  der  Addi- 
tionalakte  Mafsregeln  für  die  Instandhaltung  des  Flufsbettes  und  den 
Uferschutz  vereinbart  sind,  verpflichten  sich  die  Uferstaaten  nur  gegen- 
einander, und  weiter  sind  über  die  Ausführung  gegenseitige  Mafsnahmen 
vorbehalten  und  die  Kontrolle  durch  g^emeinschaftliche  Kommissionen  ist 
vorgesehen.  Von  Rechten  Dritter  und  deren  etwaiger  Verletzung  ist 
nicht  die  Bede,  und  es  fehlt  an  genügendem  Grund  für  die  Annahme^ 
dafs  solche  Rechte  durch  die  Verträge  in  weiterem  Umfange  begründet 
werden  sollten,  als  sie  nach  dem  bisherigen  Rechte  bestanden  .... 


Belgien. 

Vormundschaft,  Personalstatut 
UrteQ  des  Civilgerichta  Antwerpen  vom  6.  Februar  1895,  Clunst  1896  S.  204| 

Die  Vormundschaft  regelt  sich  nach  dem  Personalstatnt  der  Minder- 
j&hrigen.  Sind  dieselben  Ausländer  und  ist  die  Vormundschaft  über  sie 
im  Auslande  bereits  erOflhet,  so  finden  hierauf  die  Vorschriften  des 
belgischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Vormundschaft  keine 
Anwendung,  insbesondere  anch  nicht  die  des  Art  465,  wonach  der 
Vormnnd  der  Ermächtigung  durch  den  Familienrat  bedarf,  um  auf 
Teilung  anzutragen. 

29* 
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^m^og  ausländischer  WarenBeM^en. 

Urteil  des  AppellhofiB  zo  Gent  yoxn  18.  Juni  1894,  Clunet  1896  S.  200. 

Ein  andttndiflcheB  WareBzeichen^  das  zar  Zeit,  «is  «eiBe  Hmter* 
ktgvng  l>eim  Handeligericbt  beantragt  wird,  noch  niekt  den  gopotaliehen 
Erfordemiasen  entspricht,  eignet  sich  auch  damt  nicht  sora  Beehts- 
sehntae,  wenn  infolge  apttteren  OeaetaeB  and  apKterer  Überankanft  aut 
dem  fremden  Staate  die  hieftUr  bestehenden  Mlüigel  gehoben  erBchemen, 
weil  die  beiden  erwtthnten  Rechtsgrttnde  nur  fUr  ^e  Z^onft  Rechta- 
wirknng  hervormbringen  vermtfgen  (Art  2  Code  emiy 


England. 

Urheberrecht  der  Ausländer  in  einem  VerbandsstcuUe  der  JBemer 

Konvention. 

Urteü  des  AnMllgerichts  za  London  vom  IL  Jnai  1894  (Clunet  1886  S.  185). 

Der  Urheber  aasländiBcher  Werke  der  Litterator,  Kunst, 
Photographie  (ist  ebenso  anwendbar  fhr  diejenigen  der  Muster,  MoS^e, 
auch  Gebrauchsmuster  und  Modelle)  kann  im  Inlande  nicht  einen 
höheren  und  umfiingreicheren  Rechtsschutz  beanspruchen,  ab  er  selbst 
'ftlr  seine  Werke  im  Ursprungslande  geniefst,  selbst  wenn  die  Gesetze 
des  Inlandes  weitergehende  Rechte  gewähren  und  beide  Dbider  der 
Bemer  Konvention  vom  9.  September  1886  angeboren.  (Diese  Aus- 
l^ung  der  in  diesem  Punkte  zweifelhaften  Bemer  Konvention  dürfte 
ebenso  richtig  sein,  wie  der  umgekehrte  Satz,  dafs  im  Inlande  aus- 
ländischen Werken  kein  höherer  Rechtsschutz  gewährt  wird,  als  den 
einheimischen  selbst.     Die  Red.) 


Frankreich. 

Rechtsprechnng  franzSsischer  Gerichtshöfe. 

Verschiedenheit  der  für  Liegenschaften  und  die  bewegliche  Habe 
des  Nachlasses  eines  ausländischen  Erblassers  mafsgebenden  Ge- 
setze* —  Erbrecht  der  Israeliten  in  Marokko;   Gewohnheitsrecht 

zu  Castüien, 

Urteil  des  Appellgericfats  von  Algier  vom  14.  Januar  1891  (Clunet  1895  8. 1063). 

1.     Hat  ein  Ausländer,    der  nicht   die  Erlaubnis   zum  Wohnsitz 
in  Frankreich  erhalten  hat  (Art  18  Code  civil)  ^   Ausländer  als  Erben 


Belgien,  fiigkoa,  Fnuikreich.  4&& 

8»  iBt  di0  teMritaiflehe  GleMtig«lnuig  mnfi^gpekeiid  A 
BwtwhMg  dar  Fnge,  wer  di«  zam  Erwerb  der  tobi  EiUMsev  1 
PftBkivM  getegCMBQ  liegenschaftcn  bereohtigteB  £rh«i] 
9.  BeiigiMh  der  von  emem  wMhfm  AwläaiUr  in  ErmkrMsh 
D  bewegtiehea  Habe  mk  die  fleentrgiehiiife'  det  Sttttee,  dsm 
der  Erbkaaer  aagebOrt  bat,  entscbeidend. 

3.  In  Marokko  haben  die  Israeliten  das  Recht,  ihre  Yerlassen- 
achafien  nach  ihrem  Oewohnheitsrechte  zu  regehi. 

4*  Nach  dem  Gewohiüieitarechte  von  Ciatilien  aind  die  mit  einer 
Mitgift  anageatatteten  Töchter  von  dem  Erbrechte  gegenttber  ihren 
Eltern  mugeaeMoaaen. 

PateniiredU. 

Urteü  dea  Appellhofes  sa  Orleana  vom  29.  Juii  1898,  beatätigt  durch  den 

Kaaaatkmabof  (CUmei  1895  S.  801—810). 

Die  Nichtigkeit  einea  Erfindungapatentea  w^gen  Maiügela  dmr 
Neuheit  kann  nur  unter  der  Voranaaetziing  aosgeaprodien  werden« 
dafii  die  patentierte  Erfindung  in  Frankreich  oder  im  Auslande,  und 
▼or  dem  Tage  der  Hinterlegung  dea  Antraga  auf  Patentierung  eine 
VerOiFentlichung  erlangt  hat,  die  auareicht,  um  die  Erfindung  auazu- 
fühjren.  Deahalb  bewirkt  die  Hinterlegung  einer  einatweiligen  Speci- 
fikation  der  Erfindung  in  England  vor  jenem  Zeitpunkte  auf  kernen 
Fall  die  Nichtigkeit  dea  in  Frankreich  erlangten  Putentea,  und  iat  ea 
dabei  unerheblich,  dafa  daa  engliache  Geaeta  die  Wirkung  dea  eng- 
liachen  Patentea  bia  zum  Tage  der  einatweiligen  Specifikadon  zurttck 
gelten  Ixlat  und  awar  auch  dann,  wenn  dieae  Specifikation  nach  der 
engllMkett  Ckaetsgebung  bia  «um  Zeitpunkt  der  Zuatellung  dea  end- 
gültigen  Patentea  geheim  bleiben  mufa. 


Warentfeichen.    Gemeingut. 

Zwei  Urtdle  dea  Civilgerichts  der  Seine  vom  20.  Mars  1895 

{aunet  1896  S.  152  flg.). 

Warenzeichen,  und  zwar  aowohl  in-  als  ausl&ndische,  werden  nur 
soweit  Gemeingut,  als  es  der  ursprtlngliche  Besitzer  angegeben, 
oder  ein  allgemeiner,  hinreichende  Zeit  hindurch  andauernder  Gebrauch 
es  mit  sich  gebracht  hat,  dafs  die  anderen  Gewerbetreibenden  es  ledig- 
lich dazu  benutzt  haben,  die  Natur  des  gewerblichen  Erzeugnisses  zu 
bezeichnen,  und  das  Warenzeichen  aufgehört  hatte,  in  den  Augen  des 
Handels  und  dea  Publikums  damit  seine  Herkunft  kund  zu  machen. 
Dabei  iat  ea  unerheblich,  dafs  das  Warenzeichen  während  einer  be- 
stimmten Zeit  im  Ursprungslande  nicht  durch  ein  Stra%esetz  geschützt 
war,  ebenso  dafs  dasselbe  manchmal  und  zwar  nur  yorttbergehend  von 
Dritten  in  Frankreich  und  im  Auslande  gebraucht  wurde.  Nach  dem 
in  Fvankreieh   bestehenden  Handelsgebrauch   ist  es  dortselbst  erlaubt, 
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dafs  Dritte  ernen  Teil  des  fremden  WarenzeiehenB  für  ihre  EiseagniBBe 
benutzen,  falls  sich  nur  ans  einem  Beisatz  der  wahre  Ursprung  der- 
selben gehörig  erkennen  läfst,  nnd  g^enttber  diesem  Oebrmnche  kann 
auch  der  Eigentümer  des  auslKndischen,  in  Frankreich  schntzberechtigteii 
Warenzeichens  die  Untersagong  einer  solchen  Benutzung  nicht  bean- 
spruchen. 


Schaden  durch  Zusammenstofs  von  Schiffen  der  Ausländer. 
UrteU  des  Kassationshofs  Tom  18.  JuU  1895  (ClwMt  1896  S.  IdO). 

1.  Ein  Quasidelikt  liegt  vor,  wenn  ein  Schaden  durch  Zusammen- 
stofs von  Schiffen  infolge  Verschuldens  des  einen  der  Schifie  ent- 
standen ist. 

2.  Ereignet  sich  ein  solcher  Zusammenstofs  in  den  zu  Frankreich 
gehörigen  GewKssem  (in  specie:  auf  dem  Seineflufs),  so  sind  auf  dies 
Quasidelikt  die  französischen  Gesetze  anwendbar  (Art  3  Code  civit) 
ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  einen  oder  anderen 
Schiffes. 

3.  Auf  französischem  Gebiete  geniefsen  die  Ausländer  in  Handels- 
sachen die  nämliche  Freiheit,  wie  Franzosen.  Die  ausländischen  Reeder 
können,  wenn  sich  der  Zusammenstofs  in  Gewässern  des  französischen 
Gebietes  ereignet  hat,  das  Werfen  über  Bord  nach  den^  Vorschriftoi 
des  Art.  216  des  französischen  H.G.B.  ausfahren. 


Zuständigkeit  der  französischen  Gerichte  für  Rechtsstreitigkeäen 

der  Ausländer. 

UrteU  des  Civilgeiichts  der  Seine  vom  25.  Juni  1888  (aunet  1896  S.  149). 

Für  Recbtsstreitigkeiten  der  Ausländer  unter  sich  sind  die  franzö- 
sischen Gerichte  nicht  unbedingt  unzuständig.  Dieselben  sind  nach  den 
Umständen  hierzu  befugt  oder  können  sie  ablehnen.  Von  der  Befrignis 
kann  das  Gericht  insbesondere  dann  Gebrauch  machen,  wenn  der 
Wohnort  des  Beklagten  unbekannt  ist  und  der  ELläger  in  Frankreich 
seinen  Aufenthaltsort  hat,  selbst  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Ehe- 
scheidung handelt 


Feststellung  der  Zuständigkeit  in  einem  Staatsvertrage. 
Urteil  des  Appellhofs  zu  Paris  vom  SO.  Juli  1890  {Clunet  1895,  S.  846). 

Die  in  einem  Staatsvertrage  getroffenen  Bestimmungen  über  die 
Zuständigkeit  sind  staatsrechtlicher  Natur,  gehören  also  zum  öffentlichen 
Recht  und  sind  dadurch   dem  Verfügungsrechte   der  Parteien  entzogen. 
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Zuständigkeit  ßr  die  ErbschaftsUage.  Art.  1  des  fransösischr 
schweieerischen  Übereinkommens  vom  15.  Juni  1869.  Landesver^ 
Weisung  der  Deutschen  aus  Frankreich  nach  der  KriegserJäörwng 
von  1870.  Art.  12  des  FrainJcfurter  Friedensvertrags.  Unanwend' 
harkeit  des  franeösisch-schweizerischen  Übereinkommens  auf  einen 
in  der  Schweiz  verlebten  Deutschen,    der   vor    dem   Kriege    in 

Frankreich  wohnhaft  war. 

UrteU  des  KasBationBhofB  zu  Paris  rom  1.  Juli  1895  (Clunei  1895  S.  1084). 

1.  Als  Mobiliar-  and  Personalklage  kann  die  in  den  Bestimmungen 
des  Art  1  des  fimnzösisch-schweizerischen  Übereinkommens  vom  15.  Juni 
1869  Toigesehene  nicht  betrachtet  werden,  welche  von  angeblichen 
Erben  eines  vorverstorbenen  Verwandten  gegen  einen  Universalver- 
mächtnisnehmer  za  dem  Zwecke  angestrengt  wird,  um  die  Nichtigkeit 
des  vom  Verlebten  hinterlassenen  Testamentes,  die  Rtlckgabe  der  Ge- 
samtheit des  Nachlasses  desselben  und  die  Teilung  des  dazu  gehörigen 
Vermögens  unter  die  verschiedenen  Rechtsnachfolger  zu  erzielen. 

2-  Da  Art  5  desselben  Übereinkommens  nur  die  Zuständigkeit 
auf  dem  Gebiete  des  Nachlasses  eines  Franzosen  oder  Schweizers  regelt, 
so  kann  eine  ähnliche  Klage  auch  nicht  erhoben  werden,  wenn  der 
Verlebte  weder  schweizerisdier  noch  ein  französischer  Staatsangehöriger 
war. 

&•  Der  Art  12  §  2  des  deutsch  -  französischen  Friedensvertrages 
von  Frankfurt  kann  nicht  geltend  gemacht  werden,  um  zur  Begründung 
des  Gerichtsstandes  zu  behaupten,  dafs  ein  Deutscher,  der  vor  den 
Kriegsereignissen  von  1870  in  Frankreich  sich  aufhielt,  und  der  in- 
folge der  Kriegserklärung,  wie  alle  seine  Landsleute,  sich  vom  franzö- 
sischen Boden  hat  entfernen  müssen,  in  Frankreich  seinen  thatsächlichen 
Wohnsitz  nicht  beibehalten  habe,  selbst  wenn  er  nach  dem  Friedens- 
schlufs  niemals  mehr  nach  Frankreich  gekommen  ist,  um  daselbst 
von  neuem  zu  wohnen. 

4.  Die  Bestimmung,  wonach  diejenigen  Deutschen,  welche  die 
gesetzliche  Ermächtigung  zur  Begründung  ihres  Wohnsitzes  in  Frank- 
reich erhalten  hatten,  in  alle  ihre  Rechte  wieder  eingesetzt  werden  und 
folglich  ihren  Wohnsitz  von  neuem  auf  französischem  Gebiete  nehmen 
können,  ist  nicht  anwendbar  auf  den  Fall,  in  dem  es  sich  nicht  um 
die  Begründung  des  Wohnsitzes  kraft  erhaltener  Ermächtigung  (Art  13 
Code  ewü)y  sondern  lediglich  um  einen  rein  thatsächlichen  Aufenthalt 
und  die  rechtlichen  Folgen  desselben  in  Hinblick  auf  eine  eröffnete 
Erbschaft  handelt 

Proeefskostenkaution.    Konkurs.    Ausländer  als  Antragsteller. 

Ptozefskostenkaution  brauchen  Ausländer,  die  den  Antrag  auf 
Eröffnung  des  Konkurses  gegen  einen  inländischen  Kaufmann  stellen, 
nicht  zu  leisten,  zumal  nach  Art  487  des  Oode  de  commerce^  wenn 
die  Zahlungseinstellung  des  Schuldners  gerichtsbekannt  ist,  der  Konkurs 
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Als  eine  IfAfsiiAKiiie  der  öflbntfielieD  Ordnwig  Mich  ▼ob  Amto^cgeu 
oline  Antrag  ehies  Gläubigen  eridirt  werden  kiuiii.  urteil  dee  ^mdäs- 
geriditfl  der  Seine  vom  6.  Deeember  1895  {Chmd  1896  S.  189,  wo- 
sel^t  bemerkt  ist,  dafs  diese  Frage  erst  seit  dem  ErUfs  des  GesetseB 
mm  5.  Man  1896  entstehen  konnte,  das  aneh  in  Handelssaehen  Ton 
Aen  Kkge  erbebenden  Anslttndem  SieberheitBleistimg  Uta  die  ftoaefr- 
kosten  verlangt.  Auch  wird  an  dicsw  Stalle  die  Frage  als  noch  sehr 
sEweifelhaft  hingestellt,  da  derjenige,  welcher  Konkuxseröffilung  beantragt, 
ids  „  Kläger*'  anzusehen  sei). 


Frage  der  Vollstreckbarkeitserklärung  eines  italienischen,  auf  Grund 

Art  105  der  italienischen  C.Pr.O.  euständigen  Gerichts.    Inter- 

naiionaler  Rechtsgrundsatg  über  die  Zuständigkeit. 

Urtea  des  Appellgerichts  m  Gienoble  vom  7.  JoU  1894  (Clunti  1895  &  1047). 

1.  Die  französischen  Gerichte,  die  mit  einem  Antrage  auf  Er- 
klärung der  Vollstreckbarkeit  eines  von  einem  italienischen 
Gerichte  erlassenen  Urteils  befiirst  sind,  haben  nur  die  BeftigniSy  zu 
prtlfen,  ob  auf  Grund  der  französischen  Gesetzgebung  die  Fragen  der 
Zuständigkeit,  der  Richtigkeit  der  Ladungen  und  die  Vorschriften  der 
öffentlichen  Ordnung  gehörig  beobachtet  sind  (veigl.  italienisch  -  franzö- 
sischer Staatsvertrag  vom  24.  März  1760  und  die  Erklärung  vom 
11.  September  1860). 

2*  Die  einzige  grundsätzliche  internationale  Bestimmung  über  die 
Zuständigkeit  ist,  daSs  der  allgemeine  Gerichtsstand  beim  Gericht  des 
Wohnorts  des  Beklagten  begrtlndet  ist,  und  dafs  der  Kläger  seine 
Klage  gemäfs  des  Rechtsaxioms  ^ador  seguüur  forum  rei*^  er- 
heben mufs. 

3.  Auf  die  Bestimmung  des  Art  105  der  italienischen  CPr.O., 
nach  welcher,  im  Falle  der  Beklagte  Ausländer  ist  und  sich  in  Italien 
nicht  aufhält,  das  Gericht  des  ErftÜlungsortes  des  Rechtsgeschäftes  zu- 
ständig ist,  kann  man  sich  in  Frankreich  nicht  berufen,  um  die  inter- 
nationalrechtlichen  Grundsätze  tlber  Zuständigkeit  aufzuheben,  da  jene 
Vorschrift  lediglich  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  der  italienischen  Staats- 
angehörigen darstellt. 

4.  Folglich  ist  das  italienische  Urteil  als  von  dem  unzuständigen 
Gerichte  erlassen  anzusehen ,  das,  wenn  die  Ausnahme  des  Art.  105 
der  italienischen  C.Pr.O.  nicht  bestände,  zur  Entscheidung  der  Sache 
nicht  zuständig  gewesen  wäre,  und  die  französischen  Gerichte  können 
deshalb  ein  solches  Urteil  nicht  für  vollstreckbar  erklären. 

(In  einer  Bemerkung  des  Herausgebers  der  Zeitschrift  wird  die 
Richtigk^t  dieser  Entscheidung  bezweifelt  und  auf  Grand  einer  gröfseren 
Zahl  von  Urteilen  französischer  Gerichte  behauptet,  dafs  das  Gericht, 
welches  eine  ausländische  Entscheidung  für  vollstreckbar  zu  erklären 
liat,  vielmehr  nur  prüfen  mufs,    ob  das  ausländische  Gericht  nach  den 
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in  seinem  Lande  geltenden  BeBtimmnngen  über  den  Gerichtsstand  zur 
Entseheidiuig  der  Sitohe  sostäadig  fswesea  ist  oder  nicht) 


Strafverjährung, 

Urteil  des  ZnehlpelizeigeriQhtB  der  Seine  vom  7.  Jannw  1895 

(Clunet  1896  a  165). 

Ist  der  VoUsng  einer  erkannten  Strafe  thatsKchlich  oder  rechtlich 
unmöglich,  so  mht  die  Verjährung  desselben.  Insbesondere  tritt 
soiehes  mt  Falle  des  bei  einem  anslündischen  Staate  gestellten  Antrags 
eaf  AudUaferang  des  Yemiteilten  ein,  da  dieser  Antrag  bis  aum  Ablaof 
dmt  StiafWi»,  welche  der  Angeschuldigte  im  Auslande  wegen  dort  be« 
gaageaer  straf faaxer  Handlungen  bu  verbttisen  hat,  beseitigt  ist  Erat 
TStt  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  die  ausländische  Begierong  den 
Angesehuldigten  in  Freiheit  setzt,  beginnt  neuerdings  die  Verjährung 
der  im  Tnlande  erkannten  Strafe  zu  laufen. 


NiMterlande. 

Eheliches  GMerrecht    Ehe  ewischen  einem  Ausländer  und  einer 

Niederländerin. 

In  Ermangelung  eines  Eheyertrsges  ist  bezüglich  der  Frage  des 
Güterrechts,  das  während  der  Ehe,  die  z?nschcii  einem  Ausländer 
und  emer  Niederländerin  gelten  soll,  der  Wille  der  Ehegatten  hier- 
tlber  maT^gebend  und  zu  ermitteln.  Nach  Umständen  kann  ange- 
nommen werden,  dafs  das  Güterrecht  des  Landes,  wo  die  Ehe  ein- 
gegangen wurde,  gelten  soll.  Dagegen  richtet  sich  die  Beurteilung  der 
persönlichen  Eheverhältnisse  immer  nach  dem  Personalstaiut  des 
Ehemanns,  weil  dieselben  zum  Familienrecht  gehören.  Urteil  des 
Appellhofes  zu  Amsterdam  vom  16.  Dezember  1898  (Clunet  1896 
S.  220).  Damit  stimmt  die  französische  Bechtsprechung  Uberein.  Vergl. 
Urteil  des  Eassationshoft  vom  9.  März  1891  (CUmä  1891  S.  549). 
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Österreich. 

BMhtgpreoliVBg  taterreieUBclier  fl^iiektsUfe. 

Zm  Entscheidimg  von  Streitigkeiten  wegen  Scheidung  einer  in 
Ungarn  geschlossenen  Ehe  ist  jenes  Gericht  des  Inlandes  zuständig, 
in  dessen  Sprengel  die  Ehegatten  ihren  letzten  Wohnsitz  hatten. 

Obezvtgericha  Entacheidmig  vom  15.  April  1896,  Z.  4410. 

In  der  Bechtsflaehe  der  E.  S.  gegen  M.  S.  wegen  Ehescheidung 
bat  das  Landesgericht  in  Wien  mit  Urteil  do.  22.  Oktober  1895 
Z.  84  769  über  die  vom  Geklagten  bei  der  Tagsatzong  erhobene  £m- 
wendnng  der  Inkompetenz  gegen  die  Ehescheidongsklage  nach  durch- 
geführter, bei  der  Tagsatznng  geschlossenen  mündlichen  Verhandlong 
2a  Recht  erkannt:  die  vom  Geklagten  M.  S.  g^gen  die  Ehescheidangs- 
klage  seiner  Gattin  E.  S.  erhobene  Einwendung  des  nicht  gehörigen 
Gerichtsstandes  wird  abgewiesen. 

Gründe:  Der  Geklagte  erhebt  gegen  die  Scheidungsklage  seiner 
Gattin  die  Einwendung  der  Inkompetenz  und  begründet  dieselbe  damit, 
dafs  er  ungarischer  Staatsbürger  ist  und  über  die  Ehe  ungarischer 
Staatsbürger  nach  §  114  des  Ges.  Art  XXXI  vom  Jahre  1894  nur 
ein  ungarisches  Gericht  rechtswirksam  entscheiden  kann.  Diese  Ein- 
wendung ist  jedoch  nicht  begrtbidet,  und  ist  dieses  Landesgericht  trotz 
der  ausgewiesenen  ungarischen  Staatsbürgerschaft  des  Geklagten  und 
der  in  Ungarn  derzeit  geltenden,  oben  angeführten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen zur  Entscheidung  dieser  Rechtssache  kompetent,  weil  die 
Ehegatten  S.  seit  ihrer  Verheiratung  am  9.  Dezember  1893  ununter- 
brochen in  Wien  wohnen  und  auch  ihren  letzten  gemeinschaftlichen 
Wohnort  in  Wien  hatten,  weil  das  Osterreichische  Gesetz  laut  Be- 
stimmung der  §§  83  ff.  a.  b.  G.B.  und  §  29  J.N.  die  in  Österreich 
wohnenden  Auslftnder  im  allgemeinen  denselben  Rechtsnormen  unter- 
wirft, wie  die  Inländer,  und  weil  kein  Grand  vorliegt,  der  im  vor- 
liegenden Falle  die  Anwendung  anderer  Rechtsnormen  rechtfertigen 
würde,  dies  umso  weniger,  als  die  Bestimmungen  des  zweiten  Haupt- 
stückes des  a.  b.  G.B.  über  die  Auflösung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
auch  Ofientlich  rechtliche,  das  sittliche  Moment  der  Ehe  betreffende  Ver^ 
hältnisse  regeln,  deren  Gestaltung  ftlr  das  Osterr^chische  Rechtsgebiet 
nur  durch  Österreichisches  Recht  bestimmt  werden  kann.  Welche 
Rechtswirkungen  die  von  diesem  Landesgerichte  eventuell  ausgesprochene 
Scheidung  der  Ehe  in  Ungarn  haben  wird,  kann  bei  Beurteilung  der 
Kompetenzfrage  nicht  mafsgebend  sein,  weil  es  den  Streitteilen  in  dieser 
Rechtssache,  wie  in  jeder  anderen,  unbenommen  bleibt,  die  Anerkennung 
des  rechtskräftigen  Urteils  im  Auslande  zu  erwirken  und  die  dazu  ge- 
eigneten Schritte  einzuleiten.  Es  war  daher  der  Inkompetenzeinwendung 
des  Geklagten,  die  nach  dem  Hofdekrete  vom  27.  Juli  1792,  J.G.8.  86, 
rechtzeitig  erhoben  wurde,  nicht  stattzugeben. 


[M 
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Du  Oberlandesgericht  hat  tlber  AppelUition  des  Geklagten 
das  erstrichtesliche  Bikenntniii  besttttigt 

Gründe:  Nach  Itt  a  und  dem  Sehlofsabsatn  des  §  14  J.N.  werden 
RechtBaogelegenheiten,  in  denen  es  steh  am  die  nicht  einTerstilndliche  Schei- 
dung einer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  handelt,  vor  jmem  (^erichtehofo 
L  Instanz  entschieden,  in  dessen  Sprengel  die  Ehegatten  ihren  letzten 
gemeinschafUichen  Wohnsitz  hatten,  ohne  dafs  hierbei  in  Ansehung  der 
von  AnslSndem,  sei  es  im  In-  oder  Anshinde,  geschlossenen  Ehe  eine 
Aoanahme  statuiert  worden  wttre.  Es  können  vielmehr  nach  §  29  J.N» 
auch  Auslftnder  bei  dem  allgemeinen  Gerichtsstande  des  Wohnsitzes 
belangt  werden,  wenn  sie  diesen  in  den  österreichischen  Staaten  ge- 
nommen haben,  und  geht  dies  bezüglich  der  Eheklagen  auch  aus  den 
Bestimmungen  des  durch  die  J.N.  vom  Jahre  1852  keineswegs  aufser 
Kraft  gesetzten  Hofd.  vom  15.  Juli  1796  zum  Hofd.  vom  23.  Oktober 
1801  J.G.S.  Nr.  542  hervor.  Für  die  Anschauung,  dafs  diese  Zuständig- 
keit der  österreichischen  Gerichte  in  betreff  der  Auslftnder  von  der 
Voraussetzung  abhängig  sei,  dafs  dieselbe,  sowie  die  Vollstreckbarkeit 
der  diesbezüglichen,  von  österreichischen  Gerichten  geflQlten  Urteile 
auch  von  jenem  Staate  anerkannt  werden,  deren  Unterthanen  die  Ehe- 
gatten sind ,  mangelt  jede  gesetzliche  Basis ;  es  kann  vielmehr  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dafs  die  Zuständigkeit  der  österreichischen  Gerichte 
ausschliefsUch  nach  dem  österreichischen  Gesetze  zu  beurteilen  kommt. 
Wenn  es  daher  auch  durch  Attest  des  königl.  ungarischen  Justizmini- 
steriums festgestellt  ist,  dafs  die  von  österreichischen  Gerichten  in  Ehe- 
rechtsangelegenheiten  gefüllten  Urteile  in  Ungarn  als  rechtswirksam  und 
exequierbar  nicht  angesehen  werden,  so  können  doch  durch  die  Be- 
stimmung —  wie  dies  schon  in  den  erstrichterlichen  Gründen  richtig 
auflgefUhrt  erscheint  —  die  Jurisdiktionsgesetze  nicht  derogiert  werden, 
und  ist  bei  dem  Umstände,  ab  die  Ehegatten  S.  ihren  letzten  gemein- 
schaftlichen Wohnsitz  in  Wien  hatten,  die  Kompetenz  des  Landesgerichtes 
Wien  in  Ansehung  der  vorliegenden  Ehescheidungsklage  gesetzlich  be- 
gründet. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  die  zugleich  als  NuUitäts- 
beschwerde  bezeichnete  aufserordentliche  Revisionsbeschwerde  des  Ge- 
klagten verworfen  mit  folgenden  Gründen: 

Die  in  der  Revisions-  und  Nullitätsbeschwerde  enthaltene  Be- 
hauptung, es  werde  die  Zuständigkeit  des  Landesgerichtes  in  Wien  in 
Bezug  auf  den  Geklagten  als  ungarischen  Staatsangehörigen  von  dem 
Gerichte  des  ungarischen  Staates  bestritten  und  es  sei  das  Oberlandes- 
gericht hiervon  ofifiziell  verständigt  worden,  entspricht  nicht  der  Akten- 
lage und  findet  auch  in  den  Belegen,  welche  erst  in  dritter  Instanz 
beigebracht  wurden  und  gemäfs  §  257  a.  G.O.  keine  Berücksichtigung 
finden  können,  umsoweniger  eine  Stütze,  als  der  laut  dieser  Belege  in 
Ungarn  anhängige  Prozefs  die  endgültige  Auflösung  des  zwischen  den 
Streitteilen  bestehenden  Ehebandes  bezweckt  und  ein  derartiger  Prozefs 
die  Führung  eines  nicht  die  Auflösung  des  Ebebandes,  sondern  ledig- 
lich  die   Scheidung  von  Tisch   und   Bett  bezweckenden   Rechtsstreites 


480  Beehtipraokiiiig. 


kekidtwegB  aQaMhlMftt  Voo  einem  Kompeteaskonflikte  Ewiechen  dem 
östeneichiBcben  und  dem  ungarischeii  Gerichte  kann  daher  nicht  die 
Bede  fein  nnd  kg  für  die  Untergerichte,  ebensowenig  wie  für  den 
obersten  Gtoichtehof,  ein  AnUfs  Tor,  nach  Mafagabe  dea  §  4  der  J.N. 
Torangehen.  Die  vermeindiehe  NallitSt  der  oberlandeagerichtliobeii 
Entscheidung  entbehrt  somit  der  Begründung.  Da  die  ÜberprUfiiiig 
der  Akten  anch  in  keiner  anderen  Richtang  den  Bestand  einer  Nullitftt 
efgeben  hat  and  die  gleichfürmigen  onCergerichtiichen  Urtnle  nicht  nur 
keine  offenbare  Ungerechtigkeit  erkennen  lassen,  sondern  TieLmehr  sieh 
als  gesetslich  begründet  darstellen,  war  die  angleich  ab  Nollitlts- 
beschwerde  beaeiehnete  aafserordentliche  Rerisionsbeschwefde  des  Ge- 
klagten wegen  Abganges  der  zur  Abttnderung  oder  Aofhebnng  gleieh- 
fitarmiger  Entsdieidongen  im  Sinne  des  Hofd.  vom  16.  FebiiMur  1888 
No.  2593  J.G.8.  notwendigen  Voraossetsangen  su  yerwerfen.  — 


Zur  EfUscheidung  über  den  VoCUmg  der  Erheimtmsse  ausfcärtiaer 
Gerichtsbehörden  (also  auch  eines  von  einem  auswärtigen  Handels-, 
See-  oder  BerggeridUe  geföXUen  Erkenntnisses)  sind  im  Sinne  des 
§  70  der  CimlQurisdilctiensnor^  nur  die  Gerichtshöfe  erster  Instans 
als  solche  mit  Äusschlufs  der  Handels-,  Berg-  und  Seegeriehte 

berufen. 

Plenissimarbeschlub  des  O.G.Hji  yom  14.  Jttnner  1896,  Z.  59  Fraes.  ex  1895 

(B^  s.  J.M.y.Bl.  1896,  St.  HI  S.  18  f.). 

Obiger  Rechtssatz  wurde  in  einem  yon  dem  PrSsidium  dea  obersten 
Gerichtshofes  in  GemttTsheit  der  zur  Ftthrung  eines  Judikatenbuches 
and  des  Spruchrepertoriums  erlassenen,  mit  der  Allerhöchsten  Ent- 
sehliefsung  vom  7.  August  1872  genehmigten  Instruktion  angeordneten 
Pleniflsimarsenate,  nach  Anhörung  der  Ausführungen  und  Antrüge  des 
Referenten  und  Korreforenten  und  nach  eingehender  Beratung  aof  Grund 
folgender  ErwMgungen  beschlossen: 

§  70  J.N.  bestimmt,  dafs  der  Vollzug  der  Erkenntnisse  auswXrtiger 
Gerichtsbehörden,  sofern  dieselben  in  dem  österreichischen  Staate  ttber* 
haupt  vollstreckbar  sind,  nur  von  demjenigen  Grerichtshofe  erster 
Instanz  bewilligt  werden  kann,  in  dessen  Gerichtsbezirke  die  Exekution 
vollzogen  werden  solL 

Unter  dem  in  diesem  G^etze  bestimmten  Gerichtshofe  kann  kein 
anderes  Gericht  gemeint  sein  als  jenes,  welches  in  der  Jurisdiktions- 
norm  und  in  der  Gerichtsinstruktion  als  „Gerichtshof  erster  Instanz*' 
bezeichnet  wird,  dessen  Wirkungskreis  ein  verschiedener  ist  von  jenem 
der  Handelsgerichte,  der  Bei^erichte  und  des  Seegerichtes,  welche 
nach  ihrer  Organisation  zwar  als  Kollegialgerichte,  jedoch  nur  als 
Kansalgerichte  fungieren  und  nirgends  als  Gerichtshöfe  erster  Instanz 
bezeichnet  erscheinen.  Schon  das  Wörtchen  „nur^  im  §  70  J.N. 
deutet  darauf,  dafs  es  in  der  Absicht  des  GesetsEgebers  gelegen  ist,  die 
soeben  genannten  Kollegialgerichte  von  der  Entscheidung  über  die  Voll- 
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streckbarkeit  der  Erkenntnisse  answürtiger  Gerichtsbehörden  anssa- 
Bchliefsen;  es  ist  dies  amsomehr  anzanehmen,  als  in  dieser  G^esetsstelle 
eine  Unteischeidnng  zwischen  den  auswärtigen  Gl«richtsbehörden  nach 
der  ihnen  zustehenden  allgemeinen  oder  der  besonderen  Kausalgerichts- 
barkeit  nnd  sohin  zwischen  der  Beschaffenheit  der  Streitsache,  tlber 
welche  das  Erkenntnis  der  auswärtigen  Gerichtsbehörde  eigangen  ist, 
nicht  gemacht  wird.  Eine  solche  Unterscheidung  kann  auch  nicht  in 
das  Gesetz  gelegt  werden,  weil  in  dem  tlber  ein  Anbringen  um  Be* 
willigung  des  Vollzugs  des  Erkenntnisses  einer  ausländischen  Geriehts- 
behOrde  einzuleitenden  Verfahren  nach  dem  Hofdekrete  vom  15.  Febr. 
1805,  J.G.S.  Nr.  711,  nur  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Bichters, 
die  Rechtskraft  des  Urteils  und  die  jenseitige  gleiche  Behandlung  dies- 
seitiger wie  der  eigenen  Unterthanen  au(tor  Zweifel  zu  setzen  und 
darttber  zu  entscheiden  ist.  Der  Gegenstand  dieser  Erörterung  und 
Entscheidung  ist  keine  selbständige,  die  Kollegialgerichtsbarkeit  der 
Handelsgerichte,  der  Beiggerichte  und  des  Seegerichts  begiündende 
Btreitsache,  und  kann  auch  deshalb  keines  dieser  Gerichte  unter  dem 
im  §  70  J.N.  bestimmten  Gerichtshöfe  erster  Instanz  gemeint  sein. 

Es  vermag  daher  der  Umstand,  dafs  die  dem  Erkenntnisse  der 
auswärtigen  Gerichtsbehörde  zu  Grunde  liegende  Recktasaehe  naeh  den 
Bestimmungen  der  §§88,  39,  40  des  österreiehisoben  Enkf.Ges.  snra 
H.G.B.  vom  17.  Dezember  1862,  RG.Bl.  Nr.  1  ex  1863,  und  der 
§§57  und  60  J.N.  zur  Handelsgerichtsbarkeit  gehört,  und  da&  das 
ausländische  Gericht  das  zu  vollstreckende  Erkenntnis  als  Handek- 
gericbt  geMlt  hat,  die  Kompetenz  des  Handelsgerichts  ftlr  das  Ddiba- 
tionsverfahren  und  die  darOber  zu  fUllende  Entscheidung  nicht  zu  be* 
gründen.  Wäre  die  Begründung  der  Kompetenz  des  EDuidelsgerichtes 
richtig,  dann  mtlfste  konsequent  auch  ein  hiesiges  Berggericht  oder  das 
Seegericht  als  kompetent  fllr  das  Delibationsverfahrai  erkannt  werden, 
wenn  es  sich  um  Bewilligung  des  Vollzugs  eines  Erkenntnisses  handeln 
würde,  welches  von  dem  ausländischen  Gerichte  Über  eine  zur  Berg- 
gerichtsbarkeit oder  über  dne  zur  Seegerichtsbarkeit  gehörige  Streit- 
sache gefällt  worden  ist. 

Gegen  die  Annahme,  dafs  zur  Bewilligung  des  Vollzugs  eines  von 
einem  ausländischen  Handelsgerichte  in  einer  nach  den  hierländischen 
Gresetzm  zur  Handelsgerichtsbarkeit  gehörigen  Rechtssache  eigangenen 
Urteiles  das  Handelsgericht  zuständig,  sohin  unter  dem  im  §  70  J.N. 
bestimmten  Gerichtshofe  erster  Instanz  begriffen  sei,  scheint  auch  der 
Umstand  zu  sprechen,  dafs  es  im  Geltungsgebiete  der  Jurisdiktionsnorm 
nur  drei  selbständig  organisierte  Handelsgerichte  giebt,  und  dafs  kein 
haltbarer  Grund  dafür  geltend  gemacht  werden  kann,  den  G^chts- 
höfen  erster  Instanz  als  solchen  die  ihnen  im  §  70  J.N.  ausnahmslos 
zugewiesene  Gerichtsbarkeit  in  den  vorangeftLhrten  Fällen  zu  entziehen, 
und  dieselbe  ihnen  in  der  Funktion  als  Handelssenate  zuzuweisen. 

Eadlich  deutet  auch  die  Bestimmung  des  §  70  J.N.  „nur  dem- 
jenigen Gerichtshofe  erster  Instanz,  in  dessrn  Gerichtsbezirke  die  Exe- 
kution zu  vollziehen  ist",  darauf  hin,  dafs  darunter  nur  die  allgemeinen 
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OerichtshOfe  erster  Instanz  gemeint  seien  nnd  nicht  aueh  die  Handels- 
gerichte, weil  diesen  ein  Gerichtsbezirk  zum  Vollzag  der  Exekation 
nicht  zukommt^). 


1)  Für  die  Anfnahme  des  obigen  Rechtasatzes  in  das  Jndikatenbach 
worden  von  Seite  eines  Votanten  aach  noch  folgende  Grande  geltend  ge- 
macht: Von  der  Unterscheidung  der  richterlichen  Tbätigkeit  nach  den  mn- 
den  Momenten  des  Imperium  und  der  eigentlichen  Juriscuctio  ausgehend,  ist 
es  eine  allgeman  anerkannte  Thataache,  dafs  die  Bewilligung  zur  Durch- 
fuhrung eines  richterlichen  Spruches  und  diese  letztere  selbst,  also  die  Be- 
willigung und  Durchfiihrung  der  Exekution  dem  Gebiete  des  richterlichen 
Imperium  angehöre.  Dieses  Verbältnis  ist  in  der  ftufseren  Form  unserer 
Jurisdiktionsnorm  dadurch  zum  Ausdrucke  gelangt,  dafs  in  dem  zweiten 
Hauptstflcke :  »Von  der  Gerichtsbarkeit  in  Streitsaclien''  die  Bestimmungen 
über  die  Gerichtsbarkeit  im  Erkenntnisverfahren  von  ienen  über  Grerichtsbar- 
keit  im  Vollstreckungsverfahren  in  besonderen  Abschnitten  vollkommen  ge- 
trennt wurden.  Eine  besondere  Kausalgerichtsbarkeit  überhaupt  wird  in 
unserer  Jurisdiktionsnorm  nur  in  dem  Aoschnitte  über  die  G^chtsbarkeit 
im  Erkenntnisverfieihren,  keinesfalls  aber  in  jenem  über  das  Vollstreckanffs- 
▼erfahren  normiert,  und  das  entspricht  auch  vollständig  der  Natur  der  Sache, 
da  es  uch  bei  der  Exekution  nur  um  die  Realisierung  eines  durch  rechts- 
kräftigen Spruch  bereits  formalisierten  und  unbestrdtbar  gewordenen  Rechts- 
anspruches handelt,  das  materielle  Rechtsverhältnis  selbst,  dessen  besondere 
Natur  die  Zuweisung  zur  Kausalgerichtsbarkeit  bedingt,  aber  gar  nicht  mehr 
in  Frage  steht. 

Wenn  in  dem  den  Abschnitt  über  die  Grerichtsbarkeit  im  VoUstreckunga- 
verfahren  eröfinenden  §  69  (63)  J.N.  festgesetzt  wird,  dafs  der  erste  Grrad 
der  Exekution  stets  bei  demjenigen  Richter  anzusuchen  ist,  von  welchem  das 
Erkenntnis  erster  Instanz  ergangen,  oder  bei  welchem  der  zur  Exekution 
geeignete  Vergleich  geschlossen  worden  ist,  und  demgemäfs  unter  Umständen 
auch  Kausalgerichte  zur  Bewilligung  und  sohin  auch  zur  Durchfuhrung  der 
Exekution  i&er  eigenen  Urteile  und  Vergleiche  nach  dem  Gesetze  berufen 
sind,  so  beruht  diese  Bestimmung  offenbar  nicht  auf  principiellen  Erwägungen, 
sondern  lediglich  auf  Rücksichten  der  Zweckmäfsigkeit  und  zwar  namenUidi 
darauf,  dafs  das  zur  Exekution  berufene  Kausalgericht  sich  im  Besitze  des 
Originals  des  Exekutionstitels  und  der  Zustellongsausweise  befindet  und  demnach 
am  leichtesten  in  der  Lage  ist,  den  Eintritt  der  Rechtskraft  zu  prüfen  und 
über  die  Bewilligung  der  Exekution  zu  entscheiden.  Principielle  Folg^erungen 
können  aus  dieser  Bestimmung  nicht  gezogen  werden. 

Auf  Grund  dieser  grundsätzlichen  Erwägungen  gelangt  man  berdts  zu 
dem  Resultate,  dafs  unter  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz,  welche  nach 
§  70  (64)  J.N.  zur  Entscheidung  über  den  Vollzug  der  Erkenntnisse  der  aus- 
wärtigen Gerichtsbehörden  berufen  sind,  nicht  auch  Kausalgerichte,  also 
namentlich  nicht  Handelsgerichte,  inbegriffen  sind. 

Diese  Ansicht  findet  aber  auch  sewlchdge  Unterstützung  durch  die 
aufserordentlichen  Schwierigkeiten,  welche  jeder  andere  Versuch  der  Lösung 
der  aufgeworfenen  Frage  verursacht,  und  welche  vom  Gresetzgeber  unmöglicn 
beabsichtigt  sein  konnten.  Es  wurde  schon  von  anderer  Seite  darauf  hin- 
gewiesen, dafs,  was  von  Handelsgerichten  gilt,  unbedingt  auch  von  Berg- 
nnd  Seegerichten  gelten  müsse,  wodurch  die  'Schwierigkeiten  der  Lösung  der 
gegenständlichen  Frage  an  sich  vervielfältigt  werden.  Hinsichtlich  des  ganzen 
Umfanges  der  Kausalgerichtsbarkeit  erhebt  sich  nun  sofort  zunächst  die 
Frage,  ob  zur  Bewilligung  der  Exekution  das  inländische  E^usalgericht  dann 
berufen  sein  solle,   wenn  das  Urteil  von  einem  ausländischen  Kausalgerichte 

geschöpft  wurde.    Diese  Frage  kann  unmöglich   bejaht  werden,   weil   die 
Lausalj^erichtsbarkeit  im  Auslande  durchaus  nicht  Überall  in  derselben  Weise 
organisiert  ist,  wie  bei  uns  und  aus  einer  solchen  Lösung  der  Frage  die  seit- 
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VoUstrechung  schiedsrichterlicher  Urteüe. 

OberstgerichtUche  Entscheidung  vom  29.  April  1896  Z.  5047. 

Durch  den  lediglich  den  Vollzug  der  Erkenntnisse  der  öster- 
reichischen und  der  ungarischen  Civil-,  Handels-  und  Wechselgerichte 
regelnden  J.M.Erlafs  vom  28.  September  1862  Z.  9627  wurden  die 
Bestimmungen  der  Resolution  vom  81.  Oktober  1785  J.6.S.  Nr.  1785 
li^  g^i  betreffend  die  Frage,  von  wem  die  Exekution  auf  ein 
schiedsrichterliches  Urteil  zu  erteilen  ist,  nicht  bertlhrt. 

Während  die  beiden  Untergerichte  den  Vollzug  der  auf  Grund 
eines  rechtskiiUligen  Erkenntnisses  des  Schiedsgerichtes  der  Budapester 
Waren-   und  Effektenbörse  vom   königl.  Gerichtshofe   in  Budapest   be- 


samsten  und  unbegrfindetsten  Inkonsequenzen  sich  ergeben  müfsten.  Nur 
bmpielsweise  mag  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  in  dem  ganzen  groften 
Gebiete  des  engusch-ameriktuiischen  Glvilrechtes  eine  besondere  Handels- 
serichtsbarkeit  Überhaupt  nicht  besteht  und  diüier  für  Urteile  aus  diesem 
Gelnete  die  erste  Voraussetzung  ftlr  die  Anrufung  eines  inländischen  Handels- 
gerichtes gar  niemals  eintret«i  könnte.  Man  müfste  also  die  im  Inlande 
geltenden  Vorschriften  über  den  Umfiing  der  Kausalgerichtsbarkeit  als  mafs- 
gebend  erklären  und  würde  dadurch  in  jedem  einzelnen  Falle  in  die  ver- 
wickeltsten,  ^nnz  zwecklosen  Zuständiskeitastreitij^keiten  geraten,  weil  das 
Gebiet  der  Kausalgerichtsbarkeit  in  den  verschiedenen  Staaten  sehr  ver- 
schieden geregelt  ist,  und  sehr  zahlreiche  Fälle  vorkommen  würden,  in 
welchen  im  Aui?lande  eine  Rechtesache  vor  dem  dortigen  Kausal^erichte  ver- 
handelt worden  ist,  welche  im  Inlande  vor  das  ordentliche  G«ncht  gehören 
würde,  und  nmgdcehrt  All  das  aber  wäre  vollständig  zwecklos  und  un- 
firuchtbar. 

Es  mag  auch  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  bei  anderen  £ze- 
kntionttiteln,  als  dvilgerichtlichen  Urteilen  und  Vergleichen  die  Frage  einer 
Intervention  der  Kausalgerichte  und  namentlich  der  Handelsgerichte  kaum 
jemals  aufgeworfen  wurae,  wenngleich  das  betreffende  Rechtsverhältnis  in 
vielen  Fällen  sicherlich  die  Natur  einer  Handels-,  See-  oder  Bergsache  hat 
Das  gilt  nicht  blofs  von  den  überaus  zahlreichen  Exekutionstitein  des  öffent- 
lichen Rechtes,  sondern  auch  von  strafgerichtlichen  Erkenntnissen,  insofern 
dieselben  Aussprüche  Über  privatrechtuche  Ansprüche  enthalten  (§  378 
Str.Pr.0.),  die  ja  auch  Handelssachen  betreffen  können,  ebenso  von  eze- 
kutionsfähigen  Notariatsurkunden  und  von  Schiedssprüchen,  sofern  nicht  etwa 
besondere  Vorschriften  ausdrücklich  etwas  anderes  normieren.  Die  Be- 
wilUgung  der  Exekution  auf  Grund  aller  dieser  Titel  gehört  zweifellos,  in 
den  WiriLungskreis  der  ordentlichen  Gerichte  mit  Ausschlufs  der  Kausal- 
gerichte. SchUefslich  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  dafs  das  gewonnene  Re- 
sultat der  Natur  der  Sache  vollkommen  entspricht.  Bei  Bewilligung  der 
Exekution  eines  auswärtigen  Urteils  handelt  es  sich  stets  nur  um  die  Ent- 
scheidung von  Fragen  rein  dvilrechtlicher  und  allenfalls  öffentlich  rechtlicher 
Natur  und  zwar  um  die  Zuständigkeit  des  auswärtigen  Gerichtes,  um  die 
Rechtskraft  des  erflossenen  Urteils,  den  Bestand  der  Keciprodtät  und  allen- 
falls noch  um  die  Fraee,  ob  das  vorliegende  Urteil  nicht  den  Grundsätzen 
des  inländischen  öffentlichen  Rechtes  widerspreche.  In  das  Innere  der  Sache 
neuerlich  einzugehen,  ist  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  kein  Anlafs  vor- 
handen^ auf  Grund  obangeftthrter  Momente  ist  der  angesuchte  Vollzug  des 
auswärtigen  Urteils  entweder  zu  bewilligen  oder  zu  verweigern.  Zur  Be- 
urteilung der  angeführten  Momente  ist  aber  sicherlich  das  ordentliche  Gericht 
in  weit  höherem  Mafse  berufen,  als  ein  Kausalgericht. 
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willigten  exekuÜFen  Pfiladuxig  und  Sclilltsang  der  Fahmiase  des  in 
HernalB  wohnenden  Ezeknten  auf  Ansuchen  des  genannten  Gerichts« 
hofes  verordneten ,  bat  der  oberste  Gerichtshof  in  Stattgebung  des  da- 
gegen überreichten  anfserordentlichen  BeTisionsrekurses  nach  Zulafs  des 
Hofdekretes  vom  15.  Februar  1883  J.6.S.  Nr.  2593  den  VollngB- 
auftrag  behoben  und  die  erfolglose  Rttckmittdung  des  Bequisitions- 
Schreibens  in  der  Erwilgnag  yerordnet,  dafs  der  J.M.Ehrlab  vom 
23.  September  1862  Z.  9627  sich  lediglich  auf  den  Vollzug  der  Er- 
kenntnisse der  Osterreichischen  und  der  ungarischen  Civil-Handels-  und 
•der  Wechselgerichte  und  keineswegs  auf  den  Vollzug  schiedsrichter- 
licher Urteile  bezieht,  —  dafs  die  Exekution  eines  schiedsrichterlichen 
UrteUes  zufolge  der  Resolution  vom  81.  Oktober  1785  Nr.  489  J.G.& 
bei  dem  ordentlichen  Richter  des  Unterliegenden  angesucht  werden 
muis,  —  dafs  im  gegebenen  Falle  zur  Bewilligung  der  Exekution  auf 
Gffund  des  schiedBrichtarlichen  Urteiles  das  tfsten-eichisehe  Gericht 
kampetent  erscheint,  dafs  datier  die  gl^chförmigen  uateigeriohtliebeA 
Eoflfidieidungen  eich  als  gesetzwidrig  darstellen  und  eine  oi 
Ungerechtigkeit  beinhalten. 


Unmständigkeit  der  k.  und  k.  Konsulate  mir  Entseheiämig  von 
Streitigkeiten,  in  tcelchen  ein  türkischer  fbtdgarischerj  Staats- 
angehöriger^ sei  es  cAs  Kläger,  sei  es  als  Geklagter,  beteiligt  ist, 

Entach.  d.  Obersten  Gerichtshofs  vom  5.  Mai  1896  (Jur.  El.  1896  S.  300). 

Das  k.  und  k.  Generalkonsulat  als  Gericht  in  Sophia  hat 
mit  Bescheid  vom  4.  Jänner  1896  Z.  88  die  Klage  des  Josef  G., 
■bulgariflchen  Staatsangehörigen  in  Sophia,  o£Penen  G^seUschafteca  der 
Fima  R.,  de  praes.  80.  Dezember  189^5  Z.  6166  g^en  Juttm  R.» 
protokollierten  Kaufinann  und  österreichischen  Unterthan  in  Sophia, 
auf  Fortsetzung  der  gesellschaftlichen  Gemeinschaft  oder  Zi^ui^  von 
6000  Eres,  in  Gold,  dann  w^en  Zahlung  von  3200  Froa.  jn  Gold 
samt  Anhang  wegen  Inkompetenz  von  Amtswegen  abgewiesen 
und  zurückgestellt;  in  Erwägung,  dafs  nach  den  in  Bulgarien 
geltenden  Gesetzen  kein  bulgarischer  Unterthan  sich  der  nach  dem 
Grundsätze  der  Territorialhoheit  den  hiesigen  Behörden  ansteheaden 
Gmchtsbarkeit  in  was  immer  ftlr  einer  Sache  und  auf  wekhe  Weise 
immer,  sei  es  durch  Vertrag  oder  Vereinbarung,  durch  die  er  sich  im 
eigenen  Lande  einer  fremden  Gerichtsbarkeit  unterwerfen  wollte,  ent- 
ziehen kann;  dais  das  fürstlich  bulgarische  Ministerium  des  Äufseia 
wiederholt  anher  mitgeteilt  hat,  dafs  die  Kompetenz  der  Konsokr- 
gerichte  in  gemischten  Angelegenheiten  unter  keinen  Umstanden  an- 
erkannt und  ein  konsulargerichtliches  Erkenntnis  in  einem  derartigen 
Streitftdle  von  dem  Lokalgerichte  nicht  vollzogen  werdoi  kdnnte;  dafs 
die  ausschliefsliche  Kompetenz  der  Lokalgerichte  in  gemischten  Bechte- 
sachen  schon  von  den  Kapitulationen  her  anerkannt  ist  und  durch  §  2 
der  kaiserl.  Verordnung   vom    29.   Jänner  1855   Nr.  28   B-G.l^   be- 
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stfttigt  ist;  dafs,  was  speciell  Handelssachen  anbelangt,  der  Art  8  des 
Reglements  für  die  fremden  Konsalarbehörden  vom  23.  Sefer  1280  = 

28.  Jnli  1863  aosdrttcklich  besagt,  dafs  kein  Lokalantertban  der  Lokal- 
jorisdiktion  entzogen  werden  kann,  und  dafs  die  fremden  Staatsange- 
hörigen, wenn  sie  sieb  mit  einem  Lokalantertban  associieren,  die  An- 
meldung bei  dem  Ortsgerichte  zu  besorgen  baben,  und  dafs  ferner, 
sobald  nur  ein  Teilhaber  Lokalantertban  ist,  er  der  Ortsjürisdiktion 
unterstehe  (Jettel^  Handbuch  des  internationalen  Priyatrechtes) ;  dafs 
somit  die  Kompetenz  dieses  k.  und  k.  Generalkonsulates  in  keiner 
Weise  begründet  erscheint,  indem  die  Annahme  der  Klage  gewisser- 
mafsen  die  Zaerkennung  des  Rechtes,  auf  die  Lokaljurisdiktion  zu  ver- 
zichten, involvieren  und  so  einer  absichtlichen  Ignorierung  der  Landes- 
gesetze gleichkommen  würde. 

Dem  Rekurse  des  Josef  G.  hat  das  k.  k.  Oberlandes- 
gericht in  Triest  mit  Erledigung  vom  21.  Jänner  1896  Z.  225 
stattgegeben  und  in  Abänderung  des  angefochtenen  Bescheides 
dem  k.  und  k.  Generalkonsulate  als  Gericht  in  Sophia  aufgetragen,  die 
Klage  de  praes.  30.  Dezember  1895  Z.  6166  mit  Abstandnahme  von 
dem  gebranchten  Weisungsgrunde  zu  erledigen;  in  der  Erwägung, 
dafs  vorliegend  der  geklagte  Teil  Julius  R.  österreichischer  Staats- 
angehöriger ist,  in  der  Erwägung,  dafs  aus  dem  Eingange  der  kaiserL 
Verordnung  vom  29.  Jänner  1855  Nr.  23  R.G.B1.  und  aus  den  Be- 
stimmungen der  §§  2,  8  und  9  dieser  kaiserl.  Verordnung  hervorgeht, 
dafs  die  österreichisch  -  ungarischen  Staatsangehörigen  in  bürgerlichen 
streitigen  und  nichtstreitigea  Rechtsangelegenheiten  sowohl  untereinander 
als  mit  Unterthanen  dritter  Staaten  im  osmanischen  Reiche  der  Zu- 
ständigkeit der  Konsulargerichte  unterstehen,  daher  vor  die  Lokal- 
gerichte in  keinem  Falle  gezogen  werden  können,  und  nach  §  10  der 
Ministerialverordnung  vom  31.  März  1855  Nr.  58  RG.Bl.  weiters  aus- 
gesprochen ist,  dafs  österreichisch  -  ungarische  Staatsangehörige  sich  im 
Umfange  des  osmanischen  Reiches  dort,  wo  eine  österreichische  Kon- 
sulatsbehörde besteht,  der  Gerichtsbarkeit  der  Konsulargerichte  fremder 
Staaten  gültig  nicht  unterwerfen  können;  in  der  Erwägung,  dafs  somit 
die  vom  Generalkonsulate  als  Gericht  bezüglich  der  gegen  Julius  R. 
eingebrachten  Klage  wegen  Inkompetenz  des  Generalkonsulates  verftlgte 
Zurückstellung  der  Klage  nicht  begründet  ist 

Über  den  Revisionsrekurs  des  Geklagten  hat  der  k.  k.  oberste 
Gerichtshof  mit  Entscheidung  vom  5.  Mai  1896  Z.  5470  in  Ab- 
änderung der  oberlandesgericbtlichen  Verordnung  den  erstrichter- 
lichen Bescheid  wiederherzustellen  befunden,  weil  die  Kom- 
petenz der  österreichisch  •  ungarischen  Konsulargerichte  im  Sinne  der 
bestehenden    Traktate    und    des    §  2    der    kaiserl.    Verordnung    vom 

29.  Jänner  1855  Nr.  23  R.G.B1.  in  Streitigkeiten  ausgeschlossen  er- 
scheint, bei  welchen  ein  ttlrkischer  Untertban  als  Kläger  oder  Geklagter 
beteiligt  ist,  im  gegebenen  Falle  sich  der  Kläger  selbst  als  bulgarischer 
Staatsangehöriger,  somit  im  Hinblick  auf  das  zwischen  der  ottomanischen 

Z«iUchiift  f.  intern.  PriyAt-  u.  Strafreoht  «te.,  Band  VI.  30 
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Pforte  und  dem  Fflratentam  Bulgarien  bestehende  SiueriinitätaverhiÜtiiiB 
als  ttlrkischer  Untertban  bezeielmet  hat  und  demnach  von  ihm  weder 
als  Klüger,  noch  als  Geklagter  in  einer  ihn  betreffenden  Streitsache  die 
Ingerenz  der  österreichisch  -  ungarischen  Konsulargerichte  in  Anspnidi 
genommen  werden  kann. 


Schweiz. 

Rechtsprechnng  der  schweizerischen  GerichtshSfe. 

MarhenschutB.    Schutz  deutscher  Marken  in  der  Schweiz. 

Entach.  des  Bande6fi[exichtB  vom  14.  Dezember  1895  i.  S.  Knenzer  &  (^.  c 

JBanmann  {Revue  etc.  Bd.  XIV  S.  71). 

Nach  Art.  1  des  Übereinkommens  zwischen  der  Schweiz  and 
Deutschland,  betr.  den  gegenseitigen  Patent-,  Master-  and  Marken- 
schatz vom  13.  April  1892,  geniefsen  die  Angehörigen  des  Deatschen 
Reiches  in  der  Schweiz  denselben  Schutz  gegen  Verletzungen  ihrer 
Markenrechte  wie  die  Inländer,  vorausgesetzt,  dafs  sie  die  Förmlich- 
keiten erfliUt  haben,  an  welche  das  Bundesgesetz,  betr.  den  Schatz 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  den  Markenschutz  kntlpft.  Danach 
kann  auch  einer  in  Deutschland  eingetragenen  Handels*  oder  Fabrik- 
marke in  der  Schweiz  der  Markenschutz  nicht  aus  dem  Grunde  ?e^ 
sagt  werden,  weil  die  Marke  den  hier  geltenden  Vorschriften  tlber  die 
Zusammensetzung  und  äufsere  Gestaltung  der  Marken  nicht  entspricht 
(Art.  6  des  cit  Übereinkommens).  Ist  daher  eine  Ftiquette  in  Deutsch- 
land als  Warenzeichen  geschützt,  so  mufs  derselben  der  Markenschuti 
auch  in  der  Schweiz  gewährt  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese 
Etiquette  als  Ganzes  nach  der  schweizerischen  Markenschutzgesetzgebong 
schutzpflichtig  sei  oder  nicht.  Bei  der  Prüfung  der  Frage  der  tänschen- 
den  Ähnlichkeit  ist  darauf  abzustellen ,  ob  das  Publikum ,  welches  die 
betreffenden  Waren  durchschnittlich  kauft,  in  der  Lage  sei,  das  neue 
Zeichen  von  dem  ihm  bekannten  älter  berechtigten  auseinander  za 
halten,  und  hiebei  kann  es  nicht  darauf  ankommen,  dafs  bei  einer 
Gegenüberstellung  der  beiden  Zeichen  die  Verschiedenheiten  klar  her- 
vortreten, indem  eine  derartige  Vergleichung  beim  Verkauf  nicht  ge- 
macht zu  werden  pflegt,  sondern  es  mufs  sich  lediglich  fragen,  ob  das 
neue  Zeichen  gegenüber  dem  Bilde,  welches  das  andere  im  Gedächtnis 
des  Käufers  zurückläfst,  einen  zur  Verwechslung  ähnlichen  Eindruck 
mache.  Hiebei  kommt  es  aber  vorzüglich  auf  das  Gesamtbild  an,  da 
gewöhnlich  nur  dieses  im  Gedächtnis  haften  bleibt  und  die  Details 
entweder  gamicht  beachtet  werden,  oder  doch  der  Erinnerung  leicht 
entfallen. 
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Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

lustizverwaltungsstellen  etc. 

I.    Deutschland. 

1.     Reiclisgesetze,  kaiserliche  Verordnungen  etc. 

1.  Börsengesetz  vom  22.  Juni  1896  (R.6.B1.  8.  157  ff.).  Nach 
§  26  sind  die  Gerichte  verpflichtet,  dem  Ersuchen  des  Ehrengerichts, 
Boyne  der  Berufnngskammer  um  Vernehmung  von  Zeugen  und*  Sach- 
verständigen zu  entsprechen. 

2.  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  6.  August  1896) 
betr.  die  vom  Bundesrate  unterm  9.  Juli  1896  beschlossenen  Be- 
stimmungen zur  Abänderung  der  Verordnung  vom  16*  Juni  1882, 
betr.  die  Einrichtung  von  Strafftmtern  und  die  wechsel- 
seitige Mitteilung  der  Strafurteile  (CentralbL  f.  d.  Deutsche 
Reich  1896  S.  426). 

Die  Bestimmungen   treten  am   1.  Oktober  1896   in  Wirksamkeit. 

2.     Gesetze,  Verordnungen  etc.  der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Bmjem. 

Bekanntmachung  der  k.  Staatsministerien  der  Justiz  und  des  Innern 
vom  11.  Juni  1896,  den  Rechtshülfeverkehr  mit  den  Nieder- 
landen betr.  (J.M.Bl.  S.  194). 

Gleicher  Inhalt  wie  oben  unter  „Preufsen"  Ziff.  8  S.  357. 

Smcliseii. 

1.  Bekanntmachung  des  k.  Justizministeriums  vom  18.  Mai  1896, 
die  Verpflichtung  der  vor  ungarischen  Gerichten  als 
Kläger  auftretenden  Ausländer  zur  Sicherheitsleistung 
betr.  (J.M.B1.  S.  39). 

Gleicher  Inhalt  wie  oben  S.  276  unter  „Bayern''  Ziff.  1. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  12.  Juni  1896,  die 
Erledigung  von  Anträgen  niederländischer  Behörden 
auf  Beschlagnahme  von  Gegenständen  in  Strafsachen 
betr.  (J.M.BI.  S.  40). 

Gleicher  Inhalt  wie  oben  S.  357  unter  „Preufsen^  Ziff.  3. 

WArttemlierr« 

1.  Verfügung  der  Ministerien  der  Justiz  und  des  Innern  vom 
15.  Juni  1896,  betr.  die  Erledigung  von  Ersuchen  k.  nieder- 

80* 
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ländischer  Behörden  um  Beschlagnahme  in  Strafsachen 
(Amtsbl.  des  k.  Justizro.  S.  39). 

Wie  oben  S.  357  unter  „Preufsen"'  Ziff.  8. 

2.  Verftigung  des  Justizministeriums  vom  15.  August  1896|  betr. 
den  Auslieferungsvertrag  zwischen  Württemberg  und 
Frankreich  vom  25.  Januar/ 6.  März  1853,  Reg.BL  S.  69  (W. 
Amtsbl.  etc.  S.  45). 

Hinsichtlich  des  AuslieferuneBverkehrs  mit  Frankreich  wird  unter  teil- 
weiser Abänderung  der  in  der  Bäanntmachung  des  Justizministeriums  vom 
27.  Mai  1874  (W.  Ger.Bl.  Bd.  VUI  S.  129)  gegebenen  Bestimmungen  nach- 
stehendes verfögt. 

Anträge  auf  Ermittelung  und  vorläufige  Festnahme  eines  in  C^emäfsheit 
des  AusUeiemngsvertrages  zwischen  WtLrttemberg  und  Frankreich  vom 
26.  Januar/ 6.  März  1853  aus  Frankreich  auszuliefernden  Verbrechers  können 
in  der  Re^el  nur  auf  dem  diplomatischen  Wesre  gestellt  werden.  Ausnahms- 
weise ist  jedoch,  wenn  zu  besorgen  steht,  daüs  andernfalls  die  Festnahme 
des  Verfügen  nicht  mehr  herbeizufuhren  wäre,  den  Justizbehörden  gestattet, 
sich  unmittelbar  zwar  nicht  an  eine  französische  Behörde,  wohl  aber  an  das 
zuständige  Kaiserl.  deutsche  Konsulat  in  Frankreich  behufs  der  Herbeiführung 
der  Ermittelung  und  Festnahme  des  Verbrechers  zu  wenden,  ist  übrigens 
zu  vermuten,  dafs  sich  der  Verfolg  in  Paris  oder  in  dem  sonstigen  Amts- 
bezirk des  Kaiserl.  deutschen  Konsulats  in  Paris  oder  in  französischen  Gebietis- 
teilen befindet,  welche  keinem  Amtsbezirke  einer  Kaiserl.  deutschen  Konsular- 
behörde  zugeteilt  sind  (vergl.  das  im  Juli  1896  herausgegebene  amtliche 
Verzeichnis  der  Kaiserl.  deutschen  Konsulate  S.  11  f.),  so  ist  in  den  ei^ 
wähnten,  besondere  Beschleunigung  erfordernden  Fällen  das  unmittelbare 
Ersuchen  an  die  Kaiserl.  deutsche  Botschaft  in  Paris  (nicht  aber  an  das 
Kaiserl.  deutsche  Konsulat  daselbst)  zu  richten. 

Ist  seitens  einer  Justizbehörde  ein  solches  unmittelbares  Ersuchrai  an 
die  Kaiserl.  deutsche  Botschaft  in  Paris  oder  an  ein  KaiserL  deutsches  Kon- 
sulat in  Frankreich  gerichtet  worden,  so  ist  denselben  in  dem  Berichte,  in 
welchem  die  erforderlichen  weiteren  auf  dem  diplomatischen  We^e  zu 
treffenden  Einleitungen  nachgesucht  werden,  stets  ausdriiekUche  Erwännung 
zu  thun. 

Baden. 

1.  Bekanntmachung  des  grofsh.  Ministeriums  des  grofsh.  Hauses 
und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  19.  Juni  1896,  die  seitens 
der  grofsh.  badischen  und  der  k.  württembergischen 
Behörden  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
gegenseitig  zu  gewährende  Rechtshülfe  betr.  (G. u. V.Bl. 
S.  148). 

S.  hierzu  oben  S.  277  bei  „Württemberg". 

2.  Bekanntmachung  des  grofsh.  Ministeriums  der  Justiz,  des 
Kultus  und  des  Unterrichts  vom  15.  Juni  1896,  die  Ehe- 
schliefsung  badischer  Staatsangehöriger  in  Ungarn 
betr.  (G.u.V.Bl.   S.  149). 

Mut.  mut.  wie  oben  S.  276  unter  „Bajem^  Ziff.  2. 

Braansehwelr* 

Reskript  des  h.  Staatsministeriums  vom  14.  Juli  1896  Nr.  6281, 
Auslieferungsverkehr     mit     den    Niederlanden    betreffend 


Deutschland:    Baden,  Braanachwdg,  Elsafs-Liothringen.  469 

(Zeilschr.  f.  Bechtspflege   im  Henogtnm  Braunschweig,    43.  Jabrgang, 
S,    114). 

Inhalt  wie  oben  8.  357  nnter  „Prearaen*"  Ziff.  8. 

Elnmfli  -  li^tlurimr es . 

Nach  Verfügung  des  Ministeriums  für  Elsafs  -  Lothringen  vom 
22.  Juli  1896  hat  die  niederländische  R^ierung  dem  Antrage 
aaf  Beschlagnahme  von  Gegenständen  in  den  Niederlanden  für  ein  vor 
einem  deutschen  Gerichte  schwebendes  Strafverfahren  deshalb  nicht  ent- 
sprochen, weil  die  niederländische  Gesetagebnng  nicht  gestattet,  ssnr 
Beschlagnahme  und  Ausantwortnng  von  Gregenständen  zu  schreiten,  die 
sich  nicht  auf  eine  in  den  Niederlanden  eingeleitete  Untersuchung 
beziehen.  Eine  Ausnahme  davon  soll  nur  dann  eintreten,  wenn  es 
sich  um  eine  von  deutschen  Behörden  beantragte,  m  den  Niederlanden 
zur  AuflfÜbrung  au  bringende  Auslieil^rung  handelt  und  die  zu  be- 
scfalagnehmenden  Gegenstände  an  oder  bei  dem  Auszuliefernden  vor- 
geliinden  werden,  üiemach  würden,  da  für  Elsafs -  Lothringen  ein 
Auslieferungsvertrag  mit  den  Niederlanden  nicht  besteht,  andererseits 
die  niederländische  Regierung  den  grundsätzlichen  Standpunkt  vertritt, 
dafs  Auslieferungen  an  diejenigen  Staaten,  mit  denen  sie  keine  Aus- 
lieferungsverträge abgeschlossen  hat,  nicht  in  Frage  kommen  können, 
die  von  Elsafs  -  Lothringen  ausgehenden  Anträge  auf  Bosch  lag- 
nalirae  von  Gegenständen  in  den  Niederlanden  überhaupt 
aussichtslos  sein.  Mit  Rücksicht  hierauf  wird  bestimmt,  dafs  auch 
etwaigen,  in  Strafsachen  gestellten  Ersuchen  niederländischer  Behörden 
um  Beschlagnahme  von  Gegenständen  in  Elsafs-Lothringen  keine  Folge 
SU  geben  ist. 


IL   Aüswlrtif^e  Staatea. 

Belffiea. 

Gesetz  vom  26.  Juni  1895,  durch  welches  der  Freundschafts- 
und  Handelsvertrag  mit  dem  Oranjefreistaat  vom  27*  Dezember  1894 
(s.  unten  Int  Vertr.)  genehmigt  wurde. 

FrmBlureieh. 

Dekret  vom  28.  Dezember  1895,  betr.  die  Organisation 
französischer  Gerichte  auf  Madagaskar  (/.  off.  vom  80.  De- 
zember 1895,  Recueü  gMral  des  lots  etc.  1896  I  Cäh,^  Lots  etc. 
p.  14). 

Die  französische  Gerichtsbarkeit  auf  Madagaskar  und  seinen  Zu- 
behörungen  umfiifst:  1.  Friedensgerichte,  2.  Friedensgerichte  mit  er- 
weiterter Kompetenz,  3.  Tribunale  erster  Instanz,  4.  einen  Appellhof, 
5.  Schwurgeridite. 
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Die  Friedensgerichte  erkennen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  und 
in  Handelssachen  über  alle  Personal-  und  Mobiliarklagen  im  einzigen 
Bechtszuge  bis  zum  Werte  von  500  Fres. ,  im  ersten  Beehtssoge  bis 
zu  1000  Frcs.  Die  Gerichte  erster  Instanz  erkennen  im  letzten  Kechts- 
znge  über  Personal-  und  Mobiliarklagen  bis  zu  8000  Frcs.,  über  Im- 
mobiliarklagen  bis  zu  150  Frcs.  Rente.  In  erster  Instanz  ist  die 
Kompetenz  unbegrenzt. 

Der  Appellhof  befindet  über  die  von  dem  Gericht  in  erster  Instanz 
erlassenen  Urteile. 

2.  Dekret,  betr.  die  Errichtung  der  Gerichtshöfe  auf 
Madagaskar  vom  28>  Dezember  1895  (J.  off,  vom  80.  Dezemb^, 
Becueü  genSrdl  etc.  p.   16). 

Der  Appellhof  hat  seinen  Sitz  in  Tananarive.  Assissengerichte 
befinden  sich  in  Tananarive,  Tamatave  und  Majunga. 

Tribunale  erster  Instanz  sind  in  Tananarive,  Tamatave  und  Ma- 
junga. 

Ein  Friedensgericht  mit  erweiterter  Kompetenz  ist  zu  Diego-Suarez 
errichtet,  und  jenes  zu  Nossi-B^  ist  beibehalten. 

Friedensgerichte  sind  errichtet  in  Tananarive,  Tamatave  und  Ma- 
junga. 

Österrelcli. 

1.  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und  flir  Kultus  und 
Unterricht  vom  6.  August  1896,  betr.  den  Austausch  von  Ma- 
trikenauszügen zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  einer-  und  den  Lllndern  der 
ungarischen  Krone  —  mit  Ausnahme  von  Kroatien  und 
Slavonien  —  anderseits  (ö.  R.G.B1.  1896  S.  488). 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  22.  Juli  1896,  betr. 
den    Rechtshülfeverkehr     mit    Brasilien    (J.M.V.Bl.     1896 

S.  168). 

Mitteilungen,  die  seitens  der  k.  und  k.  Gesandtschaft  in  Rio  de  Janeiro 
anlangten  und  darauf  schliefsen  liefeen,  dafs  die  in  der  J.M.V.  vom  17.  April 
1886,  J.M.V.BL  Nr.  15,  in  betreft  des  Rechtshülfeverkehrs  mit  Brasilien  er- 
teilten Weisungen  nicht  mehr  vollständig  zutreffend  sein  könnten,  veran- 
lafsten  das  Justizministerium,  zuständigen  Ortes  Erkundigungen  einziehen 
zu  lassen. 

Aus  den  von  der  brasUianischen  Regierung  erteilten  Auskünften  eigiebt 
sich  folgendes: 

I.  Binsichtlich  der  Art,  wie  die  Ersuchsch reiben  auswärtiger  Ge- 
richte in  Brasilien  bebandelt  und  erledigt  werden,  ist,  insofern  nicht  |te<}U]8i- 
tionen  um  Urteilsvollstreckungen  in  Frage  kommen  %  durch  das  brasilianische 
Ger.Verf.Ges.  vom  20.  November  1894,  Nr.  221,  eine  Änderung  gegenüber 
dem  bisherie^en  Rechtszustande  nur  insoweit  eingetreten,  dafs  auswärtige 
Rogatorien  fortan  des  jedesmaligen  Exequatur  der  Bundesregierung  bedürfen, 


1)  Die   Bestimmungen   der   brasilianischen  G^esetzgebung   über   Voll- 
streckung ausländischer  Urteile  s.  unter  „Vermischte  Mitteilungen". 
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um  in  Braailiea  in  Vollzug  gesetzt  werden  za  können^).  Bezüglich  der  hier- 
lands  za  beobachtenden  Förmlichkeiten  fttr  gerichtliche  Ersacnschreiben  hat 
sich  kdne  Änderong  ergeben,  es  bleibt  daher  diesbezüglich  bei  den  früheren 
Bestimnraneen,  wonach  alle  nach  Brasilien  gerichteten  Ersochschreiben  mit 
portogieoisäen  Übersetzungen  zu  versehen,  von  einer  brasilianischen  Ver- 
tretanffsbehörde  hierlands  za  beglaubigen  und  im  diplomatischen  Wege  zu 
befördern  sind. 

II.  Als  nicht  mehr  zutreffend  stellen  sich  dagegen  jene  Vorschriften 
dar,  die  in  Bezog  auf  die  Besorgung  von  Zustellungen  in  Brasilien  er- 
laaaen  wurden.  Nach  den  neueren  Afitteilungen  föllt  die  Zustellune  von 
Aktenstücken  auswärtiger  Behörden  an  Parteien  in  Brasilien  aufserluub  des 
Th&tiekeitsbereiches  der  dortigen  Gerichte.  Die  Administrativ-  und  Polizei- 
behöraen  können  zwar  Behändigungen  vornehmen,  wenn  ihnen  die  zuzu- 
stellenden Aktenstücke  (die  für  sich  weder  einer  B^B^laubigun^.  noch  der 
Beigabe  einer  Übersetzung  bedürfen)  mit  förmlichen  ErsuchschreiDen,  welche 
nach  der  unter  I  gegebenen  Anleitung  ausgefertigt  sind,  übersendet  werden. 
Allein  der  Erfolg  solcher  Ersuchschreioen  bleibt  stets  zweifelhaft  und  scheint 
dann  gänzlich  ausgeschlossen  zu  sein,  wenn  es  sich  um  Zustellungen  an 
solchen  Orten  handelt,  wo  eine  k.  und  k.  Vertretungsbehörde  ihren  Sitz  hat. 

Als  die  verhältnismäfsig  sicherste  und  jedenfalls  einfachste  Vermittlungs- 
art  stellt  sich  die  Besorgung  der  Zustellungen  durch  die  k.  und  k.  Konsulate 
heraus.  Letztere  sind,  eleichwie  die  k.  und  k.  Konsulate  in  den  Vereini^n 
Staaten  von  Nordamerika,  in  der  Lage,  Zustellungen  an  ihrem  Amtssitze 
durch  ihre  Organe,  aufserhalb  ihres  Amtssitzes  durch  die  Post  zu  bewirken. 

Um  eine  Zustellung  auf  diesem  W^e  zu  erlangen,  genügt  es,  wenn 
das  betreffende  Aktenstück,  versehen  mit  dnem  vorMreiteten  ^steUscheine, 
nach  Mafsgabe  der  J.M.V.  vom  25.  Jänner  1890,  J.M.V-Bl.  Nr.  4,  dem 
Justizministerium  vorgelegt  wird. 

Als  Bescheinigung  der  erfolgten  Zustellung  wird  den  Gerichten  ent- 
weder der  von  der  Partei  unterfertigte  Empfangschein  oder  das  mit  einer 
entsprechenden  Bestätigung  des  k.  und  k.  K!onsulates  versehene  Postretour- 
reoepisse  übersendet  werden. 


Internationale  Verträge. 

1.  übereinkommen  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich-Ungarn, 
betr.  die  Anwendung  besonderer  Sanitätsmafsnahmen  für 
denOrenzverkehr  und  fttr  den  Verkehr  ttber  den  Boden - 
■  ee    bei    Choleragefahr,    vom    20.    März    1896,    in    Kraft    mit 

4.  August  1896  (Eidgen.  6e8.Slg.  XV.  Bd.  S.  488,  Ost.  R.0.B1.  1896 

5.  495  ff.). 


1)  Vergl.  den  Eingang  des  unten  (Vermischte  Mitteilungen)  abgedruckten 

f4  des  Art  12  des  brasil.  Ger.Verf.6es.    Für  Ersuchschreiben  in  Strafsachen 
ommt  Art  XV  des  Ausl.Vertr.  vom  21.  Mai  1888,  ö.  R.G.B1.  Nr.  142  ex  1884, 
in  Betracht 
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2.  AuBlieferungsvertrag  zwischen  Belgien  und  dem 
Oranjefreistaate  vom  27.  November  1894  (Manu,  hdg,  d.  1.  Hin 
1890,  BecueU  de  loia  de.  1896  S.  5  ff.). 

8.  Freundscbafts-  und  Handelsvertrag  zwischen 
Belgien  und  dem  Oranjefreistaate  vom  27.  Deeember  1894 
(JlfiMM^.  Mg.  vom  26.  Februar  1896,  BtCMi/^  de  his  etc.  1896 
S.  8  ff.). 

4.  DekUration ,  betr.  die  vorläufige  Regelung  der  Han- 
delsbeziehungen zwischen  Portugal  und  den  Nieder- 
landen vom  5.  Juli  189^,  in  Kraft  seit  8.  Joni  1896  (Nederlandsche 
Staats-Courant  vom  7./8.  Juni  1896,  Deutsches  H.A.  1896  I  S.  603). 

5.  Friedens-,  Freundschafts-,  Handels-,  Schieds- 
gerichts- und  Auslieferungsvertrag  zwischen  Salvador 
und  Honduras  vom  19.  Januar  1895,  ratifiziert  am  20.  Juni  1896 
(Diario  oficial  —  San  SaHoador  —  vom  31.  Januar  1896,  Deutsches 
H.A.  1896  I  S.  560). 

6.  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Bra- 
silien und  Peru  vom  10.  Oktober  1891,  ratifiziert  am  18.  Min 
1896  (Diario  oficial,  Eetadoa  Unidos  do  Braeü,  1.  Mai  1896,  Deut^ 
sches  H.A.  1896  I  S.  599). 

7.  Freundschafts-,  Handels- und  Schiffahrtsvertrag 
zwischen  Brasilien  und  Mexiko  vom  7.  Juni  1895,  ratifiziert 
am  25.  Mai  1896,  Deutsches  H.A.  1896  1  S.  607). 

8.  Der  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrae  zwischen  Uruguay  und  Grofsbritannien  wurde 
von  Uruguay  im  vorigen  Jahre  gekttndet  und  ist  mit  22.  Juni  1896 
aufser  Kraft  getreten  (Deutsches  H.A.  1896  I  S.  618). 


Rechtsverhältnisse  in  den  deutschen  Schutzgebieten. 

1.  Kaiserl.  Verordnung  vom  9.  August  1896,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  Landesbeamten  in  den  Schutzgebieten 
(R.G.B1.  8.  691  ff.). 

Nach  Art.  1  finden  die  Reichsgesetze  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Reichsbeamten  etc.  (vom  81.  März  1873,  21.  April  1876,  20.  April 
1881,  5.  Mttrz  1884  und  1.  April  1888),  soweit  nicht  in  den  nach- 
folgenden Artikeln  ein  Anderes  bestimmt  ist,  auf  die  RecbtsverhSltnisBe 
der  Beamten,  welche  ihr  Diensteinkommen  aus  den  Fonds  eines  Schutz- 
gebietes beziehen,  entsprechende  Anwendung. 
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Nach  Art  12  treten  die  Verordnungen  vom  8.  Augast  1888, 
betr.  die  ReehtsverhältniBse  der  Landesbeamten  in  den  Schutssgebieten 
▼OD  Elamenm  und  Togo,  nnd  vom  22.  April  1894,  betr.  die  Recfats- 
▼erfatthniaBe  der  Landesbeamten  in  DentBch-Ostafrlka,  anfaer  Kraft 

2.  R.6e8.  vom  7.  Juli  1896  (R.G.BL  187  ff.)  wegen  Abänderong 
des  GeB.  vom  22.  Mftrz  1891  (RO.Bl.  S.  53),  betr.  die  Kaiser- 
liche Scbatztruppe   für  Ostafrika  und  des  Ges.  vom  9.  Jnni 

1895  (R6.B1.  S.  258),  betr.  die  Kaiserlichen  Schut^struppen 
für  Stldwestafrika  und  ftlr  Kamerun. 

8«  Neuer  Text  des  Ges.,  betr.  die  Kaiserlichen  Schutz- 
trappen in  den  afrikanischen  Schutzgebieten  und  die 
Wehrpflicht  daselbst,   auf  Grund  Art.  7    des  Ges.  vonci  7.  Juli 

1896  (ItG.Bl.   S.  187),   bekannt  gemacht  vom  Reichskanzler  unterm 
18.  Juli  1896  (R.G.B1.  S.  653  ff.). 

4.  Kaiserl.  Verordnung  vom  26.  Juli  1896,  betr.  die  Ein- 
führung der  deutschen  Militttrstrafgesetze  in  den 
afrikanischen  Schutzgebieten  (R.G.B1.  S.  669). 

5.  Kaiserl.  Verordnung  vom  26.  Juli  1896,  betr.  das  straf- 
gerichtliche  Verfahren  gegen  Militärpersonen  der 
Kaiserlichen  Schutztruppen  (R.G.BL  S.  670). 

Nach  §  12  haben  die  Gerichte  des  Heeres,  der  Marine  und  der 
Scbtttztmppen  einander  Bechtshttlfe  zu  leisten.  Den  gegenseitigen 
Beqoisitiotien  auf  FQhmng  von  Untersuchungen,  Fällung  von  Erkennt^ 
niseen,  Gestellung  von  Beisitzern  zu  Kriegsgerichten,  Standgeriohtea 
und  Untennchnngpgerichten  ist  Folge  zu  geben. 


Vermischte  Mitteilungen. 

1.  (Ehescheidung  ungarischer  Staatsbürger.)  In 
Ebestreitigkeiten  ungarischer  Staatsbtlrger  können  nur  ungarische  G^ 
richte  judizieren,  daher  diesfalkige  Urteile  ausländischer  Gerichte  in 
Ungarn  nicht  vollstreckbar  sind.  Entsch.  des  ungar.  Min.  d.  Innern 
Z.  39488/96  (Jur.  Bl.  1896  S.  330). 

2*  (Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  Brasi- 
lien.) Das  brasilianische  Ger. Verf.  Ges.  vom  20.  November  1894, 
Nr.  221,  enthält  im  zweiten  Titel,  Kapitel  I  unter  Art  12,  der  von 
der  Zuständigkeit  der  Gerichte  handelt,  iblgende  Bestimmung: 

§  4;  „Die  Rogatorien,  welche  von  ausländischen  Behörden  aus- 
gehen, können  erst,    nachdem  sie  das  Exequatur  der  Bundesregierung 
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erlangt  haben,  znr  AnsfUhrang  gelangen;  aoBBchlieMich  zuständig  zur 
Vonuthme  der  in  solchen  Rogatorien  begehrten  Amtshandlungen  ist 
jeweils  der  Sektionsrichter  desjenigen  Staates  in  der  brasilianischen 
Bundesrepublik,  wo  die  erwtthnten  Ersuchschreiben  in  Vollzug  gesetzt 
werden  sollen.  —  Von  ausländischen  Gerichten  gefüllte  Urteile  be- 
dürfen jedoch,  um  in  Brasilien  vollstreckbar  zu  sein,  der  Homologierang 
durch  das  oberste  Bundestribunal,  wobei  die  Parteien  und  der  General- 
proknrator  der  Republik  gehört  werden,  es  sei  denn,  dafs  in  Staats- 
vertrügen  etwas  anderes  bestimmt  würde.  —  Im  Homologierungsprozesse 
kommt  folgendes  zu  beobachten: 

a.  Nachdem  das  ausländische  Urteil  einem  Referenten  zugeteilt 
ist,  wird  derselbe  den  Exekuten  zum  Erscheinen  auffordern,  damit  er 
binnen  acht  Tagen  (von  der  Aufforderung  an  gerechnet)  seine  Opposi- 
tion ausfahre;  dem  Exequenten  steht  sodann  wieder  eine  gleiche  Frist 
zur  Bekämpfung  der  Opposition  offen. 

b.  Als  Oppositionsgründe  können  dienen: 

1.  Jeder  Zweifel  über  die  Authenticität  der  Urkunde  oder  über 
den  Inhalt  (imteUigenda)  des  Urteiles. 

2.  Der  Einwand,  dafs  das  Urteil  nicht  in  Rechtskraft  er- 
wachsen sei. 

8.  Der  Einwand,  dafs  das  Urteil  von  einem  unzuständigen 
Gerichte  gefUllt  wurde. 

4.  Der  Einwand,  dafs  die  Streitteile  nicht  gehörig  vorgeladen 
wurden,  oder  dafs,  wenn  sie  nicht  erschienen  sind,  ihr  Ausbleiben 
nicht  in  gesetzlicher  Weise  konstatiert  vnirde. 

5.  Der  Einwand,  dafs  das  Urteil  Bestimmungen  enthalte,  die 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  oder  gegen  das  innere  öffentliche  Recht 
(direito  publico  itUemo)  der  Union  verstofsen. 

In  jedem  Falle  ist  es  zulässig.  Beweise  über  den  Grund  der  ent- 
schiedenen Rechtssache  (provas  sobre  o  fundo  da  guestao  julgada)  an- 
zubieten. 

c.  Nachdem  die  Einwendungen  gegen  die  Opposition  eingebracht 
sind,  oder  die  hieftir  bestimmte  Frist  abgelaufen  ist,  wird  der  Akt  an 
den  Generalprokurator  der  Republik,  sodann  mit  dem  Gutachten  des 
letzteren  versehen  an  den  Referenten  und  endlich  an  die  beiden  Revi- 
soren geleitet  werden,  in  der  Form,  wie  sie  in  der  inneren  Gerichts- 
ordnung für  Appellationen  vorgeschrieben  ist 

d.  Sobald  das  Urteil  bestätigt  ist,  wird  eine  bezügliche  UriLimde 
ausgefertigt,  dieselbe  wird  dem  homologierten  Urteile  beigegeben,  und 
letzteres  sodann  zur  Vollstreckung  an  den  zuständigen  Sektionsrichter 
geleitet 

e.  Wenn  die  Vollstreckung  des  ausländischen  Urteils  im  diploma- 
tischen Wege  begehrt  worden  sein  sollte,  ohne  dafs  der  Exekutions- 
fllhrer  persönlich  einschreitet,  wird  das  Bundestribunal  ex  officio  einen 
Kurator  ernennen,  welcher  den  Exekutionsfllhrer  vertritt  und  in  seinem 
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Namen  den  Prozefs  betreibt.  Ein  ähnlicher  Vorgang  ist  zu  beobachten 
in  betreff  des  Exeknten,  wenn  er  nicht  erscheint,  wenn  er  abwesend, 
minderjährig  oder  unter  Kuratel  befindh'ch  sein  sollte.*^  (Ost.  J.M.V.Bl. 
1896  S.  171  f.) 


Litteraturberichte. 

a.    B#clieraiiieireii. 

1^  Kepertorium  zur  Rechtsprechung  der  Gerichte  bei  Anwen- 
dung des  Rheinischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  {Code  civil)^ 
▼on  einem  yormaUgen  Mitglied  emes  rheinpreuTsiBchen  Landgerichts, 
2.  Auflage.  Trier,  Verlag  der  Fr.  Liutzschen  Buchhandlung.  (Preis 
6.50  Mk.) 

Die  Artt  1  bis  14  des  Cotle  civil  enthalten  vorzugsweise,  andere 
Gebiete  dieses  Gesetzbuches  nur  zerstreut  Vorschriften,  die  für  Beurteilung 
internationaler  Rechtswirkungen  von  wesentlicher  Bedeutung  sind.  Dieselben 
begründen  unseren  Hinweis  auf  dies  Werk,  in  dem  die  Kechtssätze  der  im 
Rheinischen  Archiv  auf  diesem  Gebiete  veröffentlichten  Entscheidungen  sach- 
dienlich kurz  und  übersichtlich  mit  einer  den  StofF  durchdringenden  Klarheit, 
Genauigkeit  und  Sorgfalt  dargestellt  sind.  Wenn  es  auch  richtig  ist,  dafs 
jucUci  non  exemplis,  sed  leg  Um»  judicamium  e«t,  so  ist  doch  ebenso  be- 
gründet, dafs  einest^s  öfters  der  Sinn  des  Gesetzes  schwer  zu  fassen,  öfters 
ebenso  schwierige  die  Subsumtion  unter  das  Gesetz  ist,  und  dafs  es  in  solchen 
Fällen  jedem  willkommen  sein  wird,  die  Ansichten  bewährter  Grerichtshöfe 
kennen  zu  lernen.  Auch  eewinnt  der  Rechtszustand  gleichwie  die  Würde 
des  Kichteramtes,  wenn  bisherige  Rechtsansichten  so  lange  beibehalten  wer- 
den, bb  nach  gründlicher  Prüfung  andere  Überzeugungen  Platz  gegriffen 
haben.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  das  inhaltsreiche  Buch  sowohl 
für  Praktiker  als  Theoretiker  ein  sehr  schätzenswertes  Nachschlagebuch. 
Beij^efÜgt  sind  ein  Quellen-  und  Sachregister.  —  Die  Ausstattung  ist  in 
klein  Oktav,  handlich  und  gut.  Grünewald, 

2m  Mäppefif  Alöertf  Dr.,  Lehrbuch  des  heutigen  römischen  Rechts,  Würz- 
bnrg  1895,  Adalbert  Stuber. 

Das  Buch  soll  einen  Ersatz  für  das  unvollendet  gebliebene  Werk  des 
Verfassers:  „System  des  heutigen  römischen  Erbrechts^  bilden.  Auch  an- 
gesichts der  herannahenden  Einfuhrung  des  Deutschen  bürgerlichen  Gesetz- 
miches  darf  das,  wenn  auch  erst  spät  zum  Abschlüsse  gelangte  Lehrbuch 
willkommen  geheifsen  werden.  Dasselbe  füllt,  da  die  vorhandenen  selb- 
ständigen Beitfbeitungen  sämtlich  in  frühere  Jahrzehnte  fallen,  eine  Lücke 
in  der  römisch- rechtlichen  Litteratur  aus.  und  befriedigt  besonders  durch 
Vollständigkeit  und  klare  Darstellung.  Überall  wird  den  praktischen  Er- 
wägungen nachgegangen ,  auf  denen  das  römische  Recht  beruht ,  um  zu 
zeigen,  wie  nach  ihnen  die  römische  Jurisprudenz  die  Rechtsbegriffe  und 
Rechtsprincipien  des  Erbrechts  konstruiert  und  die  einzelnen  Rechtsinstitute 
ausgebildet  nat,  wodurch  es  möglich  ist,  ein  Urteil  darüber  zu  gewinnen, 
was  unvergänglichen  Wert  hat  Soweit  die  Feststellung  des  ff  eltenden 
Rechts  erfordert,  ist  die  historische  E^twickelung  entsprechend  berücksichtifft, 
anch  der  Litteratur  ist  überall  Bedachtnahme  zugewendet  Die  svstematische 
Darstellung  erörtert  drei  Hanptlehren  in  folgender  Anordnung:  I.  £Me  Lehre 
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von  der  Erbfolge  in  einem  allgemeinen  und  beeonderen  Teile.  In  eraterem 
sind  die  Begriffe  und  Lebren  entwickelt,  welche  eich  auf  alle  Arten  der 
Erbfolge  beziehen:  die  Lehre  vom  Nachlafe,  von  der  Delation  and  yon  der 
Acquifiition  der  Erbschaft  und  die  Lehre  vom  Schatze  des  Erbrechts.  Der 
besondere  Teil  behandelt  das  System  der  einzelnen  Arten  der  Erbfolge, 
welche  das  römische  Recht  kennt:  die  Intestaterbfolge,  die  testamentarisciie 
Erbfolge  and  die  Noterbfolge.  An  sie  schliefst  sich  die  Uni^eraalsuccession 
des  Fiskas  in  das  Vermögen  eines  Verstorbenen.  IL  Die  Lehre  von  den 
Vermächtnissen.  Hier  enthält  der  besondere  Teil  die  Theorie  der  ein- 
zelnen Arten  der  Vermächtnisse,  der  allgemeine  Teil  die  ihnen  gemeinsamen 
Lehren  vom  Begriff  des  Vermächtnisses,  von  der  Berafnng  zom  Vermächtnis, 
von  der  Delation  and  Acqaisition  des  Vermächtnisses  und  vom  Schatz  des 
Verm&chtnisrechts.  III.  Die  Lehre  von  der  Schenkung  auf  den  Todes- 
fall. B. 

3.  Metfer^  Hermann  y  Oberlandesgerichtsrat  in  Breslau.  Anleitung  zur 
Prozefsprazis  nach  der  Civilprozefsordnnng  vom  30.  Januiur  1877  in  Bei- 
spielen an  BechtsffUlen.  4.  Aufl.  (in  der  Reihe  der  Abdrucke  der  U-X 
Berlin  1896,  Franz  Vahlen,  XI  u.  388  S.,  geb.  7  Mk. 

Das  vorliegende  Buch  verfolgt  vorzugsweise  den  Zweck,  an  der  Hand 
von  Kechtsfällen  dem  btndierenden  und  angehenden  Praktiker  das  Yet- 
ständnis  des  Civilprozefsrechts  zu  erleichtem  und  auf  ein  möglichst  ricbtises 
und  zweckmäfsiges  Verfahren  hinzuwirken.  Al»er  auch  erfahr^ie  Praktiker 
und  Theoretiker  finden  darin  viel  Beachtenswertes.  Die  Auswahl  der  be- 
handelten Fragen  ist  sehr  sorgflUtig  und  zweckentsprechend  getroffen,  im 
einzelnen  ist  m  der  neuen  Auflage  wieder  viel  geändert  und  mehrere  Para- 
graphen sind  mehr  oder  weniger  umgearbeitet  Neben  Litteratur  und  Becht* 
sprediung  des  Reichsgerichts  hat  der  Verfasser  auch  seine  eigenen  ErfahruDgeo 
▼erwertet  Besonderes  Gewicht  ist  durchgehends  auf  eine  einfache  deutliche 
Sprache  gelebt,  welche  das  Juristendeutsch  und  den  Kanzleistil  vermeidet 
Mit  Recht  hatte  sich  das  Buch  schon  bisher  einer  groben  Beliebtheit  in  den 
Juristenkreisen  zu  erfreuen  gehabt  Auch  in  der  Neuauflage  mit  der 
sweckdie«lich«i  Umarbeitui^  wird  das  Buch  ein  fttr  die  Handhabung  des 
deutsehen  Civilprozefsrechts  besonders  nützliches  Uülfsmittel  sein  und  die 
bisherige  Anziehungskraft  bewähren.  B. 

4ß  BemeTf  Albert  I^edrici^n  Lehrii)uch  des  Deutschen  Strafirechts, 
17.  Auflage  mit  dem  Porträt  des  Verfassers.  Leipzig  1895,  Bernhard 
Tauchnitz. 

Das  iS^m^rsche  Lehrbuch,  welches  schon  in  den  fruhermi  Auflagen 
besonderer  Beliebtheit  sich  erfreute,  nimmt  unter  den  Lehrbüchern  des 
deutschen  Straft'echts  eine  hervorragende  Stelle  ein.  Die  präcise  und  licht- 
volle Darstellung,  insbesondere  auch  in  den  geschichtlichen  und  philosophi- 
schen E^lettungeu,  läfst  das  Lehrbuch  als  fUr  den  akademisohen  Gebrauch 
besonders  geeignet  erscheinen,  aber  auch  für  die  Praxis  erweist  sich  dasselbe 
als  ein  zum  richtige  Verständnis  des  Gesetzes  und  dessen  Anwendung  wert- 
vollstes Hülfrmittel.  Das  Lehrbuch  schliefst  sich  seit  der  5.  Auflage  dem 
deutschen  Strafgesetzbuche  an;  die  Darstellung  läfet  die  philosophische  Kon- 
struktion da,  wo  es  nötig  ist,  hinter  dem  konstruktiven  Zusammenhang  des 
Gesetzbuchs  zurücktreten  und  nimmt  die  leitenden  Gedanken  in  die  Inter- 

{^retation  der  Gesetze  auf.  Die  geschichtlichen  und  philosophischen  Ein- 
eitun^n  beschränken  sich,  um  für  das  zeltende  Recht  Raum  zu  gewinnen, 
auf  die  thunlichste  Kürze.  Die  neueste  Litteratur  und  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  ist  überall  berücksichtigt.  Auch  den  ReformoewegungeiL 
welche  in  jüngster  Zeit  aaf  dem  Boden  des  Strafrechtes  hervorgetreten  und 
welche  namentlich  dem  segensreichen  Bestreben,  das  Los  der  verwahriosten 
und  der  verbrecherischen  Jugend  zu  verbessern,  gewidmet  sind,  hat  der 
Verfasser  seine  Aufaierksamkeit  zugewendet  and  hierbei  in  der  Vorrede 
Bemerkungen  eingefügt,  welche  eine  notwendige  Ergänzung  der  neuen  zdt- 
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eem&fsen  Auflage  des  Lehrbuohs  bilden  sollen  and  in  welchen  folgende 
drei  Fragen  höchst  beachtenswerten  Erörterangen  unterzogen  werden. 
A.  Welches  ist  die  volle  Bedeutanff  der  von  unserem  Gesetze  bei  Jugend- 
lichen geforderten  Einsicht?  B.  Grenü^t  das  Gesetz,  oder  soll  man  einen 
anderen  Begriff  für  die  Strafmündigkeit  als  für  die  Zurechnungsfahickeit 
aufiitellen?  C.  Bedarf  der  Zeitraum,  den  das  G^etz  mit  dem  vollenaeten 
zwölften  und  dem  vollendeten  achtzehnten  Jiüire  begrenzt,  einer  Ver- 
änderung? B, 

%.   ZeltsclirifteB. 

Archiv  für  bürgerliches  Beeht,  Bd.  11,  Heft  2  (Schlufs):  Hilder,  Die 
Normierung  der  veijShmnff  im  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches 
fSr  das  Deutsche  Reich.  Rönnberg^  Die  Grenzscheidungsklage  nach  römi- 
schem und  gemeinem  Recht,  sowie  nach  den  Entwürfen  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich.  Freund,  Bedeutung,  Umfang  und 
Wirkung  des  Wortzeichenschutzes  nach  dem  deutschen  Reichsgesetze  zum 
Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894.  Jtutrow,  Das  bürger- 
liche Ghesetzbnch  und  die  nichtstreitige  Gerichtsbarkeit. 

Zeitschrift  für  deutschen  Civiij>razefs,  Bd.  XXII,  Heft  3:  Wolf, 
Die  MaGffeglftubiger  im  Konkurse.  Üeuffert^  Zur  Revision  der  Civilprozels- 
ordnun^  bei  Einführung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Gerlach,  Über 
die  Zalässigkeit  der  gütergemeinschaftlichen  Ehefrau  als  Zeugin  in  dem 
von  ihrem  Ehemann  geftuirten  Prozefs.  HiUe,  Zur  Revision  des  pro- 
zessualen Armenrechts.  Fuchs,  Über  die  Zulfissigkeit  mehrerer  Voll- 
streckungsbefehle in  einem  Mahnverfahren. 

Deutsche  Juristenxeitung,  herausgegeben  von  Professor  Dr.  P.  Laband, 
Reichsgerichtsrat  Dr.  Stenqlein  und  Rechtsanwalt  Dr.  Staub,  1.  Jahzgang, 
Nr.  7 :  Hamm,  Die  Anstellung  der  Gerichtsassessoren  in  Preufsen.  Frank:, 
Die  Strafverfolgung  von  Delikten  in  den  Schutzgebieten.  Rf'esser,  Die 
Kommissionsberatungen  über  den  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuehs  für 
das  Deutsche  Reich,  v.  ßuchka,  Das  bürgerliche  G^etzbuch  in  der 
Reichstagskommission . 

Kritische  VierteUahrsschrift  für  Oesetzgebung  und  MechtS" 
Wissenschaft,  Bd.  88,  N.  F.,  2.  Bd.,  3.  Heft,  enthält  Nekrolc^  über 
Ludwig  Maribo  Benjamin  Aubert  von  K,  Maurer  und  kritische  Be- 
sprechungen von  Werken  aus  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte,  des 
C&vilrechts,  Strafrechts  und  Staatsrechts. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtsivissenschaftn  16.  Bd.,  4.  Heft: 
V.  lAszt,  Die  psychologischen  Grundlagen  der  KriminalpohtiK.  Frauenslädt, 
Zur  Geschiente  der  Galeerenstrafe  in  Deutschland.  Sevffert,  Die  deutsche 
Strafgesetzgebung  im  Jahre  1895.    v.  Bülow,  Willensfreineit  und  Strafrecht. 

Hierzu:  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung,  5.  Bd.,  Heft  3. 

Blätter  für  Rechtsanwendung  zunüchst  in  Bayern^  61.  Jahrgang 
(1896):  Kober,  Rechtsschutz  der  Anlieger  öffentlicher  Strafsen  bei  Ver- 
finderungen  (1  f.).  Getei'shö/er,  Richterfiches  Ermfifsigungsrecht  bei  Kon- 
ventionalstraien  (4).  Frankenburger,  Die  Yollstreckungshypothek  und  §  25 
des  Hypothekengesetzes  (6).  Bm.,  Über  die  Anwendung  des  bayerischen 
Yereiusgesetzes  vom  26.  Februar  1850  auf  die  politischen  Frauenvereine. 
Sttitz^  Bemerkungen  zur  Auslegung  des  Art.  2  des  bayer.  Ausf.Ges.  zur 
C.Pr  O.  Klein^  Begriff  der  Jagdausübung  im  Sinne  des  Art  11  des  bayer. 
Ausf.Ges.  zar  Str.Pr.O. 
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Viersehnter  Erg&nzangsband  hierzu  (1896):  L.  K^  Rechtahfilfe 
in  Militäntrafsachen  —  G.V.Gk  §  159  (1).  Philipp,  MobiliarzwangSToll- 
Btreckanff  in  Hjpothekpertinenzen  (3).  Seußertj  Über  Pfändung  toh 
beweglichen  Zugehörungen  unbeweglicher  Sachen  (5).  SoUeder,  Über 
Gegenstand  una  Umfang  der  Vormerkung  von  ZwangshTpotheken  auf 
Grund  yoUstreckbarer  Urteile  (6).  Leeb,  Einzel-  und  GeseUschaftafiima  (71 
Philipp,  Unzucht  mit  Personen  unter  14  Jahren  (9  f.).  Solleder,  Begnn 
der  Ununde  über  unbewegliches  Eigentum.  Anwendung  des  Art  63  Abs.  2 
des  bayer.  Notariatsgeeetzes  auf  H^pothekbestellungen  etc.  (11).  Steineri, 
Zwangsvollstreckung  an  unbeweghcner  Habe  (12).  ßabl,  Verkauf  einer 
fremden  Sache. 

Sächaisehes  Archiv  für  bürgerliches  RecM  und  Ftaxefs*^  Bd., 
5.  Heft:  Hagen,  Die  Selbstverstttndlichkeit  im  Rechte.  Lohe,  Über  die 
Zuständigkeit  des  Vollstreckun^^erichts  für  die  Erteilung  des  Armenrechts, 
—  6.  Heft :  Aron,  Die  Vorschriften  des  Entwurfs  eines  fSnfUhrungsgesetzes 
zum  bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Jatkrhücher  der  WUrttembergischen  BeciUspfiege,  8.  Bd.,  1.  Heft: 
Löwenstein,  £än  Beitrag  zur  Losung  einer  Kontroverse  ans  Novelle  115. 

Zeitschrift  für  die  freiwillige  €^erichtsbarkeit  etc.  (WarttembivR), 
38.  Jahrgang  (1896):  Haufaer,  Notariatsgebühren wesen  und  Sonstiges  (6). 
Dambach,  Nochmals  vom  Aufschub  der  Eventualteilung  (7).  Brückner, 
Die  Besportelung  des  hinterfUligen  Vermögens  (7).  Hirsch,  Das  vertnes- 
mftfsige  Ketentionsrecht  des  Vermieters  an  den  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters  (7).  Lehrecht,  Über.  Anfechtung  von  Anerkenntnissen  des  Konkars- 
verwalters (8).  Hof  mann.  Über  die  Erinnerung  der  Beteiligten  zu  gewissen- 
hafter Vermögensangabe  (8). 

Anfuden  der  Chrofsherzogl.  Budischen  Gerichte^  Bd.  LXII  (1896): 
Betzinger,  Die  Zinsberechnung  im  Kontokorrent  (10).  Klotz,  Prozessua- 
lische Bedeutung  des  eine  Lsäung  nicht  enthaltenden,  das  MandatSTer- 
fahren  nach  erhobenem  Widerspruch  gegen  den  Zahlungsbefehl  in  das 
ordentliche  Verfahren  beim  Amtsgericht  überleitenden  Schriftsatzes  (lU 
Krämer,  Zu  §S  223  und  236  der  C.Pr.O.  (12).  Gageur,  Betrug  im  Vieh- 
handel trotz  erlangten  Gesundheitszeugnisses  (12). 

Mecklenburgiscfie  Zeitschrift  für  Mechtspflege  und  JSechtS' 
Wissenschaft^  14.  Bd.,  4.  Heft:  v.  Buchka,  Gehören  die  Kosten,  welche 
durch  ein  vor  Erhebung  der  Klage  von  dem  Gläubiger  erlassenes  Mahn- 
Bchrttben  entstanden  sind,  zu  dem  nach  §  87  der  C.Pr.O.  von  dem  unter- 
liegenden Schuldner  zu  tragenden  Kosten  des  Rechtsstreites? 

Zeitschrift    für    Mechtspflege    im    Herzogtum    Braunschweigt 

XXXXIII.  Jahrgang  (1896):    Kaahs,  Bauernrechtliche  Streitfragen  (7.  u.  8). 

AUgemMne  österreichische  Gerichisxeitufig ,  47.  Jahr^an^  (1896): 
Piveles,  Die  Kongruenz  der  Normen  des  Civil-  und  Handetsrecnts  über 
den  Erwerb  im  redlichen  Verkehr  mit  den  Normen  des  Strafrechts  über 
Sachhehlerei  und  Begünstigung  (18  f.).  Neumann,  Das  Verfahren  nach  der 
Civilprozefsordoung  vom  1.  August  1895  an  Bechtsfällen  dargestellt  (20). 
Lammasch,  Zur  Lehre  vom  dolus  indirectus  (22).  Lenz,  Em  Fall  der 
Kollision  von  Civil-  und  Strafrecht  (23).  v,  Gemerth,  Zur  Klassifizierung 
der  Musikformen  nach  .dem  Gesetze  vom  26.  Dezember  1895  (24).  Danne- 
herg ,  Zur  Frage  der  Übemiüime  von  Advokaten  in  den  Justizdienst  (26). 
Friedländer,  Über  die  Stellung  des  Notars  als  Partäenvertreters  im 
neuen  Civilprozesse  (27). 
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JüristUehe  BiäUer  (Wien),  25.  Jabigang  (1896):  Schanae,  Patentbesitz 
und  ErfindmigBbcsitz  (4  ff).  Hammer  schlag^  Der  Checkgeeetzentwnrf  (6  flP.). 
Spüster^  jr.,  £!in  Amendement  znm  Gheckgesetsentwnxf  (11).  Schuhffi,  Die 
Regierangsyorlaffe  einee  neuen  Patentgesetzes  (13).  Menzel,  DasJEtecht 
des  Notwe^ee  (19  ffX  v.  Nemethy,  Die  Exekution  gpegen  den  aafserbücher- 
liehen  Bentser  und  Ansprachsberechtifften  nach  der  neuen  Exekutions- 
ordnung  (23  f.).  Klineberger,  EinschrftnEung  der  Immobiliarexekution  nach 
der  neuen  Exekutionsordnnn^  (27  ff.).  Högel,  Sachbeschftdiffung  und  gemein- 
gefiihriiche  Handlungen  nacn  dem  Strafgesetzentwurfe  (81  f.)  Klineberger^ 
X)ie  Zwangayerwaltmig  (34  ff.). 

ZeUaehrift  fOr  Notariat  und  freitaUlige  Oerichtabarkeit  in 
ÖBterreich  (1896):  Belek,  Über  die  Stellung  des  Notars  als  Partden- 
yertreters  im  neuen  Civiiprozesse  (28).  RoztocÜ^  Nur  der  notariell  errich- 
tete Schenkungsrertrag  ist  gültig  (25  ff.).  RogtoHl,  Auch  der  Verwah- 
rungsvertrag  zwischen  Ehegatten  ist  notariell  zu  errichten  (35). 

ZeiUchirift  für  schweizerisches  JRecfU,  87.  Bd.,  N.  F.  15.  Bd^  Heft  3: 
Reickelj  Zu  dem  Projekt  der  niederländischen  Hegperuiu^,  betreffend  eine 
internationale  Übereinkunft  über  einzelne  Materien  oes  Civilprozesses. 
Heueier,  Schweizerische  Rechtsgesetzgebung  des  Jahres  1895. 

SchweUh  Zeitschrift  für  Strafrecht,  9.  Jahrgang,  1.  u.  2.  Heft: 
Davide  Ein  Beitra^^  zur  strafrechtlichen  Behandlung  der  Prefsdelikte. 
Pieoif  Lapeine  canditionnelle,  Reeidtats  de  eon  application  dans  le 
cantan  de  (renhie.  Hitzig,  Das  Tötungsyerbrechen  im  römischen  Recht 
seit  der  Strafgesetzgebung  des  Sulla. 

Zeiischr^t  des  Bemischen  Juristenvereins,  XXXII.  Bd.,  S,  Heft: 
Zeerleder,  Verhältnis  des  §  18  des  bem.  Gresetzes  über  das  Wirtschafts- 
wesen  etc.  rom  15.  Juli  1894  zu  den  Grundsätzen  über  coneurrence 
dilayäle.  —  4.  Heft:  Reichet,  Kritische  Bemerkungen  zu  der  neuesten 
^«xis  des  App.-  und  Rass.Hofes  in  Rechtsversicherungssachen.  Zeerleder, 
Zur  Frage  der  örtlichen  Rechtsanwendung  bei  Kollisionen  zwischen  dem 
Recht  des  alten  und  neuen  Kantons  Bem  etc. 

Mevue  de  droit  international  et  de  UgisUMon  cofnpariCf  Tom. 
XXVIII,  Nr.  3:  van  den  Berg,  Lee  rdformes  Ugislativee  en  Turquie. 
Westlake,  LAngleterre  et  la  Re'publique  Sud-A/ricaine.  Moore,  La 
doclrine  de  Monroe.  Veaniteh,  lA  droit  international  dans  les  rapports 
des  Slaves  miridionaux  au  moyen  dge.  —  Nr.  4:  Nys,  Les  institutions 
primitives  du  Haut- Nor cL  Vesnitch,  Le  droit  international  etc.  (suite 
etfin).  Van  den  Berg,  Les  riformes  etc.  (suite  et  fin.).  Engelhardt , 
Considerations  historiques  et  juridiques  sur  les  protectorats.  Bles, 
UaffcUre  du  „Costa-Rtca-Packef*  et  le  droit  international. 

JourmU  du  droit  international  privS  et  de  la  jurisprudence 
'  camparSCf  23.  Ann6e  (1896),  No.  lil—IV:  Laini,  De  V application 
des  Tois  itranghres  en  France  et  en  Belgique.  Copineau  et  Henriet, 
De  la  condition  des  Prangers  en  France  au  point  de  vue  de  la  r^dence 
et  de  la  profession.  Die  na,  De  la  validiti  des  jeux  de  bourse  dans 
les  rapports  internationaux.  Louhat,  De  la  Ugislation  contre  les 
anarchistes  au  point  de  vue  international.  Hubert,  De  la  nationalitd 
et  du  droit  Vexpulsion.  —  Nr.  V—VI:  Aubry,  Le  domaine  de  la  loi 
cCautonomie  en  droit  international  priv4.  Laini,  De  VappliccUion  des 
lois  Arangkres  en  France  et  en  Belgique.  Milhaud,  De  V application 
dans  les  rapportes  intemationaitx  de  la  loi  du  9  mars  1891  sur  les  droits 
du  conjoint  survivant,  particulih'emend  au  regard  des  femmes  originaires 
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€^AUa€e'Lorrain€,  Copineau  ei  Henrtet,  De  la  condüum  des  Ürtm- 
gers  en  France  au  point  de  vue  de  la  rindence  et  de  la  profeenon, 
Äppert,  De  rinfluence  des  lots  frangaises  au  Japon,  RÖthlisberger^ 
Le  nouoeau  traue  de  propriUä  lütSraire  et  artistique  entre  VEspagne  et 
le  ChuaUmala.  Fe raud-Giraud,  Questions  ddtait  des  Algdrimu  suJets 
frangais  porUes  devant  les  trünmaux  consulaires  du  LevaiU, 

Mevue  ivUematUmale  du  droit  maritime^  11.  Annäe  (1895I96X 
Nr,  VII ^ VIII:  Verneux,  Le  probet  de  modification  du  iure  III  du 
Iwre  II  du  Code  de  commerce,  Raikes,  De  la  fa/ulbe  eammume  en 
matihre  d'cUfordage,  —  Nr,  XI — XI Ii  Btdletins  de  la  Jurisprudence 
ßrangaüe,  beige  (Maeterlink)y  danoise  (ßeauchet),  des  Etats^üwis 
(Harrington  Putnam)j  norv^gienne  (Beauchet), 

AtHUMies  de  droit  C4>mtnerciai  fran^ais^  Siranger  ei  iniemaUmuüf 

10.  Annie^  Nr.  3  (Juin  1896):  Thalltr^  Si  les  b4n4fices  de  cofnmeree 
sont  ou  ne  sont  pas  des  /ruits.  Hanssens,  Chronique  de  UgislaJtion  de 
jurisprudence  (Belgique), 

AreMviO  OiuridioOy  Vol.  LVI,  Fase.  6:  Florian,  I  motivi  psicologici 
del  reatOf  considerati  nella  legisla»tone  penale  comparaia,  Ferrari, 
II  diritto  intemazionale  in  rapporto  alle  costitussioni.  Bonfante,  SulT 
origine  delV  creditä  romana.  Rignano,  DelV  obligo  delV  orede  d£ 
dare  cauzione  per  la  puntuale  corresponsione  di  tm  legato  pio  od  onere 
perpetuo  lascicUo  dal  iesttUore.  Arnb,  II  contratto  con  s^  medesimo 
[SelDstkontrahieren)  (cont,).  —  Fase.  6:  Sorani,  Delle  varie  teorie  eam- 
narie.  Rignano,  Sui  legati  vitcdizi  e  sulle  relative  azioni  eompetenti 
ai  legatari.  Lordi,  Della  perenzione  distanza  relativamente  al  ricorso 
per  cassazione  al  giudizio  di  rinvio.  Cammeo,  I  monopoli  eomunali. 
Manenti,  Sulla  serieiä  della  dichiarazione  di  volorUä  nei  gregozi 
giuridiei.  Man  duca,  II  termine  di  dieci  giomi  prescritto  neW  ort.  282 
del  codice  di  procedure  penale  k  a  pena  di  nuUitaf  Arno,  II  contratto 
con  sk  medeeimo  (cont.) 

Rivista  penale  di  doOrina,  leffisiaaione  e  giurieprudenma. 
Vol.  XLIII,  Fase.  VI:  Alimena,  Ricerche  intorno  alla  nozione  del 
tentottivo,  Qregoraci^  II  lo  Congresso  forense  italiano,  —  VoL  XLIV, 
Fase.  I:  Ruiz,  Intorno  alV  efficacia  delle  leggi  penali  temporance, 
Benevolo,  Riforme  al  Codice  di  procedura  penale,  Fase.  II:  Ch a mp - 
communaly  La  riforma  del  codice  penale  in  Francia. 

Supplemento  alla  Rivista  penale,  VoL  IV,  Fase.  V:  Tuozzi, 
Di  una  figura  speciale  di  faiso  (ort,  270).  Frassati,  La  natura  giuri- 
dica  della  riparazione  pecuniaria  (ort,  36).  Bonolis,  Della  respon- 
sabüitä  del  gerente  per  i  reati  comuni.  Ordine,  II  porto  dtarmi  nel 
codice  penale  e  nella  giurisprudenza.  Fase.  VI:  Ordine,  II  porto 
darmi  nel  codice  penale  etc,  (cont.  e  fine).  Alpi,  S/regio  e  deforma- 
zione  permanente  guali  consequenze  di  lesioni  personali.  Lanza,  Studi 
sulle  contravenzioni.  Bortotucci,  Falsitä  in  atto  ptibHico.  D* An- 
tonio, Ancora  sugli  articoli  436  e  279.  Pacchi,  La  querela  di  parte 
neue  lesioni  colpose.  Lombardi,  II  reato  di  violcurione  di  domiciUo^ 
—  Vol.  V,  Fase.  I:  Lanza,  Studi  svUe  contravenzioni.  Ridola,  In 
tema  di  lesione  involontarie.  Confortid  Falso  certifieato  rilasdato  in 
buona  fede  ad  opera  delV  altrui  malizia.  Eula,  Delle  concause  neUe 
lesioni. 
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Die  Sicherheitsleistunq  von  Ausländern  und 
Beschlüsse  der  Haager  Konferenzen. 

VoD  Rechtsanwalt  Dr.  Fvld  in  Mainz, 

Unter  den  Gegenständen,  welche  die  im  Haag  abgehalteneu  Kon- 
ferenzen fdr  gemeinsame  Behandlung  von  Materien  des  internationalen 
Privatreehts  behandelten,  befindet  sich  anch  die  Frage  der  Sicherheits- 
lektong  für  Prozefskosten  seitens  der  Aasländer  im  civilprozcssnalen 
Verfahren.  Die  hierauf  bezüglichen  Beschlüsse  sind  in  dem  Anätze 
von  TT.  Cahn  in  Band  V  dieser  Zeitschrift  ihrem  Wortlaute  nach  mit- 
geteilt worden,  so  dafs  im  Hinblick  darauf  von  ihrer  wörtlichen  An- 
ftlhrung  abgesehen  werden  kann.  £&  erscheint  nicht  unangemessen, 
in  eine  Prüfung  ihres  Inhaltes  einzutreten,  um  festzustellen,  inwieweit 
ihre  Berücksichtigung  sich  ftir  die  Regierungen  empfiehlt,  welche  geneigt 
sind,  über  Fragen  des  internationalen  Prozefsrechts  sich  im  Vertrags- 
wege zu  verständigen,  da  die  auf  den  Civilprozefs  sich  beziehenden 
Ergebnisse  der  Konferenzarbeiten  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zunächst 
für  den  Abschlufs  von  Staatsverträgen  in  Betracht  kommen  werden, 
während  die  dem  internationalen  Privatrecht  im  engem  Sinne  ange- 
hörenden Resultate  vorerst  nur  als  Zukunftsmusik  zu  bezeichnou  sind 
und  zwar  als  solche,  deren  Töne  noch  aus  sehr  weiter  Ferne  er- 
klingen^). 

Ob  der  internationale  Verkehr  an  der  übereinstimmenden  Regelung 
der  Euiutionsfrage  überhaupt  ein  besonderes  Interesse  besitzt,  kann 
wohl,  trotzdem  von  hervorragender  Seite  hierauf  ein  aufserordentliches 
Gtewieht  gelegt  wird,  als  zweifelhaft  bezeichnet  werden;  es  giebt  civil- 
prozessuale  Fragen,  deren  internationale  Regelung  ftlr  den  Verkehr 
unvergleichlich  wichtiger  ist,  beispielsweise  die  Regelung  der  Voll- 
streckung ausländischer  Urteile.  Bedenkt  man  die  Schwierig- 
keiten und  Umständlichkeiten,  mit  welchen  die  Erwirkung  des  Exe- 
quatur in  den  meisten  Staaten  verbunden  ist,  erwägt  man  die  Thatsache, 
dafs  manche  Staaten  die  Erteilung  desselben  überhaupt  ablehnen,  so 
wird  wohl  die  Behauptung  nickt  als  übertrieben  erachtet  werden 
können,   dafs   an   der  Einigung  der  Staaten   über  die  hierbei   zu  be- 


1}  Am  14.  November  1896  ist  die  Vereinbarung  über  das  Civilprozefs* 
recht  im  Haag  von  Fiankreich,  Belgien,  der  Schweiz,  den  Niederlanden, 
Italien,  Spanien,  Portugal  und  Luxemburg  unterzeichnet  worden. 
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achtenden  Grundsätze  Handel  und  Verkehr  in  weit  höherem  Grade 
interessiert  sind,  als  an  der  Kautionsfrage.  Zwar  soll  zugegeben  wer- 
den, dafs  grandsätzli«h  die  Verpflichtung  des  Ausländers  zur  Leistung 
einer  dem  Inländer  nicht  obliegenden  Kaution  mit  der  Gleichstellung 
von  Ausländem  und  Inländern  nicht  durchaus  im  Einklang  steht,  auch 
dafs  die  Erfüllung  derselben  unter  Umfltänden  für  den  klagenden  Ans* 
länder  eine  Verzögerung  in  der  ProzefsfÜhrung  bedeutet,  die  mit  Nach- 
teilen verbunden  sein  kann;  trotzdem  läfst  sich  die  praktische  Be- 
deutung der  ganzen  Frage  nicht  so  hoch  bewerten,  wie  es  vielfach 
geschiebt  Die  bezüglichen  Konferenzbeschltlsse  stehen  auf  dem  Boden 
der  Gleichstellung  von  Ausländem  und  Inländern,  soweit  Angehörige 
der  Vertragsstaaten  in  Betracht  kommen.  Jede  Sicherheitsleistung, 
welche  dem  Ausländer  als  solchem  obliegt ,  wird  beseitigt  Auf  die 
Frage,  ob  nach  den  Prozefsgesetzen  der  einzelnen  Staaten  nicht  auch 
der  inländische  Kläger  unter  Umständen  zu  einer  Kautionsleistung  ver- 
pflichtet ist,  gehen  die  Beschlüsse  nicht  ein ;  die  Beseitigung  der  Aus- 
länderkaution  läfst  natürlich  diese  ELautionen  unberührt,  da  die  Gleich- 
stellung dem  Ausländer  nur  die  auch  dem  Inländer  zustehenden  Hechte 
einräumt,  ihm  jedoch  mit  nichten  eine  günstigere  Rechtsstellung  gewährt 
wie  diesem.  Die  Ansiänderkaution  beruht  auf  dem  Gedanken ,  dafs 
dem  beklagten  Inländer,  der  ein  obsiegendes  Erkenntnis  gegen  den 
ausländischen  Kläger  erstritten  hat,  nicht  zugemutet  werden  dürfe,  zum 
Zwecke  der  Erlangung  der  ihm  durch  den  Prozefs  entstandenen  Kosten 
und  Auslagen  in  dem  Heimatsstaate  des  Klägers  einen  neuen  Prozefs 
führen  zu  müssen^).  Die  Berechtigung  derselben  ist  auch  heute  noch 
anzuerkennen  und  ein  Irrtum  wäre  es,  wenn  die  Gesetzgebung  dem 
Princip  der  Gleichstellung  des  Ausländers  mit  dem  Inländer  zu  Liebe, 
das  allerdings  richtig  ist,  jedoch  auch  nicht  übertrieben  werden  darf, 
sich  bestimmen  liefse,  dieser  aus  den  realen  Verhältnissen  folgenden 
Erwägung  jede  Berücksichtigung  zu  versagen.  In  erster  Linie  hat  der 
Staat  für  seine  Unterthanen  und  deren  Interessen  zu  sorgen  und  die 
Gleichstellung  von  Aus-  und  Inländern  darf  niemals  zu  einer  Schädigung 
dieser  führen.  Mit  der  bedingungslosen  Beseitigung  der  Ausländer- 
kaution kann  aber  eine  solche  Schädigung  oft  verbunden  sein;  selbst 
bei  Staaten,  deren  Rechtsverfassung  der  Hauptsache  nach  auf  derselben 
Entwickelungsstufe  steht,  bedeutet  es  für  den  Inländer  eine  erhebliche 
Unannehmlichkeit,  wenn  er  in  einem  fremden  Staate  einen  Prozefs 
führen  mufs,  um  von  dem  abgewiesenen  ausländischen  Kläger  seine 
Kosten  und  Auslagen  zu  erhalten;  wie  prekärer  ist  aber  die  Lage  für 
ihn,  wenn  der  Prozefs  in  einem  Staate  zu  führen  ist,  dessen  Justiz 
nicht  den  Anforderungen  entspricht,  die  an  einen  Rechtsstaat  gestellt 
werden  mtlssen?  Oft  genug  wird  die  Rücksicht  auf  diese  Unannehm- 
lichkeiten und  Schwierigkeiten  den  Inländer  veranlassen,  von  der  Bei- 
treibung überhaupt  Abstand  zu  nehmen,   namentlich  wenn  es  sich  um 


2)  Vgl.   Rtiichd  in    der  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,    Neue 
Folge.  Bd.  15  S.  323  u.  flgde. 
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kleinere  Betrüge  handelt.  Die  Konferenz  hat  diese  Folgen  der  -be- 
dingnngslosen  Beseitigang  der  Aaslftnderkaution  nicht  verkannt,  sie 
glnubte  ihnen  aber  durch  Aufnahm o  einer  Bestimmung  tlber  dte  Voll- 
rtreckbarkeit  der  auf  die  Kosten  des  Beklagten  bezüglichen  Urteile 
wirksam  begegnen  zu  können;  solche  Urteile  sollen  in  allen  Vertrags- 
Staaten  ohne  weiteres  für  vollstreckbar  erklärt  und  nur  daraufhin 
geprilflk  werden,  ob  die  Ausfertigung  des  Urteils  nach  den  für  das  er- 
kennende Gericht  mafsgebenden  Gesetzen  echt  ist  und  das  Urteil  nach 
denselben  Gesetzen  die  Rechtskraft  erlangt  hat.  Diese  Erleichterung 
der  Erwirkung  des  Exequatur  beseitigt  jedoch  die  Bodenken  gegen 
den  obigen  Vorschlag  nur  zum  kleinsten  Teile;  ungeachtet  der  Be- 
schränkung der  Prtlfung  seitens  der  das  Exequatur  erteilenden  Behörde 
auf  einige  formeUe  Punkte  mufs  der  inländische  Bekkgte  in  dem  be- 
treffenden ausländischen  Staate  Klage  erheben;  da  er  nicht  selbst  zu 
diesem  Behufe  dahin  reisen  kann,  mufs  er  einen  Anwalt  oder  sonstigen 
Prozefsbevollmächtigten  bestellen,  er  hat  also  in  jedem  Falle  Auslagen 
zu  tragen,  ohne  zu  wissen,  ob  der  Beitreibungsversuch  von  Erfolg  sein 
wird.  Will  der  Gegner  chicanieren,  so  kann  er  dies  trotz  der  Un- 
zulässigkeit der  Nachprüfung  des  Urteils  in  materiellrechtlicher  Hinsicht 
mit  Leichtigkeit  thun,  er  braucht  nur  die  Rechtskraft  oder  die  Echtheit 
der  Ausfertigung  zu  bestreiten;  der  Kläger  mufs  die  eine  und  andere 
dann  beweisen  und  da  es  sich  bei  dem  Beweis  um  ausländisches  Recht 
handelt,  so  wird  derselbe  nicht  stets  alsbald  geführt  werden  können. 
Auf  einen  andern  Mifsstand  hat  der  Bericht^)  des  eidgenössischen 
Justizdepartements  an  den  Bundesrat  vom  5.  Dezember  1895  aufmerksam 
gemacht,  der  im  übrigen  dem  Vertragsprojekt  wohlwollend  gegenüber- 
steht. Wenn  nämlich  die  Beseitigung  der  Ausländerkaution  sich  auch 
auf  diejenigen  Angehörige  der  Vertragsstaaten  bezieht,  welche  in 
keinem  derselben  einen  Wohnsitz  im  Rechtssinne  haben,  so  ist  der 
praktische  Weit  der  Vorschrift  über  das  Exequatur  nahezu  vollständig 
aufgehoben.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  haben  die 
Haager  Konferenzen  nicht  beschickt  und  werden  sich  schwerlich  einem 
Abkommen  der  europäischen  Staaten  über  das  internationale  Privatrecht 
anschliefsen.  Wenn  nun  die  Ausländerkaution  schlechthin  aufgehoben 
wird,  so  hat  natürlich  ein  in  Baltimore  wohnender  Franzose,  der  bei 
dem  Landgerichte  München  gegen  einen  in  München  wohnenden  Deut- 
schen Klage  erhebt,  auf  die  kautionsfreie  Prozefsführung  Anspruch,  da 
er  ja  der  Angehörige  eines  Vertragsstaates  ist  Wird  die  Klage  ab- 
gewiesen und  der  Kläger  zur  Erstattung  der  dem  Beklagten  erwachsenen 
Kosten  verurteilt,  so  hilft  diesem  die  Bestimmung  über  das  Exequatur 
wenig,  da  die  Vereinigten  Staaten  ja  nicht  zu  den  Vertragsstaaten  ge- 
hören. Von  dem  eidgenössischen  «Tustizdepartement  ist  dieserhalb  vor- 
geschlagen worden,  die  Befreiung  von  der  Kaution  von  dem  Nachweis 
eines  Wohnsitzes   in   einem  der  Vertragsstaaten   abhängig   zu  machen; 


3)  Beichel  a.  a.  O.  S.  349. 
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aber  anch  eine  EigftnBimg  der  KonferenzbeschltlBee  dieses  Inhahee 
würde  die  hervorgehobenen  Bedenken  nur  teilweise  beseiti^^«  weil 
der  Klilger  doreh  nichts  gehindert  würde,  während  des  Prozesses  seinen 
Wohnsitz  zn  verlegen.  Selbst  eine  Vorschrift,  welche  den  Kiäger  im 
Falle  der  Verlegung  seines  Wohnsitzes  in  einen  nicht  za  den  Vertnigs- 
staaten  gehörigen  Staat  zur  Leistung  der  Kaution  verpflichtete,  wflre 
praktisch  ziemlich  bedeutungslos,  da  es  regelmttfsig  nur  auf  Znfidl 
beruht,  wenn  der  inländische  Beklagte  von.  der  Veränderung  etwas 
erfllhrt.  Somit  lassen  sich  die  Nachteile  der  bedingungslosen  AbschaflEung 
der  Ausläuderkaution  in  der  von  den  Konferenzen  vorgeschlagenen  Form 
tlberhaupt  nicht  durchaus  beseitigen,  sie  müssen  als  Konsequenzen  der 
vollständigen  Gleichstellung  von  Ausländem  und  Inländern  mit  in  Kauf 
genommen  werden.  Mit  der  Ablehnung  des  Konferenzvorschlags  soll 
aber  nicht  gesagt  sein,  dafs  eine  Regelung  der  Frage,  welche  der  be- 
zeichneten Bedenken  entbehrt,  nicht  möglich  sei;  das  Gegenteil  ist  der 
Fall;  auf  einer  anderen  Grundlage  als  der  von  den  Konferenzen  zum 
Ausgangspunkt  ihrer  Arbeiten  genommenen  läfst  sich  allerdings  eine 
Vorschrift  formulieren,  welche  die  Ausländer  in  den  Fällen  von  der 
Kantion  befreit,  in  denen  diese  Mafsregel  die  Interessen  des  Inländers 
nicht  beeinträchtigt.  Nach  den  Gesetzgebungen  verschiedener  Staaten 
ist  die  Kaution  nicht  sowohl  von  der  Staatsangehörigkeit,  als  vielmehr 
von  dem  Mangel  eines  inländischen  Wohnsitzes  abhängig ;  andere  legen 
auch  hierauf  keinen  Wert,  berücksichtigen  vielmehr  ausschliefslich  die 
Zahlungsfähigkeit  des  Klägers.  Auf  dem  letzteren  Standpunkte  steht 
beispielsweise  die  österreichische,  während  die  englische  den  Mangel 
eines  inländischen  Wohnsitzes  als  entscheidend  betrachtet.  Der  inter- 
nationalen Regelang  kann  der  Anschlufs  an  das  englische  Recht  em- 
pfohlen werden;  nur  der  Ausländer  soll  von  der  Kaution  befreit  sein, 
welcher  in  dem  Staate  des  Prozefsgerichts  seinen  Wohnsitz  hat  Diese 
Bestimmung  würde  die  Entstehung  der  im  vorstehenden  geschilderten 
Mifsstände  unmöglich  machen.  Während  nach  der  deutschen  Civil- 
prozefsordnung  der  seit  vielen  Jahren  in  Deutschland  wohnhafte  Aus- 
länder, dessen  Heimatsstaat  den  Deutschen  die  Kaution  auferl^,  ohne 
Sicherheitsleistung  nicht  klagen  kann,  würde  er  nach  Vereinbarung 
einer  solchen  Bestimmung  dem  Deutschen  gleichgestellt  sein.  Für  die 
auf  dem  Standpunkte  des  englischen  Rechts  stehenden  Gesetzgebungen 
würde  die  Vorschrift  die  vollständige  Gleichstellung  des  Ausländers  mit 
dem  Inländer  bedeuten,  für  Gesetzgebungen  dagegen,  welche  auf  dem 
Standpunkte  der  deutschen  Civilprozefsordnung  stehen,  wäre  die  Gleich- 
stellung nur  teilweise  verwirklicht;  allein  nach  dem  oben  Gesagten 
können  wir  in  der  Besserstellung  der  eigenen  Staatsangehörigen  einen 
Nachteil  an  sich  nicht  erblicken.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  der 
Standpunkt  der  Civilprozefsordnung,  wonach  der  Reichsangehörige  unter 
allen  Umständen  von  der  Kautionsleistung  befreit  ist,  also  auch  der 
seit  Jahrzehnten  im  fernsten  Auslande  lebende,  welcher  innerhalb  des 
Reichsgebietes  kein  Vermögen  besitzt,  gerechtfertigt  eischeint?  Der 
Verfitsser  möchte   dieselbe   eher  verneinen,    denn    bejahen.     Läfst  man 
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die  obigen  BemerkungeD  bezüglich  der  Beitreibung  der  dem  Beklagten 
erwachsenen  Kosten  im  Ausland  ab  richtig  gelten,  so  ist  kein  Ornnd 
vorhanden,  den  im  Ausland  wohnenden  Deutschen  dem  im  Inland 
wohnenden  gleichzustellen.  Ob  ein  Urteil  gegen  den  in  Baltimore 
wohnenden  Deutschen  oder  den  daselbst  wohnhaften  Amerikaner  zu 
vollstrecken  ist,  bleibt  sich  vollkommen  gleich,  die  Umstfindlichkeiten 
und  Weitlttufigkeiten ,  welche  durch  den  Vollzug  entstehen,  sind  in 
beiden  Fällen  genau  dieselben.  Die  jüngste  Reichsgesetzgebung  huldigt 
auch  im  Gegensatz  zu  der  Civilprozefsordnung  keineswegs  der  Ansicht, 
dafs  der  im  Auslande  wohnende  Deutsche  ohne  weiteres  die  Rechte 
des  im  Inlande  wohnenden  bat,  sie  assimiliert  vielmehr  jenen  bis  zu 
einem  gewissen  Orade  dem  Ausländer  -  und  gewährt  ihm  nur  dann  die 
Rechtsbehelfe,  auf  welche  der  im  Inlande  wohnende  Staatsangehörige 
Anspruch  hat,  wenn  er  seine  Hauptniederlassung  in  einem  Staate 
besitzt,  in  welchem  den  DeutBchen  die  entsprechenden  Befugnisse  zu- 
stehen, vergl.  Gesetz  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai 
1894  §  23  Abs.  1,  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbs 
vom  27.  Mai  1896  §  16.  Gegen  die  Qualifikation  des  Mangeb  eines 
inländischen  Wohnsitzes  als  Kautionsgrund  ist  der  Einwand  erhoben 
worden,  dafs  dieselbe jn  der  Praxis  zu  einer  Quelle  chicanöser  Ver- 
zögerung und  Verschleppung  des  Prozesses  werden  könnte;  diese  Be- 
ftürchtung  ist  grundlos;  regelmäfsig  ist  die  Entscheidung  der  Frage,  ob 
eine  Person  im  Inlande  ihren  Woiinsitz  hat,  eine  höchst  einfache,  die 
sofort  erfolgen  kann;  die  Gefalir  chicanöser  Einreden  ist  mit  ihr  nicht 
nur  nicht  in  erheblicherem,  sondern  in  geringerem  Mafse  verbunden, 
wie  bei  der  von  der  Konferenz  vorgeschlagenen  Regelung,  welche  dem 
Beklagten  die  Möglichkeit  giebt,  durch  Aufwerfen  von  schwierigen,  den 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  betreffenden  Fragen  den 
Eintritt  in  die  eigentliche  Verhandlung  zu  verzögern.  Aus  diesem 
Grunde  dürfte  von  dem  Abschlufs  eines  Staatsvertrags  auf  dem  Boden 
des  Konferenzvorschlags  entschieden  abzuraten  sein;  was  Deutschland 
betrifft,  so  mufs  einer  Annahme  dieses  Teils  des  Konferenzprojekts 
umsomehr  widersprochen  worden,  als  schon  die  praktische  Anwendung 
der  inhaltlich  gleichen  Vorschriften  verschiedener  Handelsverträge  zu 
Bedenken  Anlafs  gegeben  hat,  die  mit  nichten  von  kurzer  Hand  als 
auf  Einbildungen  beruhend  abgewiesen  werden  können. 


486  Mimaterialvicesekretär  Dr.  Franz  Schumacher  in  Wien, 


Die  internationalrechtlichen  Bestimmungen  der  neuen 
österreichischen  Civilprozefligesetze. 

Von  MinisterialTicesekretär  Dr.  Frani  Sclimmaciier  in  Wien. 

Die  in  dieser  Zeitschrift^)  zu  Beginn  des  Jahres  1895  aus- 
gesprochene Vermutung,  dafs  die  damaligen  Entwürfe  einer  neuen 
österreichischen  Jurisdiktionsnorm,  Civilprozefsordnung  und  Exekntions- 
ordnung  in  jener  Form  Gesetzeskraft  erUngen  würden,  die  ihnen  vom 
Permanenzausschusse  des  Abgeordnetenhauses  gegeben  worden  war, 
hat  sich  nicht  erftült.  Die  Kommission  des  Herrenhauses  hat  sehr 
wesentliche  Abänderungen  beschlossen,  die  zum  grOfsten  Teile,  von  der 
„gemeinsamen  Konferenz '^  gebilligt,  in  die  nunmehrigen  Gesetze  über- 
gegangen sind.  Der  Umstand,  dafs  hiebei  auch  die  Bestimmungen 
intemationalrechtlicher  Natur  nicht  unberührt  geblieben  sind,  dürfte  es 
rechtfertigen,  wenn  Über  die  letzteren  nunmehr  eine  neue  Zusammen- 
stellung geboten  wird,  die  den  Zweck  verfolgt,  über  das,  was  auf  dem 
bezeichneten  Gebiete  in  Österreich  vom  I.Januar  1898^)  ab  Rechtens 
sein  wird,  weitere  Kreise  zu  orientieren.  —  Im  Nachfolgenden  wird 
die  ziffermäfsige  Reihenfolge  der  einschlägigen  Gesetzesstellen  bei- 
behalten; die  Überschriften  folgen  dem  Wortlaute  des  Gesetzestextes; 
der  Zusammenhang  wird  durch  Anmerkungen  herzustellen  gesucht,  die 
gleichzeitig  innerhalb  bescheidener  Grenzen  weitere  Ausblicke  eröfinen 
sollen. 

L    Einführungsgesetz  zur  Jurisdiktionsnonn. 
(Ges,  V.  1.  August  1895,  R.G.B.  Nr.  110.) 

Art  IX.  Die  Vorschriften  der  Jurisdiktionsnorm  haben  auch 
auf  bürgerliche  Rechtssachen  Anwendung  zu  finden,  welche  durch 
Staatsverträge  oder  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  unterstellt  und  nicht  durch  gesetzliche  Vorschriften  der 
Gerichtsbarkeit  der  ordentlichen  Gerichte  entzogen  sind. 

Die  inländische  Gerichtsbarkeit  eratreckt  sich  auf  Personen,  die 
nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  die  Exterritorialität  geniefsen,  wenn 
und  insofern  sie  sich  den  inländischen  Gerichten  freiwillig  untei'werfen 
oder  die  Rechtssache  ihre  im  Inlande  gelegenen  unbeweglichen  Güter 
oder  ihre  dinglichen  Rechte  an  inländischen  Liegenschaften  anderer 
Personen  zum  Gegenstande  hat 


1)  „Die  intemationalrechtlichen  Bestimmungen  der  neuen  österreichischen 
Civilprozefsentwürfe.^  Von  Prof.  Dr.  Rosenhlatt  in  Rrakau.  Zeitschr.  1895, 
S.  123  ff 

2)  Art.  I  Einf.Ges.  zur  C.Pr.O. 
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Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  die  inländische  Gerichtsbarkeit  über 
eine  exterritoriale  Person  begrtlndet  oder  die  Exterritorialitllt  za  Gunsten 
einer  Person  anerkannt  ist,  hat  das  Gericht  hierüber  die  Erklärung  des 
Justizministers  einzuholen.  Diese  ist  ftlr  das  Gericht  bei  Beurteilung 
der  Zuständigkeit  bindend^). 

Art.  X.  Als  Inland  im  Sinne  der  Jurisdiktionsnorm  gilt  das 
Gebiet  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder.  Per- 
sonen, welche  in  diesem  Gebiete  das  StaatsbUi^errecht  nicht  geniefsen, 
sind  in  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Jurisdiktionsnorm  als  Ausländer 
anzusehen  *). 


'S)  Der  in  der  Jarisdiktionsnorm  gebrauchte  Auedrack  „luländische 
Gerichtsbarkeit"  entspricht  dem,  was  man  sonst  auch  staatliche  Justiz- 
hoheit, staatliche  Gerichtsbarkeit  nennt.  Die  J.N.  ist  yod  dem  Gedanken 
beherrscht,  dafs  ihre  Bestimmungen  nur  insofeme  zur  Anwendung  kbmmen, 
als  die  inländische  Gerichtsbarkeit  im  einzelnen  Falle  begründet  ist.  Also 
niebt,  wie  bisher  irriger  Weise  die  Praxis  vielfach  annahm:  Inländische 
Gerichtsbarkeit  ist  begründet,  sobald  nach  den  Regeln  der  J.N.  eine  in- 
ländische G erichts Zuständigkeit  gegeben  ist,  —  sondern :  Jedes  Zuständig- 
werden eines  inländischen  Gerichtes  irt  dadurch  bedingt,  dafs  die  betreffende 
Sache  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sei.  Wegfall  der  in- 
ländischen Gerichtsbarkeit  begründet  in  i'eder  Lage  des  Verfahrens  Unzu- 
ständigwerden des  Gerichtes  (|§  29,  42  J.N.).  Für  den  Fall,  dafs  die  in- 
ländische Gerichtsbarkeit  gegeben  ist,  die  Voraussetzungen  für  die  Örtliche 
Gerichtsznstfindigkeit  aber  ßhlen  oder  nicht  zu  ermitteln  sind,  treffen  die 
§§  28  J.N.  (Delegierung  eines  sachlich  zuständigen  Gerichtes  durch  den 
obersten  Gerichtshof)  und  100  J.N.  (Subsidiärer  Gerichtsstand  für  Klagen 
aus  dem  Eh^-  oder  Eltemverhältnisse)  Vorsorge.  —  Eine  eenaue  und  all- 
seitige Unogrenzung  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  fehlt  aller- 
dings  im  Gesetze.  Der  obige  Art.  IX  bestimmt  ihre  Grenzen  nur  zum 
Teile.  Er  stellt  im  1.  Absätze  einerseits  den  Grundsatz  auf,  dafs  sich  die 
Grenzen  „nicht  lediglich  aus  den  Bestimmungen  des  positiven  österr.  Rechtes 
ergeben,  sondern  durch  Staatsverträge  oder  durch  völkerrechtliche  Grund- 
sätze eine  Erweiterung  erfahren  können"  (Ausschufsbericht  8.  3),  und  weist 
andererseits  auf  die  durch  den  Wirkunsskreis  sonstiger  staatlicher  Behörden 
gegebenen  innerstaatlichen  Grenzen  hin.  —  Von  einer  weiteren  solchen 
Grrenze,  nämlich  jener,  die  innerhalb  des  Territoriums,  auf  das  sich  die 
Herrschaftsbefugnis  des  Staates  erstreckt,  durch  die  Exterritorialität 
gezogen  ist  (Regierunpmotive  S.  8),  handeln  der  2.  und  3.  Absatz  des 
Art.  Tx.  Die  notwendigen  Ergänzungen  hiezu  bringen  Art.  III  des  Einf.Gres. 
zur  J.N.  (womit  die  Gerichtsbarkeit  des  Obersthofmarschallamtes  über  Exterri- 
toriale im  bisherigen  Umfange  aufrechterhalten  wird;  vergl.  auch  §  32  J.N. 
und  §  119  C.Pr.O.),  dann  der  §  85  J.N.,  der  den  Gerichtsstand  der  Exterri- 
torialen bei  Streitigkeiten  um  unbewegliches  Gut,  bei  Wasserrechtsbeaitz- 
störunffen  und  Bestandstreitigkeiten  normiert.  —  Erwähnung  veiilient  hier 
noch  der  Umstand,  dafs  be^effs  der  Konsuln,  und  zwar  sowohl  der  aus- 
ländischen im  Inlande  (Art  VIII  Einf.Ges.  zur  C.Pr.O.),  als  der  inländischen 
im  Auslande,  insbesondere  betrefis  der  Gerichtsbarkeit  der  letzteren,  alle 
bisherigen  Bestimmungen  aufrecht  bleiben.  Art.  IV  Einf.Ges.  zur  J.N.  er- 
klärt  (ue  Vorschriften  der  neuen  C.Pr.O.  ausdrücklich  als  unverbindlich  für 
die  Konsulargerichte. 

4)  Analog  Art.  XXIX  Enf.Ges.  zur  C.Pr.O.,  1.  Abs.,  und  Art  XX 
Einf.€res.  zur  Szekutions-Ordnnng. 
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IL    Jurisdiktionsnami. 
(Oes.  V.  1.  Ausrast  1895,  R.G.B.  Nr.  111.) 

Übertragung    des    Vollzuges    von    Amtshandlungen    an 

andere  Gerichte. 

§  86,  2.  Abs.  Die  Übertragung  des  Vollzuges  von  Amtshand- 
lungen an  ein  anderes  Gericht  (ersuchter  Richter)  geschieht  durch  ein 
an  dasselbe  gestelltes  Ersuchen.  Wird  ein  auslttndisches  Gericht  er- 
sucht,  so  sind  dabei  die  besonderen  hierauf  bezüglichen  Anordnungen 
(Staatsyertrilge ,  RegierungserklKrungen ,  Ministerialverordnungen)  zn 
beobachten^). 

Rechtshülfe  auf  Ersuchen  ausländischer  Gerichte^). 

§  3  8.  Die  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  befindlichen  Gerichte 
haben  ausländischen  Gerichten  über  Ersuchen  Rechtshülfe  zu  leisten, 
sofern  nicht  besondere  hierauf  bezügliche  Anordnungen  (Staatsverträge, 
Regierungserklärungen,  Ministerialverordnungen)  etwas  anderes  fest- 
setzen. 

Die  Rechtshttlfe  ist  zu  verweigern: 

1.  Wenn  die  von  dem  ersuchenden  Gerichte  begehrte  Handlung 
nach  den  im  Inlande  hiefür  geltenden  Bestimmungen  dem  Geschäfts- 
kreise der  Gerichte  entzogen  ist;  sollte  die  begehrte  Handlung  im 
Geschäftskreise  anderer  inländischer  Behörden  gelegen  sein,  so  kann 
das  ersuchte  Gericht  das  Ersuchen  an  die  hiernach  zuständige  Behörde 
leiten ; 

2.  wenn  die  Vornahme  einer  Handlung  begehrt  wird,  welche 
durch  die  für  das  inländische  Gericht  verbindlichen  Gesetze  verboten 
ist;  oder 

3.  wenn  es  an  der  Beobachtung  der  Gegenseitigkeit  fehlt.  Be- 
aweifelt  das  ersuchte  Gericht  den  Bestand  der  Gegenseitigkeit,  so  hat 
es  darüber  die  ftUr  dasselbe  sodann  bindende  Erklärung  des  Justiz- 
ministers einzuholen. 

§  3  9.  Die  begehrte  Rechtshülfe  ist  nach  den  Vorschriften  der 
für  das  ersuchte  Gericht  verbindlichen  Gesetze  zu  gewähren.  Soweit 
es  nach  diesen  Gesetzen  zulässig  ist,  hat  das  ersuchte  Gericht  alle  zur 
Erftlllung  des  Ersuchens  erforderlichen  Vorkehrungen  und  Verftlgungen 
von  Amtswegen  zu  treffen. 


5)  Denselben  Grundsatz  für  den  Verkehr  der  Gerichte  mit  den  im 
Auslände  befindlichen  Behörden  und  Parteien  stellen  Art.  XXXV  Einf.Ges. 
zur  C.Pr.O.  und  §  69,  8.  Abs.  der  £.0.  auf. 

6)  Diese  Bestimmungen  decken  sich  nahezu  genau  mit  den  Grundsätzen, 
die  diesbezüglich  bei  der  zweiten  Haager  Konferenz  aufgestellt  wurden« 
Vergl.  das  Protocole  final  unter  Titel  „&suchungsachreiben**,  abgedruckt  in 
dieser  Zeitschr.  1895,  S.  12— U. 
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Bei  Oewttbrung  der  Rechtshülfe  von  den  Vorschriften  der  im  In- 
lande  geltenden  Gesetze  abzuweichen  ist  nur  dann  gestattet,  wenn  ans- 
dritcklich  ersucht  wurde,  bei  den  vorzunehmenden  Handlungen  einen 
bestimmten,  durch  das  ausländische  Recht  geforderten  Vorgang  einzu- 
halten, und  dieser  Vorgang  durch  keine  Vorschrift  der  inländischen 
Gesetzgebung  verboten  erscheint 

§  40.  Wird  die  Gewährung  der  Rechtshttlfe  von  dem  ersuchten 
Gerichte  verweigert,  oder  entstehen  aus  Anlafs  der  Gewährung  der 
Rechtshtllfe  in  Bezug  auf  deren  Ausftlhrung  oder  in  anderer  Hinsicht 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  ersuchenden  und  dem  er- 
suchten Gerichte,  so  hat  auf  Begehren  des  ersuchenden  ausländischen 
Gerichtes  oder  eines  anderen  hiezu  berufenen  ausländischen  öffentlichen 
Organes  das  dem  ersuchten  Gerichte  vorgesetze  Oberlandesgericht  ohne 
▼orhergehende  mündliche  Verhandlung  über  die  Rechtmäfsigkeit  der 
Weigerung  oder  über  den  sonstigen  Gegenstand  der  Meinungsver- 
schiedenheit zu  entscheiden''). 

Streitigkeiten  über  die  Zuständigkeit  mit  ausländischen 

Behörden. 

§  48.  Zuständigkeitsstreitigkeiten  inländischer  Gerichte  mit  aus- 
Ifindisciien  Gerichten  oder  Behörden  sind  dem  Justizminister  anzuzeigen. 
Bis  zu  dessen  Erklärung  über  das  den  Beziehungen  zu  anderen  Staats- 
gebieten entsprechende  Verhalten  der  inländischen  Gerichte  haben  sich 
letztere  darauf  zu  beschränken,  in  der  Rechtssache  diejenigen  Ver- 
ftgungen  zu  treffen,  welche  zur  Wahrung  Öffentlicher  Interessen  oder 
2ur  Sicherung  der  Parteien  oder  des  Zweckes  des  Verfahrens  dringend 
nötig  erscheinen. 

Die  Erklärung  des  Justizministers  ist  i\Xr  das  inländische  Gericht 
bindend. 

Gerichtsstand    des   Erfüllungsortes. 

§  8  8.  Kkgen  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nichtbestehens 
eines  Vertrages,  auf  Erfüllung  oder  Aufhebung  desselben,  sowie  auf 
Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  oder  wegen  nicht  gehöriger  Er- 
füllung, können  bei  dem  Gerichte  des  Ortes  erhoben  werden,  an 
welchem  der  Vertrag  nach  »chrifdicber  Übereinkunft  der  Parteien  vom 
Beklagten  zu  erfüllen  ist;  in  derselben  mufs  enthalten  sein,  dafs  durch 
die  Begründung  des  Erfüllungsortes  auch  die  Berechtigung  zur  Klage 
an  diesem  Orte  begründet  ist. 

Unter  Personen,  welche  ein  Handelsgewerbe  betreiben,  wird  der 
Gerichtsstand  des  Erfüllungsortes  auch  durch  die  unbeanstandet  ge- 
bliebene Annahme  einer  zugleich   mit  der  Ware   oder  schon  vor  Ein- 


7)  Gegen  die  Entscheidung  des  Oberlandesgerichtes  kann  dann  noch 
jederzeit  der  Rekurs  an  den  obersten  Gerichtshof  ergriffen  werden.  §  514 
C.Pr.O. 
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langen  derselben  übersendeten  Faktura  begründet,  welche  mit  dem 
Vermerke  versehen  ist,  dafs  die  Zahlung  an  einem  bestimmten  Orte  zu 
leisten  ist  und  dafs  an  demselben  Orte  die  Klagen  aus  dem  Geschifte 
angebracht  werden  können^). 

§  89.  Aus  einem  Wechsel  verpflichtete  Personen  können  vom 
Inhaber  des  Wechsels  bei  dem  Gerichte  des  Zahlungsortes  belangt 
werden  *). 

Gerichtsstand    des  Vermögens*^). 

§  9  9.  Gegen  Personen,  welche  im  Inlande  keinen  Wohnsitz  haben, 
kann  wegen  vermögensrechtlicher  Ansprtlche  bei  jedem  Gerichte  inner- 
halb des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  Klage  angebracht  werden,  in 
dessen  Sprengel  sich  Vermögen  dieser  Personen  oder  der  mit  der  Klage 
in  Anspruch  genommene  Gegenstand  selbst  befindet. 


8;  Durch  die  Bedeutung,  welche  die  gegenwärtige  österreichische  Recht- 
aprechunff  den  Fakturaklauseln  „Zahlbar  in  ....  .  zuerkennt  (als  würde 
sich  in  der  unbeanstandeten  Annahme  einer  solchen  Faktura  das  Einver- 
ständnis mit  jenem  Zahlungsorte  ausdrücken),  hat  der  Gerichtsstand  des 
„Vertrages"  nach  §  43  der  bisherigen  J.N.  einen  Umfang  gewonnen,  der 
eine  österreichische  Specialität  bildet  und  bei  einer  Umgestaltung  der  Gesetz- 
gebung nicht  ohne  Korrektur  bleiben  durfte.  Der  erste  Absatz  des  obigen 
Paragraphen  spiegelt  die  Bestrebungen  jener  (insbesondere  der  ländlichen) 
Kreise  wieder,  die  diesen  Gerichtsstand  im  Hinblicke  auf  den  damit  geübten 
Mifsbrauch  möglichst  einzuschränken  trachteten,  der  zweite  Absatz  oag^n 
die  Ansichten  lener,  welche  glaubten,  von  der  liebgewordenen  Gewomineit 
im  Interesse  des  Handelsverkehres,  insbesondere  „des  Exportes  nach  den 
östlichen  und  südlichen  Ländern'^  (Ausschufsbericht  S.  13)  nicht  lassen  zu 
können.  Thatsächlich  wäre  der  Export  nach  den  Balkanländem  wohl  kaum 
geschädigt  worden,  auch  wenn  der  zweite  Absatz  vom  Ausschüsse  der 
Re^erungsvorla^e  nicht  angehängt  worden  wäre.  Was  nutzt  es  beispiels- 
weise einem  Wiener  Exporteur,  wenn  er  seinen  serbischen  Schuldner  auf 
Grund  des  Fakturavermerkes  in  Wien  verklagen  kann,  wenn  dem  dadurch  er- 
wirkten Urteile  in  Serbien  wegen  mangelnder  Kompetenz  die  Zwangsvoll- 
streckung verweigert  wird?  (Die  Fakturakompi tenz  wird  in  Serbien  nicht 
anerkannt)  Die  Erkenntnis  von  der  Erfolglosigkeit  einer  derartigen  Vorgangs- 
weise  bricht  sich  bereits  Bahn  und  voramafst  die  Handelskreise,  allmählich 
zum  einzig  natürlichen  Systeme  überzugehen,  d.  i.  die  ausländischen  Schuldner 
unmittelbar  im  Auslande  beim  Gerichte  ihres  Wohnsitzes  zu  verklagen.  Damit 
wird  die  angebliche  Notwendigkeit  der  Aufrechthaltung   der  Faktnrakom- 

ßetenz  am  besten  widerlegt  —  Dafs  sie  wegen  der  Handelsbeziehungen  zu 
rngam  notwendig  wäre,  wird  man  schwerlich  behaupten  können,  nachdem 
§  101  J.N.  gegenüber  unffarischen  Staatsbürgern  die  Verwertung  des  unga- 
rischen Bucngerichtsstanoes  (§  35  Ges.  Art.  LiIV  1868) ,  mittels  dessen  man 
denselben  Zweck  erreichen  kann,  gestattet.  —  Die  gleichen  Grundsätze,  die 
im  §  88  J.N.  zum  Ausdrucke  gelangt  sind,  kehren  wieder  im  Art.  XIV 
Einf-Ges.  zur  C.Pr.O.  in  betreff  der  Unterwerfung  von  Streitigkeiten  aus 
Warengeschäften,  die  aufserhalb  der  Börse  geschlossen  wurden,  unter  die 
Börsenschiedseerichte.  (Beachtenswert  im  Art.  XIV  ist  übrigens  die  darin 
zugelassene  Möglichkeit,  Ausländer  anders  zu  behandeln  als  Inländer.) 
9)  Auch  als  Streitgenossen,    g  93  Abs.  2  J.N. 

10)  Dieser  Gerichtsstand ,  nachgebildet  dem  §  24  der  deutschen  C.Pr.O., 
ist  für  Osterreich  neu. 
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Bei  FordentDgen  gilt  der  Wohnsitz  des  Drittschuldners  als  der 
Ort,  an  welchem  sich  das  Vermögen  befindet  Hat  der  Drittschnldner 
im  Inlande  keinen  Wohnsitz,  befindet  sich  jedoch  eine  Sache,  welche 
ftlr  diese  Forderung  zur  Sicherheit  haftet,  im  Inlande,  so  ist  der  Ort, 
wo  diese  Sache  gelegen  ist,  für  die  Bestimmung  des  Gerichtsstandes 
mafsgebend  *^). 

AuslKndische  Anstalten,  Vermögensmassen,  Gesellschaften,  Genossen- 
schaften und  andere  Personenvereine  können  überdies  auch  bei  dem 
inländischen  Gerichte  klagbar  werden,  in  dessen  Sprengel  sich  ihre 
ständige  Vertretung  ftlr  das  Inland  oder  ein  mit  der  Besorgung  der 
Geschäfte  solcher  Anstalten  und  Gesellschaften  betrautes  Organ  befindest 

Ftlr  Streitigkeiten,  welche  sich  auf  Seeschiffe  und  Seefohrten  be- 
ziehen, gilt  der  im  Inlande  gelegene  Heimatshafen  des  betreffenden 
Seeschiflfes  als  der  Ort,  an  welchem  sich  das  Vermögen  befindet. 

Gerichtsstand    der    Gegenseitigkeit    für    Klagen    gegen 

Ausländer. 

• 

§  101.  Wenn  in  einem  anderen  Staatsgebiete  gegen  österreichische 
Staatsangehörige  in  bürgerlichen  Rechtssachen  Klagen  vor  Gerichten 
zugelassen  werden,  welchen  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  für  derlei 
Rechtssachen  überhaupt  keine  oder  nur  eine  beschränkte  Zuständigkeit 
zukommen  würde,  so  ist  ein  gleicher  Gerichtsstand  gegen  die  Ange- 
hörigen jenes  Staatsgebietes  auch  bei  den  inländischen  Gerichten  be- 
gründet. 

Gerichtsbarkeit    in   Geschäften    aufser  Streitsachen'^). 

§  106.  Ist  ein  österreichischer  Staatsangehöriger  im  Auslande 
gestorben,  so  ist  zur  Abhandlung  seiner  Verlassenschaft  das  Gericht, 
bei  welchem  der  Verstorbene  seinen  letzten  allgemeinen  Gerichtsstand 
im  Inlande  hatte,  oder  wenn  sich  dieser  nicht  ausmitteln  läfst,  das 
Gericht  zuständig,  in  dessen  Sprengel  die  in  die  Verlassenschaft  ge- 
hörigen unbeweglichen  Güter  ganz  oder  zum  gröfseren  Teile,  und  wenn 
er  blofs  bewegliches  Vermögen  besessen  hat,  der  gröPsere  Teil  des  im 
Inlande  befindlichen  beweglichen  Vermögens  gelegen  ist 

§  10  7.  Rücksichtlich  der  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes 
gelegenen  unbeweglichen  Güter  eines  verstorbenen  Ausländers  kommt 
die  Verlassenschaftsabhandlung  dem  Bezirksgerichte  oder,  wenn  diese 
Güter  oder  ein  Teil  derselben  in  einer  Landtafel  eingetragen  oder  aus 
dem  Gemeindeverbande   ausgeschieden   sind,    dem  Kreis-  oder  Landes- 


11)  Analog  §  4  Z.  6  £.0. 

12)  Diese  Bestimmungen  erhalten  ihre  Ergänzung  durch  die  einschlägigen 
Vorschriften  des  kaiserl.  Patentes  vom  9.  August  1854,  R.G.B.  Nr.  208,  insbes. 
die  §§  21^-25,  140—144  und  183,  dann  durch  die  über  diose  Materie  in 
Staats  vertragen  getroffenen  VereinbEtrungen.  (Art.  VIII  Z.  3  Einf  Ges.  zur  J.N.) 
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gerichte  zu,  in  dessen  Sprengt  diese  nnbew^lichen  Oüter  ganz  oder 
iiirem  grtffseren  Teile  nach  gelegen  sind. 

§  1  0  8*  Wenn  nach  den  darüber  bestehenden  gesetzlichen  Vor- 
schriften die  Abhandlung  Über  den  beweglichen  Nachlafs  eines  ver- 
storbenen Ausländers  von  einem  im  Geltungsgebiete  dieees  Gesetzes 
befindlichen  Gerichte  zu  pflegen  ist,  so  ist  hieftlr  das  Bezirksgericht 
zuständig,  bei  dem  der  Ausländer  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand 
hatte;  wenn  sich  dieser  aber  nicht  ermitteln  läfst,  das  Besirkogericht, 
in  dessen  Sprengel  sich  der  gröfsere  Teil  des  hinterlassenen  beweglichen 
Vermögens  befindet 

§  10  9 Ist  ftlr  einen  Ausländer,  fttr  den  im  Inlande  ein 

allgemeiner  Gerichtsstand  nicht  begründet  ist,  ein  Vormund  oder 
Kurator  zu  bestellen,  so  ist  das  Bezirksgericht  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  der  Ausländer  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat  ....  ^'). 

§  111.  Wenn  dies  im  Interesse  eines  Mündels  oder  Pflege- 
befohlenen gelegen  erscheint,  und  namentlich,  wenn  dadurch  die  wirk- 
same Handhabung  des  den  Pflegebefohlenen  zugedachten  vormundschafb- 
oder  kuratelsbehördlichon  Schutzes  voraussichtlich  befördert  wird,  kann 
das  zur  Besorgung  der  vormundschafts-  oder  kuratelsbehördlichen  G^ 
Schäfte  zuständige  Gericht  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  die  Au&ieht 
und  Fürsorge  über  die  Person  des  Pflegebefohlenen  oder  die  Ausübung 
der  dem  Gerichte  in  Ansehung  der  Vermögensangelegenheiten  des 
Pflegebefohlenen  zukommenden  Obliegenheiten  ganz  oder  zum  Teile 
einem  anderen  Gerichte  gleicher  Gattung  übertragen. 

Ein  solcher  Beschlufs  bedarf  der  voigängigen  Genehmigung  des 
dem  zuständigen  Gerichte  vorgesetzten  Oberlandesgerichtes,  wenn  aber 
die  Übertragung  an  ein  Gericht  eines  anderen  Oberlandesgerichts- 
sprengels  oder  an  ein  ausländisches  Gericht ^^)  stattfinden  soll,  der 
Genehmigung  des  Obersten  Gerichtshofes.  Ein  solcher  Beschlufs  ist 
ftlr  das  um  die  Ausübung  der  Vormundschafts-  oder  kuratekbehördlichen 
Geschäfte  ersuchte  inländische  Gericht  bindend. 

Für  die  Ausfertigung  des  Ersuchens  gelten  die  Bestimmungen  des 
§  36,  letzter  Absatz. 


13)  Sonst  das  Bezirksgericht,  wo  er  seinen  allgem.  Gerichtsstand  in 
Strdtsachen  hat 

14)  Die  bisherige  Praxis  erklärte  die  Übertn^ping  an  ein  analändischeB 
Grericht  fttr  unzulässig.  —  Zu  erwähnen  ist  hier  die  Bestimmung  des  Art  VI 
Z.  6  Einf.Ges.  zur  J.N.,  wonach  für  Findelkinder,  die  nach  dem  Austritte 
aus  der  Findelanstalt  zu  Personen,  die  im  Auslande  wohnen,  in  Pflege 
kommen,  das  Gericht,  in  dessen  Sprengel  die  Anstalt  gelegen  ist,  als  Vor- 
mundschaftsinstanz  zu  fungieren  hat. 
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III.     Civüprojsefsordnung. 
(Geg.  V.  1.  August  1895,  R.G.B.  Nr.  118").) 

Prozefsfähigkeit 

§  3*  Ein  Anslttnder,  welchem  nach  dem  Rechte  seines  Landes 
die  Prozefsfilhigkeit  mangelt,  ist  vor  den  inländischen  Gerichten  als 
prozefsfkhig  su  behandeln,  wenn  ihm  nach  den  im  Inlande  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  die  Prozefsßlhigkeit  zukommt"). 

Sicherheitsleistung   fttr   Prozefskosten^^). 

§  5  7.  Wenn  Ausländer  vor  einem  im  Geltungsgebiete  dieses 
Gesetzes  gelegenen  Gerichte  als  Kläger  auftreten,  haben  sie  dem  Be- 
klagten auf  dessen  Verlangen  für  die  Prozefskosten  Sicherheit  zu 
leisten,  sofern  nicht  durch  Staatsverträge  etwas  anderes  festgesetzt  ist*^). 

Eine  solche  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  tritt  jedoch 
nicht  ein: 


15)  Was  aus  dem  Einftthrungsgesetze  zur  C.Pr.O.  (Ges.  vom 
1.  August  189&  R.G.B.  Nr.  112)  einschlSgig  und  hervorhebenswert  ist,  findet 
sich  an  jenen  Stellen,  mit  denen  es  im  ZusammeDhange  steht,  angemerkt 

16)  Vergl.  §  58  deutsche  C.Pr.O. 

17)  Vergi.  §§  102,  103  deutsche  C.Pr.O.  —  Die  österr.  Gesetzgebung 
hat  sich  in  diesem  Punkte  der  reichsdeutschen  sehr  genähert;  aber,  wie 
seltsam  das  auch  klingen  mae,  die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  sind  sich 
dadurch  nicht  nur  nicht  näher,  sondern  vielmehr  weiter  auseinander  ge- 
kommen. Die  gegenwärtig  noch  in  Kraft  stehende  allgem.  österr.  Gerichts- 
ordnung kennt  ninsichtlich  der  aktorischen  Kaution  (die  dann  verlangt  wird, 
„wenn  der  Klftger  in  der  Provinz,  wo  der  P^ozefa  geführt  werden  will, 
nicht  kundbar  sattsam  bemittelt  isf^)  keinen  Unterschied  zwischen  In-  und 
AuslSndem.  Dies  bewog  die  deutschen  Gerichte  ziemlich  allgemein  (yergi. 
diese  Zeitschr.  1892,  S.  ^  f.)  zur  Auffassung,  dafs  der  im  Deutschen  Reiche 
klagende  Österreicher  nicht  verpflichtet  sei,  Sicherheit  für  die  Prozefskosten 
n  leisten.  In  Hinkunft  dagegen  wird,  soferne  nicht  ein  Staatsvertrag  zu 
Stande  kommt,  re^elmäfsig  die  Kaution  von  Deutschen  in  Österreich  sowohl, 
^e  von  Österreichern  im  Deutschen  Keiche  über  Verlangen  zu  leisten  sein. 

18)  Die  Judikatur  wird  hinsichtlich  der  Frage,  ob  durch  einzelne  der 
bestehenden  Staatsvertrl^e  (insbes.  Handels-  und  Niederlassungsvertritge) 
den  Auslilndem  die  Befreiung  von  der  i^toruchen  Kaution  gesichert  sei 
oder  nicht,  manch'  harte  Nufs  zu  knacken  haben.  Baisini  nimmt  in  seinen 
„Studj  di  diriito  civile  intemanonaU''  (Mailand  1892,  S.  85  fi".)  an,  dafs  die 
bekannte  Klausel,  durch  welche  fremden  Staatsangehörigen  ./t^e  et /adle 
aech  auprh  dee  tribunaux^  zugesichert  wird,  jedenfalls  Befreiung  von  der 
Prosef^ostenkaution  bewirke.  Diese  Klausel  findet  sich  im  österreichisch- 
italienischen  Handels-  und  Schiffahrtsvertrage  vom  6.  Dezember  1891,  R.G.B. 
Nr.  17  ez  1892  Art  5.  Dort  ist  sie  für  die„  gegenwärtige  Frage  bedeutungs- 
los, weil  italienische  Staatsangehörii^e  in  Österreich  schon  nach  Zahl  1  des 
§  57  von  der  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  frei  sein  werden.  Aber 
vielleicht  kann  der  y^Ubre  et  facHe  accka*^  auf  Grund  von  Meistbegünstigungs- 
klauseln  auch  für  Angehörige  anderer  Länder  in  Anspruch  genommen 
werden. 
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1.  Wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem  der  Klüger  an- 
gehört, österreichische  Staatsangehörige  im  gleichen  Falle  zur  Sicher- 
heitsleistung fdr  Prozefskosten  nicht  verpflichtet  sind; 

2.  wenn  der  Kläger  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  ein  zur 
Deckung  der  Prozefskosten  hinreichendes  Vermögen  an  unbeweglichen 
Gfltem  oder  an  Forderungen  besitzt,  die  auf  solchen  Gütern  bücherlich 
sichergestellt  sind; 

3.  bei  Klagen  in  Ehestreitigkeiten; 

4.  bei  Klagen  im  Mandats-  und  Wechselver&hren ,  bei  Wider- 
klagen, sowie  bei  Klagen,  welche  infolge  einer  öffentlichen  gerichtlichen 
Aufforderung  angestellt  werden  ^^). 

Sofern  sich  ein  Zweifel  über  die  Gesetzgebung,  die  Einrichtungen 
oder  das  Verhalten  des  Staates  ergiebt,  welchem  der  Klüger  angehört, 
ist  hierüber  die  Erklärung  des  Justizministers  einzuholen.  Dieselbe  ist 
für  das  Gericht  bindend. 

§  5  8.  Der  Beklagte  kann  auch  dann  Sicherheitsleistung  verlangen^ 
wenn  der  Kläger  während  des  Rechtsstreites  die  Eigenschaft  eines  In- 
länders verliert  oder  die  Voraussetzung,  unter  welcher  der  Ausländer 
von  der  Sicherheitsleistung  befreit  war,  wegfWt  und  nicht  ein  zur 
Deckung  ausreichender  Teil  des  erhobenen  Anspruches  unbestritten  ist. 

Armenrecht. 

§  6  3.  Wer  ohne  Beeinträchtigung  des  für  ihn  und  seine  Familie 
erforderlichen  notdürftigen  Unterhaltes  die  Kosten  einer  Prozefsftihrung 
zu  bestreiten  aufser  stände  ist,  kann  fUr  dieselbe  die  Bewilligung  des 
Armenrechtes  erwirken. 

Ausländem  wird  dieses  Hecht  nur  unter  der  Voraussetzung  der 
Gegenseitigkeit  gewährt.  Ist  die  Einhaltung  der  Gegenseitigkeit  zweifel- 
haft, so  ist  darüber  die  Erklärung  des  Justizministers  einzuholen.  Die- 
selbe ist  ftlr  dafl  Gericht  bindend*^). 

Zustellungen  im   Auslände'^). 

§  1 2 1.  Zustellungen  an  Personen ,  welche  sich  aufserhalb  des 
Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  befinden   und  nicht  zu  den  im  §  120 


19)  Weitere  Ausnahmen:  Ungarische  Staatsaneehörige^  die  im  Heeree- 
verbaode  stehen  oder  bei  fj^meinsamen  österreichisch -uneanschen  Behörden 
augestellt  sind,  sind  befreit.  Art.  XXIX,  2.  Abs.  Einf.Ges.  zur  Ü.Pr.O.  — 
Parteien,  die  das  Armenrecht  jgeniefsen,  sind  befreit.  §  64  Z.  2  C.Pr.O.  — 
Die  Befireinng  von  der  Eaationsleistnn^  in  Bagatellsachen,  die  dermalen 
durch  §  88  des  Bagateliverfahrens  normiert  ist,  erscheint  im  neuen  Gesetze 
nicht  beibehalten. 

20)  Vergl.  §  106  deutsche  C.Pr.O. 

21)  Vergl.  damit  Frotocole  ßnal  der  2.  Haager  Konferenz  III.  a, 
Art  1,  3,  4. 
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besseichneten  Personen  gehören^'),  erfolgen,  sofern  nicht  hiezu  nach 
den  dafür  geltenden  Bestimmangen  die  Vermittelang  eines  (toterreichisch- 
nngariflchen  Gesandten  oder  einer  österreichisch  -  ungarischen  Konsnlar- 
hehörde  in  Ansprach  genommen  werden  kann,  mittels  Ersuchens  der 
znstXndigen  aosUUidischen  Behörde.  Das  Ersachen  ist  unter  Beobach- 
tang  der  hinsichtlich  der  einzelnen  Staatsgebiete  erlassenen  besonderen 
Anordnungen  vom  Gerichte  zu  stellen,  bei  welchem  die  Rechtssache 
eben  anhängig  ist. 

Wenn  die  Bestätigung  über  die  erfolgte  Zostellnng  binnen  einer 
angemessenen  Zeit  nicht  einlangt,  kann  die  betreibende  Partei  je  nach 
Lüge  der  Sache  die  Zustellung  durch  öffentliche  Bekanntmachung  oder 
eine  Kuratorsbestellung  im  Sinne  des  §  116  beantragen.  Gleiches  gilt 
anch  für  den  Fall,  dafs  eine  Zustellang  im  Aaslande  vergeblich  ver- 
sucht wurde  oder  das  Ersuchen  wegen  offenkundiger  Verweigerung  der 
Rechtshülfe  seitens  der  ausländischen  Behörde  keinen  Erfolg  verspricht. 

§  122,  2.  Abs.  Die  Zustellung  wird  in  diesen  Fällen  durch 
das  schriftliche  Zeugnis  der  ersuchten  Behörde  oder  deren  schriftliche 
Mitteilung  über  die  bewirkte  Zustellang  nachgewiesen.  Zum  Zwecke 
des  Zustellungsnachweises  kann  dem  Ersuchschreiben  auch  ein  Zu- 
Btellungsschein  zur  Benützung  bei  der  Zustollungsvornahme  beigelegt 
werden. 

Beweis. 

§  271.  Das  in  einem  anderen  Staatsgebiete  geltende  Recht, 
Gewohnheitsrechte,  Privilegien  und  Statuten  bedürfen  des  Beweises  nur 
insofern,  als  sie  dem  Gerichte  unbekannt  sind. 

Bei  Ermittelung  dieser  Rechtsnormen  ist  das  Gericht  auf  die  von 
den  Parteien  angebotenen  Beweise  nicht  beschränkt;  es  kann  alle  zu 
diesem  Zwecke  ihm  nötig  erscheinenden  Erhebungen  von  Amtswegen 
einleiten  und  insbesondere,  soweit  erforderlich,  das  Einschreiten  des 
Justizministers  in  Anspruch  nehmen. 

Beweisaufnahme. 

§  2  8  3.  Ersuchschreiben ,  welche  wegen  einer  Beweisaufnahme 
erlassen  werden,  die  aufserhalb  des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes 
stattfinden  soll,  können  dem  BeweisfUhrer  auf  seinen  Antrag  behufs 
Übermittelung  an  die  ersuchte  Behörde  übergeben  werden. 

Auf  Antrag  des  Beweisfllhrers  kann  femer  das  Gericht  gestatten, 
dafs  von  der  Erlassung  eines  Ersuchschreibens  abgesehen  und  der 
Beweisführer  ermächtigt  werde,  eine  den  Gesetzen  des  Staatsgebietes, 
in  welchem  die  Beweisaufnahme  erfolgen  soll,  entsprechende  öffentliche 
Urkunde   über    die   Beweisaufnahme    beizubringen.     Der   BeweisAlhrer 


22)  N&mlich  zu  den  im  Auslande  Exterritorialität  geniefsenden  Öster- 
reichern, für  weiche  das  Min.  des  ÄufBcren  die  Zustellungen  vermittelt. 
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hat  den  Gegner,  wenn  möglich,  von  Ort  und  Zeit  der  Beweiaanfnahme 
80  zeitig  za  benachrichtigen,  dafs  letzterer  seine  Bechte  bei  der  Beweia- 
aofiiahme  in  geeigneter  Art  wahrzunehmen  vermag.  Ist  die  Beiuicb- 
richtigang  unterblieben,  so  hat  das  erkennende  Gericht  nach  sorgflUtiger 
Erw2igung  aller  Umstände  zu  entscheiden,  ob  und  inwieweit  der  Beweia- 
fUhrer  zur  Benützung  der  aufgenommenen  Beweise  in  der  mtlndlichen 
Verhandlung  berechtigt  sei. 

Für  die  Vorlegung  der  Akten  über  die  Beweisaufnahme  ist  ia 
beiden  Fttllen  im  Beweisbeschlusse  eine  Frist  zu  bestimmen,  deren 
fruchtloser  Ablauf  die  im  §  279  bezeichneten  Rechtsfolgen  nach  sich 
zieht««). 

§  29  0.  Aus  dem  Umstände,  dafs  die  von  einer  ausländisehea 
Behörde  voigenommene  Beweisaufiiahme  nach  den  ausländischen  Gesetaen 
mangelhaft  ist,  kann  gegen  dieselbe  dann  kein  £inwand  erhoben  werden, 
wenn  die  Beweisauinahme  den  für  das  Prozefsgericht  geltenden  Gesetzen 
entspricht  **). 

Beweis    durch    Urkunden. 

§  298.  Die  aufserhalb  des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  er- 
richteten Urkunden,  welche  am  Orte  ihrer  Errichtung  als  öfientliche 
Urkunden  gelten,  geniefsen  unter  der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit 
auch  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  die  Beweiskraft  öffentlicher 
Urkunden,  wenn  sie  mit  den  vorgesöhriebenen  Beglaubigungen  ver- 
sehen sind«^). 


23)  Ver^l.  §  329  deutsche  CPr.O.  —  Die  Rechtsfolgen  bestehen  vor- 
nehmlich dann,  dafs  auf  Beffehren  einer  der  Parteien  die  verhandluog  ohne 
Rücksicht  auf  die  ansstehenae  Beweisaufnahme  fortgesetzt  wird. 

24)  Vergl.  §  334  deutsche  CPr.O. 

25)  Welche  Beglaubigungen  vorgeschrieben  sind,  bestimmt  eich  nach 
älteren  Hofdekreten,  die  eich  keineswegs  durch  Klarheit  auszeichnen.  Die 
Aufrechterhaltung  dieser  älteren  Vorschriften  läfst  sich  aus  Art  VII  Z.  1 
Einf.Ges.  zur  CPr.O.  ableiten.  Für  das  Verhältnis  zu  Deutschland  kommt 
der  Legalisierungsvertrag  vom  25.  Februar  1880,  R.G.B.  Nr.  85,  in  Betracht. 
—  Die  Regierun^vorlage  hatte  im  Kapitel  über  die  Beweiskraft  der  Ur- 
kunden eine  Bestimmung  enthalten,  welche  lautete:  „Die  äufseren  Erforder- 
nisse einer  Urkunde  sind  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  und  der  Zeit  ihrer 
Errichtung  zu  beurteilen."  In  der  „gemeinsamen  Konferenz*^  wurde  diese 
Stelle  gestrichen,  weil  durch  eine  derartige  ausnahmslose  Vorschrift,  wie  der 
Bericht  sagt,  für  Inl&nder  der  Beweis  von  Recht^geschilften ,  die  im  Aus- 
lände abgeschlossen  wurden,  in  den  vielen  Fällen  wesentlich  erschwert 
werden  würde,  wo  die  auslandische  Gesetzgebung  weitergehende  Anforde- 
rungen an  die  Urkundenform  stellt,  als  das  gerade  in  dieser  Hinsicht  sehr 
zurückhaltende  und  mafsvoUe  österreichische  Recht.  Die  Frage,  welches 
Recht  für  die  äufseren  Erfordernisse  einer  Urkunde  bestimmend  sei,  lasse 
sich  aufserdem  nicht  davon  trennen,  ob  und  inwiefeme  die  konkrete  An- 
gelegenheit nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes  zu  be- 
urteilen oder  ausschliefslieh  auf  dieselbe  inländisches  Recht  anzuwenden  sei. 
(Gemeins.  Bericht  S.  13.)  —  Für  ausländische  Handelsbücher  wurde  jedoch 
der  obige  Grundsatz  beibehalten  (ver^.  §  295,  2.  Abs.  CPr.O.),  obwohl  auch 
das  im  §  290  CPr.O.  niedergelegte  Princip  den  Weg  nach  der  entgegen- 
gesetzten Richtung  gewiesen  hätte. 
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§  295)  2.  Abs.  Den  Handelsbttchem ,  welche  aufserhalb  des 
GdtungsgebieteB  dieses  Gesetaes  nach  den  am  Orte  der  Bachftthnmg 
geltenden  Vorschriften  gefUhrt  werden,  kommt  eine  Beweiskraft  nicht 
in  gröfserem  Mafse  nnd  nicht  auf  eine  lungere  Dauer  zu,  als  an  jenem 
Orte  den  im  Geltongsgebiete  dieses  G^etaes  geftlhrten  Handelsbüchem 
eingeriliUDt  wiiii. 

§  8 1 1.  Ob  eine  Urkunde,  welche  sich  als  Ton  einer  anslttndischen 
Bebl^rde  oder  Yon  einer  mit  Offontlichem  Glanben  versehenen  Person 
des  Auslandes  errichtet  darstellt,  ohne  näheren  Nachweis  als  echt  an- 
snsehen  sd,   hat  das  Gericht  nach  den  Umständen   des  Falles   zu  er- 


Znm  Beweise  der  Echtheit  einer  solchen  Urkunde  genttgt,  sofern 
nicht  durch  besondere  Bestimmungen  etwas  anderes  festgesetzt  ist,  die 
Be^ubigung  durch  das  Ministerium  des  Äußiem  oder  durch  einen 
österreichisch-ungarischen  Gesandten  oder  Konsul'*). 


IV.    ExehiUionsordnung, 
(Ges.  V*  27*  Mai  1896,  R.G.B.  Nr.  79").) 

Exekutionsordnung  auf  Grund  im  Auslande  errichteter 

Akte  und   Urkunden. 

§  79-  Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  nicht  zu  den 
im  §  2  bezeichneten  Exekutionstiteln  gehören  ^^),  aber  aufserhalb  des 
Geltungsgebietes  dieses  G^etzes  errichtet  und  nach  den  daselbst  gelten- 
den gesetzlichen  Bestimmungen  exekutionsftlhig  sind,  darf  die  Ex^ution 
oder  die  Vornahme  einzelner  Exekutionshandlungen  im  Geltungsgebiete 
dieses  Gesetzes  nur  dann  und  in  dem  Mafse  stattfinden,  als  die  Gegen- 
seitigkeit durch  StaatsvMtrttge  oder  durch  darilber  erlassene,  im  Reichs- 
gesetzblatte kundgemachte  Regierungserklärungen  verbttrgt  ist'^). 

26)  Vei^l.  §  408  deutsche  C.Pr.0. 

27)  Die  wenigen  einschlägigen  Bestimmungen  aus  dem  Einführungs- 

Sesetze  zur  E.O.  (Ges.  vom  27.  Mai  1896,  iLG.B.  Nr.  78)  finden  sieh  bei 
en  Zusammenhangsstellen  angemerkt. 

28)  §  1  £.0.  zählt  alle  inländischen  Akte  und  Urkunden  auf,  wekhe  Exekn- 
tioostitel  sind  (s.  oben  S.  361).  §  2  bestimmt,  dafs  diesen  alle  gleicharti^n  Akte 
und  Urkunden  solcher  Behörden  gleichstehen,  die  aufserhalD  Österreichs  nch 
befinden,  aber  einer  österreichischen  Centralbehörde  untergeordnet  sind  (Kon- 
sulate, Heeresanstaltea).  §  79  endlich  bandelt  von  den  exekntionslähigen 
Akten  und  Urkunden  ausländischer  Behörden  und  zwar  in  der  Weise,  dafs 
principiell  alle  aU  geeignet  erklärt  werden,  Exekution  im  Inlande  zu 
Degrünaen. 

29)  Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  könnte  man  l>eim  Ausdrucke 
„Regierungserklärungen'^  an  Deklarationen  auswärtiger  Regierungen 
ebenso  gut  denken,  wie  an  Erklärungen  der  österreichischen  Regierung  dar- 
über, dafs  durch  die  Gesetzgebung  emes  Auslandsstaates  die  Gegenseitigkeit 
verbürgt  sei;  bei  der  „Veroürgung*'  wieder  liefse  sich  an  die  Übernahme 

Zeitschrift  f.  intern.  Priyftt-  u.  Straftecht  etc.,  Band  VI.  32 
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§  80.  Einem  Exekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis 
einer  auswärtigen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  auf  einen  vor 
diesen  geschlossenen  Vergleich  gründet,  ist  tlberdies  nur  dann  stattzu- 
geben : 

1.  wenn  die  Rechtssache  nach  Mafsgabe  der  im  Inlande  ttber  die 
Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  im  auswärtigen  Staate  anhängig 
gemacht  werden  konnte; 

2.  wenn  die  Ladung  oder  Verftlgung,  durch  die  das  Veriahren 
vor  dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der  auswärtigen  Behörde  eingeleitet 
wurde,  der  Person,  wider  welche  Exekution  geführt  werden  soll,  ent- 
weder in  dem  betreffenden  auswärtigen  Gebiete  oder  mitteb  Gewährung 
der  Rechtshülfe  in  einem  anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu 
eigenen  Händen  zugestellt  wurde  ^<'); 

3.  wenn  das  Erkenntnis  gemäfs  dem  darüber  vorliegenden  Zeug- 
nisse der  ausläudischen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  nach  dem  füi 
letztere  geltenden  Rechte  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechts- 
zuge nicht  mehr  unterliegt. 

§  8 1.  Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekutions- 
handlung  ist  ungeachtet  des  Vorhandenseins  der  in  den  §§79  und  80 
angeftlhrten  Bedingungen  zu  versagen: 

1.  wenn  der  Person,  wider  welche  die  Exekution  geführt  werden 
soll,  die  Möglichkeit,  sich  an  dem  vor  dem  auswärtigen  Gerichte  oder 


einer  Verpflichtung  durch  den  ausländischen  Staat  ^rade  so  denken,  wie 
an  die  Tnatsache ,  dafs  die  ansiändiBche  GesetzgeBang  !bei  richtiger  An- 
wendung die  Gegenseitigkeit  verbürge.  Welche  Auffassung  die  richtig  ist, 
kann  man  aus  einem  Analogon  abnehmen,  das  in  der  nisherigen  öster- 
reichischen Gesetzgebang  vorliegt.  Die  kaiserl.  Verordnung  vom  19.  Sep- 
tember 1886,  R.G.S.  Nr.  144  (in  ihrer  Geltimg  auch  künftig  aufrechterhalten 
durch  Art.  VIII  Nr.  9  Einf.Ges.  zur  RO.)  erklärte  die  Pfändung  von  Fahr- 
betriebsmitteln fremder  Eisenbahnen  für  unzulässig,  „wofern  die  Gregen- 
seitigkeit  verbürgt  ist".  In  der  Folge  wurde  mitteiB  J.M.V.  vom  31.  Mte 
1887,  R.6.B.  Nr.  Mßer  Austausch  oezüglicher  Erklärungen  zwischen  dem 
k.  und  k.  Min.  des  Äufseren  und  der  kaiserl.  deutschen  Regierung  kund* 
gemacht    Die  übereinstimmenden  Erklärungen  gehen  dahin,  dafs  jede  Be- 

fierung  von  der  einschlägigen  Gesetzeslage  des  anderen  Kenntnis  genommen 
at  und  demgemäfs  anerkennt,  dafs  bei  Anwendung  dieser  Gesetze  in  jedm 
Staate  die  Gegenseitigkeit  gegenüber  dem  anderen  verbürgt  ist  —  £^ 
ähnliches  Vorgehen  durfte  zu  erwarten  sein  hinsichtlich  der  Durchführung 
'  des  §  79.  —  Gegenwärtig  sind  im  Reichsgesetzblatte  nur  kundgemacht  der 
Staatsvertrag  mit  Serbien  (Nr.  88/1882),  und  Regierungserklärungen,  betr. 
die  mit  Itaüen  (Nr.  120/1879),  Rumänien  (Nr.  181/1871),  jCiechtenstein  (Nr.  12/ 
1892)  und  dem  Kanton  Waadt  (Nr.  86/1885)  bestehende  Geeenseitigkeit  In 
welchem  Mafse  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  sei,  ist  in  den  angegebenen 
Regierun^erklärungen  nicht  ausdrücklich  gesagt.  Auf  den  Staat^ertrag 
mit  Serbien  findet  §  84  E.O.  Anwendung. 

80)  Verglichen  mit  §  661  Z.  4  der  deutschen  C.Pr.O.  ergeben  die  im 
Punkte  2  des  §  80  enthaltenen  Bestimmungen,  dals  einerseits  eine  Lücke 
der  deutschen  Gesetzgebung  ausgefüllt  wurae  (Zustellung  in  einem  dritten 
Staatsgebiete),  andererseits  die  fiedin^ngen,  die  in  Deutschland  nur  ^ir 
Kontumacial urteile  gegen  Deutsche  gesetzt  sind,  hier  auf  alle  Urteile 
ohne  Unterschied  ausgedehnt  wurden. 
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der  aoswärtigen  Behörde  stattfindenden  Verfahren  zu  beteiligen,  infolge 
einer  UnregebniirBigkeit  dieses  Verfiihrens  entzogen  war; 

2.  wenn  durch  die  Exekution  eine  Handlung  erzwungen  werden 
soll,  welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  überhaupt  unerlaubt  oder 
doch  nicht  erzwingbar  ist; 

8.  wenn  der  fixekutionstitel  den  Personenstand  eines  österreichischen 
Staatsangehörigen  betrifft  und  gegen  letzteren  vollzogen  werden  soll; 

4.  wenn  vermittels  der  Exekution  oder  der  begehrten  Exekutions- 
handlung ein  Rechtsverhilltnis  zur  Anerkennung  oder  ein  Anspruch  zur 
Yerwiiklichung  gelangen  soll,  welchem  durch  das  inländische  Gesetz 
im  Inlande  aus  Rücksichten  der  Öffentlichen  Ordnung  oder  der  Sittlich- 
keit die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit  versagt  ist. 

§  82.  Zur  Bewilligung  der  beantragten  Exekution  oder  Exe- 
kutionshandlung ist  der  Gerichtshof  erster  Instanz  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  das  in  §  4  Z.  6  bezeichnete  Bezirksgericht  gelegen  ist^^). 

Der  Antrag  kann  vom  betreibenden  Gläubiger,  von  dem  aus- 
ländischen Gerichte  oder  von  einem  anderen  hiezu  berufenen  aus- 
ländischen öffentlichen  Oigane  gestellt  werden. 

Das  Gericht  kann  im  Bedarfsfidle  vor  der  Entscheidung  über  den 
Antrag  die  auswärtige  Behörde,  von  welcher  der  Exekutionstitel  her- 
rührt oder  welche  die  Bewilligung  der  Exekution  beantragt  hat,  um 
Aufklärung  ersuchen. 

§  8  3.  Wenn  dem  Antrage  stattgegeben  vdrd^'),  ohne  dafs  die 
in  den  §§  79  bis  81  angeführten  gesetzlichen  Bedingungen  der  Exe- 
kutionsbewilligung vorhanden  sind,  kann  derjenige,  wider  den  die 
Exekution  bewilligt  wurde,  unbeschadet  eines  allfUlligen  Rekurses, 
gegen  die  Exekutionsbewilligung  Widerspruch  erheben. 

Der  Widerspruch  ist  bei  dem  nach  §  82  in  erster  Instanz  zur 
Bewilligung   der  Exekution   berufenen  Gerichte,    und  zwar,   sofern  er 


31)  D.  L  das  Bezirksgericht,  wo  der  Veipflichtete  seinen  allgemeinen 
Gerichtsstand  in  Streitsachen  hat,  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  das 
Bezirksgericht,  in  dessen  Sprengel  das  fUr  die  £j[ekution  in  Aussicht  ee- 
nommene  Vermögen  (bei  Forderungen  der  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  des 
Drittschuldners)  sich  befindet,  eventuell  das  Bezirksgericht^  in  dessen  Sprengel 
die  erste  Ezekutionshandlun^  thatsächlich  vorzunehmen  ist.  —  Hier  mag 
angefugt  werden,  dafs  umgekehrt  für  Exekutionsbewilligungen  kraft  inlän- 
discher Titel  auf  im  Auslände  befindliches  Vermögen,  wenn  der  Ver- 
pflichtete im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  jenes  inländische 
Bezirksgericht  zuständig  ist,  von  dem  der  Ezekutionstitel  herrührt  (§  5  £.0.). 
—  Die  r^otwendigkeit,  ein  inländisches  Urteil  im  Auslande  vollstrecken  zu 
lassen,  wird  Übrigens  als  solch  erhebliche  Erschwernis  der  Eechtsverfolgung 
angesehen,  dafs  damit  das  Hegehren  um  Gcwähining  der  sicberstellungs- 
weisen  Exekution  (§  370  E.O.)  oder  um  Anordnung  einstweiliger  Verfugungen 
(§  381  £.0.)  fundiert  werden  kann. 

32)  Darin,  dafs  dem  Antrage  ohne  jedes  vorausgehende  Verfahren  Statt- 
gesehen  werden  kann,  lieet  der  grofse  Fortschritt  gegenüber  dem  dermaligen 
£>^bationsprozes8e  und  aer  Vorzug  gegenüber  dem  §  660  der  deutschen 
C.Pr.0. 

32* 
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sich  nicht  auf  den  Mangel  der  Ocgmaeitic^t  oder  auf  einen  der  im 
§  81  Z.  2  bis  4  angef^lhrten  Orttnde  stUlEt,  bei  Bonetigein  Ansechlnsse 
biBoen  yiersebn  Tagen  nach  Znstdliing  der  BxekutionBhewilügiing  zu 
erheben.  Über  den  Widenipmeh  ist  nach  mündlicher  Veihandlnng 
durch  Urteil  (§§  461  ff.  der  CPr.O.)  zu  entscheiden.  Nach  Erhebung 
des  Widttrspmcbca  kann  das  Gericht  auf  Astrag  die  Auftehiebong  der 
Exekution  anordnen^). 

Die  Frist  zum  Rekurse  gegen  die  Entscheidung  über  den  Elxe- 
kutionsaatimg  betrtfgt  vieraehn  Tage.  G^^gen  die  Entscheidimg  ttber 
einen  wegen  BewilUgung  oder  Verweigerung  der  Exeki^on  erhobenen 
Rekurs  ist  ein  weiterer  Rekurs  auch  dann  «dissig,  wenn  das  Grericht 
zweiter  Instanz  den  angefochtenen  entriehterlichen  Beschlufs  be- 
stfttigt  hat 

§  8  4.  Die  ¥oratehflnden  Bestiasmungen  kommen  nicht  snir  An- 
wendung, sofern  in  Staatsvertrigen  oder  in  Regierungserklirungen,  die 
im  Reichsgesetzblatte  kundgemacht  eind'^),  ttber  die  Gewährung  der 
Exekution  und  die  Vorauflsetmngen  der  Vollstreckbaikeii  ausittadiedier 
exekutionsf^higer  Akte  und  Urkunden  abweicbeiide  Anordnungen  ent- 
halten sind. 

§  85.  Ftlr  die  Vornahme  und  Durchftlhrung  einer  auf  Grund 
ansUlndiscfaer  exekutionsftlhiger  Akte  und  Urkunden  bewilligten  Exe- 
kutionshandlung oder  Exekution  haben  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zu  gelten''^). 

§  8  6.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  haben  auch  fbr  die  Exe- 
kution auf  Grund  von  exekutionsfähigen  Akten  und  Uikunden  zu 
gelten,  die  in   den  Ländern  der  ungarischen  Krone  errichtet  wurden. 

Im  Bestände  der  verborgten  G^egenseitigkeft  (§  79)  mufs  auf  Grund 
gerichdieher  Erkenntnisse,  die  in  den  Lilndem  der  ungarischen  Elrone 
gefllllt  wurden,  und  auf  Grund  von  gerichtlichen  Vergleichen,  die  da- 
selbst abgeschlossen  wurden,  die  Exekution  angeordnet  werden,  so- 
fern nur: 

1.  ein  gerichtliches  Zeugnis  darüber  beigebracht  wird,  dafs  das 
Erkenntnis  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechtszuge  uicht 
mehr  unterliegt,  und 

2.  keiner  der  im  §  81  Z.  2  bis  4  angeführten  Versagungsgründe 
vorliegt. 


83)  Eine  solche  Aufscbiebung  l&Tst  die  Priorität  unberührt  (§  43  E.O.); 
der  Widerspruch  kann  also  nicht,  wie  dermalen  das  Delibationsveifahren, 
dazu  mifsbraucht  werden,  am  anderen  Gläubigem  den  Vorranff  zu  sichern. 
Ob  die  Aufschiebung  angeordnet  wird,  wird  wesentlich  davon  aohängen,  ob 
durch  Fortführung  der  Exekution  dem  Verpflichteten  ein  unersetzUcha:  oder 
schwer  zu  ersetzender  Vermögensnachteil  zugefügt  wurde  oder  nicht  (§  44 

E.O.). 

34)  Oder  künftig  kundgemacht  werden.  Der  Frage  nach  den  ver- 
fassaogsrechtlichen  Voraussetzungen  derartiger  Erklärungen  wiid  durch  §  84 
Übrigeos  nicht  präjudiziert.    (Ausschufsbericot  S.  19.) 

35)  Rein  Advokatenzwang!  (§  52  E.O.) 
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§878.  Im  Bestände  d«r  ▼•rbtti||rtoa  Oegenseitigkeit  (§  79)  kann 
die  VonuihMe  Yon  ExekntionslMUidliuigeQ  vaa  SkKenuig  vob  Geld- 
foidemiigen  Mif  €kvBd  ron  nock  niebt  reefatakxllftigeii  oder  noeh  siekt 
nabedingf  vollstfeckbtren ,  eirilgerichtlidiea  £ndarteüen  nad  Zablungg- 
beAhlen  bewilligl  werden,  die  m  den  Llliidem  der  angieriieheii  Krone 
eigaiigen  and,  wena: 

1.  das  Ansacben  von  dem  Prozefsgericbte  oder  von  dem  Gerichte 
gestellt  wird,  das  den  Zahlungsbefehl  erlassen  hat, 

2.  Ton  diesem  Oerichte  bestlltigt  wiyd,  dafs  ohne  diese  Exekntions- 
bandlangen  die  Einbringung  der  BueikannteB  OeUsforderuig  vereitelt 
oder  erheblich  erschwert  werden  wllrde,  und 

8.  sogleich  keiner  der  im  §  81  Z.  2  bis  4  angeführten  Gründe 
fttr  die  Veraagnng  der  Exekution  vorliegt  ®^). 


Eine  ganz  kurae  Würdigung  der  neuen  Bestimmungen  mOge  die 
vorstehende  Übersicht  besebliefsen.  Die  neuen  Bestimmungen  bringen 
vielfiwh  Klarheit,  wo  bisher  Unklarheit  herrschte,  sie  vereinfachen 
manches,  machen  es  insbesondere  dem  Richter  leicht,  das  Recht  zu 
finden  und  anzuwenden.  In  letzterer  Beziehung  ist  die  entscheidende 
SteDung  hervorzuheben,  die  dem  Justizminister  eingeräumt  ist,  wenn 
es  sich  um  die  Beseitigung  auftauchender  Zweifbi  handelt  (Art.  IX 
Einf.Ges.  zur  J.N. ,  §  38  J.N. ,  §§  57,  63  C.Pr.O.).  Der  Gedanke, 
der  im  §  4  der  gegenwärtigen  J.N.  ausgesprochen  ist  und  der  in  der 
neuen  J.N.  hn  §  48  wiederkehrt  (das  Justizministerium  als  schlichtende 
Behörde  bei  Kompetenzkonflikten  mit  dem  Auslande)  erscheint  damit 
in  sehr  glUeklieher  Weise  erweitert.  Bemerkenswert  ist,  dafs  die 
bindende  Kraft,  die  der  Erklärung  des  Justizministers  in  den  ange- 
ftlbrten  Fällen  zugemessen  wird,  nieht  in  gleichem  Mafse  auch  jenen 
im  ReichsgesetzblattB  kundgemachten  Regierungserklärungen  zukommt, 
die  nach  §  79  £.0.  die  Voraussetzung  für  die  Gewährung  der  Exe- 
kution auf  Grund  ausländischer  Titel  bilden*^).  Eine  solche  dttrch 
das  Reichsgesetzblatt  kundgemachte  Regierungserklärung  hindert  nämlich 


36)  §  373  ist  eine  Aoinahnie  von  der  Regel  des  §370  £.a,  die  besagt, 
^Ci  Ezekutionshandlungen  zur  Sicherang  nur  auf  Gi-und  inländischer 
Akte  gewährt  werden.  —  Eine  Ergänzung  zu  den  §§  86  und  373  bietet 
Art.  äX  Eänf.Oes.  zur  C.Pr.O.,  wonach  diese  Vorschriften  auch  in  Ansehung 
jener  Urteile  (Zahlungsbefehle,  Vergleiche)  gelten  soUen,  die  von  Gerichten 
in  Bosnien  und  in  aer  Herzegowina  ausgehen.  —  Die  Gegenseitigkeit 
ist  fär  Ungarn  (im  engeren  Sinne)  durch  §  4  U^es.  Art.  LX:  1881,  für  Kroa- 
tien (wenigstens  hinsichtlich  der  Befriedigungsexekution)  durch  die  §§  550 — 
552  der  CPr.O.  vom  Jahre  1852,  für  Bosoien  durch  die  §§  466,  467,  433  der 
C.Pr.O.  vom  Jahre  1883  verbttrfft 

37)  Ganz  ohne  bindende  Kraft  sind  die  durch  das  Justizministerium 
gemäfs  §  271  C.Pr.O.  vermittelten  Informationen. 
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nicht,  dafs  gegen  den  Ezekutionsantrag  mit  Erfolg  Widersprach  wegen 
Mangels  der  Gegenseitigkeit  (§  83  Abs.  2  E.O.)  erhoben  werden  kann, 
sofern  nachgewiesen  wird,  dafs  die  der  Regierungserklämng  zu  Grande 
li^ende  ausländische  Gesetzeslage  sich  seither  geändert  habe.  Der- 
artige Widersprüche  werden  heilsam  wirken  *,  sie  werden  die  Regierungs- 
erklärungen vor  der  Gefahr  bewahren,  im  Reichsgesetzblatte  sich  zu 
versteinern. 

Das  Hervorstechendste  an  den  neuen  Bestimmungen  ist  die  Ver- 
schärfung des  Gegenseitigkeitsprincips.  Die  Übung  materieller  Heci- 
procität  ist  im  Civilprozesse  —  von  der  Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
abgesehen  —  dem  bisher  geltenden  österreichischen  Rechte  so  ziemlich 
fremd.  Einzig  bei  der  Frage  der  Beweiskraft  der  Handelsbtlcher  aus- 
ländischer Kanfleute  spielen  die  Grundsätze  der  materiellen  Reciprocität 
eine  RoUe  (Hofd.  4.  Mai  1787  J.G.S.  Nr.  676,  §  190  westgalizische 
Gerichtsordnung);  dann  kommen  sie  noch  retorsando  zur  Anwendung 
beim  Gerichtsstande  der  Gegenseitigkeit  fllr  Klagen  gegen  Ausländer 
(§  29  lit.  d  J.N.,  dem  in  der  neuen  J.N.  §  101  entspricht),  und  aus- 
nahmsweise, ebenfalls  retorsando  <,  etwa  bei  Gewährung  des  Armen- 
rechtes. Im  übrigen  gilt  fllr  das  Armenrecht  der  Grundsatz  der  for- 
mellen Reciprocität;  bei  den  Fragen  über  Gewährung  der  Rechtshülfe 
und  Beweiskraft  auswärtiger  Urkunden  ist  vom  Erfordernis  der  Gegen- 
seitigkeit keine  Rede.  —  Die  Bestimmungen,  die  nunmehr  in  diesen 
Punkten  die  neuen  Gesetze,  nämlich  §  38  J.N.,  §§  68,  293,  295  C.Pr.0. 
treffen,  stellen  sich  als  eine  Assimilierung  an  ausländisches,  insbesondere 
deutsches  Recht,  aber  im  übrigen  grofsenteils  als  ein  Obergang  von 
einem  liberalen  zu  einem  weniger  liberalen  Standpunkte  dar*®).  — 
Was  das  Requisit  der  Gegenseitigkeit  bei  der  Vollstreckung  auslän- 
discher Exekutionstitel  anlangt,  so  ist  die  Bestimmung,  dafs  die  Gegen- 
seitigkeit formell  verbürgt  sein  mufs,  geeignet,  eine  Menge  bisheriger 
Schwierigkeiten,  Anlasse  zu  Verzögerungen,  Verteuerungen  und  Schikanen 
zu  beseitigen.  Aber  die  Kehrseite  der  Medaille  zeigt  die  Gefahr  eines 
Stillstandes  in  der  Fortentwickelung  der  einschlägigen  Verhältnisse  und 
eröffnet  die  Aussicht,  dafs  in  so  manchem  ausländischen  Staate  die 
Vollstreckung  österreichischer  Erkenntnisse  künftig  unmöglich  sein  wird, 
wo  sie  bisher  möglich  war. 

Diese  Bemerkungen  mögen  nicht  mifsverstanden  werden.  Es  ist 
kaum  ein  Zweifel,  dafs  in  der  Praxis  von  den  neuen  international- 
rechtlichen Bestimmungen  zunächst  nahezu  ausscbliefslich  die  wohl- 
thätigen  Wirkungen  sich  fühlbar  machen  werden.  Die  Theore- 
tiker aber  werden  allerdings  nicht  vollkommen  befriedigt  sein.     Man 


38)  Ahnlich  verhält  es  eich  mit  den  neuen  Vorschriften  betreffs  der 
cautio  mdicaium  solvi,  Zvl  dem  neu  auftauchenden  Grundsatze,  dafs  Aus- 
länder anders  zu  behandeln  sind  als  Inländer,  vergl.  Baiftini^  Studj  S.  115. 
Siehe  auch  Baisini  S.  109,  dann  die  Actes  de  La  dev^ihme  Conference  de 
la  Haye  8.  23—25  (Ausführungen  -4«*cr«)  und  S.  103-107). 
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wird  ihnen  kaum  widersprechen  können,  wenn  sie,  insbesondere  im 
Hinblicke  aof  die  in  intemationalrechtlichen  Dingen  so  sehr  vor- 
geschrittene Qesetzgebung  des  Nachbarstaates  Italien,  sagen  werden, 
Österreich  habe  eine  Gelegenheit  nicht  gehörig  aosgenfltzt,  bei  der  es, 
seinen  Traditionen  getreu,  allen  flbrigen  Staaten  hätte  yoranleuchten 
köimen. 


Die  Vollstreckung  deutscher  Urteile  in  Österreich. 

Von  Landgerichtsrat  Dr.  BUierreld  in  Rostock. 

Unter  dem  27.  Mai  1896  hat  das  Gesetz  über  das  Exeku- 
tions-  und  Sicherungsverfahren  für  die  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  der  österreichischen 
Monarchie  die  kaiserliche  Sanktion  erhalten.  Dieses  neue  Gesetz  berührt 
auch  in  dem  zwischen  Deutschland  und  Österreich  bestehenden  lebhaften 
Geschäftsverkehre  in  ganz  erheblichem  Mafse  deutsche  Interessen,  in- 
sofern es  sich  um  die  Exekution  auf  Grund  im  Auslände,  d.  h.  aufser- 
halb  des  Geltungsgebietes  der  neuen  Exekutionsordnung,  errichteter 
Akte  und  Urkunden,  namentlich  also  der  von  deutschen  Gerichten 
gegen  österreichische  Beklagte  ergangenen  Urteile  handelt.  Diese  letz- 
teren sollen  nun  nach  §  79  des  erwähnten  Gesetzes^)  „nur  dann  und  in 
dem  Mafse  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsverträge  oder 
durch  darüber  erlassene,  im  Reiclisgesetzblatte  kundgemachte  Regierungs- 
erklärungen verbürgt  ist."  Wie  steht  es  nun  in  dieser  Hinsicht  mit 
Deutschland?  Auch  die  deutsche  Reichscivilprozefsordnung  enthält  in 
Ansehung  der  Urteile  ausländischer  Gerichte  in  §  661  Ziffer  5  die 
Vorschrift,  dafs  ihnen  in  Deutschland  die  Vollstreckbarkeit  versagt 
werden  soll,  „wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist*^.  Nun  ist 
aber  nach  dem  1.  Oktober  1879,  an  welchem  Tage  bekanntlich  die 
Civilprozefsordnung  mit  den  übrigen  Justizgesetzen  in  Deutschland  in 
Kraft  getreten  ist,  zwischen  beiden  Ländern  ein  Staatsvertrag,  welcher 
eine  solche  Gegenseitigkeit  verbürgt,  nicht  errichtet  worden ,  wie  auch 
vorher  Abmachungen  des  Reiches  hierüber  mit  Österreich  nicht  getroffen 
worden  sind.  Wohl  aber  bestehen  entsprechende  Staatsverträge  zwischen 
den  einzelnen  zum  Deutschen  Reiche  gehörigen  Staaten  einer-  und 
Österreich  andererseits  aus  älterer  Zeit,  welche  freilich,  z.  B.  bezüglich 
des  Grofsherzogtums  Baden,  bis  zum  Jahre  1888  zurückreichen.  In 
Deutschland  hat  nun  die  Praxis  konstant  sich  dahin  entschieden,    dafs 


1)  S.  oben  S.  364  ff.  u.  497. 
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jene  ttlteren  Verträge  durch  djis  ioBWÜchen  begründete  Deatiche  Beicb 
und  die  Emanation  der  JuatisgeseUa  nicht  angehoben  worden  sind, 
dafs  also,  nach  wie  vor,  (toterreicbische  Urteile  in  Deatschland  nur 
Vollatreckbarkeit  sEUzulasMii  gind,  woiem  gie  nur  lonat  den  in  §§  660, 
661  C.Pr.0.  aufgestellten  Nonnen  entsprechen  (vergl.  a.  B.  das  in  den 
Annalen  des  Reichsgerichts  Bd.  8  S.  354  ff.  abgedruckte  Erkenutnis 
vom  22.  September  1883  und  dasjenige  vom  5.  Februar  1884,  welches 
in  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Civilsachen  Bd.  13  S.  347 
reproduziert  ist).  Ganz  in  demselben  Sinne  hat  sich  auch  die  Kaisei^ 
lieh  deutsche  Botschaft  in  Wien  dem  österreichischen  Justizministerium 
gegenüber  amtlich  geäufsert  (vergl.  J.M.Bl.  1893  Nr.  9).  In  Deutsch- 
land wird  also  auch  bei  dem  Mangel  eines  formell  das  Reich  ver- 
pflichtenden Vertrages  ein  österreichisches  Urteil  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  vollstreckt,  und  man  hat  sich  in  Österreich  unter  der 
Herrschaft  des  bisher  geltenden  Gesetzes  dazu  bereit  finden  lassen, 
hierin  einen  Ersatz  ftlr  die  vertragsmäfsige  Garantie  der  erforderliche 
Gegenseitigkeit  zu  erblicken  und  deutsche  Erkenntnisse  zu  exequieren, 
wenn  dies  auch  nicht  immer  ohne  Widerstreben  und  zahlreiche  Vor- 
behalte geschehen  ist,  wie  solche  z.  B.  in  der  Entscheidung  des  öster- 
reichischen obersten  Gerichtshofes  vom  14.  März  1888  zu  Tage  treten. 
Nachdem  nun  durch  die  neue  Ezekuüonsordnung  für  Osterreich  ein 
von  dem  bisherigen  unabhängiger  Rechtszustand  geschaffen  ist,  er- 
scheint die  Besorgnis  nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  deutschen  Exe- 
kutionsantrSge  neuerdings  wieder  auf  Ablehnung  odo:  Schwierig- 
keiten bei  den  österreichischen  Gerichten  stofsen  werden.  Um  daher 
in  eine  solche,  fUr  den  deutschen  Export  auTserordentlich  wichtige 
Frage  die  wünschenswerte  Klarheit  zu  bringen,  möchte  es  sich 
empfehlen,  wenn  die  deutsche  Regierung  thunlichst  bald  die  ge- 
eigneten Schritte  unternähme.  Es  kann  kaum  auf  Seiten  mner  der 
beiden  beteiligten  Mächte  ein  Bedenken  dagegen  obwalten,  dafs  nun- 
mehr das  durch  Vertrag  festgelegt  und  durch  gegenseitige  Verpflichtung 
aufser  Zweifel  gestellt  werde,  was  bisher,  ohne  eine  eigentlich  formal- 
korrekte  Verbindlichkeit  zu  besitzen,  nur  der  Gegenstand  thatsächlicher 
Übung  war. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

A.   Bürgrerliolies  Recht,  einsoMlelblioh  des  HandelB«, 
TVeclisel-  und  Konkursreohts.  —  Civllprozefs. 

Unbekanntes  oder  nicht  nachgetciesenes  fremdes  Recht 

Bescblafii  des  Oberiandepgerichts  zu  Braanschweig  vom   18.  Februar  1895 

{SeufferU  Archiv  Bd.  51,  N.  F.  21,  Nr.  85). 

KU&gerin  vermeint  eine  gesetzliche  Verpfliehtang  der  Witwe 
B.  ab  penönlich  haftender  OeaeUachafterin  behaupten  zu  k(hmen.  Dafs 
aolche  Haftbarkeit  lediglich  nach  peruaniflchem  oder  bolivianischem  Recht 
zu  beurteilen  ist,  welchem  überhaupt  die  Rechtsverhältnisse  der  in 
Rede  stehenden  Firma  und  der  darunter  begründeten  Handelsgesellschaft 
unterworfen  sind,  haben  bereits  die  vorigen  Richter  mit  Recht  ange* 
nommen.  Geht  man  hievon  aus,  so  eigiebi  sich,  dafs  die  von  der 
Ellägerin  geiulserte  Ansicht  unzutreffend  ist,  nach  welcher  die  von  der 
Witwe  R.  hier  in  Deutschland  begangenen  Handlungen  und  Unter- 
lassungen in  Bezug  auf  die  Frage,  ob  daraus  ihre  Eigenschaft  ab 
persönlich  haftender  Gesellschafterin  folge,  nach  deutschem  Rechte 
zu  prüfen  wllre.  Die  einschlttgigen  Bestimmungen  der  obigen  fremden 
Rechte  sind  diesseits  unbekannt,  eine  Verpflichtung  des  Richters,  in 
derartigen  FsUen  die  Übereinstimmung  des  fremden  Rechts  mit  dem 
einheimischen  anzunehmen,  besteht  nicht,  es  mangelt  ihm  aber  in  einem 
Fall  wie  dem  vorli^enden  dazu  vielmehr  die  Berechtigung,  da  unter 
den  Parteien  des  Vorprozesses  über  die  betr.  Vorschriften  des  fremden 
Rechts  keine  vollständige  Einigkeit  herrschte,  und  ftlr  ein  Einverständnis 
der  jetzigen  Streitteile  beztlglich  der  Übereinstimmung  des  hiesigen  und 
des  fremden  Rechts  hinsichtlich  der  fraglichen  gesetzlichen  Ver- 
haftung der  Witwe  R.  kein  Anlafs  vorliegt; 

vergl.  V.  Bar,  Intern.  Privatr.  Bd.  1  S.  135;  BÖhmf  Statuten- 
kollision  S.  15. 

Es  mufs  daher  die  Behauptung  der  Beschwerdeftlhrerin,  das  peruanische 
oder  bolivianische  Recht  enthalte  Vorschriften  wie  diejenigen  der  Artt. 
25  and  129  des  H.G.B.,  bewttslos,  wie  hier  vorgebracht  ist,  einfach 
dahingestellt  bleiben. 
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Eheliches  Gilterrecht  und  Erbrecht,  —   Verlegung  des  Wohnsitzes 

in  anderes  Rechtsgebiet. 

Urteil  des  Beichsgerichts,  IL  CS.,  vom  25.  Oktober  1895  (Entsch.  des  H.G.8 

in  Civils.  Bd.  36  S.  381). 

Die  Eheleute  Sehr,  sind  im  Jahre  1870  in  Duisburg  zur  Ehe 
geschritten  und  haben  dort  unter  Herrschaft  des  westfUlischen  Gr^tzes 
vom  16.  April  1860  ihren  ersten  Wohnsitz  gehabt.  Im  Jahre  1871 
verlegten  dieselben  ihren  Wohnsitz  nach  Mtlhlheim  a.  Rh.,  im  Gebiete 
des  rheinischen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Aus  der  Ehe  sind  Kinder 
hervorgegangen.  Der  Vater  starb  1885  in  MUhlheim  a.  Rh.  Die 
überlebende  Witwe  bestellte  durch  notariellen  Akt  vom  29.  Dezember 
1890  zu  Gunsten  der  Firma  P.  G.  H.s  Söhne  eine  Hypothek  auf  ein 
während  der  Ehe  von  beiden  Eheleuten  erworbenes,  in  Mühlheim  a.  Rb. 
belegenes  fi[aus  zum  Betrage  von  13  000  Mk.  ^r  eine  bestehende 
Geschäftsschuld.  Über  das  Vermögen  der  Witwe  Sehr,  wurde  1892 
das  Konkursverfahren  eröffnet  und  das  vorgedachte  Haus  zwangsweise 
verkauft.  In  dem  über  den  Steigerlös  eingeleiten  Verteilungsverfahren 
wurde  die  Firma  P.  G.  H.s  Söhne  mit  ihrer  eingetragenen  Hypotheken- 
forderung  auf  einen  Teil  des  Steigerlöses  angewiesen.  Die  Kinder  der 
Witwe  Sehr,  klagten  nun  gegen  die  genannte  Gläubigerin  auf  Löschung 
ihrer  Anweisung  in  dem  Teilungsplane,  weil  ihre  Mutter  gesetzlich 
nicht  befugt  gewesen  sei,  allein  über  das  zum  gemeinschaftlichen  Ver* 
mögen  gehörige  Haus  zu  verfolgen  und  dasselbe  rechtsgültig  zur  Hypothek 
zu  stellen. 

Die  erste  Instanz  hat  die  Klage  als  unbegründet  abgewiesen ,  die 
zweite  Instanz  nach  dem  Klagantrage  erkannt  Das  letztere  Urteil 
wurde  auf  eingelegte  Revision   aufgehoben   aus   folgenden  Gründen: 

Die  Revision  mufste  ^r  begründet  erachtet  werden. 

Das  Oberlandesgericht  geht  zunächst  mit  Recht  davon  aus,  dafs 
das  eheliche  Güterrecht  des  ersten  Wohnsitzes  der  Eheleute  mafsgebend 
bleibe  fUr  das  Rechtsverhältnis  unter  den  Ehegatten,  auch  wenn  sie 
später  ihren  Wohnsitz  nach  einem  Orte  verlegt  haben,  welcher  von 
einem  anderen  ehelichen  Güterrechte  beherrscht  wird.  Dieser  Satz  ist 
in  Doktrin  und  Rechtsprechung  nicht  blofs  für  das  gemeine  Recht, 
sondern  auch  ßlr  das  französische  Recht  allgemein  anerkannt  und  auch 
vom  erkennenden  Senate  wiederholt  angewendet  worden.  Vergl.  Urt 
vom  3.  Juli  1883  in  Sachen  F.  w.  B.  Rep.  II  169/83,  welches  auch 
die  gemeinrechtliche  Litteratur  und  die  rheinisch  -  französische  Juris- 
prudenz ausführlich  anführt.  Weiter  mufs  dem  Oberlandesgerichte 
darin  beigepflichtet  werden,  dafs  das  eheliche  Güterrecht  des  ersten 
Wohnsitzes  der  Eheleute  bei  Veränderung  des  Wohnortes  insofern  nicht 
zur  Anwendung  kommen  kann,  als  dieser  Anwendung  nach  dem  Rechte 
des  neuen  Wohnortes  absolut  gebietende  oder  verbietende  Gesetze  ent- 
gegenstehen würden.  Das  Oberlandesgericht  nimmt  nun  an,  und  darauf 
beruht   seine   Entscheidung,    dafs   die    erbrechtlichen   Vorschriften   des 
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bürgerlichen  Gesetzbuches,  insbesondere  die  Vorscliriften  über  das 
PflichtteiLsrecht  der  Kinder  am  Nachlasse  der  Eltern,  der  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  16.  April  1860  bezüglich  der  durch  dasselbe  dem 
überlebenden  Ehegatten  bei  beerbter  Ehe  eingeräumten  weitgehenden 
Verfügungsbefugnisse  über  die  ganze  Gütergemeinschaftsmasse  entgegen- 
stehen, dafs  die  einschlagenden  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches zwingender  Natur  seien,  und  im  Bereiche  des  büigerlichen 
Gesetzbuches  nicht  zugelassen  werden  könne,  dafs  eine  überlebende 
Ehefrau  im  Widerspruche  mit  den  Artt  1388.  1889  B.G.B.  zum 
Nachteile  der  Kinder  eine  solche  VerfUgung  über  das  gemeinschaftliche 
Vermögen  treffe,  wie  sie  durch  die  in  Rede  stehende  Hypotheken- 
bestellung getroffen  worden  sei. 

Diese  Annahme  des  Oberlandesgerichts  ist  für  rechtsirrtümlich  zu 
erachten.  Um  die  Frage  klarzustellen,  ob  im  vorliegenden  Falle  die 
Grundsätze  des  rheinischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  oder  die  Vor- 
schriften des  westflilischen  Gesetzes  über  das  eheliche  Güterrecht  zur 
Anwendung  zu  bringen  seien,  hätte  zunächst  untersucht  werden  müssen, 
ob  die  Bestimmung  des  letzteren,  dafs  der  überlebende  Ehegatte  bei 
fortgesetzter  Gütergemeinschaft  bis  zur  Schichtung  die  volle  Verfügungs- 
gewalt über  das  gemeinschaftliche  Vermögen  habe,  dem  Gebiete  dos 
Erbrechtes  oder  des  eheliclien  Güterrechtes  angehört  Ist  die  Be- 
stimmung eine  erbrechtliche,  so  ergiebt  sich  daraus,  dafs  sie  auf  die  in 
das  Gebiet  des  rheinischen  bürgerlichen  Gesetzbuches  verzogenen  Ehe- 
leute und  deren  Kinder  nicht  angewendet  werden  durfte.  Denn  es 
besteht  kein  Zweifel,  dafs  das  Erbrecht  sich  nach  den  Gesetzen  des 
letzten  Wohnortes  des  Erblassers  richtet.  Bezüglich  des  Nachlasses 
des  im  Jahre  1885  in  MUhlheim  a.  Rh.  im  Gebiete  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  verstorbenen  Vaters  der  klagenden  Kinder  und  bezüglich 
des  Pflichtteilsrechtes  der  Kinder  an  diesem  Nachlasse  konnte  daher 
nur  das  rheinische  Gesetz  angewendet  werden,  und  angesichts  der  vom 
Oberlandesgerichte  angezogenen  Bestimmungen  desselben  war  die  Witwe 
Sehr,  allein  nicht  befugt,  ein  gemeinschaftliches  Grundstück  zur  Hypothek 
zu  stellen.  Ist  dagegen  jene  Bestimmung  eine  güterrechtliche,  so  folgt 
sie  dem  obengedachten  allgemeinen  Grundsatze,  dafs  das  Güterrecht 
des  ersten  ehelichen  Wohnsitzes  auch  in  dem  neuen  Rechtsgebiete  an- 
wendbar ist,  wobei  dann  allerdings  noch  die  weitere  Frage  zu  unter- 
suchen bleibt,  ob  im  vorliegenden  Falle  dieser  Anwendung  ein  Verbots- 
gesetz entgegensteht. 

AnUngend  den  rechtlichen  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Be- 
stimmung des  Gesetzes  vom  16.  April  1860,  so  ist  in  manchen  Fällen 
schwer  zu  unterscheiden,  ob  beim  ehelichen  Güterrechte  der  Anspruch 
auf  einen  Nachkfs  aus  eigentlicher  Intestaterbfolge  oder  aus  der  blofsen 
Fortentwickelung  der  während  der  Ehe  bestehenden  Güterverhältnisse 
herzuleiten  ist.  Die  gesetzliche  Regulierung  der  Güterverhältnisse  unter 
Eheleuten,  insbesondere  bei  bestehender  Gütergemeinschaft  und  bei  An- 
erkennung des  Institutes  der  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  zwischen 
dem  überlebenden  Ehegatten   und   den   aus  der  Ehe  hervorgegangenen 
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Kindern,  greift  notwendig  ein  In  die  erbreehÜiefaeB  Becif^nageH  äet 
Ebelente  ontereinander  und  der  Rinder  zn  den  ISteni.  Zar  rieht^gea 
Untencheidnng  ist  eu  beachten,  dafs  alle  diejenigen  Bestimmtingen  als 
ein  BeetandteU  des  ebelicken  Ottterrechtes  ansnaehen  sind,  weMe  ame 
dem  Wesen  desselben  bervoi^ehen  tmd  ab  Felge  desselbeB  sni  be- 
traebten  sind,  wenn  sie  siok  aneb  ünfseriicb  als  erbrecbtliebe  darstelleB. 
Insbesondere  müssen  alle  VorBchriflen,  wetobe  sich  auf  die  Teilung  des 
gemeinscbaftlich  gewesenen  Vermögens,  den  NieMbraneb  nnd  die  Ver- 
fügongsbefugnis  des  Überlebenden  und  auf  die  for^gesetate  Glttezgemem- 
Schaft  bezieben  y  ab  güterrecbtliehe,  nicht  ab  erlnrecbtlicbe  behandelt 
werden,  weil  sie  mit  dem  Wesen  der  Giltergemeinschaft  in  nstroBn- 
barem  Zusammenhange  stehen  und  aus  demselben  berrergeben. 

Vergl.  Savigny^  System  des  beutigen  römischen  Rechts,  Bd.  8 
S.  836 ;  t;.  BoTj  Internationales  Friyatrecht,  2.  Aufl.,  Bd.  2 
S.  835;  Stobbe,  Deutaches  Priyatrecht,  3.  Aufl.,  Bd.  1 
S.  278;  Urt.  des  Reichsgerichtes  vom  19.  XII.  1884, 
Rep.  VI.  257/87. 
Legt  man  diesen  Mafsstab  an,  so  leuchtet  ein,  dafs  es  sich  im  vor- 
liegenden Falle  lediglich  um  eine  gttterrechtliche  Bestimmung 
handelt.  Sie  betriflt  die  Verftigangsbefagnis  des  ttberlebenden  Ehe- 
gatten bei  fortgesetzter  Gütergemeinschaft.  Wenn  auch  durch  diese 
ausgedehnte  Verftlgungsgewalt  thatsttcblich  das  Erbrecht  der  Kinder  an 
dem  verstorbenen  Parens  mit  betroffen  wird,  und  das  Gesetz  auch  im 
§  16  noch  Specialbestimmungen  über  den  Nachlafs  versterbender  Kinder 
trifft,  so  stehen  doch  diese  sämtlichen  Bestimmungen  mit  dem  vom 
Gesetze  aufgestellten  Systeme  der  Gütergemeinschaft  in  innerem  un- 
trennbarem Zusammenhange,  indem  sie  mit  dem  übrigen  Inhalte  des 
Gesetzes  ein  Ganzes  bilden.  Sie  sind  wie  das  Gesetz  selbst  gttterrecht- 
licher  Natur.  So  hat  auch  der  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches ftir  das  Deutsche  Reich,  welcher  neben  dem  ^gesetzlichen 
Güterrecht*'  ein  „vertragsmäfsiges  Güterrecht*  und  eine  „allgemeine 
Gütergemeinschaft"  anerkennt,  bei  den  Vorschriften  über  die  fort- 
gesetzte Gütergemeinschaft  erbrechtliche  Bestimmungen  über  das  Recht 
der  Kinder  auf  den  Nachlafs  des  verstorbenen  Parens  getrofi^Bu  (§  1381, 
zweite  Lesung).  Der  Entwurf  giebt  dadurch,  dafe  er  diese  Bestimmungen 
in  das  IV.  Buch,  Familienrecht,  und  zwar  in  den  Titel  über  eheliches 
Güterrecht,  nicht  in  das  V.  Buch,  Erbrecht,  aufgenommen  hat,  deutlich 
zu  erkennen,  dafs  er  die  vorgedachte,  an  und  für  sich  auf  das  Erbrecht 
der  Kinder  sich  beziehende  Vorschrift  als  eine  dem  ehelichen  Güter- 
rechte angehörende  betrachtet 

Demnach  bleibt  nur  noch  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  der  Aus- 
Übung  der  der  Witwe  nach  dem  Rechte  ihres  ersten  Wohnsitzes  zu- 
stehenden freien  Dispositionsbefiignisse  im  Rechtsgebiete  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  ein  verbietendes  Gesetz  entgegensteht  Diese  Frage 
dürfte  nicht  so  gestellt  werden,  wie  sie  das  Oberlandesgericbt  stellte: 
steht  die  weitgehende  DispositionsbeftigniB  des  ttberlebenden  Ehegatten 
in  Widerspruch   mit  den  Vorschriften  des  büigeiiicben  Cresetzbuches  ? 
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£0  kftDn  einem  Zweifel  nicht  unterliecpen,  dafs  dieser  Widersprach  vor- 
banden ist.  Eine  dem  rheinischen  ehelichen  Güterrechte  unterworfene 
Ehefrau  und  Witwe  würde  bei  gleichen  thatgächlichen  VerhUltnisBen 
gültigerweise  eine  solche  Verfügung  wie  die  in  Rede  stehende  nicht 
haben  tie£fon  kennen;  es  würden  ihr  Vorschriften  absolut  zwingender 
Natur,  wie  sie  im  bürgerlichen  Oesetebuche  über  die  Dispositions- 
belugnis  der  Eheleute  und  das  Erbrecht  der  Kinder  gegeben  sind,  ent- 
gegenstehen. Aber  die  Frage  war  dahin  zu  stellen:  Ist  es  durch  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  untersagt,  dafs  ans  einem  anderen  Rechtsgebiete 
angesogene  Eheleute  im  Bereiche  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  nach 
einem  fremden  durch  den  ersten  Wohnsitz  der  Eheleute  geschafiFenea 
ehelichen  Güterrechte  leben  können?  Besteht  ein  Prohibitivgesetz,  das 
die  Anwendung  des  nrsprünglichen  Domizilrechtes  der  Eheleute  im 
Grehiete  des  rheiniechen  Rechts  nicht  gestattet?  Die  Frage  kann  mit 
andern  Worten  dahin  gestellt  werden :  Gehören  die  Vorschriften,  welche 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  über  das  Güterrecht  der  Eheleute  trifft^ 
dergestalt  der  öffentlichen  Ordnung  an,  dafs  neben  denselben  andere 
abweichende  Vorschriften,  die  nach  einem  im  internationalen  Rechte 
anerkannten  Grundsätze  für  die  Eheleute  mafsgebend  bleiben,  nicht 
zur  Anwendung  kommen  dürfen? 

Diese  Frage  ist  aber  zu  verneinen.  Ein  derartiges  Prohibitivgesetz 
besteht  nicht  nach  den  rheinischen  Gesetzen.  Die  Regelung  des  ehe- 
liehen Güterrechtes  ist  nach  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches überhaupt  Vertrsgssache  unter  den  Eheleuten.  Die  öffentliche 
Ordnung  ist  dabei  nicht  beteiligt  Selbst  wenn  das  Güterrecht  der 
Eheleute  in  Ermangelung  eines  Vertrages  nach  den  für  diesen  Fall 
gegebenen  Vorschriften  des  btlrgerlichen  Gesetzbuches  zu  beurteilen  ist, 
mnfs  angenommen  werden,  dafs  auch  diese  Regelung  auf  stillschweigen- 
dem Privatwillen  der  Eheleute  beruht,  weil  sie  rechtlich  in  der  Lage 
waren,  die  gesetzlichen  Bestimmungen  durch  Vertrüge  abzuändern,  es 
aber  vorgezogen  haben,  sich  dem  vom  Gesetze  aufgestellten  Systeme  zu 
unterwerfen.  Aus  dieser  Vertragsnatnr  des  ehelichen  Güterrechts  folgt 
schon,  dafs  das  bürgerliche  Gesetzbuch  die  Anwendung  eines  ihm 
fremden  ehelichen  Güterrechtes  im  eigenen  Gebiete  nicht  allgemein 
untersagen  kann.  Es  würde  dadurch  mit  seinen  eigenen  Grundsätzen 
über  die  Vertragsfreiheit  auch  der  Ausländer  und  dem  Abs.  3  des 
Art  8  B.  G.B.,  welcher  in  gleicher  Weise  auf  in  Frankreich  residierende 
Ausländer  anzuwenden  ist,  in  Widerspruch  treten.  In  Frankreich  ist 
denn  auch  diese  Auffassung,  dafs  das  Recht  des  ersten  Domiziles  der 
Eheleute,  auch  wenn  sie  aus  dem  Auslande  nach  Frankreich  ziehen, 
mit  allen  Konsequenzen  ftlr  sie  selbst  und  bezüglich  der  aus  der  Ehe 
hervorgegangenen  Kinder  folgt,  und  dafs  ihr  Güterrecht  durch  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  des  neuen  Domiziles  nicht  beeinflufst  wird, 
in  Doktrin  und  Rechtsprechung  überwiegend  anerkannt 

Vergl.  Laurent,  Droit  mtemat.,  Bd.  5  N.  210.  216.  Derselbe, 
Droit  civü,  Bd.  81  N.  199  flg.  Urt.  des.  Kassationshofes 
in  Paris  vom  80.  I.  1854.     Sirey  1854  I  S.  268. 
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Danach   mufs   das  Urteil   des  Oberlandesgerichts  aufgehoben   und 
die  Berufung  gegen  das  erste  Urteil  zurückgewiesen  werden. 


Statutenkollision,  die  Rechtsbeständigheit  eines  Eigentumsvorhehatts 

betreffend. 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Braunschweig  vom  20.  September  1894  {SeufferU 

Archiv  Bd.  51,  N.  F.  21,  Nr.  1). 

M.  in  Hameln  (in  Preufsen)  hatte  an  B.  in  Königslutter  (im 
Herzogtum  Braunschweig)  mit  Eigentumsvorbehalt  eine  Maschine  ver- 
kauft, welche  aus  einer  Fabrik  in  Mannheim  direkt  an  B.  zu  liefern 
war  und  geliefert  worden  ist.  £s  wurde  ausgeführt,  dafs,  die  ttbrigen 
Erfordernisse  vorausgesetzt,  M.  —  welcher  die  Maschine  von  einem 
Dritten  vindizierte  —  an  derselben  erst  Eigentum  erworben  habe,  als 
die  Maschine  an  den  Käufer  B.  in  Königslutter  von  der  Eisenbahn- 
verwaltung  ausgeliefert  wurde,  und  hinzugefügt:  Hieraus  erhellt,  dafs 
der  im  Vertrag  gemachte,  erst  durch  späteren  Eigentumserwerb  von 
Seiten  des  Verkäufers  (Tradition  an  dessen  Stellvertreter  B.)  rechts- 
wirksam gewordene  Eigentumsvorbehalt  seine  Perfektion  einer  That- 
sache  verdankt,  welche  sich  in  Königslutter  vollzogen  hat,  und  dais 
deshalb  auf  solchen  Eigentumserwerb  vom  vorigen  Bichter  mit  vollem 
Recht  der  in  Braunschweig  geltende  Rechtssatz  des  §  18  des  braunschw. 
Mobiliarpfandgesetzes  angewandt  worden  ist,  wonach  ein  Vorbehalt  des 
Eigentums  an  beweglichen  Sachen  zur  Sicherung  von  Forderungen  un- 
gültig ist.  Diese  Auffassung  erscheint  umsomehr  gerechtfertigt,  wenn 
man  in  Übereinstimmung  mit  der  reichsgeriohtlichen  Praxis  (Entsch. 
Bd.  7  S.  150,  Bd.  20  S.  829  Abs.  2)  davon  ausgeht,  dafs  das  pac- 
tum reservaii  dominii  sich  als  Nebenvertrag  darstellt,  welcher  nicht 
dem  obligatorischen  Vertrage,  auf  welchem  der  Kauf  beruht,  sondern 
dem  in  dem  Geben  und  Nehmen  einer  Sache  (Tradition)  sich  voll- 
ziehenden dinglichen  Vertrage  beigefllgt  wird. 


Hypothek  an  Flufssehiffen  gegenüber  der  Heuerforderung,  —  Ist 
letztere  beim  öffentlichen  Verkauf  bevorrechtigt? 

Urteil  des  O.L.G.  Hamburg  vom  6.  Juni  1896  (Hans,  Gerichtsztg. 

Hauptbl.  Nr.  88). 

Der  dem  Schiffer  Schutt  gehörige  890  cbm.  groPse  Flufskahn 
Nr.  1576,  in  Hamburg  beheimatet,  ist  von  dem  Verwalter  in  dem 
über  das  Vermögen  des  Schutt  eröffneten  Konkurse  am  12.  Juni  1895 
öffentlich  zwangsweise  f^r  8100  Mk.  verkauft  worden.  Nach  dem 
vom  Amtsgericht  aufgemachten  Teilungsplan  soll  von  den  eingetragenen 
Hypotheken  die  letzte  8800  Mk.  grofse,  dem  Kläger  Drewes  gehörige, 
ganz  und  von  der  vorhergehenden  5500  Mk.  grofsen  der  Kläger  (besEw. 
Nebenintervenienten)   RothenbUcher,   Maas  &  Lüdicke   ein  Betrag   von 
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178,82  Mk.  ausfallen.  Dagegen  soll  ans  dem  Verkan&erlöse  eine  von 
dem  Beklagten  Reimann  angemeldete,  später  von  demselben  aber  an 
die  Nebenintervenientin  H.  Borowiez  &  Gittermann  cedierte  Forderung 
von  697,99  Mk.  als  bevorrechtigt  befriedigt  werden.  Mit  selbständig 
erhobenen  Klagen  hat  jeder  der  beiden  Elläger  gegen  Reimann  be- 
antragt, den  Teilungsplan'  dahin  abzuändern,  dafs  die  beklagtische 
Forderung  erst  nach  den  klägerischen  zu  berücksichtigen  sei.  Der 
Klage  des  Pfiindgläubigers  Drewes  ist  die  Firma  Rothenbttcher, 
Maas  &  Lüdicke  als  Nebenintervenientin  beigetreten,  hat  den  Antrag 
des  Drewes  unterstützt  und  nur  ilir  eigenes  dem  Drewes  noch  vor- 
gehendes Pfandrecht  sich  vorbehalten.  Das  Landgericht  hat  den  An- 
trägen der  Kläger  in  beiden  Sachen  entsprochen  mit  der  Formulierung, 
es  werde  festgestellt,  dafs  die  dem  Beklagten  aus  dem  Verkaufserlös 
zustehende  Forderung  erst  nach  Deckung  der  den  Klägern  im  genannten 
Kahne  angeführten  Forderungen  zu  berücksichtigen  und  der  Teilungs- 
plan des  Amtsgerichts  entsprechend  abzuändern  sei. 

Das  Oberlandesgericht  III  hat  am  6.  Juni  1896  die  beklagtische 
Berufnng  verworfen. 

Aus  den  Gründen: 

Was  den  materiellen  Streit  der  Parteien  anbelangt,  so  ist  vorweg 
die  Frage  nach  dem  mafsgebenden  Recht  zu  entscheiden.  Der  Rang 
der  Pfand-  oder  sonstigen  Vorzugsrechte  beim  Zwangs- 
verkauf eines  immobilisierten  Schiffs  —  ein  solches  steht  hier  in  Frage, 
da  es  mehr  als  50  cbm  Raumgehalt  mifst  —  richtet  sich  nach  dem  am 
Ort  des  verkaufenden  Gerichts  geltenden  Recht; 

V.  Bar,   Internationales  Privatrecht  Bd.  II   S.  199   (Aufl.  2); 

MUelstein ,  Schifispfandrecht  S.  286  flg. 

Urteil   dieses   Senats   i.  S.   Stumore   c.    Laing  Hauptbl.  1894 

Nr.  32, 
Urteil  des  O.L.G.  I  Hauptbl.  1895  Nr.  19. 

Wenn  also  das  Hamburgische  Recht  für  die  Rangordnung  der  Pfand- 
rechte entscheidend  ist,  so  kann  doch  möglicherweise  die  Entstehung 
eines  solchen  Pfandrechts  auch  auf  ein  aufserhamburgisches  Recht 
gestützt  werden.  Das  versacht  Beklagter  Reimann,  indem  er  vorträgt, 
das  preufsische  Landrecht  müsse  hier  zur  Anwendung  gelangen.  Dem 
steht  aber  §  6  Abs.  2  des  Hamb.  Gesetzes,  betr.  die  Verpfandung  von 
Schifien,  vom  27.  April  1885  entgegen,  welcher  bezüglich  solcher 
Hypotheken,  die  im  Schiffsregister  eingetragen  sind  (die  klägerischen 
Posten  sind  derartige),  bestimmt: 

„Die  eingetragenen  Posten  stehen  dem  reichsgesetzlichen  Pftmd- 
rechte  der  Schiffsgläubiger  und  dem  landesgesetzlichen  Pfandrechte 
nach,  sie  gehen  den  nicht  eingetragenen  vertragsmäfsigen  Pfand- 
rechten vor." 

Dafs  das  Schiffsgläubigerrecht  des  Art.  757  H.G.B.  in  Hamburg  auf 
Flufsschiffe  keine  Anwendung  flndet,  hat  das  angefochtene  Urteil  mit 
zutreffender  und  ein&ch  in  Bezug  zu  nehmender  Begründung  dargelegt. 
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Stat  II  5,  8  und  II  14,  15  ergeben  dalttr  keineriei  Anhalt,  4a  sie 
gamicht  von  Heuerfordenuigeii  sprechen.  DaTs  auch  nkbt  etwa  gewöhn» 
heitsrechtlich  sich  eine  solche  Ausdehnung  in  Bamboig  herawigehildat 
hat,  ist  ebeaiails  UberBea^end  aosgeftlhrt  worden.  Die  yom  Amtsgericht 
eingeholte  gutachtliche  Aarerung  steht  dem  keineswi^  entgegen,  da 
die  vereinaelten  dort  angefUuten  Fälle  eibe  iirjge  Rechtsanwendung 
des  AmtsgerichlB  enthalten  und  fOr  eine  Bechtsübeiseogung  der  be- 
teiligten Kreise  nichts  ergeben. 

£s  fragt  sich  dahor,  was  in  der  citierten  €resetBesbestiinmang  unit^ 
^landesgesetalichem  Pfiuidrecht^  zu  verstehen  ist  Der  Ausdruck  findet 
sich  schon  in  dem  ersten  (noch  auf  Seeschiffe  beschrftnkten)  Senats- 
entwürfe  vom  2.  Mai  1883,  Verhandlungen  zwischen  Senat  und  Bttig«'- 
Schaft  1883  S.  195  ff,  und  ist  bei  den  ferneren,  andere  Differenzpuikte 
behandelnden  Verhandlungen  der  geaet^ebenden  Faktoren  weder  be- 
anstandet, noch  auch  ntther  erläutert  worden;  cf.  Bericht  des  bttrger- 
schaftlichen  Ausschusses  vom  80.  Januar  1884,  Verhandlungen  1884 
S.  61  ff*  Höchstens  liefse  sich  aus  den  Motiven  ftlr  die  Ansicht,  dafs 
unter  „  landesgesetzlichem **  nur  das  nach  topischem  Hamburgischem 
Recht  gesetzlich  geltende  Pfandrecht  zu  verstehen  sei,  insofern  etwas 
entnehmen,  als  die  darin  ausdrücklich  erwähnten  auch  femer  zu  bevor- 
zugenden  Pfandrechte  dieselben  sind,  welche  MUtelstein  a.  a.  0.  S.  128  ff. 
aufzählt 

Für  diese  von  diesem  Gericht  bevorzugte  Auslc^gung  des  §  6  Abs.  2 
spricht  aber  vor  allem  die  Rücksicht  auf  die  praktischen  Bedttrftiisse, 
welche  ftlr  die  Einrichtung  eines  Schifisverpftlndungsregisters  mafsgebend 
waren.  Ein  dem  Hypothekenwesen  an  Grundstücken  nachgebildetes 
registermäfsiges  Pfandrecht  an  Schiffen  würde  nur  wenig  Sicherheit 
gewähren,  wenn  die  demselben  noch  vorgehenden  Vorzugsrechte  nicht 
klar  umgrenzt  wurden.  Das  geschah  durch  den  Hinweis  auf  die 
Schiffsgläubiger  des  H.G.B.  und  auf  die  am  Orte  des  Schifferegisters 
anerkannten  topischen  Pfiindrechte.  Solche  Sicherheit  würde  aber  ganz 
wesentlich  beeinträchtigt  sein,  wenn  das  in  Hamburg  beheimatete  und 
daselbst  zum  Zwangsverkauf  gelangende  Schiff  auch  solchen  Gläubigem 
als  Pfand  in  erster  Linie  haften  sollte,  welche  infolge  auswärts  ge- 
schlossener  Verträge  des  Schiffers  nach  dem  auswärtigen  Rechte  Vorweg- 
befriedigung  würden  verlangen  können.  Die  vom  hamburgischen  G^esetz 
angeordnete  Rangordnung  der  Pfandrechte  bevorzugt  also  nur  das 
reichsgesetzliche  Schifisgläubigerrecht  und  die  landesgesetzltchen  Pfand- 
rechte des  hamburgischen  topischen  Rechts  vor  den  eingetragenen 
Hypotheken,  nicht  aber  die  in  den  Nachbarstaaten  den  nach  dortigem 
Recht  erworbenen  Pfandrechte.  Wäre  es  aber  auch  anders,  würde 
also,  wie  Beklagte  verfechten,  die  Bestimmung  des  allgem.  preufs. 
Landrechtes  Tl.  I  Tit.  20  §  325  mit  als  landesgesetzliches  Pfandrecht 
begriffen  werden  können,  so  würde  eine  dem  Beklagten  günstigere 
Entscheidung  doch  nicht  getroffen  werden  können.  Für  die  Rechte, 
welche  der  Steuermann  Reimann  dem  Schifiseigner  Schutt  g^enüber 
hatte,    war  an  und  für  sich  nicht  das  preufslsche,   sondern  das  ham- 
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bnrgische  Recht  mafsgebend.  Dftfs  der  Engagementskontrakt 
in  Berlin  geochlosBen  sein  soll,  ist  dafür  ohne  Bedeutung.  Entscheidend 
ist,  wo  die  Verpflichtung  des  Schutt  zu  erfüllen  war.  Nun  kann 
dahingestellt  bleiben,  ob  Schutt,  wie  Beklagte  behaupten,  sein  Domiail 
in  Wandsbeck  hatte,  denn  dort  gilt  jedenfalls  das  preufsische  Landrecht 
nidit.  Aber  da  die  letzte  Reise  in  Hamburg  ihr  Ende  erreichte  und 
da  das  Schiff,  für  welches  die  Heuerforderung  begründet  wurde,  in 
Hamburg  seinen  Heimatshafen  hatte,  so  mufs  auch  angenommen  werden, 
dafs  die  Henerfordemng  in  Hambu]^  zu  berichtigen  war. 

Das  preufsische  Landrecht  könnte  also  nur  dann  zur  Anwendung 
gelangen,  wenn  Schutt  und  Reimann  sich  demselben  vertragsmäfsig 
unterworfen  htttten.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  dazu  die 
unter  Schutts  Zeugnis  verstellte  Behauptung  ausreichen  wttrde: 

dafs  die  Parteien  bei  Abschlufs  des  Heuervertrages  sich  dem  preufsi- 
sehen  Recht  haben  unterwerfen  wollen, 

wenn  gamicbts  darüber  gesagt  wird,  wie  denn  solcher  Wille  in  die 
Erscheinung  getreten  sei.  Denn  wenn  es  auch  wirklich  so  wäre,  so 
würde  zwar  preufsisches  Landrecht  anzuwenden  sein,  das  Recht  des 
Reimann  könnte  aber  die  Rangordnung  vor  den  klHgerischen  Hypo- 
theken dennoch  nicht  beanspruchen,  weil  es  nicht,  wie  das  Gesetz  §  6 
Abs.  2  cit.  vorschreibt,  als  landesgesetzliches,  sondern  als  ver- 
tragsmäfsiges  Pfandrecht  zum  Zuge  kllme.  Gesetzlich  wtfre  es 
nicht  begründet,  weil  das  Rechtsverhältnis  des  Heuervertrages  an  sich 
dem  preufsischen  Landrecht  nicht  unterstand,  sondern  nur  durch  den 
besonderen  Vertrag  der  Parteien  würde  das  in  diesem  Rechtssystem 
begründete  Pfandrecht  für  mafsgebend  erklärt  sein.  Durch  solche 
Vereinbarung  kann  aber  die  gesetzliche  Rangordnung  der  Pfandrechte 
nicht  alteriert  werden.  VertragsmKfsige  Pfandrechte  sollen  ja  gerade 
den  eingetragenen  nachstehen. 


StcUutenkollision  hejsüglich  der  Frage,  welche  Rechte  dem  Käufer 
aus  der  rechtzeitigen  Mängelrüge  zustehen, 

Urteil  des  Oberlandesgerichts  Braunschweig  vom  18.  Oktober  1894  (SeufferU 

Archiv  Bd.  51,  N.  P.  21,  Nr.  86). 

Fttr  das  Vertragsverhttltnis  der  Parteien  war  zunXchst  das  Handels- 
gesetzbuch mafsgebend,  dessen  vier  erste  Bücher  auch  in  den  in  Betracht 
kommenden  Lündem  des  Kaiserreichs  Osterreich  Geltung  haben  (v,  Hahn, 
Komm.,  4*  Aufl.,  Bd.  1  S.  29).  In  Befolgung  der  Vorschriften  des 
Art.  847  dieses  Gesetzes  hat  Beklagter  sich  durch  rechtzeitige  Rüge 
seine  Zuständigkeiten  wegen  Lieferung  vertragswidriger  Ware  gesichert. 
Darüber  aber,  welche  Rechte  ihm  danach  zustehen,  giebt  das  Handels- 
gesetzbuch keine  Auskunft,  es  entscheidet  vielmehr  das  bürgerliche 
Recht.  Eine  Untersuchung,  welches  Recht  dabei  anzuwenden  sei,  dns 
hiesige  oder  das  österreichische,  führt  auf  das  erstere.     Ob  daraus,  dnfs 

Z«itschiift  f.  intern.  PriTAi-  n.  Strafrecht  etc.,  Bimd  VI.  38 
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die  Klägerin  darch  ihren  hiesigen  Agenten  hier  den  Vertrag  abschliefsen 
liefs,  gefolgert  werden  könne,  dafs  man  beabsichtigt  habe,  das  Vertrags- 
Verhältnis  überhaupt  dem  hiesigen  Rechte  zu  unterwerfen,  kann  dahin- 
gestellt bleiben;  dagegen  wtlrde  sprechen,  dafs  dieser  Vertragsschlufs 
nicht  wohl  anders  beurteilt  werden  kann,  als  wenn  er  durch  die 
RlMgerin  selbst  oder  einen  Reisenden  hier  bewirkt  wäre.  Es  ist  aber 
auch  eine  einheitliche  Behandlung  des  Vertragsverhältnisses  nach  seinen 
verschiedenen  Richtungen  hin,  seine  Unterstellung  unter  dasselbe  Recht, 
nicht  geboten,  vielmehr  anerkanntermafsen  zulässig,  die  Obliegenheiten 
jedes  Kontrahenten  nach  seinem  Rechte  zu  beurteilen;  dies  soll  nach 
Stobbe  (D.  Privatr.  2  Aufl.  Bd.  1  S.  282)  bei  einem  Vertragsschlufs 
unter  Abwesenden  stets  eintreten  und  wird  unbedenklich  auch  ftir  den 
vorliegenden  Fall  ab  von  den  Kontrahenten  gewollt  angesehen,  und 
deshalb  —  nach  der  bekannten  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  — 
auf  die  Verbindlichkeiten  des  Käufers  das  hiesige  Recht  anzuwenden 
sein.  Zu  demselben  Resultat  gelangt  man,  wenn  man,  den  Willen  der 
Parteien  dahingestellt  lassend,  auf  den  zur  Aushülfe  als  mafsgebend  an- 
erkannten Erfüllungsort  zurückgreift  (H.6.B.  Art  324,  342).  Als  streitig 
ist  hier  in  der  That  die  kontraktliche  Verpflichtung  des  Käufers  an- 
zusehen, welcher  mit  der  Ableugnung  solcher  Verpflichtung  die  sich 
aus  der  Befreiung  von  derselben  ergebenden  Ansprüche  auf  Ersatz  der 
Unkosten  geltend  macht 


Haftet  der  in  Hamburg  domizilierte  Eigentümer  eines  Flufsdampfers 
für  Schaden  aus  einer  im  Gebiete  des  preufsischen  LandrecMs 
vorgefallenen  Kollision  des  Dampfers  mit  einem  nichthamburgischeu 

Schiff? 

Urteil  des  Reichsgerichts  vom  1.  Juli  1896  (Hans.  Gerichtsztg.  1896 

Hauptbl.  Nr.  90). 

Vergl.  oben  S.  170. 

In  dieser  oben  S.  170  referierten  Sache  wies  das  Reichsgericht 
am  1.  Juli  1896  die  klägerische  Revision  zurück. 

Entscheidungsgründe: 

Entgegen  der  Bestimmung  des  §  275  der  CPr.O. ,  wonach  die 
Entscheidung  durch  Zwischenurteil  nur  über  einzelne  selbständige 
Angrifis-  oder  Verteidigungsmittel  erfolgen  kann,  hat  das 
Berufungsgericht  die  rechtliche  Vorfrage,  ob  die  Beklagten  auf  Grund 
des  §  54  des  Hamburger  Einf.Ges.  zum  H.6.B.  zum  Schadensersätze 
verpflichtet  seien,  durch  Zwischenurteil  entschieden.  Diese  die  Frage 
bejahende  Entscheidung  beruht  auf  unrichtiger  Anwendung  des  ge- 
dachten §  54,  durch  dessen  Verletzung  nach  §  11  der  kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  28.  September  1879  die  Revision  begründet  wird. 

Bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Beklagten,  welche  ihren 
Wohnsitz  in  Hamburg  haben,  ftlr  ein  im  Gebiete  des  preufsischen 
Landrechtes  verübtes  Verschulden   der  Besatzung  ihres  Schiffes  haftbar 
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aeien,  ist  von  dem  in  WiBsenschaft  und  Kechtsprecbong  anerkannten 
Grandaatae  anszagehen,  dafs  f&x  die  Entscbeidang  darüber,  ob  eine 
Handlung  oder  UnterUissang  als  Bchuldhaft  (als  Verscbalden  oder  Vit- 
sehen)  zu  gelten  habe,  die  Gesetze  des  Ortes  der  That  oder  der  Unter- 
lassung mafsgebend  sind.  So  hat  sich  auch  die  Klflgerin  datür,  nach 
welcher  Richtung  der  Führer  des  Schiffes  „Schmeil  und  Friedrich^ 
auszuweichen  hatte,  auf  die  Sciiifiahrts-Polizeiordnung  für  den  Regierungs- 
bezirk Potsdam  berufen.  Würde  nach  dem  am  Thatorte  bestehenden 
Gesetze  das  Verlialten  der  Besatzung  des  Schiffes  der  Beklagten  nicht 
als  Verschulden  zu  beurteilen  sein,  so  konnte  nicht  deshalb  eine  Ersatz- 
pflicht  der  Beklagten  ausgesprochen  werden,  wenn  und  weil  etwa  die 
an  ihrem  Wohnsitze  bezüglich  der  Obliegenheiten  der  Flufsschiffer 
geltenden  Bestimmungen  zu  einer  strengeren  Beurteilung  der  Mann- 
schaft führen  müfsten.  Damit,  dafs  das  Gesetz  des  Ortes,  wo  eine 
Handlung  begangen  oder  unterlassen  worden  ist,  darüber  entscheidet, 
ob  ein  Verschulden  und  eine  Pflicht  zum  Schadensersatze  vorliegen, 
wird  aber  die  Folgerung  nahe  gelegt,  dafs  dasselbe  G^etz  auch  dafUr 
mafsgebend  sein  mufs,  ob  ein  Drittor  für  den  unmittelbar  Schuldigen 
zu  haften  habe.  Die  Haftung  des  Dienstherrn  ftlr  Verschulden  seiner 
Angestellten  in  Ausübung  ihres  Dienstes  kann,  wenn  sie  sich  auch 
gesetzgeberisch  aus  wirtschaftlichen  und  aus  Gründen  der  Billigkeit 
rechtfertigen  läfst,  doch  nur  anerkannt  werden,  wenn  besondere  Gesetze 
sie  aussprechen.  Bei  der  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Einheit- 
lichkeit und  wechselseitigen  Bedingtheit  der  unmittelbaren  und  mittel- 
baren Haftung  können  aber  die  besonderen  Landesgesetze ,  die  letztere 
aassprechen,  nur  ftlr  das  eigene  Rechtsgebiet  und  nur  für  die  Fälle 
geltöi,  in  denen  auch  nach  den  dort  bestehenden  Gesetzen  zu  ent- 
scheiden ist,  ob  eine  unmittelbare  Haftung  aus  Verschulden  begründet 
sei.  Die  Haftung  des  Dienstherrn  beruht  weder  auf  eigenem  Ver- 
schulden noch  auf  einem  VertragsverhKltnisse  zum  Beschädigten,  son- 
dern sie  stellt  sich  nur  als  gesetzliche  Erweiterung,  als  Umwälzung 
der  Haftung  des  zunächst  Schuldigen  auf  diesen  Andern  dar.  Wenn 
daher  die  Gesetzgebung,  nach  der  zu  beurteilen  ist,  ob  ein  Verschulden 
und  eine  Haftung  daftlr  anzunehmen  seien,  diese  Haftung  nicht  auf 
eine  dritte  am  Vorfalle  nicht  beteiligte  Person  erstreckt,  so  kann  dieser 
Dritte  nicht  deshalb  herangezogen  werden,  weil  er  nach  dem  Rechte 
seines  Wohnsitzes  ftlr  in  dessen  Haftungsgebiete  begangene  Versehen 
seiner  Untergebenen  einzustehen  hat.  Dies  ist  ebensowenig  gerecht- 
fertigt, als  wenn  man,  wie  vorstehend  bemerkt,  den  Dienstherrn  ftlr 
ein  Verhalten  seines  Angestellten  haftbar  machen  wollte,  das  nach  dem 
Gesetze  des  Wohnsitzes  des  Dienstherm  zum  Schadensersätze  ver- 
pflichtet, nicht  aber  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  That,  so  dafs, 
wenn  er  selbst  hier  die  in  Frage  stehende  Handlung  voigenommen 
hätte,  er  nicht  ftir  zum  Ersätze  eines  Scliadens  verpflichtet  erklärt 
werden  könnte.  Nach  diesen  Grundsätzen  mufs  angenommen  werden, 
dafs  der  §  54  des  Einf.Ges.  vom  22.  Dezember  1865,  welcher  die 
ArtL  786 — 741  des  H.G.B.  auch  auf  die  FlufsschifPahrt  ftlr  anwendbar 

33* 
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erklärt,  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nur  für  solche  Zosammen- 
stOfse  Ton  Schiffen  Geltung  haben  soll,  weiche  sich  im  Gebiete  der 
Hamburger  Flufsschiflfiihrt  ereignen. 

Wenn  im  Berufungsurteile  darauf  hingewiesen  wird,  dafs  das 
Hamburger  Gesetz  den  Schiffen  eine  dingliche  Belastung  aufl^;e  und 
das  Gesetz  nicht  gewollt  haben  könne,  dafs  das  Hambuiger  Flnfssebiff 
mit  jedem  Ortswechsel  auch  sein  Recht  wechsele,  so  wird  dabei  über- 
sehen, dafs  vor  der  Frage,  ob  ein  Schiff  dinglich  belastet  werde,  die 
Frage  zu  entscheiden  ist,  ob  eine  Ersatzpflicht  des  Reeders  bestehe, 
ftkr  welche  eine  dingliehe  Belastung  entstehen  kann.  Das  Schiff  ist 
nicht  von  yomherein,  schon  bei  der  Ausfahrt,  dinglich  belastet,  son- 
dern wird  erst  belastet,  wenn  eine  Schuld  entsteht,  fttr  die  das  Schiff 
vom  Gesetze  fttr  verhaftet  erklärt  wird. 


Arrestanlage  in  den  NacMafs  eines  in  Baden  verstorbenen  nissisehen 
Staatsangehörigen,  C.Pr.  0. 786  ff.,  804  ff.,  Not.  0.  §  80  Ziff.  J3,  81. 
Konvention  über  die  Begelung  von  Hinterlassenschaften  jswischen 
deni  Deutschen  Reich  und  Rufsland.  Vom  12.  Novbr.131.  Oktbr. 
1874,  R.G.B.  1875,  S.  136  ff.    Art.  1  ff.,  5,  8,  9. 

Urteil  des  Landeerichte  Karlsruhe,  O.K.  III,  vom  21.  Mai  1896,  i.  S.  Saeor 
u.  Gen.  gegen  die  Erben  des  Fürsten  Wlademir  Menchikoff.    (Annalen  der 

grofsh.  badischen  Gerichte  Bd.  LXH  S.  201.) 

Auf  das  am  26.  September  1898  in  Baden  erfolgte  Ableben  des 
russischen  Staatsangehörigen,  Fürsten  W.  M. ,  welcher  dort  Wohnsitz 
hatte,  gab  noch  am  gleichen  Tage  der  zuständige  Notar  der  kaiserl. 
russischen  Gesandtschaft  von  dem  Sterbefall  Nachricht  und  begann  mit 
der  vorgeschriebenen  Versiegelung,  Verzeichnung  und  Abschätzung  des 
Nachlasses,  welches  unter  Mitwirkung  des  russischen  Geschäftsträgers 
unternommene  Geschäft  am  80.  Oktober  1888  beendet  wurde.  Der 
in  Liegenschaften  (geschätzt  zu  420  000  Mk.),  Fahrnissen  und  Forde- 
rungen bestehende  Nachlafs  betrug  2  087  994,58  Mk.,  nach  Abzug  der 
Schulden  und  Vermächtnisse  (unter  welch^  letzteren  auch  die  Ansprüche 
der  später  als  Arrestkläger  aufgetretenen  Vermächtnisnehmer  zu  77469,50 
Mark  berechnet  mit  zusammen  399  222,05  Mk.)  aber  noch  rein 
1  638  772,53  Mk. 

Die  Fahrnisse,  sowie  die  Gelder  und  Wertpapiere  wurden  nach 
geordneter  Feststellung  gemäfs  Art  5  und  9  der  Konvention  in  den 
ftlrsorglichen  Besitz  dem  kaiserl.  russischen  Gesandten  groben  gegen 
dessen  Verpflichtung,  die  Gegenstände  des  Nachlasses  den  Bestimmungen 
der  Konvention  entsprechend  im  Inlande  in  Verwahrung  zuilickzu* 
behalten. 

Der  Verstorbene  hatte  zu  St.  Petersburg  am  7.  März  1887  einen 
letzten  Willen  errichtet  und  darin  die  Fürsten  V.  G.  in  Moskau  und 
N.  G.  in  Petersburg  als  Erben  eingesetzt  und  unter  andern  Vermächt- 
nissen auch  seine   Dienerschaft   zu   Baden   reichlich    bedacht;    die  Er- 
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Offirnng  hieron  an  dieselbe  geschah  durch  den  grofsh.  Notar  am  11. 
und  12.  Dezember  1898.  Indes  verzögerte  sich  der  Vollzug,  ins- 
besondere weil  der  letzte  Wille  noch  nicht  von  den  russischen  Gerichten 
bestKtigt  worden,  und  beantragten  deshalb  26  zur  Dienerschaft  in  Baden 
gehörige  Personen  mit  Schriftsatz  vom  15.  Februar  1894,  es  solle  ftir 
ihre  Ansprüche  aus  rtlckständigem  und  laufendem  Gehalt,  sowie  aus* 
Vermächtnis  —  die  sie  im  Gesamtbeträge  mit  157  839,40  Mk.  im 
einzelnen  entziflPerten  —  und  flir  die  Kosten  der  dingliche  Arrest  in 
das  zu  Baden  befindliche  Nachlafsvermögen  des  verstorbenen  Fürsten  M. 
angeordnet  and  in  dessen  Vollzug 

1.  das  entsprechende  Verttufserungs-  und  Belastungsverbot  bezüg- 
lich der  in  Baden  gelegenen  Liegenschaften  erlassen  und 

2.  die  Pf)Uidung  der  Forderungen  der  Erben  auf  Heransgabe  des 
gesamten  Nachlafsvermögens  gegen  den  kaiserlich  russischen  GesciiKfts- 
tritger  verftigt  werden. 

Zur  Glaubhaftmachung  der  Ansprüche  wurde  sich  auf  den 
Inhalt  der  Verlassenschaftsakten  und  des  Arrestgrundes  auf  das  in 
einer  andern  Arrestsache  gegen  die  beklagten  Erben  enthaltene  Zeugnis 
von  zwei  Personen,  wonach  der  eine  in  Baden  befindliche  Erbe,  Fürst 
V.  G. ,  die  Schlüssel  zur  Villa  des  verstorbenen  Fürsten  M.  erhalten 
nnd  durch  Beauftragte  verschiedene  Gegenstände  hieraus  in  seine  Woh- 
nnng  verbracht  habe,  sowie  auf  ein  Stück  des  Badeblattes  mit  der 
Ankündigung  einer  Versteigerung  der  im  Nachlafs  befindlichen  Pferde 
berufen.  Das  grofsh.  Amtsgericht  Baden  erliefs  nach  Besprechung  mit 
dem  kaiserl.  russ.  GeschKftstrttger,  welcher  die  Bestreitung  von  manchen 
Forderungen  in  ihrem  Betrage  als  wahrscheinlich  in  Aussicht  stellte, 
übrigens  unter  Verwahrung  gegen  die  Kosten  gegen  das  Verftufserungs- 
verbot  und  die  ForderungspfMndung  nichts  einwenden  wollte,  die  be- 
anti-agte  Arrestverftlgung  unterm  15.  Februar  1894. 

Hiegegen  erhoben  nun  die  Nachlafserbeu  Widerspruch  mit  dem 
Erfolge,  dafs  der  Arrest  vom  15.  Februar  vom  grofsh.  Amtsgerichte 
Ba'len  unterm  18.  Mai  1894  wieder  aufgehoben  wurde.  Dasselbe 
führte  unter  Hinweisung  auf  Art  5  und  9  der  Konvention  im  wesent- 
lichen aus,  dafs  der  verzeiclmete  bewegliche  Nachlafs,  dem  kaiserL 
russischen  Geschäftsträger  in  Besitz  gegeben,  von  diesem  als  ein  den 
badischen  Gesetzen  unterliegendes  Depositum  in  Verwahr  zu  behalten 
habe,  bis  zum  Ablauf  von  8  Monaten  von  dem  Todestag  an,  also  vor- 
li^endenfiftUs  bis  zum  26.  Mai  1.  J. 

Aber  anch  nach  Ablauf  dieser  Frist  dürfe  gemäfs  Art.  8  der  ge- 
nannten Konvention  eine  Änderung  hierin  nicht  eintreten,  so  lange 
noch  Forderungen  gegen  den  Nachlafs  vorliegen  und  solange  nicht  alle 
dem  Nachlafs  zur  Last  fallenden  Kosten  und  Rechnungen  nach  den 
im  Lande  geltenden  Tarifen  berichtigt  worden  seien.  Hiemach  habe, 
so  lange  die  seitens  der  Kläger  erhobenen  Ansprüche  nicht  berichtigt 
seien,  der  gesamte  Nachlafs  des  verstorbenen  Fürsten  in  Deutschland 
zu  verbleiben,  und  dieser  Nachlafs  betrage  auch  nach  Abzug  aller,  auch 
der  bestrittenen  Ansprüche,  noch  über  1^/2  Millionen  Mark. 
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Da  die  Forderungen  der  Kläger  einschliefsUch  der  etwaigen  Kosten 
nur  etwa  162  000  Mk.  betragen,  so  brauchen  etwaige  über  diese  An- 
sprüche eigehende  Urteile  nicht  im  Auslande  vollstreckt  zu  werden, 
auch  könne  von  einer  sonstigen  Vereitelung  oder  Erschwerung  der 
Vollstreckung  keine  Rede  sein,  falls  die  Bestimmungen  der 
'Konvention  seitens  der  russischen  Gesandtschaft  be- 
achtet werden.  Dafs  letasteres  geschehen  werde,  müsse  das  Grericht 
in  erster  Linie  unterstellen,  und  es  könne  nicht  die  blofse  Möglichkeit 
einer  Verletzung  der  Konvention  oder  jede  unbedeutende  Verletzung 
als  ein  Grund  für  die  Annahme  angesehen  werden,  dafs  die  Voll- 
streckung der  Urteile  vereitelt  oder  erschwert  werde.  Es  müssen  viel- 
mehr Thatsachen  glaubhafk  gemacht  werden,  aus  denen  zu  entnehmen 
sei,  dafs  entgegen  der  Konvention  das  Nachlafsvermögen  oder  ein  Teil 
desselben  in  das  Ausland  geschafft  werde.  Der  klttgerische  Vertreter 
habe  nun  allerdings  durch  zwei  Zeugen  bescheinigen  lassen,  dafs  der 
Erbe  Fürst  Viktor  G.  im  Besitze  der  Schlüssel  zur  Villa  M.  gewesen, 
dafs  Beauftragte  dieses  Fürsten  Gegenstände  in  der  Vilhi  eingepackt 
hätten  und  dafs  versucht  worden  sei,  die  Pferde  des  Nachlasses  ohne 
behördliche  Mitwirkung  zu  veräufsem. 

Das  Gericht  habe  auch  auf  Grund  dieser  Bescheinigungen  und  der 
inoffiziellen  Zustimmungserklärung  des  Geschäftsträgers  der  kaiserl. 
russischen  Gesandtschaft  seinerseits  den  Arrest  verfügt.  Nachdem  aber 
in  der  Zwischenzeit  keine  weiteren  Anhaltspunkte  daftlr  beigebracht 
werden  konnten,  dafs  Fürst  V.  G.  in  Wirklichkeit  Nachlafsgegenstände 
bei  Seite  geschafft  habe,  nachdem  aus  den  Nachlafsakten  sich 
nicht  die  geringste  Verletzung  der  Konvention  ergeben  habe,  vielmehr 
aus  denselben  entnommen  werden  konnte,  dafs  auch  die  Versteigerung 
der  Pferde  in  vollständig  ordnungsgemäfser  Weise  unter  Zuzug  der  in- 
ländischen Behörden  stattfiind,  habe  das  Gericht  die  Überzeugung  ge- 
wonnen, dafs  die  Bestimmungen  der  Konvention  in  den  wesentlichen 
Punkten  gewahrt  werden  und  dafs  somit  nach  Art  8  dieser  Konven- 
tion das  Nachlafsvermögen  so  lange  im  Inlande  verbleiben  werde,  ab 
die  klägerischen  Forderungen  nicht  berichtigt  seien.  Das  Glicht  er- 
achtet somit  eine  Gefahr,  dafs  die  Vollstreckung  etwaiger  Urteile  ver- 
eitelt oder  erschwert  werden  möchte,  insbesondere  im  Auslande  er- 
folgen müfste,  nicht  flir  gegeben  und  hat  deshalb  den  Arrest  auf- 
gehoben. 

Die  von  den  Arrestklägem  hiegegen  ergriffene  Berufung  wurde 
vom  grofsh.  Landgerichte  Karlsruhe  durch  Urteil  vom  21.  Mai 
1896  als  unbegründet  zurückgewiesen,  nachdem  als  Gegenstand  des 
Rechtsstreits  nur  noch  der  Arrestgrund  übrig  geblieben. 

In  dieser  Beziehung  erklärt  sich  das  Landgericht  dahin: 

Das  amtsgerichtliche  Urteil  ist  mit  Recht  davon  ausgegangen,  dafs 
die  Frage,  ob  ohne  Verhängung  des  Arrestes  eine  künftige  Zwangs- 
vollstreckung vereitelt  oder  wesentlich  erschwert  werden  könnte,  unter 
dem  Gesichtspunkte  der  Konvention  vom  13.  November/ 31.  Oktober 
1874  zu   prüfen  sei.     Die  Bestimmungen   dieses  Staatsvertrags  wurden 
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im  vorliegenden  Falle,  wie  aus  den  mefarerwähnten  Verlassenschafts- 
akten  hervorgeht,  sowohl  von  dem  zuständigen  grofsh.  badischen  Notar 
als  von  dem  kaiserl.  russischen  Konsularbeamten  beobachtet  Ins- 
besondere wurden  die  gesetzlich  zulässigen  und  vorgeschriebenen  Mafs- 
regeln  zur  Sicherung  des  Mobiliamachlasses  getroffen  und  es  wurde 
nach  Aufnahme  des  Inventars  der  gesamte  Nachlafs  dem  Geschäfts- 
träger der  kaiserl.  russischen  Gesandtschaft  ttbergebeu.  Durch  diese 
Aushändigung  wurde  die  Konsularbehörde  verpflichtet,  die  Gegenstände 
des  Nachlasses  als  ein  den  Landesgesetzen  unterliegendes  Depositum  in 
Verwahrung  zu  behalten  und  zwar  bis  zum  Ablauf  von  acht  Monaten 
vom  Todestage  des  Erblassers  an  gerechnet.  Art  5  der  Konvention. 
Zudem  übernahm  der  Konsularbeamte  diese  Verpflichtung  noch  dv«^ 
ausdrückliche  ErklHrung,  welche  in  den  Verlassenschaftsaktea  nieder- 
gelegt ist  Aber  auch  nach  Ablauf  der  Frist  des  Art  ^  konnte  die 
Konsularbehörde  nur  dann  in  den  endgültigen  ßoijte  des  Mobiliar- 
nacblases  gelangen,  wenn  keine  Forderungen  g/ttfm  den  Nachlafs  vor- 
lagen. Art  8«  Da  nun  innerhalb  der  Frist  des  Art  5  die  Ansprüche 
der  Kläger  zur  Verlassenschaft  angemeldet  wurden,  so  blieb  der  Kon- 
sularbeamte Aufbewahrer  der  MiMse  gegenüber  den  Landesbehtfrden 
bis  zur  definitiven  EntscbflUhmg  über  die  geltend  gemachten  Forde- 
rungen. Hierdurch  wn  den  Klägern  die  Sicherheit  gegeben,  dafs  das 
Nachlafsverm^^en,  welches,  ganz  abgesehen  von  der  Liegenschaft,  ihre 
Gesam  ffcrd erung  weit  überstieg,  im  Inlande  verbleiben  werde.  Gegen- 
über dieser  Thatsache  ist  die  Behauptung,  dafs  auf  Veranlassung  des 
Fürsten  V.  G.  Wertgegenstände  nach  dessen  Wohnung  in  Baden  aus 
der  Villa  M.  verbracht  worden  seien,  nicht  ausreichend,  um  die  Be- 
sorgnis einer  Vereitelung  oder  Erschwerung  der  Zwangsvolbtreckung 
zu  begründen. 

Die  weitere  Behauptung,  dafs  die  zum  Nachlafs  gehörigen  Pferde 
gegen  die  Bestimmungen  der  Konvention  zum  Verkauf  ausgesetzt  worden 
seien,  hat  sich  sofort  als  unhaltbar  erwiesen  und  ist  auch  in  der 
Berufungsinstanz  nicht  mehr  aufgestellt  worden. 

Der  Arrest  war  daher  von  Anfang  an  ungerechtfertigt  und  die 
Berufung  der  Arrestkläger  gegen  das  amtsgerichtliche  Urteil,  welches 
den  Arrest  aufhob  und  die  Kläger  in  die  Kosten  verfUUte,  war  zu 
verwerfen. 


Vollstreckung  eines  in  Deutschland  ergangenen,  Urteils  gegen  einen 
Ausländer  (Mumänen)  trotz  eines  etitgegenstehenden  ausländischen 
Urteils.  —  Welchen  Weg  hat  der  Ausländer  einzuschlagen,   um 

doppelte  Zahlung  zu  vermeiden? 

Besehlufs  des  L.G.  Hamburg,  CK.  lU,  vom  21.  Februar  1896  (Hans. 

Gerichtsztg.  1896,  Beibl.  Nr.  110). 

Gründe:     Der  Kläger  Infeld  hat  eine,  ihm  erteilte,  am  7.  De- 
zember 1895  zugestellte,  vollstreckbare  Ausfertigung  des  hamburgischen 
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UrteilB  vom  18.  November  1895  vorgelegt,  durch  welches  Beklagter 
verorteilt  ist: 

„an  den  Kläger  ....  zu  zahlen", 

und  die  Vollstreckung  dieses  Urteils  durch  Überweisung  der  für  ihn 
bereits  im  Arrestwege  gepfändeten  Forderung  des  Schuldners  Kirschen 
gegen  B.  in  Hamburg  beantragt.  Diesem  Antrag  ist  mit  Recht  ent- 
sprochen. 

Vergl.  CPr.O.  §  662,  664,  671. 

Es  fehlt  bis  heute  an  der  Vorlegung  einer  Urkunde,  auf  welche 
hin  die  Vollstreckungsorgane,  —  und  nur  als  solche  kommen  Amts- 
und Beschwerdegericht  jetzt  in  Betracht,  —  die  Zwangsvollstreckung 
einzustellen,  zu  beschränken  oder  au&uheben  hätten,  wie  die  Beschwerde 
solches  verlangt. 

Vergl.  CPr.O.  §  691,  692. 

Insbesondere  ist  die  vorgelegte  Entscheidung  des  rumänischen 
Friedensrichters  zu  Jossi  vom  24.  Oktober  1895  keine  solche  Urkunde. 
Anscheinend  will  sie  nicht  sowohl  selbst  den  Arrest  in  die  damals 
schon  (seit  25.  Juni  1895)  eingeklagte^  jetzt  zur  Vollstreckung  stehende 
Forderung  vollstrecken,  sondern  nur  den  BUigermeister  zu  Braila  dazu 
ermächtigen,  und  es  ist  nicht  einmal  gewifs,  ob  gerade  die  jetzt  zur 
Vollstreckung  stehende  Forderung  beschlagnahmt  werden  sollte;  femer 
sind  deutsche  Vollstreckungsorgane  nicht  befugt,  Entscheidungen  nicht 
deutscher  Gerichte  ohne  deutsches  Vollstreckungsurteil  Folge  zu  geben. 

Vergl.  CPr.O.  §  660;  — 
Endlich  liegt  die  vorgelegte  rumänische  Entscheidung  (vom  24.  Oktober 
1895)  zeitlich  vor  dem  Hamburger  Urteil  (vom  18*  November  1895); 
es  fehlt  also  schon  deswegen  an  einem  Grunde,  ihr  gegenüber  dem 
späteren  Hamburgischen  Urteil  eine  die  Vollstreckung  hindernde  Wir- 
kung beizumessen,  um  so  mehr,  als  das  Hamburgische  Urteil  in  aus- 
gesprochenem G^ensatz  zu  der  rumänischen  Entscheidung  sich  für 
vollstreckbar  erklärt  hat.  —  Mit  Unrecht  beruft  Schuldner  sich  hier- 
gegen auf  die  Grilnde  des  Hamburgischen  Urteils,  nach  welchen  „die 
etwaigen  Folgen  des  (rumänischen)  Arrestes  sich  bei  der  Zwangsvoll- 
streckung zu  finden  haben.  ^  Jedenfalls  ist  ein  Vollstreckungsorgan 
nicht  in  der  Lage,  dieser  Gründe  wegen  die  Volbtreckung  zu  unter- 
lassen oder  zu  beschränken;  denn  trotz  dieser  Gründe  enthält  doch 
das  Hamburgische  Urteil  unzweifelhaft  keine  andere  Entscheidung,  ab 
wie  das  Amtsgericht  sie  verstanden  und  vollstreckt  hat,  und  wenn  das 
erkennende  Gericht  vielleicht  wegen  CPr.O.  §§  286,  665,  667,  668 
)grkannt  hat,  wie  geschehen,  so  hat  das  erkennende  Grericht  nicht  nur 
zu  wollen  erklärt,  sondern  thatsächlich  auch  gewollt,  dafs  seine  Ent- 
scheidung von  den  Vollstreckungsoiganen  so,  wie  geschehen,  verstanden 
und  vollstreckt  werde. 

So  unweifelhaft  berechtigt  also  das  vom  Schuldner  verfolgte  Ziel 
ist,  eine  Doppelzahlung  zu  vermeiden,  so  sicher  ist  doch  der  mit  der 
Beschwerde  eingeschlagene  Weg   unrichtig;    selbst   wenn  Infeld  wegen 
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eines  nunHiiiflclien  Arrestes  die  ihm  im  Hamborgischen  Urteil  zuge- 
sprochene Forderung  nicht  beitreiben  dtlrfte,  so  hat  er  doch  in  der 
▼oUstreckbu-en  Urteilsausfertigung  eine  Macht  in  Hunden,  welcher 
sich  SU  widersetzen  die  deutschen  Volbtrecknngsoigane  ohne  weiteres 
nicht  befbgt  sind. 

Es  ist  nicht  Aufgabe  dieses  Beschlusses,  dem  Schuldner  den  rich- 
tigen W^  zu  zeigen.     Deshalb  kann  unerörtert  bleiben: 

ob  es  richtig  ist,  dem  Uam burgischen  Urteil  vom  18.  November 
1895  und  nicht  dem  mmünischen  Arrest  und  dem  daraus  etwa  für 
den  Arrestklüger  Laufer  abzuleitenden  Anspruch  entgegenzutreten; 

sowie  im  ersteren  Falle,  ob  der  richtige  W^  eine  Berich- 
tigung des  Hamburgischen  Urteils  vom  18.  November  1895  sein 
würde,  etwa  weil  die  im  Urteilstenor  enthaltene  Willenserklärung  sich 
mit  dem  wahren  Willens  des  Urteils  nicht  decke;  — 

vergl.  CPr.O.  §  290;  Seufferts  Archiv  Bd.  45  No.  51  und 
139.  — 
oder  Berufung,  etwa  weil  die  Aktiv-Legitimation  des  Kittgers,  so- 
weit auf  Zahlung  an  ihn  geklagt  ist,  vor  oder  während  des  Prozesses 
w^;gefallen  sei  (durch  den  rumänischen  Arrest  oder  durch  die  Cession 
des  Klägers  an  Meth  vom  29.  Juli  1895); 

vergl.  CPr.O.  §§  238,  293; 

Entscheidungen  des  R.6.  in  CivilsacLen  Bd.  17  S.  292,  Bd.  20 
8.  124,  Bd.  25  8.  412,  Bd.  44  No.  69,  Bd.  47  No.  298;  — 

oder  Änderung  der  Vollstreckungsklausel,  weil  der  Arrest 
bezw.  die  Cession  eine  seit  25.  Juni  1895  in  8treit  befangene 
Forderung  betraf;  — 

vergl.    CPr.O.    §§  236,    665,   667,    668;  Entsch.    des   K.G.8 
Bd.  7  8.  832,  Bd.  20  S.  421;  — 
oder  endlich  Widerspruc hs klage,  etwa  weil  Arrest  bezw.  Cession 
erst   nach   dem   eigentlichen   Prozefs  Über  die  jetzt   zur  Vollstreckung 
stehende  Forderung  perfekt  geworden  seien;  — 

vergl.  CPr.O.  §  686.  — 


KUtge  aufVollstreckbarkeitserJclärung  hezüglich  eines  österreichischen 

Konkurs  -  Liquidierungsprotokolls, 

Urteil   des  Beicbsgerichts   vom  24.  April  1896  (Sachs.   Archiv  für  bürgerl. 

Recht  u.  Prozefs,  Bd.  6  S.  333). 

Aus  den  Ortlnden: 

„Der  auf  Vollstreckbarkeitserklärung  gerichtete  Klagantrag,  dem 
das  Oberlandesgericht  stattgegeben  hat,  setzt  voraus,  da(s  die  nach- 
gewiesene Feststellung  der  dem  KlKger  zustehenden  Forderungen  in 
dem  im  Konkurse  des  Beklagten  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Wien 
aufgenommenen  Liquidierungsprotokolle  vom  7.  August  1884,  welches 
nach  den  §§  55,  221  der  österreichischen  Konkurs-Ordnung  einen  Voll- 
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BtreckmigBtitel  bildet,  auch  einem  rechtskrftftigeii  Urteile  im  Sinne  der 
§§  660,  661  Z.  1  der  aPr.O.  gkiehnisteUen  ist''  Die  Bejahung 
dieser  Frsge  durch  du  Oberlande^gericht  sei  insoweit  nicht  nachza- 
prüfen,  ak  es  österreichisches  Recht  am  Grunde  lege.  Auch  die  An- 
wendung der  §§  660,  661  der  C.Pr.O.  durch  das  Oberlandesgericht  sei 
im  allgemeinen  nicht  zu  beanstanden.  Wohl  aber  kOune  das  gegen 
den  früheren  Gemexnschuldner  erlassene  Volbtreckungsurteil  mit  Hllck- 
sieht  auf  das  Erfordernis  der  Zi£f.  5  des  §  661  der  C  Pr.O.  nicht  auf- 
recht erhalten  werden.  ^  Wenngleich  Urteile  deutscher  Gerichte  auf 
Grund  der  Hofdekrete  vom  18.  Mai  1792,  18.  Januar  1799  und 
15.  Februar  1805  unter  den  Vorbehalten  der  §§  660,  661  der  QPr.O. 
in  Osterreich  volktreckt  werden,  so  ist  doch  im  einzelnen  Falle  za 
untersuchen,  ob  das  Urteil  eines  inlttndischen  Gerichts  von  der  Art 
wie  das  zur  Vollstreckung  zu  bringende  auslttndische  im  betreffenden 
Auslande  ohne  Nachprüfung  seiner  Gesetzmäfsigkeit  volbtreckt  werde. 
Die  Gegenseitigkeit  könnte  nicht  als  verbürgt  angesehen  werden,  wenn 
anzunehmen  wftre,  dafs  Einträge  in  der  Konkurstabelle  eines  inUln- 
dischen  Konkursgerichts  mit  dem  in  den  §§  138,  152  Abs.  2  der 
R.K.O.  bezeiebneten  Inhalte  in  Österreich  gegen  den  früheren  Gemein- 
schuldner niclit  vollstreckt  werden.  Der  Mangel  einer  Feststelluag 
hierüber  drängt  sich  umsomehr  auf,  als  nach  der  Beilage  zu  Nr.  45 
der  in  erster  Instanz  zu  den  Akten  gebrachten  Jur.  Blätter  des  Dr. 
Max  Burian  vom  Jahre  1889  (s.  auch  die  Sammlung  von  civilrechtl. 
Entscheidungen  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  von  WaUher^  Pf<^ff 
und  Schey^  Bd.  27  Nr.  12  771)  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  zur  Voll- 
streckung eines  im  Konkurse  ergangenen  Feststellungserkenntnisses  des 
k.  preufs.  Amtsgerichts  zu  Reichenbach  noch  den  besonderen  Nachweis, 
dafs  auch  in  Beziehung  auf  die  Volbtreckung  der  von  einem  öster- 
reichischen Konkurskommissär  gemäfs  §  21  der  österreichischen  K.O. 
erteilten  amtlichen  Auszüge  aus  dem  Liquidationsprotokolle  die  G^goi- 
seitigkeit  seitens  der  k.  preufsischen  Regierung  als  verbürgt  anzusehen 
sei,  ftlr  erforderlich  erklärt  hat  Da  die  Frage,  ob  ein  unter  wesentlich 
gleichen  Voraussetzungen  entstandener  einem  rechtskräftigen  Urteil 
gleichzustellender  Vollstreckungstitel  eines  deutschen  bezw.  badiscfaen 
Gerichts  in  Osterreich  vollstreckt  werde,  in  den  Gründen  des  ange- 
fochtenen Urteils  nicht  geprüft  und  erörtert  ist,  so  mufste  das  Urteil 
aufgehoben  und  die  Sache  an  das  Berufungsgericht  zurückverwiesen 
werden." 

EintrcMung   einer    aus  Angehörigen    des  Deutschen   Reichs  und 

Nichtdeutschen    bestehenden    offenen    Handelsgesellschaft   in    das 

Handelsregister  des  deutschen  Konsmargerichts, 

Urteil  des  Reichsgerichts,  I.  CS.,  vom  11.  Februar  1896  (Entsch.  d.  R.G.B  in 

Civils.  Bd.  S.  172). 

Gründe:     In    dem   vom    deutschen  Konsul   in   Alexandrien   ge- 
führten Handelsr^'ster  ist  seit  dem  3.  November  1873  als  £^nzelfirma 
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die  Firma  6.  M.  ft  Co.  mit  dem  Sitz  in  Alexandrien  und  einer  Zweig- 
niederkflsong  in  Kairo  und  als  deren  Inhaber  der  deutsche  Reichs- 
angehörige Gerson  M.  eingetragen.  Am  28.  Jnli  1894  erschienen  vor 
dem  Konsul  der  bisherige  Firmeninhaber  6.  M.,  femer  der  englische 
Staatsangehörige  A.  G.  P.  aus  Alexandrien  und  die  beiden  italienischen 
Staatsangehörigen  C.  M.  und  G.  P.  aus  Kairo,  die  folgende  Erklärungen 
abgaben.  Der  Kaufmann  M.  erklärte:  er  habe  sich  mit  den  drei 
anderen  Komparenten  zum  gemeinschaftlichen  Betrieb  des  bisher  von 
ihm  allein  betriebenen  Geschäftes  unter  Beibehaltung  der  früheren 
Firma  vereinigt;  die  Gesellschaft  habe  am  1.  Januar  1894  ihren  An- 
fang genommen,  jeder  Gesellschafter  sei  zur  selbständigen  Vertretung 
der  Gesellschaft  befiigt,  er  beantrage  Eintragung  der  offenen  Eüindels- 
gesellschaft  G.  M.  &  Co.  in  Alexandrien  mit  Zweigniederlassung  in 
ELairo  im  Handebregister  des  deutschen  Konsulats.  Die  drei  anderen 
Komparenten  treten  diesen  Erklärungen  bei  und  erklärten  femer: 

„Wir  unterwerfen  uns  in  allen  Rechtsstreitigkeiten,  welche  die 
Firma  G.  M.  &  Co.  in  Alexandrien  betreffen,  desgleichen  für  alle 
Rechtsstreite,  welche  zwischen  den  Gesellschaftern  dieser  Firma  ent- 
stehen sollten,  hiermit  ausdrücklich  und  mit  Einwilligung  unserer 
Regierungen  der  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Konsulats  und  bitten, 
uns  im  Bereiche  des  Geschäftskreises  unserer  Firma  als  deutsche 
Schutzgenossen  anzusehen  und  aufzunehmen.  ** 

Zugleich  überreichte  der  englische  Staatsangehörige  P.  ein  an  ihn 
gerichtetes  Schreiben  des  englischen  Konsuls  zu  Alexandrien  vom 
6.  März  1894,   in  welchem  es  heifst: 

I  heg  to  inform  you  that  your  request  to  svhmit  yoursdf  to 
ihe  Civil  Jurisdiction  of  the  Qerman  Consulate  in  aU  matters  rdating 
io  the  Qerman  firm  of  G.  M.  dt  Co.  may  he  granted,  This  per- 
missüm  however  is  not  to  he  interpreted  as  in  any  way  exemting 
you  from  the  Jurisdiction  criminal  or  civil  of  H.  HTs  Consular 
Courts,  white  you  are  resident  in  the  Ottoman  dominions. 

Die  beiden  italienischen  Staatsangehörigen  überreichten  eine  un- 
unterschriebene ,  angeblich  vom  italienischen  Konsulat  an  sie  gelangte 
Mitteilung,  dafs  ihr  Gesuch  chiedente  autorizzaeione  a  formar  parte  dk 
una  societä  tedesca  dem  italienischen  Minister  des  Auswärtigen  über- 
sandt  worden  sei  und  dafs  dieser  hierauf  nachstehenden  Bescheid 
erteilt  habe: 

La  competenza  giudiziaria  essendo  determincUa  daUe  leggi  e  dai 
trattati  e  ^aUro  lato  nuMa  opponendosi  a  che  %  cittctdini  italiani 
faedano  parte  di  societä  commerciali  estere  non  vedo  come  potrebhe 
darsi  corso  affistanza  dei  Signari  M.  e  P. 

Auf  Ersuchen  des  deutschen  Konsuls  bestätigte  der  englische 
Konsul  mitteb  Schreibens  vom  80.  Juli  1894  den  Inhalt  seiner  vor- 
erwähnten, an  den  englischen  Staatsangehörigen  P.  gerichteten  Zuschrift, 
indem  er  nochmals  hervorhob:  que  la  soumission  de  M.  P.  h  la  juri- 
didion  du  Consulat  d*ÄUemagne  sera  limitee  seulement  aux  mtUibres 
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civiles  qui  concement  la  raison  sociale  Äüemande  de  Q,  M.  dt  Co.  — 
Der  italienische  Konsul,  an  den  ebenfalls  das  Ersuchen  eigangen  war, 
die  Unterwerfong  der  italienischen  Staatsangehörigen  unter  die  Gerichts- 
barkeit des  deutschen  Konsuls  zu  genehmigen,  erwiderte  dagegen  mittelst 
Schreibens  vom  23.  Oktober  1894:  Je  m'empresse  ä  vous  informer 
que  le  Gouvernement  Royal  ne  peut  pas  prendre  en  considSraHon  la 
requHe  des  Sieurs  M.  et  P.  concemant  VautorisaHon  ä  se  soumettre  ä 
la  Juridiction  äüemande  pour  toute  affaire  rdaUve  ä  la  sodAe  M,  dt  Co. 
—  Der  deutsche  Konsul  stellte  nunmehr  bei  dem  Herrn  Rdchskansler 
den  Antrag,  derselbe  möge  seine  Vermittelnng  eintreten  lassen,  um  die 
italienische  Regierung  zur  Erteilung  der  von  ihrem  konsularischen  Ver- 
treter bisher  verweigerten  Genehmigung  zu  bestimmen.  Dieser  Antrag 
wurde  indes  durch  Erlafs  vom  15.  Oktober  1895  abgelehnt  Hierauf 
hat  der  deutsche  Konsul  durch  den  gegenwärtig  angefochtenen  Beschluls 
den  Antrag  auf  Eintragung  der  offenen  Handelsgesellschaft  G.  M.  &  Co. 
abgewiesen.  In  der  Begründung  wird  ausgeftlhrt:  Wenn  die  ange- 
meldete Gesellschaft  in  Deutschland  ihren  Sitz  hätte,  würde  die  fremde 
Staatsangehörigkeit  der  Gesellschafter  P. ,  M.  und  P.  ihrer  Eintragung 
in  das  Handelsregister  nicht  entgegen  stehen,  im  vorliegenden  Fall  om- 
soweniger,  als  englische  und  italienische  Staatsangehörige  auf  Grund 
der  bestehenden  Handelsverträge  beanspruchen  können,  vor  den  deut- 
schen Gerichten  ebenso  behandelt  zu  werden  wie  die  Reichsangehörigen. 
Allein  im  Gebiet  der  Konsulargerichtsbarkeit  seien  in  einem  solchen 
Falle  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  der  deutschen  Gesetze 
nicht  ohne  weiteres  vorhanden.  Ein  ausländischer  Kaufmann,  der  in 
Deutschland  Handelsgeschäfte  betreibe,  unterwerfe  sich  mit  demjenigen 
Teil  seines  Vermögens,  den  er  zu  diesem  Behuf  nach  Deutschland 
bringe  oder  daselbst  erwerbe,  thatsächlich  der  aus  der  Gebietshoheit 
sich  ergebenden  deutschen  Gerichtsbarkeit.  Eine  derartige  durch  die 
örtlichkeit  der  Handelsniederlassung  bedingte  thatsächliche  Unterwerfiing 
sei  aber  in  den  Bezirken  der  Konsulargerichtsbarkeit  unmöglich*  streng 
genommen  sei  demnach  hier  die  Beteiligung  Fremder  an  einer  deutschen 
Handelsgesellschaft  ausgeschlossen.  Diese  Schranke  sei  indes  durch  das 
Bedürftiis  des  Verkehrs  in  ständiger  Gewohnheit  durchbrochen,  und 
zwar  habe  sich  das  Verfahren  dahin  ausgebildet,  dafs  der  frande  Staats- 
angehörige den  Wechsel  des  Territoriums  durch  eine  persönliche  Er- 
klärung, sich  für  ein  gewisses  Rechtsgebiet  der  ft^emden  Autorität  unter- 
werfen zu  wollen,  ersetze  und  hierzu  die  Genehmigung  seiner  nationalen 
Behörde  beibringe,  wodurch  etwaigen  Einsprüchen  der  letzteren  vor- 
gebeugt werden  solle.  In  ähnlicher  Weise  werde  auch  in  anderen 
Fällen  verfahren,  in  denen  es  sich  um  Rechtsbeziehungen  zwischen 
Angehörigen  verschiedener  Nationalität  handle,  so  bei  der  Übernahme 
von  Vormundschaften  und  bei  der  standesamtlichen  Beurkundung  von 
Eheschliefsungen.  —  Im  vorliegenden  Falle  sei  zwar  von  sämtlichen 
fremden  Teilhabern  der  neu  errichteten  offenen  Handelsgesellschaft  die 
Unterwerfung  unter  die  deutsche  Konsulargerichtsbarkeit  erklärt  worden; 
seitens  der  italienischen  Gesellschafter  habe  aber  die  Genehmigung  ihrer 
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Behörde  za  dieser  Erklllruiig  nicht  beigehracht  werden  können.  Es  sei 
demnach  die  Gefahr  vorhanden,  dafs  bei  Recbtsstreitigkeiten  zwischen 
der  Gesellschaft  und  italienischen  Staatsangehörigen  oder  bei  sonstigen 
auf  das  Vermögen  der  italienischen  Gresellschafler  gerichteten  Schritten 
die  Unterwerftmg  vom  italienischen  Konsulargericht  nicht  als  rechts- 
verbindlich werde  anerkannt  werden.  In  der  ansdrlicklichen  Weigemng 
des  italienischen  Konsalats  sei  die  Absicht  za  erkennen,  sich  der 
Gerichtsbarkeit  über  den  im  Gesellschaftsvermögen  enthaltenen  Anteil 
der  italienischen  Geselhichafter  nicht  begeben  za  wollen.  Die  hieraas 
hervorgehende  Möglichkeit  internationaler  Verwickelangen  erscheine  um 
so  bedenklicher,  als  nach  der  herrschenden  deutschen  Rechtsauffiuisung 
die  offene  Handelsgesellschaft  nicht  —  wie  nach  italienischem  Recht  — 
als  selbständige  Person  zu  betrachten  sei.  Durch  die  aus  diesen  Grün- 
den gebotene  Zurückweisong  des  Antrages  auf  Eintragung  werde,  wie 
aoch  das  Reiehsgericht  in  der  Beschwerdesache  der  Firma  Fick  &  David 
B.  I  2  1895  angenommen  habe,  der  deutsche  Gesellschafter  nicht 
beschwert. 

Bezüglich  der  ttgyptischen  Verhältnisse  wird  bemerkt:  Aus  der 
hier  bestehenden  Einschränkung  der  Konsulargerichtsbarkeit  dürfe  nicht 
gefolgert  werden,  dafs  den  Konsulargerichten  die  Ordnung  und  Be- 
urteilung aller  Rechtsverhältnisse  entzogen  sei,  an  denen  fremde  Unter- 
thanen  beteiligt  seien;  es  würde  dies  auch  praktisch  undurchführbar 
sein.  Der  Annalime,  dafs  eine  national  gemischte  Gesellschaft  der 
Gerichtsbarkeit  der  gemischten  Gerichtshöfe  unterworfen  sei.  stehe 
sowohl  die  Rechtsprechung  dieser  Gerichtshöfe  selbst  wie  das  Interesse 
entgegen,  welches  die  im  Konsulargerichtsbezirk  wohnenden  Fremden 
daran  haben,  national  gemischte  Gesellschaften  eingehen  zu  können,  die 
dem  Schatz  einer  fremden  Macht  unterstellt  seien.  Wollte  man  solche 
Gesellschaften  zwingen,  sich  ausschliefslich  den  gemischten  Gerichtshöfen 
za  unterwerfen,  so  würden  sie  ägyptische  Gesellschaften  werden  und 
damit  die  Inhaber  aller  Vorteile  verlustig  gehen,  welche  die  Fremden 
in  der  Türkei  geniefsen.  Eine  solche  Durchbrechung  der  Handels- 
verträge aber  könne  von  den  fremden  Regierungen  bei  der  Zustimmung 
zur  ägyptischen  Gerichtsverfiissung  nicht  gewollt  sein. 

Der  von  den  vier  Teilnehmern  der  Firma  G.  &  Co.  gegen  diesen 
Beschlnfs  erhobenen  Beschwerde  ist  stattzugeben. 

Die  Beschwerde  ist  nach  §  48  Abs.  3  des  Gesetzes  über  die 
Konsulargerichtsbarkeit  zulässig.  Ein  Beschwerdegrand  ist  fUr  sämtliche 
Besehwerdeführer  dadurch  gegeben,  dafs  der  von  ihnen  gemeinsam  ge- 
stellte Antrag  auf  Eintragung  der  neu  errichteten  offenen  Handels- 
gesellschaft G.  M.  &  Oo.  in  das  vom  deutschen  Konsukrgericht  geftlhrte 
Gesellschaftsregister  abgelehnt  ist 

Die  Beschwerde  ist  aber  auch  materiell  begründet 

Die  Führung  des  Uaudelsr^isters  gehört  zu  den  Angelegenheiten 
der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  Die  gesetzliche  Grundlage  ftlr  die 
Zuständigkeit  des  deutschen  Konsulargerichts  in  solchen  Angelegenheiten 
ist  das  R.G.  vom  10.  Juli  1879,   insbesondere  kommen  die  §§  1 — 8, 
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§12  Abs.  2,  §§13  und  43  in  Betracht  Diese  VorBchriften  stehen 
der  Eintragung  einer  aas  Reichsangehörigen  nnd  Nichtdeatschen  ge- 
bildeten offenen  HandeisgeseUschaft  in  das  vom  deutschen  Konsular- 
gericht geführte  Handelsregister  nicht  entgegen.  Durch  dieselben  wird 
die  Mitwirkung  der  deutschen  Konsulargerichte  bei  der  Begründung 
rechtsgeschäftlicher  Beziehungen  zwischen  Deutschen  und  den  Ange- 
hörigen fremder  Staaten  nicht  ausgeschlossen.  Allerdings  ist  auch  keine 
Bestimmung  vorhanden,  welche  die  Befugnis  der  deutschen  Konsular- 
gerichte zu  einer  derartigen  Mitwirkung  ausdrücklich  anerkennt,  allein 
im  Hinblick  auf  die  allgemeine,  den  Rechtskonsuln  gestellte  Aufgabe, 
das  deutsche  Interesse  in  Bezug  auf  Handel  und  Verkehr  thunlichst  am 
fördern  und  den  Angehörigen  der  Bundesstaaten,  sowie  befreundeter 
Staaten  in  ihren  Angelegenheiten  Rat  und  Beistand  zu  gewähren  — 
(Gesetz  vom  8.  November  1867  §  1)  —  mufs  diese  Befugnis  auch 
ohne  positive  gesetzliche  Bestätigung  für  begründet  erachtet  werden, 
soFem  nicht  etwa  für  einen  bestimmten  Konsulargerichtsbezirk  durch 
Gesetze,  Staatsverträge  oder  Herkommen  besondere  Schranken  gezogen 
sind.  Es  fragt  sich  also,  ob  die  Zuständigkeit  des  deutschen  Konsubir- 
gerichtes  in  Alexandrien  zur  Eintragung  einer  nicht  blofs  aus  Deutschen 
bestehenden  offenen  Handelsgesellschaft  durch  die  mit  Ägypten  ge- 
schlossenen Konventionen  und  die  auf  Grund  derselben  ergangene 
Specialgesetzgebung  oder  durch  ein  im  dortigen  Konsulargerichtsbezirk 
bestehendes  Herkommen  eingeschränkt  wird.  Dies  ist  zu  verneinen. 
Die  gesetzlichen  auf  Staatsverträgen  beruhenden  Einschränkungen  der 
Konsulargerichtsbarkeit  in  Ägypten  beziehen  sich  nur  auf  die  Gerichts- 
barkeit in  streitigen  Civilsachen  und  in  Strafsachen.  Ein  der  Eintragung 
einer  derartigen  Handelsgesellschaft  widerstrebendes  Herkommen  ist 
nicht  ersichtlich;  im  Gegenteil  wird  in  der  Begründung  des  ange- 
fochtenen Beschlusses  bezeugt,  dafs  im  Bezhrk  des  dortigen  Konsular- 
gerichts ein  Herkommen  besteht,  nach  welchem  eine  offene  Handels- 
gesellschaft, die  aus  Angehörigen  verschiedener  Nationalität  gebildet  ist, 
die  Nationalität  eines  der  Gesellschafter  annehmen  und  sich  dem  Schutze 
des  betreffenden  Konsuls  unterstellen  kann.  Es  ist  hiemach  auch  zu- 
lässig, da(s  eine  aus  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  und  Nicht- 
deutschen bestehende  offene  Handelsgesellschaft  sieh  ab  eine  deutsche 
Gesellschaft  konstituiert  und  in  das  Handelsregister  des  deutschen 
Konsulargerichts  eingetragen  wird.  Aus  der  rechtlichen  Natur  der 
offenen  Handelsgesellschaft  des  deutschen  Rechts  ist  ein  durchgreifendes 
Bedenken  gegen  die  Eintragung  nicht  zu  entnehmen.  Denn  wenngleich 
die  offene  Handelsgesellschaft  nach  der  in  Deutschland  herrschenden 
Anschauung  nicht  als  juristische  Person  betrachtet  wird ,  so  hat  sie 
doch  kraft  der  Selbständigkeit  des  Gesellschafts Vermögens  eine  von  den 
Personen  der  Gesellschafter  gesonderte  rechtliche  Existenz;  sie  kann 
unter  ihrer  Firma  Rechte  erwerben  und  Verbindlichkeiten  eingehen, 
vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden.  Es  erscheint  hiemach  auch 
statthaft,  dafs  der  Gesellschaft  als  solcher  privatrechtlich  wie  in  ihren 
Staats-   und   völkerrechtlichen    Beziehungen  eine  bestimmte  Nationalität 
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beigelegt  wird,  auch  wenn  die  einzelnen  GeBeUschafter  zum  Teil  einer 
anderen  Nationalität  angehören.  —  Ans  der  ZnlüBBigkeit  der  Ein- 
tragung folgt  nun  imlich  nicht,  dafs  das  deutsche  Konsolargericht  yer- 
pflichtet  ist,  jede  derartige  Gesellschaft  in  das  von  ihm  geführte  Handels- 
register aufzunehmen.  Dasselbe  kann  die  Eintragung  ablehnen,  wenn 
es  sich  bd  dem  gesellschaftlichen  Unternehmen  nicht  um  ein  über- 
wiegend deutsches  Interesse  handelt,  kann  dieselbe  auch  beanstanden, 
wenn  zu  besorgen  ist,  dafs  die  Eintragung  zu  internationalen  Ver- 
wickelungen ftlhren  könnte.  Dagegen  ist  es  mit  der  bestehenden 
Gesetzgebung  nicht  yereinbar,  die  Eintragung  davon  abhängig  zu 
machen,  dafs  die  fremden  Gesellschafter  sich  für  ihre  Personen  in 
Bezog  auf  alle  die  Gesellschaft  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  der 
Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Konsulargerichts  unterwerfen.  Da  die 
Konsulaigerichtsbarkeit  für  streitige  Rechtssachen  in  Ägypten  durch 
Staatsverträge  und  die  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches  in  absoluter, 
der  Parteiwillktlr  entzogener  Weise  bestimmt  wird,  so  ist  eine  solche 
Erklärung  unwirksam  und  erlangt  auch  nicht  dadurch  Rechtsgttltigkeit, 
dafs  sie  von  den  betreffenden  Konsulaten  genehmigt  wird.  Die  Eigen- 
schaft eines  deutschen  Schutzgenossen  wird  durch  eine  derartige  Unter- 
werfung nicht  begründet  Der  im  vorliegenden  Falle  von  dem  eng- 
lischen Konsul  ausgesprochenen  Genehmigung  zur  Unterwerfungserklärung 
des  englischen  Staatsangehörigen  P.  kann  auch  nur  die  Bedeutung  bei- 
gemessen werden,  dafs  der  Anerkennung  der  Gesellschaft  G.  M.  &  Co. 
als  einer  deutschen  Gesellschaft  und  der  Beteiligung  des  P.  an  der- 
selben seitens  der  englischen  Regierung  keine  Bedenken  entgegenstehen. 
Das  Verbalten  der  italienischen  Regierung  und  ihres  Vertreters  aber 
darf  nicht  in  entgegengesetztem  Sinne  gedeutet  werden.  Die  Ablehnung 
des  Gesuches  der  beiden  italienischen  Staatsangehörigen  M.  und  P., 
ihre  Unterwerfting  unter  die  deutsche  Konsulargerichtsbarkeit  bezüglich 
der  die  Gesellschaft  G.  M.  ft  Co.  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  zu 
genehmigen,  beruht  auf  der  Auffassung,  dafs  die  Erteilung  einer  solchen 
Genehmigung  nach  den  bestehenden  Staatsverträgen  und  Gesetzen  un- 
statthaft ist.  Diese  Auftassung  ist  nach  den  vorstehenden  Ausführungen 
korrekt  und  stimmt  mit  dem  Standpunkt  überein,  den  nach  dem  £Irlafs 
vom  15.  Oktober  1895  auch  das  deutsche  auswärtige  Amt  hinsichtlich 
der  Reichsangehörigen  einnimmt.  Zu  der  Besorgnis,  dafs  die  Eintragung 
der  offenen  Handelsgesellschaft  G.  M.  &  Co.  in  das  Gesellschaftsregister 
des  deutschen  Konsulargerichts  Konflikte  mit  der  italienischen  Regierung 
herbeiführen  könnte,  giebt  die  Erklärung  des  italienischen  Konsuls 
keine  Veranlassung. 

Der  Grund,  aus  dem  das  Konsulargericht  den  Antrag  der  Beschwerde- 
führer abgelehnt  hat,  ist  mithin  nicht  zutreffend.  L, 
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Belgien. 

Ehescheidung. 
UrteU  des  Civilgerichts  Antwerpen  Tom  16.  Mlbs  1895  (Clunet  1896  S.  65S^ 

Streitigkeiten  über  die  Auflösung  einer  Ehe  sind  nach  dem  Personal- 
Statut  zu  beurteilen. 

Urheberrecht 
Urteil  des  Znchtpoliadgerichts  BrtUsel  vom  8.  Februar  1896  (Clvnei  8.  656). 

Auf  dem  Oebiete  des  Urheberrechts  httngt  der  Bechtsschuts  von 
der  ErfWung  der  nach  dem  Gesetze  des  Ursprungslandes  yorgeschriebenea 
Förmlichkeit  ab* 

Zuständigkeit 
Urteil  des  Appelhofs  Brfissel  vom  6.  Mai  1896  (Clunet  B.  894). 

Nach  Art.  54  des  Gesetzes  vom  25*  Mttrz  1876  kann  der  Aus- 
Ittnder  die  Zuständigkeit  der  belgischen  Gerichte  ablehnen,  wenn  in 
seinem  Lande  die  Gegenseitigkeit  verbttrgt  ist  Den  Beweis  hierüber 
hat  derselbe  zu  erbringen. 


Warefigeichen. 

Urteil  des  obersten  BuDdesgerichtshofes  von  Brasilien  vom  13.  Februar  1895 
{CluT^et   1896   8.   900);    ebenso  Urteil  des  Schweizer   Bundesgerichts   vom 

23.  Februar  1895  a.  a.  O.  6.  898. 

Die  Eintragung  eines  Warenzeichens  in  das  Register  des  Handels* 
gerichts  hat  nur  eine  deklarative,  nicht  aber  eine  das  Eig«itum  daran 
begründende  Rechtswirkung.  Die  Unterlassung  öffentlicher  Bekannt- 
machung der  Eintragung  zieht  nicht  die  Nichtigkeit  der  Eintragung 
nach  sich,  da  dieselbe  nur  den  Beweis  ftlr  den  rechtmtt(sigen  Besitz 
des  Warenzeichens  liefert  und  die  Beteiligten  gegen  betrügerische  Nach- 
bildungen davon  schützen  soll.  Wenn  also  nach  der  Eintragung  eines 
Warenzeichens  im  Handelsregister  ein  Kaufmann  eine  andere  ähnliche 
Marke  ftlr  ein  Erzeugnis  derselben  Gattung  eintragen  läfst,  das  nur 
eine  betrügerische  Nachahmung  der  ersten  Marke  und  zwar  derart  ist, 
dafs  die  beiden  Darstellungen  nicht  auf  den  ersten  Blick  unterscheidbar 
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sind,  so  kann  der  Eigentümer  der  ersten  Marke  auf  Ungültig- 
erklärong  der  zweiten  Marke  klagen  and  zwar  selbst  dann,  wenn  es 
sich  nicht  um  eine  yolle,  sondern  nur  teilweise  Nachahmung  handelt, 
die  geeignet  ist,  Dritte  irre  zu  führen  und  die  beiden  Marken  zu  ver- 
wechseln. 


England. 

Urheberrecht,  Photographie,  Nachbildungs-  und  Vervielfältigungs- 
recht.   Akte  von  1862  über  das  artistische  Eigentum, 

Urteil  des  hohen  Gerichtshofes  in  London  vom  27.  Juni  1895  (Clunet  1896 

S.  418). 

1.  Als  Urheber  einer  photographischen  Aufnahme  ist  der  Leiter 
der  photographischen  Anstalt,  der  Prinzipal,  nicht  der  G^htllfe  anzu- 
sehen, der  das  Abbüd  mit  seiner  Hand  gefertigt  hat. 

2.  Dem  Urheber  steht  allein  und  ausschliefslich  die  Befugnis  zur 
Nachbildung  und  VervielMtigung  der  Photographie  zu,  jede  Wieder- 
gabe derselben  in  einem  Journal  oder  auf  andere  Weise  enthält  einen 
widerrechtlichen,  zum  Schadensersatz  verpflichtenden  Eingriff  in  das 
Urheberrecht  des  Photographen. 

Nachdruck, 
Urteil  des  hohen  Gerichtshofes  in  London  vom  4.  Februar  1896  (Clunet  S.  868). 

Die  Adoption  eines  ausländischen,  selbst  wieder  aus  einem  Roman 
entnommenen  Theaterstückes  mittelst  selbständiger  dramatischer  Um- 
arbeitung bildet  ein  besonderes  litterarisch  durch  das  Nachdrucksgesetz 
geschütztes  Eigentum. 

Lebensversicherung , 

Urteil  des  hohen  Gerichtshofes  und  Appellhofes  vom  5.  und  6.  August  1895 

(Clunet  Vm  S.  413). 

Der  von  einem  Engländer  mit  einer  ausländischen  Gesellschaft 
eingegangene  Lebensversicherungsvertrag  ist  nach  dem  Grundsatze  „^ 
loci  solutionis^ y  d.  h.  nach  dem  Gesetze  des  Wohnortes  des  Ver- 
sicherten, auszulegen. 
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Frankreich. 

Rechtsprecliiuig  fraiusSsischer  OeriehtshSfe. 

Staatsangehörigkeit, 
Urteil  des  CivUgerichtB  der  Seine  vom  31.  JuU  1895  (Clunet  1896  S.  382). 

Die  Vorschrift  des  Art  9  des  Code  cwü  in  der  Fassang  des 
Gesetzes  vom  26.  Juni  1889 ,  wonach  das  in  Frankreich  von  einem 
Anslttnder,  der  zur  Zeit  seiner  Grofsjährigkeit  nicht  in  Frankreich 
wohnte,  stammende  Individuum  Franzose  wird,  ist  nicht  anwendbar  auf 
ein  solches,  das  vor  1871  in  den  an  Deutschland  abgetretenen  Landes- 
teilen Elsafs-Lothringen  geboren  ist,  wenn  dasselbe  nicht  innerhalb  der 
durch  den  Frankfurter  Friedensvertrag  bestimmten  Frist  ftir  Frankreich 
optiert  hat.  Ein  solches  Individuum  kann  also  unter  keinem  Gesichts- 
punkt als  französischer  Staatsbürger  angesehen  und  deshalb  auch  nicht 
wegen  militärischer  Desertion  verfolgt  werden. 

Staatsangehörigkeit,     Verlust  derselben, 

Urteil  des  avilgerichts  der  Seine  vom  22.  Februar  1896  (Clunet  1896  S.  384). 

Die  französische  Staatsangehörigkeit  geht  durch  eine  ohne  Absicht 
der  Rückkehr  geschehene  Niederlassung  im  Ausland  verloren  (Art  17 
Code  dvü).  Das  im  Auslande  von  einem  Franzosen  erzeugte  Kind 
verliert  bei  solcher  Voraussetzung  die  Eigenschaft  eines  Franzosen, 
ebenso  wenn  es  nach  erlangter  Grofsjährigkeit  in  einer  ausländischen 
Armee  Dienste  leistet 

Ausländisches  Testament,     Vollstreckbarkeitserklärung, 

Urteil  des  Civilgerichts  der  Seine  vom  21.  Juni  1895  (Clunet  1896  S.  406—409). 

Das  vor  einem  öfiPentlichen  Beamten  im  Auslande  errichtete  Testa- 
ment ist,  wenn  die  gesetzlichen  Formen  des  Landes  der  Errichtung 
beobachtet  sind,  in  Frankreich  rechtswirksam,  bedarf  aber  wie  ein 
Urteil  der  Vollstreckbarkeitserklärung  durch  ein  französisches  Grericht 
Dieselbe  ist  zu  gewähren,  wenn  derjenige,  der  dem  Testamente  die 
Anerkennung  versagt,  nicht  beweist,  dafs  der  instromentierende  Notar 
eine  Fälschung  begangen  hat. 

Fabrihniiister, 

Urteil  des  Handelsgerichts  der  Seine  vom  13.  April  1896  (Clunet  1896  B.  600). 

Die  ausländischen  Firmen  zugehörigen  Fabrikmuster,  welche  in 
Frankreich  Wohnsitz   und   in   einem  Lande,    z.  B.    der  Schweiz,    das 


^ 
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Mitglied  des  Vereinsbundes  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
(internationales  Übereinkommen  vom  20.  MHrz  1883  und  6.  Juli  1884) 
ist,  eine  Handelsniederlassung  haben,  geniefsen  in  Frankreich  Rechts- 
schutz. Art  6  des  Übereinkommens,  der  die  Hinterlegung  im  Ursprungs- 
Innde  fordert,  gilt  nur  f^lr  Warenzeichen,  nicht  i\lr  Cluster. 


Streitigkeiten  zwischen  Ausländern.  Zuständigkeit  der  französischen 

Gerichte. 

Urteil  des  Civilgerichts  der  Seme  vom  11.  Juli  1895  (Clunet  1896  S.  356—360) 

und  vom  30.  November  1895  a.  a.  0.  S.  368. 

1.  Die  französischen  Gerichte  sind  befugt,  über  Streitigkeiten 
zwischen  Ausländern  zu  erkennen,  wenn  diese  ihre  Zustimmung 
hierzu  geben.  Dieselbe  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erfolgen. 
Letzteres  ist  insbesondere  anzunehmen,  wenn  der  im  Yersttumnisver- 
fahren  Verurteilte  sich  nicht  auf  den  Einspruch  allein  beschränkt,  son- 
dern zur  Sache  selbst  verhandelt. 

2.  Der  in  Frankreich  wohnhafte  Ausländer  kann  nicht  die  Ein- 
rede der  Unzuständigkeit  vorschützen,  wenn  der  Streit  einen  in  Frank- 
reich abgeschlossenen  Vertrag  betrifft,  und  es  sich  um  die  Vollstreck- 
barkeit einer  ausländischen  Entscheidung  handelt,  um  dieselbe  gegen 
das  in  Frankreich  befindliche  Vermögen  zu  vollstrecken. 

3.  Ausländische  Entscheidungen  können  von  den  französischen 
Gerichten  nur  nach  Prüfung  derselben  bezüglich  der  Förmlichkeiten 
und  des  Grundes  der  Sache  selbst  für  vollstreckbar  erklärt  werden. 
Dieselben  sollen  nicht  nur  prüfen,  ob  die  Entscheidung  den  franzö- 
sischen Gesetzen  und  der  öffentlichen  Ordnung  widerspricht,  sondern 
auch  noch,  ob  hierdurch  die  Rechte  der  Parteien  verletzt  sind  oder 
nicht. 

4.  Diese  Grundsätze  finden  Anwendung  nicht  blofs  auf  Ausländer 
derselben,    sondern  aucli   auf  solche  verschiedener  Staatsangehörigkeit 


Prozefskostenkaution. 
UrteU  des  Appellgerichts  Chamb^ry  vom  26.  Februar  1894  (Clunet  1896  S.  580). 

Der  Ausländer,  der  in  Frankreich  die  Vollstreckbarkeit  eines  zu 
seinen  Gunsten  ergangenen  ausländischen  Gerichts  beantragt,  hat  pro- 
zessualische Sicherheit  selbst  dann  zu  leisten,  wenn  er  behauptet,  eine 
solche  bereits  einige  Jahre  vorher  in  der  nämlichen  Instanz  geleistet 
zu  haben.  Auch  kann  sie  in  der  Berufungsinstanz  zum  ersten  Male 
verlangt  werden,  und  selbst  dann,  wenn  ein  Franzose,  dem  die  streitige 
Forderung  cediert  wurde,    in  den  Prozefs  als  Rechtsnachfolger  eintritt. 
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ühzuständiglceü  der  französischen  Gerichte  für  Streitigkeiten  der 

Ausländer  in  betreff  der  Stattisfragen. 

UrteU  des  Civiltribanals  zu  Lille  vom  25.  April  1895  {Clunet  1896  8.  599). 

Die  französischen  Gerichte  sind  unzuständig  für  Streitigkeiten  der 
Aasländer,  insbesondere  in  betreff  der  Standesfragen,  und  wenn  es  sich 
darum  handelt,  über  die  Handlungsfllhigkeit  der  Parteien  zu  entscheiden, 
ausgenommen,  wenn  der  Beklagte  in  seinem  Heimatslande  weder 
Wohnsitz  noch  Aufenthaltsort  hat 


ÄusländiscJie  Urteile  gegen  einen  Franzosen. 

Urteil  des  avUgerichts  der  Seine  vom  12.  April  1894  {Clunet  1896  S.  371—374). 

Die  im  Auslande  gegen  einen  Franzosen  ergangenen  Urteile, 
auch  wenn  sie  zu  dessen  Gunsten  lauten,  bedürfen  vor  der  Erklärung 
ihrer  Vollstreckbarkeit  einer  genauen  richterlichen  Prüfung  sowohl  in 
Bezug  auf  die  Förmlichkeiten,  als  auch  auf  den  Grund  der  Sache 
selbst. 

jRechishülfe, 
Urteil  des  Appeilgerichts  Douai  vom  19.  Dezember  1894  {Clunet  1896  S.  581). 

1.  Wenn  die  Gerichte  einem  ausländischen  Gerichte' RechtshUlfe 
leisten,  erfüllen  sie  damit  lediglich  eine  internationale  GefiLlligkeit, 
unterstehen  hierbei  nicht  der  Kontrolle  des  ersuchenden  Richters,  ab- 
gesehen jedoch  von  dem  Punkte,  dafs  eine  Beweiserhebung  nicht  inner- 
halb der  bestimmten  Frist  stattgeftinden  hat 

2.  Unerheblich  ist,  dafs  die  Beweiserhebung  durch  einen  einzigen 
Richter  im  Auslande  geschah,  während  das  französische  Gericht  das 
ausländische  ersucht  hatte,  dieselbe  durch  das  ganze  Gericht  pflegen 
zu  lassen,  wenn  im  Auslande  die  Praxis  besteht,  dafs  die  Beweis- 
erhebung einem  Richter  übertragen  wird.  Der  ersuchte  Richter  handelt 
in  solchem  Falle  im  Auftrage  seiner  Staatsregierung  und  braucht  sich 
um  die  Teilnahme  der  Parteien  nicht  zu  kümmern. 


Italien. 

Nachlafsliegenschaften. 

Urteil  des  Kassationshofes  zu  Palermo  vom  25.  August  1894  {Clunet  1896 

S.  432)  und  die  dortigen  Citate. 

Nach    den    Grundsätzen    des   internationalen   Rechts   ist   das  Ver- 
mögen,  ohne  Rücksicht  darauf,   ob  es  Ausländem   gehört  oder   nicht, 
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nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  denen  es  sich  befindet,  zu  beurteilen; 
insbesondere  gilt  dies  von  den  Liegenschaiten ,  die  zu  einem  Nachlafs 
gehören,  auf  welche  das  Personalstatut  des  Erblassers  unanwendbar  ist 
Die  Vorschrift  des  Art  8  des  italien.  B.G.B. ,  die  bestimmt,  dafs  die 
Verlassenschaften  nach  dem  Rechte  des  Staates  des  Erblassers  zu  be- 
urteilen sind,  ist  nur  auf  das  von  einem  Auslftnder  in  Italien  hinter- 
lassene  Vermögen,  nicht  aber  auf  das  von  einem  Italiener  im  Ausland 
hinterlassene  anwendbar.  Letzteres  wird  nach  dem  Gesetze  des  Ortes, 
wo  es  sich  befindet,  beurteilt. 


Osterreich. 

Rechtsprechung  Ssterreichischer  GerichtshSfe. 

Zur  Untersuchung  der  Gültiglceit  einer  im  Auslande  nach  protestan- 
tischem  Eüus  geschlossenen  Ehe  ist,  wenn  em  Teil  Unterthan  der 
im  Heichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ist,  das  öster- 
reichische Gericht  komjyetent, 

Oberstgericbtl.  Entscheidung  vom  8.  Oktober  1895,  Z.  11  869. 

Über  die  Klage  der  E.  S.  geb.  U.  gegen  J.  A.  8. ,  derzeit  in 
Paris,  de  praes,  22.  Mai  1895  Z.  43  779  auf  Ungültigkeitserklärung 
der  von  J.  A.  S.,  schwedischen  Staatsangehörigen  und  Schriftsteller  mit 
E.  U.  in  Helgoland  am  2.  Mai  1893  nach  protestantischem  Ritus  ge- 
schlossenen Ehe  hat  das  Landesgerieht  in  Wien  mit  Bescheid  vom 
28.  Mai  1895  gemäfs  Hofdekrets  vom  23.  August  1819  Nr.  1595 
J.6.S.  unter  Bestellung  des  Dr.  X  als  Verteidigers  des  Ehebandes  und 
des  Dr.  Y  als  Kurators  für  den  im  Auslände  befindlichen  J.  A.  S.  die 
amtswegige  Untersuchung  eingeleitet  und  zur  Einvernahme  der  Parteien 
eine  Tagsatzung  angeordnet.  Über  den  Rekurs  des  Dr.  Y  als  für  den 
Geklagten  bestellten  Kurators  hat  das  Oberlandesgericht  Wien  mit  Ent- 
scheidung vom  31.  Juli  1895  Z.  10641  den  erstrichterlichen  Bescheid 
abgeändert  und  die  Klage  wegen  ofifenbarer  Inkompetenz  des  Landes- 
gerichtes in  Wien  zurückgewiesen,  dies  in  der  Erwttgung:  dafs  nach 
dem  Klagsinhalte  die  beiden  Ehegatten  nie  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  lindern  ihren  gemeinschaftlichen  Wohnort 
hatten,  nach  §  14  Jur.N.  zur  Untersuchung  über  die  Ungültigkeit  der 
Ehe  nur  jener  Gerichtshof  kompetent  erscheint,  in  dessen  Sprengel  die 
Ehegatten  iluren  letzten  gemeinschaftlichen  Wohnort  hatten;  —  die 
Klägerin  durch  Eingehung  ihrer  Ehe  mit  J.  A.  S.,  als  einem  Ausländer, 
gemäfs  §  19  des  Patents  vom  24.  März  1832  Nr.  1557  J.G.S.  ihre 
österreichische  Staatsangehörigkeit  verlor,  somit  Ausländerin  ist,  —  die 
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Wiedererwerbung  der  ÖBterreichischen  Staatsangehörigkeit  von  derselben 
nicht  dargethan  wird;  daher  nach  §  1  Jur.N.  die  Klage  wegen  offen- 
barer Inkompetenz  des  Landesgerichtes  Wien  zurückzuweisen  war. 

Dem  Revisionsrekurse  der  Klägerin  hat  der  oberste  Gerichtshof 
mit  Entscheidung  vom  8.  Oktober  1895  Z.  11  869  stattzugeben,  die 
angefochtene  oberlandesgerichtliche  Entscheidung  abzuändern  und  den 
erstrichterlichen  Bescheid  wiederherzustellen  befunden  und  dies  in  der 
Erwägung,  dafs  E.  U.  vor  der  am  2.  Mai  1893  im  Auslande  (Helgo- 
land) mit  dem  Ausländer  (schwedischen  Staatsangehörigen)  J.  A.  S. 
geschlossenen  Ehe  österreichische  Staatsbürgerin  gewesen  ist;  —  dafs 
dieselbe  durch  ihre  Verehelichung  mit  J.  A.  S.  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  nur  in  dem  Falle  verloren  hätte  (§  82  a,  b.  G.B.), 
als  die  von  ihr  eingegangene  Ehe  eine  gültige  ist;  —  dafs  die  Gültig- 
keit dieser  Ehe  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  der  Hofd. 
vom  26.  August  1814  Nr.  1099  J.G.S.  und  17.  Juli  1835  Nr.  61 
J.G.S.  in  Frage  gestellt  ist;  —  dafs  demnach  E.  U.  —  S.  auch  der- 
malen noch  als  österreichische  Staatsbürgerin  au  behandeln  ist,  dafs 
aber  mit  dem  auch  derzeit  noch  gültigen  Hofd.  vom  28.  Jänner  1794 
(kundgemacht  mit  dem  Hofd.  vom  23.  Oktober  1801  Nr.  542  J.G.S.) 
die  Untersuchung  der  Gültigkeit  einer  Ehe,  wenn  ein  Teil  Unterthan 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ist,  den  öster- 
reichischen Gerichten  zugewiesen  wurde  und  dafs,  nachdem  in  dem 
vorliegenden  Falle  die  Bestimmung  des  §  14  lit.  a.  (J.N.)  des  kaiseri. 
Fat  vom  20.  November  1852  Nr.  281  R.G.B.  nicht  zur  Anwendung* 
gelangen  kann,  weil  J.  A.  S.  und  E.  U.  nach  ihrer  Yerehelichung 
niemals  einen  gemeinschaftlichen  Wohnsitz  in  Österreich  gehabt  haben 
und  nachdem  auch  J.  A.  S.  sich  im  Auslande  befindet,  nur  das  Landes- 
gericht Wien,  in  dessen  Sprengel  E.  S.  —  U.  dermalen  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  hat,  als  zur  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  in  Rede 
stehenden  Ehe  berufenes  und  zuständiges  österreichisches  Grericht  an- 
gesehen werden  kann.  — 


Der  Vollmg  der  Erkenntnisse  der  Gerichte  fremder  Staaten  koim 
nur  nach  durchgeführtem  Delibationsverfahren  und  von  demjenigen 
Gerichtshofe  I.  Instanz  bewilligt  werdeti,  in  dessen  Gerichtsbejsirke 

die  Exekution  vollzogen  werden  soll^), 

Oberstgericht].  Entscheidung  vom  7.  Juli  1896,  Z.  7744. 

Das  Bezirksgericht  M.  hat  mit  dem  Bescheide  vom  20.  Oktober 
1895  Z.  4537  civ.  über  Ersuchschreiben  des  königl.  sächsischen  Amts- 
gerichtes in  Ch. ,  Abt  A.,  vom  5.  Oktober  1895  G.S.A.  Z.  195/1895 
auf  Grund  des  rechtskräftigen  und  vollstreckbaren  Urteiles  des  Amts- 
gerichtes Ch.  vom  20.  November  1894,  des  Kostenfestsetzungsbeschlussee, 
ddo.  Ch.  am  24.  November  1894,  und  des  Pf^dungsbeschlusses,  ddo. 

1)  Vergl.  hiezu  for  das  zukünftige  Verfahren  oben  S.  499  Note  32. 
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Ch.  am  1.  April  1895,  dem  Grandbachsamte  in  M.  die  Einverleibang 
der  Einantwortang  der  aaf  dem  Hanse  Nr.  C.  33  samt  Garten  Nr. 
Kat.  65/1  in  N.  für  Heinrich  D.  sab  0.  Z.  5  aashaftenden  Kaaf- 
schillingsrestforderang  im  Betrage  von  343  fl.  22  kr.  mit  5  Prozent 
Zinsen  an  Edaard  F.  in  H.  (Sachsen)  nach  Mafsgabe  der  Forderang 
desselben  an  Kapital,  Zinsen  and  Kosten  von  212  Mk.  65  Pf.  oder 
123  fl.  36  kr.  ö.  W.  in  der  N.er  Grandbachseinlage  Nr.  C.  33  ver- 
ordnet and  hievon  Edaard  F.  in  H. ,  Heinrich  D.  in  G. ,  Franz  and 
Maria  H.  in  Nr.  C.  33  and  das  königl.  sächsische  Amtsgericht  in  Ch. 
verständigt.  Dem  gegen  diesen  Bescheid  von  den  Eheleaten  Franz 
and  Maria  H.  eingebrachten  Appellationsrekarse  hat  das  Oberlandes- 
gericht  in  Prag  mit  der  Verordnang  vom  10.  März  1896  Z.  6149 
Folge  gegeben  and  den  angefochtenen  Bescheid  dahin  abgeändert,  dafs 
das  Ansnchen  des  königl.  sächsischen  Amtsgerichtes  in  Ch.  vom  5.  Ok- 
tober 1895,  G.S.A.  Z.  197/95,  am  den  sofortigen  bücherlichen  Vollzug 
oben  angedeuteter  Einantwortung  abgewiesen  wird,  femer  dem  Bezirks- 
gerichte in  M.  verordnet,  in  Gemäfsheit  des  §  133  Grundb.Ges.  das 
weitere  Amt  zu  handeln  und  nach  Rechtskraft  dieser  Verordnung  das 
oberwähnte  Ersuchschreiben  des  königl.  sächsischen  Amtsgerichtes  in 
Ch.  samt  den  Bezugsakten  dem  Kreisgerichte  in  P.  zur  zuständigen 
Amtshandlung  in  Gemäfsheit  der  Hofd.  vom  18.  Mai  1792  Nr.  16, 
vom  18.  Jänner  1799  Nr.  452  und  vom  15.  Februar  1805  Nr.  711 
J.G.S.  abzutreten  und  hienach  das  Entsprechende  zu  verfügen,  weil 
die  Requisition  des  königl.  sächsischen  Amtsgerichtes  Ch.  vom  5.  Ok- 
tober 1895  G.S.  A.  Z.  197  als  ein  Ansuchen  um  den  Vollzug  der 
Exekution  erscheint,  nach  §  70  J.N.  aber  der  Vollzug  der  Erkenntnisse 
auswärtiger  Gerichtsbehörden  nur  von  demjenigen  Gerichtshofe  I.  Instanz, 
in  dessen  Gerichtsbezirke  die  Exekution  vollzogen  werden  soll,  und 
dies  insofeme  bewilligt  werden  kann,  als  die  Erkenntnisse  der  Gerichte 
fremder  Staaten  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Staatsverträgen  in 
dem  österreichischen  Staate  überhaupt  vollstreckbar  sind,  worüber  nach 
gepflogenem  Delibationsverfahren  der  zur  Bewilligung  des  Exekutions- 
vollzuges zuständige  Gerichtshof  I.  Instanz  selbständig  zu  entscheiden 
berufen  ist,  —  daher  dem  Bezirksgerichte  überhaupt,  —  und  insbesondere 
der  sofortige  Vollzug  der  angesuchten  Exekution  nicht  zustand. 

Dem  gegen  diese  oberlandesgerichtliche  Verordnung  eingebrachten 
Bevisionsreknrse  des  Eduard  F.  hat  der  oberste  Gerichtshof  mit  der 
Entscheidung  vom  7.  Juli  1896  Z.  7744  keine  Folge  gegeben  und 
die  oberlandesgerichtliche  Verordnung  mit  Verweisung  auf  deren  zu- 
treffende Begründung  und  in  der  weiteren  Erwägung  bestätigt,  dafs 
die  Berechtigung  der  Eheleute  Franz  und  Maria  H.  zur  Beschwerde- 
fUhmng  in  der  Bestimmung  des  §  123  grb.  Ges.  gegründet  erscheint, 
indem  es  sich  hier  um  Vollziehung  eines  Exekutionsaktes  gegen  ihren 
bisherigen  Gläubiger  Heinrich  D.  handelt,  durch  diesen  gerichtlichen 
Schritt  den  genannten  Eheleuten  Verbindlichkeiten  gegen  eine  dritte 
Person,  nämlich  E.  F.,  auferlegt  werden  sollen,  daher  auch  ihnen  die 
Gewähr   geleistet   werden   mufs,    dafs   die  ihnen  gegenüber  von  E.  F. 
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auf  Grund  eines  gegen  ihren  bisherigen  Gläubiger  durch  eine  aus- 
ländische Behörde  geilten  Urteils  in  Anspruch  genommene  Leistung 
nach  den  hierlands  geltenden  Vorschriften  zu  Recht  bestehe  und  sohin 
einer  gesetzmäfsigen  Exekution  zugeführt  werden  könne.  — 


Schweiz. 

Rechtsprechnng  der  schweizerischen  Gerichtshöfe. 

Urheberrecht. 
Urteil  des  Bundesgerichts  vom  26.  Oktober  1895  (Clunet  1896  8.  439). 

1.  Ein  Kalender,  dessen  Blätter  zum  Abblättern  bestimmt  sind, 
und  auf  denen  Schweizer  Ansichten,  sowie  mit  Bezug  auf  jeden  Tag 
des  Jahres  geschichtliche,  geographische  oder  statistische  Bemerkungen 
angebracht  sind,  begründet  kein  Urheberrecht.  Dasselbe  gilt  von  Auf- 
schriften, Illustrationen  und  selbst  Bemerkungen,  sofeme  sie  in  den 
üblichen  Ausdrücken  ohne  irgend  einen  Charakter  der  Originalität 
verfafst  sind. 

2.  Der  Kalender  bildet  nach  seinem  Ganzen  ein  industrieUes 
Erzeugnis,  bestimmt  zum  täglichen  Gebrauche,  ist  also  nach  dem  Gesetz 
über  industrielle  Zeichnungen  und  Muster  geschützt  Indessen  können 
die  Illustrationen,  welche  in  originellen  Kompositionen  bestehen,  f^ 
sich  betrachtet,  den  Gegenstand  künstlerischen  Urheberrechts  bilden. 

Prozefskostefikaution. 
Urteil  des  Civilgerichtshofes  zu  Genf  vom  1.  Februar  1896  (Clunet  1896  S.  437). 

1.  Nach  Art.  63  der  Genfer  C.Pr.O.  mufs  der  klagende  Aus- 
länder, der  nicht  im  Kanton  wohnhaft  ist,  auf  Antrag  des  Beklagten 
vor  der  Streiteinlassung  die  vom  Gerichte  bestimmte  Prozefskosten- 
kaution  hinterlegen.  Nach  Art.  64  ist  er  nur  dann  hiervon  befreit, 
wenn  er  im  Kanton  für  Deckung  der  Prozefskosten  genügendes  Ver- 
mögen besitzt,  jedoch  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  internatio- 
nalen Verträge. 

2.  Art.  2  des  englisch-schweizerischen  Übereinkommens  von  1855 
gewährt  die  Befreiung  von  der  Kautionspflicht  nur  den  Staatsangehörigen 
des  einen  oder  anderen  der  vertragschliefsenden  Staaten,  nicht  aber 
den  in  ihren  Ländern  sich  aufhaltenden  Ausläudem.  Der  deutsch- 
schweizerische Staatsvertrag  vom  31.  Mai  1890  enthält  keine  ähnliche 
Bestimmung. 
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Spanien. 

Rechtswidrige  Aneignung  eines  Warenzeichens. 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  zu  Madrid  vom  22.  April  1895 

(Clviiet  1896  8.  436). 

Als  betrügerische  Aneignung  eines  Warenzeichens  ist  nicht  anzu- 
sehen, wenn  sich  ein  Dritter  desselben  bedient,  um  auch  auf  der  Glas- 
scheibe seines  Magazins  den  Verkauf  bestimmter  Waren  neben  vielen 
anderen  anzukündigen,  wenn  der  Dritte  dabei  keine  Handlung  unter- 
nimmt, die  geeignet  ist,  das  Publikum  irre  zu  f^lhren  xmä  dadurch  eine 
für  den  Eigentümer  des  Warenzeichens  schädliche  Verwirrung  bezüglich 
der  zum  Verkaufe  gestellten  Waren  hervorzurufen. 


Vollmachtsform. 

Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  zu  Madrid  vom  7.  Dezember  1894 

{Clvnet  1896  S.  429). 

Ist  eine  Vollmacht  im  Auslande  gemäfs  der  im  Lande  der  Aus- 
steUung  geltenden  Formen  errichtet,  so  bedarf  sie  zu  ihrer  gesetzlichen 
Authenticitat  nicht  der  Legalisation  durch  den  Justizminister  (Art.  600 
der  spanischen  C.Pr.O.). 


Eigenhändig  geschriebenes  Privaüestament. 
Urteil  des  obersten  Gerichtshofes  vom  4.  April  1895  (Ctunet  1896  S.  906). 

Nichtig  ist  das  eigenhändig  geschriebene  (olographische)  Privat- 
testament, wenn  es  Worte  enthiüt,  die  radiert  oder  überschrieben  sind, 
wenn  diese  Radierungen  und  Überschreibungen  nicht  durch  einen  Bei- 
satz, der  vom  Testator  unterschrieben  ist,  gebilligt  sind.  Diese  Worte 
gelten  lediglich  als  nicht  geschrieben,  ohne  die  Rechtsgültigkeit  des 
Testaments  zu  berühren,  wenn  alle  Förmlichkeiten,  die  das  Gesetz  für 
die  Rechtswirksamkeit  eines  olographischen  Testamentes  vorschreiben, 
erfllllt  sind.  (Mit  dieser  Entscheidung  stimmen  auch  Wissenschaft  und 
Rechtsprechung  in  Frankreich   in  betreff  dieses  Rechtsinstituts  überein.) 

Proeefsl'ostenkaution. 

Urteil  des  Appellhofes  von  Barcelona  vom  25.  November  1895 

(Clunet  1896  S.  905). 

Eine  englische  Handelsgesellschaft,  die  vor  einem  spanischen 
Gerichte  als  Klägerin  auftritt,  ist  nicht  zur  Leistung  einer  Prozefs- 
kostenkaution  verpflichtet,  da  nach  dem  königl.  Dekret  vom  29.  Januar 
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1883  Handels-,  Industrie-  und  Finanzgesellschaflten ,  die  sich  gemäfs 
den  Sondergesetzen  eines  jeden  der  beiden  Länder  (Spanien  und  Eng- 
land) gebildet  und  die  Ermftchtigung  erlangt  haben,  das  Recht  zusteht, 
alle  ihre  Rechte  auszuüben  und  vor  Gericht  zu  stehen  und  zwar  als 
Kläger  oder  Beklagte,  und  im  ganzen  Umfangsgebiete  und  Besitzungen 
beider  Länder.  Es  besteht  nur  die  Bedingung,  dafs  sie  den  Gesetzen, 
und  Gebräuchen  dieser  Staaten  und  ihrer  auswärtigen  Besitzungen  ent- 
sprechen müssen.  —  Die  Einrede  des  spanischen  Beklagten,  dafs  in 
England  von  spanischen  Gesellschaften,  die  vor  den  dortigen  Gerichten 
klagen,  Prozefskostenkaution  verlangt  werde,  mufs  von  ihm  bewiesen 
werden. 


Gesetzgebung,  Verordnungen,  Erlasse  der  obersten 

Justizverwaltungsstellen  etc. 

L    Deutschland. 

Gesetze,    Verordnungen  etc.   der  einzelnen 

Bundesstaaten. 

Preuflien. 

1.  Verordnung  vom  14.  Januar  1895,  betr.  die  Einführung 
preufsischer  Landesgesetze  in  Helgoland  (Ges.Slg.  1895 
S.  3). 

Eingeführt  werden :  die  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875, 
das  Gesetz  vom  12.  Juli  1875 ,  hetr.  die  Geschäftsfkhigkeit  Minder- 
jähriger und  die  Aufhebung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  wegen  Minderjährigkeit,  und  das  Gesetz  vom  21.  Januar  1869, 
betr.  die  Aufbebung  der  Gescblechtsvormundschaft,  soweit  diese  Gesetze 
in  Schleswig- Holstein  gelten. 

2.  Bekanntmachung  des  Justizministeriums  vom  20.  Februar  1895, 
betr.  die  infolge  des  Ablebens  von  Ausländern  im  In- 
lande  zu  machenden  Mitteilungen  (J.M.Bl.  S.  40). 

3.  Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1895,  betr.  die  Ver- 
pflichtung der  vor  französischen  Gerichten  als  Kläger 
auftretenden  Ausländer  zur  Sicherheitsleistung  für  die 
Prozefs kosten  (J.M.Bl.  S.  316). 

4.  Allg.  Verfügungen  vom  15.  Juni  1895  und  vom  2.  November 
1895,  hetr.  die  Ftlhrung  des  Schiffsregisters  nach  dem 
Gesetze  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  (J.M.Bl.  S.  327). 
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Sachsen« 

Bekanntmachung  vom  5.  November  1895,  betr.  dieVerpflich- 
tnng  der  vor  französischen  Gerichten  als  Kläger  auf- 
tretenden Ausländer  zur  Sicherheitsleistung  (J.M.Bl. 
S.  81). 

Wttrtteinliercr- 

Verftlgung  des  Justizministeriums  vom  1.  Oktober  1896,  betr. 
die  Einrichtung  von  Strafregistern  und  die  wechsel- 
seitige Mitteilung  der  Strafurteile. 

Unter  Beziehung  auf  die  in  Nr.  22  des  Reg.Bl.  enthaltene  Bekannt- 
machung der  Ministerien  der  Justiz,  der  ausv^ärtigen  Angelegenheiten 
(Abteilung  fttr  die  Verkehrsanstalten) ,  des  Innern,  des  Kriegswesens 
und  der  Finanzen  vom  30.  September  d.  Jb.,  wodurch  die  von  dem 
Bundesrat  unter  dem  9.  Juli  d.  Js.  beschlossene  Verordnung,  betr.  die 
Einrichtung  von  Strafregistem  und  die  wechselseitige  Mitteilung  der 
Strafurteile,  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht  wird,  und  unter  Be- 
ziehung auf  die  zur  Ausführung  dieser  Verftlgung  erlassene,  gleichfalls 
in  Nr.  22  des  Reg.Bl.  enthaltene  Verfügung  der  genannten  Ministerien 
von  demselben  Tage  ergehen  an  die  betreffenden  Behörden  des  Justiz- 
departements weiterhin  nachstehende  Weisungen: 

1.  Für  die  in  den  Verfügungen  des  Justizministeriums  vom 
80.  Juni  1888,  Reg.Bl.  S.  285,  vom  4.  November  1889,  Reg.Bl. 
S.  815,  und  vom  17.  Dezember  1894,  Reg.Bl.  S.  858,  vorgeschriebenen 
Mitteilungen  von  Strafnachrichten  an  ausländische  Regierungen 
ist  ktlnftighin  unter  entsprechender  Anwendung  der  daselbst  für  die 
Ausfertigung  dieser  Strafnachrichten  gegebenen  besonderen  Bestimmungen 
das  durch  die  Verordnung  des  Bundesrats  vom  9.  Juli  d.  Js.  eingeführte 
Formular  A  zu  benutzen. 

2.  Die  Lieferung  der  bei  den  Justizbehörden  für  die  Führung 
der  Strafregister  und  für  die  Auskunflserteilung  aus  denselben  erforder- 
lichen Formulare  ist  wie  bisher  (vergl.  Bekanntmachung  des  Justiz- 
ministeriums vom  26.  Februar  1888,  Württ.  Ger.Bl.  Bd.  XXI  S.  85) 
der  W.  Kohlhamm  ersehen  Buchdruckerei  in  Stuttgart  übertragen. 
Dieselbe  wird  das  Formular  A  zum  Preise  von  1  Mk.  25  Pf.  für 
100  Stück,  das  Formular  C  zum  Preis  von  2  Mk.  ftir  100  Stück  und 
das  Formular  D  zum  Preis  von  1  Mk.  40  Pf.  für  100  Stück  auf 
Lager  halten.  Die  Amtsgerichte  und  die  Kanzleidirektionen  der  Kollegial- 
gerichte haben  demgemäfs  ihren  Bedarf  von  der  W.  Kohlhammerschen 
Buchdruckerei  zu  beziehen. 

Baden. 

1.  Verordnung  vom  19.  Dezember  1895,  die  Ausführung 
des  Binnenschiffahrtsgesetzes  betr.  (Ges.  u.  V.Bl.  S.  485). 

2.  Verordnung  vom  23.  Dezember  1895,  betr.  die  Einführung 
der  Schiffsregister  (6es.u.V.Bl.  S.  487). 
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Hessen. 

1.  Bekanntmacbung  vom  1.  November  1895,  die  wechsel- 
seitige Mitteilung  von  Sterbeurkunden  zwischen 
Deutschland  und  Dänemark,  Schweden-Norwegen  betr. 
(Amtsblatt  Nr.  13). 

Die  Mitteilung  hat  an  den  Konsul  des  betrefiPenden  Staates,  fiiUs 
ein  solcher  nicht  vorhanden  ist,  an  das  Ministerium  zu  erfolgen. 

2.  Verordnung  vom  23.  Dezember  1895  zur  Ausführung  des 
Reichsgesetzes  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  (Reg.Bl.  S.  217). 

MeclLleitlinrff  -  Schwerin. 

Verordnung  vom  28.  Dezember  1895  zur  Ausftlhmng  des  Reichs- 
gesetzes, betr,  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt,  nebst  Instruktion  für  die  Amtsgerichte  als 
ScbifisregisterbebOrden   f\lr  Binnenschiffe  (Reg.Bl.   f.  Schwerin  S.  233). 

Saelisen  -Weimar- £lsenaeh. 

Bekanntmachung   vom    15.    Juli  1895,    betr.    die   Auslegung   der 
Uinterlassenschaftskonvention    zwischen    Deutschland 
und    Rufsland    vom    12.    November/31.    Oktober    1874    (R^.Bl. 
S.  247). 

Oidembiirg:. 

Verordnung  vom  24.  Dezember  1895  zur  Ausführung  des  Reichs- 
gesetzes über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt    (Ges.Bl.    f.  das  Herzogtum  Oldenburg  S.  879). 

Braunseliweisr. 

Verordnung  vom  16.  Dezember  1895  zur  Ausführung  des  §  121 
des  Reichsgesetzes  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Binnenschiffahrt  (Ges.Slg.  S.  387). 

Hierzu  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1895,  betr.  die 
Ausführung  des  §  141  des  bezeichneten  Reichs gesetzes  und 
Bekanntmachung  vom  18.  Dezember  1895,  betr.  die  Führung  der 
Schiffsregister  (Ges.Slg.  S.  389  u.  391). 

(Sachsen  -  Meininsren. 

1.  Ausschreiben  vom  31.  Juli  1895,  betr.  dieEheschliefsung 
belgischer,  französischer  und  italienischer  Staatsange- 
höriger (S.  d.  A.  S.  661). 

2.  Ausschreiben  vom  24.  Oktober  1895,  betr.  die  Sterbe- 
urkunden der  im  Herzogtum  verstorbenen  Dänen, 
Schweden  und  Norweger  (S.  d.  A.  S.  691). 


Deutschland;   Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt  etc.  541 

Anhalt. 

Verordnung  vom  12.  Dezember  1895  zur  Ausführung  des  Reichs- 
tzes,     betr.     die     privatrechtlichen     Verhältnisse     der 
Binnenschiffahrt  (Ges.Slg.  Nr.  947). 

Seh  wsrib  vre  -  R  vdLolstadt« 

Verordnung  vom  10.  Oktober  1 895 ,  betr.  die  Ausfertigung 
d  er  Sterbeurkunden  über  das  Ableben  von  Angehörigen 
der  Königreiche  Dänemark  und  Schweden-Norwegen 
(Ge8.Slg.  S.  101). 

Seh  warxbvrr  -  Sondershsusen. 

Verordnung  vom  20.  Dezember  1895,  betr.  die  Ausfertigung 
der  Sterbeurkunden  tlber  das  Ableben  von  Angehörigen 
der  Königreiche  Dänemark  und  Schweden-Norwegen 
(6e8.Slg.  S.  269). 

Sehaumhnrcr-  liippe. 

Verordnung  vom  24.  April  1895 ,  betr.  die  abschrift  liehe 
Mitteilung  der  Sterbeurkunden  vo  n  Ausländern  durch 
die  Standesbeamten  (Slg.  d.  Landes -Verordnungen  S.  97). 

littheek. 

Verordnung  vom  21.  Dezember  1895,  betr.  die  Ausfuhrung  des 
Reichsgesetzes  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  (V.Slg.  Nr.  62). 

Hamhurc 

Verordnung  vom  27.  Dezember  1895,  betr.  die  Ausführung  des 
Reichsgesetzes  über  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der 
Binnenschiffahrt  (Ges.Bl.  Tl.  I  S.  161,  Amtsbl.  S.  799),  und 
Verordnung  vom  30.  Dezember  1895,  betr.  die  Einführung  des 
gleichen  Reichsgesetzes  (Ges.Bl.  I  S.  165). 

Bremen. 

Gesetz  vom  28.  Dezember  1895  zur  Aus^hrung  des  Reichsgesetzes, 
betr.  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt, und  Verordnung  hierzu  gleichen  Betreffii  vom  28.  De- 
zember 1895  (Ge8.Bl.  S.  281,  283). 
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II.   Answärti/^e   Staaten. 

Österreieli. 

1.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  4.  September  1896| 
Z.  17  315,  enthaltend  den  zweiten  Nachtrag  zu  der  Justizministerial- 
Verordnung  vom  9.  Juni  1 893,  J.M.  V.  Bl.  Nr.  22,  betr.  dieUrkunden- 
legalisation  durch  kaiserl.  russische  Konsulate  (J.M.V.BL 
1896  S.  186)*). 

Laut  Mitteilung  der  kaiserl.  russischen  Botschaft  ist  den  kaiserl.  russi- 
schen Konsulaten  die  Liegalisierung  bezw.  Superl^alisiening  von  in  blaneo 
ausgestellten  Vollmachten  und  Dokumenten  (lediglich  unterschriebenen,  aber 
nicht  ausgefüllten.  Blanqaetten)  durch  das  Cirkular  des  kaiserl.  russischen 
Ministeriums  des  Aufsem  vom  26.  Mai  1881  ausdrücklich  untersagt  und  nur 
die  Legalisierung  solcher  Dokumente  gestattet,  welche  den  vojlständigcgi 
Text  in  extenso  enthalten,  ebenso  wie  den  Namen,  Vornamen  und  Titel  der 
Person,  für  welche  sie  ausgesteJIt  sind. 

Es  sind  daher  in  blaneo  unterfertigte  oder  nur  unvollständig  ausgeftlllte 
Vollmachten  behufs  Erwirkung  der  zum  Gebrauche  der  Urkunde  in  Bufs- 
land  erforderlichen  Superlegal isierungen  ungeeignet  und  die  Parteien,  welche 
um  die  Superlegalisierung  derartiger  unvollständiger  Urkunden  einschreiten, 
auf  die  obige  Mitteilung  der  kaiserl.  russischen  Botschaft  zu  verwdsen. 

2.  Verordnung  des  Justizministeriums  vom  19.  September  1896, 
Z.  18981,  betr.  den  Rechtshülfeverkehr  mit  Bulgarien. 

I.  Die  Gerichte  haben  sich,  so  oft  eine  Requisition  nach  Bulgarien 
in  Frage  kommt,  vorerst  nach  Thunlicbkeit,  d.  h.  eofem  es  ohne  Weit- 
wendigkeiten  geschehen  kann,  klar  zu  machen,  welche  Staatsangehörig- 
keit der  in  Bulgarien  weilenden  Person,  um  die  es  sich  bei  der 
Requisition  handelt,  zukommt,  da  es  sich  regelmäfsig  nach  diesem 
Umstände  richtet,  welche  Behörde  in  Bulgarien  zur  Erledigung  be- 
rufen ist 

a.  Handelt  es  sich  um  österreichische  oder  ungarische 
Staatsangehörige,  so  tritt  die  Kompetenz  der  k.  u.  k.  Konsulate 
ein^),  an  die  sich  die  Gerichte  daher  unmittelbar  zu  wenden  haben  ^). 

b.  Handelt  es  sich  um  Bulgaren,  so  hat  die  Vermittelung  im 
diplomatischen  Wege  zu  geschehen.  Daher  sind  die  Rogatorien  im 
vorgeschriebenen  Dienstwege  dem  Justizministerium  zur  Weiterbeförde- 


1)  Vergl.  hierzu  Bd.  IV  d.  Zeitschr.  S.  601. 

2)  In  Bulgarien  bestehen  dermalen  folgende  k.  u.  k.  Konsulatsbehörden : 
das  Generalkonsulat  in  Sofia  für  die  Kreise  Sofia  und  Küstendil;  das  Kon- 
sulat in  Rustschuk  für  die  Kreise  von  Rustschuk,  Sistov,  Plevna,  Sevlievo, 
Timovo,  Razgrad  und  Siüstria;  das  Konsulat  in  Widdin  für  die  Kreise 
Widdin,  Lompalanka  und  Wratza;  das  Vicekonsulat  in  Vama  für  die  Kreise 
Vama  und  Schumla.  —  Für  ganz  Ostrumelien  mit  Ausschlufs  des  Departe- 
ments Burgas  besteht  das  Konsulat  in  Philippopel,  für  letzteres  Departement 
die  Konsularagentie  in  Burgas. 

3)  Hinsicntlich  der  Portofreiheit  der  dienstlichen  Korrespondenz  mit  den 
k.  u.  k.  Konsularbehörden  in  Bulgarien  vergl.  die  Justizministerialverordnung 
vom  24.  Dezember  1884,  J.M.V.Bi.  Nr.  1  ex  1885. 
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ning;  vorznlegen;  selbe  bedürfen  der  Legalisierung,  und  es  sind  den 
Ersuchschreiben  sowohl  als  deren  Beilagen  bulgarische  Übersetzungen 
beizuBchliefsen,  bezw.  mit  der  Vorlage  an  das  Justizministerium  ist  die 
Bitte  zu  verbinden,  dafs  solche  auf  Kosten  der  ansuchenden  Behörde 
in  Bulgarien  beigestellt  werden^).  Auch  die  Vornahme  der  Zu- 
stellungen ist  im  diplomatischen  Wege  zu  veranlassen.  Jeder  Zu- 
stellungsakt mufs  mit  bulgarischer  Übersetzung  versehen  werden;  der 
Beigabe  eines  eigenen,  an  die  bulgarische  Behörde  gerichteten  Ersuch- 
schreibens bedarf  es  nicht;  die  Vorlage  hat  nach  Mafsgabe  der  Justiz- 
ministerialverordnung  vom  25.  Jänner  1890,  J.M.V.Bl.  Nr.  4,  zu  er- 
folgen. 

c.  Handelt  es  sich  um  Angehörige  eines  dritten  Staates, 
so  ist  nach  derselben  Kegel  vorzugehen,  die  für  den  Rechtshülfsverkehr 
mit  jenem  Staate  vorgeschrieben  ist^). 

II.  Liegt  kein  Umstand  vor,  der  einen  Schlufs  auf  die  Staats- 
angehörigkeit jener  Person,  auf  die  sich  der  begehrte  Rechtshülfeakt 
bezieht,  gestatten  würde,  und  kann  der  Zweifel  von  dem  betreffenden 
Gerichte  auch  nicht  durch  Vernehmung  der  am  Rechtshülfeakte  inter- 
essierten inländischen  Partei  behoben  werden,  so  hat  das  Gericht  im 
vorgeschriebenen  Dienstwege,  unter  Darlegung  der  obwaltenden  Um- 
stände, dem  Justizministerium  Bericht  zu  erstatten,  das  durch  die 
k.  u.  k.  diplomatische  Agentie  in  Sofia  die  weiteren  Einleitungen  nach 
Mafsgabe  der  Staatsbürgerschaft  der  betreffenden  Person  hervorrufen 
wird. 

III.  Zur  Erwirkung  von  Auslieferungen  aus  Bulgarien  sind 
ohne  Ktlcksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  des  Auszuliefernden  die 
notwendigen  Behelfe  (Urteil,  Anklageschrift,  Haftbefehl  oder  ein  an- 
derer diesen  gleichkommender  Akt,  aus  dem  die  Beschaffenheit  der 
That  nach  ihren  wesentlichen  Merkmalen  und  die  Höhe  der  ange- 
drohten Strafe  sich  entnehmen  lassen,  sowie,  wenn  möglich,  eine 
Personsbeschreibung  des  Verfolgten)  im  vorgeschriebenen  Dienstwege 
dem  Justizministerium  zur  weiteren  Veranlassung  vorzulegen.  Hierbei 
bat  in  betreff  der  Legalisierung  und  der  Beigabe  von  bulgarischen 
Übersetzungen  das  zu  gelten,  was  sub  I  b.  für  Rogatorien  vorge- 
sehrieben ist 


4)  Die  in  Sofia  Übliche  Gebühr  für  Übersetzungen  aus  dem  Deutschen 
ins  Bulnirische  beträgt  2  Frcs.  für  jede  Bo^enseite  zu  20  Zeilen. 

5)  Mit  Rücksicht  auf  Art.  I  der  Justizministerial Verordnung  vom  23.  August 
1872,  R.G.B1.  Nr.  131,  wird  bekannt  gemacht,  dafs  die  in  Bulgarien  bestehen- 
den königl.  italienischen  Konsulargerichto  dem  Appellgerichtsnofe  in  Ancona 
unterstellt  eind. 
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internationale  Verträge. 

Laut  Kundmachung  der  Schweiz.  Bundeskanzlei  vom  13.  Oktober 
1896  (Eidg.  amtl.  Slg.  N.  F.  Bd.  XV  S.  532)  hat  Brasilien  mit 
Note  vom  3.  Oktober  1896  seinen  Beitritt  zu  den  anl&fslich  der  Kon- 
ferenz der  internationalen  Union  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  in  Madrid  am  14.  April  1891  abgeschlossenen  Überein- 
künften erklärt. 


Vermiscilte  Mitteilungen. 

1.  In  Brtissel  soll  im  Jahre  1897  ein  internationaler 
Advokatenkongrefs  stattfinden,  organisiert  durch  den  belgischen 
Advokatenverband  in  der  Absicht,  durch  vergleichende  Studien  der 
Gesetzgebungen  über  den  Advokatenstand  zu  den  besten  Keformen  in 
dieser  Materie ,  sowie  zur  Herstellung  häufiger  internationaler ,  wissen- 
schaftlicher und  koUegialischer  Beziehungen  der  verschiedenen  Länder 
zu  gelangen. 

Von  der  Organisation  wird  behufs  Vorbereitung  der  Arbeiten  des 
Kongresses  ein  Fragebogen  ausgegeben,  in  welchem  (in  IV.  Abt. 
Z.  18 — 15)  über  internationale  Beziehungen  unter  den 
Advokatenkorporationen  und  den  einzelnen  Advokaten 
über  folgende  Fragen  Auskunft  gewünscht  wird.  Z.  13.  Ob  es  mög- 
lich wäre,  eine  ständige  internationale  freie  oder  gesetzlich  geordnete 
Organisation  zu  schaffen,  sei  es  unter  den  in  jedem  Lande  offiziell  ein- 
gerichteten Advokatenkorporationen,  sei  es  unter  den  einzelnen  Advokaten? 
Wie  müfste  sich  diese  offizielle  oder  private  Einrichtung  gestalten? 
Welches  ist  die  Anzahl  der  Advokaten  in  den  bedeutendsten  Städten 
Ihres  Landes?  Z.  14.  Sollte  obengenannte  Organisation  nicht  be- 
sonders folgende  Zwecke  verfolgen:  Mitteilung  von  Auskünften  über 
ausländisches  Recht  und  ausländische  Gesetzgebung  in  Prozessen  von 
einheimischen  Gerichten,  Bezeichnung  von  Advokaten  in  fremden  Län- 
dern mit  Rücksicht  auf  die  Eigenart  des  in  Rede  stehenden  Prozesses, 
Kongresse  oder  Zusammenkünfte  der  Advokaten,  gegenseitige  Gast- 
^eundschaffc,  Organisation  einer  internationalen  Rechtshülfe  für  Arme, 
welche  Prozesse  in  fremden  Ländern  haben.  Z.  15.  Sind  Sie  der 
Ansicht,  dafs  gelegenheitlich  ausländische  Advokaten  auch  zum  Plai- 
dieren  in  Ihrem  Lande  zugelassen  werden  sollten?  Geschieht  dies 
schon  jetzt  ?  Welche  Bedingungen  werden  an  diese  Zulassung  geknüpft 
oder  müfsten  Ihrer  Ansicht  nach  daran  geknüpft  werden? 
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2.  (AbfasBang  und  Beglaubigung  von  Urkunden 
fttr  den  Gebranch  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  —  Vorschriften  des  dortigen  Rechts  über  die 
Dispositionsbefugnisse  von  Ehefrauen.)  Das  öster- 
reichische Justizministerium  hat  an  sämtliche  Notariatskammem  den 
nachstehenden  Erlafs  vom  22.  September  1896,  Z.  9148,  gerichtet: 

Das  k.  und  k.  Konsulat  in  Ö«lveston  im  Staate  Texas,  das  häufig 
in  die  Lage  kommt,  bei  Verlassenschaften ,  die  sich  dort  nach  Oster- 
reichischen Staatsangehörigen  eröffnen,  auswärts  wohnende  Erben  zu 
vertreten,  pflegt  in  solchen  Fällen,  um  die  genaue  ErftÜIung  aller 
gesetzlichen  Erfordernisse  zu  sichern,  den  Beteiligten  zweckentsprechend 
abgefafste  Vollmacbtsformnlare  zur  Unterfertignng  zu  übersenden.  Leider 
wird  davon,  wie  das  Konsulat  berichtet,  im  Inlande  nicht  immer 
Gebrauch  gemacht,  und  insbesondere,  was  die  durch  die  Gesetze  des 
Staates  Texas  genau  vorgeschriebene  Formel  fllr  die  Beglaubigung  der- 
artiger Urkunden  betrifft,  pflegen  davon  die  inländischen  Beglaubigungs- 
organe häufig  keine  Notiz  zu  nehmen  oder  willkürlich  abzuweichen. 
Das  hat  zur  Folge,  dafs  die  nicht  gehörig  beglaubigten  Urkunden, 
besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  um  Grundeigentum  handelt,  von  den 
Grerichten  in  Texas  nicht  anerkannt  werden  und  ganz  wertlos  sind, 
woraus  dann  zum  mindesten  unliebsame  Verzögerungen,  nicht  selten 
allerlei  Schwierigkeiten  und  Bechtsverluste ,  unter  allen  Umständen  für 
die  Aussteller  der  Urkunden  doppelte  Kosten  erwachsen. 

Das  k.  und  k.  Konsulat  in  Galveston  hat  deshalb  den  Wunsch 
ausgedrückt,  dafs  bei  Ausstellung  und  Beglaubigung  aller  Urkunden, 
die  im  Staate  Texas  Gültigkeit  erlangen  sollen,  die  jeweils  gegebenen 
Fingerzeige  des  Konsulates,  namentlich  jene,  welche  die  Legalisierungs- 
klansel  betreffen,  stets  genau  befolgt  werden  möchten. 

Wie  die  vom  Justizministerium  in  Nordamerika  veranlafsten  Er- 
hebungen dargethan  haben,  erscheint  übrigens  ein  striktes  Einhalten 
der  in  den  Gesetzen  der  einzelnen  Staaten  f)lr  die  Abfassung  und  Be- 
glaubigung von  Urkunden  vorgeschriebenen  Formen  nicht  blofs  in 
Texas,  sondern  ganz  allgemein  und  überall  im  Interesse  einer  raschen 
und  sicheren  Erledigung  geboten. 

Damit  diese  Formen  den  hierländigen  Beteiligten  jederzeit  bekannt 
werden,  werden  alle  k.  und  k.  Konsulate  in  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  angewiesen  werden,  den  Interessenten  vorkommenden 
Falles  stets  mit  entsprechenden  Formularien  an  die  Hand  zu  gehen. 

Indem  das  Justizministerium  hievon  die  sämtlichen  Notariats- 
kammem zur  weiteren  geeigneten  Veranlassung  verständigt,  fügt  es 
behufb  näherer  Orientierung  Abschrifken  der  in  Texas  voigeschriebenen 
Beglaubigungsklauseln  und  femer  eine  kurze  Zusammenstellung  der 
wichtigsten  Auskünfte  bei,  die  dem  Justizministerium  Über  Beglaubigung 
von  Urkunden  und  Dispositionsrecht  der  Ehefrauen  seitens  der  k.  u.  k. 
Konsulate  in  den  Vereinigten  Staaten  zugekommen  sind. 
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BeilMTe  A. 

Notarielle  Beglanbigangeformel  fttr  Männer  and  alleinstehende 
Frauen  (unverheiratete  oder  Witwen),  erforderlich  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  Texas. 

Österr.-Ungar.  Monarchie  1 

Stadt j    Vor   mir  (Name   des  Notars)   einem 

öffentlichen  Notar  für  (Name  des  Bezirkes  des  Notars)  erschien  am 
heutigen  Tage  persönlich  (Name  der  Person) ,  mir  wohl  bekannt ,  ab 
diejenige  Person,  welche  die  vorstehende  Urkunde  unterfertigte,  und 
bekannte  vor  mir,  dafs  er  (sie)  dieselbe  für  die  darin  aufgeführtea 
Zwecke  und  den  Wert  ausstellte. 

Urkundlich  meiner  Unterschrift  und  Amtssiegel,  heute  den 

A.  D.  189 

L.  S.  N,  N., 

Öffentlicher  Notar  fOr 


BeilAffe  B. 

Notarielle   Beglaubigungsformel   für  verheirate  Frauen   und   deren 
Mftnner,  erforderlich  nach  den  Gesetzen  des  Staates  Texas'*'). 

Österr.-Ungar.  Monarchie   1 

Stadt j   Vor   mir  (Name  des  Notars) ,   einem 

öffentlichen  Notar  f^  (Name  des  Bezirkes  des  Notars)  erschien  am 
heutigen  Tage  persönlich  (Name  des  Ehemannes),  mir  wohl  bekannt 
als  diejenige  Person,  welche  die  vorstehende  Urkunde  unterfertigte, 
und  bekannte  vor  mir,  dafs  er  dieselbe  für  die  darin  au%eführten 
Zwecke  und  den  Wert  ausstellte.  Auch  erschien  am  heutigen  Tage 
vor  mir  persönlich  (Name  der  Ehefrau),  Ehefrau  des  Genannten  (Name 
des  Ehemannes),   mir   wohl  bekannt  als  diejenige  Person,   welche  die 

*)  Anmerkung.  Wenn  die  Gresetze  des  Staates  Texas  zur  Rechtswirk- 
Bamkeit  der  Handlungen,  die  von  Ehefrauen  vorgenommen  werden,  die  Zu- 
stimmung der  Ehemänner  fordern,  so  erstreckt  sich  diese  Bestimmung  an 
und  für  sich  nicht  auf  Ehefrauen,  die  die  österreichische  Staatsangehöiigk^t 
besitzen,  da  sich  die  persönliche  Handlunssfllhigkeit  nach  dem  Personal- 
Statute  richtet,  und  das  österreichische  Recht  eine  beschränkte  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrauen  nicht  kennt.  Allein  um  eine  von  einer  österrdchischen 
Ehoran  ohne  Assistenz  ihres  Mannes  abgegebene  rechtsverbindliche  Erklänmg 
für  Texas  gültig  erscheinen  zu  lassen,  müfste  das  Personalstatnt  voraussicht- 
lich jedesmal  durch  ein  G^setzeszeugnis  nachgewiesen  werden.  Da  ist  es  in 
den  meisten  Fällen  ^ewifs  einfacher  und  sicherer,  der  von  den  Gesetzen  des 
Staates  Texas  geforaerten  Form  zu  genügen,  nftmlich  in  der  oben  ersicht- 
lichen Weise  die  Zustimmung  des  Ehemannes  einzuholen'  und  zu  beurkunden. 
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Toratebende  Urkunde  unterfertigte,  nnd  nachdem  ich  diecielbe  allein 
ohne  Beisein  ihres  Ehemannes  befragt,  und  nachdem  ich  ihr  den  Inhalt 
genau  aoseinandeigesetzt  hatte,  bekannte  sie,  die  genannte  (Name  der 
Ehefrau)  yor  mir,  dafs  selbige  Urkunde  ihr  eigenes  Thun  und  Handeln 
sei,  und  erklftrte,  dafs  sie  dieselbe  aus  freiem  Willen  unterschrieb,  für 
die  darin  angeführten  Zwecke  und  den  Wert,  und  dafs  sie  nicht 
wtlnsche,  diese  ihre  Handlung  zurOckzunehmen. 

Urkundlich  meiner  Unterschrift  und  Amtssißgel,  heute  den 

A.  D.  189 

L.  a  N.  N., 

Öffentlicher  Notar  fOr 


Bellare  €• 

Zusammenstellung  der  wichtigsten  Mitteilungen,  die  seitens 
der  k.  und  k.  Konsulate  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
tlber  die  dort  geltenden  Normen,  betreffend  Urkundenbeglaubigung  und 
Handlungsfllhigkeit  der  Ehefrauen,  dem  Justizministerium  zugekommen 
sind. 

/.     Generalkonsulat  in  New  York, 

Staat  New  York.  Als  B^laubigungsoigan  kann  mit  Kechts- 
Wirksamkeit  nur  ein  Beamter  der  Vereinigten  Staaten  fungieren,  näm- 
lich ein  Qesandter  oder  Chargi  d'a£Gures,  Generalkonsul,  Konsul,  Vice- 
konsul,  Konsularagent,  Vicekonsularagent ,  Kommerzialagent  oder  Vice- 
kommendalagent  Zur  Erzielung  einer  rechtswirksamen  Beglaubigung 
hat  yor  einem  der  genannten  Organe  entweder  der  Aussteller  der  Ur- 
kunde persönlich,  oder  es  kann  auch  anstatt  dessen  blofs  ein  Zeuge 
erscheinen,  sofeme  dieser  zu  beschworen  in  der  Lage  ist,  dafs  er  den 
Aussteller  persönlich  kenne,  dafs  der  Aussteller  die  Urkunde  persönlich 
unterfertigt  und  sie  in  seiner  Gegenwart  anerkannt  habe. 

Connecticut  Oesetzmäfsiges  Beglaubigungsorgan:  Vereinigter 
Staaten-Konsul  oder  Öffentlicher  (bei  uns  k.  k.)  Notar. 

Die  Unterschrift  des  letzteren  bedarf  keiner  weiteren  Beglaubigung. 
Der  Aussteller  der  Urkunde  hat  der  Unterschrift  sein  Si^el  beizu- 
fügen und  mnfs  persönlich  yor  dem  Beglaubigungsorgan  erscheinen. 
Die  L^galisierungsklausel  ist  bestimmt  yorgezeichnet.  In  Connecticut 
ist  die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen  beschränkt,  sofeme  die  Ehe 
yor  dem  20.  April  1877  geschlossen  wurde.  Die  Vollmachten  yon 
Ehefrauen,  bei  denen  das  zutrifft,  sollten  yom  Ehemanne  mitanerkannt 
und  unterzeichnet  werden. 

New  Jersey.  Zulässige  Beglaubigungsorgane:  Beamte  der  Ver- 
einigten Staaten  (wie  im  Staate  New  York)  oder  k.  k.  Gericht,  k.  k. 
Notar,    auch  Btlrgermeister   oder  stellyertretender  Gemeindefunktionär. 

35  • 
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Snperl^galiftienuig  der  Untenchriften  einhenniBcber  BcgUubigoogsoigtiie 
i8t  nicht  erfordert  BeetimintB  B^laubignngsformelii  siiä  Torgeschriebeii, 
und  swar  yerschieden,  je  nachdem  der  Aoaeteller  persönlich  oder  an 
seiner  Stelle  ein  Zeuge  erscheint  (siehe  New  York),  oder  es  sich  um 
den  Akt   einer  Eheüntu  handelt  (wobei  Stellvertretung  ausgeschlossen). 

In  New  Jersey  ist  die  Handlungsfiüiigkeit  der  Ehefrau  bescbrSnkt, 
wenn  die  Ehe  yor  dem  1.  Jttnner  1875  geschlossen  wurde  (siehe 
Connecticut).  Orundeigentnm  belasten  oder  yeräufsem,  Bfligschaften 
übernehmen  kann  tlbrigens  eine  Ehefrau  niemals  ohne  Zustimmung  ihres 
Mannes. 

Rhode  Island.  Rechtswirksame  Beglaubigung  nur  durch  einen 
Beamten  der  Vereinigten  Staaten  (Gesandten,  Charge  d*affiures,  Konsul, 
•Vicekonsul  oder  Kommerzialagent)  möglich,  vor  dem  die  Aussteller,  die 
den  Urkunden  ihr  Siegel  beiftigen  müssen,  zu  erscheinen  haben. 

//.    Konsulat  in  Baltimore. 

Maryland.  Vollmachten  sind  aufser  vom  Aussteller  stets  noch 
von  einem  Zeugen,  und  wenn  der  Vollmachtgeber  (Mann  oder  Frau) 
verheiratet  ist,  noch  überdies  vom  anderen  Grattenteile  seu  unterfertigen. 
B^laubigung  durch  Generalkonsul,  Konsul,  Vicekonsul  oder  Konsular- 
agenten der  Vereinigten  Staaten  oder  durch  k.  k.  Notar. 

Delaware.  Wie  in  Maryland;  nur  hat  die  Beglaubigungsklausel 
bei  einer  von  einer  Ehefrau  ausgestellten  Vollmacht  einen  Passus  (ähn- 
lich wie  auf  Beilage  B)  darüber  zu  enthalten,  dafs  die  Ehefrau  ab- 
gesondert von  ihrem  Manne  examiniert  wurde  und  hiebei  erklärt  hat, 
die  Urkunde  ohne  Drängen,  Drohungen  oder  ohne  Furcht  vor  MiPa- 
fallen  ihres  Mannes  freiwillig  ausgestellt  zu  haben. 

HL    Konsulat  in  Boston. 

In  den  zum  Sprengel  dieses  Konsulates  gehörigen  Staaten  Massa- 
chussets,  Maine,  Vermont  und  New  Hampshire  sind  keine 
bestimmten  Formen,  weder  für  Vollmachten  noch  für  Legalisierungs- 
klauseln vorgeschrieben.  Die  in  Osterreich  üblichen  Formularien  sind 
daher  verwendbar.  Die  Handlungsfllhigkeit  der  Ehefrauen  ist  nicht 
beschränkt 

IV.    KonsuUU  in  Chicago. 

Der  Rechtskonsulent  dieses  Konsulates,  Dr.  Adolf  JD.  Werner^ 
sagt  im  allgemeinen:  Für  die  Urkunden  giebt  es  kdne  obligato- 
rischen Formularien,  aber  es  ist  immer  ratsam,  die  in  Nordamerika 
gebräuchlichen  Formularien  zu  verwenden,  da  deren  Bentttsung  den 
ganzen  Prozefs  vereinfiicht  und  da  die  in  Österreich  üblichen  Formen 
der  Dokumente  vielfach  Dinge  enthalten,  die  in  Amerika  zum  mindesten 
unerheblich,  wo  nicht  gar  unverständlich  sind,  wlüirend  andeiseits  in 
und  an  denselben  Merkmale  und  Ausführungen  fehlen,  die  in  Amerika 
als    wesentlich    betrachtet    werden   und    dann   erst,     oft   durch    recht 
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drastisclie  nnd   nicht  aelten  kostspielige  HttlÜRDittel ,    wie  Sachventän- 
digenbeweise  etc.,  eigünsst  werden  müssen. 

Die  Einholang  der  Legalisierung  eines  Konsuls 
der  Vereinigten  Staaten  fttr  die  Unterschrift  und 
gesetzliche  Befugnis  des  Notars  sollte  gar  nie  versäumt 
werden. 

Hinsichtlich  der  einzelnen  Staaten  gilt  folgendes: 

Illinois.  Bestimmte  Beglaubignngsform  ist  nicht  vorgeschridi)«!. 
Die  Unterschrift  des  beglaubigenden  Notars  bedarf  der  weiteren  L^aU- 
sierung  durch  eine  Gerichtsbehörde,  deren  Vorstand  nicht  nur  die 
Echtheit  der  Unterschrift  des  Notars,  sondern  auch  dessen  gesetzliche 
Beftignis,  eine  Beglaubigung  yonsunebmen  und  auszufertigen,  zu  be- 
stätigen hat.  Ehefrauen  bedürfen  der  Zustimmung  ihrer  Gatten  blofs 
zum  Abschlüsse  ron  Gesellschaftsyertrilgeo  und  zur  Verilufsemng  yon 
Grundstücken,  die  mit  der  Aussteuer  (dos)  belastet  sind. 

Jowa.  Keine  bestimmte  Form  für  B^laubigungsklausel  vor- 
geschrieben, doch  hat  selbe  zu  enthalten;  1.  Amtscharakter  des  Notars; 
2.  dafs  der  Aussteller  dem  Notar  entweder  persönlich  bekannt  ist  oder 
ihm  dessen  Identit&t  glaubhaft  von  wenigstens  einem  Zeugen,  dessen 
Name  anznftlhren  ist,  bestätigt  wurde;  3.  dafs  die  Partei  erklärt  hat, 
sie  habe  das  Dokument  freiwillig  und  nnbeanflufst  ausgestellt  und 
unterfertigt.     Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen  unbeschränkt 

Indiana.  Keine  bestimmte  Beglaubigungsform.  Ist  die  Be- 
glaubigung nicht  in  englischer  Sprache  abgefafst,  so  mufs  ein  Beamter 
der  Vereinigten  Staaten  (Gesandter,  Konsul)  bescheinigen,  dafs  die  vom 
Notar  gebrauchte  Form  den  tfsterreichischen  Gesetzen  entspricht,  dafs 
der  Notar  zur  Beglaubigung  befiigt  ist,  und  was  die  Klausel  enthält 
Zur  Übertragung  und  Belastung  von  Grundeigentum  hat  die  Ehefrau 
die  Zustimmung  des  Gatten  nötig.  Bürgschafl^verträge  von  Ehefrauen 
sind  ungültig. 

Montana.  Bestimmte  Formel  für  B^laubigung  (ganz  ähnlich 
der  fttr  Texas,  Beilage  A)  vorgeschrieben.  Unbeschrilnkte  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrauen. 

Nebraska.  Ganz  wie  im  Staate  Jowa.  Nur  ist  überdies  noch 
vorgeschrieben,  dafs  das  Dokument  von  wenigstens  einem  Zeugen  mit- 
unterfertigt sei  und  dafs  die  B^laubigungsklausel  auf  die  Rückseite 
des  Dokumentes  gesetzt  werde. 

North-  und  South-Dakota.  Bestimmte  Formeln  ftlr  Be- 
glaubigung (ähnlich  Beilage  A)  vorgeschrieben.  Die  Identi6zierung 
durch  einen  Identitätszeugen  kann  nur  mittels  Eides  des  letzteren  er- 
folgen.    Unbeschränkte  Handlungsftlhigkeit  der  Eheftauen. 

Wyoming.  Keine  bestimmte  Beglaubigungsform.  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrauen  unbeschränkt 
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V.    Konsulat  in  Gcdveston  (Texas). 

Siehe  die  Formeln  sab  A  und  B.  Es  genügt  volktXndig,  wenn 
selbe  in  deutscher  Sprache  auf  die  Urkunde  gesetzt  werden.  Die  eng- 
lische Übersetzung  besorgt  das  Konsulat. 

VI.    Konsulat  in  Mätvaukee. 

Wisconsin,  Michigan  und  Minnesota.  Die  Urkunde 
niufs  nebst  dem  Aussteller  von  zwei  Zeugen  unterfertigt  und  vom  Aus- 
steller gesiegelt  sein.  Die  Beglaubigttngsklausel  f^  den  Notar  ist  be- 
stimmt vorgeschrieben  und  ihre  genaue  Anwendung  insbesonders  dann 
unbedingt  erforderlich,  wenn  die  Urkunde  zu  Gmndbuchzwecken  dienen 
soll.  Jjk  die  Ehefxau  am  Orundeigentume  des  Mannes  ein  Witwenrecht 
hat  (ein  Drittel  der  Nutzniefsung),  so  hat  bei  Dispositionen  über  Grund 
und  Boden  die  Ehefrau  die  Urkunde  des  Mannes  mitzufertigen.  Die 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen  ist  nur  in  Minnesota  beschränkt 
Mitfertigung  der  Urkunden  von  Ehefrauen  durch  ihre  MKnner  ist  im 
letzteren  Staate  geboten,  in  den  beiden  anderen  immerhin  räüich. 

VIL    Konsulat  in  New  Orleans, 

Louisiana  und  Mississippi.  Keine  bestimmte  Form  vor- 
geschrieben.  Superlegalisierüng  durch  ein  Konsulat  der  Vereinigten 
Staaten  unerläfslich. 

VIIL    Konsulat  in  Pittsburg. 

Pensjlvanien,  Ohio  und  West- Virginia.  Die  Beglau- 
bigungsklauseln sind  bestimmt  vorgeschrieben,  ähnlich  denen  von 
Texas,  bei  Ehefrauen  mit  dem  Beisätze  betreffend  ihre  freie  Willens- 
entschliefsung. 

IX,    Konsulat  in  Richmond. 

Virginia,  Kentucky  und  Tennessee.  Keine  bestimmte 
Form  vorgeschrieben.     Handlungsf^ihigkeit  der  Ehefrauen  unbeschränkt 

X.    Konsulat  in  St,  Francisco. 

In  den  Staaten  Californien,  Newada,  Oregon,  Utah 
und  Washington,  dann  im  Territorium  Arizona  ist  überall  eine 
bestimmte  B^laubigungsform  vorgeschrieben,  ähnlich  der  unter  A  mit- 
geteilten. 

Im  Staate  Idaho  sind  Urkunden  verheirateter  Frauen  nur  gültig, 
wenn  auch  der  Ehegatte  mitunterfertigt  und  die  Frau,  separat  ver- 
nommen, die  Disposition  anerkennt  (Beglaubigungsformel  ähnlich  der 
unter  B.)  In  den  erstgenannten  Staaten  ist  die  HandlungsfiLhigkeit 
der  Ehefrauen  unbeschränkt,  nur  in  Oregon  bedarf  die  Frau  zur 
Übertragung  von  Grundeigentum  der  Zustimmung  des  Mannes, 
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XI.    KonsfdeU  in  St.  Louis. 

MiBSouri,  Arkansas,  Kansas  und  Colorado,  dann  die 
Territorien  NewMeziko,  Oklahoma  und  Indian  Territory. 
Bestimmte  B^laubigongsform  (ähnlich  der  unter  A)  vorgeschriebe. 
Urkunden  von  Ehefrauen  bedtlrfon  der  Mitfertigung  des  Mannes  nur, 
wenn  es  sich  um  Immobilien  handelt 

3«  Der  vom  Eidgenössischen  Justizdepartement  im  Mftrz  1896 
veröffentlichte  Vorentwurf  zu  einem  Schweizerischen  Straf- 
gesetzbuch nach  den  Beschltlssen  der  Expertenkommis- 
sion (Kommissionalentwurf)  ^)  enthält  über  räumliches  Geltungsgebiet 
des  Strafgesetzbuches  folgende  Bestimmungen: 

Art  3.     Nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  wird  bestraft, 

Wer  in  der  Schweiz  ein  Verbrechen  begangen  hat  Die  Strafe, 
die  der  Thäter  im  Ausland  erstanden  hat,  wird  ihm  angerechnet. 

Ist  ein  Ausländer  wegen  eines  Verbrechens,  das  er  in  der  Schweiz 
begangen  hat,  auf  Ersuchen  des  schweizerischen  Bundesrats  im  Aus- 
lande verfolgt  worden  und  hat  er  die  Strafe,  zu  der  er  von  dem  aus- 
ländischen Gerichte  verurteilt  worden  ist,  eistanden,  so  Wlt  die  Straf- 
verfolgung weg. 

Art  4.     Nach   den  Bestimmungen   dieses  (Gesetzes   wird   bestraft: 

Wer  im  Ausland  Hochverrat  (Art  171)  oder  diplomatischen 
Landesverrat  (Art  174)  begangen  hat;  der  Schweizer  und  der  in  der 
Schweiz  wohnhafte  Ausländer,  der  sich  im  Ausland  eines  Angriffs  auf 
die  Unabhängigkeit  der  Eidgenossenschaft  (Art.  172)  oder  des  militä- 
rischen Landesverrats  (Art.  173)  schuldig  gemacht  hat 

Die  Strafe,  die  der  Thäter  im  Auslande  erstanden  hat,  wird  ihm 
angerechnet. 

Art  5.     Nach   den  Bestimmungen   dieses  Gesetzes  wird   bestraft: 

Der  Schweizer,  der  im  Ausland  ein  Verbrechen  begangen  hat,  ftlr 
das  nach  schweizerischem  Recht  die  Auslieferung  bewilligt  werden 
könnte,  wenn  er  in  der  Schweiz  betreten  oder  der  Eidgenossenschaft 
ausgeliefert  wird. 

Der  Ausländer,  der  im  Ausland  ein  Verbrechen  an  einem  Schweizer 
begangen  hat,  für  das  nach  schweizerischem  Rechte  die  Auslieferung 
bewilligt  werden  könnte,  oder  der  sich  im  Ausland  der  Falschmtlnzerei, 
der  Fälschung  von  Banknoten  oder  Emissionspapieren  (Art  142),  eines 
vorsätzlichen  Verbrechens  mit  Sprengstoffen  (Art.  155 — 157)  oder  des 
Mädchenhandels  (Art  118)  schuldig  gemacht  hat,  wenn  er  in  der 
Schweiz  betreten  und  nicht  ausgeliefert  wird. 

Die  Stra^erfolgung  AÜlt  weg: 

Wenn  der  Thäter  im  Ausland  w^en  des  Verbrechens  endgültig 
freigesprochen  oder  begnadigt  worden  ist, 


^)  Beilage  zu  Heft  5  und  6  Bd.  16  der  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Strafreehtswissenschaft. 
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wenn  das  Verbrechen  nach  analändiaehem  Rechte  nur  auf  Antrag 
strafbar  ist  and  ein  Strafimtrag  nicht  gestellt  worden  ist, 

wenn  die  Strafverfolgung  oder  der  Stra^ollsog  nach  aosltodischem 
Rechte  verjährt  ist, 

wenn  der  Schuldige  die  Strafe,  zu  der  er  wegen  des  Verbrechens 
im  Aasland  yerorteilt  war,  erstanden  hat 

Die  Strafe,  die  der  Thäter  im  Aasland  teilweise  erstanden  hat, 
wird  ihm  angerechnet 

Ist  die  Handlang  am  Orte  der  Begehung  nicht  mit  Strafe  bedroht, 
so  wird  der  Thäter  nur  auf  Antrag  der  Bandesanwaltschaft  verfolgt 

Nach  Art  6  des  Entwurfes  ist  ein  Verbrechen  an  dem  Orte  be- 
gangen, wo  der  Thäter  gehandelt  hat,  und  an  dem  Orte,  wo  der 
Erfolg  des  Verbrechens  eintrat  oder  eintreten  sollte. 

Nach  §  8  des  die  Bestimmungen  tlber  penönliches  Geltungsgebiet 
enthaltenden  Art  8  des  Str.O.B.  gelten  in  Bezug  auf  exterritoriale 
Personen  die  Grundsätze  des  Völkerrechts. 


Litteraturberichte. 

a«   Btteheraueiffe«. 

StengieiHf  M»f  Dr.,  Reichsgerichtsrat  Die  strafirecbtlichen  Nebengeeetze 
des  Deutschen  Reiches.  Zweite,  vermehrte  and  wesentlich  veränderte 
Auflage.    Berlin,  Otto  Liebmann,  1896.    XVI  o.  1401  S.    25  Mk. 

Die  in  Band  V  der  Zeitschrift  angezeigte  zweite  Auflag  des  schon 
bei  seinem  ersten  Erscheinen  allseitig  beliebt  gewordenen  Weraes  liegt  nun 
mit  der  Schlafslieferong  vollendet  vor.  Der  Stoff  ist  wesentlich  vermehrt, 
insbesondere  sind  eine  Reihe  von  neuen  Gesetzen  hinzogekommen ,  so  daCs 
das  Prommm  seit  Ausgabe  des  Prospektes  für  die  erste  Auflage  von  77 
auf  85  Nummern  gesti^n  ist  Der  Umfimg  des  Werkes  selbst  wurde  zur 
Ermöglichang  der  Abminderung  des  Preises  —  25  Mk.  ^egen  firOher  83  Mk.  — 
eingeschränkt,  ohne  dafs  hierunter  der  Vollständigkeit  oder  Grfindlichkeit 
Abbrach  gethan  ist.  Überall  ist  die  neneste  Litteratar  und  Rechtsprechung 
verwertet  Die  früher  nur  bruchstückweise  zum  Abdruck  ffekommenen 
Gesetze  sind  non  ^ofsenteils  vollständiger  wiedergegeben  worden,  so  dals 
das  Werk  in  der  jetzigen  Gestalt  nicht  mehr  ausscnlierslich  fttr  die  Straf- 
rechtspraxis von  Wert  ist,  die  Hervorbeban^  dorch  verschiedene  Schrift* 
gattungen  aber  doch  die  strafrechtlich  bedeutenden  Gesetzesvorschriften 
sofort  erkennen  läfst.  Beeonders  hervorzuheben  ist  auch  die  voUständige 
Umarbeitung  der  Register^    von    welchen   das  chronologische   neu  hinzu- 

gekommen,  das  alphaDetische  aber  durchaus  neu  bearbeitet  ist  und  durdi- 
kufend  das  ganze  Werk  umfEÜ*8t 

So  stellt  sich  die  neue  Auflage,  fttr  welche  die  Herausgabe  eines  Snpple* 
mentes  vorbehalten  ist,  als  ein  in  vielfachen  Beziehungen  ganz  neues  Werk 
dar,  welches  vor  allem  zum  Gebrauche  der  Richter,  StaatB-  und  Rechts- 
anwälte, wie  der  VerwsJtungsbeamten  als  unentbehrliches  Hand-  und 
Nachschlagebuch  der  weitesten  Verbreitung  sicher  sein  darf,  B. 
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%•   XeitselurifteM« 

ZeUsehHft  /Ür  die  gesamte  SirafireehtawUeeneehafU  16.  Bd.,  5.  u. 

6.  Heft:  Krai^ae,  Der  srobe  Unftig.  v,  Bekno,  Dm  AnsheifleheiL  Thom- 
«en,  Wie  ist  der  Thatbestand  des  yereachten  Betrugs  ni  formolieren? 
Friedländer,  Die  Verletzimff  des  Biiefgeheimnisses.  Faeüideey  Ab- 
stnnmaiig  über  Urteil  oder  über  Gründei 

Hiena  als  Beilage:    Vorentwiiif  zu  einem   Schweizexiseben   Straf- 
gesetasbncb  nacb  den  BesehUlssen  der  Expertenkommission. 

Säehaieehes  Archiv  für  bürgerUehes  Bechi  und  JPrazQTs,   6.  Bd., 

7.  Q.  8.  Heft:  Aron,^  Die  Vorschriften  des  Entworfs  eines  ffinrahmngs- 
gesetses  zmn  büigerlicben  Gesetzboeh  (Forts.).  9.  Heft:  (THUsntonn,  Die 
zweite  Lesong  des  Entwurfs  eines  deatschen  bürgerUehcoi  Gksetzbucbs. 
Leesing,  Die  Befilhigang  der  Referendare  zar  Walmiebmnng  richterlicher 
Geschäfte. 

jrahrMcher  der  WarUemberaiechen  Reehiapftege ,  8.  Bd.,  2.  Heft: 
Sehe/old,  Die  Solidarhaft  des  Ehemanns  bei  Sodalschulden.  Sehefold, 
Zorn  Art.  4  Abs.  5  unseres  Wfthrschaftsgesetzes. 

Schweiaterieehe  Zeiiechrift  für  HtrafreclUf  9.  Jahrgang,  3.  Heft: 
Sioo/e,  Das  Motiv  im  Entwurf  zu  einem  schweizerischen  S&afffesetzbuche. 
üf eiliger.  Die  Entlassung  aus  der  Unter8nchungs-(Sicherheits-)Hi^t  gegen 
Kaution.  Sioo/e,  Erörterungen  aus  dem  österreichischen  Straftecht.  Stoofe, 
Die  Begehung  yop  Verbrechen  durch  Unterlassung.  Stoo/e,  Unzüchtige 
Handlungen  von  Ärzten. 

J^oumal  du  droit  intemaUonal  privS  et  de  la  jurimrudence 
OOfmparkey  23.  ÄnnSe  (1896),  No.  VlI—X:  Aubry,  Le  domaine  de 
la  loi  datUonamie,  en  droit  international  privi  (euitej.  Levillain, 
Ventee  volonJtairee  denaviree  natianaux  ä  des  itrangers  (suite).  Salem, 
De  la  protection  legale  des  marquee  itranghres  en  Turquie.  Coudert, 
Du  droit  de  re/uge  ä  bord  dun  natfire  Aranger,  Milhaud,  De  Vappli- 
cation  dane  lee  rapports  intemalionaux  de  la  loi  du  9  Mars  1891  sur 
lee  droits  du  co^foint  survitxmt,  particulihrement  au  regard  des  feimmes 
originaires  dAlsaee' Lorraine,  Trigant-  Geneste,  Le  regime  des 
loteriea  \Hrang%res  en  Frusse.  Le  Oarrec,  De  la  vente,  par  les  gou- 
vemeurs  hovas,  pendant  la  guerre  de  1894—1895,  de  biens  appartenant 
ä  des  Frangais. 

Annaies  de  droit  oammercialfrttn^is,  itrarufer  et  itUerfuUUmai, 

10,  Ann6e,  Nr.  4:  Thaller,  A  propos  du  privilege  du  baüUur  dans  la 
faüUte.  Jitta,  Pays-Bas,  Chronique  de  UgislaJtion,  de  doctrine  et  de 
[furisprudence  en  mati^e  de  droit  commereial  et  industriel. 

Bevue  intematienale  du  droit  maritime,  12.  Ann4e  (1896—1897) : 
Nr.  I-^II:  Verneaux,  Le  proJet  de  modifieation  du  titre  VII  du  livre 
II  du  eode  de  commerce. 

Mivista  pemOe  di  doUrina^  leffMazione  e  ifiurisprudenzaf  Vol. 
XLIV,  Fase.  III:  Stopp ato,  Condudonie  limtti  di  esercizio  civile  ete, 
(cont.).  Fase,  IV:  Stoppato,  Condizioni  etc.  (cont.  e  fine).  Felici, 
Se  possa  uno  straniero  o  un  indigeno  costituirsi  parte  civile,  in  Egitto, 
€linanzi  al  tribundli  consolari  italiani  dopo  Viatituzione  dei  tribunali 
misti. 
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La  legisUadane  penale  UaUanOf  iUusirata  eon  la  giurUprudenza 
e  la  daUrina  deüL  d^cennio  ISSß—OS*  Mepertorio  deUa  Bivista 
Plenale*  Parte  /,  Codice  Pendle;  P»  II,  Codice  di  procedura  pendle; 
P.  III,  DiriUo  penale  particolare.  1896.  1.  Diepensa:  Art.  1—30, 
2.  Diapema:  Art.  31—86,  3.  Ditpaua:  ArL  87—180  dss  Cod,  pen^ 
4.  Diapensa:  Art.  181— Zi3  Cod.  pen.,  5.  Dispensa:  Cod  pen,  Art. 
244^331. 

Bevieta  general  de  leffMaei&n  y  iurispudeneiaf  Tom,  88,  Majo  y 
Junio  1896:  Fiore,  Contrabando  de  guerra  (eoncL),^  Gonzalez  del 
Alba,  La  immttabüidad  ante  las  esettelcu  cuUropolögicas.  Mortara, 
La  conmutacion  de  las  penas  eatudiada  en  el  Derecho  y  en  las  legte' 
laeiones,  Pont  y  Vifiale,  La  ley  de  Hipoteca  naval,  ha  derogado  en 
todo  6  en  parte  efart.  580  del  Cödigo  de  Commerciof  Camp  o  gr  and  e, 
Los  dereckos  sobre  la  persona  proprio,  Estasin,  El  arresto  de  los 
quebrados.  Boea,  Derecho  consuetudinario  de  Ema4ia.  Salmerön  y 
Alonso,  Dotes  eolacümahles.  Santamaria,  Öuestiones  de  Derecho 
civil  y  Er^iciamento.    Pos  ad a,  Privilegios, 

Bechtsg^eerd  Maga»0n,  15.  Jaargang,  Afleverinp  4:  Spanjaard, 
De  rechterlijke  bevoegdheit  ten  aawtien  win  vordertngen  tot  ontbinding 
van  wederkeerige  overeenkomsten.  Segers,  Eenige  opmerkingen  omtrent 
het  erfreeJU  van  natuurlijke  hinderen,  /.  van  Boneval  Faure,  De 
betrekkelijhe  bevogtheid  van  den  president  der  arrondissementsreMbcMk 
in  kort  geding. 

TidsskfHft  far  Bet9videnskab 9  8.  Aarg.,  Z  og.  3.  Heflei  Meiler, 
Ogsaa  lidt  om  Ldsereoverdragelse  e/ter  dansk  (og  tüdels  norsk),  Rabe, 
Den  tyska  rikslagen  angäende  „die  Abzahlungsgescfi^te**  af  den  16.  Ma) 
1894,  dess  tülkomst  och  betydelse.  Johanssen,  Ojennemgaaende 
konnossementer.     Stang,  Dkt  tyske  Udkast  til  borgerlig  Lov, 
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Alltorenverzeichnis  zum  seclisten  Bande. 

(Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten.) 


Aron  1. 
Berner  476. 
Biberfeld  503. 
Grome-Zeobariae  880. 
DioboaniotiB  413. 
Flore  25,  141,  210. 
Fold  481. 

Grfinewald  92,  475. 
Inhüleen  183,  289,  404. 
Jovanovic  93,  94. 
Klein  97,  832,  398,  403. 
Koppen  457. 
Kohler' 23e,  332,  385. 
▼.  Linst  379. 


Majrhofer  93. 
MeiU  378. 
Meyer  476. 
Nippold  39. 
Pfftfferoth  380. 
Rftnda  92. 
Schomacher  486. 
Steinbach  93. 
Stenglein  552. 
Stölzel  380. 
StoolB  92. 
y.  Streit  193,  314. 
Zachariae-Grome  380. 
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Seite 

Allgemeine  Österreichische  Gerichtsseitang   .  .  .  .94,882,478 

Annalen  der  GrofshersogL  badischen  Gerichte 94,  478 

Annales  de  droit  commercial  fran^ais,  dtranger  et  inter- 
national   287,  388,  480,  558 

Archiv  fflr  bürgerliches  Becht     192,  881,  477 

Archiyio  Giaridico 95,  287,  888,  480 

Berner,  Albert  Friedrich,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts .   .    476 

Blätter  für  Bechtsanwendung,  zun&chst  in  Bayern.   .   .   .94,  477 

Deutsche  JuristenzeituDg 477 

Jahrbücher  der  Württembergischen  Bechtspflege  381,  478,  558 

Journal  du  droit  international  priv6  (Ginnet)  95,  287,  388,  479,  558 

Juristische  Blfttter  (Wien) 95,  479 

Juristische  Vierteljahrsschrift  (Prag) 95,882 

Koppen,  Albert,  Dr.,  Lehrbuch  des  heutigen  römischen  Erbrechts  .    475 

Kritische  Vierteljahrsschrift 477 

La  legislazione  penale  italiano  etc. 554 

La  sciensa  di  diritto  privato 288,  888 

Liszt,  Franz  y.,  Dr.,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  6.  Aufl.  .    879 

Mayrhofer,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst  ....     93 

Mecklenburgische      Zeitschrift      für     Bechtspflege     und 

Rechtswissenschaft 94,  382,  478 

Meili,  Dr.  Fr.,  Der  Staatsbankerott  und  die  moderne  Rechtswissen- 
schaft   378 

Meyer,  Hermann,   Anleitung  zur  Prozefspraxis  nach  der  deutschen 

Ciyilprozefsordnung 476 

Pfafferoth,    Karl,    Jahrbuch    der    deutschen   Gerichtsyerfi&ssung, 

5.  Jahrgang,  1896 380 

Randa,  Der  Besitz  nach  österrdchischem  Becht  mit  Berücksichtigung 
des  gemeinen  Bechta,  des  preufsischen,  französischen  und  itaÜenisonen, 
des  sächsischen  und  zürcherischen  GFesetzbuchs 92 


Begiflter  über  Bfidberanzeigen  und  Zeitschriften -Übenchaa.        557 

S«ito 

Bechtageleerd  Magaiijn 288,884,554 

Repertorinm   zur   Kecbtsprechang   der   Gerichte    bei    An- 
wendung des  rheiniscnen  bfirgerlichen  Geaetsbnchs.  .    475 

fieriata  general  de  legialacion  y  jnriaprndencia  .   .  288,  884,  554 

Beyae  de  droit  international  etc. 95,  287,  882.  479,  488 

Berne  internationale  du  droit  maritime    ....  95,  287,  883,  558 

Biyiata  penale  di  dottrina  etc. 96,288,888,  480,  553 

Säehaiacbea  Archiy  ffir  bürgerliches  Beeht  und  Prozefs 

94,  287,  881,  478,  558 

Schweizer.  Zeitschrift  für  8trafrecht 382,  479,  553 

Steinbach,  Die  nngariachen  Veffassangageeetze 93 

Stenglein,  M.  Dr.,  Die  stralrechtUohen  Nebengeaetze  des  Dentachen 

Beidia,  2.  Aufl. 552 

Stölzel,  Adolf,  Schalung  ffir  die  driliatiache  Prazia 380 

Stoofa,  Ezpoa^  dea  motifr  de  TAvantproject  de  Code  P^nal  Sniaae.   .      92 

Tidaakrift  for  Betayidenakab 288,  554 

Zachariae-Crome,  Handbach  dea  franzäaiachen  CäTilrechta.  ....    380 

Zeitachrift  dea  Berniachen  Jariaten-Vereina     ...    95,  382,  479 

Zeitachrift  für  dentachen  Ciyilprozefa 381,  477 

Zeitachrift  für  freiwillige  Gerichtabarkeit  etc.  (Württem- 
berg)   94,  382,  478 

Zeitachrift     für     die     geaamte     Strafrechtawiaaenachaft 

94,  192,  381,  477,  553 

Zeitachrift  für  franzöaiachea  Ciyilrecht 382 

Zeitachrift  für  Notariat  ond  freiwilJige  Gerichtabarkeit 

in  Öaterreich 95,  479 

Zeitschrift     für     Bechtapflege     im     Herzogtam    Braan- 

achweig 94,  382,  478 

Zeitachrift  für  Schweizeriachea  Becht 95,  287,  382,  479 


Alphabetisches  Sachregister. 
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Die  iü  Klammern  beigesetzten  Ländernamen  verweisen  auf  die  Rechtsprechung 

in  den  betreffenden  L&ndem. 


A. 

Aargaa  (Kanton),  Yolistreckong  aus- 

lAod.  UrteUe  128. 
Abgabe,    Beistand  bei  Einziehung 

von   A.    271;    8.    auch   Nachlafs- 

fsbühren. 
gabenfreiheit  der  Gesandten  37. 
Abtretung  des  einem  Ausländer  zu- 
stehenden Anspruchs,  um  diCs  Armen- 
recht zu  erlangen  (Deutschi.)  271. 
Adoption,  s.  Annahme  an  Kindes- 
sUtt 

Advokaten,  intern.  Kongrefs  in 
Brüssel  1897  544. 

Äff]frpt6n,  s.  Elgypten. 

Afrika,  Schutztruppen  in  den  afrika- 
nischen Schutzgebieten  und  Ein- 
fUirung  der  deutschen  Militärgesetze 
478;  s.  auch  Ostafrika,  Südwest- 
afrika. 

Akte,  der  Gesandten  36;  A.  im  Aus- 
land errichtet,  Vollstreckung  in 
Österreich  364. 

Aktiengesellschaften,  ausländ., 
deren  Reditsstellun^  in  Griechen- 
land 193,  314;  Beweis  der  Existenz- 
bedingungen 318;  Yerwaltungs-  u. 
Kepräsentationsoi^ne  319;  Voll- 
macht des  Rei)rä8entanten  320; 
Gerichtsstandsfähigkeit  320 :  ob 
Civil-  oder  Handelsgesellschaft  321 ; 
Konkurs  ausw.  A.G.  322;  Erwerbs- 
iind  Verfügungsfähigkeit  326;  Pro- 
zefskostenkaution  324,  327^  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  329; 
Besteuerunig  der  A.G.  329;  Prozefs- 
kostenkaution,  Verhältnis  zu  Grofs- 
britannien  353. 

Alimentation,  s.  Unterhalt. 


Amerika,  Verein.  Staaten  von, 
Grofi^ährigkeitsalter  286;  Disposi- 
tionsbefugnisse  der  Elhefrauen  545; 
Vollstreckung  ausl.  Urteile  97,  ISO; 
Beglaubigung  von  Urkunden  zum  Ge- 
brauche m  A.  86, 356, 545 ;  Handels- 
beziehungen mit  Deutschland,  Gster- 
reidi-Ungam,  Brasilien,  d^  domini- 
kanischen Republik,  Spanien,  Gua- 
temala, Salvador,  Grofsbritannien, 
Nicaragua,  Honduras  SBi5;  Handelte 
vertrag  mit  Griechenland  326;  Stel- 
lung zur  Bemer  Konvention  40; 
Antisklavereikonferenz  371;  Aus- 
lieferungsvertrag mit  Rufsland  285. 

Anhalt,  Binnenschiffahrt  541. 

Annahme  an  Kindesstatt,  örtl. 
Recht  16;  Adoptionsrecht  in  Ungarn 
191. 

Anonyme  Werke,  Urheberrechts- 
schutz 41,  43,  47;  in  Österreich  87. 

Antisklavereikonferenz  371. 

Antwerpener  Urheberrechts- 
kongrefs  397. 

Appenzell  a.  Rh.  (Kanton),  Voll- 
streckung ausl.  Urteile  128,  129; 
Gebührenfreiheit  des  beweglichen 
Nachlasses  .von  A.  Kantonsange- 
höri|^en  in  Österreich  306. 

Archive  der  Gesandten  36. 

Arizona,  Urkundenlc^alisation  550. 

Argentinien,  Grof^ährigkeitsalter 
2B6;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
129;  Freundschafte- ,  Handels-  und 
Schiffohrtsvertraff  mit  Schweden- 
Norwegen  371 ;  Konsularvertrag  mit 
Italien  371. 

Arkansas,  Urkundenlegalisation, 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
551. 
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Armenrecht,  Bestimmiin^  hierüber 
in  dem  neaen  österr.  CiTilprosefs 
494;  Ceesion  des  einem  Aiulftnder 
zustehenden  Ansprachs,  um  das  A.  im 
Inlande  zn  erlangen  (Deutscfal.)  271. 

Arrha,  beim  Kaufvertrag  nach  eng- 
lischem Recht  299. 

Arrest,  Rechtswirksamkeit  ausl&nd. 
Arrestverftgong  (Deatschl.)  58;  Un- 
zolässigkeit  des  A.  gegen  auswärtige 
Firmen,  die  in  der  Sdiweiz  Nieder- 
lassungen haben(Schweiz)  82;  Siche- 
run^yerfiihren  in  Österreich  860; 
A.  m  den  Nachlafs  eines  Russen 
(Dentschl.)  516. 

Arton,  dessen  Auslieferung  in  Eng- 
land 189,  405. 

Asssociation  littöraire  et  ar- 
tistique  internationale,  17. 
Eongreis  in  Dresden  89. 

Auffünrung  von  dramatischen  und 
dramat-musikalischen  Werken  887. 

Aufgaberecepisse  der  Donau- 
Damp&chiffahrtsgesellschaft  in  Wien 
428. 

Aufgebot  der  Ehe  in  Ungarn  369. 

Ausland,  Testament  im  A.  errichtet 
fFrankr.)  580;  im  A.  b^t>^gene 
Straf  handlung  80,  148,  eines  I^ut- 
schen  (Deutschi.)  66;  Verurteilung 
im  A.  147,  deren  Folgen  211. 

Ausländer,  Bevormundung  von  A. 
17;  Ehescheidung  yon  A.  11;  Strei- 
tigkeiten zwischen  A.  (Frankr.)  581 ; 
2^achlässe  der  A.  in  Österreich  nach 
der  Bestimmung  der  neuen  CiTÜ- 
prozefsgesetze  491 ;  Testamente  von 
A.  (Frankr.)  78,  (Schweiz)  84;  Ver- 
tretung eines  ausländ,  in  Baden 
klagenden  Kindes  (DeutschL)  256; 
Sicherheitsleistung  fÜrProzefskosten 
und  Gerichtsgebühren,  s.  Sicher- 
heitsleistung. 

Ausländisches  Gericht,  Urteil 
eines  a.  G.  über  im  Inlande  be- 
gangene That  158;  Vereinbarung 
über  ein  a.  G.  (Deutscbl.)  178. 

Ausländische  Gesellschaften, 
Klagen  der  a.  G.  (Belgien)  70;  Gte- 
richtsstandsßüiigkeit  a.  G.  in  Frank- 
reich (Frankr.)  71;  Rechtsstellung 
ausländ.  Aktiengesellschaften  in 
Griechenland  198,  814. 

Ausländisches  Recht,  unbe- 
kanntes oder  nicht  nachgewiesenes 
a.  R.  (Deutschi.)  505;  Auskunft  über 

.   braunschweigisches  Recht  278;  Be- 


stimmung über  Beweis  des  a.  R. 
nach  dem  neuen  österr.  CÜTÜprozefs 
495. 

Ausländische  CiTilurteile, 
Vollstreckung  eines  in  Deutschland 
ergangenen  Urteils  gegen  einen  Aus- 
länder trotz  entgegenstehenden  aus- 
länd. Urteils  (Dentschl.)  519j  s.  u. 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile. 

Ausländische  Strafurteile, 
deren  exterritoriale  Geltung  25, 141, 
210. 

Auslieferung,  Bedeutung  des  Aus- 
drucks in  dem  Ausl.Vei&age  „zur 
Untersuchung  ziehen^  (Dentschl.) 
68;  Anderuiu;  des  Auslieferunp- 
reates  (Ital.)  fi;  englisches  Aushe- 
ferungsrecht  189;  Auslieferungsfall 
Cornelius  Herz  404,  Arton  405; 
AusliefemngsYerkehr  zwischen  El- 
safs-Lothringen  und  den  Nieder- 
landen 469 ;  A.V.  zwischen  Deutsch- 
land und  Brasilien  (DeutschU  68; 
zwischen  Deutschland  und  Grofs- 
britannien  (Deutschi.)  68;  zwischen 
Württemberg  und  Frankreich  468; 
zwischen  Osterreich  u.  Bulgarien  548 ; 
zwischen  Belgien  und  Orai\jefreistaat 
472;  zwischen  Salvador  und  Hon- 
duras 472. 

Aufsereheliche  Kinder,  s.  un- 
eheliche K. 

Aufserrhoden (Kanton),  Gtebühren- 
freiheit  des  beweslichen  Nachlasses 
Ton  Kantonsangehörigen  in  Öster- 
reich 866. 

Autorrecht,  s.  Urheberrecht 


Baden,  Gesetzgebung  etc.  187,  468, 
589;  Eheschliefsung  staatsloser  Per- 
sonen in  B.  161;  bad.  Staatsange- 
höriger in  Ungarn  468 ;  französisch- 
bad.  Staatsvertrag  von  1846,  Zu- 
ständigkeit (Frankr.)  72:  Urteils- 
vollstreckung (Frankr.)  188;  Juris- 
diktionsverMltnisse  mit  Sachsen  187; 
Rechtshülfe  gegenüber  Württemberg 
auf  dem  Gebiete  des  öffentl.  Rechts 
277,  285,  468;  Schiffahrtsordnung 
zwischen  Schweiz  und  B.  für  den 
Untersee  und  Rhein  868;  Binnen- 
schiffahrt 589. 

Barcelona,  Urheberrechtskongrefs 
897. 

Baselland  (Kanton),  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  1^. 
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B a sei B ladt  (Kanton),  VollBtreckong 
aoalAncL  Urteile  128;  Gerichtsorguii- 
sation  867. 

Baukunst- Werke,  deren  Schots 
gegen  Nachbildong  41,  45. 

Bayern,  Gesetzgebung  etc.  86,  276, 
858,  467;  Eheabschlnfs  bayerischer 
Staatsangehöriger  (Pfiedi)  in  Ungarn 
276;  Bechtshalfererkehr  mit  den 
Niederlanden  in  StraÜBachen  467; 
Vollzug  poIizeiL  StraiVerf&flunffen 
277;  ausw&rtige  KonsularbehOrden 
und  KonBulari)eamte  in  B.  87. 

Begehungsort  9. 

Beglaubigung  von  Urkunden,  die 
zum  Gebrauch  in  Rufsland,  desgl. 
in  den  Verein.  Staaten  von  Amerika 
bestimmt  sind  86,  856,  542,  545; 
B.Beamte  in  Sachsen-Koburg-Gotha 
187 ;  B.  der  für  Österreich  zum  Ge- 
brauch bestimmten  Urkunden  496. 

Belgien,  Gesetzgebung  469;  Recht- 
sprechung 70,  451,  528;  Grofs- 
jfthrigkeitsalter  286;  Rechtsstellung 
ausländ.  Gesellschaften  200;  Klagen 
ausländ.  Gesellschaften  (B.)  70; 
Vereinbarung  über  cirilprozefsrechtl. 
Bestimmungen  auf  Grrund  der  Haager 
Konferenz  481:  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  106,  129 ;  Urheberrecht  890 ; 
liitterarrertrag  mit  Deutschland  894; 
intern.  EisenbahDfrachtyerkehr  88; 
Handelsverträge  mit  Rumänien  284, 
Ghiechenland  826 ,  Oranjefreistaat 
S71 ;  Freundschafts-  etc.  Vertrag  mit 
Oranjefreistaat  472;  B.  beiderAnti- 
sklavereikonferenzd71 ;  Ausl.Vertrag 
mit  Oranjefreistaat  472. 

Bereicherung,  Wirkungen  des 
Konkurses  eines  in  England  domizi- 
lierten Wechselschuldners  auf  die 
Bereicherungsklage  167. 

Berggerichte  in  Österreich,  nicht 
zuständig  zur  Vollstreckbarkeitser- 
klärung ausländ.  Urteile  460. 

Berliner  Produktenbörse,  Urteil  und 
Schiedssprüche  in  Österreich  (Osterr.) 
77. 

Bern  (KantonX  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  ^. 

Bern  er  Übereinkunft  zum  Schutze 
▼on  Wertcen  der  Litteratur  und 
Kunst  88;  Beitritt  der  einzelnen 
Staaten  40;  Norwegen  285;  Prin- 
cipien  derB.  Konvention  888;  rück- 
wirkende Kraft  derselb.  886;  Pariser 
Konferenz  Über  Abänderung  derBer- 


ner  KonTention  898;  Urilieberrecht 
der  Ausländer  (England)  452. 

Beschlaffnahme  l^Ergreifaiigdea 
Verbrechers  auf  dem  Gebiete  eines 
fremden  Staates (DentschL)  67;  Ver- 
hältnis zu  den  Niederlanden  857» 
859,  467. 

Besitz,  6rü.  Recht  7. 

Betrug,  Einrede  des  B.  bei  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  England 
gegenüber  899. 

Beweffliche  Sachen,  örtL  Recht 
7:  bei  Wechsel  des  Standorts 
(Deutschi.)  424;  zum  Nachlasse  eines 
Ausländers  gehörig  (Frankr.)  452. 

Beweis  des  ausländ.  Rechts  nach 
dem  neuen  österr.  Civilprozefs  495. 

Beweisaufnahme  im  Auslande 
nach  der  Bestimmung  des  neuen 
österr.  Civilprozesses  495;  verspä- 
tete Benacnrichtigunp  von  einer 
ZengenTemehmung  mi  Auslande 
(Deutscbl.)  179;  Abnahme  eines  in 
Österreich  auferlegten  Eides  Ton 
einem  in  London  wohnenden  Eng- 
länder (Österr.)  75;  Bekanntgabe 
des  Termins  vom  Staatsanwalt  und 
Anffeklagten  findet  in  Frankreich 
nicht  statt  91. 

Bildende  Kunst,  Werke  der,  Au- 
toirecht  258. 

Binnenschiffahrt,  die  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  deiselben  86; 
Ausführungsverordnungen  859,  589. 

Bodensee,  Fischerei,  VoUzufsver- 
ordnung  in  St  Gallen  867;  in 
Thuigau  868;  intern.  Schifiahrts- 
und  Hafenordnung,  Vollzugsverord- 
nung in  St  Gallen  867;  bad.-8chweiz. 
Ver&ae  für  den  Untersee  868;  Sani- 
tätsmaisnahmen  b.  Cholerage£Ethr471. 

Börsen gesetz,  deutsches  467. 

B  0 1  i  V  i  a ,  Grof^ährigkeitsalter  286. 

Bosnien,  Behandinns  des  Nachlasses 
Deutscher  876;  Vollstreckung  ansL 
Urteile  128. 

Brasilien,  Rechtsprechung  528; 
Grof^ähri^eitsalter  286;  Ausl.- 
Vertr.  zwischen  Deutschland  und 
Br.  (Deutschi.)  68;  Nachlafsbehand- 
lun^onvention  mit  der  Schweiz 
88,  89,  188;  Handelsvertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
285,  mit  Peru  472,  Mexiko  472; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  ISO; 
Beitritt  zur  Iu>nvention  über  gewerb- 
lichen Schutz  478,  544. 

Braunschweig,  Gesetzgebung  etc. 


AlpliabetiiebM  Sadnegklar. 
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378»  468,  540;  amtl.  Auakiinft  Aber 
das  jeltende  Recht  278;  Binnen- 
Bchifihrt  540. 

Bremen,  Binnenschifbhit  187,  541. 

Büdingen,  bad.  Oemeinde,  Konven- 
tion zwischen  DeatBchland  und  der 
Schweiz  88. 

Balgarien,  Vollstreckang  ausländ. 
ürteUe  117,  128,  128;  Rechtshülfe 
mit  Österreich-Üngam  542. 


€. 

Californien.  Urkundenlegalisation 
550. 

Castilien,  Gewohnheitsrecht  für 
Erbfälle  (Frankr.)  452. 

Cantio  judicatnm  8olTi,s.Sicher- 
heitsleiBtung  für  Prosefskosten. 

Cessio n  des  einem  Ausländer  zu- 
stehenden Anspruchs  an  Inländer, 
um  das  Armenrecht  zu  erlangen 
(Deatschl.)  271. 

Check,  Präsentation  und  Einlösung 
eines  auf  das  Ausland  gezogenen 
Ch.  (Deutschi.)  432. 

Chicago,  Urkundenlegalisation  548. 

Chile,  Gror^ährigkeit8aiter286;  Voll- 
stredoiDg  ausländ.  Urteile  129. 

China,  Strafhandlung  eines  Deut- 
schen in  Gh.  begangen  (DeutschL) 
66;  Handelsrertnig  mit  Grofsbri- 
tannien  285. 

Cholera,  Sanitätsmafsnahmen  471. 

Choreographische  Werke  45. 

Colorado,  Urkundenlegalisation, 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
551. 

Competenz,  s.  Zuständigkeit. 

Concurs,  s.  Konkurs.  , 

Condition  bei  Warenkauf  nach  engl. 
Recht  805. 

Co ngo Staat,  s.  Kongostaat 

Connecticut,  Urkundenlecralisation 
und  HandlungsflÜiigkeit  der  Ehe- 
frauen 547. 

Consuln,  s.  Konsuln. 

Curatel,  s.  Vormundschaft 


Dänemark,  Orofqährigkeitsalter 
286;  Handelsvertrag  mit  Griechen- 
land 326;  freier  Zutritt  zu  den  Ge- 
richten Griechenlands  414 ;  Stellung 
zur  Hemer  Litterarkonvention  40; 
Vollstreckung  ausländ.  UrteUe  98, 
128;  D.  bei  der  Antisklavereikon- 

Zeit«chrift  f.  intern.  Privat-  n.  Strafr«oht 


ferenz  371;  Mitteilung  der  Sterbe« 
Urkunden  541. 

Dampfkessel,  Betrieb  o.  Rerisions- 
Torschriften,  hambui^che(Deut8ch- 
land)  180. 

Dampfschiff,  Flufsdampfer,  ham- 
burgische 170. 

Delaware,  Urkundenlegalisation  548. 

Delibationsverfahren,  Vollzug 
fremder  Urteile  in  Osterreich  nur 
nach  durchgeführtem  D.  möglich 
(österr.)  534;  Vollstreckung  aus&nd. 
Urteile  in  Österreich  534. 

Delikte,  örtl.  Recht  9. 

Deutsches  Reich,  Gesetuebunf, 
Verordnungen  etc.  86,  187,  270, 
356,  467,  538;  Rechtsprechung  49, 
161,  256,  353,  422,  505;  Grofs- 
jähn^keitsalter  286;  Vollstreckung 
der  Urteile  österreichischer  Geridite 
261;  Gegenseitigkeit  im  Verhält- 
nis zu  Elngland  398;  Hinterlassen- 
schaftskonvention mit  Rnfsland 
(Deutschi.)  516;  Litterarverträge  mit 
Frankreich,  Belgien,  Italien  394; 
Übereinkommen  mit  der  Schweiz 
aber  Patent-,  Muster-  und  Marken- 
schutz (Deutschi.)  438,  (Schweiz) 
466;  Konvention  mit  der  Schweiz, 
die  badische  Gemeinde  Büdingen 
betr.  88^  Handelsbeziehungen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
285;  Handelsvertrag  mit  Griechen- 
land 325;  freier  Zutritt  zu  den 
Gerichten  Griechenlands  414;  Kün- 
digung des  Handelsvertrages  mit 
der  dominikanischen  Republik  372; 
intern.  Eisenbahnfrachtverkehr  88; 
Antisklavereikonferenz  371 ;  Aus- 
lieferungsvertrag mit  Brasilien 
(Deutschi.)  68,  mit  Grofsbritannien 
(Deutschi.)  68. 

Deutsche  Schutzgebiete,  siehe 
Schutzgebiete. 

Dienstpersonal  der  Gesandten  35. 

Diplomaten,  Inmiunitäten  dersel- 
ben 35. 

Dispositionsfähigkeit,  s.  Hand- 
lun^fähigkeit 

Dominikanische  Republik,  Han- 
delsvertrag mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  285;  Kttndi- 
ffung  des  Handelsvertrages  mit 
Deutschland  372. 

Domizil,  s.  Wohnsitz. 

Donau  «Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft  in  Wien,  rechtl.  Natur  der 
Aufgaberecepisse  (Deutschi.)  428. 

etc.,  Band  Tl.  36 
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AlphabetiBChes  SachregiBter. 


Dramatische,  dramatiBch-ma- 
Bikalische  Werke,  Urheber« 
rechtsBchutz  41,  45,  388,  387. 

Dresdener  Litterarkongrefis  9^. 

Darchsuchang  bei  Ergreifung  des 
Verbrechers  im  Gebiete  eines  frem- 
den Staates  (DeutschL)  67. 


Egypten,  Handelsvertrag  mit  Grie- 
chenland 331,  mit  Italien  284,  der 
Schweiz  285. 

Ehe,  Ehegesetzgebong  in  Ungarn 
276,  280. 

Ehef&higkeit,  örtl.  Recht  10. 
Ehefrauen,   Dispositionsbefugnisse 

in   den   Vereinigten    Staaten    von 

Amerika  545. 

Ehegatten,  persönliche  Rechtsbe- 
ziehungen derselben  zu  einander  11. 

Ehegültigkeit,  Zuständigkeit  zur 
Untersuchung  bei  ..im  Auslände  ge- 
schlossener Ehe  (Österr.)  533. 

Ehehindernisse,  Dispensation  von 
solchen  11. 

Eheliches  Erbrecht,  Kollision  mit 
ehel.  Güterrecht  (Deutschi.)  506; 
Verlegung  des  Wohnsitzes  (Deutschi.) 
506. 

Eheliches  Güterrecht,  s.  Güter- 
recht 

Ehelichkeit  der  Kinder,  örtl. 
Recht  14,  (Deutschi.)  422. 

Ehescheidung,  örtl.  Recht  11, 
(Belg.)  528;  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  bei  Ehen  von  Ausländem 
11;  Gestattung  einstweiligen  Ge- 
trenutlebens  (DeutschL)  50;  E.  gegen 
den  staatsangehörigkeitslosen  Ehe- 
mann (Deutscnl.)  50;  Ehescheidungs- 
strafen, Statutenkollision  (Deutsch!.) 
49;  E.  der  von  ihrem  in  England 
domizilierten  Ehemann  verlassenen 
Ehefrau  405;  Zuständigkeit  fUr 
Scheidung  einer  j^i  Ungarn  ge- 
schlossenen Ehe  (Österr.)  458;  E. 
ungarischer  Staatsbürger  473. 

Eheschliefsung,  örtl.  Recht  9;  E. 
staatsloser  Personen  in  Baden  161; 
E.  in  Unffam  276,  280;  Verkündung 
d.  aufserhalb  Ungarns  geschlossenen 
Ehen  in  Ungarn  368;  E.  bayerischer 
Staatsangehöriger  in  Österreich- 
Ungarn  und  umgekehrt  358,  von 
Württembergem    in   Ungarn    359, 


badischer  Staatsangehöriger  in  Un- 
garn 468. 

Eid,  Abnahme  des  in  Österreich  auf- 
erlegten Eides  von  einem  in  London 
wolmenden  Engländer  (Österr.)  75. 

Eidgenossenschaft,  s.  Schweiz. 

Eigenhändige  Testamente 
(Span.)  537. 

Eigentum,  Über^pmg  des  E.  an 
Waren  nach  enghschem  Recht  290. 

Eigentumsvorbehalt,  (Deutsdil.) 
510. 

Einkommensteuer       auswärtiger 

Firmen  in  E^and  404. 
Einrede  des  Betrugs,   des  Irrtums, 

bei  Vollstreckung  englischer  Urteile 

399. 

Eintragsstelle,  internationale,  für 

Werke  der  Litteratur  und  Kunst  41. 
Einziehungvon  Abgaben,  Kosten, 

Beistand  277. 
Eisenbahnfrachtverkehr,  intern. 

Güterverkehr  (Schweiz)  85. 
Elbschiffahrtsakte(Deutschl.)449. 
£lsaf8-Lothringen,Auslieferui^- 

verkekr  zwischen  EIb.L.  und  den 

Niederlanden  469. 
Eltern,    Rechtsverhältnis    mit   den 

Kindern  15,  20. 

England,  s.  Großbritannien. 

Entbindungskosten  der  unehe- 
lichen Mutter  16. 

Entlassung  aus  dem  Staatsverband 
359. 

Entmündigung  von  Ausländern  7; 
Beschlufs  des  mst  de  droit  int  33. 

Erbrecht,  örtl.  Recht  18,  20;  ehe- 
liches E.  und  eheliches  Güterrecht 
(Deutschi.)  506;  Verlegung  desWohn- 
sitzes  (Deutschi.)  506. 

Erfindung,  s.  Patent 

Erfüllungsort  8,23;  bezüglich  der 
Einlösung  von  Obligationen  mit  An- 
gabe von  Zahlstellen  im  Auslande 
Q3eutschl.)  52;  Gerichtsstand  des  E. 
nach  dem  neuen  Österr.  Civilprozefs- 
gesetze  489. 

Ermittelung  des  ausländ.  Rechts 
(DeutschL)  505;  Bestimmungen  des 
neuen  österr.  C)ivilprozesses  495. 

Ersitzung  beweglicher  Sachen,  Örtl. 
Recht  bei  Übergang  in  anderes 
Rechtsgebiet  8. 

Ersuchen,  s.  Rechtshülfe. 

Exceptio,  8.  Einrede. 

Exekution,  s.  Vollstreckung;  neue 
Exekutionsordnung    in    Österreich 


AlpbabetiBches  Sachieguter. 
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.  d60,  497;  Ezekutionstitel  861;  Be- 
.   wUligang  der  £.  362:  Ersuchen  an 

Behörden  362;  EinilUining  derEze- 

kutionsordnuDg  366;  £.  auf  Grund 

im  Auslände  errichteter  Akte  und 

Urkunden  417. 
Exterritorialität    der   Gesandten 

36;   Gerichtsbarkeit  über  Ezterri- 
-   tonale  in  Österreich  486;  extem- 

toriale  Geltung  der  ausländ.  Straf- 

urteüe  25,  141,  210. 


F. 

Fabrikmarken,  Fabrikmuster, 
Konvention  fttr  internationale  Ein- 
tragung von  Fabrik-  und  Handels- 
marken, Beitritt  Italiens  88;  Schutz 
der  Fabrikmuster  (Frankr.)  530;  s. 
auch  Markenschutz. 

Fähigkeit,  persönliche,  s.  Hand- 
lungsföhigkeit,  Rechtsfähigkeit 

Fakturaklausel  „zahlbar  in^  Be- 
deutung derselben  nach  österr. 
Rechtsprechunff  490. 

FamilienfideiKommisse  20. 

Festnahme,  vorläufige,  bei  Aus- 
lieferungen aus  Frankreich  357. 

Feuilletonromane,ürheberrecht8- 
Bchutz  41. 

Finnland,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  105,  129. 

Firmenrecht,  s.  Markenschutz. 

Fischerei  im  Bodensee  367,  868; 
in  den  Territorialgewässem  nach 
griech.  Recht  324. 

F 1  ö  fs  e  r  e  i ,  die  privatrechü.  Verhält- 
nisse der  Binnenschiffahrt  und  der 
Flöfserei  86;  Ausföhrungsverord- 
nungen  359,  540,  541. 

Flu  fs  schiffe,  Kollision  eines  ham- 
burgischen Flufsdampfers  auf  nicht- 
hamburgischem  Gebiete  170,  514; 
Hypothek  an  Flufsschiffen  (Deutschi.) 

Form,  der  Rechtsgeschäfte  7;  der 
Eheschliefsung  10;  der  im  Auslande 
errichteten  Eheverträge  14;  der 
letztwilligen  Verfügungen  18;  der 
Kaufverträge  nach  englischem  Rechte 
194. 

Forum,  s.  Gerichtsstand. 

Fracht,  s.  Eisenbahnfrachtverkehr. 

Frankfurter  Friedensvertrag  455. 

Frankreich,  Gesetzgebung  etc. 469 
Rechtsprechung  71,  161,  452,  530 
Staatsangehörigkeit   fFrankr.)   530. 
Staatsangehörigkeit  der  in  Fr.  ge- 


borenen natOrlichen  Kinder(Frankr.) 
71;  Grofsjährigkeitsalter  286;  Or- 
ganisation französ.  Gerichte  auif  Ma« 
dagaskar  469;  Gerichtsstand  ausL, 
insbes.     deutscher     Handelsgesell- 
Bchafken  (Frankr.)  71;  Zuständigkeit 
französ.  Gerichte  für  Rechtsstreite 
der  Ausländer   (Frankr.)  72,   455, 
531;     Gerichtszuständigkeit     nach 
franzö8.-bad.  Staatsvertrag  (Frankr.) 
72;  RechtssteUung  ausländ.  Gesell- 
schaften 200,  207 ;  französ.-8chweuE. 
Staatsvertrag  (Frankr.)  455;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  97,  106, 
129,   (fYankr.)  183;   Prüfung    der 
Zuständigkeit,  Rechtskraft  und  Zu- 
stellung (Frankr.)  184,  455:  Nach- 
prüfung nach  bad.- französ.  Staats- 
vertrag (Frankr.)   183;    Testament 
der  Ausländer  (Frankr.)  73;   Nach- 
lafsliegenschaften  in  Fr.  C^rankr.) 
186,  un   Auslande  (Frankr.)    186; 
Übereinkunft   über   intern.   Eisen- 
bahnfrachtverkehr 88;  Vereinbaruns 
über    Civilprozefsrecht   auf  Gruna 
der  Haager  Konferenz  481;  Litterar- 
vertrag  mit  Deutschland  394;  Han- 
delsverträge mit  Serbien,  Montene- 
So,  Rufsland  285,   mit  Griechen- 
Qd    326;     Antisklavereikonferenz 
372 ;  Auslieferungsvertrag  mit  Würt- 
temberg 372;  Verfahren  in  Preufsen 
bei  Enrirkung  von  Auslieferung  aus 
Fr.  468;   Bekanntgabe  des  Beweis- 
aufhahmetermins  in  Strafeachen  nicht 
statdindend  91. 

F  r  e  i  b  u  r  g  (Kanton) ,  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  129. 

Freiheiten,  diplomatische  35. 

Freiwillige  (jerichtsbarkeit, 
s.  nichtstreitige  Rechtspflege. 

Fremde,  s.  Ausländer,  Ausland. 

FremdesRecht,  s.  ausländ.  Recht. 

Freundschaftsverträge,  s.  inter- 
nationale Verträge  und  die  einzelnen 
Staaten. 


O. 

G  a  l  i  z  i  e  n ,  Landesschulfondsbeitrag 
von  Verlassenschaften  366. 

St.  Gallen  (Kanton),  Fischerei  im 
Bodensee  367;  intern.  Schiffahrts- 
ordnuDg  für  den  Bodensee  367; 
Vollstreckung  ausländ.  Urteile  113, 
128. 

Gebäudesteuer  in  Griechenland 
329. 

36* 
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Alpfaftbetifldiai  SAchregiater. 


Gebfihren,  b.  Kosten,  Abgaben, 
GericbtskoBten. 

Gegenseitigkeit,  G^chtsstandder 
G.  fitr  Klagen  gegen  Aoslftnder  nach 
der  Bestimmunff  der  neuen  öster- 
reichischen CivilproBersgesetse  491; 
bei  YoUstreckunff  auslftnd.  Urteile 
in  Deutschland  97,  im  Verhftltnis 
zu  En(|land  898,  Erfordernis  der 
wesentlichen  Übereinstininiung  der 
in-  u.  ausl&ndischen  VoUstreckungs- 
Yoraussettung  114;  G.  im  ganzen 
oder  im  einzelnen  Falle  121;  Ver- 
bürffung  der  G.  125,  127;  der 
VoUstreckunff  in  Österreich  nach 
der  neuen  Efxekntionsordnung  364, 
500,  506;  Serbien  gegenüber  404. 

Geisteskranke,  deren  Verträge 
nach  englischem  Recht  298. 

Geisteswerke,  Urheberrechtsschutz 
45. 

Geldstrafen,  Rechtshülfe  zur  Bei- 
treibung (Deutschi.)  57,  277. 

Genf  (Kanton),  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  97,  106,  129. 

Genfer  Konvention,  Strafsank- 
tion 35. 

Gerichtsbarkeit  bezüglich  des 
Urheberrechts  242;  Befreiung  der 
Gesandten  37;  G.  über  Exterrito- 
riale in  Österreich  482. 

Gerichtsorfcanismus  im  Kanton 
Baselstadt  367;  Organisation  fran- 
zösischer Gerichte  auf  Madagaskar 
469. 

Gerichts  kosten,  Sicherheitslei- 
stung, Verhältnis  zu  Grofsbritannien 
353;  Eintreibung  p]i:eursischer  Ge- 
richtsgebühren in  Osterreich  und 
umgekehrt  87. 

Gerichtsstand,  Vereinbarung  eines 
G.  für  Wechselklagen  173;  Gerichts« 
Standsfähigkeit  ausländ.,  insbes.  deut- 
scher Handelsgesellschaften  inFrank- 
reich (Frankr.)  71;  G.  in  Griechen- 
land 413;  G.  des  Erfüllungsorts 
nach  den  Bestimmungen  der  neuen 
österr.  Givilprozefsgesetze  489,  des 
Vermögens  490,  der  Gegenseitigkeit 
für  Klagen  gegen  Ausländer  491. 

Gesandte,       Gesandtschaften, 

deren  Freiheiten  35. 
Geschäftsfähigkeit  5. 
Gesellschaften,    ausländische ,   s. 

ausländische  Gesellschaften. 
Gesetzgebung  etc  86,    187,   276, 

356,  467,  538. 


Gesetzmäfsigkeit,  Prüfling  der- 
selben bei  Vollstreckung  auläDdi 
Urteile  102. 

Gewerbliches  Eigentum,  Union 
zum  Schutze  des  544. 

Glarus  (KantonX  Vollstreckuog  aosL 
Urteile  180;  neue  Civilprozefsord- 
nunff  367. 

Graphische  Kunstwerke,  Urheber- 
rechtsschutz 45. 

G  r  a  u  b  ü  n  d  e  n  (Kanton),  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  113,  128. 

Griechenland,  Grof^ährigkeits- 
alter286;  Zuständigkeit  der  griechi- 
schen Gerichte  413;  freier  Zutritt 
zu  den  Gerichten  nach  den  Staats- 
▼ertragen  414;  Rechtsstellung  ausL 
Aktiengesellschaften  193,  314;  Ver- 
hältnis zu  einzelnen  Staaten  202; 
Zuständigkeit  der  griechischen  Ge- 
richte in  Prozessen  zwischen  Aus- 
ländem 323;  bei  Klaffen  zwischen 
In-  und  Ausländem  324;  Prozefb- 
kostenkaution  327;  Gewerbesteuer 
320;  Vereinbarung  mit  der  Schweiz, 
betr.  den  gegenseitigen  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  89; 
Handelsvertrag  mit  Grofsbritannien 
285;  sonstige  griechische  Handels» 
vertrage  326,  331;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  97,  119,  130. 

Grofsbritannien,  Rechtsprechung 
452;  Grojkjährigkeitsalter  in  Eng- 
land 286;  ££escheidung405;  Tmstee 
410;  neue  endischeRechissätzeüber 
Warenkauf  289;  Wirkungen  des 
Konkurses  des  in  England  dcmiizi- 
Herten  Wechselschuldners  auf  die 
Bereicherungsklage  167;  Kodifizie- 
run^  des  Handelsrechts  406;  letzt- 
wilh^  Zuwendungen  an  in  England 
domizilierte  mindeijährige  Personen 
136;  Widerruflichkeit  letztwilliger 
Verfügung  durch  nachfolgende  Eäe- 
schliefsung  des  Testators  138; 
Schiedssprüche  in  England  409; 
Übereinkommen  mit  der  Schweiz^ 
Prozefskostenkantionspflid^t  (Schw.) 
536;  Abnahme  des  in  Österreich 
auferlegten  Eides  von  einem  in 
London  wohnenden  En^änder(Ö6t) 
75;  Handelsvertrag  mit  Griechen- 
land und  Schottland  826;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  in  Eng* 
land  97,  119,  130,  188;  Gegen- 
seitigkeit im  Verhältnis  zu  Deutsch- 
land 398;  Sicherheitsleistung  für 
Gerichtsgebühren  358;  Verletzungen 
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des  Antomchtes  243,  890,  (£1191.) 
529;  Littenrrertng  mit  Österreich 
396;  firder  Zutritt  za  den  Gerichten 
QriecheoltncU  414;  Handelsbe- 
xiehangen  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  285 ;  Handels- 
und Schifiahrtsverträge  mit  Griechen- 
land, China  285;  Kündigung  des 
Freundschafts-  etc.  Vertrages  mit 
Uruguay  472 ;  Antiskla  vereikonferenz 
371 ;  £mkommen8Steuer  auswärtiger 
Finnen  401;  engl.  AnsUeferungs- 
recht  189:  Ausl.V.  mit  Deutschland 
(Deutschi.)  68;  Ausl.V.  mit  Rumä- 
nien 285. 

Grofs jährigkeit,  Grof^ährigkeits« 
alter  in  den  verschiedenen  Staaten 
286. 

Grundeigentum,  s.  unbewegliche 
Sachoi. 

Guatemala,  Handelsvertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
285;  Freundschaftsvertrag  mit  Hon- 
duras 871. 

Güterrecht,  eheliches, örtLRecht 
18,  20,  (Niederi.)  457;  Einflufs  des 
ehel.  G.  auf  Anwendung  des  Wohn- 
sitzrechts in  Erbfällen  (Deutschl.) 
446;  Ehe  zwischen  Niederländern 
und  Fremden  (Niederi.)  457 ;  Statu- 
tenkollision in  betr.  des  ehel.  G. 
und  des  Erbrechts  (Deutschl.)  506; 
Verlegung  des  Wohnsitzes  in  an- 
deres Rechtsgebiet  (Deutscht.)  506. 

Güterverkehr,  intern.  (Schweiz) 85. 


Haager  Konferenz,  Sicherheits- 
leistung der  Ausländer  für  Prozefs- 
ko^iten  481. 

Hafenordnung,  intern,  für  den 
Bodensee  867 ;  zwischen  Baden  und 
Schweiz  für  Untersee  und  Rhein  868. 

Haiti,  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
105,  129. 

Hamburg,  Gesetzgebung  etc.  188, 
541 ;  Vereinigung  von  St.  Pauli  etc. 
mit  der  Stadt  \§S;   Kollision  eines 

-  Hamburger  Flufsdampfers  in  aufsei^ 
hamburffischem  Gebiete  170,  514; 
Zuwidernandlungen  wider  die  ham- 
burgischen Vorschriften  über  den 
Betrieb  der  Dampfkessel  im  Aus- 
lande auf  hamburgischen  Schiffen 
(Deutschl.)  180 ;  Binnenschiffahrt  541. 


Handelsbücher,  deren  Beweiskraft 
nach  dem  neuen  österr.  Civilnrozefs 
497. 

Handelsgerichte  in  Österreich, 
nicht  zuständig  zur  Vollstreckbar- 
keitserklärung bezügl.  ausländ.  Ur- 
teile 460. 

Handelsg08ellschaften,Gericht8- 
standsfluigkeit  ausländ.  H.G.  in 
Frankreich  (Frankr.)  71 ;  Befreiung 
einer  russischen  offenen  H.G.  als 
Klagpartei  vor  deutschem  (j^richt 
von  der  Prozefskostenkaution 
(Deutschl.)  174,  447. 

Handelsmarken,  s.  Markenschutz. 

Handelsrecht,  Kodifikation  in 
England  406. 

Handelsverträge,  s.  internationale 
Verträge,  auch  die  einzelnen  Staaten. 

Handlungen,  unerlaubte,  örtl. 
Recht  9. 

Handlunffsfähigkeit,  nach  eng- 
lischem Rechte  für  Verträge  298; 
der  Ehefrauen  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  545. 

Beirat,  s.  Eheschliefsung. 

Helgoland,  Einführung  preufsischer 
Landesgesetze  588. 

Herz,  Cornelius,  Auslieferungsfall  404. 

Herzegowina,  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  128;  Behandlung  des  Nach- 
lasses Deutscher  876. 

Hessen,  Gesetzgebung  186,  540; 
Rechtshülfekosten  in  Unfall-  etc. 
Versidierungssachen  187;  Mittei- 
lung von  Sterbeurkunden  540; 
Binnenschiffahrt  540. 

Heuerforderung  (Deutsch!)  510. 
Hinterlassenschaft,  s.  Nachlafs- 

behandlung. 
Holland,  s.  Niederlande. 
Holographisches    Testament, 

B.  eigenhändiges  Testament. 

Honduras,  Freundschaftsvertrag  mit 
Spanien  871;  mit  Guatemala  871; 
mit  Salvador  472. 

Hotel  der  Gesandten  85,  87. 

Hypothek  an  Flufsschiffen  gegen- 
über der  Heuerforderung  (Deutschl.) 
510. 


I.   jr. 

Japan,  Handels-  und  Schiffahrtsver- 
trag mit  Rufsland  871. 
Idahv,  Urkundenlegaiisation  550. 
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Illeffitimitätsklage     (DeutschL) 

Illinois,  ürkundenlegalisation  und 
Handlangsfikhigkeit  der  Ehefrauen 
549. 

Immaterialgüter  im  internatio- 
nalen Becht  236,  338,  385. 

Immobilien,  8.  unbewe^licheSachen. 

Immunitäten  der  diplomatiachen 
Personen  35. 

Indiana,  Ürkundenlegalisation  und 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
550. 

Indian  Territory,  Ürkunden- 
legalisation etc.  551. 

Infants*  Relief  Act  293. 

Institut  de  droit  internatio- 
nal, Beschlüsse  der  16.  Sitzung  zu 
Cambridge  1895  33;  Tagesordnung 
für  die  Session  in  Venedig  (1896)  372. 

Internationales  Privatrecht, 
nach  den  Beschlüssen  der  Kom- 
mission der  zweiten  Lesung  des 
Entwürfe  eines  bürgerl.  Gesetzbuchs 
für  das  Deutsche  Keich  1. 

Internationales  Strafrecht, 
exterritoriale  Geltung  der  Straf- 
urteile 25,  141,  210. 

Internationale  Verträge  88, 
188,  284,  544. 

Internationalrechtliche  Be- 
stimmungen der  neuen  österr. 
Civilprozefsgesetze  482. 

Intestaterbfolge,  s.  Erbrecht 

J  0  w  a  ,  Ürkundenlegalisation  imd 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
549. 

Irrtum,  Einrede  des  I.  bei  Voll- 
streckung von  Urteilen  England 
gegenüber  399. 

Israeliten,  Erbrecht  derselben  in 
Marokko  (Frank.)  452. 

Italien,  Gesetzgebung  etc.  88 ;  Recht- 
rorechunff  74;  Grof^ährigkeitsalter 
2^6;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
97,  117,  122,  128;  Nachlafsliegen- 
schaften  (Ital.)  532;  Vereinbarung 
über  ciyilprozefsrechtliche  Bestim- 
mungen auf  Grund  der  Haager  Kon- 
ferenz 481;  Litterarvertrag  mit 
Deutschland  394,  mit  Österreidi 
396;  Konsularvertraff  mit  Argen- 
tinien 371;  Handelsyertrag  mit 
Ä^ten  284,  mit  Griechenland  326 ; 
freier  Zutritt  zu  den  Gerichten 
Griechenlands  414 ;  Beitritt  zur  Kon- 
vention für  intern.  Eintragung  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  88;  in- 


ternationales Übereinkommen  über 

den     Eisenbahnirachtyericehr     88; 

Antisklavereikonferenz  372. 
Jurisdiktion,  s.  Gerichtsbarkeit 
Jurisdiktionsnorm,  österr.  482. 
Juristische  Personen  5;    deren 

Rechtsstellung     194,    insbes.    der 

Aktiengesellschaften  320. 

K. 

Kalender,  zum  Abblättern,  kein 
Urheberrechtsschutz  (Schw.)  536; 
nach  Umständen  industrieller  Schute 
536. 

Kamerun,  Schutztmppen  473. 

Kansas.  Ürkundenlegalisation,  Hand- 
lungsfimigkeit   der  Ehefrauen  551. 

Kapazität,  s.  Huidlunosfähigkeit. 

Kauf,  Rechte  des  KäuKrs  aus  der 
Mängelrüge  (Deutschi.)  513;  eng- 
lische Rechtssätze  über  Warenkauf 
289,  Kau^reis  303,  Kauf  nach  Be- 
schreibung 309,  nach  Probe  309,  312. 

Kentucky,  Ürkundenlegalisation, 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
550. 

Kinder,  aufsereheliche  14. 

Kinder,  eheliche  14. 

Körperschaften,  öffentlichrecht- 
liche 5;  Verträge  von  K.  nach  eng- 
lischem Recht  296. 

Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien,  auswärtige  329. 

Kompetenz,  s.  Zuständigkeit 

Kompetenzanspruch,  dem  Ge- 
schenkgeber nach  preufs.  Recht 
gewährt  (Deutschi.)  425. 

Kongostaat,  bei  Antisklavereikon- 
ferenz 371. 

Konkurs,  Wirkungen  des  K.,  in 
welchem  der  in  England  domizi- 
lierte Wechselschuldner  dort  Ter- 
fallen,  auf  die  Bereicherungsklaire 
167;  K.  auswärtiger  AktiengeseDr 
Schäften  322;  K.-  und  Moratorien- 
ordnung in  den  Niederlanden  360. 

Konsulargerichtsbarkeit,  Zu- 
ständigkeit des  deutschen  Konsular- 
fferichts  gegen  Handelsgesellschaften 
(Deutschi.)  64;  Strafgerichtsbariceit 
(Deutschi.)  66. 

Konsularverträge,  s.  internatio- 
nale Verträge. 

Konsuln,  deutsche :  Zu8tändi|^keit 
zur  Ausstellung  von  Zeugnissen 
nach  dem  Personenstandsgesetz  §  47 
64;  Österreich-ungarische  Konsiuar- 
ämter  2B6;  österreiche  K.  für  Strei- 
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tigkeiten,  bei  welchen  tOrküche 
Beichsangehdrige  beteiligt,  nicht  za- 
Btlndig  (Ö8t)  464;  Genchtsbarkeit 
der  öBteireichisdien  K.  487;  ros- 
siBche:  Bedanbigong  der  Schrüt- 
BtQcke  86,  856,  542. 

KonTentionen,  s.  internationale 
Yertrftge. 

Korea,  Handelsrertrag  mit  Oster- 
reich 284. 

Korrespondenzen  der  Gesandten, 
deren  UnTerletzlichkeit  86. 

Kosten,  Eintreibung  preofs.  Gerichts- 
gebühren in  Österreich  nnd  nm- 
Eekehrt  87 ;  Kosten  für  den  Rechts- 
Qlfererkehr  in  Osterreich  866;  Ge- 
bührenbehaudlung  f&r  Nachlässe  in 
Osterreich  366. 

Kostenkaution,  s.  Sicherheits- 
leistung. 

Krakan  (Grofsherzofftum),  Landes- 
scholfondsbeitrag  in  Yerlassenschaf- 
ten  367. 

Kriegskontrebande  38. 

Kroatien,  Yollstreckung  ausländ. 
Urteile  128;  EhegesetzRebung  280, 
869;  Austausch  von  Matrikenaus- 
zügen 470. 

Küstenschiffahrt  nach  griech. 
Recht  324. 

Kunst,  Werke  der,  Urhebenrechts- 
schutz  38  ff. ;  Eigentumsübergang  40; 
Kopien  in  öffentlichen  Sammlungen 
44;  Schutzfähigkeit  46;  Verviel&l- 
tigung  253. 

Kuratel,  im  Auslände  bestellt 
(Frankr.)  185;  s.  auch  Vormund- 
schaft. 

Ladung,  Zustellung  der  L.  an  das 
ausländ.  Gericht  (Deutschi.)  60;  von 
ausländischen  Zeugen  in  Strafsachen 
373. 

Landesbeamte  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  472. 

L  eb  en  s  V  er  si  eher  ungs  vertrag, 
örtl.  Recht  (Engl.)  529. 

Legalisation,  s.  Beglaubigung. 

Legitimation  unehel.  Kinder  15. 

Letztwillige  Verfügung,  siehe 
Testament 

Liberia,  Vollstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 130;  Antisklavereikonferenz 
372. 

Liechtenstein,  Vollstreckung  aus- 
länd. Urteile  128. 


Lieferungsvertrag,  Folgen  der 
Annullierung  ((DeutschL)  427. 

Liegenschaften,  s.  unbewegliche 
Sachen. 

Lippe,  s.  Schaumburg-Lippe. 

Litteraturverträge,  s.  Urheber- 
recht 

Locus  re^it  actum  7,  19. 

Lodomerien,  Landesschulfondsbei- 
trag  von  Verlassenschaften  367. 

Londoner  Kornbörse,  Schiedsspruch 
(Deutschi.)  55. 

Lothringen,  s.  Elsafs- Lothringen. 

Louisiana,  Vollstreckung  ausl.  ur- 
teile 130;  Urkundenlegalisation  550. 

Lübeck,  Gesetzgebung  etc.  188,  541 ; 
Ver&hren  bei  Abnahme  von  Eiden 
188;  Übertrafpmg  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  im*  das  Amtsgericht 
188;  BinnenschifiGAhrt  541. 

Luxemburg,  Grofcgährigkeitsalter 
286;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
106,  129;  Vereinbarung  über  civil- 
prozefsrechtliche  Bestimmungen  auf 
Grund  der  Haager  Konferenz  481; 
intern.  Übereinkommen  über  den 
Eisenbahnfirachtverkehr  88;  Anti- 
sklavereikonferenz  372. 

Luzern  (Kanton),  neue  Cüivilprozefs- 
ordnung368;  Vollstreckung  ausländ« 
Urteile  128,  368. 


Madagaskar,  Organisation  franzö- 
sischer Gerichte  4d9. 

Mängelrüge,  Rechte  des  Käufers 
(Deutschi.)  513. 

Mailänder,  Litterarkongrefs  397. 

Maine,  Urkundenlegalisation  und 
Handlungsfähigkeit  der  Elhefrauen 
548. 

SanMarino,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  117,  118. 

Markenschutz,  unerlaubte  Nach- 
ahmung eines  Warenzeichens 
(Deutschl.)  427,  (Spanien)  537 ;  Über- 
einkommen zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz  über  Patent-, 
Muster-  u.  Markenschutz  (Deutschl.) 
438,  (Schweiz)  466 ;  Eintrag  ausländ. 
Warenzeichen  (Belg.)  452;  Waren- 
zeichen als  Gemeingut  (Frankr.) 
453;  Warenzeichenschutz  in  Brasi- 
lien (Bras.)  528. 

Marokko,  Erbrecht  der  Israeliten 
(Frankr.)  452. 

Maryland,  Urkundenlegalisation  548. 

Massachusetts,     Urkundenlegali- 
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sation  und  Handluiigs&higkeit  der 
Ehefrauen  548. 

Mecklenburg-iSchwerin,  Binnen- 
schiffahrt 540. 

Mexiko,  Handelsvertrag  mit  Salra- 
dor  285,  mit  Peru  472;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  129. 

Michigan,  Urkundenlegtdisation, 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
550. 

Militär,  RechtshUlfeersuchen  der 
Militärgerichte  355;  eidliche  Ter- 
nehmung  der  Zeugen  bei  Rechtshilfe 
in  Militärstrafsachen  874;   EinfÜh- 

.  ruuff  der  deutschen  Militärgesetze 
in  den  afrikanischen  Schutzgebieten 
478;  strafgerichtliches  Verfahren 
gegen  Milit£i)er8onen  in  den  Schuti- 
^bieten  478. 

M 1  n  d  e  rj  ä  h  r  i  g  e ,  Verträge  derselben 
nach  englischem  Recht  298. 

Minnesota,  dortiges  Erbrecht 
(Deutschl.)  446;  Urkundenlegalisa- 
tion,  Handlungsfähigkeit  der  Ehe- 
frauen 540. 

Missionen,  diplomatische  85. 

Mississippi,  Urkundenlegalisation 
550. 

Missouri,  Urkundenlegalisation, 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefruuen 
551. 

Mitteilung  der  Strafurteile  407. 

Mobilien,  s.  bewegliche  Sachen. 

Monaco,  Vollstreckung  ausländ.  Ur- 
teile 118,  125,  129;  Auslieferungs- 
vertrag mit  den  Niederlanden  ^5. 

Montana,  Urkundenlegalisation  und 
Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
549. 

Montenegro,  Handelsvertrag  mit 
Frankreich  285;  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  105,  129. 

Moratorien,  Konkurs-  und  Mora- 
torienordnung  in  den  Niederlanden 
860. 

Mündel,  s.  Vormundschaft. 

Musikstücke,  deren  Urheberrechts- 
schutz 41,  45,  253,  338,  385. 

Musterschutz,  Schutz  der  Fabrik- 
muster (Frankr.)  530;  Obereinkom- 
men zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz  (Deutschl.)  488. 

H. 

Nachdruck  im  Auslande  286;  Ber- 
ner Konvention  838,  885. 

Nacheile  auf  das  Gebiet  eines  an- 
deren Staates  (Deutschl.)  67. 


Nachgelassene  Werke,  deren 
Schutz  41,  48,  47. 

Nachlafs,  Nachlafsbehand- 
lung,  N.  der  Aualiiider  und  der 

-  Österreicher  im  Auslände  nach  der 
Bestimmung  dar  neuen  öeterr.  Civil- 
prosef^esetze  491:  N.  der  Aus- 
länder m  Frankreicn  (Frankr.)  186, 
452;  Liegenschaften  im  Auslande 
(Frankr.)  186;  N-Liegenschaften 
(Ital.)  582;  Vakanter  N.  (Frankr.) 
185;  N.B.  der  Ausländer  in  Brasi- 
lien 189;  Behandlung  der  Nachlässe 
der  Gesandten  86 ;  Nachlässe  Deut- 
scher in  Bosnien  und  Herz^owina 
876;  Hinterlassenschaftskonvention 
mit  Rnfsland  540,  (Deutschl.)  516; 
Konvention  zwischen  Schweiz  und 
Brasilien  über  N.B.  88;  Forderungen 
an  den  N.  eines  in  Minnesota  ver- 
storbenen Deutschen  (Deutschl.)  446. 

Nachlafsgebühren,  Verla^en- 
schaftsabgabe  in  Österreich  (Ost) 
81;  Gebührenfreiheit  des  bewe^. 
Nachlasses  von  Angehörigen  ver- 
schiedener Schweizer  Kantone  in 
Österreich  866;  Landesschiüfonds- 
beitrag  in  Galizien  866. 

Nationalität,  s.  Staatsangehörig- 
keit. 

Natürliche  Kinder,  s.  uneheliche 

Kinder. 
Nebraska,  Urkundenlegalisation  549. 
Negotiorum  sestio,  örtl.Recht9. 
Neuenburg(KantonX  Vollstreckung 

ausländ.  Urteile  105,  117,  129. 
Newa  da,   Urkundenl^alisation  550. 
New  Hampshire,   tlrkundenlegali- 

sation  548. 
New  Jersey,    Urinmdenlegalisation 

und   Handlungsfähigkeit   der   Ehe- 
frauen 547. 
NewMexiko,  Urkundenlegalisation 

etc.  551. 
N  e  w  T  0  r  k  (Staat),  Beglaubicung  von 

Urkunden  und  Dispositionsmhigkeit 

der  Ehefrauen  547. 
Nicaragua,  Handelsbeziehungen  mit 

den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

285. 

Nichtstreitige  Rechtspflege, 
Gerichtsbarkeit  in  Österreich  nach 
der  Bestimmung  der  neuen  österr. 
Givilprozefsgesetze  491. 

Niedergelassene  in  der  Schweiz, 
deren  civilrechlichen  Verhältnisse 
(Schw.)  84. 

Niederlande,     Gesetzgebung    etc. 


m  Baehr^giflter. 
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900;  Rechtsprechuag  437;  Groft> 
jftbngkeitsalter  286;  Konkurs-  und 
Monlorienordiuing  800;  Voll- 
Streckung  ausländ.  Urteile  122,  129; 
Yereinbiaimg  ttber  dTÜproaefsrecht- 
lidie  Bestimmnngen  auf  Grund  der 
•  Haager  Konferenz  481;  Stellung  sur 
BerMr  LitterarkonTention40 ;  intern. 
Ober^nkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr 88;  Handelsver- 
trag mit  Spanien  285,  mit  Grieche- 
land  826:  Handelsbenehungen  mit 
Portugal472 ;  Antisklavereikonferens 
872;  Auslieferungsvertrag  mit  Mo- 
naco 285;  Beschlagnahme  in  Stn^ 
Sachen  857,  859,  467,  im  Ausliefe- 
rungsverkehr mit  Elsafs-Lothringen 
469. 

Kiederlassungsverträge,  s.  in- 
ternationale Verträge. 

Non  bis  in  idem,  in  Bezug  auf 
ausländ.  Strafurteile  141,  154. 

Kordamerika,  s.  Amerika. 

North  Dakota,  ürkundenle^lisa- 
tion  und  HandlungsflUiigkeit  der 
Ehefrauen  549. 

K  0  r  w  e  g  e  n ,  Grof^'ährigkeitBalter 
286 ;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
105,  129;  Handelsvertrag  mit  Grie- 
chenland 826;  Freundschafts-  etc. 
Vertrag  mit  Argentinien  871;  Stel- 
lung zur  Bemer  Litterarkonvention 
40,  Beitritt  hierzu  285;  Handels- 
vertrag mit  Spanien  278;  Anti- 
sklavereikonferenz  372;  Mitteilung 
der  Sterbeurkunden  540,  541. 


O. 

Obligationen,  Elinlösungspflicht  bei 
Zalustellen  im  Auslande  (Deutschl.) 
52. 

Obwalden  (Kanton),  s.  Unterwaiden 

ob.  d.  Wald. 
Öffentliches  Recht,   Rechtshalfe 

zwischen  Württemberg  und  Baden 

277,468. 

Österreich,  Gesetzffebung  87,  278, 
860,  470,  542;  Rechtsprechung  75, 
272,  458,  588;  Grofsjährigkeitsalter 
286;  Ehesclüiefsung  bayer.  Staats- 
angehöriger inÖ.-Ungam  858;,.  Ver- 
eheUchung  von  Angehörigen  Ö.-Un- 
gams  in  der  Schweiz  88;  Zustän- 
ai||[keit  zur  Untersuchung  der  Gültig- 
keit einer  im  Auslande  geschlossenen 
Ehe  (Ost)  538;  Zuständigkeit  für 


Scheidung  einer  in  Ungarn  ge- 
8chloBBenenfihefÖ8t)458;  Abnahme 
eines  in  Ost  anterl^ea  Eides  von 
einem  in  London  wohnenden  Eng- 
länder (Ost)  75;  intemationalrecht- 
liche  Bestimmungen  der  neuen 
österreichischen  Civilprozeftgesetse 
482  ff.;  neue  Exdcntionsordnung 
860,  497;  Vollstreckung  ausländ. 
UrteUe  in  Ost  106, 12M97,  insbes. 
deutscher  Urteile  (Ost)  272,  508; 
Vollstreckung  der  Schiedssprüche 
der  Berliner  Produktenbörse  (Ost) 
77:  Vollstreckung  rumänischer  Ur- 
teile (Ost)  278 ;  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  in  Ost  auf  Grund  der  neuen 
Exekutionsordnung  864,  498 ;  Voll- 
streckung Osten*.  Urteile  in  Serbien 
408;  Matrikenauszüge  im  Verkehr 
mit  Ungarn  470:  '\^rla88enschafts- 
abgaben  (Ost)  81,  bezüglich  des 
Nachlasses  von  Angehöngen  ver- 
schiedener schweizer  Kantone  866; 
Zurückstellung  der  Orden  278;  neues 
Urheberrechtsgesetz  in  Ost  87; 
Litterarverträge  mit  Italien  und 
England  890,  896;  Stelltmg  Ost. 
ziu*  Bemer  Konvention  40;  mtem. 
Obereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr 88;  Übereinkom- 
men mit  der  Schweiz,  Sanitätsmafs- 
nahmen  für  den  Grenzverkehr  und 
Bodensee  bei  Choleragefahr  471; 
Handelsverträge  mit  Serbien,  Rumä- 
nien, Korea  284,  mit  Griechenland 
826,  414,  mit  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  285;  Konvention, 
betr.  die  Schiffahrt  auf  dem  Pmth 
89;  Ost  bei  der  Antisklavereikon- 
ferenz  871:  Kosten  für  den  Rechts- 
hfilfeverkehr  in  Ost  866;  Eintrei- 
bung preufs.  Gerichtsgebühren  in 
Ost  87;  Rechtshülfevertrag  mit  Ser- 
bien 408;  Rechtshülfeverkehr  mit 
Brasilien  470,  mit  Bulgarien  542; 
nunmehrige  Bezeichnung  des  Min. 
des  Aufseren  91;  österr.-unaar. 
Konsularämter  286 ;  Urkunden- 
legalisation  durch  russ.  Konsulate 
542. 

Ohio,  Urkundenlegalisation  550. 

Oklahama,  Urkundenlegalisation, 
HandlungsHUiigkeit  der  Ehefrauen 
551. 

Oldenburg,  Binnenschiffahrt  540. 

Oranje-Fr  ei  Staat,  Freundschafts-, 
Niederlassungs-  und  Handelsvertrag 
mit  Belgien  371,  469;  O.F.  bei  der 
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AntiBklavereikonferenzSTl ;  Freond- 
schaitsyertrag  mit  O.F.  472;  Ans- 
liefeningsyer&ag  mit  Belcien  471. 

Order  o?  discharge  169. 

Oregon,   UrkundenlefHLlisatioii   550. 

Ort  der  begangenen  Tnat  9. 

Ostafrika,  Schutztnippen  473. 

OttomanisciieB  Reich,  s.  TOrkel. 

p-  «. 

Pariser  Konferenz  über  Abänderung 
der  Bemer  Konyention  898. 

Part  ei  Wille  für  Anwendung  des 
örtl.  Rechts  (Schw.)  82. 

Patente,  ausländische,  deren  Pflln- 
dung  unthunlich  245:  Übereinkom- 
men zwischen  Deutschland  und  der 
Schweiz  über  Patent-  etc.   Schutz 

geutschl.)  488;    Nichtigkeit  eines 
f  ndungspatents  (Frankr.)  458. 
Pennsylyanien,  UrkundenlegaUsa* 
tion  550. 

Persönliche  Handlungsfähig- 
keit, 8.  Handlungsfähigkeit 

Persönliche  Kechtsverhält- 
nisse,  örtl.  Hecht  nach  den  Be- 
schlüssen der  Kommission  für  das 
bürgerl.  Gesetzbuch  des  Deutschen 
Reichs,  2.  Lesung  8. 

Personenstand,  s.  Statiisfragen. 

P  e  r  s  i  e  n ,  Handelsyertrag  mitGriechen- 
land  826,  freier  Zutritt  zu  den  Ge- 
richten Griechenlands  414;  Anti- 
sklayereikonferenz  872. 

Peru,  Handelsvertrag  mit  Brasilien 
472;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
129. 

Pfandrecht  am  immobilisierten 
Schifif  (Deutschi.)  510. 

Pfle  ff  Schaft  über  Ausländer  18;  s. 
auch  Vormundschaft. 

Photographien,  deren  Schutz  41, 
45,  254,  (Engl.)  529. 

Plastische  Kunstwerke,  Urheber- 
rechtsschutz 45. 

Portugal,  Grof^ährigkeitsalter  286 ; 
Rechtzeitigkeit  und  Form  eines  in 
P.  anfgenonmienen  Wechselprotestes 
(Deutschi.)  429;  Vereinbanmg  über 
civilprozeisrechtliche  Bestimmungen 
auf  Grund  der  Haager  Konferenz 
481;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
97,  117,  119,  iS);  Antisklaverei- 
konferenz  872. 

Präsentation  der  im  Auslande  aus- 
gestellten und  zahlbaren  Handels- 
papiere (Belg.)  70;    eines  auf  das 


Ausland  gezogenenOheckB(I>eutschL 

482. 
Praesnmptio  muciana,  örtliches 

Recht  14. 
Preis  bei  Käufen  nach  englischem 

Recht  808. 
Preufsen,    Gesetzgebung,    Verord- 
nungen etc.  86,  856,  588;  Mitteilung 

der  bterbeurknnden  yon  Ausländem 

588;  Einziehung   österr.  Gerichts- 
•    gebühren  in  Pr.  87;  Erwirkung  yon 

Auslieferung  aus  Frankreich  857; 

Schifbregister  für  BinnenschifEüirt 

588. 
Priyatstrafen  nach  dem  Recht  des 

ausländ.  Thatortes  9. 
Prohibitiygesetz  21. 
P  r  0 1  e  s  t  f  r  i  s  t  bei  ausländ.  Wechseln 

166. 
Proyision    für  Vermittelung    eines 

Gutskauis  (Deutschi.)  425. 
Prozefsfähigkeit    der   Ausländer 

nach   der  Bestimmung   der   neuen 

österr.  Givilprozefsgesetze  498. 
Prozefskostenkaution,  s.  Sicher* 

heitsleistung. 
Pruth,  Schiffahrtskonvention  89. 
Pseudonyme  Werke,  deren  Schutz 

41,  47,  (ÖBt.)  87. 
Pupillen,  s.  Vormundschaft 

R. 

Realitäten,  s.  unbewegliche  Sachen. 

Recht,  ausländisches,  s.  ausl.  Recht 

Rechtsanwälte,  Advokatenkongrefs 
in  Brüssel  544. 

Rechtsfähiffkeit  5. 

Rechtsgeschäfte,  Form,  s.  Form. 

Rechtshülfe,  bei  Ersuchen  auf 
Grund  des  deutschen  Börsengesetzes 
467;  Beitreibung  von  Geldstrafen, 
Beschwerdegericht  (Deutschi.)  67; 
Kontrolle  durch  ersuchenden  Richter 
(Frankr.)  582;  Rechtshülfekosten  bei 
den  hessischen  Gerichten  in  Unfall- 
versicherungssachen 187;  Ersuchen 
eines  Milit£vericJits  855:  Verneh- 
mung von  Zeugen  in  Militärstraf- 
sachen 874;  Vereinbarung  zwischen 
Baden  und  Württemberg  für  R.  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
277,  468;  Vereinbarung  über  civil- 
prozefsrechtliche  Bestimmungen  auf 
Grund  der  Haager  Konferenz  481; 
R.  auf  Ersuchen  ausländ.  Gerichte 
nach  der  neuen  österr.  Civilprozefs- 
Ordnung  488,  insbesondere  im  Voll- 
streckungsverfahren  868, 864 ;  Kosten 
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a>  den  Rechtshülfereikelur  in 
terreich  886;  R.  zwischen  Oster- 
reich and  Brasilien  470,  Bulgvien 
542:  Ersuchen  niederl&ndiscfaer  Be- 
hörden um  Beschlamahme  in  Straf- 
sachen 357,  859;  R.  im  Ansliefe- 
nmgsTerkehr  zwischen  Württemberg 
und  Frankreich  468. 

Rechtsprechung  49,  161,  256, 
358,  422,  505. 

Res  judicata  im  Strafrecht,  deren 
exterritoriale  Wirksamkeit  29,  81  f. 

Retorsion  21. 

Reziprozität,  s.  Gegenseitigkeit 

Rhe  i  nschi  ff  ah  rt ,  Zuständigkeit  der 
Rheinschiffiüirtsgerichte  (Deutsch].) 
267;  Schi£fahrtsordnung  zwischen 
Schweiz  und  Baden  868. 

Rhode  Island,  Urkundenlegalisii- 
tion  548. 

Rückverweisung  4. 

Rumänie  n,  GrofigAhriii^keitBalter  286; 
HandelsTertrflge  mit  Österreich, 
Belgien  284;  Konvention,  betr.  die 
Schiffahrt  auf  dem  Pruth  89:  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  113,  128; 
Vollstreckung  rumänischer  Urteile 
in  Österreich  (Ost.)  273;  Ausliefe- 
runffsvertraff  mit  Grofsbritannien  285. 

R  u  fs  1  an  d ,  Grofsjährigkeitsalter  286 ; 
Befreiung  russischer  Handelsgesell- 
schaften von  Prozefskostenkaution 
(Deutschi.)  174,  [447;  Hinterlassen- 
schaftskonvention mit  Deutschland 
540;  Arrest  in  den  Nachlafs  eines 
Russen  (Deutschi.)  516;  Stellung 
zur  Bemer  Litterarkonvention  40; 
russischer  Gesetzentwurf  über  das 
Urheberrecht  48;  internationales 
Obereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
finchtverkehr  88;  Konvention,  betr. 
Schiffahrt  auf  dem  Pruth  89;  Han- 
delsvertrag mit  Frankreich  285, 
Griechenland  326,  mit  Japan  371; 
Beglaubigung  von  Urkunden  durch 
russ.  Konsulate  86,  856,  542;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  97,  105, 
129;  Auslieferungsvertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
285;  Antisklavereikonferenz  872. 

Sachen,  örtl.  Recht  7;  Wechsel  des 
Standorts  bei  bewegl.  S.  (Deutschi.) 
424;  s.  auch  bewegliche,  unbeweg- 
liche S. 

Sachsen  (Königreich^  Gesetzgebung 
etc.  359,  467,  589. 


S  ach  sen-Koburg-Gotha,  Gesetz- 
gebung 187;  Anstellung  von  Be- 
glaubigunnbeamten  187. 

Sachsen -lifoiningen,  Gesetzge- 
bung etc.  540. 

Sachsen -Weimar,  Gesetzgebung 
etc-  540* 

Säle  of  Goods  Act  289. 

Salvador,  Grof^ähriffkeitsalter  286 ; 
Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  mit  Mexiko 
285;  Freundschafts-  etc.  Vertrag 
mit  Honduras  472. 

Sammelwerke,  Urheberrechts- 
schutz 48,  47. 

Sanität,  internationale  Konferenz, 
Sanitätsmafsnahmen  ftlr  den  Boden- 
see bei  Choleragefahr  471. 

Seh  äff  hausen  (£[anton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  128; 
Vollziehungsverordnung  zum  bad.- 
schweizer.  Vertrage  über  Schiffahrt 
auf  Untersee  und  Rhein  868. 

Schaumburs  -  Lippe,  Gresetzge- 
bun^  etc  541. 

Scheidung,  s.  Ehescheidung. 

Schenkung,  örtl.  Recht  des  dem 
Geschenkgeber    im    preufs.   Recht 

gewährten  Kompetenzanspruches 
3eut8chl.)  425. 

Schiedsgericht,  Schiedsgerichts- 
vertrag zwischen  Salvador  und^Hon- 
duras  472. 

Schiedsspruch,  Klage  auf  Erfül- 
lung eines  ausländ.  (Londoner  Kom- 
bdrse)  Seh.  (Deutschi.)  55 :  der  Ber- 
liner Produktenbörse,  Vollstreckung 
in  Österreich  (Ost)  77 :  Vollstreckung 
schiedsrichterlicher  Urteile  in  Öster- 
reich (Ost)  463. 

Schiff,  s.  Flufsschiffe,  Damp&chiff. 

Schiffahrtsordnung,  intern,  für 
den  Pruth  367;  für  den  Bodensee 
367;  für  den  Untersee  und  Rhein 
368. 

Schiffsgläubiger,  örtl.  Recht  für 
die  Ver|ährung  der  Forderung  eines 
Sch.Gl.  (Deutschi.)  436;  Pfandrecht 
des  Sch.Gl.  (Deutschi.)  510. 

Schiffszusammenstofs,  von 
Schiffen  der  Ausländer,  Schweden 
(Frankr.)  454;  von  Flufsschiffen 
(Deutschi.)  170,  514. 

Schriftwerke,  Urheberrechtsschutz 
45. 

Schul  fonds,  Landesschulbeitraff  von 

Verlassenschaften  in  Galizien  366. 

Schuld  Verhältnisse,  Örtl.  Recht  8. 
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-Schutzgebiete,  deutache,  RechtB- 

-    verhältniase  in  denselben  472. 

Schutzttuppen  in  den  deutschen 

•    Schutzgebieten  473. 

Schwarzburg-Rudoistadt,  Ge- 
setzgebung etc.  541. 

Schwarzburg-Sondershausen, 
Gesetzgebung  etc.  541. 

Schweden,  Grofq&hrigkeitsalter 
286;  Handebvertrag  mit  Spanien 
285,  mit  Griechenland  326;  Freund- 
schafts- etc.  Vertrag  mit  Argentinien 
371;  Vollstreckung  ausl.  Urteile  105, 

>  129;Antisklayereikonferenz372;Mit. 
teilung  der  Sterbeurkunden  540,541. 

Schweiz,  Gesetzgebung,  Verordnun- 
gen etc.  88,  367 ;  Kechtsprechung  82, 
466,  536;  Verehelichung  von  Ange- 
hörigen Osterreich -Unrams  in  aer 
Schw.  88 ;  civilstandsamtiiche Verein- 
barung mit  Spanien  88;  Verkehr 
der  scüweizer.  Gesandtschaften  und 
Konsulate  im  Auslande  mit  den 
schweizer.  Bundesbehörden  88 ; 
französ.-schweizer.  Staatsvertrag  von 
1869  (Frankr.)  455;  Unznlässigkeit 
des  Arrests  gegen  auswärtige  Firmen, 
die  in  der  Schw.  Zweigniederlassun- 
gen haben  (Schw.)  82;  Vollstreckung 
ausländ.  Ehescheidungsurteile  in  der 

'  Schw.  123;  Nachlaisbehandlungs- 
konvention  mit  Brasilien  88,  89, 
188;  Testamente  von  Ausländem 
(Schw.)  84;  Schi^hrtsordnung  zwi- 
schen Schw.  und  Baden  für  Ünter- 
see  und  Rhein  368 ;  Konvention  mit 
Deutschland,  die  bad.  Gemeinde 
Büdingen  betr.  88 ;  Übereinkommen 
mit  Deutschland  über  Patent-,  Mar- 
ken- und  Musterschutz  (DeutschL) 
438, „(Schw.)  466;  Übereinkommen 
mit  Österreich,  Sanitätsmafsnahmen 
för  den  Grenzverkehr  und  Bodensee 
bei  Gholeragefahr  471 ;  intern.  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr 88;  Handelsvertrag 
mit  Egvpten  285,  mit  Griechenland 
326;  Beziehungen  zu  Griechenland 
für  Markenschutz  89;  Entwurf  des 
Schweiz.  Bundesstrafgesetzbuchs  92, 
551. 

S  c  h  w  y  z  (Kanton),  Vollstreckung  ausl. 
urteile  128;  Gebührenbehandlung 
des  Nachlasses  von  Schw.  Kantons- 
angehörigen in  Österreich  366. 

See,  Seegerichte  in  Österreich  nicht 
zuständig  zur  Vollstreckbarkeits- 
erklärung ausländ.  Urteile  460. 


Seenanns&mter,  Volhnf  ausw&r- 
^ler  Bescheide  derselben  m  Bayern 

Sequester  fScr  Nadüässe  ron  Aus- 
ländem (Frank.)  186. 

Serbien,  Übergang  des  Eigentums 
an  Frachtgut  aus  Serbien  (Deutschl.) 
428;  Handelsvertrag  mit  Österreich 
284,  mit  Frankreich  285;  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  105,  129, 
403. 

Sicherheitsleistung,  für  Ge- 
richtsgebühren, Verhältnis  zu 
Grofsbritannien  353  ;fürProzers- 
kosten:  bei  Klagen  ungarischer 
Staatsbürger  in  Deutschland  89: 
der  Ausländer  in  Ungarn  276,  357, 
359,  467;  bei  Klagen  russischer 
Handelsgesellschaften  (Deutschl.) 
174,  447 :  nach  griechischem  Hechte 
324,  327;  im  Kanton  Luzem  368; 
in  Frankreich  (Frankr.)  531;  im 
Kanton  Genf  (Schw.)  536;  in  Spa- 
nien (Span.)  537;  bei  Anträgen  auf 
Konkurseröffiiung  (Frankr.)  455;  die 
S.  nach  den  Beschlüssen  der  Haager 
Konferenz  481;  S.  f.  Prozefsk.  nach 
der  Bestimmunir  des  neuen  österr. 

Sivilprozesses  493 :  englisch-schweiz. 
l)ereinkommen  (Schw.)  536. 

Sieherungsverfahren  in  Öster- 
reich 360,  366. 

Sklavenhandel,  s.  Antisklaverei- 
konferenz. 

Slavonien,  Ehegesetzgebung  280, 
369;  Austausch  ron  Matrikenaus- 
zügen 470. 

Societäten,  s.  Gesellschaften. 
Solothurn  (Kanton),  Vollstreckung 

ausländ.  Urteile  12^. 
South  Dakota,   Urkundenl^;alisa- 

tion    und   Handlungsfähigkeit   der 

Ehefrauen  549. 

Spanien,  Rechtsprechung  537 ; 
Grofsjährigkeitsalter  286;  Verein- 
barung über  civilprozefsrechtl.  Be- 
stimmungen auf  (jrund  der  Haager 
Konferenz  481 ;  Handelsverträge  mit 
Norwegen  u.  Schweden,  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  den  Nieder- 
landen 285;  Freundschaftsvertrag 
mit  Honduras  371;  civilstandsamt- 
iiche Vereinbarung  mit  der  Schweiz 
86;  Vollstreckung  ausländ.  Urteile 
123,  128;  S.  bei  Antisklavereikon- 
ferenz  371. 

Staat,  Hafkmg des  St  Dritten  gegen- 
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ftber  aus  StaatsverUgen  (Deatochl.) 
499. 

Staatsangehdrigkeit  20;  Wechsel 
der  StA.  859;  St.A.  in  Frankreich 
(Frank.)  531;  8tA.  der  in  Frank- 
reich geborenen  natürÜchen  Kinder 
(Frankr.)  71;  doppelte  StA.  88; 
Bechtaverh&ltnisae  der  keinem  Staate 
angehörigen  Penonen  20;  £he- 
8chlie(saiu(  staataloser  Personen  in 
Baden  161. 

Staatsbankerott  und  die  moderne 
Rechtswissenschaft  878. 

Staat 8 vertrage,  ob  Staat  für  die 
Erfnllang  der  in  öffentlich  bekannt* 
gemachtem  StaatsTertrajge  über- 
nommenen Pflichten  dritten  Per- 
sonen haftet  (Deutschi.)  449;  Fest- 
Btellong  der  Gerichtszuständigkeit 
in  einem  StY.  (Frankr.)  454. 

Stammgüter  20. 

Statusfrai^en,  Unmstftndigkeit  der 
franz.  Genchte  für  Streitigkeiten  der 
Ausländer  in  St  (Frankr.)  532. 

Stempelgebühren  in  Griechenland 
880  f. 

Sterbeurkunden,  Mitteilung bezgl. 

der  Ausländer  538,  540. 
Steuer,  Besteuerung  ausländ.  Gesell« 

schatten  in  Griechenland  329. 
Stiftungen,  örtl.  Recht  5. 
Strafämter,  Einrichtung  derselben 

467. 

Straffolgen  bei  Yerurteilnng  im 
Auslande  211. 

8  traf  Sanktion  der  Genfer  Ober- 
einkunft 35. 

Strafurteile,  Mitteilung  der  StU* 
467,  539;  exterritoriale  Geltung  der 
aus].  StU.  25,  141,  210. 

Strafyerfahren  gegen  Militärper- 
sonen in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten 473. 

S  t  r  a  fy  e  r  fü  gu  n  g ,  polizeiliche,  deren 
Vollzug  in  Bayern  277. 

Strafverjährnng  bei  Verurteilung 
im  Auslande  (Fruikr.)  457. 

S  üd  amer  ik  an  i  s  cheStaatenyGrofs- 
jährigkeitsalter  286. 

8üdwe8tafrika,Scfautztruppen473. 

T. 

Tau  seh  Ter  trag    nach   englischem 

Recht  292. 
Tennesee,   ürknndenlegalisation, 

Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 

550. 


Territorialitätsprincip  im  Straf- 
recht 27. 

T  e  s  s  i  n  (KaatonX  Vollstreckung  ausL 
Urteile  123,  128;  Gebührenfreiheit 
des  beweglichen  NachlMses  Ton 
Kantonsangehörigen  in  Osterreich 
866;  Appellationsinstanz  im  Kanton 
868. 

Testamente,  Fonn,  Errichtung  und 
Aufhebung  derselben  18;  T.  von 
Ausländem  (Schw.)  84;  T.  im  Aus- 
lande errichtet  (Frankr.)  580;  von 
Ausländem  in  fVankreich  (Frankr.) 
73. 

Texas,  Urkundenlmdisation  548. 

Thatort,  örtl.  Recht  9. 

Teillieferung  nach  englisch.  Recht 
806. 

T h u  r g a  u  (Kanton),  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  129;  Vollziehungs- 
▼erordnung,  die  Fischerei  im  Boden- 
see betr.  368. 

Todeserklärung  der  Ausländer  5. 

Transport,  Internat  Güterverkehr 
(Schw.)  85. 

Trennung  von  Tisch  und  Bett  11. 

Trunkenneit,  Annullierang  der 
Verträge  nach  englischem  Recnt  293. 

Türkei,  Grofi^ährigkeitsalter  286; 
freier  Zutritt  zu  den  Gerichten 
Griechenlands  414;  Osten*.  Kons, 
ftkr  Streitigkeiten,  bei  welchen  türk. 
Staatsangehörige  beteiligt,  nicht  zu- 
ständig (Ost)  464;  Vollstreckung 
ausländ.  Urteile  105,  129;  Anti- 
sklavereikonferenz  372. 

r. 

übersetzungsrecht,  dessen  Schutz 
41,  252. 

Unbewegliche  Sachen  im  Nach- 
lasse eines  Ausländers  (Frankr.)  452. 

Uneheliche  Kinder,  deren  Legiti- 
mation 15 ;  Rechtsverhältnisse  g^en- 
über  der  Mutter  16;  Alimentations- 
pflicht des  Vaters  16  j  Staatsange- 
nörigfceitder  inFrankreich  geborenen 
natürlichen  Kinder  (Frann*.)  71. 

Unerlaubte  Handlungen,  örtl. 
Recht  9. 

Unfallschiedsgericht  für  preufs. 
Staatsbetrieb,  Auslagen  für  Erledi- 
gung von  Ersuchen  86. 

Unfallversicherung,  Rechtshülfe 
187. 

Unlauterer  Wettbewerb  43,  356. 

Ungarn,  Grofsjährigkeitsalter  286; 
Verkündung  und  Beurkundung  der 
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anfserhalb  U.  geschlossenen  Ehen 
d68;  unffar.  Adoptionsrecht  191; 
Ungar.  Ehegesetzgebong  276,  280; 
Eheschliefsung  bayer.  Staatsange- 
höriger in  ü.  358;  von  Württem- 
bereem  359:  badischer  Staatsange- 
hönger  468^  Zuständigkeit  för 
Scheidung  emer  in  U.  geschlos- 
senen Ehe  (Ost)  458;  Sicherheits- 
leistung der  Ungar.  Staatsbüiger  bei 
Klagen  in  Deutschland  89;  Ehe- 
scheidung Ungar.  Staattsbürger  478; 
der  Ausländer  in  ü.  276,  857,  359, 
467;  Stellung  zur  Bemer  Konven- 
tion 40;  intern.  Obereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr 
88;  staatl.  Führung  der  Matriken 
in  U.88;  ung^r.  Verüassungsgesetze, 
Litteraturbericht  98 ;  Austausch  der 
Matrikenauszüge  im  Verkehr  mit 
Österreich  470;  Vollstreckung  ausl. 
UrteUe  125,  129;  ü.  bei  Anti- 
sklave^eikonferenz  371. 

Untergang  verkaufter  Waren,  eng- 
lisches Recht  302. 

Unterhalt  der  unehelichen  Kinder 
16;  Unterhaltspflicht  der  Verwand- 
ten 17. 

Unters ee,  s.  Bodensee. 

Unterwaiden  n./ W.  (Kanton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  129. 

Unterwaiden  o.AV.  (Kanton),  Voll- 
streckung ausländ.  Urteile  106,  130; 
Gebührenfreiheit  des  Nachlasses  von 
Kantonsangehörigen  in  Österreich 
366. 

Unverletzlichkeit  der  diploma- 
tischen Personen  35. 

Unwandelbarkeit  des  Güterrechts 
14. 

Unzuständigkeit  des  Gerichts, 
Würdigung  üei  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  135. 

Urheberrecht,  Nachdruck  im  Aus- 
lande 236,  (Engl.)  529;  In-  und 
Ausländer  in  Bezug  auf  das  U. 
348;  Veriagswerke  250;  Verviel- 
fältigung von  Werken  388,  (Engl.) 
529;  Berner  Konvention  38,  3%; 
U.  der  Ausländer  (Engl.)  452,  529; 
Dresdener  Litterarkongrefs  39  f.; 
einheitliche  Urheberrechtsgesetz- 
ffebung  in  den  Staaten  der  Bemer 
Konvention  41 ;  Anregung  zur  Aus- 
arbeitung eines  Mustergesetzentwurfe 
über  das  U.«  sowie  über  den  Schutz 
des  künstlerischen  Erbteils  44;  russ. 
Gesetzentwurf  über  das  U.  48 ;  neues 


Urheberrechtsgesetz  in  Österreidi 
V.  J.  1895  87;  Erfllliunff  der  im 
Ursprungslande  vorgesoiriebenen 
Förmlichkeiten  (Belg.)  528. 

Uri  (Kanton),  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  128. 

Urkunden,  zum  Gebrauche  in  Rufs- 
land,  in  Nordamerika  bestimmt, 
deren  Beglaubigung  86,  366,  542; 
U.  im  Auslande  errichtet,  Voll- 
streckung in  Osterreich  364:  Beweis 
durch  im  Auslände  erricntete  U. 
nach  dem  neuen  österr.  Oivilprozefs 
496. 

Ursprungsland,  Bemer  Konven- 
tion 339. 

Urteile  ausländischer  Ge- 
richte, deren  Anerkennung  21. 

Urteile,  ausländische,  deren  VoU- 
streckimg,  s.  Vollstreckung  ausländ. 
UrteUe. 

Uruguay,  Kündigung  des  Freund- 
sdiafts-  etc.  Vertrags  mit  Grofs- 
britannien  472. 

Utah,  Urkundenlegalisation  550. 

V. 

Vakanter  Nachlafs  (Frankr.)  185. 

Venezuela,  Vollstreckung  ausländ. 
Urteile  129. 

Verbandsländer  nach  den  Prin- 
cipien  der  Bemer  Konvention  338. 

Verbürgung  der  Gegenseitigkeit, 
s.  Gegenseitigkeit 

Verbüfsung  der  Strafe,  teilweise, 
in  ausländ.  Urteilen  erkannt  147. 

Vereine  5. 

Vereinbarung  eines  Gerichtsstan- 
des für  Wechselklagen  173;  V.  auf 
ein  ausländ.  Gericht  (Deutschi.)  178. 

Vereini^teStaaten  V,  Amerika, 
8.  Amenka. 

Verfall  des  Wechsels  166;  auf  Por- 
tugal  gezogener  jWedisel  (Deutschi.) 
429. 

Vergeltungsrecht  21;  bezüglich 
Vollstreckung  der  Urteile  131. 

Verjährung  der  im  Auslande  aus- 
gestellten und  zahlbaren  Handels- 
wertoapiere  (Belg.)  70,  167;  der 
Forderung  eines  Schiffsgläubigers 
(Deutschi.)  436;  V.  der  Strafen 
(Frankr.)  457. 

Verkehr  mit  dem  Auslande,  s. 
Rechtshülfe. 

Verlag,  Dresdener  Litterarkonerefs 
48,  47 ;  in-  u.  ausländische  Veriags- 
werke 250. 
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YerlasseiiBchaft,  8.  Nachlafsber 

handlang, 
y ermittelang    eines    Gutskaofes, 

Provision  (Deutschi.)  425. 
Vermögen,    Gerichtsstand   des   Y. 

nach  dem  nenen  österr.  Civilprozels- 

gesetze  490. 
Yermögensstrafen,  Beistand  bei 

Yollstreckang  Yon  Y.  277. 
Yeröffentlichung   in    Beriehnng 
-   auf  Urheberrechtsschatz  344. 
Yermont,  Urkundenlegalisation  und 

HandlungsfUiigkeit  der  Ehefrauen 

548. 
Verschollene  5. 
Versicherung,  s.  Unfall-,  Lebens- 
versicherung. 
Verträge,  fiitemationale ,  s.  intern. 

Verträge. 
Vertretung  eines  ausländischen  in 

Baden  klagenden  Kindes  (Deutschi.) 

256. 
Verurteilung  im  Auslande  147, 

210. 
Vervielfältigung  von  Werken,  s. 

Urheberrecht 
Verzug   mit   Zahlung   bei    Waren- 

k&ufen  nach  engl.  JEUcht  804. 
Virginia.     Urkundenlegalisation, 

Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 

550. 

Volljährigkeit,  s.  Grofqährigkeit 

Vollmachtsform  (Span.)  537. 

Vollstreckung,  neue  ßKekutions- 
ordnung  in  Österreich  360;  Voll- 
streckung eines  Urteils  gegen  Aus- 
länder in  Deutschland  trotz  ent- 
gegenstehendem ausländisch.  Urteils 
(Deutschi.)  519. 

Vollstreckung  ausländisher 
Urteile  21,  ff7,  138:  Prüfung  der 

'  Zuständigkeit  nach  J  661  Ziß.  3 
der  CPr.O.  63, 135,  (Deutschi.)  448 ; 
Widerklage  im  Verfahren  nach  §§  660 
u.  661  der  CPr.O.  332;  V.  österr. 
Urteile  in  Deutschland  (Deutschi.) 

'  60;  Gegenseitigkeit  im  Verhältnis 
zu  England  398;  V.  deutscher  Ur- 
teile in  Serbien  403;  V.  a.  U.  in 
Österreich  (Ost.)  .76,  498,  insbes. 
deutsch.  Urteile  (Ost)  503;  schieds- 
gerichtlicher Urteile  (Ost)  160,  467; 
auf  Grund  der  neuen  österr.  Exe- 
kutionsordnunff  364,  497;  V.  der 
ausländ.  Urteile  im  Kanton  Luzem 
368;  in  Frankreich  97,  106,  129, 
(Frankr.)  183,  184;  in  Brasüien 
473. 


Vollstreckung  y.  Vermö(;ens- 
s trafen,  Beistand  bei  Einziehung 
277. 

Vormundschaft,  örtL  Recht  17; 
Bevormundung  eines  Deutschen  im 
Auslande  17;  Personalstatut  (Belg.) 
451;  V.  aber  entmündigte  volljährige 

.  Personen  nach  den  Beschlüssen  des 
Inst  de  droit  intern.  34. 

Vortrag  e(mündliche),Urheberrechts- 
schütz  41,  45. 

Vorzugsrecht  beim  Zwangsverkauf 
eines  Schiffes  (Deutschi.)  510. 


Waa dt  (Kanton),  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  106,  129. 

Wahlkindschaft,  s.  Annahme  an 
Kindesstatt. 

Wallis  (Kanton),  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  119,  130;  Gebührenfreiheit 
von  Staatsangehörigen  bei  beweg- 

'  liehen  Nachlässen  in  Österreich 
866. 

Waren  kauf,  englische  Rechtssätze 
über  solchen  289. 

Warenzeichen,  s.  Markenschutz. 

Warranty  805  ff. 

Washington,  Urkundenlegalisation 
550. 

Wechsel,  Verfalltag ,  Protestfrist 
166;  bei  Hamburger  auf  Portugal 
gegen  W.  (Deutschi.)  429;  Veijäh- 
rung  im  Aaslande  ausgestellter  W. 
167. 

Wechselklagen,  Vereinbarung 
eines  Gerichtsstandes  für  W.K.  173. 

Wechselstreitigkeiten  zwischen 
Ausländem  in  frankreich  (Frank.) 
72. 

Werke  der  Kunst  und  Litteratur,  s. 
Urheberrecht 

West-Virginia,  Urkundenlegalisa- 
tion 550. 

Wettbewerb,  unlauterer,  auf  dem 
Gebiete  des  Urheber-  und  Verlags- 
rechtes 43:  Reichsgesetz  zur  Be- 
kämpfung aes  u.  W.  356. 

Widerklage  im  Verfahren  nach 
660  u.  661  der  deutschen  CPr.O. 


Wisconsin,  Urkundenlegalisation, 
Handlungsf^igkeit  der  Ehefrauen 
550. 

Wohnsitz,  Einflufs  des  ehel.  Güter- 
rechts auf  die  Anwendung  des  Wohn- 
sitzrechts für  Erbfälle  446,  (Deutschi.) 
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606;    Wechsel  des  W.  (DeatschL) 
606t 

Württemberg,  Gesetzgebung  etc. 
277,  859,  AffT,  589;  Ehescfaliersimg 
von  Württemberffem  in  Ungarn  859; 
Beerbung  eines  In  W.  vefstorbenen 
hülfe  atu  dem  Gebiete  des  Öffent- 
lichen Rechts  277 ,  285,  468:  Aus- 
liefenu^pvertE«g  zwischen  W.  und 
Frankreich  468;  Einrichtung  der 
Strafregister  und  Mitteilung  der 
Strafurteile  589. 

W  y  0  m  i  n  g ,  Urkundenl^Alisation, 
HandlungsAhigkeit  der  Ehefrauen 
549. 


Zahlungs  zeit  bei  Warenkauf  nach 
engl.  Recht  804. 

Zanzibar,  Zuständigkeit  des  deut- 
schen Konsuls  zur  Ausstellung  des 
in  §  47  Abs.  2  des  Personenstands- 
gesetzes erforderten  Zeugnisses  der 
„ausländischen  OrtsbehOrde**  64 ; 
AntisklaTereikonferenz  872. 

Zeichenschutz,  siehe  Marken- 
schutz. 

Z  e  u  ff  en ,  Vorladung  von  im  Auslande 
wohnenden  Zeugen  in  Strafsachen 
878. 

Zeugenvernehmung,  verspätete 
Benachrichtigung  von  einer  Z.Y.  im 
Auslande  (E^utschl.)  179;  eidliche 
Yemehmung  der  Zeugen  bei  Rechts- 
hülfe in  Militärstraftachen  874;  s. 
Beweisaufiiahme. 

Zuckersteuergesetz,  Abänderung 
desselben  856. 

Zürich  (Kantoni  Vollstreckung  ausl. 
Urteile  128,  180. 

Z Uff  (Kanton),  Vollstreckung  ausländ. 
iJrteile  129. 

Zusammenhang,  rechtlicher, 
der  Widerklage  mit  der  Klage  ant 
Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
884. 


Zuständigkeit,  FeststeUnng der  2. 
in  einem  Staatsvertrage  (raakr.) 
454;  Z.  für  die  Erbschaftskiage 
^rankr.)  455;  für  Klagen  aus  don 
Reichsgesetze  zur  Bekämpfong  dea 
unlauteren  Wettbewerbes  865;  Z. 
nach  §  661  Ziff.  8  der  CJ^.O.  63, 
185,  (Deatschl.)  448;  für  Scheidung 
einer  in  Ungarn  geschlossenen  Ehe 
(Ost)  485;  Prüfung  der  Z.  bei  Voll- 
streckung von  Uitsilen  in  Frank- 
xeich  (Frankr.)  184,  455;  £n|^d 
gegenüber  899;  freiwillige  Unter- 
wäung  401;  der  französ.  Gerichte 
bei  Rechtsstreiten  zwischen  Aus- 
ländem (Frankr.)  72,  455»  532;  der 
griechisdien  Gerichte  418;  in  Pro* 
zessen  zwischen  Ausländem  828; 
der  belgischen  Gerichte  (Belg.)  5S8; 
der  österr.  Gerichte  für  Untere 
suchunff  der  Gültigkeit  einer  im 
Auslände  geschlossenen  Ehe  (Ost.) 
588;  der  deutschen  Kcmsuln  au^ 
Ausstellung  des  Zeugnisses  nach 
§47  des  Personenstanosgesetzes  64; 
Streitigkeit  über  die  Z.  mit  ausländ. 
Behörden  nach  den  neuen  österr. 
Civilprozefsgesetzen  489. 

Zustellung  der  Ladung  an  das 
ausländ.  Gericht  (Dentschl.)  60; 
Prüfung  der  Z.  der  Klage  bei  Voll- 
streckbarkeitsklagen  ausländ.  Urteile 
in  Osterreich  (Ost)  76;  bei  Voll- 
streckung von  Urteilen  in  Frank- 
(Frankr.)  184. 

Zustellung  im  Auslände,  in  Bra- 
'  silien  471;  Bestimmungen  Über  Z. 

i.  A.  im  neuen  österr.  Givilprozeüa 

494. 

Zutritt,  freier  zu  den  Gerichten, 
Klausel  in  den  intern.  Veträgen  328. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Hamburger  Vorschriften  über  Dampf- 
kesselrevision im  Auslände  aufHam- 
buiger  Schiffen  (Deutschi.)  180. 

Zwangsvollstreckung^  s.  Voll- 
streckung. 
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